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Vorrede. 


Der Gegenſtand dieſes zweiten Bandes der „Geſchichte der 
katholiſchen Kirche in Deutſchland im 19. Jahrhundert“ iſt von 
hoher Wichtigkeit. Er umfaßt die Periode vom Abſchluſſe der 
Concordate bis zur Biſchofsverſammlung in Würzburg im März 
1848 und behandelt die Vereinbarungen der deutſchen Regie⸗ 
rungen mit dem heiligen Stuhl zur Ordnung der kirchlichen Ver⸗ 
hältniſſe, die Ausführung der einzelnen Conventionen durch die 
beiderſeitigen Contrahenten, die Verhandlungen und Kämpfe be- 
züglich der gemiſchten Ehen, die kirchliche Wiſſenſchaft und das 
religiös⸗ſittliche Leben jener Zeit mit ſeinen Licht⸗ und Schatten⸗ 
ſeiten. 

Eine kritiſche, unparteiiſche und namentlich aus den Quellen 
geſchöpfte Darſtellung der Geſchichte dieſer Periode erſcheint um 
jo mehr geboten, als die Meinungen und Urtheile katholiſcher 
und proteſtantiſcher Schriftſteller weit auseinander gehen und 
vielfach ſich diametral entgegen ſtehen. Aus dieſem Grunde war 
ich bei Auswahl der Literatur vorzüglich darauf bedacht, die 
officiellen Actenſtücke und andere wichtige Documente aus dieſer 
Zeit, welche mir zugänglich waren, zu verwerthen und zur Grund— 
lage meiner Arbeit zu machen, zugleich aber auch die dama— 
ligen und ſpäteren einſchlägigen Schriften zu Rathe zu ziehen, 
die von den Vertheidigern, wie von den Gegnern der katholiſchen 
Kirche vorgetragenen Anſichten auf ihren Werth zu prüfen, die 
Gründe für und gegen genau abzuwägen, um auf dieſe Weiſe 
ein der Wirklichkeit getreu entſprechendes Bild der kirchlichen Ver— 
hältniſſe zu entwerfen. 


VIII Vorrede. 


Wer die Schickſale der katholiſchen Kirche in Deutſchland 
vom zweiten bis zum fünften Decennium unſeres Jahrhunderts 
mit Aufmerkſamkeit verfolgt, wird ſich der Ueberzeugung nicht 
verſchließen können, daß eine Bevormundung und Beherrſchung der 
Kirche durch die Staatsgewalt weder der Kirche noch dem Staate 
förderlich iſt. 

Nur ein inniges Zuſammenwirken von Kirche und Staat 
wird zum Wohle der Völker gereichen. Geiſtliche und weltliche 
Gewalt ſind von Gott angeordnet; jede hat ihren beſonderen 
Wirkungskreis, beide aber ſind auf einander angewieſen und ſollen 
einander unterſtützen. Jeder Uebergriff der einen Gewalt in die 
Sphäre der anderen kann nur verderbliche Folgen haben. 

Wären alle Staatsmänner von dieſer Ueberzeugung durch⸗ 
drungen geweſen und hätten ſie den kirchlichen Obern die ihnen 
zuſtehenden Rechte in Bezug auf Erziehung und Anſtellung der 
Geiſtlichen, Handhabung der kirchlichen Disciplin, Anordnung des 
Gottesdienſtes, Leitung des Religionsunterrichtes u. ſ. w., unge⸗ 
ſchmälert belaſſen, dann wären manche beklagenswerthe Aerger— 
niſſe verhütet, viele Streitigkeiten vermieden und die Achtung vor 
der Autorität nicht ſo ſehr erſchüttert worden. Je mehr der 
Staat die Kirche in ihrer Wirkſamkeit hemmt, deſto mehr unter⸗ 
gräbt er die Grundlagen ſeiner eigenen Autorität und Exiſtenz. 

Die Urtheile der Preſſe über den erſten Band dieſes Werkes 
lauteten faſt ausnahmslos ſehr anerkennend, was für mich ein neuer 
Sporn war, bei Ausarbeitung des zweiten Bandes keine Mühe zu 
ſcheuen, um allen berechtigten Forderungen zu entſprechen. 

Da ich durch ein Augenleiden verhindert war, die Correctur 
ſelbſt zu beſorgen, fo bitte ich, etwaige Druckfehler und Verſtöße 
entſchuldigen zu wollen. 


Mainz, den 11. November 1889. 


Der Perfaſſer. 
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Bereits war das zweite Decennium unſeres Jahrhunderts 
über ſeine Mitte hinausgerückt, und noch immer harrten die kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten Deutſchlands einer endgültigen Ordnung. 
Die Zuſtände waren inzwiſchen faſt unerträglich geworden, und 
eine Abhilfe ſchien um jo mehr geboten, als bereits auf dem po- 
litiſchen Gebiete ein Umſchwung ſtattgefunden hatte. Der Ruf 
nach Freiheit und Selbſtſtändigkeit ertönte nach den Befreiungs⸗ 
kriegen in allen Gauen Deutſchlands und fand überall freudigen 
und begeiſterten Wiederhall. Der uſurpirte fürſtliche Abſolutis— 
mus ſollte durch die zugeſagten Conſtitutionen in gewiſſe Schran⸗ 
ken zurück geführt werden, und die in Ausſicht geſtellte Freiheit 
der Preſſe den Austauſch der Gedanken und eine freiere Beſpre— 
chung öffentlicher Zuſtände ermöglichen. Die katholiſche, ihres 
Rechtes und ihres Vermögens beraubte Kirche allein ſchien von jeder 
Begünſtigung, ja von jeder Rechtswohlthat ausgeſchloſſen zu ſein. 
Sie ſtand ganz und gar unter dem Polizeiſtock und konnte, an 
Händen und Füßen gebunden, keinen Schritt thun ohne die Er— 
laubniß eines bureaukratiſchen, ihr meiſtens abgeneigten Be⸗ 
amtenthums. Eine jo unwürdige und verderbliche Bevormun- 
dung war auf die Dauer unmöglich und die Lenker der einzelnen 

Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 1 


2 Einleitung. Traurige Lage der Kirche in Deutſchland. 


Staaten mußten endlich daran denken, den ihnen im Reichsreceſſe 
auferlegten Verpflichtungen nachzukommen. 

Es war dies um fo nothwendiger, als die Folgen der Be— 
drückungen der Kirche und die unbefugten Eingriffe in ihre 
Sphäre ſich bereits auch auf dem öffentlichen Gebiete bemerkbar 
machten. Die Untergrabung der kirchlichen Fundamente mußte 
nothwendig die Grundfeſte des Staates erſchüttern und in ihrem 
Beſtande gefährden. Schon am 9. Auguſt 1803 beklagt Fürſt⸗ 
biſchof Wilderich von Speyer, daß ,die lebenden Regenten 
ſammt ihren Helfern ſo auffallend mit Blindheit und Dummheit 
geſchlagen ſeien, daß ſie die Mittel zu ihrer eigenen Zernichtung 
ſelbſt helfen herbeiführen und begünſtigen“, indem ,fte wiſſen und 
fühlen, daß alle Throne wanken und trotzdem ſelbſt den Einſturz 
durch Wegräumung der ſicherſten Stützen befördern und beſchleu— 
nigen“. Die Stellung der neuen Regierungen zur Kirche hatte 
an vielen Orten einen Verfall des religiös-ſittlichen Lebens, 
große Roheit und Zuchtloſigkeit und Verachtung aller Autorität 
zur Folge, wozu noch die gerechte Erbitterung der Katholiken 
ſich geſellte, die nicht auf den Klerus allein beſchränkt blieb, ſon⸗ 
dern auch ſich der Kreiſe des gläubigen Volkes bemächtigte und 
namentlich in rein katholiſchen Gegenden in öffentlichen Blättern 
und Broſchüren einen oft recht ſcharfen Ausdruck fand, oder auf 
andere Weiſe in die Oeffentlichkeit gelangte. 

Vorzüglich trat der gefeierte Joſe ph v. Görres? als 
Vertheidiger der Freiheit und der Rechte der Kirche auf. In der— 
ſelben ſchneidigen und geiſtvollen Weiſe, wie er Napoleon, als 
dieſer im Zenith ſeiner Macht ſtands, entgegen getreten war, er— 
hob er nach den Befreiungskriegen ſeine Stimme für die ſo oft 
und ſo heilig verſprochenen und verbürgten Rechte der Kirche 
und der Völker, welche die regierenden Häupter nach Wiederher— 
ftellung des Europäiſchen Friedens ganz zu vergeſſen ſchienen. 

Sehr großes Aufſehen erregte Görres durch ſeine Schrift 
„Teutſchland und die Revolution““. Nachdem der gewaltige Volks— 
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mann hierin zuerſt der politiſchen Angelegenheiten und Forderun— 
gen gedacht, geht er auf die kirchlichen Zuſtände über und hebt 
namentlich die intolerante und unwürdige Behandlung der katho— 
liſchen Kirche hervor. „Außer dieſen politiſchen Verhältniſſen“, 
ſchreibt er, „wirkten noch andere einer höheren Art nachtheilig 
auf die Stimmung, wie im ganzen übrigen katholiſchen Teutſch— 
land im Allgemeinen, ſo auch am Rheine, am meiſten in Weſt⸗ 
phalen. Es war dies der Zuſtand der Kirche, und die ſchmäh— 
liche Unterjochung, mit der man fie bedrohte. Seit der Säkular— 
feyer der Reformation hatte ſichtlich ein zwar längſt ſchon vor— 
handner Uebermuth, im proteſtantiſchen Teutſchland ſich zu einem 
beynahe unerträglichen Grade geſteigert, und es konnte nicht feh— 
len, daß dieſer wie immer und überall eine gleiche ſtarke Rück— 
wirkung hervorrufen mußte.“ Dies war um ſo mehr der Fall, 
als proteſtantiſche Zeloten“ die ſchmachvollſten Angriffe gegen 
die Kirche richteten, auf deren Proteſtantiſirung es ſchließ— 
lich abgeſehen war, indem ſie behaupteten, „der Satz der einen 
proteſtantiſchen Kirche, der Fürſt ſey erſter Biſchof in ſeinem 
Lande, müſſe auch auf die, proteſtantiſchen Regierungen unter- 
worfene, Catholiſche ausgedehnt werden, damit dieſer, ſchon Ober- 
feldherr, Oberrichter, Oberpolizeydirektor, Grundeigenthümer des 
Landes, deſſen Bebauer bey ihm zu Pachte gehen, nun auch als 
pontifex maximus über die Gewiſſen zu Rechte ſitze, um allen— 
falls wie Heinrich VIII., dem Parlamentsbeſchluſſe nach der Be— 
ſchützer und das Oberhaupt der Kirche von England, in Wahr— 
heit aber ihr Tyrann, Bedränger und Plünderer, ſogenannte 
Convocationen, Bills der ſechs Punkte, Anweiſung für chriſtliche 
Menſchen zu belieben; und nach ſeinem Beyſpiel, wenn etwa der 
Fanatism wieder erwacht, die dem Pabſt anhängen zu verbren— 
nen, die ihm abgeſagt, aber zu rädern“! 

Nach dieſer vortrefflichen Characteriſirung der Feinde der 
katholiſchen Kirche und des eigentlichen Zieles derſelben, geht 
Görres auf die kirchlichen Zuſtände in Preußen? über, erwähnt 
der königlichen Verſprechungen bei Beſitzergreifung der Rhein— 
lande und Weſtfalens, der Zugeſtändniſſe des Staatskanzlers, 
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Fürſten von Hardenberg; allein auch hier geſchah“, fährt er 
fort, gerade ſo viel wie im Verfaſſungswerke; die Kirche blieb 
zum Aergerniß aller Menſchen in ſtärkerem Verfall, als ſie je 
unter franzöſiſcher Herrſchaft geweſen, und auf ihre kümmerlichen 
Mittel zum Fortkommen angewieſen. Die heilige Allianz lag, 
auf Pergament geſchrieben, wohlbewahrt in den Archiven; erbau- 
liche Reden von Frömmigkeit und chriſtlicher Tugend hatten zum 
Theil den alten Canzleyſtyl verdrängt; aber die Regel des Chri— 
ſtenthums, Jedem zu geben das Seine, wurde darum, wie vorhin 
nicht nach außen, jo jetzt nach innen, nicht geübt.“ Die ‚ärm⸗ 
lichen Reſte des großen Raubes und „die einzige mögliche Do— 
tation der Kirche wurden trotz aller Proteſtation zum Verkaufe 
ausgeſetzt, geiſtliche Stiftungen ohne Zuziehung der Betheiligten 
aufgehoben“, die ,fatholijche Geiſtlichkeit mit Gewalt“ zur Anſicht 
der Regierung „in der Frage über die gemiſchten Ehen zu nö— 
thigen, verſucht“, „die Pfarrer“ an einzelnen Orten ,jogar unter 
die Polizeiaufſicht des Bürgermeiſters geſetzt? und der Klerus, 
der nichts als ſeine Pflicht gethan, durch eine Cabinetsordre der 
Intoleranz beſchuldigt.“ Dergleichen Maßregeln der weltlichen 
Gewalt bewirkten jedoch das grade Gegentheil von Dem, was 
man beabſichtigte; denn als dieſe Vorgänge bekannt und ,man- 
cherlei ſonſtige Umtriebe, Anklagen, Zurückſetzungen im Einzelnen 
offenkundig wurden: da war die Meinung ſchnell verſtändigt über 
die Parthey, die hier zu nehmen war, und ſie erklärte ſich ein— 
ſtimmig für den Clerus, und dieſer gedeckt hinter zwiefachem 
Schilde, blieb unerſchüttert.“ 

Auch den kirchenpolitiſchen Verhältniſſen der anderen dente 
ſchen Staaten wendet Görres ſeine Aufmerkſamkeit zu, rügt mit 
ſcharfen Worten das Benehmen der Regierungen gegen die Kirche 
und fordert ſie ernſtlich auf, ihren heiligen Verpflichtungen gegen 
ihre katholiſchen Unterthanen endlich nachzukommen. 

Mit beſonderem Nachdrucke wendet ſich Görres an die Ver— 
treter der irrigen Anſicht, welche die Kirche im Staate aufgehen 
läßt und dieſelbe ganz und gar unter ſtaatliche Bevormun⸗ 
dung ſtellt . Eine ſolche Anſicht, die Kirche fei im Staat be⸗ 


S. 146 ff. 
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griffen und dieſer, der neben ſich nicht ſeines Gleichen dulden 
dürfe, müſſe darum nothwendig die Herrſchaft über die Unter— 
worfene führen“, bezeichnet er als eine Lehre, die das Geiſtige 
wieder der Dienſtbarkeit des Irdiſchen überliefere, den Gedanken 
in die Feſſeln der Materie ſchlage- und in ſich ſelber fo demü— 
thigend und empörend' fei, daß die dieſen unwürdigen Auffaſſun⸗ 
gen zu Grunde liegende irdiſche Geſinnung, der Geiſt dieſer Beit’, 
endlich gezwungen ſein werde, wieder einer ‚höhern und wiirdi- 
gern Anſicht das Feld zu räumen“; denn eine Kirche, die bey 
der teutſchen Souverainität zu Hofe gienge, die ihr nachtretend 
in ſo viele Faktionen wie jetzt das gemeine Weſen ſich zertheilte; 
die die Gewalt über die Gewiſſen den Launen, Einfällen, Ge⸗ 
meinheiten und Frivolitäten der Höflinge hinzugeben ſich ernied- 
rigte; die ihre Lehre dem Winde der Theorien preißgäbe, daß 
er ſie hin und herüber wehe, würde bald die verächtlichſte aller 
Inſtitutionen.“ Von einer „Unterordnung der katholiſchen Kirche 
unter die Staatsgewalt könne demnach „keine Rede fein’, ſondern 
allein von einer Beiordnung der weltlichen Macht zur geiſtlichen“ 
und die abſteigende Bewegung, die ſeither dieſe zu jener herab- 
geriſſen, muß ſo lange rückläufig werden, bis es zu jenem Punkte 
des Gleichgewichts gekommen, wo ſie ſich dann befeſtigen möge.“ 
„Um aber zu dieſem Punkte zu gelangen, muß die Kirche ſich 
ſtärker als je an ihre Einheit ſchließen, und die geſchloſſene Pha— 
lanx ihrer Hierarchie, an der mehr als einmal die Willkühr ſich 
gebrochen, ihr auch jetzt unerſchüttert entgegen halten.“ 

Dieſe zündenden Worte, welche in einer ſo ganz einzigen 
Weiſe die Geſinnungen und Wünſche unzähliger Katholiken aus⸗ 
drückten, fanden in allen Gauen Deutſchlands den lebhafteſten 
Anklang, riefen überall das Verlangen nach Freiheit und Selbſt— 
ſtändigkeit der Kirche hervor und erhöheten noch die herrſchende 
Unzufriedenheit über die ebenſo ſchmachvolle als verderbliche Be— 
vormundung derſelben durch die allgebietende weltliche Gewalt. 
Die Erbitterung nahm immer größere Dimenſionen an und ftet- 
gerte ſich, namentlich in Weſtfalen und in den Rheinlanden, ſo daß 
ſich die Staatslenker dieſer Wahrnehmung nicht verſchließen konn— 
ten. Die Nothwendigkeit einer definitiven Ordnung der kirch— 
lichen Verhältniſſe in Deutſchland ſtellte ſich als ein unabweis⸗ 
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bares Bedürfniß heraus, die bisherige Bevormundung der Kirche 
durch den Staat war nicht mehr in dieſer Weiſe durchzuführen 
und die Forderung an die Regenten, endlich ihr eingeſetztes Wort 
zu halten und ihren Verpflichtungen gegen ihre katholiſchen Un- 
terthanen nachzukommen, trat täglich gebieteriſcher auf. 

Die Ueberzeugung, daß die factiſchen Zuſtände ohne die 
höchſte Gefahr für das Wohl des Staates nicht länger fortbe⸗ 
ſtehen könnten, drängte ſich auch einſichtsvollen, mit den beſtehen⸗ 
den Verhältniſſen vertrauten Staatsmännern auf und bemächtigte 
ſich ſelbſt der höchſten Regionen. Die officielle Correspondenz 
bezeugt dies zur Genüge. Am 15. Oktober 1819 richtete Nie⸗ 
buhr“, damals preußiſcher Geſandter in Rom, eine Denkſchrift? 
über die katholiſch-kirchlichen Zuſtände Preußens an das Mini⸗ 
ſterium des Aeußern, in welchem es u. A. heißt: „Die katholiſche 
Kirche in der preußiſchen Monarchie iſt faſt allenthalben in einem 
Zuſtande von Anarchie und Zerſtörung, welcher ſchon ſeit Jahren 
als ſehr dringend und verderblich anerkannt iſt. Die Geiſtlichkeit 
iſt mißmuthig, mißvergnügt, bitter; und die Erfahrung läßt be- 
ſorgen, daß ſie in ihrem Mißgefühl geneigt werden könnte, ſich 
ihren entſchiedenſten Feinden zu nähern, und ihr natürliches Ver⸗ 
hältniß zu einer geſetzmäßigen Monarchie zu verkennen. Auf der 
andern Seite darf man hoffen, daß es, wie ſpät auch immer, 
doch noch nicht allzuſpät ſei, ſie und die ihr ergebenen Untertha⸗ 
nen durch eine wohlwollende Behandlung und Feſtſtellung einer 
ihnen erwünſchten Ordnung der Dinge, deren Erhaltung von der 
ungeſtörten Fortdauer der Ruhe und Geſetzlichkeit abhängt, zu 
einer weſentlichen Stütze der Regierung zu machen.“ Die näm⸗ 
lichen Anſchauungen wie Niebuhr ſpricht auch der preußiſche Cul⸗ 
tusminiſter v. Altenſteins in einem ausführlichen Memoire 
an das auswärtige Miniſterium vom 18. März 1818 aus, worin 
er gradezu erklärt, daß „wenn man die Unterthanen nicht auf- 
geben wolle, man für ihre Religion ſorgen müſſe“ 2. In einer 
von beiden Miniſterien dem Staatskanzler am 7. September 


1 Siehe Seite 46. 

2 Mejer, Zur röm. deutſch. Frage III, 1, S. 94 ff. 
3 Siehe Seite 48. 

4 Mejer, a. a. O. II, 2, S. 90. 
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1818 überreichten Denkſchrift! verſichert Altenſtein, daß er nicht 
allein aus den Provinzen vielfältig angegangen und erinnert 
werde, ſondern ſelbſt tagtäglich die Erfahrung mache, daß ohne 
Erledigung der katholiſch⸗kirchlichen Angelegenheiten nichts Ge— 
deihliches hervorgebracht werden könne“, daß „aus Mangel von 
Prieſtern mehrere hundert Stellen, ſelbſt Pfarreien unbeſetzt ſeien⸗ 
und ganze Dorfſchaften des Gottesdienſtes entbehrten“, daß „zwi— 
ſchen den Behörden des Staates und der Kirche ärgerliche Kämpfe 
obwalteten“ und das weitere Publicum aller Klaſſen, zum Theil 
aus Anlaß des Reformationsfeſtes durch Schriften und Streit— 
predigten in die große Sache mit hinein gezogen ſei.“ Beide 
Miniſterien waren der Ueberzeugung, daß man die nur zu ſehr 
berechtigten Forderungen der katholiſchen Kirche endlich erfüllen 
müſſe. Dies fei, meint Altenſtein, „nicht Gnade, ſondern heilige 
Regentenpflicht“ 2. 

Sehr deutlich ſprechen ſich die Miniſter des Aeußern und 
des Cultus in ihrer Denkſchrifts an König Friedrich Wil- 
helm III. vom Januar 1818 über dieſen Punkt aus. Dieſelbe 
enthält ſehr wichtige Geſtändniſſe, welche nicht der Vergeſſenheit 
anheim fallen dürfen. Nach einer kurzen Erwähnung der Stel- 
lung der Staatsgewalt zur katholichen Kirche in den älteren preu⸗ 
ßiſchen Provinzen fahren fie wörtlich fort: „Als nebſt anderen 
bedeutenden Erweiterungen die Rheinprovinzen und Weſtphalen 
dem preußiſchen Staate als Früchte der Anſtrengungen ſeiner 
Heere zugefallen waren, drang ſich den betreffenden Staatsbehör⸗ 
den bald die Ueberzeugung auf, daß mit den bisherigen Staats- 
maximen in Betreff der Verhältniſſe der katholiſchen Kirche zum 
Staate nicht auszureichen ſei. Die Abtretung des linken Rhein— 
ufers an Frankreich durch den Luneviller Frieden und die in 
Verfolg dieſes Friedensſchluſſes herbeigeführte Säculariſation von 
1803 hatte die Verwandelung des bedeutendſten Theiles des 
Kirchengutes in Staatsgut in den Rheinprovinzen zur Folge ge- 
habt. Doch beſtimmte der Reichsdeputationshauptſchluß das Ver: 
bleiben der erzbiſchöflichen und biſchöflichen Diöceſen in ihrem 


1 Mejer, a. a. O. II, 2, S. 281. — 2 A. a. O. II, 2, S. 90. — 
ns ©. Il, 2, S. 74 ff. 
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bisherigen Zuſtande, und verhieß eine neue Dibeeſaneintheilung, 
eine davon abhängende Einrichtung neuer Domcapitel, und das 
Beſtehen ſowie die Ausſtattung der erzbiſchöflichen und biſchöf⸗ 
lichen Kirchen. (§. 35. 62.) Dieſe Verheißungen ſind nicht in 
Erfüllung gegangen. Die biſchöflichen Stühle ſind unbeſetzt, die 
Dibceſangrenzen willkürlich zerriſſen, die Domcapitel erloſchen; 
und es iſt unbeſtritten, daß die katholiſche Kirche in den rheiniſch— 
weſtphäliſchen Landen ſich in einem Zuſtande von Verwaiſung 
befindet, der auf die ſittliche und religiöſe Cultur der Bewohner 
derſelben und alſo auf die innerſten und heiligſten Quellen des 
Wohles des Staates einen ſehr verderblichen Einfluß haben muß. 
Die aufgeregten Gemüther durch eine gerechte Behandlung zu ge— 
winnen, dürfte, da Sr. Majeſtät des Königs Wille ſie eben ihrer 
Gerechtigkeit wegen ſchon erheiſcht, einer geſunden Politik um ſo 
angemeſſener ſein, als ſie am weſtlichen Ende der Monarchie be— 
legen, mit derſelben noch nicht verwachſen, den möglichen heim⸗ 
lichen Lockungen der angrenzenden fremden Macht ſtets ausgeſetzt 
ſein würden, und die Fortdauer des gegenwärtigen Zuſtandes in 
bedenklichen Zeiten ſehr leicht großes Unglück herbeiführen könnte. 
In dem Allerhöchſten Anrufe an das Rheinland vom 5. April 
1815, einer mit Freude und mit Dankbarkeit aufgenommenen 
königlichen Zuſage, iſt der katholiſchen Religion Schutz feierlichſt 
verſprochen; die Diener derſelben ſollen in ihrer äußeren Lage 
verbeſſert, ein Biſchofsſitz und Univerſität, Bildungsanſtalten für 
Geiſtliche und Lehrer unter ihnen errichtet werden. Der Reichs- 
deputationshauptreceß, bei deſſen Abſchluß Preußen einen fo wich— 
tigen Antheil hatte, iſt auch bereits in anderen Beziehungen, 
z. B. bei Regulirung der Penſions- und Beſoldungsanſprüche, 
zu Grunde gelegt worden. Endlich iſt noch zu berückſichtigen, 
daß Preußen durch den Beſitz mehrerer Bisthümer, welche ehe— 
mals die Hauptſtütze der katholiſchen Kirche waren, über kurz 
oder lang in allen Berathungen über die deutſche katholiſche 
Kirche überhaupt, welche der Tendenz des Zeitalters nach nicht 
ausbleiben werden, eine bedeutende Stimme haben wird, und 
ſeiner Stellung ſowie dem Geiſte ſeiner Regierung nach berufen 
iſt, das innere Wohl Deutſchlands durch erleuchtetes Beiſpiel 
feſter kirchlicher Einrichtungen zu befördern. — Auch in den öſt⸗ 


7 


Furcht der preußiſchen Staatsmänner vor apoſtoliſchen Vicaren. 9 


lichen Theilen der Monarchie und in Schleſien haben die katho— 
liſchen Kirchenverhältniſſe unter dem Drucke einer eiſernen Zeit 
mehr oder weniger gelitten. Breslau, Culm, Pomerellen find, 
wie Cöln und Trier, ohne Biſchöfe, und in allen Theilen des 
Staates erwartet die Hälfte ſeiner Bevölkerung von dem Edel— 
muthe ſeines Beherrſchers Wiederherſtellung oder Verbeſſerung 
ihres kirchlichen Zuſtandes Aus „dieſen Betrachtungen“ ziehen 
die beiden Miniſter den Schluß, daß „Gerechtigkeit und weiſe 
Politik geböten, daß dieſer Einrichtung nicht länger Anſtand ge— 
geben werde.“ 

Außer den in den mitgetheilten Actenſtücken vorgebrachten 
ſocial-politiſchen Gründen wurden die preußiſchen Staatsmänner 
durch eine wahrhaft paniſche Furcht vor Aufſtellung apoſtoliſcher 
Vicare zu dem Entſchluſſe gebracht, die kirchlichen Angelegenheiten 
wenigſtens äußerlich zu ordnen, d. h. eine Diöceſancircumſerip— 
tion und Beſetzung der einzelnen Bisthümer herbei zu führen. 
Wie die Correspondenz zwiſchen den einzelnen Miniſterien ganz 
außer Zweifel ſetzt, herrſchte in den höheren Regierungskreiſen 
die Meinung, der Papſt werde bei längerem Zögern zuletzt in 
die Nothwendigkeit verſetzt werden, die Oberleitung der katho— 
liſchen Unterthanen des Königreichs in die Hände apoſtoliſcher 
Vicare zu legen, wodurch dem Staate jeder Einfluß auf die Re— 
gierung der Kirche entzogen werde. 

Wie in Preußen, ſo war man auch in den höheren Regie— 
rungskreiſen der anderen Territorien Deutſchlands der Ueberzeu— 
gung, daß die Ordnung der katholiſch-kirchlichen Angelegenheiten 
dringend geboten ſei, wenn der Staat ſein beſtehendes Verhält— 
nif zur katholiſchen Kirche nicht aufgeben wollte“ 1. So ſagt in 


1 Aeußerung des Oberpräſidenten Vinke bei Bo delſchwingh, 
Leben Vinke's 1, 611. In ſeinem Berichte an Hardenberg vom 19. Juni 1816 
fordert er zum Abſchluß eines Concordates mit den Worten auf: „Die große 
Mehrzahl der Einwohner jenſeits Weſer iſt der katholiſchen Confeſ⸗ 
ſion zugethan, und darin allerdings ein Hinderniß ihrer Aneignung begrün— 
det, welches die allerſorgſamſte Behandlung fordert. Es iſt vor alle m 
dringend, die Verhältniſſe mit dem päbſtlichen Stuhle feſt zu beſtimmen, das 
Diöceſanweſen zu reguliren, den Cultus gehörig zu dotiren und insbeſondere 
auf Bildung tüchtiger Pfarrgeiſtlichkeit durch Verbeſſerung der Unterrichtsan— 
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einem Gutachten vom 7. Auguſt 1817 der bayeriſche Miniſter 
des Aeußern Freiherr v. Rechberg: „Ich kann nur meine 
innigſte Ueberzeugung ausdrücken, daß ich die Wiederherſtellung 
des kirchlichen Verhältniſſes als ein dringendes Bedürfniß be- 
trachte, ſowohl für die inneren Verhältniſſe des Staates als in 
Hinſicht ſeiner Stellung unter den Mächten, und daß alle Rück⸗ 
ſichten einer höheren Politik einen Abſchluß (scl. des Concordats) 
gebietriſch fordern“ !. 


Wie dieſe Ordnung herbei zu führen ſei, hatte ſchon der 
Reichsreceß angegeben. Das einzige Mittel war eine Verſtän— 
digung mit Rom. Die Vorſchläge der extrem febronianiſch⸗ 
joſephiniſchen Staatscanoniſten, welche die Etablirung einer deut⸗ 
ſchen Nationalkirche auch ohne den Papſt wünſchten und den pro- 
teſtantiſchen Fürſten die Befugniß beilegten, ihre „Landeskirche 
einſeitig und ohne Mitwirkung des heiligen Stuhles einzurichten, 
waren in ſich ſo abſurd und ſo unausführbar, daß kein Staats⸗ 
mann im Ernſte einen ſolchen Verſuch machen konnte. 

So ſprechen ſich auch die Verfaſſer des ſchon erwähnten 
Promemoria's an König Friedrich Wilhelm III. aus. Nachdem ſie 
die Nothwendigkeit einer feſten kirchlichen Einrichtung in Preu⸗ 
ßen nachgewieſen, fahren fie fort: „Es fragt ſich nur noch, ob 
fie ohne Mitwirkung des Papſtes und ohne eine umfaſſende Ver— 
einbarung mit dem römiſchen Hofe zu bewerkſtelligen ſei. Die 
katholiſche Kirchenverfaſſung iſt ohne Biſchöfe nicht denkbar. 
Seit Jahrhunderten iſt das Oberhaupt der katholiſchen Kirche 
in Beſitz der Errichtung, Aufhebung, Theilung und Verlegung 
der Bisthümer. .. Das republikaniſche Frankreich hat bei aller 
Neigung, das päpſtliche Joch abzuſchütteln, nicht umhin gekonnt, 
dem Papſte bei Errichtung der neuen Diöceſanbegrenzung im 
Jahre 1801 eine bedeutende Mitwirkung einzuräumen. .. Nach 
dieſen Beiſpielen wird man nicht umhin können, bei dem erſten 


ſtalten thätig Bedacht zu nehmen. In katholiſchen Ländern wird die Geſin⸗ 
nung und Anhänglichkeit der Geiſtlichkeit die des Volkes beſtimmen; iſt jene 
gewonnen, fo wird es auch mit dieſer weniger ſchwierig ſein.“ 

1 Conc. und Conſtitutionseid S. 105. 
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Schritte zur Wiederherſtellung der katholiſchen Kirche, bei der 
Errichtung des Episcopates, dem Papſte eine Mitwirkung ein— 
zuräumen. . . Die völlige Zerrüttung der katholiſchen Kirche in 
den rheiniſch⸗weſtphäliſchen Landen und das Pflichtverhältniß des 
römiſchen Oberbiſchofs zu derſelben erlauben nicht, ſich der Mei— 
nung, daß man über dieſes an ſich nicht unbillige und — wenn 
die Sache richtig geleitet wird — dem preußiſchen Intereſſe ſelbſt 
angemeſſene Verlangen hinwegkommen werde, hinzugeben. Ver- 
geblich fieht man fic) nach einem Auswege um, um ohne Con- 
currenz des Papſtes zu einer Einrichtung der katholiſchen Kirche 
zu gelangen. Denn die Erſchaffung einer ſelbſtſtändigen, unab- 
hängigen Kirche im Wege eines Nationalconcilii gehört zu den 
gänzlich unausführbaren Dingen.“ „Selbſt in dem Falle des 
beſſeren Gelingens“, meinen fie, „würde mitten in Deutſchland 
ein Oberprieſter unter dem Namen des Primas oder Patriarchen 
thronen, deſſen Gewalt bedenklicher, als die des Papſtes werden 
würde.“ Es liege alſo ganz im Intereſſe des Staates mit dem 
Papſte ſich zu verſtändigen, da in unſerer zu Zerſplitterungen 
und Unordnungen geneigten Zeit“ deſſen Einfluß auf ſeine 
wahren Grenzen eingeſchränkt und geſchickt benutzt, ein Damm 
gegen die Ausſchweifungen einer aufſätzigen, zügelloſen Geiſtlich⸗ 
keit werden könne.“ 

Wie aus dieſen Worten erhellt, waren die Staatsmänner 
wohl beſtrebt, durch Uebereinkunft mit Rom eine ,feftere kirch— 
liche Einrichtung“ in Deutſchland herbei zu führen, keineswegs 
aber die Rechte der katholiſchen Kirche anzuerkennen. Sie woll- 
ten Diöceſen und Biſchöfe 1. Das war aber auch Alles. An ein 
Aufgeben der von ihnen factiſch ausgeübten Bevormundung der- 
ſelben dachten ſie nicht. 

Wenn man die Verhandlungen der deutſchen Höfe mit dem 
heiligen Stuhl, insbeſondere die Correspondenz zwiſchen den ein- 
zelnen Regierungen, die Denkſchriften, die Inſtructionen der Ge- 
ſandten in Rom aufmerkſam betrachtet, wird man unſchwer den 
Einfluß erkennen, welchen die Schriften der Staatscanoniſten 
und namentlich Weſſenbergs auf die höheren und niederen Kreiſe 


1 Vgl. Brück, die oberrhein. Kirchenprov. S. 58. 
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ausübten. Entweder gar nicht, oder doch zu wenig bekannt mit 
dem Glauben und der Verfaſſung der katholiſchen Kirche und 
ihren tauſendjährigen Rechten in Deutſchland und nicht gewillt, 
bei kirchlich geſinnten Schriftſtellern oder bei den Biſchöfen ſich 
die nothwendigen Kenntniſſe über das Weſen, den Glauben und 
die Verfaſſung der Kirche zu verſchaffen, adoptirten ſie einfach 
die febronianiſch-joſephiniſchen Grundſätze Weſſenbergs, welche 
ihren territorialiſtiſchen Anſchauungen mehr entſprachen und ihnen 
daher auch beſſer zuſagten als die Lehre von einer der Bevor- 
mundung durch die weltliche Gewalt ganz entrückten freien und 
ſelbſtſtändigen katholiſchen Weltkirche. Sie ergriffen daher begierig 
die von Weſſenberg gemachten Vorſchläge, um unter dem Scheine, 
für die religiöſen Bedürfniſſe der Katholiken Sorge zu tragen, 
die katholiſche Kirche zur Landeskirche zu erniedrigen und dieſelbe 
vollſtändig zu beherrſchen. Die von ihm projectirte Nationalkirche 
mit Dalberg als Primas lehnten ſie dagegen ab. 

Unſtreitig wären die Verhandlungen der deutſchen Regie— 
rungen mit Rom ſchneller und mit größerem Nutzen für Kirche 
und Staat zu Ende geführt worden, wenn nicht die unkirchlichen 
Rathgeber der einzelnen Höfe alle friedlichen Verſuche des hei— 
ligen Stuhles, der den Regierungen bis zu den äußerſten Gren⸗ 
zen des Erlaubten entgegen kam, vereitelt hätten. Leider gehör— 
ten zu denſelben auch Katholiken und pflichtvergeſſene Geiſtliche, 
welche ſich nicht ſcheuten, zur Bedrückung der Kirche die Hand 
zu bieten. Dieſe geiſtlichen und weltlichen Rathgeber waren es 
vornehmlich, welche gegen den apoſtoliſchen Stuhl, oder „die rö— 
miſche Curie“ beſtändig intriguirten, jede Verſtändigung mit dem⸗ 
ſelben zu hintertreiben ſuchten und die Staatslenker veranlaßten, 
die unberechtigtſten und ganz unerfüllbaren Forderungen zu ftel- 
len. Es unterliegt keinem Zweifel, daß wenn die Verhandlungen 
zwiſchen dem apoſtoliſchen Stuhle und den Höfen allein ſtattge— 
funden hätten, ein für beide Theile beſſeres Reſultat erzielt wor- 
den wäre. Dies wußte man auch in Rom ſehr genau und Con— 
ſalvi ſprach in ſeiner Note vom 24. September 1819 gradezu 
aus, der heilige Vater erkenne die guten Abſichten der Fürſten 
an und zweifle auch nicht, daß, wenn ſchlechte Katholiken und 
noch ſchlechtere Geiſtliche einmal aufhören würden, die ſchwärze⸗ 
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ſten Verleumdungen gegen den heiligen Stuhl vorzubringen, als 
ſei er der natürliche und unverſöhnliche Feind der Rechte der 
Fürſten, nichts leichter wäre, als mit ihnen ſich zu verſtändigen “!. 

Ein entſchiedenes, wenn auch in allen Formen der Diplo— 
matie ſich bewegendes Auftreten Oeſterreichs zu Gunſten der 
Rechte der katholiſchen Kirche wäre ſicher von großer Wirkung 
auf den Gang der Verhandlungen der Höfe mit Rom geweſen. 
Die Katholiken hofften ein ſolches Eintreten für die Intereſſen 
der Kirche um ſo mehr, als der Kaiſer noch immer einen großen 
Einfluß auf die deutſchen Fürſten ausübte und auch eine wenig— 
ſtens moraliſche Verpflichtung hatte, für die Ausführung der deß— 
fallſigen Beſtimmungen des Reichsreceſſes nach Kräften thatig 
zu ſein. Dieſe Hoffnung ging leider nicht in Erfüllung. Der 
leitende Staatskanzler Fürſt Metternich hatte weder die 
richtigen kirchlichen Grundſätze, noch erkannte er die politiſche 
Bedeutung eines ſolchen Schrittes für den Kaiſerſtaat. Zwar 
blieb er nicht ganz unthätig, nahm ſich aber der katholiſchen 
Sache in Deutſchland auch nicht mit Nachdruck an?. 

Viel beſſer erkannte Preußen ſeine Aufgabe als Sachwalter 
des Proteſtantismus ſich die Sympathien des proteſtantiſchen 
Deutſchlands zu erwerben und hiedurch jenen Einfluß zu erlan- 
gen, welcher ihm ſchließlich die Hegemonie in unſerem Vaterlande 
verſchaffte. 

Man hat dem apoſtoliſchen Stuhle hin und wieder den 
Vorwurf gemacht, er habe ſich an die Beſtimmungen der mit 
den Fürſten geſchloſſenen Verträge nicht gehalten, ſondern nach 
Belieben über die ſtipulirten Punkte hinweggeſetzt. In Wirk— 
lichkeit iſt aber das Gegentheil der Fall. Der heilige Stuhl hat 
bis zur Stunde allein ſeine den Fürſten gegenüber übernom— 
menen Verpflichtungen ſehr pünktlich und gewiſſenhaft erfüllt, 
während es offenkundig iſt, daß die Höfe ihren vertragsmäßig 
übernommenen Pflichten entweder gar nicht oder nur ſehr un— 
vollſtändig nachkamen. 


e een . Al. 
2 Siehe 8. Kap. 
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Das bayeriſche Concordat. Die Arbeiten im Miniſterium. Die Gutachten und Ent ⸗ 

würfe des OGerRirdienraths v. Holler. Anknüpfung der Verhandlungen mit Rom 

1816. Die Inſtruction Häffelins. Vayeriſche Concordatsentwürfe. Römiſcher Ent ⸗ 

wurf Herbſt 1816. Entlaſſung Wontgelas’, Das neue Miniſterium. Graf Thürheim. 

Inſtruction vom 9. Februar 1817. Das römiſche Altimatum vom 23. April. Inſtruc⸗ 
lion vom 10. Mai. Das Concordat vom 5. Juni 1817. 


Die bisherigen Concordatsverhandlungen! zwiſchen dem 
heiligen Stuhl und der Krone Bayerns waren reſultatlos geblie— 
ben. Aber auch die national-kirchlichen Pläne Weſſenbergs? ärn⸗ 
teten nicht den Beifall der Staatslenker in München, deren Ideal 
eine von der weltlichen Gewalt vollſtändig beherrſchte bayeriſche 
Landeskirche war. Da aber die Verwirklichung dieſes Planes 
ohne vorherige äußere Organiſation der kirchlichen Verhältniſſe, 
Errichtung und Umſchreibung der Bisthümer u. ſ. w. unmöglich 
war, letzteres aber ohne den Papſt nicht bewerkſtelligt werden 
konnte, entſchloß ſich Montgelas, deſſen Mitwirkung in Anſpruch 
zu nehmen, allein nur in ſo weit dieſelbe gar nicht zu umgehen 
war. Das Uebrige ſollte einſeitig vom Staate geregelt werden. 
In dieſer Abſicht forderte der Miniſter im Juli 1814 von der 
Kirchenſection einen Concordatsentwurf, mit deſſen Ausarbeitung 
der Oberkirchenrath v. Hollers betraut wurde. Derſelbe 


1 Siehe Bd. 1, S. 257 ff. u. 261 ff. 
2 Siehe Bd. 1, S. 299 u. 306 ff. 


3 Leonhard Ritter v. Holler (+ 1851) hatte, obwohl Laie, das Referat 
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gehörte zwar nicht zu den ausgeſprochenen Feinden der Kirche, 
war aber zu tief in die Irrthümer der Febronianer und Galli— 
caner verſtrickt, um ſich zu einer richtigen Anſchauung der katho— 
liſchen Kirche und ihres Verhältniſſes zur Staatsgewalt zu 
erſchwingen und auf Grund derſelben dem Miniſter Vorſchläge 
zu unterbreiten, welche beiden Gewalten die ihnen eigenthümliche 
Wirkſamkeit zu ſichern geeignet geweſen wären. Vorerſt ſchlug 
Holler proviſoriſche Maßregeln vor, da „ein Concordat nicht 
gründlich entworfen werden könne, ſo lange die Grenzen des 
Königreichs und die übrigen äußern politiſchen Verhältniſſe 
Bayerns“ noch nicht geordnet ſeien; erſtattete aber, nachdem 
Montgelas dieſes Project zurückgewieſen hatte, am 3. Oktober 
1814 ein ausführliches Referat ‚über die Diöceſanverfaſſung des 
Königreichs und die hierarchiſche Verfaſſung in Bayern.“ 

Von ſeinen gallicaniſch⸗febronianiſchen Anſchauungen geleitet 
und den eigentlichen Zweck der Regierung nicht aus den Augen 
verlierend, verbreitet ſich Holler zuerſt über das Verhältniß zwi⸗ 
ſchen Kirche und Staat in einer Weiſe, welche dem König die 
höchſte Gewalt in kirchlichen Dingen beilegt und ihn factiſch zum 
Oberhaupte der Landeskirche“ macht, und entwirft hierauf den 
Feldzugsplan, wie die Regierung die erſehnte Hegemonie über 
die Kirche erlangen und „grade die Punkte“ umgehen könne, 
welche bei Concordatsverhandlungen die meiſten Schwierigkeiten 
finden.“ Der ganze Plan gipfelt in dem Vorſchlage, die Regie— 
rung möge die Verhandlungen vornehmlich auf die Reſtauration 
der Bisthümer und die Wiederbeſetzung der erledigten biſchöf— 
lichen Stellen‘ eingrenzen, „von der Beſtimmung der Grenzen der 
geiſtlichen Gewalt“ aber „in dem Entwurf des Concordates ganz 
Umgang nehmen“, um „den organiſchen Verfügungen der Staats- 
regierung ein offenes Feld zu belaſſen“ !. n 

Die Vorſchläge Hollers fanden den Beifall des Miniſters 
und des mit der Oberleitung der Concordatsverhandlungen be— 
auftragten Geh. Raths v. Zentner und dienten als Grundlage 
des Entwurfs vom 6. Dezember, der nach dem richtigen Urtheile 
in kirchlichen Fragen. Erſt 1823 wurde er desſelben enthoben und 1825 in 


den Ruheſtand verſetzt. Siehe Allg. deutſche Bibliothek Bd. 12, S. 758 f. 
1 Sicherer, Staat und Kirche in Bayern S. 192 f. 
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Höflers! ebenſoviele Principienfragen als Artikel enthält.“ 
Nach dem Entwurf? ſollen in Bayern ein Erzbisthum und ſieben 
Bisthümer beſtehen, deren Grenzen „mit den Grenzen der Kreis— 
regierungen in Uebereinſtimmung“ zu bringen ſeien. Jede Dibceſe 
wird ein Domcapitel erhalten, deſſen Mitglieder den eigentlichen 
biſchöflichen Rath bilden“ und „deswegen zugleich den Titel geiſt— 
liche Räthe führen.“ „Die Dotation“ der Bisthümer und Dom⸗ 
capitel ſoll „in liegenden Gütern, oder in ſtändigen auf ſolche 
Güter gelegten Renten beſtehen“, deren Verwaltung den Biſchöfen 
und Kapiteln „mit Vorbehalt der Sr. königlichen Majeſtät zu⸗ 
ſtehenden oberſten Einſicht überlaſſen wird.“ Die Ernennung 
ſämmtlicher Biſchöfe, Dignitarien und Domcapitularen, ſowie 
‚der Directoren’ an den Seminarien ſteht ‚auf ewige Zeiten“ dem 
Könige zu und der Papſt verleiht den ernannten Biſchöfen nur 
die ‚eanoniſche Inveſtitur“, ſollte er aber ohne zureichenden 
Grund dieſe Inveſtitur binnen ſechs Monaten nicht ertheilen“, 
ſo devolvirt dieſes Recht an den Erzbiſchof, reſp. an den älteſten 
Biſchof. Den Biſchöfen ſteht „die Disciplinargewalt und das 
Correctionsrecht? über den Klerus, „vorbehaltlich des geſetzlichen 
Recurſus“ zu. Appellationen ,an eine auswärtige Gerichtsbarkeit 
können nicht ‚ſtattfinden.“ Bei einem Recurs nach Rom ,in geiſt⸗ 
lichen Rechtsſachen“ muß der Papſt „jedesmal einem andern 
Biſchofe in Bayern’ die ‚Jurisdietion der päpſtlichen Inſtanz 
übertragen.“ Die „Erledigung der bisher dem päpſtlichen Stuhle 
vorbehaltenen Dispenſationsgegenſtände“ ſoll „dem bayeriſchen 
Erzbiſchofe durch ein beſonderes Indult übertragen“ werden. Die 
Einkünfte der erledigten Bisthümer fallen der Krone“ zu. Der 
König „verbleibt für jetzt und alle Zukunft im Beſitze des Pa— 
tronats- und Präſentationsrechtes zu allen Pfarreien und Bene⸗ 
ficien’, wo er es „bisher ausgeübt hat.“ Die Biſchöfe „können 
ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Königs außer Landes 
gar nie verreijen’ und „im Inlande nicht über acht Tage“ von 
ihrer Diöceſe „ſich entfernen.“ „Keine Geſetze oder Verordnungen 


1 Cone. u. Conſtitutionseid S. 35. 


: 2 A. a. O. S. 29 ff. theilt Höfler den Wortlaut mit. Der Entwurf ge⸗ 
hört aber nicht, wie dort angegeben iſt, in das Jahr 1807, ſondern iſt vom 
6. Dezember 1814 datirt; ſiehe Sicherer S. 191. 
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der Kirchengewalt“, auch des päpſtlichen Stuhles, „können in 
Bayern ohne Einſicht und Genehmigung“ des Königs publieirt 
und vollzogen werden.“ 

Das ſind die Hauptpunkte des Entwurfs, wobei man nicht 
vergeſſen darf, daß ſein Verfaſſer von dem Grundſatze ausging, 
was bereits durch conſtitutionelle Edicte über die Verhältniſſe 
und Grenzen der geiſtlichen Gewalt ausgeſprochen ſei, dürfe nicht 
mehr in das Concordat aufgenommen werden.“ 

Der Zuſammentritt des Wiener Congreſſes !, auf welchem 
die bayeriſche Regierung jeden Verſuch einer Vereinbarung aller 
deutſchen Höfe mit dem heiligen Stuhle entſchieden bekämpfte, 
machte vorläufig die Anknüpfung von Separatverhandlungen un⸗ 
möglich, und erſt im Auguſt 1815 kehrte Häffelin als bayeriſcher 
Geſandter von Neapel? in die ewige Stadt zurück, um die Un⸗ 
terhandlungen mit dem päpſtlichen Hofe zu führen, deren Criff- 
nung ſich jedoch bis zum Herbſte 1816 verzögerte. 

Obſchon der heilige Stuhl einem Concordat für ganz 
Deutſchland den Vorzug gab, ergriff er doch das Anerbieten 
Bayerns, und Häffelin erbat ſich nun die nothwendigen Wei⸗ 
ſungen von ſeiner Regierung. Dieſe übertrug den Entwurf einer 
Inſtruction und eines Concordats wieder dem Oberkirchenrath 
v. Holler, deſſen Arbeiten mit einigen unweſentlichen Verände- 
rungen am 5. Auguſt 1816 vom König genehmigt und nebſt 
dem Referate Hollers vom 3. Oktober 1814 und einer Darſtel⸗ 
lung des damaligen Zuſtandes der Bisthümer Bayerns an die 
Geſandtſchaft erpedirt wurden. Der Inſtruction waren als An— 
lage zwei Concordatsentwürfe beigefügt. Der vollſtändige kommt 
mit geringen Aenderungen faſt wörtlich mit dem Entwurfe vom 
6. Dezember 1814 überein; der abgekürzte dagegen enthält nur 
die Beſtimmungen über Errichtung und Dotation der Dibeeſen, 
Beſetzung der biſchöflichen Stühle, Domcapitel, Seminarien, Reſi— 
denzpflicht, übergeht dagegen die Beſtimmungen über die biſchöfliche 
Amtsverwaltung, das königliche Patronatsrecht', die Verbindlichkeit 
des Concordats, um der Regierung freieres Feld für ihre ,orga- 

1 Siehe Bd. 1, S. 279 ff. 
2 Er hatte nach der Gefangennehmung Pius’ VII. Rom verlaſſen und 
war bis 1815 am neapolitaniſchen Hof beglaubigt geweſen. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 2 
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niſchen Geſetze“ zu laſſen. Aus dieſem Grunde wies auch Mont⸗ 
gelas den Geſandten in einem vertraulichen“ Schreiben an, die 
Durchſetzung des abgekürzten Entwurfs zuerſt zu verſuchen, weil 
es dem Könige angenehmer jet und auch weniger Raum für Er⸗ 
örterungen biete“! 

Als die Kunde von den bayeriſchen Concordatsverhandlungen 
in die Oeffentlichkeit gekommen war, ſetzte die Partei Weſſen⸗ 
bergs, von den kirchenfeindlichen Zeitungen getreulich verbei- 
ſtandet, alle Hebel in Bewegung, um dieſelben zu vereiteln 
und ihr Ideal von einer deutſchen Nationalkirche zu verwirk— 
lichen; um ſo freudiger begrüßten dagegen alle gutgeſinnten 
Katholiken dieſen Schritt der Regierung, beſonders die bayeri— 
ſchen Diöceſanverbände, welche in ihrer ſchon erwähnten Denk— 
ſchrift? an König Maximilian die Hauptbeſchwerden der Katho- 
liken, die eine Abhilfe erheiſchten, anführten, zugleich dem 
Papſte einen eingehenden Berichts über die Lage der katholiſchen 
Kirche in Bayern erſtatteten und die Forderungen namhaft mach⸗ 
ten, deren Erfüllung für eine gedeihliche Wirkſamkeit der Kirche 
in dieſem Lande nothwendig ſei. 

Die Verhandlungen hatten unterdeſſen ihren Anfang genom- 
men. Sie wurden vornehmlich zwiſchen Häffelin und Monſignor 
Mazios, einem der tüchtigſten und gewandteſten römiſchen Prä⸗ 
laten, geführt. Am 1. September 1816 überreichte der Geſandte 
die Punctation eines Concordates, wobei er nach dem Wunſche 
Montgelas den kleinern Entwurf als Grundlage nahm, an wel— 
chem er nur einige nothwendige redactionelle Aenderungen 
machte; dagegen „nahm er von allen denjenigen Artikeln ſorg— 
fältig Umgang, welche weitläufige und unangenehme Discuſſio⸗ 
nen veranlaſſen und die Abſchließung des Concordats verzögern 
konnten. Vorzugsweiſe' richtete der Geſandte ein Augenmerk 
auf die raſche Einrichtung der Bisthümer und die Ernennung zu 


1 II est plus agréable au roi, il est également de nature a donner 
moins lieu a discussions. Sicherer, S. 207. 
2 Siehe Bd. 1, S. 345 f. 
3 Siehe Bd. 1, S. 337 ff. 


5 hes hatte an den Concordatsverhandlungen ſehr großen Antheil. Siehe 
ap. 8. 
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den biſchöflichen Sitzen“; da alles von dieſen beiden Punkten 
abhänge und das übrige“, fährt er in ſeinem Briefe an die 
Regierung in München fort, ergibt ſich von ſelbſt. Die könig— 
lichen Verordnungen, welche als organiſche Geſetze erſcheinen 
ſollen, werden das Werk vollenden“ !. Die Punctation Häffelins, 
deſſen Geſtändniß für die Beurtheilung der Verhandlungen nicht 
unwichtig iſt, konnte aber aus leicht einleuchtenden Gründen 
nicht als Baſis der Negociationen angenommen werden. Deshalb 
ließ Conſalvi dem Geſandten einen römiſchen Concordatsent— 
wurf? zuſtellen, der auch die von letzterem gefliſſentlich übergan⸗ 
genen Punkte enthielt. Dieſen Entwurf ſandte Häffelin, nachdem 
er in den Conferenzen mit Monſignor Mazio deſſen einzelne 
Artikel durchgeſprochen und einige Abänderungen durchgeſetzt 
hatte, mit einem Bericht am 7. Dezember 1816 durch den Lega⸗ 
tionsſecretär v. Mehlem nach München und erbat ſich neue 
Inſtructionen. 


Ehe die Regierung einen Entſchluß gefaßt hatte, war ihr Chef 
vom Staatsruder entfernt worden. Nach der Rückkehr des Königs 
Maximilian Joſeph von Wien erfolgte nämlich am 2. Februar 
1817 die Entlaſſung des allgebietenden Miniſters v. Montgelas, 
der drei Miniſterien — Inneres, Aeußeres und Finanzen — in 
einer Hand vereinigt hatte. Seinen Sturz hatten die Kaiſerin 


— 


Karolina, des Königs Tochter, und der Kronprinz Ludwig 


herbeigeführt. Mit ihm war einer der größten Gegner der Kirche 
vom öffentlichen Schauplatz abgetreten, und es ſchienen nun beſ— 
ſere Ausſichten für eine endliche Verſtändigung zwiſchen Kirche 
und Staat ſich zu eröffnen. Allerdings waren mit Montgelas 
nicht alle ſeine Geſinnungsgenoſſen aus dem Miniſterium ent— 
fernt worden, und der neue Miniſter des Innern, Graf Thür⸗ 
heims, theilte ganz die kirchenpolitiſchen Anſichten ſeines frü— 
heren Vorgeſetzten; allein er war einem ſchroffen Auftreten 
überhaupt abgeneigt und fand ſich auch durch andere Urſachen 

1 Sicherer, S. 212. 

2 Mitgetheilt von Sicherer, a. a. O. Anhang S. 54 ff. 

3 Siehe Bd. 1, S. 342, 359. 
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veranlaßt, die Anträge des heiligen Stuhles nicht geradezu 
abzuweiſen. Der am 10. Februar 1817 erfolgte Tod Dalbergs, 
deſſen man ſich als Einſchüchterungsmittel gegen Rom bedient 
hatte, die revolutionären Symptome, welche in den falſchen My⸗ 
ſtikern und deren Conventikeln zu Tage traten, die geſteigerte 
Erbitterung unter den niederen Schichten, welche immer weiter 
um ſich griff und einen ſehr drohenden Character annahm, 
erfüllten die Regierung mit Beſorgniß und machten ſie geneig- 
ter, die Hand zur Herſtellung geordneter kirchlicher Zuſtände und 
zur Pflege der Religioſität zu bieten, da ſie gerade im Verfall 
des religiöſen Lebens die Haupturſache jener beklagenswerthen 
Erſcheinungen erblickte. Dieſe und andere Gründe bewogen den 
Grafen Thürheim, den Abſchluß einer Vereinbarung mit Rom 
zu betreiben und zu beſchleunigen !. 

Wie wenig er dagegen auf die Verwirklichung der früheren, 
an der Standhaftigkeit des apoſtoliſchen Stuhles geſcheiterten 
Pläne verzichten wollte, beweiſt die von ihm ausgearbeitete In— 
ſtruction? vom 9. Februar 1817, welche noch unter Montgelas 
von Zentner und Holler entworfen worden war. Wir können 
von den einzelnen Punkten, die ſich genau an die Sätze des 
römiſchen Entwurfs anſchließen, hier abſehen und wollen, um 
die Anſchauungen und Abſichten des Miniſters zu kennzeichnen, 
nur anführen, daß Häffelin angewieſen wurde, „ſolchen Punkten, 
über welche nothwendig Discuſſionen eintreten müſſen, auf alle 
mögliche Art auszuweichen“, alle Eingriffe in die Rechte der 
Kirche mit den Worten, „wir haben uns nie in die inneren An⸗ 
gelegenheiten der Religion, der Kirche und ihrer Diseiplin ge— 
miſcht“, geradezu in Abrede zu ſtellen, ,als wenn nicht 
gerade die einſeitige Unterſcheidung von inneren und äußeren 
Angelegenheiten ſchon der ſtärkſte Eingriff wäre, durch den auch 
das Aergſte ſich rechtfertigen ließe“s, ganz abgeſehen von den 
einſeitigen Verordnungen der Regierung über die Erziehung des 
Klerus, die Ertheilung der heiligen Weihen, die Beſetzung der 


1 Eichſtätter Paſtoralblatt 1865, Nr. 50. 

2 Im Auszug mitgetheilt von Sicherer, S. 223 ff. 

3 Strodh in ſeiner vortrefflichen Kritik des Buches von Sicherer in Hiſt.⸗ 
pol. Bl. Bd. 73 (mehrere Artikel) S. 435. 
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Pfründen, die Anordnungen über den Gottesdienſt, die Ehegeſetz⸗ 
gebung u. ſ. w. 

Mit dieſer Inſtruction, die geradezu das Unmögliche von 
Häffelin forderte — Vermeidung der Discuffion über alle ſchwie— 
rigen Punkte und doch auch Abſchluß eines Concordates mit in- 
directer Anerkennung der ſ. g. Hoheitsrechte, von Seiten Roms 
— trat Legationsrath v. Mehlem am 11. Februar 1817 die 
Rückreiſe nach Rom an. Häffelin, der ſchon am 21. Februar 
eine officielle Note an Conſalvi richtete, in welcher er den an⸗ 
geblichen Umſchwung der Geſinnung in den Regierungskreiſen 
dem Cardinal mittheilte, überzeugte ſich bald, daß eine Verein⸗ 
barung mit dem heiligen Stuhl auf der Baſis der fo anſpruchs— 
vollen und außerdem vielfach undeutlichen Inſtruction vom 
9. Februar unmöglich ſei. Er bat deshalb in einer beſonderen 
Depeſche den König um klarere Weiſungen“; allein Graf Aloy⸗ 
ſius v. Rechberg, der neue Miniſter des Aeußern, verwies 
den Geſandten einfach auf obige Inſtruction und fügte, um die 
Curie zu ſchrecken, noch die mit dem ganzen bisherigen Beneh⸗ 
men Bayerns im ſchneidendſten Widerſpruch ſtehende und darum 
nicht ernſt gemeinte Erklärung bei, „der König werde ſich, wenn 
Rom neue Schwierigkeiten erhebe, zu ſeinem großen Bedauern 
gezwungen ſehen, mit den Mitgliedern des deutſchen Bundes 
gemeinſchaftliche Sache zu machen, um zu einem Concordat zu 
gelangen, welches für die Curie weit weniger vortheilhaft als 
das eben angebotene ſein dürfte“ 1. Die bereits begonnenen Ver⸗ 
handlungen erlitten durch dieſes Schreiben keine Unterbrechung. 
Der Geſandte hielt ſich, ſo viel es vernünftigerweiſe geſchehen 
konnte, an die Inſtruction vom 9. Februar und legte am 
23. April einen neuen Concordatsentwurf als römiſches Ulti⸗ 
matum der Regierung in München zur Prüfung und Geneh— 
migung vor. 

Dieſes Ultimatum? iſt ein neuer Beweis von der Nachgie⸗ 
bigkeit des heiligen Stuhles, der bei unverbrüchlichem Feſthalten 
an jenen Grundſätzen und Forderungen, deren Aufgebung Ver⸗ 


1 Depeſche an Häffelin bei Sicherer, S. 226. 
2 Siehe den Wortlaut bei Sicherer, Anhang S. 63. 
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rath an der Kirche wäre, dem Verlangen und den Wünſchen der 
Regierung in hohem Grade entgegenkam und nur die Rechte und 
Befugniſſe der Kirche in Bayern aufrecht erhielt, welche zu deren 
Beſtand und Wirkſamkeit unumgänglich nothwendig ſind. Unter 
anderem erhielt der König in dem Ultimatum das Nominations⸗ 
recht zu den biſchöflichen Stühlen auf Grund eines Quaterna- 
vorſchlags der reſp. Domcapitel, und die Ernennung des Dom⸗ 
decans und der Canoniker auf Grund eines Ternavorſchlags der 
Biſchöfe, und die Beſetzung der Dompropſteien abwechſelnd mit 
dem Papſt. Auch die Vergebung der Patronatsbeneficien der 
ſäculariſirten Stifter und Klöſter wurde ihm nach einem Terna⸗ 
vorſchlag der Biſchöfe zugeſtanden u. ſ. w. Die Gerichtsbarkeit 
über den Klerus in Civilſachen wird den weltlichen Richtern ,in- 
dulgirt“, die ‚Beaufſichtigung und Autorität“ der Biſchöfe über 
die Gymnaſien und Lyceen“ auf, die geſunde Lehre und die guten 
Sitten“ eingeſchränkt, die früher verlangte Biichercenjur dahin 
abgeändert, daß die Regierung jene Schriften, welche gegen „den 
Glauben, die guten Sitten, oder die Disciplin der Kirche“ ge— 
richtet find, auf vorherige Anzeige der Biſchöfe verbieten und 
unterdrücken« werde. Auch das Verlangen der Regierung, daß 
die Domherren zugleich die geiſtlichen Räthe der Biſchöfe ſein 
ſollen, wurde erfüllt und die Abänderung einiger dem Miniſterium 
anſtößigen Ausdrücke, z. B. die Bezeichnung der Einkünfte der 
Bisthümer und Domcapitel als „Reſtitution“ oder ‚Anweiſungé, 
welche in ,Dotation’ umgeändert wird, zugegeben. Im erſten 
Artikel, welcher beſtimmt, die katholiſche Religion ſolle mit 
jenen Rechten erhalten werden, deren ſie ſich unter den ſo reli— 
giöſen Herzogen Bayerns erfreute“, wurde der letztere Satz auf 
Begehren der Regierung weggelaſſen. 

Wie die Inſtruetion! an den Geſandten vom 10. Mai be⸗ 
weiſt, war die Regierung bereit, in einigen Punkten die Forde⸗ 
rungen des römiſchen Hofs zu erfüllen, die anderen Artikel da— 
gegen nur mit dem geheimen Vorbehalte, eventuell das Gegen— 
theil zu thun, anzunehmen, oder dieſelben gradezu abzulehnen. 
Angenommen wurde das königliche Nominationsrecht in der vor— 


1 Auszugsweiſe bei Sicherer, S. 228 ff. 
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geſchlagenen Faſſung, die Aufzählung des Stiftungsvermögens 
unter den Kirchengütern und die Verpflichtung der Wiederher— 
ſtellung einiger Klöſter. Auch die dreimalige Berufung auf das 
canoniſche Recht wurde zugeſtanden; allerdings in der Erwägung, 
daß es Sache der weltlichen Geſetzgebung ſei und bleibe, die 
Grenzen ſeiner Geltung zu beſtimmen.“ Die Ueberwachung der 
Gymnaſien und Lyceen durch den Biſchof hinſichtlich der geſun— 
den Lehre“ u. ſ. w. wurde abgelehnt, dagegen die Formel vor- 
geſchlagen, da den Biſchöfen die Aufſicht über Religionsunterricht 
und Sitten in ihren Diöceſen kraft ihres Amtes obliege, ſo ſollen 
ſie in Ausübung derſelben bezüglich der öffentlichen Schulen nicht 
gehindert werden“; die Anſtellung der Profeſſoren an den Semi⸗ 
narien ward den Biſchöfen eingeräumt, unter der Vorausſetzung, 
daß die königliche Genehmigung ſtillſchweigend vorbehalten werde“, 
und von der Erwähnung der Criminalgerichtsbarkeit über den 
Klerus Umgang genommen,, da deshalb nur Discuſſionen zu be— 
fürchten ſein möchten.“ Den Ausdruck ,indulgirt’ fand man „mit 
der Würde der Staatsverfaſſung nicht ganz vereinbarlich“, die 
Beſtimmung bezüglich glaubens⸗ und ſittenloſer Schriften wurde fo 
formirt, daß deren Verbreitung nach den geſetzlichen Vorſchriften 
(Preßgeſetz) verhindert werde.“ Die geforderte Vermehrung der Ca- 
pitelspräbenden wurde abgelehnt, desgleichen auch die Beſtimmung, 
daß alle beſtehenden Geſetze und Verordnungen in kirchlichen Dingen 
durch das Concordat aufgehoben ſeien. Die Streitigkeiten über 
das Patronatsrecht“ ſuchte man durch eine allgemein gehaltene 
Beſtimmung zu umgehen“, reſervirte aber dem König „das unbe— 
ſchränkte Recht, die ehemaligen Stifts- und Kloſterpfarreien zu 
beſetzen und die von den Biſchöfen ernannten Pfarrer zu beſtä⸗ 
tigen.“ Dieſer von Thürheim erlaſſenen Inſtruction fügte Rech- 
berg eine franzöſiſche Depeſche! bei, in welcher er das freie Er— 
nennungsrecht der Biſchöfe und Domcapitularen verlangte, da es 
kein katholiſches Land gäbe, in welchem dieſe Rechte dem Sou— 
verän entzogen ſeien.“ 

Dieſe nichts weniger als klare und beſtimmte Inſtruction 
verſetzte Häffelin in eine ſehr peinliche Lage. Die Regierung 


1 Am 13. Mai 1817. Sicherer, S. 230. 
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drang auf Abſchluß eines Concordates, ftellte aber Forderungen, 
deren Geltendmachung jede Uebereinkunft nach dem Urtheile des 
Geſandten unmöglich machen, oder doch erſchweren mußte; andern⸗ 
theils erkannte derſelbe nur zu gut die Abſichten des Münchener 
Cabinets, durch geheime Vorbehalte die gemachten Zugeſtändniſſe 
ganz oder theilweiſe zurück zu nehmen; war er ja doch wiederholt 
aufgefordert worden, Erörterungen über ſchwierige Punkte ge- 
ſchickt auszuweichen. Er entſchloß fic) daher, einige Zugeſtänd— 
niſſe, welche in der Inſtruction vom 10. Mai nicht enthalten 
waren, zu machen und von einzelnen Forderungen derſelben ab- 
zuſehen, in der Ueberzeugung, daß die Regierung ſchon die Mittel 
finden werde, um ihren vermeintlichen Anſprüchen Geltung zu 
verſchaffen. Dies ſpricht er auch in ſeinen Depeſchen vom 5. 
und 6. Juni! verblümt aus; auch das Verhalten Thürheims 
rechtfertigt ſein Verfahren. Wenn daher Häffelin beſchuldigt 
wird, ſeine Inſtruction überſchritten zu haben, ſo iſt dies nur 
in ſo fern wahr, als er ſich nicht genau an ihren Wortlaut 
hielt; keineswegs aber trifft ihn der Vorwurf, ein unredliches 
Spiel mit ſeiner Regierung getrieben zu haben, deren eigene 
Rathſchläge er ja befolgte. Auch die Beſchuldigung, er habe die 
Rechte des Staates der römiſchen Curie geopfert, iſt unbegründet. 
Häffelin nahm, ſeinem Character entſprechend, ganz den Stand- 
punkt ſeiner Regierung dem heiligen Stuhle gegenüber ein, und 
von beſonderen Conceſſionen an das Oberhaupt der katholiſchen 
Kirche war der bayeriſche Hofbiſchof nicht minder weit entfernt 
als das Miniſterium in München. 


Durch dieſe theilweiſe Nachgiebigkeit Häffelins, die auch der 
heilige Stuhl durch neue Zugeſtändniſſe an Bayern erwiederte, 
kam endlich das von der kirchlichen und weltlichen Autorität er— 
ſehnte Concordat? zu Stande und wurde am 5. Juni 1817 un⸗ 
terzeichnet. Dasſelbe garantirte (Art. 1) der katholiſchen Kirche 
in Bayern „die Rechte und Prärogative“, welche ihr „nach gött— 


1 Sicherer, S. 231. 
2 Sein Wortlaut bei Höfler, Conc. und Conſtitutionseid S. 63 ff. 
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licher Anordnung und den canoniſchen Satzungen zuſtehen; er— 
hebt (Art. 2) zu Metropolen das Bisthum München-Freiſing, dem 
die Didcejen Augsburg, Paſſau und Regensburg, ſowie das Bisthum 
Bamberg, dem Eichſtätt, Würzburg und Speyer als Suffragan- 
bisthümer untergeordnet werden, und beſtimmt, daß die Domca— 
pitel aus zwei Dignitarien, Propſt und Decan, nebſt zehn reſp. 
für die biſchöflichen Kirchen acht Domcapitularen und,, wenigſtens“ 
ſechs Präbendaten beſtehen ſollen, und verfügt, daß jene von 
den Dignitariern, Canonikern und Präbendaten, welchen die Erz- 
biſchöfe und Biſchöfe zur Ausübung der Aemter von General- 
vicaren, Officialen und Räthen den Vorzug vor den übrigen 
geben werden, verpflichtet ſeien, außer dem Chordienſte auch 
dieſe Aemter zu übernehmen.“ Die Dotation (Art. 4) der Bis⸗ 
thümer, Domcapitel und Seminarien ſoll, „wenn thunlich inner⸗ 
halb dreier Monate oder ſpäteſtens innerhalb eines halben Jahres 
nach der Ratification des Concordates“, in „Gütern oder ſtabilen 
Fonds“ geſchehen, welche unter der „freien Verwaltung der Bi- 
ſchöfe ſtehen und weder „veräußert“, oder „in Geldbeſoldungen 
umgewandelt“, noch „neuen Abgaben unterworfen werden ſollen.“ 
Jede Diöceſe wird (Art. 5) ein entſprechend dotirtes Seminar 
beſitzen, in welchem die Jünglinge (adolescentes), welche ſich 
dem geiſtlichen Stande widmen, nach Vorſchrift des Concils 
von Trient erzogen und ausgebildet werden. „Die Einrichtung, 
der Unterricht, die Leitung und Verwaltung“ dieſer Seminarien 
ſteht den Biſchöfen zu, welche auch die Vorſteher und Profeſſo— 
ren“ ernennen. Da es den Biſchöfen obliegt, über „die reine 
Lehre“ und „die guten Sitten“ zu wachen, ſollen fie in Ausübung 
dieſer Pflicht hinſichtlich ,der öffentlichen Schulen“ nicht gehindert 
werden. Der König wird für Herſtellung eines „hinlänglich do— 
tirten’ Emeritenhauſes forgen (Art. 6). Desgleichen „ollen (Art. 7) 
einige Klöſter der religiöſen Genoſſenſchaften beiderlei Ge— 
ſchlechtes vorzüglich (praesertim) zum Unterrichte der Ju— 
gend in der Religion und in den Wiſſenſchaften, ſowie zur Un- 
terſtützung der Pfarrer, im Einvernehmen mit dem heiligen Stuhl 
mit hinreichender Dotation wieder hergeſtellt werden.“ Die Güter 
der Seminarien u. ſ. w. und anderer frommen (piarum) Stif⸗ 
tungen müſſen unverſehrt erhalten werden u. ſ. w. Der Papſt 
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wird dem König „das Indult verleihen“, den Erzbiſchof von 
München und die Biſchöfe von Regensburg und Würzburg zu 
ernennen, bei Erledigung der übrigen Bisthümer wird das Dom⸗ 
capitel innerhalb ſechs Wochen ihm vier Geiſtliche namhaft 
machen, aus welchen er den neuen Biſchof auswählen könne. 
Vor erlangter päpſtlichen Beſtätigung darf kein Biſchof Juris⸗ 
dictionsrechte ausüben (Art. 9). Bezüglich der Canonicate wird 
dem König die Befugniß eingeräumt, den Domdecan in allen 
Capiteln und je zwei Domcapitulare in München, Regensburg 
und Würzburg frei zu ernennen, die übrigen Domcapitelsſtellen 
aber ſollen in der Weiſe vergeben werden, daß der Biſchof in 
Uebereinſtimmung mit dem Capitel einige“ Candidaten in Vor⸗ 
ſchlag bringt, aus welchen der König die Wahl vornimmt. Die 
Nomination des Dompropſtes behält ſich der Papſt vor, die 
Dompräbendaten werden vom Biſchof ernannt (Art. 10). Alle 
müſſen die von den Kirchengeſetzen geforderten Eigenſchaften be- 
ſitzen und dürfen auch nicht mehrere Beneficien in einer Hand 
vereinigen. Auch find fie „jedoch unbeſchadet der Autorität des 
apoſtoliſchen Stuhles zur Reſidenz verpflichtet.“ Die Größe der 
Annaten und der Taxen richtet ſich nach den Einkünften der Bis⸗ 
thümer. Die Beſetzung der gegenwärtig vacanten Bisthümer“ 
wird der Papſt dem König durch „ein apoſtoliſches Indult zuge— 
ftehen‘; die erſte Beſetzung der Domcapitel ſoll der Nuntius im 
Einvernehmen mit der Regierung vornehmen. Der König wird, 
wie Art. 11 beſtimmt, „zu jenen Pfarreien und einfachen Bene⸗ 
ficien präſentiren, zu welchen die früheren Herzöge und Kurfür— 
ſten präſentirten.“ Die Privatpatronate verbleiben den reſp. Be⸗ 
ſitzern. Die Biſchöfe haben das freie Collationsrecht der geiſt— 
lichen Beneficien, welche ihre Vorgänger vergaben. Der folgende 
Artikel (12) handelt von den biſchöflichen Rechten und beſtimmt, 
daß die Biſchöfe in ihrer Diöceſe alles dasjenige frei ausüben 

dürften, was ihnen vermöge ihres Hirtenamtes, kraft der Erklä⸗ 
rung und Anordnung der heiligen Canones nach der gegenwärtigen 
und vom heiligen Stuhle beſtätigten Kirchendisciplin zuſtehe“, 
insbeſondere ſind ſie berechtigt, ihre geiſtlichen Räthe und Ge— 
hilfen in der Verwaltung aufzuſtellen, Candidaten des geiſtlichen 
Standes aufzunehmen, die Weihen zu ertheilen, Unwürdige vom 
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Empfange derſelben auszuſchließen, kirchliche Sachen“, beſonders 
„Eheſachen', welche nach Can. 12. Sess. 24 des Concils von 
Trient vor den geiſtlichen Richter gehören“, „vor ihrem Gerichte 
zu verhandeln und zu entſcheiden“, jedoch mit Ausnahme der 
bürgerlichen Angelegenheiten der Geiſtlichen, wie Verträge, 
Schuld⸗ und Erbſchaftsſachen, deren Erkenntniß und Entſcheidung⸗ 
der heilige Stuhl „den weltlichen Richtern indulgirt (indulget)e; 
ferner können ſie gegen ſtrafbare Geiſtlichen die vom Concil von 
Trient feſtgeſetzten, oder andere geeignete Strafen, unbeſchadet 
des Recurſes verhängen und ebenſo „gegen die Gläubigen, 
welche ſich der Uebertretung der Geſetze der Kirche und der hei— 
ligen Canones ſchuldig machen“, die ,canonijdjen Strafen (poenis) 
anwenden“, mit „dem Klerus und den Diöceſanen nach Erforder— 
niß des geiſtlichen Hirtenamtes verkehren, ihre Belehrungen 
(Hirtenbriefe u. ſ. w.) und Anordnungen in Kirchenſachen frei 
verkündigen“; auch ſoll der „Verkehr des Biſchofs, Klerus und | 
Volkes mit dem heiligen Stuhl in geiſtlichen Dingen und kirch- 
lichen Angelegenheiten frei fein’ und durch kein Hinderniß er- 
ſchwert werden“; endlich ſteht es auch den Biſchöfen zu, im Ein⸗ 
verſtändniß mit dem König „vornehmlich wegen Anweiſung an- 
gemeſſener Einkünfte“, „Pfarreien zu errichten, zu trennen und zu 
vereinigen“, „öffentliche Gebete und andere fromme Werke, falls 
das Wohl der Kirche, des Staates oder des Volkes es fordert, 
auszuſchreiben“ und auch darüber zu wachen“, daß „bei kirchlichen 
Verrichtungen, beſonders bei der heiligen Meſſe und der Spen- 
dung der heiligen Sacramente die kirchlichen Formeln gebraucht 
werden und die lateiniſche Sprache in Anwendung kommt.“ Die 
Büchercenſur wird (Art. 13) in der Form aufgenommen, daß, 
jo oft“ die Biſchöfe Bücher“, welche etwas gegen den Glau- 
ben, die guten Sitten, oder die kirchliche Disciplin“ enthalten, 
‚der Regierung anzeigen werden, dieſelbe deren Verbreitung in 
geſetzlicher Weiſe verhindern wird.“ Auch wird der König „ſtrenge 
(districte)“ unterſagen, die katholiſche Religion, ihren Ritus und 
ihre Liturgie in Worten, Handlungen, oder Schriften verächtlich 
zu machen, oder die Biſchöfe und die Geiſtlichen in Ausübung 
ihres Amtes irgendwie (quocunque modo)“ zu hindern. Er wird 
auch nicht die Verachtung des geiſtlichen Standes geſtatten und 
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verfügen, daß demſelben von ,allen Beamten des Königreichs mit 
beſonderer Achtung und der ihrem Stande gebührenden Ehre bei 
jeder Gelegenheit begegnet werde (Art. 14). Der Artikel 15 ent- 
hält die Eidesformel der Biſchöfe. Der folgende Artikel beſtimmt: 
Alles Uebrige, was kirchliche Gegenſtände und Perſonen betrifft, 
wovon in dieſen Artikeln keine ausdrückliche Erwähnung geſchehen 
iſt, wird nach der beſtehenden und approbirten kirchlichen Dis- 
ciplin verwaltet werden“; ſollte aber in Zukunft irgend ein An⸗ 
ſtand ſich ergeben, ſo behalten ſich Se. Heiligkeit und Se. königliche 
Majeſtät vor, fic) darüber zu benehmen und die Sache in freund- 
ſchaftlicher Weiſe beizulegen. „Die gegenwärtige Convention“, ſo 
lautet Art. 17, tritt an die Stelle aller Geſetze, Verordnungen 
und Decrete, welche bisher von der Regierung in Sachen der 
Religion erlaſſen wurden.“ Im 18. Artikel verpflichten ſich beide 
Contrahenten für fic) und ihre Nachfolger zur „treuen Beobach- 
tung“ der ſtipulirten Artikel der Convention, welche der König 
zals Staatsgeſetz erklären wird.“ Derſelbe verſpricht zugleich, daß 
weder er noch ſeine Nachfolger nie aus irgend welchem Grunde 
den Artikeln dieſer Convention etwas beifügen oder daran än⸗ 
dern, oder dieſelben auslegen werden, ohne die Autorität und 
Mitwirkung des heiligen Stuhles.“ 
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Die ,Ratification des Concordates vom 5. Juni ſollte 
innerhalb vierzig Tage“, oder „wenn möglich noch früher“ ge- 
ſchehen. In München aber ſtieß die abgeſchloſſene Ueberein— 
kunft auf den heftigſten Widerſpruch, deſſen Hauptquelle die 
gallicaniſch⸗febronianiſchen Grundſätze von der Allgewalt des 
Staates waren, mit denen eine der Vormundſchaft des Staates 
entzogene freie und ſelbſtſtändige Kirche unvereinbar iſt. 
Von dieſen irrigen Ideen und Anſchauungen geleitet, glaubten 
auch manche nichtkirchenfeindliche Staatsmänner, es ſeien die 
Rechte der Krone durch den geſchloſſenen Vertrag beeinträchtigt 
und man müſſe noch einige Zugeſtändniſſe zu erhalten ſuchen. 
Dieſe Anſichten herrſchten auch im Miniſterium, bei deſſen Mit⸗ 
gliedern ſich aber in Bezug auf den einzuſchlagenden Weg zwei 
Richtungen geltend machten. 

Nach Empfang des Concordats, 14. Juni, entſchloß ſich der 
Miniſter des Innern, v. Thürheim, deſſen Ratification mit eini⸗ 
gen Abänderungen zu beantragen und legte die von Miniſterial- 
rath v. Holler entworfene Ratificationsurkunde nebſt einer Ent⸗ 
ſchließung an den Geſandten am 25. Juni der Miniſterconferenz! 
vor. Dieſelbe war jedoch mit dieſem Vorſchlage nicht einverſtan— 
den und machte eine Reihe von Ausſtellungen, von welchen die mei⸗ 
ſten Artikel der Uebereinkunft berührt wurden. Noch weiter ging. 
die Miniſterialconferenz vom 14. Juli, an welcher außer Thür— 
heim, der Miniſter der Finanzen, Freiherr v. Lerchenfeld, 
die Generaldirectoren v. Zentner und Krenner und der zum Mei- 
niſterialrath beförderte frühere Oberkirchenrath Holler fic) be⸗ 


1 Sicherer, S. 232. 
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theiligten. Der Juſtizminiſter v. Reigersberg hatte ein 
ſchriftliches Votum und Gutachten eingeſandt. Auf dieſer Con⸗ 
ferenz machte ſich die doppelte Strömung im Miniſterium gel- 
tend. Lerchenfeld, mit welchem Reigersberg übereinſtimmte, legte 
ein Gutachten! vor, in welchem er unter gehäſſigen Ausfällen 
gegen den heiligen Stuhl für die Aufrechthaltung aller nicht durch 
das Concordat ausdrücklich aufgehobenen kirchenpolitiſchen Ver⸗ 
ordnungen eintritt, die weitgehendſten Veränderungen an den 
Artikeln desſelben vorſchlägt und eine ausdrückliche Verwahrung 
der landesherrlichen Rechte im Concordate ſelbſt fordert. Thür⸗ 
heim dagegen, in der Sache mit ſeinem Collegen einverſtanden. 
befürwottete die Politik der geheimen Vorbehalte, welche er 
ſchon bisher in ſeinen Inſtructionen an Häffelin defolgt hatte 
und machte gegen die von Lerchenfeld verlangte ausdrückliche 
Verwahrung der königlichen Hoheitsrechte geltend, daß dieran 
das Zuſtandekommen eines Concordates, deſſen Bedürfniß dei 
dem hohen Alter der wenigen noch vorhandenen Biſchöfe vor 
Augen liege“ ?, ſcheitern werde. Die Majorität entſchied ſich ader 
für den Antrag Lerchenfeld und beſchloß auf Vorſchlag Zentners. 
eine neue Inſtruction für den Geſandten und einen neuen Concor⸗ 
datsentwurf nach dem Sinne Lerchenfelds ausarbeiten und letzte⸗ 
ren dem heiligen Stuhl mit der Erklärung zuſtellen zu laſſen. daß 
man in Rückſicht auf die bisherigen Verhältniſſe der katholiſchen 
Kirche in Bavern nicht anders zu concordiren gedenke. 

Die Ausführung dieſes Planes, welche den Abbruch der 
Verhandlungen herbeigeführt hatte, wurde noch rechtzeitig durch 
den Miniſter des Aeugern, Grafen Rechberg, vereitelt. Von den⸗ 
ſelben Anſchauungen wie Thürbeim ausgehend, wies er in ſei⸗ 
nem Gutachtens vom 7. Auguſt nach, daß auf der von Lerchen ⸗ 
feld vorgeſchlagenen Baſis ein Concordat nicht zu Stande komme. 
der Abſchluß desſelben aber unabweisliches Bedürfniß pei. Er 


1 Sicherer, S. 285 ff. Nax v. Lerchenfeld. Zur Geſchichte des 
daperiſchen Concordates. Nördlingen 189. Anlage 1. S. 81 f. 

2 Sicherer, S. WY. 

s Sicherer, im Andang S. 71 ff. Das von Höfler S. 100 mit 


getheilte und von idm dem Grafen Xaver Rechderg zugeſchriedene Promremeria 
aft wabrſcheinlich das Concept des Gutachtens vom 7. Auguſt. 
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äußere Rechtsverhältniſſe der Religions- und Kirchengeſellſchaf⸗ 
ten Bezug haben.“ 

Wie wenig die Regierung aber geneigt war, ſelbſt die 
wörtlichen“ Beſtimmungen der Uebereinkunft zu halten, beweiſt 
ihre Forderung, daß der Satz im Artikel 17, der König wolle 
keine einſeitigen Abänderungen oder Auslegungen der Artikel vor- 
nehmen, als ,iiberfliiffig hinweggelaſſen werden möchte“, wofür 
folgender Grund angeführt wird: ,Diefer Satz benimmt der 
Krone die Mittel und Wege, die ihr zuſtehenden, ſeit Jahrhun⸗ 
derten ausgeübten Rechte, inſofern ſie nicht ausdrücklich in dem 
Concordate aufgenommen ſind, je mehr ausüben zu können, bin⸗ 
det uns an die wörtliche Auslegung der ſämmtlichen Artikel des 
Concordates und ſtellt uns in die traurige Alternative, entweder 
unſere heiligſten Pflichten gegen das Volk in Religionsangele⸗ 
genheiten größtentheils unerfüllt zu laſſen, oder, indem wir die⸗ 
ſelben erfüllen, bei der Geiſtlichkeit und einem großen Theile der 
von ihnen geleiteten Gläubigen als wortbrüchig gegen be- 
ſtimmt eingegangene Verbindlichkeiten zu erſcheinen.“ Dem Ge⸗ 
ſandten, fährt die Inſtruction fort, müſſe von ſelbſt einleuchtend 
ſein, wie gefährlich eine ſolche heimliche Waffe ſei“, weshalb „der 
angeführte Satz ganz hinweggelaſſen“, oder noch der Zuſatz: 
übrigens unter Wahrung des königlichen Hoheitsrechtes“, beige- 
fügt werde. 

Sehr bezeichnend für den Standpunkt der Regierung iſt der 
Auftrag, Häffelin habe, „im Falle weiterer Anſtände, neuerdings 
zu verſuchen, blos die Ausführung der Punkte wegen der Er— 
richtung und Beſetzung der Bisthümer zu erwirken und zu erklä— 
ren, daß wir für jetzt nur die Einſetzung der von uns frei zu 
ernennenden Biſchöfe zum Beſten der Kirche ſelbſt verlangen, 
den gänzlichen Abſchluß des Concordates aber für die ferneren 
Unterhandlungen offen belaſſen wollen.“ Wenn die Verfaſſer der 
Inſtruction hieran die weitere Aufforderung knüpften, der Ge— 
ſandte ſolle verhüten, daß „von Seite des päpſtlichen Stuhles 
keine weiteren Hinderniſſe gemacht werden mögen, den verwaiſten 
Kirchen endlich wieder zu ihren ordentlichen Oberhirten zu ver- 
helfen“ und behaupten, „daß die Schuld dieſer langen Verwaiſung 
und aller ihrer Folgen nur allein auf Seite des päpſtlichen 
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Stuhles und ſeiner ꝛungebührlichen () Forderungen liege“, durch 
welche die Ausführung deſſen gehindert werde, wozu der König 
ſich ſchon längſt (1) bereit erklärt habe“, jo klingt ein ſolcher 
Vorwurf gradezu wie Ironie und ſteht in directem Widerſpruche 
mit den bisherigen Verhandlungen und dem Gutachten Rechbergs 
vom 7. Auguſt, worin als eigentlicher Grund der obigen For— 
derung das Beſtreben der Regierung angegeben ijt, ſich in die 
Lage zu verſetzen, die Abſchließung eines Concordates auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit zu verſchieben.“ Auch die Drohung einer möglichen 
Veröffentlichung der Verhandlungen, welche in dem Vorwurfe 
gegen den apoſtoliſchen Stuhl durchſchimmert, war keineswegs 
im Ernſte gemeint; denn man wußte in München nur zu gut, 
daß „die Publicität eine dem römiſchen Hofe nicht furchtbare 
Waffe ſei“, welche „er ſogar gegen unſere Regierung kehren 
könne“. 

Um den Abſchluß des Concordates zu beſchleunigen, wurde 
Graf Xaver Rechberg, ein Bruder des Miniſters, zur Unter- 
ſtützung Häffelins nach Rom geſchickt. Der Geſandte befand ſich 
inzwiſchen in einer ſehr unangenehmen Lage. Die Zeit der Rati⸗ 
fication des Concordates, deſſen Abſchluß Conſalvi dem diploma⸗ 
tiſchen Corps mitgetheilt hatte, war längſt verſtrichen, und noch 
immer war die Ratificationsurkunde nicht eingetroffen. Statt ihrer 
erhielt er ein vertrauliches Schreiben Thürheims, welches ihm die 
Nichtannahme des Concordates vom 5. Juni mittheilte und „wei⸗ 
tere Eröffnungen“ in Ausſicht ſtellte. Dieſelben ſind in der In⸗ 
ſtruction vom 7. September enthalten, welche ihm Rechberg am 
16. desſelben Monats einhändigte. 


Der heilige Stuhl war über das Benehmen der bayeriſchen 
Regierung ſehr ungehalten, und Conſalvi äußerte ſich Rechberg 
gegenüber, Bayern ſcheine nach dem Triumphe zu ſtreben, den 
heiligen Stuhl zu erniedrigen (reculer)?. Auf die Vorſtellungen 
Rechbergs ging er jedoch auf neue Verhandlungen unter der Be— 


1 Gutachten Rechbergs vom 7. Auguſt 1817. Sicherer, im Anhang 


S. 77. 
2 Höfler, Conc. und Conſtitutionseid, S. 106. 


Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 3 
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dingung ein, daß das Concordat als abgeſchloſſen betrachtet 
werden müſſe und nur einige Modificationen eingeſchaltet werden 
ſollen. Vor Eröffnung der Verhandlungen geſtand der heilige 
Stuhl in Folge vertraulicher Mittheilungen Rechbergs dem Kö— 
nig von Bayern das Ernennungsrecht ſämmtlicher Biſchöfe und 
die Beſetzung der in den päpſtlichen Monaten vacant werdenden 
Canonicate an den Domkirchen zu und ließ ſich auch, aber mur 
nach einem ſehr langen und ſehr lebhaften Widerſpruche“ den zu 
Artikel 17 gemachten Zuſatz mit Abänderung des contrariantur 
in adversantur gefallen, unter der Bedingung, daß in Art. 5 das 
Wort adolescentes — und damit die Knabenſeminarien — bei⸗ 
behalten würden. Damit glaubte man den Forderungen der 
bayeriſchen Regierung Genüge geleiſtet zu haben. 

Die nunmehrige Eröffnung der Conferenzen überzeugte aber 
den Cardinalſtaatsſecretär, daß es auf eine gänzliche Reviſion 
und Umänderung des Concordates abgeſehen war. Die weiteren 
Forderungen erregten den Unwillen des päpſtlichen Hofes in 
hohem Grade und man beſchuldigte, wahrſcheinlich nicht ohne 
allen Grund, den Grafen Rechberg, den Cardinalſtaatsſecretär „in 
Irrthum geführt zu haben“. Doch machte der heilige Stuhl 
noch weitere Zugeſtändniſſe. Als aber auch dieſe nicht vollſtändig 
befriedigten, gab Conſalvi die officielle Erklärung ab, der Papſt 
„habe nur in der Hoffnung, um zu einem ſchnellen Abſchluß zu 
kommen, beigeſtimmt, daß das Concordat modificirt werde, im 
entgegengeſetzten Falle ſeien alle bereits gemachten Conceſſionen 
zurück genommen.“ Zuletzt erklärte Monſignor Mazio am 4. Ok⸗ 
tober die Conferenzen für geſchloſſen und die Verhandlungen für 
abgebrochen. Die Beſprechungen über das ſ. g. königliche Ba- 
tronat hatten den heiligen Stuhl überzeugt, daß auf Grund der 
Inſtruction vom 7. September eine Vereinbarung unmöglich ſei, 
was auch ſchon der Miniſter des Aeußern Graf Aloys Rechberg 
eingeſehen hatte. Nur nach großen Schwierigkeiten gelang es 
unter Vermittelung des franzöſiſchen Geſandten, Grafen Blacas, 
endlich ein Auskunftsmittel zu finden. Man vereinigte ſich 
über einen Concordatsentwurf, welcher dem König zur Annahme 
vorgelegt werden ſollte. Erfolge dieſelbe, ſo werde auch der 
Papſt den Vertrag ratificiren. Sofern jedoch der König den 
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Entwurf „verwerfen oder Veränderungen machen würde, ſolle 
alles, was bisher geſchehen ſei, als nicht geſchehen betrachtet 
werden.“ 

Um die Ratification durchzuſetzen, fügte Häffelin dem Ent⸗ 
wurf, welchen er am 18. Oktober 1817 dem König einſandte, 
einen erläuternden Bericht! bei, worin er vorzüglich betont, daß 
es zur Ausübung der ſ. g. Kirchenhoheitsrechte der Einwilligung 
des römiſchen Hofes“ nicht bedürfe, indem es ſich von ſelbſt ver- 
ſtehe, daß in einem Staate nichts geſchehen könne ohne die Ge— 
nehmigung des Souveräns“ und der König „das Schutz- und 
Oberaufſichtsrecht über alle kirchlichen Angelegenheiten des König⸗ 
reichs frei auszuüben habe“, weshalb „es unklug wäre, die Ge— 
nehmigung des römiſchen Hofes zur Ausübung von Rechten ein⸗ 
zuholen, welche in dem Weſen der königlichen Gewalt lägen“, — ein 
vortreffliches Auskunftsmittel, wodurch alle Artikel des Concor- 
dates illuſoriſch gemacht und alle Zugeſtändniſſe von der Regie- 
rung indirect zurückgenommen werden konnten, was der Geſandte 
auch an einigen Artikeln nachweiſt. Dieſem Berichte war ein 
Schreiben Rechbergs? beigelegt. Auch er ſpricht ſich für eine 
ſchnelle Ratification aus und führt unter anderen Gründen auch 
an, daß „man ſich nicht ſchmeicheln könne, günſtigere Reſultate 
zu erlangen, wenn man die Negotiationen auf ſpätere Zeiten ver- 
ſchieben werde“, und daß eine „Verweigerung der Ratification“ von 
unberechenbaren Folgen ſein könne. 

Es hätte übrigens dieſer Rathſchläge und Verſicherungen 
kaum bedurft, um die leitenden Perſönlichkeiten in München von 
der Nothwendigkeit des Abſchluſſes zu überzeugen und den von 
„Subalternen, weniger einſichtsvollen oder gutgeſinnten“ zu be— 
fürchtenden neuen Chikanen“ entgegen zu wirken?“. Die tonange— 
benden Miniſter kannten die Vortheile, welche das Concordat der 
Krone bot, nur zu gut und waren auch von der unaufſchiebbaren 
Nothwendigkeit einer Ordnung der kirchlichen Verhältniſſe in Bayern 
zu ſehr überzeugt, um durch neue Schwierigkeiten das ganze 
Werk zu vereiteln. Außerdem gedachten ſie ja, im Widerſpruch 


1 Sicherer, S. 250 f. 

2 A. a. O. S. 251 f. 1 

3 Worte aus dem Berichte Häffelins, ſiehe Höfler, a. a. O. S. 108. 
3 * 
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mit dem Concordat ihr Staatskirchenrecht aufrecht zu erhalten, 
und hofften, daß die Durchführung desſelben zum fo leichter“ ſein 
werde, ,al3 ſämmtliche Geiſtliche nur aus Eingeborenen beſtehen 
und dadurch, ſowie durch ihre Beſtellung und durch den Bezug 
ihrer Einkünfte aus dem Lande von der Regierung abhängig 
bleiben würden, 1. Das Staatsminiſterium beantragte daher am 
24. Oktober 1817 die Ratification des von Rom geſandten Con⸗ 
cordats⸗Entwurfes, welche noch an dem nämlichen Tage erfolgte. 
Nun ertheilte auch der Papſt die Ratification und verkündete die 
getroffene Vereinbarung mit großen Lobſprüchen auf König 
Maximilian im Conſiſtorium am 15. November?. 

Das neue Concordats, welches das Datum vom 5. Juni 
beibehielt, unterſcheidet ſich in weſentlichen Punkten von letzterer 
Uebereinkunft. Nur ſieben Artikel? derſelben wurden unverändert 
aufgenommen; die andern erlitten weſentliche und unweſentliche 
Abänderungen. Weſentlich verändert wurden die früheren Be— 
ſtimmungen über die Aufſtellung der Biſchöfe und Domherren 
(Art. 9 und 10) und über die Beſetzung der Pfründen, indem 
der Krone (Art 11) das Präſentationsrecht zu allen Patronats⸗ 
beneficien der ſäculariſirten Klöſter verliehen ward; ferner wurde 
in Art. 16 der Zuſatz in quantum illi adversantur beigefügts; 
auch die Beſtimmungen, daß nur ſolche, welche das Indigenat 
beſäßen, geiſtliche Pfründen erhalten könnten und daß al le 
Domcapitulare (Art. 3) zugleich Räthe des Biſchofs ſein ſollten 
u. ſ. w., aufgenommen und der Vorbehalt, daß die Kirchengüter 
nicht neuen Steuern unterworfen werden könnten (Art. 4), weg⸗ 
gelaſſen s. 


1 Gutachten Zentners vom 23. Oktober 1817 bei Sicherer, S. 252. 

2 Höfler, a. a. O. S. 235 ff. 

3 Nussi, Con ventiones, p. 146 sqq. 

4 Unverändert blieben Art. 1. 2. 6. 13. 18. 19. 

5 Der Art. 16 des neuen Concordats iſt im Concordat vom 5. Juni 
Art. 17, und Art. 16 des letzteren wurde mit Modificationen als Art. 17 in 
das neue Concordat aufgenommen. 

6 Andere Veränderungen find in Art. 5 (ſtatt sanae doctrinae circa 
cath. fidem et bonis moribus invigilare ſteht fidei ac morum doctrinae), 
Art. 7 (praesertim weggelaſſen), Art. 8 (ſtatt piarum ſteht ecclesiasticarum), 
Art. 12 (ftatt judicibus laicis indulget ſteht quas jud. laici definient; ſtatt 
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Aber auch dieſe Conceſſionen befriedigten die bayeriſche 
Regierung noch nicht. Sie verlangte eine officielle Erklärung des 
heiligen Stuhles, daß nur dem König genehme Perſonen in die 
Domcapitel aufgenommen werden dürften und daß die nicht un— 
bedeutenden Güter des Bisthums, des Domcapitels und der 
beiden Collegiatkirchen in Regensburg zur Dotation der neuen 
Bisthümer verwendet werden könnten. Beides wurde zugeſtan— 
den. Der heilige Stuhl ging ſogar noch weiter. Obſchon die 
bayeriſche Regierung noch gar keine Anſtalten getroffen hatte, 
um das Concordat auszuführen, ja dasſelbe noch nicht einmal 
publicirt, geſchweige, wie Art. 18 beſtimmte, als „Staatsgeſetz 
erklärt hatte, ließ ſich doch Papſt Pius VII. bewegen, die vom 
König ernannten Biſchöfe am 9. April 1818 zu präconiſiren und 
erhob auch auf Bitten desſelben! den Geſandten v. Häffelin, 
nicht ohne Widerſpruch des heiligen Collegiums, zur Cardinals⸗ 
würde. 

Die Behauptung, daß die bayeriſche Regierung in dem 
Concordate mit dem römiſchen Stuhle die Rechte der Krone 
preisgegeben habe, wird am beſten durch deſſen Inhalt wider- 
legt. Der König entſagte, reſp. beſchränkte nur die von der 
weltlichen Gewalt in Folge falſcher Rechtstheorien uſurpirten 
ſ. g. Kirchenhoheitsrechte, gegen welche das Oberhaupt der Kirche 
und die Biſchöfe energiſch und feierlich proteſtirt hatten, und 
verſprach die katholiſche Religion in ihren Beſitzungen und Rech⸗ 
ten zu beſchützen und jede Beeinträchtigung derſelben zu verhin- 
dern. Dafür wurde ihm aber durch das ihm zugeſprochene No— 
minationsrecht zu den biſchöflichen Stühlen und Domcapiteln 
und durch die Präſentation auf die Patronatspfründen der facu- 
lariſirten Klöſter ein Einfluß auf die inneren Angelegenheiten 
der Kirche eingeräumt, deſſen Bedeutung die bayeriſchen Staats⸗ 


poenis ſteht censuris; ferner ijt nulloque impedietur obstaculo weggelaſſen 
und lingua latina adhibeatur bei kirchlichen Functionen iſt in Ecclesiae for- 
mulae in lingua latina usurpentur umgeändert), Art. 14 (districte und quo- 
cunque modo iſt weggelaſſen), Art. 16, im neuen Concordat Art. 17 (ſtatt ma- 
nebunt omnia etc. heißt es dirigentur omnia, und iſt noch der Zuſatz juxta 
doctrinam Eccl. vor vigentem disciplinam gemacht). 

1 Höfler theilt a. a. O. S. 234 das königliche Schreiben mit. 
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männer, wie bereits gezeigt wurde, nicht verkannten. Außerdem 
erlangte der König gegen Wiederherſtellung einiger Klöſter 
und Dotirung der Bisthümer, deren Koſten nicht im Ent⸗ 
fernteſten mit dem enormen Vermögen, welches dem Staate 
aus den aufgehobenen 400 Klöſtern und Stiftern und der Un⸗ 
terdrückung der Bisthümer und Domcapitel zugefallen war, im 
Vergleiche ſtand, die factiſche Anerkennung der Säculariſation, 
gegen welche der päpſtliche Stuhl ſo entſchieden proteſtirt hatte. 
Von einem Triumphe, den die Curie“ über den Staat errungen, 
kann alſo keine Rede fein; ganz abgeſehen davon, daß die Re- 
gierung das Concordat unter ſtillſchweigendem Vorbehalt der 
landesherrlichen Rechte und ſomit auch des landesherrlichen 
Geſetzgebungsrechtes abſchloß, was allerdings nur den bethei— 
ligten Staatsmännern bekannt war‘!, oder mit deutlichen Worten 
ausgedrückt, daß die Regierung die Abſicht hatte, den heiligen 
Stuhl zu hintergehen, und die eingegangenen Verpflichtungen 
nicht zu halten. 

Es klingt deshalb mehr als ſonderbar, wenn die bayeriſchen 
Miniſter den gutmüthigen und ſchwachen König an den Papſt 
ſchreiben ließen, daß ihm nichts mehr am Herzen liege, als daß 
zum Beſten der Kirche und ſeines Reiches dem göttlichen Cul- 
tus der ihm gebührende Glanz zurückgegeben und die Grund⸗ 
lagen der kirchlichen Disciplin aufs neue bekräftigt würden“. 


1 Sicherer, S. 225. Eine Bemerkung hierüber iſt nicht nothwendig. 
2 Das Schreiben bei Höfler, S. 238. 
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Drittes Kapitel. 


Einleitung der preußiſchen Concordatsverhandlungen. Die leitenden Perſönlichleiten. 
Fürſt Hardenberg. Miniſter v. Schuckmann. Tegationsrath v. Raumer. Seine zwei 
Denſiſchriften. Gutachten Schuckmanns. Der Wiener Congres. Legationsrath Küſter. 
Plan der preußiſchen Staatsmänner, mit dem heiligen Stuhle eine Vereinbarung zu 
ſchließen. Ernennung Niebuhrs zum Geſandten in Nom. Ausarbeitung einer Inſtruc⸗ 
tion für denſelben. Miniſter v. Altenſtein. Medaction der Inſtruction, eines Concor- 
dats-Eniwurfs und einer Denkldrift für den König. Nartholdy. Seine Vorſchläge. 
Kritiſt derſelben durch Schmedding. Altenſteins Henkſchrift vom 30. März 1818. Biel 
der preußiſchen Diplomatie. Stellung Niebuhrs in Nom. 


Als die preußiſche Regierung Veranſtaltungen traf, um die 
katholiſch⸗kirchlichen Verhältniſſe durch eine Uebereinkunft mit dem 
heiligen Stuhle zu ordnen, lag die oberſte Leitung der Geſchäfte 
in den Händen des Fürſten v. Hardenberg, welcher ſeit 
1810 das Amt eines Staatskanzlers bekleidete. Obſchon einem 
religiöſen Indifferentismus zugethan und es nicht als weſent— 
lich“ erachtend, „nach welchem poſitiven Lehrbegriff der Menſch 
zur Religioſität- gelange, war er doch zu ſehr von der Noth— 
wendigkeit der Religion auch für das Wohl des Staates über⸗ 
zeugt, als daß er nicht ein lebhaftes Intereſſe an der Herbei— 
führung geordneter religiöſer Zuſtände gehabt hätte. Schon in 
ſeiner an König Friedrich Wilhelm III. gerichteten Denkſchrift! 
vom 12. September 1807 hatte er als leitenden Grundſatz aus⸗ 
geſprochen, der Staat habe die Verpflichtung, die Religioſität 
zu befördern und zu heben“, Achtung dafür, öffentlich und fort- 
dauernd, zu beweiſen“, „dem geiſtlichen Stande die gehörige 
Würde zu geben“, für fein Auskommen“ zu ſorgen, ihm „den Re- 
ligionsunterricht in den Schulen vorzüglich zur Pflicht zu machen“, 
in Bezug auf die einzelnen Confeſſionen Toleranz zu üben, ſich 
jeder Einmiſchung „in die Sache des Gewiſſens“ zu enthalten, 
„jeden Gottesdienſt, der nicht öffentliches Aergerniß gebe, zu dul- 
den“, was ihn indeß nicht abhalten könne, eine Religionspartei, 
die er für die zweckmäßigſte halte“ — „im Preußiſchen beide 
proteſtantiſche“ — vorzüglich ſeiner Fürſorge theilhaftig zu 


1 Ranke, Denkwürdigkeiten des Staatskanzlers Fürſten v. Hardenberg, 
ff. 
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machen und ſie in dieſem Sinne als herrſchende Kirche zu be⸗ 
handeln“ u. ſ. w. 

Die Verwirklichung des Programmes jener Denkſchrift hin⸗ 
ſichtlich der katholiſchen Kirche Preußens wurde jedoch durch 
die fortwährenden politiſchen Veränderungen ſehr erſchwert, und 
erſt als mit Niederwerfung Napoleons die Ausſicht auf baldige 
Wiederherſtellung des Friedens ſich eröffnete, ſchritt Hardenberg 
zur Ausführung ſeines Vorhabens und richtete am 12. März 
1814 aus Chaumont ein Schreiben an den geheimen Staats- 
rath v. Schuckmann, um deſſen Meinung in Betreff 
zeines mit dem Papſte abzuſchließenden Concordates zu ver— 
nehmen. 

Die geiſtlichen Angelegenheiten“ waren nämlich „als Polizei⸗ 
ſache“ durch eine Verordnung vom 16. Dezember 1808 der drit- 
ten Departementsſection des Miniſteriums des Innern über— 
wieſen worden. Dieſelbe zerfiel in zwei Abtheilungen „für Cultus 
und Unterricht.“ Sectionschef war ſeit 1810 Schuckmann, wel⸗ 
cher am 3. Juni 1814 zum Miniſter des Innern ernannt wurde. 
Als Director der Cultusabtheilung fungirte Staatsrath v. Nico— 
lovius!. Unter den Referenten befand fic) auch ein Katholik, 
der Geh. Rath Schmedding?. 

Der Sectionschef v. Schuckmann, ein altpreußiſcher Bureau⸗ 
krat aus der Fridericianiſchen Schule, in den ſtaatskirchlichen 
Grundſätzen des allgemeinen preußiſchen Landrechts erzogen und 
ſeiner religiöſen Geſinnung nach Rationaliſt, ſtand wohl der 
katholiſchen Kirche nicht geradezu feindſelig gegenüber, beſaß aber 
nur höchſt mangelhafte und großentheils unrichtige Kenntniſſe 
von deren Weſen und Einrichtungen, die er faſt ausſchließlich 
aus Weſſenbergs Schriften ſich angeeignet hatte. 

Sehr verſchieden von ſeinem Chef in Bezug auf die Beur⸗ 
theilung katholiſcher Fragen war Nicolovius, ein gläubiger Pro— 
teſtant, der durch den Umgang mit dem edlen Grafen Friedrich 
Leopold v. Stolberg? und durch ſeinen Aufenthalt in Münſter 
eine richtigere Anſchauung von der katholiſchen Kirche gewonnen 

1 Alfr. Nicolovius, Denkſchrift auf G. H. L. Nicolovius. Bonn 1841. 


> Mejer, Zur Geſch. dev röm.⸗deutſch. Frage II, 2, S. 43 ff. 
8 Siehe Bd. 1, S. 453 f. 
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hatte und von der Ueberzeugung geleitet, daß auch ein proteſtan— 
tiſcher Fürſt' ſeine „katholiſchen Unterthanen in ihrem Beſitze, in 
ihrem Glauben und in allen ihren Gewiſſensanſprüchen beſchützen 
müſſe“ und dieſelben nicht „nach proteſtantiſchen Begriffen beur- 
theilen dürfe“, auch der katholiſchen Kirche eine freiere und ſelbſt— 
ſtändigere Stellung, freilich immer in Unterordnung unter den 
Staat, einräumen wollte 1. Dieſes Beſtreben, der katholiſchen 
Kirche, wenigſtens in ſeiner Art, gerecht zu werden, verdient um 
jo mehr unſere Anerkennung, als Nicolovius durch fein Auftre— 
ten ſich den Haß hochgeſtellter proteſtantiſcher Fanatiker zuzog, 
die ihn als einen heimlichen Katholiken denuncirten?. 

Sehr verſchieden wird Schmedding beurtheilt. Während 
Proteſtanten ihm den Vorwurf machten, er habe die Rechte des 
Staates den Intereſſen ſeiner Kirche aufgeopfert, beſchuldigten 
ihn Katholiken, daß er nach Kräften mitgewirkt habe, die Kirche 
unter das Joch des Staates zu beugen. Weder das eine noch 
das andere ijt der hiſtoriſchen Wahrheit entſprechend. Schmed— 
ding war ein gläubiger und überzeugungstreuer Katholik, der 
von Herzen das Beſte der Kirche wollte; aber auch abgeſehen da— 
von, daß ihm trotz ſeiner kirchenrechtlichen Studien die richtige 
Einſicht in das Weſen und die Bedürfniſſe der Kirche abging, 
machte ihn ſchon ſeine Stellung zum Vertreter eines, wenn auch 
etwas gemäßigten, Staatskirchenthums, um ſo mehr als alle 
ſeine Schritte mit argwöhniſchen Augen betrachtet wurden?. 
Unter dieſen Umſtänden hat er wohl manches Schlimme 
verhütet, im Ganzen aber trug er zur Verſtaatlichung der katho— 


liſchen Kirche in Preußen weſentlich bei. Noch mehr als Nico- / 


lovius war Schmedding die Zielſcheibe der gehäſſigſten Verdäch— 
tigungen und Verleumdungen ſeiner proteſtantiſchen Gegner, zu 
welchen beſonders der Oberpräſident von Schön in Königsberg 
gehörte, deſſen „antikatholiſcher Fanatismus“ ſelbſt Niebuhr 
„empörte“. Dergleichen Verdächtigungen Schmeddings blieben 


1 Mejer, Zur Geſch. der röm.⸗deutſch. Frage II. 2, S. 41. 

2 Denkſchrift auf G. H. L. Nicolovius S. 259 f. Hipler, Briefe 
und Tagebücher ꝛc. S. 654. 

3 Mejer, a. a. O. S. 46. 
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auf König Friedrich Wilhelm III. nicht ohne nachtheiligen Ein⸗ 
fluß. Wie im Miniſterium des Innern, ſo mußte die Frage 
wegen Abſchluß eines Concordates mit Rom auch im Miniſte⸗ 
rium des Aeußern erörtert werden. Bis zum Congreß von 
Aachen bekleidete Hardenberg ſelbſt die Stelle eines Miniſters; 
nach ſeinem Abgange wurde der däniſche Graf Bern ft orff 
Chef dieſes Miniſteriums. Die kirchenpolitiſchen Fragen bearbeitete 
Legationsrath von Raumer, welcher in den Verhandlungen 
Preußens mit dem apoſtoliſchen Stuhle eine ſehr einflußreiche 
Rolle ſpielte. In ſeinen politiſchen und religiöſen Anſchauungen 
mit Schuckmann vielfach übereinſtimmend, aber kein Bureaukrat, 
hatte er einen Anſtrich damaliger franzöſiſcher Bildung und 
zählte in ſeinen jungen Jahren zu den Mitarbeitern der Bers 
liner Monatsſchrift, welche er durch einige Gedichte bereicherte. 
Der katholiſchen Kirche war Raumer ſehr abgeneigt und von 
ebenſo ungegründeten wie abgeſchmackten Vorurtheilen gegen die— 
ſelbe erfüllt. 

Die Berathungen wegen einer eventuellen Uebereinkunft mit 
Rom ſollten alſo zwiſchen den beiden Miniſterien ſtattfinden und 
deren Reſultate dem Staatskanzler zur Genehmigung vorgelegt 
werden. 

Ehe die gemeinſchaftlichen Arbeiten beginnen konnten, hatten 
bereits Schuckmann und Raumer ihre Anſichten und Vorſchläge 
einzeln an den Fürſten von Hardenberg gelangen laſſen. 

Auf die Anfrage des Staatskanzlers vom 12. März 1814 
antwortete Schuckmann am 30. April. Er theilte dem Fürſten 
die verlangte Ueberſicht der noch beſtehenden preußiſchen Diöceſen 
mit, ſpricht ſich aber hinſichtlich einer Uebereinkunft mit dem 
Papſte nicht aus, ſondern beſchränkt ſich auf die Bemerkung, man 
müſſe hierbei mit großer Behutſamkeit“ zu Werke gehen. Das⸗ 
ſelbe bemerkt er auch in ſeiner Denkſchrift vom 21. Auguſt be⸗ 
ſonders in Bezug auf die Beſtimmung der Grenze zwiſchen bi⸗ 
ſchöflicher und päpſtlicher Gewalt und hält es für vortheilhafter 
für den Staat, daß dieſelbe „nicht fo genau gezogen werde“, da 
dem Staate das Placet zuſtehe, und auch die Quinquennalfacul⸗ 
täten eine practiſche Erleichterung ſeien. Wolle man mit Rom 
eine Uebereinkunft ſchließen, ſo müßten die Staaten mur in den 
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Hauptpunkten“ die Sache feſtſtellen, das Beſondere jedem einzelnen 
Staate überlaſſen. 

Auch Raumer überreichte aus eigener Bewegung am 
8. September 1814 dem Staatskanzler zwei Denkſchriften 1. Ver⸗ 
anlaſſung hierzu bot ihm ein Schreiben Pius VII. an Friedrich 
Wilhelm III. vom 28. April, in welchem der Papſt die Anliegen 
der katholiſchen Kirche Preußens dem Könige warm empfiehlt. 
Raumer ſucht die Regierung zu bewegen, einen Geſchäftsträger 
in Rom zu acereditiren, für welchen er bereits eine Inſtruction. 
im Entwurfe vorlegt. Derſelbe enthält manches Intereſſante. 
Mit Rom ein Concordat für „Deutſchland“ oder für „Preußen“ 
allein abzuſchließen, hält Raumer nicht für „rathſam“, da dasſelbe 
entweder interminabeln Streit, oder Nachtheil für die weltliche 
Autorität“ erzeuge und „insbeſondere Preußen die Ausſicht“ er⸗ 
öffne, „in ſeinen gewiß milden und liberalen, aber auch die 
Rechte eines proteſtantiſchen Souverains wahrenden und ſchützen⸗ 
den Anſichten beſchränkt, gelähmt, gefeſſelt zu werden.“ Ebenſo 
wenig dürfe man in „Preußen“ oder auch in „Deutſchland“ einen 
päpſtlichen Nuntius zulaſſen. Die Fürſten ſollten dafür ihre 
Agenten in Rom haben. Wenn aber der Nuntius für Deutſch— 
land unvermeidlich“ fet, fo dürfe ſich jjeine Würde und ſeine 
Wirkſamkeit“ auf kein unter Preußens Scepter ſtehendes Land 
erſtrecken. „Die königlich preußiſche geiſtliche Gerichtsbarkeit über 
Katholiken in den deutſchen Landen Preußens“ ſoll beibehalten“ 
und kein „neuer Biſchof“ aufgeſtellt, ſowie auch „keine Extenſion 
der alten Diöceſen“ vorgenommen werden. „Noch weniger“ aber 
dürfe die Regierung die Autorität „fausländiſcher Biſchöfe“ im 
„Lande“ anerkennen. „Man hole facultates spirituales, wo der 
König es für gut findet, bei einem der inländiſchen Biſchöfe, der, 
wenn es nöthig iſt, von Rom dazu autoriſirt wird.“ Bezüglich 
des künftigen Vertreters Preußens am päpſtlichen Hofe geht der 
Rath Raumers dahin, weder einen Prälaten noch überhaupt 
einen Katholiken, noch einen zu hoch charactriſirten“ Proteſtan⸗ 
ten nach Rom zu ſenden. Auch ſtellte er es ſchließlich der ,Cr- 
wägung“ anheim, ob nicht bei dem Treiben und Streben der 
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deutſchen Katholiken, zu Wien Fürſprache zu haben, eine ähnliche 
für die Proteſtanten in Deutſchland unter preußiſcher Leitung 
und Protection einzuleiten fet.‘ 

Das waren „die alten Grundmaxime“ der preußiſchen Ver⸗ 
waltung, wie ſie Raumer ſelbſt benennt, deren Durchführung jede 
Freiheit und Selbſtſtändigkeit der Kirche vernichtet, ſie zu einer 
reinen Staatsanſtalt herabgewürdigt und ſie dem proteſtantiſchen 
Beamtenthum ganz überliefert hätte. 

Wie die preußiſche Regierung die von Raumer ausgeſpro⸗ 
chenen Grundſätze in den Verhandlungen mit Rom in Anwen⸗ 
dung gebracht und die gegebenen Rathſchläge getreu befolgt hat, 
wird die Darſtellung dieſer Verhandlungen zur Genüge darthun. 

Wie bereits mitgetheilt wurde“, jollten die kirchlichen Ange⸗ 
legenheiten auf dem Wiener Congreſſe zur Verhandlung kommen. 
Es geſchah dies officiell im April 1815. Einige Wochen vorher, 
am 24. Februar, hatte der in Wien anweſende Staatskanzler 
von Miniſter Schuckmann ein Gutachten über die beſte Cinthei- 
lung der künftigen preußiſchen Diöceſen verlangt. Noch ehe die 
Antwort eingetroffen war, hatte der geheime Legationsrath Kü— 
ſter, der dem Staatskanzler als Geſandtſchaftsſeeretär beigegeben 
war, vielleicht nach vorheriger Berathung mit dem von Harden- 
berg ſehr begünſtigten Domdecan Spiegel, über die Organi- 
ſation der kirchlichen Verhältniſſe Preußens am 3. April Bericht 
erſtattet. Auch Küſter meint, man müſſe ſich am Congreß mit 
Aufſtellung der allgemeinen Principien begnügen, da eine fo ver- 
wickelte Angelegenheit hier doch nicht genug vorbereitet ſein 
könne.“ Als ſolche „Principien“ bezeichnet er allgemeine Tole- 
ranz“, ,da8 jus circa sacra im vollſten Umfange“, „Placet“, die 
Aufrechthaltung der den proteſtantiſchen Souverains durch den 
Weſtfäliſchen Frieden verliehenen Rechte, Feſtſtellung der Diö— 
ceſen mit den Souverains im Einverſtändniß mit dem Papſte, 
wofür die leitenden Grundſätze im einzelnen angeführt werden: 
Ausſtattung der Biſchöfe, der Domcapitel, welche denſelben als 
Conſiſtorien“ dienen ſollen, der Kirchen und Seminarien nach den 


1 Bd. 1, S. 279 ff. 
2 Siehe Bd. 1, S . 162 f. 
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Beſtimmungen des Reichsreceſſes, Nomination oder Wahl der 
Biſchöfe. Die Aufſtellung eines „geiſtlichen Fürſtprimas für den 
deutſchen Staatenverein“, welche ,befonders von Herrn Domde— 
chanten Spiegel empfohlen werde“, hält Küſter für bedenklich⸗ 
und wünſcht exemte Biſchöfe.“ Bezüglich der Frage, ob ein 
förmliches Concordat mit dem Papſte zu ſchließen ſei, theilt er 
die von Raumer in deſſen Denkſchrift vom 8. September 1814 
vertretene Anſicht. 


Am 4. April hatte Schuckmann ſein Gutachten über die 
preußiſche Diöceſaneintheilung an Raumer übergeben, der ſeine 
Vorſchläge und Bemerkungen beifügte, worauf der Bericht an 
den Staatskanzler nach Wien abging. Beide Staatsmänner 
ſtimmen in der Hauptſache überein. Eine Differenz entſtand nur 
bezüglich der Katholiken der altpreußiſchen Provinzen links der 
Elbe. Schuckmann wollte dieſelben den Diöceſen Münſter oder 
Paderborn zugetheilt wiſſen, Raumer dagegen wollte, wie er 
ſchon in obigem Memoire ausgeſprochen hatte, daß die Beſtim— 
mungen des Weſtfäliſchen Friedens, durch welche jede biſchöfliche 
Jurisdiction in ſolchen Gegenden aufgehoben werde, aufrecht 
erhalten und nicht mehr geſtattet würde, als daß der Papſt in⸗ 
ländiſchen Biſchöfen, die der Landesherr bezeichnet, facultates. 
spirituales ertheile, deren Umfang der Landesherr prüft, und 
ihnen nur bei befundener Unbedenklichkeit Curs gibt.“ Nach 
Raumer ſoll alſo der proteſtantiſche König Oberbiſchof dieſer 
Katholiken ſein und die von Gott zur Regierung der Kirche 
aufgeſtellten Obern nur mit Erlaubniß und unter der Controle 
des Monarchen, reſp. ſeines Miniſteriums, ihres hohen Amtes 
walten dürfen. Selbſt Mejer, welcher der katholiſchen Kirche in 
hohem Grade abgeneigt iſt, kann nicht umhin, ſeine Mißbilli⸗ 
gung über dieſen Vorſchlag mit den Worten auszuſprechen: 
„Man hört in Raumer den Vertreter der preußiſchen Praxis, in 
welcher er alt geworden war, den mit einer gewiſſen Schärfe 
antikatholiſch geſtimmten Reformirten und zugleich den mit dem., 
Bieſter⸗Gedike'ſchen Kreiſe zuſammenhängenden Mann, der mit 
dieſem Kreiſe die in der Berliner Monatsſchrift der neunziger 


— 
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Jahre ſo laut gewordene Furcht vor heimlichem Jeſuitismus und 
was damit zuſammenhing, theilte“ 1. 

Der Wiener Congreß verlief reſultatlos für die katholiſche 
Kirche und die einzelnen Staaten, welche um ihres eigenen In— 
tereſſes willen die kirchlichen Verhältniſſe geordnet wünſchten, 
traten nun mit dem apoſtoliſchen Stuhl direct in Verhandlungen. 
Auch Fürſt Hardenberg faßte noch während des nach Napoleons 
Rückkehr von der Inſel Elba ausgebrochenen Krieges gegen 
Frankreich, der mit der Einnahme von Paris endigte, den 
Entſchluß, ſich mit dem heiligen Stuhle in's Einvernehmen zu 
ſetzen. 

Zur Führung der Verhandlungen in Rom wurde der Geh. 
Staatsrath Barthold Georg Niebuhr auserſehen. Er war 
auch die hiezu ganz geeignete Perſönlichkeit. Seine diplomatiſche 
Gewandtheit und Geſchäftskenntniß machten ihn zu einem er— 
folgreichen Vertreter der Intereſſen Preußens, dabei war er 
Proteſtant und nahm keinen hohen Rang in der Beamten— 
welt ein; ganz wie Raumer es wünſchte. Am 28. Juli 1815 
ernannte der Staatskanzler, Fürſt v. Hardenberg, damals in 
Paris anweſend, Niebuhr zum außerordentlichen Geſandten am 
päpſtlichen Hofe. Er ſollte ſchon im September dort eintreffen; 
allein die Abreiſe verzögerte ſich bis zum Juli des folgenden 
Jahres?. Vorläufig konnte Niebuhr in Rom nur beobachten 
und berichten“, ſowie die Correſpondenz zwiſchen dem heiligen 
Stuhle und den noch beſtehenden biſchöflichen Behörden Preu⸗ 
ßens vermitteln. Sein Hauptgeſchäft dagegen, der Abſchluß einer 
Vereinbarung, mußte vorerſt ausgeſetzt werden, weil er die 
hierauf bezügliche Inſtruction noch nicht in Händen hatte. Ver— 
gebens drang Niebuhr auf deren Zuſendung. Es vergingen 
Monate, und man hatte in Berlin noch nicht einmal den An- 
fang mit ihrer Ausarbeitung gemacht. Der Grund dieſer Ver— 
zögerung lag darin, daß man zwar eine Uebereinkunft mit dem 


1 Mejer, II, 2, S. 32 f. 

2 In ſeiner Abſchiedsaudienz ſagte ihm König Friedrich Wilhelm I 
er wiſſe, daß die Aufopferung eines Geſetzes — der König meint eines Prin⸗ 
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Depeſche Niebuhrs vom Jahre 1822. (Mejer, II. S. I 2 
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heiligen Stuhle wollte, aber zugleich die Aufrechthaltung der 
ſtaatskirchlichen Beſtimmungen des preußiſchen Landrechts. Der 
heilige Stuhl ſollte zur Errichtung der Diöceſen und Organiſa— 
tion des Kirchenweſens mitwirken, im Uebrigen wollte man ſich 
freie Hand vorbehalten. In dieſem Sinne ſollte die Inſtruction 
abgefaßt werden. Dies war allerdings eine ſchwierige Arbeit. 

Mit der Ausarbeitung der Inſtruction wurden Raumer 
und Schuckmann, Miniſter des Innern, betraut, und Nicolovius 
und Schmedding beigezogen. Die Conferenzen begannen im Yaz 
nuar 1817. Der Staatskanzler wollte auch Spiegel der Com- 
miſſion beigeſellen; allein Schuckmann proteſtirte dagegen und 
machte beſonders geltend, daß Spiegel ,feinerfeits einestheils 
jedem Uebereinkommen zwiſchen Staat und Kirche entgegen ſein 
werde, weil nur der Zwieſpalt ihm eine Rolle zuweiſe, die er ein⸗ 
mal nicht entbehren könne, und anderntheils ſeine Theilnahme der 
Sache in Weſtfalen und am Rhein jeden Credit nehmen würde“ !. 
Als trotzdem Spiegel mit Bezug auf ein Schreiben Hardenbergs 
am 3. Mai eine Betheiligung an den Conferenzen beanſpruchte, 
verweigerte ihm Schuckmann dieſelbe. Und dabei blieb es. 

Als Grundlage ihrer Verhandlungen diente den Mitgliedern 
der Conferenz eine Denkſchrift? Weſſenbergs, welche die Vor⸗ 
ſchläge bezüglich der Ordnung der kirchlichen Verhältniſſe ent- 
hält. Sie bewegt ſich in demſelben Ideenkreiſe, wie die bereits 
beſprochene Broſchüre „Die deutſche Kirche.“ Die preußiſchen 
Staatsmänner fanden die ſtaatskirchlichen Grundſätze des Gene— 
ralvicars von Conſtanz ihren eigenen Anſchauungen ganz con— 
form und adoptirten dieſelben; von ſeinen Vorſchlägen hinſicht— 
lich eines Concordates für ganz Deutſchland, der Errichtung 
eines deutſchen Primats u. ſ. w. wollten ſie dagegen nichts 
wiſſen. Im Juni conferirten Schucknann und Raumer über 
Umfang und Richtung eines mit Rom abzuſchließenden Concor- 
dates und verſtändigten ſich, daß dasſelbe auf die Circumſcrip⸗ 
tion, Beſetzung der biſchöflichen Stühle, Eid der Biſchöfe, Er— 
richtung der Domcapitel, Dotation, kirchliche Gerichtsbarkeit, 
über „welche nicht allgemeine und principielle Sätze, ſondern nur 

1 Mejer, II. 2, S. 65. 

2 Mejer, II, 1, S. 79; II, 2, S. 61 f. 
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eine Anzahl concreter Einzelbeſtimmungen, wie judices in parti- 
bus u. ſ. w., aufgenommen werden ſollten“, Anſtellung und Abſetzung 
der Geiſtlichen, Ermäßigung der Curialtaxen, die Seminarien ſich 
erſtrecken und der König über die mit dem heiligen Stuhle verein⸗ 
barten Punkte die entſprechenden Staatsgeſetze erlaſſen ſolle. 

Auf Grund dieſer Conferenzbeſchlüſſe arbeitete nun Raumer 
die Inſtruction für Niebuhr aus, welche am 8. Juli 1817 dem 
Staatskanzler zur Genehmigung unterbreitet und von demſelben 
an Spiegel zur Begutachtung übergeben ward. Das Referat 
desſelben wurde dem Miniſterium des Aeußern zugeſtellt, worauf 
Legationsrath Balan über die im Ganzen unbedeutenden Abwei— 
chungen der Inſtruction und des von Spiegel verfaßten Gutachtens 
Bericht erſtattete. Endlich wurden die drei Actenſtücke — Inſtruc⸗ 
tion, Gutachten und Correlation Balans am 19. November 
in das Miniſterium der geiſtlichen und Unterrichts-Angelegenheiten 
geſandt, um deſſen Meinung und Vorſchläge zu vernehmen. 

Durch Cabinetsordre vom 3. November 1817 hatte nämlich 
König Friedrich Wilhelm III. ein beſonderes Miniſterium der geiſt— 
lichen und Unterrichts-Angelegenheiten errichtet. An der Spitze 
desſelben ſtand Miniſter v. Altenſtein. Die inzwiſchen veröffent- 
lichten Concordate Bayerns und Frankreichs mit Rom machten 
einige Modificationen in der Inſtruction nothwendig, und auf 
einer Conferenz am 18. Januar 1818 wurde ein hierauf bezüg⸗ 
licher Beſchluß gefaßt. Raumer übernahm die Redaction und 
legte drei Actenſtücke „Punkte des Concordatsé, „neue Inſtructio— 
nen’ und ein „Memoire“ für den König im Entwurfe vor. 

Wir können von letzterem Schriftſtücke hier abſehen, da wir 
es an einem anderen Orte! bereits ſeinem Hauptinhalte nach 
mitgetheilt haben. Die Inſtruction des Geſandten wurde durch 
eine Anzahl neuer Artikel bereichert, ,um die Nachtheile des 
franzöſiſchen, und beſonders des bayeriſchen Concordates zu ver— 
meiden 2. Die wichtigſte Veränderung im neuen Concordats⸗ 
entwurfe iſt, daß man die früher beabſichtigte Form eines 
Staatsgeſetzes aufgab und einige Punkte wegließ, indem man 


1 S. Seite 6. 
2 Sie werden von Mejer, II, 2, S. 65 f. mitgetheilt. 
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hoffte, mit den künftigen Biſchöfen leichter als mit Rom über 
das, was man erſtrebte, fic) einigen“, d. h. dieſe zur Nach⸗ 
giebigkeit zwingen zu können. Mit dieſen Entwürfen richtete 
Raumer ein Begleitſchreiben an Altenſtein, in welchem er erklärt, 
falls Rom jhalsitarrig’ bleibe, müßten die Verhandlungen abge- 
brochen und die „Verwaiſung“ der katholiſchen Kirche bei Beſtand 
gelaſſen werden. 

Der Staatskanzler, welcher damals in Engers verweilte, 
drang mittels Schreiben vom 22. Januar an das Miniſterium 
des Aeußern auf Beſchleunigung der Concordatsangelegenheit und 
ließ demſelben auch zwei Eingaben des preußiſchen Generalcon- 
ſuls in Rom, Jakob Salomon Bartholdy, zuſtellen, welcher 
den Vorſchlag macht, die katholiſch-kirchlichen Verhältniſſe ohne 
Concordat ,in lauter ſpecialen Arrangements“ zu ordnen, d. h. 
nur über einzelne Punkte mit dem heiligen Stuhl zu verhandeln, 
vom Abſchluſſe eines Concordates dagegen Abſtand zu nehmen. 
Ob Bartholdy durch dieſe Schreiben, welche zugleich einen Sei⸗ 
tenhieb auf Niebuhr enthalten, ſich bei dem Staatskanzler als 
Unterhändler empfehlen wollte, ſteht dahin. Raumer ſandte am 
13. Februar die auf die Concordatsangelegenheit bezüglichen Acten⸗ 
ſtücke an Altenſtein und drang auf Eile. Dieſer zog Schmedding 
zu Rathe. Derſelbe rügt verſchiedene von Raumer und Balan 
getroffene Aenderungen, macht noch einige andere Ausſtel⸗ 
lungen, und ſpricht ſich entſchieden gegen Bartholdy's Vor⸗ 
ſchläge aus, „deren Pointe darin zu beſtehen ſcheine, daß fie des 
Herrn Niebuhrs Anſichten entgegen wirken.“ Auch der Plan, 
Balan dem letzteren beizugeſellen, erntete nicht den Beifall 
Schmeddings. Durch ihn bewogen, unterſchrieb Altenſtein die 
vorgelegten Documente nicht, ſondern richtete am 30. März 1818 
eine ſehr ausführliche Denkſchrift: „allgemeine Betrachtungen über 
das Verhältniß der katholiſchen Kirche im preußiſchen Staate 
und über eine mit dem römiſchen Hofe derhalb zu treffende Ver⸗ 
einbarung“ an das Miniſterium des Aeußern. 

Dieſes Actenſtück iſt nicht frei von Vorurtheilen gegen die 
katholiſche Kirche und von irrigen Auffaſſungen hinſichtlich ihrer 


1 Mejer, II, 2, S. 81. 
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Stellung im Staate, enthält aber manche beherzigenswerthe Ge- 
ſtändniſſe. Der Miniſter iſt überzeugt, daß für die katholiſche 
Kirche des Landes etwas geſchehen müſſe, insbeſondere da durch 
die politiſchen Veränderungen im Jahre 1815 im Weſten der 
Monarchie eine große Anzahl eifriger und wenig aufgeklärter“, 
d. h. nicht dem religiöſen Indifferentismus anheim gefallener 
„Katholiken zu Preußen gekommen ſeien“, welche zufrieden geſtellt 
werden müßten. Dafür ſprächen auch ſtaatliche Gründe, da man, 
wenn man die Unterthanen nicht aufgeben wolle, für ihre Reli⸗ 
gion ſorgen müſſe. Es ſei demnach nicht Gnade, ſondern heilige 
Regentenpflicht, daß der Monarch die katholiſche Kirche ebenſo 
behandle wie die evangeliſche, und die Aufgabe des Staates be— 
ſtehe darin, die katholiſche Religion Preußen anzupaſſen wie fie 
iſt“ 2. 

Von dieſen Grundſätzen ausgehend, beſpricht Altenſtein die 
einzelnen in Betracht kommenden Fälle einer abzuſchließenden 
Uebereinkunft. Auch „die Lehre von der Ketzereibekehrung und 
Verhütung derſelben“ kommt zur Sprache. Die eigentliche Pro⸗ 
ſelytenmacherei“, ſchreibt der Miniſter, „finde nur ſelten mehr 
ftatt und fei wenigſtens in unſeren Staaten nicht zu fürchten“, 
die wenigen neueren Uebertritte zur katholiſchen Kirche ſeien durch 
die Ausartung der evangeliſchen Kirche ſelbſt veranlaßt.“ Auch 
könne der evangeliſche Landesherr allein dergleichen Angriffe 
„durch Schutz der reinen evangeliſchen Lehre und durch ſtrenge 
Verfaſſung der katholiſchen Kirche abwehren.“ Die gemiſchten 
Ehen müßten ſich ſelbſt überlaſſen werden. Die evangeliſche 
Geiſtlichkeit könne ja auch ihre Macht üben, und die katholiſche 
zur Mäßigung zu bringen, ſei eine Sache nicht der Geſetzgebung, 
ſondern der Regierungsmaßregeln, ein einziger Gewaltſchritt mit 
Klugheit ausgeführt, könne von Wirkſamkeit ſein.“ 

Das Verhältniß des Papſtes zur katholiſchen Kirche findet 
Altenſtein im Weſen dieſer Kirche begründet und es müſſe ſtaats⸗ 
ſeitig mit Aufrichtigkeit anerkannt werden, daß die Kirche in der 
That auch vom Papſte abhängig fei; „eine ſ. g. ſelbſtſtändige 
deutſche Kirche“, wie Weſſenberg fie wollte, „ſei katholiſch ver— 
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ſtanden ein Unding.“ Darum fei eine Vereinbarung mit Rom, 
auch wenn eventuell Opfer und ſelbſt große Opfer gebracht wer— 
den müßten“, nothwendig; denn „es in der Kirche zu laſſen, wie 
es iſt, jet unmöglich.“ 1 

Anknüpfend an ſeine Auseinanderſetzungen macht Altenſtein 
den Vorſchlag, nicht ein allgemeines Concordat mit Rom abzu— 
ſchließen, ſondern ſich vielmehr über einzelne Punkte, beſonders 
über die Errichtung der Diöceſen, mit dem heiligen Stuhle zu 
verſtändigen. Erſteres, meint er, ſei ſehr ſchwierig und Zeit 
raubend; letzteres dagegen ließe ſich leichter bewerkſtelligen. Man 
könne ja eventuell auf Abſchluß eines Concordates eingehen, wenn 
der Papſt es anbiete und die Bedingungen für Preußen vor- 
theilhaft ſeien. Demgemäß fei der Geſandte in Rom zu ine 
ſtruiren. 

Niebuhr fand ſich indeß in einer höchſt ſchwierigen Lage. Be⸗ 
reits war er zwei Jahre in Rom in der Abſicht, eine Vereinbarung 
mit dem päpſtlichen Hofe zu ſchließen, und noch immer fehlten 
ihm die dazu nothwendigen Vollmachten. Seine Stellung war 
eine höchſt unangenehme und er verhehlte Freunden gegenüber 
ſeinen Unmuth nicht. „Wenn ich brauchbare Inſtructionen hätte“, 
ſchreibt er am 27. März 1818, ,fo würde ich alles in kurzer 
Friſt zum Beſten des Staates und des Volkes beendigen können. 
Dies nicht thun zu können, ganz nutzlos dem Staate ein ſchwe— 
res Geld zu koſten, drückt mich ſehr.“? Dazu kamen noch die 
Intriguen Bartholdy's, der Alles anwandte“, Niebuhr „in Berlin 
zu verleumden.“!? Auch von dem Plane, ihm einen Rath aus 
dem Miniſterium des Aeußern beizugeſellen, hatte der Geſandte 
Kenntniß. Alles dies wirkte zuſammen, um ihm den Aufenthalt 
in der ewigen Stadt zu verleiden. 

Mit Altenſteins „Ultimatum“ war Raumer einverſtanden. 
Er unterzog die Entwürfe einer wiederholten Reviſion und 
ſandte ſie am 8. April wieder zurück. Altenſtein übergab die 
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neuen Entwürfe an Nicolovius zur Prüfung. Dieſer fand die⸗ 
ſelben zu ‚chaotiſch' und ſprach fic) gegen deren Unterzeichnung 
aus. Auch Schmedding reichte ſchriftlich ſeine Bemerkungen über 
die einzelnen Punkte ein. Dieſelben wurden von Raumer theil- 
weiſe als begründet anerkannt und eine neue Redaction der Acten⸗ 
ſtücke vorgenommen. Am 5. Mai 1818 unterzeichnete Altenſtein. 
Noch an demſelben Tage wurden ſämmtliche Documente an Har⸗ 
denberg expedirt. Das Ziel der preußiſchen Diplomatie war: 
jin Rom eine Circumſcriptionsbulle zu erwirken.“! 5 

So ſehr Hardenberg auf Beſchleunigung des Geſchäftes ge— 
drungen, jo wenig beeilte er fic) jetzt, die Inſtruction nebſt den 
übrigen Schriftſtücken an Niebuhr verabfolgen zu laſſen. Der 
preußiſche Staatsmann ſuchte Zeit zu gewinnen. Die Abneigung 
einer gewiſſen einflußreichen Partei in Preußen gegen jede Art 
von Erleichterungen der Katholiken, die Forderungen Hannovers 
und der Staaten der oberrheiniſchen Kirchenprovinz, die Nego— 
tiationen der Niederlande und der Schweiz mit dem heiligen 
Stuhle, die Anfeindungen der erſt abgeſchloſſenen Concordate in 
Frankreich und Bayern und die neuen Zugeſtändniſſe des heiligen 
Stuhles in Folge dieſes Widerſpruchs — beſtärkten den Leiter des 
preußiſchen Staates in der Meinung, durch kluges Zuwarten 
und Hinausſchieben der Verhandlungen die möglichſt größten 
Conceſſionen vom heiligen Stuhle zu erlangen. Erſt nachdem 
dieſe Vorausſetzung ſich als irrig erwieſen, als die Verhandlun⸗ 
gen mit Hannover und den verbündeten Staaten der oberrheini⸗ 
ſchen Kirchenprovinz abgebrochen waren, die Schweizer Rom ver- 
laſſen hatten und auch die Forderungen der Niederländiſchen Regie- 
rungen zurückgewieſen worden waren, entſchloß ſich der preußiſche 
Staatskanzler, den dringenden Vorſtellungen und Bitten Niebuhrs 
zu willfahren und ihm am 15. Juli 1820 die ſehnlichſt erwartete 
Inſtruction durch Balan einhändigen zu laſſen. Dieſelbe hatte, 
da fie ſchon am 23. März 1818 unterzeichnet worden war, zwei 
Jahre lang im Cabinette Hardenbergs gelegen. 


1 Vgl. Mejer, II, 2, S. 109. 
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RNiebuhr erhält die verlangte Inſtruction. i 


Der preußiſche Geſandte in Rom hatte in richtiger Würdi⸗ 
gung der Sachlage in ſeinen Berichten an das Miniſterium in 
Berlin wiederholt um ſeine Inſtruction gebeten und zugleich auch 
darauf hingewieſen, daß die projectirten Verhandlungen über 
einzelne Punkte auf große Schwierigkeiten ſtoßen würden 
und „daß man in Rom jeden Antrag zur Berichtigung einzelner 
Diöceſanangelegenheiten ablehnen werde, um die Anordnung der 
Geſammtheit der kirchlichen Beziehungen der Monarchie ſich zu 
ſichern.“ Dieſen Punkt hebt Niebuhr beſonders in ſeinem Be⸗ 
richte vom 17. Juli 1819 hervor. Darin bemerkt er auch, 
daß der heilige Stuhl auf eine Dotation der biſchöflichen 
Stühle in feſtem Eigenthum beſtehe, und fügt noch hinzu, 
daß ſich in Rom „vom Rhein Nachrichten verbreiteten, daß 
dort namentlich in Köln Reſte der alten geiſtlichen Güter ver⸗ 
kauft würden“, was in den tonangebenden Kreiſen ſehr ver— 
ſtimmt habe. Um die leitenden Staatsmänner über die Geſin⸗ 
nungen des römiſchen Hofes zu orientiren, ſandte Niebuhr im g 
Auguſt die berühmte Esposizione nebſt einem Berichte nach 
Berlin.! 

Die in jenem Actenſtücke ausgeſprochene Möglichkeit einer 
vorläufigen Circumſcription der Diöceſen war den preußiſchen 
Staatsmännern ſehr erwünſcht, was auch Ancillon? in einer 
Depeſche vom 7. September an Niebuhr ausſprach, worin er 
ihm die baldige Abſendung einer genauen Inſtruction in Aus⸗ 
ſicht ſtellte. Das Wichtigſte, was jetzt in Betracht kam, war 
der Dotationspunkt, über welchen verſchiedene Anſichten herrſch— 
ten. Altenſtein ſtimmte in dieſem Punkte mit Niebuhr überein, 


1 Siehe Kap. 8, S. 107 ff. 
2 Er war damals Rath im Miniſterium des Aeußern. 
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und Schmedding verfaßte das hierüber im Namen der Miniſte⸗ 
rien der geiſtlichen Angelegenheiten und des Aeußern an das 
Staatsminiſterium zu richtende Schreiben, in welchem auf eine 
feſte Dotation in liegenden Gründen gedrungen wird, weil im 
entgegengeſetzten Falle von einem Vertrage mit dem apoſtoliſchen 
Stuhle abgeſehen, mithin die katholiſche Landeskirche entweder 
ihrem Schickſale überlaſſen werden müſſe, oder deren Heilung in 
ſchismatiſcher Form zu ſuchen fei. Erſteres werde nur die fa- 
tholiſche Kirche des preußiſchen Staates feſter als je an ihr Prie⸗ 
ſterthum knüpfen und ſie ganz in die Macht des Papſtes über⸗ 
liefern“; letzteres aber ſei aus vielen Gründen nicht zu empfeh⸗ 
len.“ Dieſer Bericht ging mit einigen durch den Grafen Bern⸗ 
ſtorff verlangten Aenderungen! am 5. Oktober 1819 an das 
Staatsminiſterium ab. 

Um mehr Fluß in den Gang der Verhandlungen zu brin— 
gen, richtete Niebuhr, der ſich der Schwierigkeit ſeiner Aufgabe 
ſehr bewußt war, am 15. Oktober 1819 ein ausführliches Pro- 
memoria an das Miniſterium des Aeußern, in welchem er ſich 
mit großer Offenheit über die leitenden Grundſätze der Abſchlie⸗ 
ßung einer Vereinbarung und über die etwaigen Zugeſtändniſſe 
an die katholiſche Kirche ausſpricht. 

Unter Hinweis auf die Lage der Kirche in Preußen, die 
„faſt allenthalben in einem Zuſtande von Anarchie und Zerſtö⸗ 
rung“ ſich befinde, welcher auch für die Monarchie“ das 
Schlimmſte befürchten laſſe, und nach einer ſcharfen Verurthei⸗ 
lung des Benehmens der Frankfurter Deputirten?, die in heil⸗ 
loſer Verblendung durch ihr ſchroffes Auftreten und ihre über— 
triebenen Forderungen „der an ſich wünſchenswerthen, möglich— 
vollſtändigſten Verſtändigung durch einen Vertrag“ im Wege 
ſtehen, geht Niebuhr auf die einzelnen Gegenſtände über, welche 
bei einer Verhandlung mit dem päpſtlichen Stuhle zur Beſpre⸗ 
chung kommen müßten. 

Dieſelben werden in drei Claſſen eingetheilt. Die erſte 
Claſſe umfaßt die Einrichtung des kirchlichen Staates der Mo⸗ 
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narchie“ und erſtreckt fic) auf Errichtung, Eintheilung der Diö— 
ceſen und Dotirung in liegenden Gründen, da man den höheren 
Geiſtlichen nicht Gehälter“ auswerfen könne, und Rom auch hier⸗ 
auf nicht eingehe; ferner Zahl und Einkünfte der Domherren, 
Beſetzung der biſchöflichen Stühle durch Wahl der Domaapitel, 
wofür er das ſ. g. iriſche Veto! empfiehlt, indem er bemerkt, 
daß im ſchlimmſten Falle Verſtändigung mit dem päpſtlichen 
Hofe übrig bleibe, wenn die Wahl des Capitels augenſcheinlich 
nicht gut wäre, und es wirklich nie zu beſorgen wäre, daß Rom 
gegen den Willen des Königs inſtituire.“ Auch über die Ernen- 
nung der Domherren, Beſetzung der Beneficien, welche von ſäcu— 
lariſirten Genoſſenſchaften vergeben wurden, macht der Geſandte 
ſeine Vorſchläge und ſucht beſonders der Regierung klar zu 
legen, daß der heilige Stuhl, dem König weder ein Nomina⸗ 
tionsrecht der Biſchöfe, noch die Ernennung der Domherren in 
den päpſtlichen Monaten, noch das Recht der Collation von Bez 
neficien ehemaliger geiſtlicher Körperſchaften zugeſtehen werde, 
weshalb die Regierung in anderer Weiſe ihren Einfluß in dieſer 
Hinſicht ſichern müſſe. 

Ueber den zweiten Punkt, das Verhältniß der Katholiken 
und ihrer Kirche zum Papſte, faßt ſich Niebuhr kurz und hebt 
insbeſondere hervor, die Regierung ſolle den Recurs der Unter- 
thanen an den römiſchen Hof nicht hindern“ den ‚geiſtlichen Be— 
hörden“ das Recht der Correspondenz mit dem Papſte nicht ver— 
weigern, wenn auch dieſelbe manchmal Dinge betreffe, deren Er- 
wähnung der Regierung unangenehm ſei“, und für die Biſchöfe 
dieſelben „Facultäten wie für die öſterreichiſchen“ verlangen und 
zwar anſtatt auf fünf Jahre, in der That auf immer, dem Aus⸗ 
druck nach ad beneplacitum“, wie es auch in Oeſterreich geſchehe. 
Außerdem müſſe ſich die Regierung noch zwei Clauſeln gefallen 
laſſen, die nichts Verfängliches hätten, deren Verweigerung aber 
das höchſte Mißfallen errege, jo daß Alles daran ſcheitern müßte“: 
nämlich, daß die Biſchöfe ihre Gewalt juxta canones nunc vigen- 
tes et praesentem ecclesiae disciplinam auszuüben hätten, und 
daß „Dasjenige, was ſich etwa an Streitfragen erheben ſollte, 
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durch freundſchaftliches Uebereinkommen zwiſchen den Höfen zu 
berichtigen fei.‘ 

Mit großer Ausführlichkeit verbreitet ſich Niebuhr über den 
dritten Punkt ſeiner Vorſchläge, betreffend das „Verhältniß der 
Landeskirche zum Staate.“ Wichtiger als die Verhältniſſe zum 
päpſtlichen Hofe“, ſchreibt er, „deſſen Harmloſigkeit im neun⸗ 
zehnten Jahrhundert bis zu ſeinem in den Veränderungen, 
welche Europa bedrohen, allerdings unvermeidlichen Unter⸗ 
gange immer nur zunehmen könne“, ſeien, nach ſeinem Da- 
fürhalten, die Beſtimmungen über die Verhältniſſe der fatho- 
liſchen Kirche zum Landesherrn und Staate, welche der Papſt, 
als Oberhaupt jener, bei ſolchen Verhandlungen mit dem ent- 
ſchiedenen Willen, darüber Nichts nachzugeben, zur Sprache 
bringe.“ ,Diejer Gegenſtand', fährt Niebuhr fort, „iſt beinahe eine 
politiſche Parteifrage, und je nachdem man Royaliſt oder liberal⸗ 
doctrinär⸗miniſteriell ijt, wird man fie verſchieden beantworten.“ 
Von der ganz richtigen Anſicht ausgehend, daß „die herrſcheude 
politiſche Epidemie, nach welcher Jeder ſeine Meinungen zum 
Geſetze machen will, nie hätte allgemein werden können, wenn 
die Regierungen das Beſtehende geehrt und nur aus ſeinen eige— 
nen Principien reformirt hätten“, hielt er auch an dem Grund⸗ 
ſatze feſt, „daß der Staat die Kirche frei beſtehen laſſen müſſe“, 
wenn man zu einem beide Gewalten befriedigenden Reſultate ge- 
langen wolle. 

Nach dieſen Vorbemerkungen und einem ſcharfen, aber ganz 
und gar begründeten Urtheile über die Weſſenberg'ſche Parteir, 
geht Niebuhr auf die einzelnen Forderungen des päpſtlichen 
Hofes über. 


Vorerſt behandelt er die Erziehung und Ausbildung des 


Ich fenne’, ſchreibt er, nichts Flacheres und Widrigeres, als dieſe 
liberalen Katholiken, wie ich ſie durch die Weſſenberg'ſchen Händel kennen ge⸗ 
lernt habe. Noch ſo hochmüthig mit ihrem katholiſchen Namen und ſo hoch⸗ 
müthig, ſo affectiert auskramend mit ihrer brüderlichen Toleranz für uns Alle 
und ihrem hohen chriſtlichen Sinn, der alle Confeſſionen umfaſſe, ſo prahlend 
mit ihrer Bibelverbreitung und ihren Schulverbeſſerungen, mit ihren neumodi⸗ 
ſchen Liturgieen und ihren wäßrigen geiſtlichen Liedern“ 2c. (Mejer, Eine 
Erinnerung an B. G. Niebuhr. Berlin 1867. S. 44.) : 
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Klerus, wobei er für die Seminarbildung der Geiſtlichen und 
auch für die ſ. g. Knabenſeminarien ſehr warm eintritt. Durch die 
Errichtung theologiſcher Lehranſtalten in den Seminarien werde 
„das Studium der Theologie auf Univerſitäten nicht ausgeſchloſ— 
fen‘, ſondern nur beſchränkt.“ „Mißvergnügen“, fährt er fort, 
zmit der Mangelhaftigkeit des Seminarunterrichtes ijt erklärlich: 
nur fragt es ſich, ob die katholiſche Kirche beſtehen kann, wenn 
ihre Geiſtlichen nicht in Seminarien gebildet werden; ob ſie ſich 
entſchließen kann einzuwilligen, daß die Jugend auf Gymnaſien 
mit wenig Rückſicht auf Religion unterrichtet, nachher in der 
akademiſchen Freiheit erwachſe und an den doch manchmal 
heterodoxen Unterricht von Profeſſoren, welche die Regierung er⸗ 
nennt, überlaſſen werde. Ich meinestheils begreife ebenſowenig, 
wie ein junger Katholik, der auf Univerſitäten die irreligiöſeſten 
Syſteme ſich aneignen kann, wenn er will, und in perſönlicher 
gänzlicher Ungebundenheit Jahre verlebt hat, Prieſter werden 
kann, als ich begreife, daß er es möchte, da ihm unbedingter 
Gehorſam, Cölibat und Ausſchließung von der Welt vor Augen 
ſtehen. Ja ich gehe weiter und wünſche, daß auch unſere prote— 
ſtantiſchen Geiſtlichen nicht ſowohl auf Univerſitäten als in Ge- 
minarien gebildet würden; wenigſtens daß die theologiſchen Fa— 
cultäten die Form von Seminarien hätten, wo eine Direction, 
welche die Theologie und die Gottſeligkeit als die unendlich über— 
wiegende Hauptſache ihrer Beſtimmung im Auge hielte, ſie mit 
allen ihren Gewohnheiten und Neigungen auf ſie leitete und von 
mißlichen Dingen ablenkte“ . 

Auch die Befreiung der Geiſtlichen vom Militär befürwortet 
Niebuhr, da „der Kriegsdienſt nach den katholiſchen Begriffen 
mit dem geiſtlichen Stande ſo unverträglich ſei, daß es für den, 
welcher die Waffen getragen, einer beſonderen Dispenſation be- 
dürfe, damit er nachher die Weihen erhalten könne.“ Aus dieſem 
Grunde ſeien nach dem jetzigen franzöſiſchen Recrutirungsgeſetze 
alle Seminariſten, ja alle Theologen der proteſtantiſchen Confeſ— 
fion vom Kriegsdienſte frei“ und dies fet ,fogar unter Bonaparte 
beobachtet worden.“ Dieſe Befreiung vom Militärdienſte und die 
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Gründung der kleinen Seminarien“ hätten zur Folge, daß es 
in Frankreich gar nicht an Geiſtlichen fehle, während in Deutſch⸗ 
land in ſehr wenigen Jahren die katholiſchen Pfarreien nicht 
mehr beſetzt werden können.“ Einem etwaigen Mißbrauch könne 
ja durch „ein Geſetz“ vorgebeugt werden, indem man verfüge, daß 
‚die Militärpflicht für den Candidaten der Theologie „wieder ein⸗ 
trete, wenn er nach erlangtem canoniſchen Alter die Weihen nicht 
nehme.“ 

Die Forderung des heiligen Stuhles, der Staat ſolle das 
Recht der Biſchöfe, kirchliche Cenſuren zu verhängen, das Leſen 
cenſurirter Bücher zu unterſagen, ſowie auf die Orthodoxie des 
Schulunterrichts zu wachen“, anerkennen, gehört nach Niebuhr 
„nothwendig zum fatholijden Syſtem“ und der Proteſtant „könne 
ſeine Grundſätze nicht auf die katholiſche Kirche anwenden.“ Dies 
dürfe um fo weniger geſchehen, als ja dieſe Gewalt des Bücher— 
verbotes fic) nur auf die Gewiſſen beziehe“ und es ,dem Staate 
wahrhaftig gleich gelten könne, was die Unterthanen nicht leſen.“ 
Das Recht der Cenſuren und der Ueberwachung des Schulun⸗ 
terrichtes begründet er nicht näher, da es ja ſelbſtverſtändlich iſt 
und einer näheren Begründung nicht bedarf. Auch das Recht 
der kirchlichen Corporationen“, Eigenthum zu beſitzen und zu er- 
werben, befürwortet Niebuhr, indem „wahrhaftig in Zukunft kein 
zu großer Anwachs des Vermögens der todten Hand befürchtet 
werden könne.“ Den „Eid an den Landesherrn' wünſcht er fo 
formulirt, daß der Biſchof dem Könige Treue, Gehorſam und 
Unterwürfigkeit“ ſchwöre, was „auch in einer Monarchie vollkom⸗ 
men hinreiche, ohne daß es eines beſonderen Eides gegen die 
Landesgeſetze bedürfe.“ 

Mit Bezug auf die Weſſenbergiſchen Grundſätze und Vor⸗ 
ſchläge, die ja auch in preußiſchen Regierungskreiſen Anklang 
gefunden, fügt Niebuhr ſeiner Denkſchrift noch den Schlußſatz 
bei: Ich habe nicht von der großen Streitfrage der beiden 
herrſchſüchtigen Mächte, des Papſtes und der Biſchöfe, geredet, 
weil es gewiß die Abſicht der Regierung nicht iſt, ſich ein 
Dutzend Päpſte im Lande zu ſtiften, ſondern vielmehr, ſie durch 
den römiſchen Hof in Ordnung zu halten. Das Intereſſe 
an der Unabhängigkeit der Biſchöfe läßt ſich bei den Katholiken 
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begreifen, bei Proteſtanten iſt es abſurd. Wem das Wort är— 
gerlich iſt, der erinnere ſich, daß Leſſing, der freilich auch des 
Obſcurantismus verdächtig ſein könnte, ſich mit dem größten Ekel 
über den Febronius und ſeine Händel erklärt hat. Auch ſind 
Gregoire und ſeines Gleichen keine ſonderlichen Empfehlungen des 
jetzigen Janſenismus.“ 

In einer Nachſchrift zu dieſem Memoire beſpricht Niebuhr 
die gemiſchten Ehen. Er verhehlt ſich die Schwierigkeiten nicht, 
vom apoſtoliſchen Stuhle die Erlaubniß zum Abſchluſſe gemiſchter 
Ehen ohne die nothwendigen Cautelen zu erlangen, meint aber, 
es könne doch vielleicht ein günſtiges Reſultat erzielt werden, 
wenn die Regierung ſich bereit erkläre, die bürgerliche Giltigkeit 
ſolcher Ehen von der „canoniſchen Giltigkeit abhängig zu machen 
und dieſelben „in Hinſicht der Scheidung, auch in Hinſicht der 
bürgerlichen Folgen, nur nach den canoniſchen Grundſätzen zu 
beurtheilen“ und alſo die entgegen ſtehenden Beſtimmungen des 
Landrechts ! aufhebe. 

Die Denkſchrift Niebuhrs, der trotz ſeiner Voreingenommen⸗ 
heit gegen die katholiſche Kirche und ſeiner oft harten und unge- 
rechten Beurtheilung ihres Oberhauptes und ihres Klerus doch 
im Ganzen von dem Beſtreben geleitet wurde, ohne dem Staate 
etwas zu vergeben, der Kirche einigermaßen gerecht zu werden, 
fand in Berlin eine ſehr günſtige Beurtheilung. Da Miniſter 
Bernſtorff zur Miniſterconferenz nach Wien abgereiſt war, ſandte 
v. Raumer das Schriftſtück am 25. November 1819 in größtem 
Geheimniß an Altenſtein und hebt namentlich hervor, daß ſich 
dasſelbe durch „hellen Ueberblick der Hauptverhältniſſe“ auszeichne. 
Zugleich benachrichtigte er den Miniſter der geiſtlichen Angelegen- 
heiten, daß Hardenberg eine Beſchleunigung der Sache wünſche, 
die namentlich durch die Dotationsfrage aufgehalten werde. Die 
meiſten Miniſter ſeien gegen eine Dotation „in Grundſtücken 
oder Renten“, weshalb der Staatskanzler vorziehe, „die Sache 
vor eine Specialconferenz unter ſeinem Vorſitze und nur mit den- 
jenigen Herrn Miniſter⸗Excellentien zu bringen, welche insbe— 
ſondere bei der Sache betheiligt ſeien“, ftatt fie zum Gegenſtand 


1 Siehe Bd. 1, S. 136. 


60 Kap. 4. Preuß. Concordatsverhandl. Cabinetsordre vom 6. April 1820. 


einer Berathung im Staatsminiſterium zu machen. Altenſtein 
verſprach in ſeinem Antwortſchreiben an Raumer vom 9. De⸗ 
zember wegen der Beſchleunigung dieſes Geſchäftes mit Harden- 
berg die nothwendige Rückſprache zu nehmen und äußerte die 
Hoffnung, daß „im Laufe der nächſten Woche ein endlicher Ent⸗ 
ſchluß gefaßt werden könne.“ Dieſe Hoffnung erfüllte ſich vor⸗ 
läufig noch nicht. Niebuhrs Stellung wurde immer unange- 
nehmer und ſeine Sehnſucht, entweder mit einer Inſtruction ver- 
ſehen oder ſeines Amtes enthoben zu werden, täglich größer, 
was er auch in officiellen Berichten und in Freundeskreiſen aus⸗ 
ſprach. 

Endlich erhielt Niebuhr am 27. Februar 1820 ein Schreiben 
von Ancillon, welcher ihn im Namen des Königs ‚anwies und 
erſuchte, in Rom zu bleiben’, und ihm die Verſicherung gab, 
daß nun „die Inſtructionen abgehen würden.“ Am 6. April 
1820 bevollmächtigte König Friedrich Wilhelm III. durch eine 
Cabinetsordre den Staatskanzler, durch Niebuhr eine Convention 
mit dem päpſtlichen Stuhle zu ſchließen und ſtellte zugleich trotz 
der entgegen ſtehenden Anſichten der meiſten Miniſter eine 
„Dotation in Renten“ in Ausſicht. Eine weitere Cabinetsordre 
vom 23. Mai beſtimmt, daß der Beſitzſtand der landesherrlichen 
Rechte circa sacra von 1806 bei der Unterhandlung mit dem 
römiſchen Hof zu Grunde gelegt und darin nicht nur nichts nach 
gelaſſen, ſondern dieſelben Rechtsverhältniſſe auch in Bezug auf 
die in der Rheinprovinz zu errichtenden Bisthümer erlangt und 
feſtgeſtellt werden !. An demſelben Tage wurde Niebuhrs In— 
ſtruction unterzeichnet. Es war die bereits erwähnte Inſtruction 
vom 23. März 1818, deren Datum abgeändert wurde. Der 
Staatskanzler fügte derſelben noch eine beſondere Anweiſung 
bei, in welcher er vorzüglich die Wahrung der Majeſtätsrechte 
circa sacra, die Circumſeription und Beſetzung der Diöceſen 
mit trefflichen, wohlgeſinnten, dem König treu ergebenen und 
von ihm zu bezeichnenden Männern fordert und bezüglich „der 
Dotation“ wünſcht, daß jedes Anſehen, jeder Schein, als dränge 
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ſolche der römiſche Stuhl uns ab, gänzlich vermieden werde“ !. 
Am 6. Juni 1820 reiſte Balan mit den betreffenden Acten— 
ſtücken nach Rom ab. Die Verhandlungen konnten nun be— 
ginnen. 


Fünftes Kapitel. 


Die Berfandlungen zwiſchen Conſalvi und Riebuhr. Ihr Hegenſtand. Verhandlungen 
üßer die Biſchofswahlen. Das iriſche Veto. Schmeddings Vorſchlag. Notenwechſel 
zwiſchen Confalvi und Niebuhr bezüglich der Biſchofswahlen und Dotation. Beridt 
des Letzteren an Hardenberg. Neue Projecte der Regierung. Scheinwahlen. Geneigt- 
heil, den Sorderungen des heiligen Stuhles nachzukommen. Neues Anerbieten Con- 
ſalvi's vom 9. Februar 1821. Annahme desſelben. Hardenberg in Rom. Abſchluß 
der Convention. Mißſtimmung Niebuhrs. Die Bulle De salute animarum 1821. 
Königliche Cabinetsordre vom 23. Auguſt 1821. 


Nach Empfang der Vollmachten richtete Niebuhr eine Note 
an den Cardinalſtaatsſecretär Conſalvi, um die Negotiationen 
einzuleiten. Sie ijt vom 22. Juli 1820 datirt. Dem Gejandten. 
Preußens waren zwei Wege eröffnet, um zum Ziel zu gelangen. 
Er konnte nach ſeiner Inſtruction eine förmliche Convention mit 
dem heiligen Stuhl abſchließen, oder ſich auf Verhandlungen 
über eine Circumſcriptionsbulle beſchränken. Letzteres war den 
preußiſchen Staatsmännern beſonders erwünſcht, wenn es auch in 
der Inſtruction nicht jo hervorgehoben wird. Niebuhr beſchränkte“ 
ſich in ſeiner Note an Conſalvi auf die Diöceſaneinrichtung“? 
und ſuchte weitere Ausdehnung der Discuſſion nach Kräften zu 
hindern.“ Demgemäß verbreitete ſich dieſe Note nur auf die Cir— 
cumſcription, die Ernennung der Biſchöfe, die Domcapitel und. 
die Dotation. In Berlin war man hiermit ganz einverſtanden. 

Die Verhandlungen wurden zu einer Zeit geführt, als das 
Feuer der Empörung in Neapel hell aufloderte und die dortigen 
Vorgänge eine ähnliche Erhebung der Carbonari im Kirchen— 
ftaate befürchten ließen. Indeß trat keine Unterbrechung in den 
Negotiationen ein. Schon am 11. Auguſt konnte Niebuhr nad), 
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Berlin berichten, daß er ſeine „Discuſſion“ mit Conſalvi geendigt 
und dieſer mit ihm, einen einzigen nicht bedeutenden Punkt aus⸗ 
genommen“, einig fet. Der Cardinal ging auf den Circumſerip⸗ 
tionsvorſchlag und auch auf die Dotation in ,ftindigen Renten“ 
anſtatt in Grundſtücken ein, wünſchte aber für die Biſchofswah⸗ 
len die Einführung des iriſchen Veto's, wonach der Landesherr 
vor der Wahl die ihm mißliebigen Namen von der Candidaten- 
liſte bis auf drei“ ſtreichen, nach geſchehener Wahl aber den Ge— 
wählten nicht verwerfen könne, und wünſcht, Niebuhr möge ſeiner 
Regierung anheimſtellen“, ob es nicht gerathen fei, daß auf der 
Baſis der Vereinbarung mit Hannover, falls dieſelbe zu Stande 
komme, auch eine Verhandlung über die übrigen Punkte und der 
Abſchluß einer förmlichen Convention mit Preußen ſtattfinde. 
Niebuhr brachte dieſen Vorſchlag ſeinem Verſprechen gemäß zur 
Kenntniß ſeiner Regierung, unterſtützte aber denſelben nicht. Da⸗ 
gegen empfahl er den Modus! des iriſchen Veto's zur Annahme 
von Seiten des Königs. 

Durch die Erklärungen des Cardinalſtaatsſecretärs war in- 
deß die Sache noch nicht entſchieden. Sie mußte erſt noch in 
einer vom Papſte hiezu ernannten Congregation erörtert werden. 
Unter ihren Mitgliedern befanden fic) auch „die Zelanti“ della 
Somaglia, Pacca und della Genga. Trotzdem ſprach Niebuhr 
am 29. Auguſt die Hoffnung aus, daß die Congregation in Einer 
Sitzung“ die Angelegenheit beendigen werde. „Die größte Schwie— 
rigkeit', meint er, „werde das Vergeben der Canonicate in den 
päpſtlichen Monaten durch den König ſein.“ Um ſchneller zum 
Ziele zu gelangen, bewog Conſalvi den Papſt, die Sache der 
Congregation gar nicht vorzulegen, ſondern dieſelbe nach „ſeinem 
Vortrage mit Zuziehung des Monſignor Mazio und der Propa— 
ganda zu entſcheiden“, und am 6. Oktober benachrichtigte der Cardi⸗ 
nalſtaatsſecretär den preußiſchen Geſandten, daß der heilige Vater 
die Vorſchläge Preußens mit kleinen Abänderungen acceptirt 
habe. Nur das in der Note vom 22. Juli beanſpruchte abſolute 
Veto konnte er dem König nicht einräumen, weil dies einer fac- 
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tiſchen Beſetzung der biſchöflichen Stühle durch die Krone gleich— 
gekommen wäre. Dafür machte der heilige Stuhl den Vorſchlag, 
daß bei Erledigung der Bisthümer Köln, Trier und Münſter 
das Capitel der vacanten Kirche innerhalb eines Monats vom 
Tage der Erledigung an gerechnet dem Miniſterium Sr. Ma⸗ 
jeſtät eine Liſte von canoniſch wahlfähigen Geiſtlichen eingeben“ 
und die Regierung ſodann jene Candidaten bezeichnen ſolle, gegen 
welche fie „gerechte Gründe“ hätte, damit ,fie von der vorer— 
wähnten Liſte ausgeſtrichen würden, ſo jedoch, daß auf dieſer 
Liſte noch eine hinlängliche Zahl von Subjecten übrig bleibe, 
unter welchen der Biſchof gewählt werden könne.“ Durch dieſen 
ebenſo gerechten als billigen Vorſchlag wurde das Intereſſe des 
Staates vollſtändig gewahrt, ohne daß man der Freiheit der 
Wahl zu nahe trat. Der apoſtoliſche Stuhl konnte daher auf 
Annahme desſelben hoffen und Conſalvi ſprach in einem 
Privatſchreiben an Hardenberg die Erwartung aus, der Staats- 
kanzler werde das angebotene iriſche Veto acceptiren. Niebuhr, 
welcher am 12. Oktober die Note Conſalvi's an das Miniſterium 
des Aeußern ſandte, befürwortete die Annahme des römiſchen 
Anerbietens. Auch an den Staatskanzler richtete er in dieſer Ab— 
ſicht ein Schreiben, welches Balan, der jetzt nach Berlin zurück— 
kehrte, überbrachte. Die Vollmachten zum eventuellen Abſchluſſe 
eines Concordates, welches man in Rom ſo ſehr wünſchte, gab 
er zurück, da es gelungen ſei, einen Vertrag zu vermeiden.“ 

Hardenberg befand ſich auf dem Congreſſe zu Troppau und 
empfing hier durch Balan die Note Conſalvi's vom 6. Oktober 
nebſt dem Schreiben Niebuhrs. Der Staatskanzler forderte 
Raumer zum Gutachten hierüber auf und dieſer, welcher bereits 
mit Altenſtein ſich verſtändigt hatte, erſtattete ſchon am 11. No⸗ 
vember Bericht, worauf Regierungsrath Tſchoppe mit einer 
auf Grund dieſes Berichtes entworfenen Nachinſtruction am 
23. November von Troppau nach Rom reiſte, wo er am 7. De- 
zember Niebuhr die neue Inſtruction einhändigte. 

Die Differenzen betrafen außer einigen untergeordneten 
Punkten vornehmlich die Biſchofswahlen und die Dotation. 
Eigentlich waren nur die Biſchofswahlen von Bedeutung; denn 
die Dotation auf fundirte Renten war angenommen und es han— 
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delte fic) nur noch ‚um den Gegenſtand, auf welchen zu fundiren 
ſei', und um die Zeit, wann dieſe Fundation eintreten ſolle.“ 
Niebuhr war über die Weigerung Preußens, das iriſche Veto 
anzunehmen, ſehr betroffen und ſprach in einem Berichte an Har- 
denberg vom 7. Dezember 1820 die Befürchtung aus, daß die 
Unterhandlungen an dieſer Schwierigkeit „ſcheitern“ könnten. 
„Die Antwort des Herrn Cardinal Conſalvi“ (d. h. die Note vom 
6. Oktober), heißt es, ,ift nach ſeiner Ueberzeugung ein wahres 
Ultimatum. Euer Durchlaucht kennen ihn, und werden leicht 
Gelegenheit haben, zu bemerken, daß er, wenn die Sachen ſo 
weit gekommen ſind, und er ſeiner Meinung nach alles Mög⸗ 
liche eingewilligt hat, unbeugſam, ja leidenſchaftlich gegen Vor⸗ 
ſchläge iſt, auf die er nicht eingehen zu können glaubt.“ Niebuhr 
ſelbſt war ganz überzeugt, daß man weder in der Dotationsfrage 
noch hinſichtlich der Biſchofswahlen größere Zugeſtändniſſe vom 
heiligen Stuhl fordern könne, und ſchließt ſein Schreiben mit der 
aus der Feder eines preußiſchen Diplomaten doppelt werthvollen 
Bemerkung: Vielleicht habe ich Ew. Durchlaucht um den Glau⸗ 
ben zu bitten, daß ich nicht der Sachwalter der römiſchen An⸗ 
ſichten über die beiden ſtreitigen Punkte bin, ſondern nur der 
Unmöglichkeit, worin ſich der Herr Cardinal befindet, dabei über 
eine gewiſſe Grenze hinaus nachzugeben“ !. 

In dieſem Schreiben ſprach Niebuhr die Vermuthung aus, 
daß Raumer der Hauptgegner des iriſchen Veto's ſei; allein, wie 
Mejer? nachweiſt, irrte er ſich. Der Widerſpruch gegen dieſen 
Wahlmodus war von Schmedding ausgegangen, welcher ſtatt des 
Liſtenverfahrens ſ. g. freie Wahlen der Capitel wollte, aber in 
Gegenwart eines landesherrlichen Commiſſarius, welcher die Wahl 
auf die vom Landesherrn gewünſchte Perſon lenken könne und 
thatſächliche Macht habe, die Wahl nicht genehmer Perſönlichkeiten 
zu verhindern. Dieſer Vorſchlag erhielt auch den Beifall Raumers 
und Altenſteins, worauf Schmedding eine gemeinſame Erklärung 
der beiden Miniſterien in dieſem Sinne redigirte, welche am 
20. Dezember 1820 an den Staatskanzler abgeſandt wurde. 


1 Mejer, III. 1, S. 142. 
2 A. a. O. S. 142. 
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Einige Tage früher, am 16. Dezember, hatte Niebuhr dem 
Cardinalſtaatsſeeretär ſeine Antwortsnote auf deſſen Note vom 
6. Oktober zugeſtellt. Er macht darin einige unbedeutende Zu— 
geſtändniſſe bezüglich der Eintheilung der Diöceſen, der Zahl der 
Domherren u. ſ. w., geht über die Dotationsfrage mit der Be— 
merkung hinweg, er ſei hierüber noch nicht inſtruirt, und erklärt, 
daß der vom apoſtoliſchen Stuhle vorgeſchlagene Wahlmodus der 
Biſchöfe die Gutheißung ſeiner Regierung nicht erhalten habe, 
weshalb man dieſen Punkt ganz mit Stillſchweigen übergehen 
ſolle. Um dieſe Ablehnung zu rechtfertigen, führt er einige nichts⸗ 
ſagende Gründe gegen das iriſche Veto an und macht dann ſei— 
nerſeits, aber nur als ſeine Privatanſicht, den Vorſchlag, Schein⸗ 
wahlen vornehmen zu laſſen und wenn eine ſolche auf eine dem 
König genehme Perſönlichkeit (persona grata) gefallen ſei und 
dieſer ſeine Zuſtimmung zur Wahl ertheilt habe, zur formellen 
feierlichen Wahl zu ſchreiten. 

Welche Bedeutung Niebuhr den in obiger Note gegen das 
iriſche Veto vorgebrachten Einwendungen beilegte, ſpricht er ſelbſt in 
dem Begleitſchreiben aus, mit dem er ſeine Note an den Cardinal- 
ſtaatsſecretär dem Staatskanzler überſandte. Das Schreiben iſt 
vom 27. Dezember 1820 datirt und dient zur Erläuterung der 
Note vom 16. Dezember. Ueber den Wahlmodus bemerkt er: 
„Ich muß Ew. Durchlaucht und Ew. Excellenz bitten, in Erwä— 
gung nehmen zu wollen, daß die Form des von einer Candida- 
tenliſte auszuübenden Veto hier in der wahrhaft aufrich— 
tigen Abſicht, den Landesherrn gegen tadelnswürdige Wah⸗ 
len zu ſichern, ohne einen Conflict nothwendig zu machen, ange- 
nommen worden, und daß, wenn man ſich nur in die Anſichten 
nicht blos der römiſchen Curie, ſondern der katholiſchen Geiſtlich— 
keit verſetzen will und kann, wohl keine erdacht werden kann, 
welche dem Frieden förderlicher wäre. Ein Veto nach vollbrach— 
ter Wahl iſt ein wahrer Streit zwiſchen Regierung und Dom- 
capitel, und nach unleugbaren canoniſchen Grundſätzen würde es 
allerdings zur Folge haben, daß eine sedes impedita, nicht va- 
cans eintrete, welchem Zuſtande gar nicht abzuhelfen wäre, als 
indem die Wahl doch vor den Papſt gebracht und von ihm ge— 
nehmigt würde. Ich kann betheuern, daß der römiſche i — 

Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 
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und in dieſem Punkt nicht blos der weitſehende Cardinal Con- 
ſalvi — die Wahl von Biſchöfen, welche mit den Höfen nicht in 
gutem Vernehmen ſtehen, als eine Calamität zu betrachten, klug 
und erfahren genug iſt. Aber es gibt mehr Punkte, als wir in 
proteſtantiſchen Ländern anzuerkennen geneigt ſind, in denen der 
Papſt Auswege ſuchen muß, um zu thun, was er ſelbſt als heil⸗ 
ſam erkennt. Ich bekenne freimüthig, daß ich in jener Form 
nichts Nachtheiliges und Bedenkliches zu finden vermag. Es 
kann immerhin nicht ganz leicht ſein, eine Liſte von ſechs aner— 
kannt würdigen Candidaten zu bilden; doch auch ſo gar ſchwer 
nicht, da ja nach dem eigenen Syſtem der Regierung die Wahl 
nicht auf Perſonen des Capitels beſchränkt ſein ſoll.“ Dieſe 
Worte ſind die beſte Widerlegung der von Niebuhr in der be— 
rührten Note vom 16. Dezember gegen den vorgeſchlagenen Wahl⸗ 
modus der Biſchöfe erhobenen Bedenken. 

Der Staatskanzler empfing den Bericht und die Note Nie— 
buhrs, welcher auch bemerkt, daß Conſalvi die Ablehnung des 
iriſchen Veto's ‚mit mehr als gewöhnlicher Empfindlichkeit auj- 
genommen habe“, und zugleich die Befürchtung ausſpricht, daß 
zauf dieſem Wege an die Vollendung des Geſchäftes ſchwerlich 
zu denken ſei, von einer ſchleunigen Beendigung aber gänzlich 
abgeſehen werden müſſe⸗, in Laibach, wohin er ſich von Troppau 
aus begeben hatte. Auch der Miniſter des Aeußern Graf Bern- 
ſtorff war dort zugegen. Hardenberg ſchickte die Actenſtücke am 
21. Januar 1821 an Altenſtein. Der Staatskanzler und der 
Miniſter des Aeußern waren mit dem Benehmen Niebuhrs ganz 
einverſtanden und ſpendeten ſeiner Umſicht und Gewandtheit großes 
Lob. Auch ſeine Vorſchläge fanden ihre Billigung. Die Ueber- 
einkunft, heißt es, ſei ſo wichtig, daß man preußiſcherſeits wohl 
gleichfalls etwas nachgeben müſſe. Bezüglich der Biſchofswahlen 
dilligten⸗ fie den von Niebuhr vorgeſchlagenen Ausweg“ der 
Scheinwahlen, waren aber auch gar nicht entfernt, die in der 
Note des Cardinals Conſalvi aufgeſtellte Modalität eintreten zu 
laſſen“, d. h. das iriſche Veto anzunehmen. Altenſtein möge die 
Bemerkungen Niebuhrs über das Liſtenverfahren prüfen und ſich 
äußern, damit man, nöthigenfalls gleich von hier (Laibach) aus 
in völliger Uebereinſtimmung mit ihm die erforderliche Inſtruction 
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nach Rom könne ergehen laſſen.“ Auch in Betreff der Dotation 
zeigten die beiden Staatsmänner Bereitwilligkeit, die meiſten Si 
derungen des Papſtes zu erfüllen. 

Altenſtein übergab die Acten an Schmedding, der am 
3. Februar ſein Gutachten erſtattete. Er erklärte, der römiſche 
Stuhl würde ſchwerlich auf Niebuhrs vorgeſchlagene Scheinwahlen 
eingehen, und ſtellte den Antrag, „dem römiſchen Hofe zu ſagen, 
man wolle das Veto nach vollzogener Wahl fallen laſſen und ſich 
mit dem Einfluß begnügen, den der zur Wahl abzuſendende 
königliche Commiſſarius habe“, ſollte ,aber der römiſche Hof nicht 
nachgeben, wie es der Stand ſeiner Verhandlungen mit anderen 
Höfen nur zu wahrſcheinlich mache, ſo wäre es endlich auch kein 
Unglück, wenn man ſeine Forderung zugeſtände.“ 

Nach einigen Verhandlungen zwiſchen den Miniſterien der 
geiſtlichen Angelegenheiten und des Aeußern kam endlich am 
23. Februar 1821 ein von Schmedding abgefaßter Collegiatbe- 
richt zu Stande, den Altenſtein an Hardenberg ſchickte. Derſelbe 
enthält außer dem Dotationspunkt und dem Antrag auf Beibe— 
haltung des Bisthums Paderborn die von Schmedding in ſeinem 
Gutachten gemachten Vorſchläge über die Biſchofswahlen. Alten— 
ſtein will „im äußerſten Falle den Forderungen des römiſchen 
Hofes nachgeben“, meint aber, „es fet des Verſuches werth“, ob 
man denſelben „bewegen“ könne, „es in Anſehung der weſtlichen 
Bisthümer und bei dem in Deutſchland hergebrachten freien 
Wahlrechte ohne Vorſchlag beſtimmter Perſonen zu belaſſen.“ 
„Der König behielte ſich dann blos das Recht vor, das auch 
von den deutſchen Kaiſern als vormaligen höchſten Oberherrn aus— 
geübt worden ſei, einen Wahlcommiſſär zu ſenden, der dem Dom— 
capitel die Geſinnungen und etwaigen Wünſche des Monarchen 
eröffne.“ Durch dieſes Verfahren ſei der Einfluß der Regierung 
geſichert und würde keine von ihr nicht gewollte Perſönlichkeit 
gewählt werden. „Ich will die Möglichkeit nicht leugnen“, fährt 
Altenſtein fort, „daß ein Capitel ſich erkühnte, gegen den erklär— 
ten Willen des Landesherrn eine Wahl zu vollziehen“, meint aber, 
‚dieſer Fall bliebe eine politiſche Seltenheit“, da die gemeinſte 
Klugheit“ es den Domcapitularen „einleuchten machen müſſe, daß 
der geſcheidtſte und gottſeligſte Mann, den ſie wählen 17 


68 Kap. 5. Preuß. Concordatsverhandlungen. Die Biſchofswahlen. 


bei erklärter Abgunſt des Hofes, in beſtändiger Gefahr ſchwebe, 
ſie und die Kirche in unſeligen Kampf zu verwickeln.“ Außerdem 
habe „eine Macht wie Preußen“ in einem ſolchen Falle es in 
ihrer Gewalt, den Gewählten bei dem erſten Anlaſſe von Unge- 
horſam die Schwere ihres Armes ſo hart empfinden zu laſſen, 
daß auf drei Menſchenalter hinaus alle Domcapitel gewarnt 
würden, ſich mißfälliger Wahlen zu enthalten.“ Aus dieſen Er— 
örterungen iſt deutlich erſichtlich, daß Preußen nichts geringeres 
erſtrebte als ein förmliches Nominationsrecht und daß die Dom- 
herren nur die unwürdige Rolle ſpielen ſollten, dem königlichen 
Günſtlinge ihre Stimmen zu geben, ohne ſich ein ſelbſtſtändiges 
Handeln zu erlauben. Es klingt deshalb als wahre Ironie, 
wenn Altenſtein fortfährt: „Nach dieſer Form bliebe die Wahl, 
außer was der Hof durch Rath oder Ueberredung vermag, durch- 
aus frei“; denn von einer Freiheit war doch angeſichts ſolcher 
Verhältniſſe keine Spur mehr übrig. 


Das Project der Scheinwahlen, meinte Altenſtein, „habe 
nichts wider ſich, wenn der römiſche Hof es ſich gefallen laſſe“; 
doch wäre auch in dieſem Falle die Abſendung eines Wahleom- 
miſſarius, der wegen der Perſon, die gewählt oder nicht gewählt 
werden ſoll, genau mit Weiſung verſehen fein müſſe“, noth— 
wendig. 


Wenn man aber den römiſchen Vorſchlag annehme, das Capitel 
ſolle eine Liſte von ſechs Candidaten dem König überreichen, von 
welchen Se. Majeſtät drei ſtreichen könne, ſo ſolle man zur Be— 
dingung machen, daß die Wahlliſte nur von dem hiezu berufenen 
und verſammelten Domcapitel und „nicht vor Ankunft des könig⸗ 
lichen Bevollmächtigten entworfen werde“ und daß „um auf die 


Wahlliſten gebracht zu werden, vota respective majora praesen- 
tis capituli genüge.“ 


8 Man ſieht, daß in den hier beſprochenen drei Vorſchlägen 
ſich das Beſtreben kundgibt, durch einen Wahlcommiſſär den 
nothwendigen Druck auf die Domherren auszuüben und die 
Wahl der von der Regierung ins Auge gefaßten Perſönlichkeit 
durchzuſetzen, während der heilige Stuhl für die Freiheit der 
Wahl eintrat, und zugleich aber der Regierung die nothwene 
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digen Garantieen geben wollte, daß der Gewählte auch „dem 
Kaiſer gebe, was des Kaiſers ift.’ 

Davon legte er jetzt wieder einen Beweis ab. Noch während 
man in Berlin über den Modus der Biſchofswahlen reſp. die 
Annahme des römiſchen Anerbietens verhandelte, richtete Con⸗ 
ſalvi am 9. Februar 18211 eine Note an Niebuhr, in welcher 
er die Zugeſtändniſſe Preußens dankbar annimmt, die Verleihung 
der verlangten Facultäten an die Biſchöfe, wenn auch nicht in 
der preußiſchen Forderung, zuſagt u. ſ. w. und bezüglich des 
Modus der Biſchofswahlen das Anerbieten macht, der heilige 
Vater wolle, falls es blos zu einer Circumſcriptionsbulle komme, 
in dieſer Bulle nur feſtſetzen, daß die Capitel nach den beftehen- 
den canoniſchen Vorſchriften“ die Biſchofswahl vornehmen ſollen, 
zugleich aber dieſelben durch ein beſonderes Breve anweiſen, ihre 
Wahl auf Perſonen zu lenken, welche außer den geforderten ca— 
noniſchen Eigenſchaften, auch die zum Regieren nothwendige Klug⸗ 
heit beſäßen und dem König nicht mißfällig ſeien, worüber fie 
ſich vor der Wahl zu vergewiſſern hätten.“ Dieſes Anerbieten 
trug den Intereſſen der Kirche und des Staates Rechnung. 
Hätte die preußiſche Regierung es aufrichtig angenommen und 
nach dieſen Beſtimmungen gehandelt, jo wäre jeder Conflict ver— 
mieden worden. Leider war dies nicht der Fall, wie die nach— 
folgende Zeit zur Genüge bewieſen hat. 

Schon am folgenden Tage ſchickte Niebuhr dieſe Note an 
den Grafen Bernſtorff und den Staatskanzler nach Laibach und 
empfahl ihre Annahme, weil fie mehr als „das Veto’ zugeſtehe. 
Die beiden Staatsmänner, welche, wie ſchon berichtet wurde, be— 
reit waren, auf das iriſche Veto einzugehen, acceptirten das neue 
Zugeſtändniß und Hardenberg beſchloß, die Verhandlungen in 
Rom perſönlich zu Ende zu führen. Am 6. April traf er dort 
ein. Hier empfing er auch den Collegiatbericht vom 23. Februar. 
Niebuhr war verſtimmt, daß ihm der Ruhm, die Verhandlungen, 
welche er ſo weit geführt hatte, auch zum Abſchluſſe zu bringen, 
durch die Anweſenheit des Staatskanzlers entriſſen wurde und 

äußerte feinen Unmuth, manchmal in ſarkaſtiſcher Weiſe in Briefen 


1 Sie ſteht in Hirſchel, Das Recht ꝛc., S. 41 f. 
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an ſeine Freunde. Doch ergab er ſich in ſein Schickſal. Auf 
Befehl Hardenbergs richtete er am 20. März eine Note an Con⸗ 
ſalvi, durch welche der von Rom proponirte Wahlmodus ange— 
nommen und auch die Frage wegen Aufnahme oder Nichtauf- 
nahme der alten Domherren in die neu zu errichtenden Capitel, 
über die Verbindung eines Canonicates in jeder Cathedrale mit 
einer theologiſchen Profeſſur und über die Dotation geregelt, ſowie 
auch die Errichtung eines eigenen Bisthums Paderborn und 
deſſen Beſtandtheile beantragt wird. Hierauf fand am 23. März 
eine Conferenz zwiſchen dem Cardinalſtaatsſecretär, Hardenberg 
und Niebuhr ſtatt. Letzterer äußerte ſich über dieſelbe in einer 
Weiſe, welche ſeine Herzensſtimmung deutlich erkennen läßt. „Wir 
haben dieſen Abend“, ſchreibt er an Stein 1, die anberaumte 
Conferenz mit dem Staatskanzler gehabt, Cardinal Conſalvi und 
ich, und Alles iſt abgemacht. Der Cardinal Conſalvi hatte ſich 
die Punkte meiner letzten Note ausziehen laſſen, und trug die 
Antworten vor, die ich mit ſeinem Seeretär verabredet hatte. 
Herr v. Hardenberg ſagte Ja und wußte nicht, wovon die Rede 
war. Der Cardinal wiederholte, wie ich ihn inſtruirt hatte, ein 
Mal über das andere die Verſicherung, daß es ihm ein ansneh- 
mendes Vergnügen ſei, die Sache mit jenem perſönlich beendigen 
zu können, und daß er auf ihn zähle, daß die Ausführung nach 
Wunſch gehen werde, daß er im Vertrauen auf ihn handle u. ſ. w. 
Es war eine vollkommene und ſehr anmuthige Farce; aber das 
Ziel iſt erreicht.“ Das Reſultat der Conferenz faßte Conſalvi 
in ſeiner Schlußnote vom 25. März zuſammen. Die Sache war 
damit erledigt und die Ausfertigung der Bulle follte nach Einlauf 
der ſtatiſtiſchen Notizen erfolgen. Der Staatskanzler verließ Rom 
und kehrte nach Deutſchland zurück. Niebuhr erſtattete am 
29. März über die getroffene Vereinbarung Bericht an ſein Mi— 
niſterium. Hardenberg theilte von Florenz aus am 31. März 
die Nachricht den beiden Miniſterien mit. Am 1. April berich- 
tete er dem König, daß es ihm gelungen fei, die „wichtigen Diö— 
ceſan⸗ und geiſtlichen Angelegenheiten mit Hilfe des Geſandten 
Niebuhr .. . vollkommen zu beendigen“ 2. 
1 Pertz, Leben Steins V, S. 556. 
2 Mejer, III, 1, S. 164, 
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Die Art und Weiſe, wie der Staatskanzler in dieſem Be— 
richte und in der von ihm verfaßten Cabinetsordre vom 9. Juni 
an Niebuhr, der Mitwirkung desſelben beim Abſchluſſe der Ver— 
handlung gedachte, ſchmerzte dieſen um ſo tiefer, je mehr er ſich 
bewußt war, Alles zu einem für Preußen günſtigen Ausgange 
dieſes Geſchäftes gethan zu haben, und er war entſchloſſen, eine 
Entlaſſung zu fordern“, doch „beſiegte“ er dieſe Verſuchung !. 

Die Ausarbeitung des Conſiſtorialdecrets, welches als 
Grundlage der Bulle dienen ſollte, wurde Monſignor Mazio 
übertragen. Die Arbeit nahm längere Zeit in Anſpruch als 
Niebuhr meinte und entſprach auch nicht deſſen Wünſchen. Dies 
rührte theilweiſe daher, weil die Verhandlungen ,auf ganz unge— 
wöhnlichem Wege“, ohne Beiziehung einer Congregation abge— 
ſchloſſen und der Cardinal Conſalvi „weiter und freier entgegen 
gekommen war.“ Dieſes geſteht Niebuhr ſelber ein. Wenn er 
aber die Gegner dieſer weitgehenden Conceſſionen als ,Bornirte’ 
bezeichnet und von der gemeinen „römiſchen Pfiffigkeit“ redet, 
welche „unfähig zu denken“, in dem Entwurfe den Verſuch machen 
wollte“, der preußiſchen Regierung noch Manches abzunöthi⸗ 
gen, und dagegen die Offenheit der Anerbieten des Staates“ 
rühmt“?, jo kann man ſich durch einen Blick in die officielle Cor- 
reſpondenz zwiſchen den Miniſterien und dem Geſandten in Rom 
leicht vom Gegentheile überzeugen. Außerdem geſteht Niebuhr 
ja ſelbſt zu, daß manche Punkte nicht in der von ihm verlangten 
Faſſung in die Bulle hätten aufgenommen werden können. Zu 
dieſen Punkten rechnet er auch das in der Note Conſalvi's vom 
6. Oktober 1820 gemachte Zugeſtändniß in Betreff der Ernen— 
nung der Domherren in den päpſtlichen Monaten. „Er ſelbſt 
habe nicht erwartet, daß ſeine vorgeſchlagene Faſſung angenom— 
men würde“, da dieſe Conceſſion überhaupt ein bisher unerhörter 
Schritt ſei, von dem zur Anerkennung des Präſentationsrechtes 
der Biſchöfe für nicht katholiſche Fürſten nicht fo ganz weit iſt.“ 
Man dürfe um ſo weniger den heiligen Stuhl zu einer „völlig 
authentiſchen Zuſage“ drängen, da auch Rußland mit einer ein— 

1 Pertz, Leben Steins V. S. 617. 
2 Brief an Stein, 11. Auguſt 1821. (Pertz, V, S. 614; Mejer, III, 
1, S. 168 f.) 
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fachen Conceſſion hinſichtlich der Aufſtellung der polniſchen Bi⸗ 
ſchöfe ſich begnügt habe. 

Die ungerechten Auslaſſungen gegen den heiligen Stuhl 
müſſen bei Niebuhr um ſo mehr auffallen, da er ja ſelbſt die 
„Zärtlichkeit“ anerkennt, mit welcher ihn der Papſt und ſein 
Staatsſecretär behandelten, und die Bereitwilligkeit, womit ſie 
ſeinen großen Forderungen entgegen kamen, während er ſich 
in einem Briefe an Stein darüber beklagt, daß die preußiſche 
Regierung „nur Willkürlichkeiten wolle und fic) von jedem Geſetz 
gedrückt fühle.“ „Das hat ſich“, fährt er fort, ſchon gezeigt, in- 
dem bereits mir befohlen worden, auf die Zurücknahme einer 
Veränderung in der Circumſeription von Culm und Ermland 
anzutragen, die der römiſche Hof nach unſerem Begehren aus— 
drücklich gemacht, und ferner, nachdem man die Anerkennung des 
jetzigen Breslauer Capitels, damit es wählen könne, 
dringend urgirt, und ich Wunder glauben mußte, was ich er— 
reichte, als dies endlich in die Bulle gekommen, jetzt will, daß 
der Papſt einen vom König vorgeſchlagenen Candidaten für Bres— 
lau ohne Wahl ernenne: endlich, nachdem man ſich mit dem er- 
theilten Wahlrecht breit gemacht, verlangt, daß der Papſt einen 
Coadjutor für Paderborn ernenne“ u. ſ. w.! 

Am 27. Juni berichtete Niebuhr, das Confijtorialdecret fei 
ausgefertigt, vom Papſte genehmigt’ und ihm zzugeſtellt« wor— 
den. Die Abfaſſung der Bulle wurde Monſignor Sala über— 
tragen. Die Redaction der Bulle kam ,in beſſere Hände“ und 
am 14. Juli war dieſelbe vollendet und ward vom Papſte unter⸗ 
zeichnet. Es wurden drei Abſchriften ausgefertigt, eine für den 
preußiſchen Hof, eine für den Executor der Bulle, den Biſchof von 
Ermland und eine für das Geſandtſchaftsarchiv. Auch eine Ab— 
ſchrift des Breve's an die Domcapitel bezüglich der Biſchofswahlen 
ſandte Niebuhr ſeinem Hofe ein. Um etwaigem Tadel vorzubeugen, 
fügte er der päpſtlichen Bulle eine eingehende Erläuterung bei, 
in welcher er nachweiſt, daß er ganz ſeiner Inſtruetion gemäß 
gehandelt habe. Auch Conſalvi richtete ein Schreiben an den 


Staatskanzler?, in welchem er noch einmal Niebuhrs Verdienſte 
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Mer, M, , S. 12. 
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anerkennt. Am 13. Auguſt verkündete Pius VII. die mit Preu— 
ßen getroffene Uebereinkunft in einem geheimen Conſiſtorium. 
Um dieſelbe Zeit wurde die Reinſchrift der Circumſeriptionsbulle 
De salute animarum von Niebuhr nach Berlin geſchickt. Durch 
dieſe Bulle werden für Preußen zwei Erzbisthümer, Köln und 
Gneſen⸗Poſen, und ſechs Bisthümer errichtet, reſp. wieder her— 
geſtellt. Trier, Münſter und Paderborn ſollen unter der Metro— 
pole Köln, Culm unter Gneſen und Poſen ſtehen, Ermland und 
Breslau dagegen exemt ſein. Allen Erzbiſchöfen und Biſchöfen 
wird der volle Inhalt jener Gerechtſame, Ehren, Vorzüge und 
Freiheiten“, deren ſich „andere Erzbiſchöfe und Biſchöfe jener Ge— 
genden rechtmäßig erfreuen“, verliehen und beſtätigt.“ An jeder 
Cathedrale ſoll ein Domcapitel beſtehen. Die Zahl der Mite 
glieder und der Dignitäten iſt in den einzelnen Capiteln verſchie— 
den. Außer den wirklichen ſoll jedes Capitel auch eine Anzahl 
von Ehrendomherren haben. Die Seelſorge an der Cathedrale 
hat ein Mitglied des Capitels mit Hilfe der Domvicare auszu— 
üben. In Münſter und Breslau ſoll je ein Canonicat einem 
Profeſſor der Theologie übertragen werden. Die Dompropſtei 
nebſt den in den ungleichen Monaten vacant werdenden Canoni— 
caten werden vom Papſte und zwar in derſelben Weiſe, wie bis— 
her in Breslau geſchehen iſt“, die Domdechanei und die in den 
graden Monaten frei werdenden Domherrenſtellen von den Bi- 
ſchöfen vergeben. Letztere ernennen auch die Domvicare. Bei 
Erledigung der biſchöflichen Stühle haben die Domcapitel das 
Recht, mit Beobachtung der canoniſchen Vorſchriften aus der 
geſammten Geiſtlichkeit des preußiſchen Staates einen würdigen 
und mit den canoniſchen Erforderniſſen begabten Mann zu ihrem 
Vorgeſetzten canoniſch zu erwählen.“ Auch die Ehrencanonici 
ſollen zur Wahl zugezogen werden. In Gneſen und Poſen, Erm— 
land und Culm ſoll es bei der bisherigen Gewohnheit bleiben. 
Das Domcapitel von Breslau erhielt das Recht, auch für dieſes 
erſte Mal“ zur Wahl eines Fürſtbiſchofs zu ſchreiten. Der In— 
formativproceß ſoll einem preußiſchen Erzbiſchof oder Biſchof⸗ 
übertragen werden. Jedes Erzbisthum oder Bisthum muß ein 
geiſtliches Seminar“ erhalten, in welchem eine für die Diöceſe 
hinreichende Anzahl angehender Kleriker „nach Vorſchrift der 
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Beſchlüſſe des Concils von Trient unterrichtet und ausgebildet 
werden ſoll.“ Sehr eingehend handelt die Bulle von den Be— 
ſtandtheilen der einzelnen Diöceſen. Die Erzbiſchöfe von Prag 
und Olmütz und die Biſchöfe von Königsgrätz und Leitmeritz be- 
halten ihre Jurisdiction über den preußiſchen Antheil dieſer 
Sprengel. Die Pfarreien des norddeutſchen Apoſtoliſchen Vica— 
riats auf der weſtlichen Seite der Elbe ſollen, ſo weit ſie zu 
Preußen gehören, Paderborn, die auf der öſtlichen Breslau „zur 
beſtändigen Adminiſtration überwieſen werden. Zur Unterſtützung 
des Ordinarius erhält jede Diöceſe einen Weihbiſchof. In 
Aachen wurde ein Collegiateapitel errichtet. Zum Executor der 
Bulle ernannte der Papſt den Fürſtbiſchof von Ermland, Prinz 
zen Joſeph von Hohenzollern . Er ſoll auch „die Kirchen mit 
angemeſſener und feſter Dotation verſorgen“, wozu „die erforder— 
lichen Mittel- vom Könige in der Art „bewilligt“ find, daß auf 
eine beſtimmte Anzahl von Staatswaldungen ſo viele Grund— 
zinſen errichtet werden und zwar in ſolchem Betrag, daß die da— 
von zu erhebenden reinen, von jeglicher Beläſtigung freien Ein— 
künfte“ zur „Ausſtattung' oder zur „Ergänzung der Ausſtattung“ 
der Diöceſen hinreichen, und daß „das Eigenthum ſolcher Grund— 
renten“ urkundlich „einer jeden Kirche übertragen werde.“ Da 
jedoch dieſe Staatswaldungen mit Schulden und Hypotheken be— 
laſtet ſeien und ‚denſelben keine Grundrenten auferlegt werden 
können“, jo ſoll die Eintragung“ derſelben erſt nach Befreiung 
der genannten Waldungen von den Hypotheken erfolgen. Als 
letzter Termin wurde das Jahr 1833 angenommen. Bis dahin 
müſſe eine den Grundrenten gleiche Summe aus der Staatskaſſe 
jährlich an die einzelnen Diöceſen verabfolgt werden. Würde 
aber dieſer Dotationsmodus ſich nicht verwirklichen laſſen, „ſo 
habe der König verſprochen, ſo viele Grundſtücke aus Staatsgel⸗ 
dern anzukaufen und den einzelnen Diöceſen zu vollem Eigenthum 
zu übergeben, als erforderlich ſeien, um den Betrag der Grund- 
renten zu erreichen.“ Hierauf folgen die Beſtimmungen über Do— 
tation für die Erzbiſchöfe, Biſchöfe, Domherren, Diöceſaninſtitute, 
über die Errichtung von Emeriten- und Demeritenhäuſern und die 
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Kammertaxen. Daran reihen ſich noch verſchiedene Vorſchriften 
über den Geſchäftsgang und über die formalen Vollmachten des 
Executors, welcher dieſelben auch auf Andere übertragen dürfe. 
Vier Monate nach geſchehener Ausführung der Bulle ſollen die 
hierauf bezüglichen Documente nach Rom geſandt werden. 

Der Staatskanzler, Fürſt Hardenberg, wollte, daß die Bulle 
De salute animarum durch eine Cabinetsordre des Königs pu— 
blicirt werde und ihre Sanction mit Wahrung der königlichen 
Hoheitsrechte geſchehe. Graf Bernſtorff ſtimmte bei, wünſchte 
aber einige Milderungen im Ausdrucke des Entwurfs der Cabi- 
netsordre, die fic) Hardenberg gefallen ließ. Am 23. Auguſt er- 
folgte die Publication der Bulle. Der König ertheilt derſelben 
jeine königliche Bewilligung und Sanction’ und erklärt fie als 
bindendes Statut der katholiſchen Kirche des Staates“ kraft ſeiner 
„Majeſtätsrechte“ und dieſen Rechten . . . unbeſchadet.“ 

Der heilige Vater war ſehr erfreut über den Abſchluß einer 
Uebereinkunft mit Preußen und „rechnete unbedingt darauf“, wie 
Niebuhr ſchreibt “, daß wir ehrlich Wort halten werden.“ Aber 
ſchon die Art und Weiſe, wie Schmedding in einem Artikel in 
der Staatszeitung vom 11. Auguſt? die Bulle beſpricht, konnte 
die Hoffnung des Papſtes ſehr herabſtimmen. Noch mehr wurde 
der heilige Stuhl in der folgenden Zeit enttäuſcht. 


1 „Hier rechnet man noch unbedingt darauf, daß wir ehrlich Wort halten 
werden.“ Brief an Stein vom 11. Auguſt 1821. (Pertz, V, S. 616.) 
Meer, III I, 181 f. 
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Sechſtes Kapitel. 


Concordatsverhandlungen mit Hannover. Gutachten Blums u. A. Ompteda⸗ bannov. 

Heſandter in Rom. Seine Inſtruction. Hofrath Leiſt. Verhandlungen zwiſchen ihm 

und Monſignor Mazio in Rom. Ompteda's Noten vom 20. Mai und 28. Juni 1817. 
Antwortsnote Confalvi’s vom 2. September. Annalyfe derſelben. 


Die Verhandlungen zwiſchen Rom und Hannover! wegen 
Abſchluß einer Vereinbarung begannen einige Monate nach dem 
Schluſſe des Wiener Congreſſes. Vor Eröffnung derſelben be— 
auftragte das Miniſterium den Hofrath Blum in Hildesheim 
und die proviſoriſche Regierungscommiſſion in Osnabrück, Be⸗ 
richte über die beſtehenden Zuſtände der beiden Diöceſen zu er— 
ſtatten und zugleich die Punkte zu bezeichnen, welche bei den 
Concordatsverhandlungen zur Sprache kommen ſollten. Leider 
wurde die Regierung ſchlecht berathen. Obſchon Katholik und 
ehemaliger fürſtbiſchöflicher Regierungsrath ſprach Blum in ſeinem 
Berichte als leitenden Grundſatz“ aus, die Kirche ſei auf das 
„rein Geiſtliche zu beſchränken, jede Handlung derſelben, bei 
welcher „die Ruhe und Zufriedenheit der Einwohner“ in Berüh— 
rung’ komme, von dem Vorwiſſen“ und der ‚Mitwirkung“ des 
Staates abhängig zu machen, und z ie geiſtliche Gerichtsbarkeit“, 
ſowie „die Oberaufſicht über die Verwaltung des Kirchenvermö— 
gens’ nad) Joſephiniſcher Art“ zu behandeln. Aehnliche Vor— 
ſchläge wie Blum, der auch ein „Verbote wider die Proſelyten— 
macherei der höhern und niedern katholiſchen Geiſtlichkeit“ und 
zwar bei Strafe ſofortiger Remotion des einer ſolchen Intention 
überwieſenen Geiſtlichen in dem künftigen ,Concordat ausbedun⸗ 
gen haben will’, machte die Regierungscommiſſion in Osnabrück. 
Insbeſondere verlangt fie den Schutz der evangeliſchen Kirche— 
von der Regierung und empfiehlt derſelben, „das geiſtliche Ein— 
greifen in gemiſchte Ehen bei Abſetzungsſtrafe zu verbieten.“ Auch 
der proteſtantiſche Profeſſor Planck in Göttingen und der ka— 
tholiſche Kangleidivector Dykhof in Osnabrück ſandten in höhe— 


1 Siehe Bd. 1, S. 159 f. Mejer, Zur Geſch. der röm.⸗deutſch. Frage, 
Bd. 2 und 3. Derſelbe theilt auch die Aeten theils vollſtändig, theils im 
Auszuge mit. 
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rem Auftrage Gutachten ein. Erſterer will das proteſtantiſche 
Territorialſyſtem auf die katholiſche Kirche angewendet haben. 
Letzterer entlehnte ſeine Vorſchläge dem preußiſchen Landrecht * 
und den Schriften Weſſenbergs 2. 

Am 30. September 1816 erſtattete das Miniſterium dem 
Prinzregenten Georgs in London Bericht über die Nothwen— 
digkeit einer baldigen Vereinbarung mit dem heiligen Stuhl und 
empfahl als Unterhändler den früheren Geſandten am Reichstag, 
Freiherrn v. Reden und den Hofrath Leiſt. Der Prinz— 
regent, welcher die Anträge des Miniſteriums genehmigte, ent— 
ſchied ſich aber für den Kammerherrn Friedrich v. Ompteda 
als Geſandten in Rom. Ihm ſollte Leiſt zur Seite gegeben 
werden. Mit Ausarbeitung der Inſtruction für die Geſandt— 
ſchaft auf Grund der eingelaufenen Gutachten wurde der Geh. 
Cabinetsrath Freiherr von Rehberg beauftragt. 

Ohne richtiges Verſtändniß der Verfaſſung, Rechte und Be- 
dürfniſſe der katholiſchen Kirche folgte Rehberg vornehmlich den 
Ausführungen in Weſſenbergs „Deutſcher Kirche“ und zog auch— 
die erwähnten Gutachten zu Rathe, deren ſchroffe Form er mil— 
derte. Sein Correferent Nieper war damit einverſtanden und. 
Leiſt, dem die Inſtruction zur Begutachtung zugeſchickt wurde, 
machte nur einige untergeordnete Bemerkungen. Nach der In— 
ftruction ſollte die Geſandtſchaft ein Bisthum“ für das König— 
reich beantragen, eventuell auch zwei“, aber als beſondere Gunſt', 
zugeſtehen, für welche der Papſt etwas opfern müſſe.“ Jede 
Diöceſe erhält ein Domcapitel und ein Seminar. Die Ernen— 
nung des Biſchofs ſteht dem König zu. Der Papſt ſoll die Be— 
ſtätigung „binnen drei Monaten“ ertheilen und ohne Anführung 
von Gründen nicht verweigern. Die biſchöfliche Autorität wird 
auf das rein Geiftlidje’ eingeengt. Fremde Erzbiſchöfe haben 
keine Jurisdiction im Königreich. Päpſtliche Legaten und Nun— 
tien werden nicht zugelaſſen. Die Appellationen vom Biſchof 
gehen an judices in partibus und nicht nach Rom. Die Pfarrer 


1 Siehe Bd. 1, S. 136 f. 

2 Siehe Bd. 1, S. 306 ff. 

3 Er regierte für ſeinen kranken Vater Georg III. Im Jahre 1820. 
beſtieg er als Georg IV. den engliſchen Thron. 
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werden vom Biſchofe ernannt, von der „Landesherrſchaft' aber 
beſtätigt“ und in die Temporalien' eingewieſen. Die Vermeh⸗ 
rung oder Verminderung der katholiſchen Pfarrſtellen iſt Sache 
des Staates. Das Domcapitel fungirt auch als geiſtlicher Rath 
des Biſchofs, der ſich „mit landesherrlicher Genehmigung! einen 
Vicar und ebenſo Kapläne ernennen kann. Alle causae tem- 
porales der Geiſtlichen und alle causae mixtae, zu welchen auch 
die Eheſachen gehören, werden einem Conſiſtorium“! zugewieſen, 
sdefjen Mitglieder als landesherrliche Bediente von der Regie— 
rung beſtellt werden. Doch ſoll der Biſchof Vorſitzender dieſer 
Behörde“ ſein und das Recht haben, dem Landesherrn zwei 
Subjecte als Mitglieder vorzuſchlagen. Die Appellationen vom 
Conſiſtorium gehen an das „Oberappellationsgericht oder an das 
Miniſterium'; die Unterſuchung und Entſcheidung muß aber durch 
eine ‚Commiſſion katholiſcher Räthe' erfolgen. Die Abhaltung 
und der Beſuch von „Synoden' bedarf der landesherrlichen Er- 
laubniß', den Verkehr der Biſchöfe mit Rom vermittelt die Lanz 
desregierung“ und das „Placet' muß der apoſtoliſche Stuhl aus⸗ 
drücklich anerkennen. Auch die „Proſelytenmacherei“ ſoll unterſagt 
und eventuell inſinuirt werden, daß die Regierung die Contra⸗ 
venienten des Landes verweiſe. 

Am 10. Januar 1817 erhielt die Inſtruction die Beſtäti⸗ 
gung des Prinzregenten und am 26. desſelben Monats trat die 
Geſandtſchaft die Reiſe nach Rom an. Sie ſollte ſich beſonders 
an Niebuhr? anſchließen. Der Papſt, welcher ſeine Freude hier— 
über in einem Breve an den König vom 25. April ausgeſprochen 
hatte, empfing die Geſandtſchaft am 3. Mai in Audienz und 
neun Tage ſpäter nahmen die Verhandlungen ihren Anfang. 
Mit ihrer Führung war von Seiten des Papſtes Monſignor 
Mazios betraut. 

Es war leicht vorauszuſehen, daß der apoſtoliſche Stuhl 
auf die Forderungen der Geſandtſchaft nicht eingehen konnte. 
Schon in der erſten Conferenz trat eine ‚ſehr große Verſchieden— 
heit der Anſichten« zu Tage und Ompteda erkannte bald im 

1 Siehe Bd. 1. S. 159, 5 

2 Siehe S. 46. 

3 Siehe S 18. 
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Widerſpruche mit Leiſt, daß man „bei Zeiten auf Modificationen 
ſinnen müſſe, um dem Hauptzwecke nicht zu ſchaden.“ 

Um den päpſtlichen Bevollmächtigten die Gegenſtände der 
Verhandlungen überſichtlich vorzutragen, überſandte ihnen Omp— 
teda mittels Note vom 20. Mai die betreffenden ,Punctationen’, 
und überreichte, da die hieran geknüpften mündlichen Verhand— 
lungen zwiſchen Mazio und Leiſt keinen Fortgang hatten, „zur 
Beſchleunigung der Sache, am 28. Juni dem Cardinalſtaats— 
ſecretär eine ziemlich detaillirte Ausführung der Punkte“, auf 
welche die Wünſche“ des hannoveriſchen Cabinets ,in Abſicht der 
Convention gerichtet ſeien.“ Dieſe Note machte ‚wegen der darin 
ausgeſprochenen Wünſche und Grundſätze“, welche „den Prinei— 
pien“ der katholiſchen Kirche „widerſtreben“, „bedeutendes Auf— 
ſehen“! und veranlaßten Conſalvi, in einer ausführlichen Note 
vom 2. September? die einzelnen Punkte der Note des hanno— 
veriſchen Geſandten einer eingehenden Kritik zu unterziehen und 
ihm mit der dem heiligen Stuhle eigenen „Ehrlichkeit und Offen⸗ 
heit“ die Punkte zu bezeichnen, bezüglich welcher der heilige Vater 
kein Zugeſtändniß machen könne, ſowie auch jene, über welche 
eine Verſtändigung möglich ſei. 


Vorerſt beſchäftigt ſich die römiſche Note mit der von Han- 
nover beanſpruchten Ernennung der Biſchöfe durch den Landes— 
herrn, welche Leiſt in ſeinen der Note vom 28. Juni beigelegten 
„Erwägungen“ zu rechtfertigen und zu begründen ſuchte. Die 
Behauptung derſelben, die Biſchofsernennungen ſeien ,ein Souve— 
ränitätsrecht“, bezeichnet Conſalvi als falſch, unvereinbar mit den 
katholiſchen Grundſätzen, die Freiheit und Unabhängigkeit der 
Kirche vernichtend und zur Conſequenz führend, daß ein heid— 
niſcher oder muhamedaniſcher Fürſt, z. B. der Großſultan die 
Hirten der Kirche ernennen dürfe“, was doch wohl „die Prote— 
ſtanten ſelbſt nicht zugeben würden.“ So wenig der Kirche die 
Ernennung der Staatsbeamten zuſtehe, ebenſowenig könne die 


1 Bericht Ompteda's vom 5. Juli 1817 bei Mejer, II. 2, S. 134. 
2 Der Originaltext bei Mejer, II. 2, S. 301 ff. 
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Kirche die Ernennung der Biſchöfe als ein weſentliches Recht“ 
der Fürſten anerkennen. „Wenn aber in einigen Staaten die 
Fürſten die Ernennung der Biſchöfe ausübten“, fo fet zu bead) 
ten, daß dieſe Fürſten katholiſch“ ſeien und die Ernennungen 
„nicht kraft eines ihrer Souveränität inhärirenden Rechtes“, ſon— 
dern allein“ kraft der ihnen von der legitimen kirchlichen Gewalt 
ertheilten Conceffion’ vornähmen. 

Als weiteren Grund für die landesherrliche Ernennung der 
Biſchöfe hatte Leiſt „das Schubrecht der Fürſten über die Kirche, 
ſowie das ſ. g. Oberaufſichtsrecht, jus inspectionis und das ſ. g. 
jus cavendi, d. i. das Vorkehrungsrecht, daß die Kirchengewalt 
nichts gegen das Wohl des Staates unternehme, geltend gemacht. 
Dieſe Begründung weiſt die päpſtliche Note mit der Bemerkung 
zurück, daß „die von Gott den Fürſten auferlegte Pflicht, die 
Kirche zu beſchützen“, doch „keinen Titel abgeben könne, um über 
dieſelbe zu herrſchen, das ſ. g. jus inspectionis et cavendi aber 
keine Rechte, ſondern ,bloje politiſche Erfindungen“ der neueren 
Zeit ſeien, welche in offenem Widerſpruche“ mit der ‚Verfaſſung 
der Kirche“ ſtehen, indem dieſe „nach göttlicher Anordnung und 
Beſtimmung weſentlich frei und unabhängig ſei“k, was ‚jede Un- 
terwürfigkeit ausſchließe.“ Die Aufſtellung der Biſchöfe unter— 
liege der Competenz der Kirche und nicht der Staatsgewalt, weil 
die Biſchöfe beſtimmt find, die Kirche und nicht den Staat zu 
regieren’, und wenn dies für die katholiſchen Fürſten gelte“, fo 
könnten „die Souveräne, die außerhalb der katholiſchen Kirche 
ſtehen, noch viel weniger beanſpruchen“, die Biſchöfe zu ernennen. 

Da in den Erwägungen auch hiſtoriſche Gründe für das 
Nominationsrecht des Landesherrn angeführt waren, erklärt Con— 
ſalvi, daß allerdings in einzelnen Staaten den ,fatholifden’ Für⸗ 
ſten dieſe Befugniß in den betreffenden Concordaten, aber feines- 
wegs als ein „ihrer Souveränität inhärirendes Recht“, ſondern 
lediglich als ein „‚Privilegium des heiligen Stuhles eingeräumt 
worden fei. In Deutſchland hätten die Domcapitel ſeit langer 
Zeit“ die Wahlen der Biſchöfe vorgenommen und dieſes Recht 
habe ihnen der Reichsreceß von 1803 weder entreißen wollen, 
noch entreißen können. 


Auch das geltend gemachte „Patronatsrechté, fährt Conſalvi 
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fort, könne im vorliegenden Falle keine Anwendung finden, weil 
ae nur bezüglich „der niederen Beneficien und nicht der 

Bisthümer“ und allein Denjenigen verliehen werde, welche ein 
Benefieium errichten oder aus ihrem Vermögen dotiren.“ Dies 
ſei aber hier nicht der Fall, indem die Note vom 20. Mai eine 
Dotation der Bisthümer mit ehemaligen Kirchengütern“, welche 
„den Domänen“ des Landesherrn einverleibt worden ſeien“, in 
Ausſicht ſtelle. Dieſe Güter ſeien aber weder urſprünglich Pa⸗ 
trimonialgüter“ des Landesherrn, noch durch die Beſtimmungen 
des Reichsreceſſes ſolche geworden, weil der heilige Stuhl die 
Einziehung der Kirchengüter nie anerkannt, ſondern feierlich da- 
gegen proteſtirt habe, und außerdem der Reichsreceß ſelbſt die mit 
den Gütern der Kirche entſchädigten weltlichen Fürſten zur Do— 
tation der Bisthümer, Domcapitel u. ſ. w. ausdrücklich ver⸗ 
pflichtet und auf dieſe Weiſe die hierzu nothwendigen Güter 
ausgeſchieden und reſervirt habe. 

Es fei ferner eine offenkundige“ und allen Zweifel aus- 
ſchließende Thatſache“, fährt der Cardinalſtaatsſecretär fort, daß 
der heilige Stuhl „nie geglaubt habe“, akatholiſchen Fürſten ein 
„Privilegium“, kirchliche Stellen zu beſetzen, zugeſtehen zu können, 
ohne ſeinen Grundſätzen untreu zu werden.“ Aus dieſem Grunde 
habe der heilige Stuhl alle Geſuche dieſer Art immer abgewieſen, 
und Papſt Benedict XIV. ausdrücklich erklärt, daß er durch 
ein ſolches Zugeſtändniß „der katholiſchen Welt kein Aergerniß 
geben“ und fein „Andenken“ nicht brandmarken wolle. ,Selbft 
Napoleon, deſſen Character wohl bekannt fei, habe keine Schwie⸗ 
rigfeit gemachte, dem Artikel im franzöſiſchen Concordat von 
1801, welcher dem erſten Conſul das Privilegium, die Biſchöfe 
zu ernennen, verleiht, die Beſtimmung beizufügen, daß dasſelbe 
erlöſche, wenn dieſer nicht der katholiſchen Kirche angehöre. Von 
dieſen Grundſätzen könne der heilige Vater auch jetzt nicht ab- 
gehen, um dem Wunſche des Königs von Hannover zu willfah— 
ren. Nach dieſen Auseinanderſetzungen hielt es Conſalvi für un⸗ 
nöthig, ſpeciell auf den für Hildesheim proponirten Modus der 
Biſchofsernennung näher einzugehen und fügt nur noch bei, der 
heilige Vater ſehe „keinen Grund ein, warum die deutſchen Dom⸗ 
capitel', nach dem Verluſte ihrer reichen Güter“ und mere 

Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 


82 Kap. 6. Hannov. Concordatsverh. Note Conſalvi's vom 2. Sept. 1817. 


vorzüge“ auch noch des ihnen kraft der Concordate zukommenden 
ganz und gar geiſtlichen Vorrechtes, ihre Biſchöfe zu wählen, 
durch das Oberhaupt der Kirche ſelbſt beraubt werden ſollten.“ 

Hierauf verbreitet ſich die päpſtliche Note über die Forde— 
rungen Hannovers bezüglich des Informativproceſſes, der 
Weihe, Inthroniſation und des Eides der Biſchöfe. 

Den Vorſchlag, der Biſchof von Hildesheim müſſe ,feine 
Beſtätigung und canoniſche Inſtitution beim heiligen Stuhl ein⸗ 
holen“, bezeichnet Conſalvi als nicht annehmbar“, weil ,diejer 
Artikel“ leicht jo gedeutet werden könne, als ob der Papſt nur 
das Recht habe, die ‚exemten“ Biſchöfe zu beſtätigen, die unter 
einem Metropoliten ſtehenden Biſchöfe aber von letzterem beſtä— 
tigt werden müßten. Die Forderung, der heilige Stuhl müſſe 
den einen hannoveriſchen Biſchof zur Führung des Informativ— 
proceſſes des anderen DdDelegiren’ und ,der Proceß, ſowie das 
Examen ſolle nur auf die Lehre beſchränkt werden, jet für den⸗ 
jelben unannehmbar'; erſteres, weil man ihn a beraube, 
den Proceß nach Rom zu ziehen, oder andere judicésAn partibus 
zu ernennen; letzteres, weil ein Geiſtlicher gelehrt und orthodox“, 
aber anderer canoniſchen Mängel wegen des biſchöflichen Amtes 
unwürdig fein könne. Auf das Verlangen, „dem Papſte einen 
Termin von drei Monaten zur Beſtätigung des neuen Biſchofes 
feſtzuſetzen«, erwidert der Cardinal, Se. Excellenz möchten er— 
wägen“, daß es ſehr hart fet, dem Oberhaupt der Kirche ein 
Geſetz aufzunöthigen“, welches den früheren deutſchen Concor— 
daten ganz unbekannt und auch nicht immer ausführbar ſei; die 
Forderung des Geſandten aber, der heilige Stuhl dürfe nur aus 
canoniſchen Gründen und nicht aus einer vernünftigen und offen— 
kundigen Urjache’ einen Bisthumscandidaten verwerfen, weiſt er 
mit dem Hinweis auf die älteren Concordate und ſelbſt auf das 
Decret des Baſeler Concils über die Biſchofswahlen als nicht 
annehmbar ab. 

Die Beſtimmung, falls der Papſt einen vom König ernann⸗ 
ten Biſchof verwerfe, ſolle er die Gründe der Regierung zu 
einer freundſchaftlichen Verſtändigung“ mittheilen, erklärt die 
Note Conſalvi's für „unnütze, da der heilige Stuhl dem König 
ein Nominationsrecht „weder zugeſtehe, noch zugeſtehen werdes; 
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überdies aber jet ein ſolches Verlangen in ſich „unſchicklich' und 
fiir den heiligen Stuhl beleidigend“ !, da es „vorausſetze, daß der— 
ſelbe in einer ſo wichtigen Sache mehr nach Launen und Willkür 
als nach den Regeln der Gerechtigkeit handele.“ Dem Verlangen 
der Regierung, daß der eine Biſchof des Landes den anderen 
conſeeriren ſolle, käme der heilige Stuhl ſchon durch die be— 
ſtehende Praxis, dem neu ernannten Biſchof die Wahl ſeines 
Conſecrators zu überlaſſen, nach, ohne ſich jedoch der Freiheit 
zu begeben“, einen anderen Biſchof mit der Ertheilung der 
Weihe zu beauftragen; auch könne der Papſt nicht als „Regel 
feſtſetzen, daß die Weihe unter Aſſiſtenz von zwei Prieſtern“ ge- 
ſchehen ſolle, da die Canones die Aſſiſtenz von drei Biſchöfen 
verlangten und nur im Nothfalle die Aſſiſtenz von „zwei Aebten“, 
oder in höheren Würden ſtehenden Geiſtlichen zuläſſig ſei. 

Das „höchſte Erſtaunen“? des heiligen Stuhles erregte der 
von Hannover geſtellte Antrag, „daß die Beſtätigungsbullen der 
Biſchöfe die Zuſtimmung der Regierung erhalten müßten“, indem 
das Verlangen, päpſtliche Bullen über jo ganz geiſtliche Dinge, 
wie die canoniſche Miſſion der Biſchöfe, der Execution weltlicher 
und noch dazu akatholiſcher Regierungen zu unterwerfen, den 
antikatholiſchen Grundſatz in ſich ſchließe, als genüge die Cin- 
ſetzung der Biſchöfe durch die kirchliche Autorität nicht, ſondern 
hänge in letzter Entſcheidung von der Gutheißung der Regierung 
ab: ein Grundſatz, welcher die kirchliche Gewalt zu einem Schat- 
ten und zu einem bloſen Namen herabwürdige' und die Biſchöfe zu 
Delegirten und Dienern der weltlichen Fürſten mache.“ Wenn 
ein katholiſcher Fürſt ähnliche Befugniſſe in Anſpruch genommen 
habe, „ſo könne der heilige Stuhl, nachdem er in den gegebenen 
Fällen ſeine Beſchwerden erhoben, was er nie unterlaſſen habe‘, 
einen ſolchen Mißbrauch' vielleicht „toleriren“, keineswegs aber 
ſeine Zuſtimmung ertheilen. Auf die Einſetzung der Biſchöfe in 
das Spirituelle und Temporelle“ durch „Bevollmächtigte Sr. Hei— 
ligkeit und Sr. Majeſtät des Königs von Hannover‘ übergehend, 
bezeichnet Conſalvi die Formulirung dieſes Punktes als ſehr 
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zweideutig“, indem fie zur Annahme führen könne, als concur⸗ 
rire die weltliche Macht mit der kirchlichen, um die Biſchöfe in 
Beſitz ihrer geiſtlichen Gewalt zu jegen’, was ein poſitiver Irr⸗ 
thum wäre“ und den Inveſtiturſtreit heraufbeſchwöre, auch könne 
die weltliche Gewalt im Beſitze dieſes Zugeſtändniſſes ſehr leichte 
die kirchliche ganz ausſchließen“ und die Einſetzung allein vor- 
nehmen, „was gradezu zum Schisma führen würde.“ 

Die Biſchöfe ſollen dem Landesherrn den Eid der Treue, 
nicht den Homagialeid“ leiſten, weil derſelbe ihre Würde zu 
ſehr erniedrige, mit ihrer Immunität unvereinbar ſei und 
auch nur von „den Vaſallen“ verlangt werden könne. Als 
Eidesformel wird die in das franzöſiſche Concordat aufge— 
nommene vorgeſchlagen. Doch dürfe der Eid nicht, wie die Re— 
gierung wünſche, ,vor dem Miniſteriumé, ſondern ,vor dem Vice— 
könig“, oder ‚dem Repräſentanten des Monarchen“ und nur auf 
eine katholiſche Ausgabe der heiligen Schrift’ geleiſtet werden. 
Die für den Eid, welchen die Biſchöfe dem Papſte ſchwören 
müſſen, vorgeſchlagene Formel ſei für den heiligen Stuhl 
gang unannehmbar“, weil fie ſehr ſchnell den Gehorſam der Bi— 
ſchöfe gegen das Oberhaupt der Kirche auf Nichts reduciren, die 
römiſche Kirche und den heiligen Stuhl des größeren Theiles 
ihrer Rechte berauben und den Weg zum Schisma vorbereiten 
würde“ !; die Biſchöfe müßten ſich bei der Eidesleiſtung der im 
römiſchen Pontificale vorgeſchriebenen Formel bedienen, wobei 
der Papſt die Veränderungen geſtatten wolle, die er bereits an— 
deren Monarchen zugeſtanden habe. Was „die Taxenä betreffe, 
jo dürfte ſich wohl keine Schwierigkeit“ erheben und „Rom werde 
Deutſchland den Beweis liefern, daß das Geſchrei, welches den 
heiligen Stuhl der Gierigkeit beſchuldige, eine Verleumdung fei‘. 

Die von Hannover vorgeſchlagene Ernennung eines Weih— 
biſchofs erklärte der Cardinal für unnöthig, da dieſelbe die Wuf- 
hebung des Bisthums Osnabrück zur Vorausſetzung habe, wozu 
der heilige Stuhl die Hand nicht bieten werde. Die Ausdrücke 
der hannoveriſchen Note, das Domcapitel fei der permanente 
Rath, der wahre Senat und das wahre Presbyterium des Bi- 
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ſchofs“ und die Mitglieder desſelben geiſtliche Räthe“, welche in 
allen wichtigen Geſchäften der Diöceſe mitzuwirken hätten“, nö⸗ 
thigt Conſalvi die „freimüthige Erklärung? ab, daß dieſe Aus— 
drücke große Schwierigkeiten“ hervorrufen könnten, da fie in 
einzelnen Punkten Aehnlichkeit mit der franzöſiſchen Civilconſti⸗ 
tution’ und ‚mit dem Collegialſyſtem der Proteſtanten hätten“ 
und eine Art Presbyterianismus einführen wollten.“ Das Dom— 
capitel habe den Biſchof in der Regierung der Diöceſe zu unter- 
ſtützen, dieſer ſei aber keineswegs an deſſen Rath gebunden und 
habe auch das Recht, andere Geiſtliche ſich als Räthe beizuge— 
ſellen. Das für die Domherren feſtgeſetzte Alter von dreißig 
Jahren ſei etwas zu hoch gegriffen, da die Canones dieſes Alter 
nur für einen Biſchof feſtſetzen, die Zahl der Canoniker zu klein 
und weder dem Bedürfniß noch den Beſtimmungen des Reichs- 
receſſes entſprechend. „Ihre Einkünfte ſeien zu ärmlich“ 1. Das 
Ernennungsrecht zu den Dignitäten könne der heilige Stuhl dem 
König eben ſo wenig zugeſtehen, wie die Beſtätigung des biſchöf— 
lichen Generalvicars. Die Forderung, daß der ,Generalvicar‘ 
nach dem Tode des Biſchofs ſeine Functionen fortſetze, ,bafires 
auf den Grundſätzen „der franzöſiſchen Civilconftitution’ und 
‚widerſpreche den Anordnungen des Concils von Trient“, welches 
die Wahl eines „Capitelsvicars“ vorſchreibe, deſſen Beſtätigung 
der weltlichen Gewalt nicht zuſtehe. 

Mit ,wahrer Genugthuung und Erkenntlichkeit“, fährt die 
Note fort, habe der heilige Vater die königliche Entſchließung zur 
Errichtung zweier Seminarien vernommen, da dieſelben ein gro— 
ßes Bedürfniß ſeien; wenn aber die Regierung, wie es geſchehe, 
‚die Inſpection über den Unterricht beanſpruche“ und verlange, 
daß „die biſchöflichen Verordnungen bezüglich desſelben und bezüg⸗ 
lich der zum Gebrauche der Vorleſungen beſtimmten Compendien, 
ſowie die Ernennung der Profeſſoren der Approbation des Mi— 
niſteriums unterworfen ſeien, ſo verlange ſie Dinge, welche nach 
den Grundſätzen der katholiſchen Religion als Irrthümer in Sa- 
chen der Lehre betrachtet werden müßten. Es ſei ein Glaubens- 
princip, daß der Unterricht in der Religion ausſchließlich zur 
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Competenz des Biſchofes gehöre und daß Laien in dieſer Sache 
gar kein Recht hätten.“ 

In Bezug auf die Beſtätigung und Inſtallation der Pfarrer 
wiederholt die Note das hinſichtlich der Beſtätigung und Inthro—⸗ 
niſation der Biſchöfe Geſagte, da die Regierung auch bezüglich 
der Pfarrer die gleichen Forderungen ſtellte. f 

„Große Verwunderung“ ! des Papſtes erregte die von Han- 
nover den Biſchöfen beigelegte allgemeine Dispenſationsgewalt 
mit Ausnahme weniger Fälle, und der Cardinalſtaatsſecretär ver— 
fehlt nicht, zu bemerken, daß ein ſolches Verlangen den Grund— 
ſätzen des Emſer Congreſſes conform ſei, offenbar darauf abziele, 
dem Papſte ſeine Primatialrechte zu rauben, dem Concil von 
Trient widerſpreche und geeignet ſei, die hierarchiſche Ordnung 
umzukehren und Unordnung in der Kirche anzurichten“, und 
nach dem Beiſpiele des Marſilius von Padua die ganze Auto— 
rität des Oberhauptes der Kirche auf das forum internum ein- 
zuſchränken.“ 

Um die Anerkennung der ſchon erwähnten ,Confiftorien’ bei 
dem heiligen Stuhl durchzuſetzen, ſtellte die hannoveriſche Note 
die Behauptung auf, daß die Perſonalklagen gegen den Klerus 
vor die weltlichen Gerichte gehörten und auch in Oeſterreich und 
Frankreich von denſelben abgeurtheilt würden, und knüpft hieran 
das Anerbieten, auch dieſe jurisdictio ecclesiastica civilis con- 
tentiosa den beſtehenden Conſiſtorien zu überlaſſen, wenn der 
heilige Stuhl damit einverſtanden ſei. 

Der Cardinalſtaatsſecretär erwiderte, daß die Behauptung, 
dieſe Jurisdiction gebühre dem Staate, ,den Irrthum des Mar⸗ 
ſilius von Padua wieder erneuere“ und auch vom apoſtoliſchen 
Stuhle ſtets bekämpft worden ſei. Der Papſt ſei gern bereit, 
zur Ordnung dieſes Punktes mitzuwirken, ‚wenn nur der Grund⸗ 
jag der Competenz unangetaſtet bleibe“; es ſcheine aber die Ab- 
ſicht der Regierung zu ſein, ,diefe Conſiſtorien aus Geiſtlichen 
und Laien zuſammen zu ſetzen'; dies gehe nicht an, da Laien fin 
kirchliche Angelegenheiten ſich nicht einmiſchen und darüber nicht 
urtheilen dürften.“ 
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Der heilige Stuhl könne daher der von Hannover bean— 
tragten Ueberweiſung der Perſonalklagen der Geiſtlichen an die 
Conſiſtorien nur in dem Falle beipflichten, daß dieſe vom Bi— 
ſchof errichtete, ihm untergeordnet“ und „nur mit geiſtlichen Rich⸗ 
tern beſetzt ſeien'; die Unterordnung des Biſchofs unter das Pro— 
vinzialgericht wird mit Hinweis auf die Immunität, welche die 
Biſchöfe in Deutſchland und anderen Ländern genöſſen, abgelehnt. 

Außer den Perſonalklagen der Geiſtlichen ſollten auch die 
Eheſachen' und die gemiſchten Gegenſtände“ vor das Conſiſtorium 
gehören. Conſalvi fordert nähere Angabe dieſer ‚gemiſchten Ge- 
genſtände“ und geſteht die Behandlung der Eheſachen unter 
Wahrung der Rechte des apoſtoliſchen Stuhles“ zu, wenn die 
Conſiſtorien in der oben angegebenen Weiſe eingerichtet ſeien. 
Die Appellationen in ,gemijdten Sachen“ und Perſonalklagen 
der Geiſtlichen an das königliche Appellationsgericht werden ab- 
gelehnt, da von geiſtlichen Richtern in geiſtlichen Angelegenheiten 
an weltliche, und zudem meiſtens proteſtantiſche Richter nicht 
appellirt werden könne, ohne die kirchliche Ordnung umzuſtoßen; 
eher könne der heilige Stuhl die vorgeſchlagenen Appellationen 
in Eheſachen von einem Conſiſtorium an das andere, deren ca⸗ 
noniſche Einrichtung vorausgeſetzt, aber nur „mittels apoſtoliſcher 
Delegation“ zugeſtehen. Nur dürfe man nicht verlangen, daß der 
Papſt dieſe Delegationen für immer den genannten Conſiſtorien 
ausſtelle, weil er dadurch die Ausübung des Rechtes, Appella— 
tionen nach Rom zu ziehen, oder in einzelnen Fällen beſondere 
Richter zu delegiren, aufgeben würde. 

Sehr entſchieden ſpricht ſich Conſalvi, indem er für das pri— 
vilegium fori des Klerus eine ähnliche Begünſtigung des Militärs 
anführt, gegen die Appellationen vom Biſchof an die weltliche 
Gewalt aus und bezeichnet dieſelben als eine neue Erfindung eines 
Politikers oder Juriſten, um die kirchliche Gewalt auszuſchließen“!, 
deren Geltendmachung durch die hannoveriſche Regierung man 
zum fo weniger begreifen könne“, als fie im Widerſpruch mit 
der altkirchlichen Disciplin“ ſtehe, für welche die Note eine be- 
ſondere Vorliebe kundgebe.“ Wolle man für dieſe Appellationen 
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den Umſtand anführen, daß die geiſtliche Gewalt ihre Befugniſſe 
mißbrauchen könne, ſo ließe ſich das Argument auch umkehren 
und behaupten, daß die weltliche Gewalt ihre Befugniſſe miß— 
brauchen könne, ohne daß man die Appellation von einem welt— 
lichen Tribunal an ein geiſtliches für nothwendig machte. 

Noch verderblicher für die Kirche ſei aber die Beſtimmung, 
daß ein ſolcher Mißbrauch vorliege, wenn die biſchöfliche Ent— 
ſcheidung ,die Ehre der Unterthanen verletze, die Gewiſſen be— 
unruhige und ein öffentliches Aergerniß gebe“; denn hiedurch 
swerde die Gewalt des Biſchofs vollſtändig in Feſſeln geſchlagen“! 
und derſelbe gezwungen, die größten Mißbräuche zu dulden.“ 
Um nur Ein Beiſpiel anzuführen, erwähnt der Cardinal „der 
Verheirathung eines Katholiken mit einer geſchiedenen Lutherane— 
rin“, welche das weltliche Geſetz geſtatte, die Kirche aber ver— 
biete. Wenn nun die kirchliche Autorität einem ſolchen Katho— 
lifen ‚die heiligen Sacramente verweigere“ und ‚ihm befehle, dieſe 
ehebrecheriſche Verbindung aufzugeben“, jo läge nach den An— 
ſchauungen der hannoveriſchen Note der Fall vor, wo eine Ap— 
pellation zuläſſig fei und ‚ein aus Laien zuſammengeſetztes Tri— 
bunal“ der kirchlichen Gewalt befehlen könne, ihre Cenſuren zu— 
rückzunehmen, die Gewiſſen nicht zu beunruhigen“ u. ſ. w. „Noch 
ſchlimmer? aber werde dieſer Artikel“, wenn dieſe Appellation 
nicht von den Parteien, ſondern „von der weltlichen Autorität ex 
officio eingelegt werde.“ 

Der Papſt könne ſich ferner nicht verpflichten“, ſeine Juris— 
dictionsgewalt über die Biſchöfe Hannovers „niemals einem aus— 
wärtigen Metropoliten zu übertragen; auch die „gegen die Re— 
gularen“ gerichtete Forderung, daß keine ‚Exemtion von der 
biſchöflichen Autoritäte ſtattfinden dürfe, könne er nicht zugeſtehen, 
weil fie „den Grundſätzen des Febronius und des Emſer Con— 
greſſes conform ſeik und die Wiederherſtellung der Ordensgenoſ— 
ſenſchaften erſchweren wolle. Für die Einholung der landesherr— 
lichen Erlaubniß zur Abhaltung einer Dibceſanſynode laſſe ſich 


1 un tale articolo verrebbe a vincolare intieramente la Podesta 
vescovile. 


2 tanto peggiore. 
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kein einziges Beiſpiel in der Geſchichte der Kirche vorbringen. 
Noch viel drückender und peinlicher für die Biſchöfe fet der 
Anſpruch, daß zu jeder berathenden Verſammlung die königliche 
Zuſtimmung erforderlich ſei“, da in dieſem Falle der Biſchof nicht 
einmal ſeinen Rath oder fein Capitel verſammeln könne, um die 
dringendſten Angelegenheiten zu berathen, ohne die beſagte Er— 
laubniß.“ „Dem Klerus verbieten zu wollen, ohne königliche Er— 
laubniß auswärtige Synoden zu beſuchen“, fei „beleidigend für 
den Papſté, der, ungeachtet ihm „das Recht zuſtehe, die Biſchöfe 
zu einem Concil zu berufen“, „in Wirklichkeit nie unterlaſſen habe, 
ſich mit den Fürſten ins Einverſtändniß zu ſetzen, um jedem Miß⸗ 
ton oder Hinderniß vorzubeugen.“ ‚Abſolut unannehmbar für den 
heiligen Stuhl ſei das Verlangen, daß die Biſchöfe die heiligen 
Weihen nicht ertheilen ſollten“, ohne ,die Zahl der Ordinanden 
der Regierung zur Approbation mitgetheilt zu haben‘; was mög— 
licherweiſe das Ausſterben des Klerus in Hannover zur Folge 
haben könne, wie das Beiſpiel des Vandalenkönigs Hunnerich in 
Afrika beweiſe. Daß die Geiſtlichen in Seminarien erzogen 
würden und die Biſchöfe Unwürdige von den heiligen Weihen 
ausſchließen könnten, ſei der Ordnung vollkommen entſprechend. 
Daß die ‚päpſtlichen Legaten, Nunzien, oder apoſtoliſchen Vicare 
keine Functionen im Königreich ohne ſpecielle Autoriſation des 
Königs vornehmen dürften“, müſſe man ablehnen; auch fet „das 
Placet“ unannehmbar.“ 

Aus dem Mitgetheilten, ſchließt die Note, könne der Ge— 
ſandte erſehen, welch ein großer Unterſchied in den gegenſeitigen 
Grundſätzen obwalte, und wie der größere Theil der Forderungen 
Hannovers für den heiligen Vater ‚unannehmbar' fei. Verharre 
alſo die Regierung bei ihren Anſchauungen, ſo ſei jede weitere 
Verhandlung unnütz. Wenn aber, wie der Cardinal hoffe, der 
königliche Hof die Ueberzeugung gewinne, daß Verhandlungen 
über die Verhältniſſe der katholiſchen Kirche nur nach deren 
Principien ſtatthaben könnten, dann möge er ſeine Forderungen 
in einer Weiſe ſtellen, daß der heilige Vater darauf eingehen 
könne, was jer von ganzem Herzen wünſche.“ 

Dieſe Note iſt keineswegs ,ein Product und ein Zeichen des 
Momentes“, auch nicht „ein Document augenblicklicher curialer 
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Stimmung“, wie Mejer! meint, ſondern fie wiederholt nur die 
Grundſätze, welche der heilige Stuhl zu jeder Zeit bekannte und 
bei allen Verhandlungen in der offenſten und ehrlichſten Weiſe 
ausſprach und von denen er nicht abweichen kann, ohne die 
Kirche großen Gefahren und Nachtheilen auszuſetzen. Sie hat 
nach Form und Inhalt große Aehnlichkeit mit der berühmten 
Esposizione dei sentimenti vom 10. Auguſt und der Note vom 
24. September 1819 2. 


Siebentes Kapitel. 
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Die hannoveriſche Geſandtſchaft communicirte die päpſtliche 
Note vom 2. September 1817 an ihre Regierung, der ſie am 
13. September neue von Leiſt ausgearbeitete Vorſchläge unter- 
breitete. Welchen Standpunkt derſelbe der katholiſchen Kirche 
gegenüber in ſeinem Gutachten über dieſe Vorſchläge einnahm, 
erhellt am beſten aus dem wider die römiſche Note erhobenen 
Vorwurfe, ,diejelbe beginne mit dem Schreckſatze, der nicht dem 
19., ſondern dem 15. Jahrhundert angehöre, daß die Kirche dem 
Staate, anſtatt ſubordinirt, vielmehr coordinirt ſei.“ Die Ge— 
ſandtſchaft ſchlägt der Regierung vor, die Gegenſtände der Unter- 
handlungen in drei Claſſen zu theilen, in ſolche, über welche 
unbedingt weiter verhandelt werden müſſe, in ſolche, welche ganz 

1 Meſer, II, 2, S. 140 f. N 

2 Siehe Seite 107 ff. 
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ausgeſchieden werden ſollten, weil eine Nachgiebigkeit Roms nicht 
zu erwarten ſei, und in ſolche, welche zweifelhaft ſeien. Das 
abzuſchließende Concordat, meint Leiſt, ſolle ‚nur die nothwen⸗ 
digſten Grundlinien zur Organiſation der katholiſchen Kirche im 
Königreiche“! und zwar auf die für den Souverain erreichbar 
vortheilhafteſte Art erhalten“, die ausgeſchiedenen Gegenſtände 
könnten dann durch ein Landesgeſetz' erledigt werden. Der Papſt 
müſſe es toleriren. 

Inzwiſchen wurden die mündlichen Verhandlungen zwiſchen 
Mazio und Leiſt fortgeſetzt und Ompteda berichtete am 4. Ofto- 
ber über deren Reſultat an den Prinzregenten. Gegenſtände der 
Conferenzen waren die Grenzregulirung der beiden Bisthümer, 
die Dotation, die Errichtung der Domcapitel und die Biſchofs— 
wahlen. Hinſichtlich der letzteren ſchlug Mazio das ſ. g. iriſche 
Veto! vor, wonach der Landesfürſt aus der ihm vom Domca— 
pitel binnen einem Monat nach der Vacanz eines Bisthums vor— 
gelegten Liſte inländiſcher Candidaten die ihm mißliebigen Na- 
men ſtreichen kann, jedoch ſo, daß noch eine Wahl möglich iſt, 
worauf entweder das Capitel, oder der Papſt den neuen Biſchof 
aufſtellt. Bezüglich der Domcapitel verlangte der päpſtliche Be— 
vollmächtigte zuerſt die Verzichtleiſtung der alten Domherren, da 
die ‚alten“ Domcapitel „canoniſch“ nicht aufgehoben ſeien. 

Während der „pedantiſche“ und ‚zur Diplomatie durchaus 
unfähige“ Leiſt? „meinte, man könnte Rom zwingen, ohne wei— 
teres ja zu ſagen“, erkannte Ompteda, daß erfolgreiche Unter— 
handlungen auf der Baſis ſeiner Inſtruction unmöglich ſeien, 
weshalb er die nothwendigen Aenderungen erbat. Erſt am 
5. Januar 1818 legte das Miniſterium dem Prinzregenten den 
Entwurf einer neuen, von Rehberg ausgearbeiteten Inſtruction 
vor, welche am 30. März die Genehmigung erhielt und am 
7. Mai in den Händen des Geſandten in Rom ſich befand. 

Hierauf wurden die Verhandlungen wieder aufgegriffen. 
Conſalvi, dem der öſterreichiſche Botſchafter die Sache in einer 
Verbalnote empfohlen hatte, war gern bereit, auf Grund an— 
1 Brück, Das trische Beto. Mainz 1879. 

2 Brief Ompteda's an ſeinen Vetter Ompteda, hannov. Geſandten in 
Berlin, vom 18. Juni 1818 bei Mejer, II. 2, S. 156. 
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nehmbarer Bedingungen, eine Uebereinkunft mit Hannover zu 
ſchließen, ließ ſich aber weder durch die Vorſtellungen Ompteda's 
noch durch deſſen Drohung, ſeine Regierung werde ſich eventuell 
den Frankfurter Conferenzen anſchließen, bewegen, die Rechte der 
Kirche preiszugeben und überreichte dem Geſandten im Auguſt 
1818 das Project eines Concordates, welches die Zuſtimmung 
der Congregation erhalten hatte . Es beſteht aus 21 Artikeln, 
welche Conſalvi und Ompteda im einzelnen durchſprachen. Leb- 
terer hatte ſchon früher erkannt, daß die Forderungen ſeiner neuen 
Inſtruction bei dem römiſchen Hofe nicht durchzuſetzen ſeien und 
bereits im Mai und Juni Modificationen derſelben beantragt, 
wurde aber durch Note vom 31. Juli dahin beſchieden, daß eine 
weitere Nachgiebigkeit nicht für rathſam zu halten“ ſei. Nach 
Empfang dieſer Note ſandte Ompteda am 3. September den rö— 
miſchen Concordatsentwurf an ſeinen Hof. Er und Leiſt gaben 
etwas ſpäter beſondere Gutachten über denſelben ab. 

Bevor wir den weiteren Verlauf der Sache berichten, ſoll 
das Urtheil Niebuhrs? über Inhalt und Form dieſes Entwurfes 
mitgetheilt werden. Nachdem derſelbe eine kurze Ueberſicht des 
Inhaltes der einzelnen Artikel gegeben, fährt er in einem Be— 
richte an ſeine Regierung fort: „Der päpſtliche Hof ſtipulirt für 
die Biſchöfe und Kirche, was er nicht aufgeben kann, ohne die 
Kirche aufzugeben: die Gewalt, welche im Begriffe der biſchöf— 
lichen Würde liegt. Als Haupt der katholiſchen Kirche kann der 
Papſt hiervon Nichts opfern, und wird nie den Regierungen 
eine Einmiſchung in den geiſtlichen Unterricht und in die Angelegen— 
heiten der Kirche geſtatten. . . Die Wahl der Biſchöfe iſt den 
Capiteln ſo gegeben, daß der Landesherr wenigſtens den nega— 
tiven Einfluß ausübt, der ihm genügen kann, wenn die Regie— 
rung nicht die katholiſche Kirche in ihrem Innern reformiren zu 
wollen, ſich in den Sinn kommen läßt.“ .. Was die Form be— 
trifft, fo iſt dieſer Entwurf von aller Anſtößigkeit frei .. . es 
iſt von Seiten des römiſchen Hofes eine Fügſamkeit in die Ver— 
hältniſſe in Hinſicht der Ausdrücke, welche für eine proteſtantiſche 


1Vollſtändiger Originaltext bei Mejer, II, 2, 246 ff. 
2 Bericht vom 23. Januar 1819 bei Mejer, II, 2, 247 ff. 
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Regierung doppelt nothwendig ijt, aber auch den hier herrſchen— 
den Wunſch abzuſchließen, bewährt.“ „Ich geſtehe, daß in Hin— 
ſicht der Redaction ſich eine größere Nachgiebigkeit zeigt, als ich 
für möglich gehalten habe.“ 

Niebuhr „zweifelte nicht, daß Hannover auf dieſes Project 
abſchließen würde“, und auch Ompteda theilte dieſe Anſicht. Leiſt 
dagegen hatte vieles an dem Entwurfe auszuſetzen und wollte 
nicht auf dieſer Baſis abgeſchloſſen haben. Das Miniſterium in 
Hannover, auf deſſen Entſcheidung die Frankfurter Conferenzen n 
nicht ohne Einfluß waren, nahm keine entſchiedene Stellung ein. 
Es war nicht ganz mit Ompteda einverſtanden, theilte aber eben— 
ſowenig Leiſt's „zu weit getriebene mißtrauiſche Aengſtlichkeit“ und 
bevollmächtigte den Geſandten zur Fortſetzung der Verhandlungen 
auf Grundlage der päpſtlichen Vorlage vom Auguſt 1818, verlangte 
jedoch einige weſentliche Modificationen?, wobei beſonders das 
Gutachten Leiſt's berückſichtigt wird. Die neue Inſtruction wurde 
am 19. Januar 1819 vom Prinzregenten gutgeheißen und an 
Ompteda expedirt. Er erhielt dieſelbe im Februar oder März. 
1819. Es war ihm nicht vergönnt, die Verhandlungen fortzu— 
ſetzen, da er noch im März vom Tode ereilt wurde. 


Als Nachfolger Ompteda's wurde Freiherr v. Redens era 
nannt, welcher den Geſandtſchaftspoſten nur unter der Bedingung. 
annahm, daß Leiſt entfernt würde, was auch geſchah. Seiner 
Inſtruction entſprechend, theilte Reden am 16. Juli dem Cardi— 
nalſtaatsſecretär die von Hannover gewünſchten Aenderungen des 
päpſtlichen Concordatsentwurfes mit, worauf Conſalvi in einer 
confidentiellen Note vom 18. Auguſt die einzelnen Punkte der 


1 Siehe Kap. 8. 

2 Die Regierung verlangte das Recht der Oberaufſicht über das ge- 
ſammte geiſtliche Gut“, über die höheren Lehranſtalten und Seminariené, ,das. 
Recht, die Prediger und Lehrer an den höheren Lehranſtalten und Semina— 
rien zu beſtätigen“, reip. Veto einzulegen, „die Gerichtsbarkeit“ in geiſtlichen, 
namentlch in Eheſachen“, welche von den „Conſiſtorien auszuüben fei‘, ,judices. 
in partibus bei Appellationen.“ 

3 Biographiſches bei Mejer, III. 1, S. 62 fi 
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Note Redens einer Kritik unterzieht! und neue Anerbietungen 
macht. Die unmittelbar an dieſe Note ſich anſchließenden con- 
fidentiellen Conferenzen zwiſchen Conſalvi und Reden überzeugten 
letzteren, daß der heilige Stuhl in ſeinen Anerbieten nicht weiter 
gehen könne, weshalb er den veränderten Entwurf am 4. Sep⸗ 
tember an das Miniſterium abgehen ließ und ſich im allgemeinen 
für deſſen Annahme ausſprach. 

Das Miniſterium, welches von ähnlichen Beſtrebungen wie 
die Frankfurter Conferenzmitglieder geleitet und auch von Leiſt 
nicht gut berathen wurde, war jedoch anderer Meinung und eine 
von Hoppenſtedt? neu ausgearbeitete, vom Grafen Ve it n- 
ſters angenommene und im März 1820 dem Geſandten in Rom 
übermittelte Inſtruction, gab zwar in einigen untergeordneten 
Punkten! nach, hielt aber in der Hauptſache an den ſtaatskirch— 
lichen Forderungen feſt. Die wieder eröffneten vertraulichen 
Conferenzen bewieſen von neuem das Beſtreben des heiligen 
Stuhles bis zur äußerſten Grenze der Nachgiebigkeit zu gehen, 
aber nicht minder deſſen Feſthalten an den kirchlichen Grund— 
ſätzen. Die hannoveriſche Regierung, der immer noch ein An— 
ſchluß an die Frankfurter Conferenzen mit ihren ſchismatiſchen 
Beſtrebungen vorſchwebte, erachtete die neuen päpſtlichen Zuge— 
ſtändniſſe für ungenügend, klagte über den ‚Leichtſinn' des Ge— 
ſandten und ſtellte den Abbruch der Verhandlungen in Ausſicht. 

Derſelbe erfolgte auch. Bisher hatte Conſalvi auf die Note 
Redens vom 16. Juli 1819 nur confidentiell geantwortet. Am 
27. Mai 1820 aber übergab er dem Geſandten eine officielle 
Notes, in welcher er nach einer kurzen Recapitulation der bisher 
geführten Verhandlungen, die einzelnen Artikel der Note vom 
16. Juli noch einmal erörtert und die päpſtlichen Zugeſtändniſſe 
von neuem beifügt. Reden empfahl Annahme der Vorſchläge. 
Das Miniſterium in Hannover aber war der Anſicht, wenn der 


1 Mejer, UI, 1, S. 65 ff. 

2 Ueber ihn Mejer, II. 2, S. 244. 

»Er war vortragendes Mitglied des hannoveriſchen Miniſteriums bei 
dem Prinzregenten in London. 
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heilige Stuhl in einzelnen Punkten, namentlich hinſichtlich der 
geiſtlichen Gerichtsbarkeit und des Derogationsartikels! nicht nach- 
geben wolle, ſei es beſſer, gar kein Concordat abzuſchließen, und 
inſtruirte in dieſer Weiſe den Geſandten, der nun mündlich und 
ſchriftlich den Cardinalſtaatsſecretär zu einer weiteren Nachgiebig⸗ 
keit in dieſen Punkten zu bewegen ſuchte. Dies war jedoch für 
den apoſtoliſchen Stuhl unmöglich und Conſalvi erließ am 
5. April 1821, nachdem vorher alle Differenzpunkte von neuem 
eingehend geprüft worden waren, eine officielle Note an Reden, 
in welcher er noch einmal die Gründe anführt, weshalb der 
Papſt auf die Anträge Hannovers nicht eingehen könne, ohne die 
Selbſtſtändigkeit und die Rechte der Kirche gradezu preiszugeben. 
Damit waren die Verhandlungen abgebrochen. 


Erſt im März 1822 wurden dieſelben wieder aufgegriffen. 
Ihr Gegenſtand war jetzt weniger Abſchluß eines Concordates 
als Erwirkung einer Circumſeriptionsbulle für die 
beiden Bisthümer des Königreichs. Schon Ompteda hatte dieſe 
Eventualität ins Auge gefaßt und am 4. Juli 1817 eventuelle 
Autoriſation“ zur Verhandlung über eine ſolche Circumſcriptions⸗ 
bulle erbeten?. Auch in ſeinem Berichte vom 12. Oktober 1818 
kommt er auf dieſen Vorſchlag zurück. Die Regierung war da— 
mals ſchon demſelben nicht abgeneigt und kam, nachdem die Con— 
cordatsverhandlungen geſcheitert waren und die Anſchließung an 
die Frankfurter Conferenzen ſich als nicht räthlich? herausgeſtellt 
hatte, auf das Project zurück. Hoppenſtedt verfaßte eine 
neue Inſtruction vom 12. Januar 1822, deren Inhalt aus der 
Note Redens an Conſalvi vom 1. März! erſichtlich ijt. Nach 


1 Conſalvi hatte denſelben in ſeiner Note vom 27. Mai 1820 vorge- 
ſchlagen. Er beſtimmte: Quae in regno Hannoverano circa res eercle- 
siasticas Catholicorum constituta inveniantur his articulis (den modificir— 
ten Artikeln des Concordatsentwurfs) adversantia suum effectum a die pu- 
blicationis praesentis Conventionis habere desinent. (Mejer, III. 1, S. 79.) 

2 Mejer, II, 2, S. 245. Siehe III. 1, S. 239. 

3 Bericht des Miniſteriums an König Georg IV. Mejer, III, I, 
S. 241. 

4 Mejer, III, 1, S. 242 f. 
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kurzer Anführung der Gründe, weshalb die Regierung vom Ab⸗ 
ſchluſſe eines Concordates abſehen müſſe, beantragt der Geſandte 
die Errichtung“ Eines exemten Bisthums für das ganze Kö⸗ 
nigreich; in Osnabrück ſolle ein Weihbiſchof als biſchöflicher 
Commiſſarius reſidiren. Bezüglich der Beſetzung des biſchöflichen 
Stuhles und der Canonicate, ſowie der auf Grundſtücke zu fun- 
direnden Dotation könne der Inhalt der früheren Vorſchläge in 
die Bulle aufgenommen werden. Das Seminarium in Hildes— 
heim ſolle beibehalten werden. Die Inſtruction hatte den Ge— 
ſandten ermächtigt, eine Erweiterung des Seminars, eventuell 
zwei Seminarien und auch die künftige Dotation eines zweiten 
Bisthums als „möglich in Ausſicht zu ſtellen.“ 

Conſalvi, mit Recht über den hannoveriſchen Antrag unge— 
halten, erklärte in ſeiner Antwortsnote vom 26. April 1822, daß 
die Concordatsverhandlungen deshalb zu keinem Reſultat geführt 
hätten, weil die Regierung Forderungen ſtellte, ,deren Gewäh— 
rung die Principien der katholiſchen Kirche dem heiligen Vater 
verböten“, und knüpft hieran das Erſuchen, die Regierung möge 
einen Ausweg ſuchen helfen, welcher, die principiellen Differenz— 
punkte vermeidend, die bisherigen Negotiationen zu einem guten 
Ende führe. Der Beibehaltung nur Eines Bisthums, fährt er, 
auf die Note vom 1. März übergehend, fort, könne der heilige 
Vater nicht beiſtimmen, weil gar kein Grund vorhanden ſei, das 
Bisthum Osnabrück zu unterdrücken, vielmehr die Regierung 
ſelbſt deſſen Nothwendigkeit durch die verlangte Aufſtellung eines 
Weihbiſchofs mit außerordentlichen Vollmachten anerkannt habe. 
Die Forderungen der Regierung, daß die ihr früher vom heiligen 
Stuhl in Ausſicht geſtellten Conceſſionen in die Circumſeriptions— 
bulle aufgenommen werden ſollten, lehnt der Cardinal mit der 
Erklärung ab, dieſelben ſeien nur für den Fall gemacht worden, 
daß ein formelles Concordat abgeſchloſſen werde. Doch wolle 
der Papſt geftatten, daß die Artikel über Beſetzung der Bisthü— 
mer und Canonicate in die Bulle übergingen. Schließlich ſpricht 
er noch einmal den Wunſch aus, ein förmliches Concordat mit 
Hannover abzuſchließen. In dieſer Abſicht richtete Conſalvi 
am 11. Mai 1822 ein Privatſchreiben an den Grafen Münſter, 
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in welchem er das Mißlingen der Concordatsverhandlungen „den 
Feinden der Throne und der Altäre“ zuſchreibt. 

Das Miniſterium in Hannover war jedoch gegen Abſchluß 
eines Concordates, wodurch man offenbar ungünſtiger als in 
Preußen ſtehen würde“, und acceptirte die von Conſalvi in Aus— 
ſicht geſtellten Conceſſionen der Circumſeriptionsbulle. Seinerſeits 
dagegen wollte es ſo wenig als möglich thun. Es genüge, 
meinte es, Ein Bisthum und Ein Seminar. Möge es auch dem 
Papſte unangenehm ſein; es koſte weniger und erleichtere die 
Regulirung der Kirchenangelegenheiten. Auch andere Staaten, 
wie Baden und Württemberg, hätten „nicht mehr als Einen Bi— 
ſchof in ihrem Gebiete angenommen.“ Auch ſei Osnabrück ein 
rein katholiſches Bisthum ſeit längerer Zeit nicht mehr geweſen.“ 
In dieſer Weiſe wurde Freiherr v. Reden inſtruirt, und dieſer 
ſtellte hierauf am 14. Auguſt 1822 die bezüglichen Anträge bei 
dem heiligen Stuhl. 

In ſeiner Antwortsnote vom 3. Oktober ,vermag’ Conſalvi 
kaum auszudrücken, „mit welch’ ſchmerzlicher Ueberraſchung' der 
Papſt die neuen Anträge aufgenommen habe, und ſpricht fein 
„Befremden“ aus, daß Hannover Nichts nachgeben wolle und 
nichtsdeſtoweniger alles feſthalte, was die Curie unter Voraus- 
ſetzung ‚eines formellen Concordates“ verſprochen habe. Dem 
erneuerten Geſuche um Unterdrückung des Bisthums Osnabrück 
könne der heilige Vater nicht entſprechen. Die dafür angeführten 
Gründe, namentlich die Berufung auf die Staaten der oberrhei— 
niſchen Kirchenprovinz 1, ſeien nicht ſtichhaltig. Noch weniger 
aber könne der von Hannover geltend gemachte Verluſt von Gü— 
tern und Einkünften des Bisthums deſſen Suppreſſion rechtfer- 
fertigen. Der heilige Stuhl würde vielmehr „den zeitlichen 
Uebeln, welche die Kirche von Osnabrück erlitten habe, auch noch 
ein geiſtliches hinzufügen, wollte er ſolcher Gründe wegen das 


1 Der Geſandte hatte geltend gemacht, Baden und Württemberg hätten 
auch je nur Ein Bisthum. Conſalvi erwidert, daß der heilige Stuhl nur 
nothgedrungen ſo gehandelt, um jene Länder nicht ohne Biſchöfe zu laſſen. 
Außerdem habe es ſich dort um Verwandlung oder Errichtung von Bisthümern 
gehandelt, Hannover aber verlange Unterdrückung eines beſtehenden Bisthums 
ohne Compenſation. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 7 
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Bisthum unterdrücken.“ Auch müſſe jedes Bisthum ein eigenes 
Seminar haben. Die übrigen Punkte betrafen die Zahl und 
Dotirung der Domherren, die Beſetzung der Bisthümer und Ca— 
nonicate. Der heilige Stuhl bewies hierbei große Nachgiebigkeit, 
indem er die in dem Concordatsprojecte verſprochenen Zuge— 
ſtändniſſe auch für den Fall einer bloſen Circumſcriptionsbulle 
zuſagte. Ebenſo wurde den beiden Biſchöfen von Hildesheim 
und Osnabrück das Privilegium ertheilt, ſich von jedem mit dem 
heiligen Stuhl in Gemeinſchaft ſtehenden Biſchofe conſecriren zu 
laſſen. 

Seinen früheren Inſtructionen gemäß hatte v. Reden in 
einer mündlichen Unterredung mit Conſalvi erklärt, die vorläu— 
fige Dotirung nur Eines Bisthums ſolle nur ein Proviſorium 
ſein und die Dotation des Bisthums Osnabrück erfolgen, ſobald 
die Mittel hiezu vorhanden ſeien. Obwohl ungern“ ging aber 
doch der Cardinal, um die bereits ſieben Jahre lang dauernden 
Verhandlungen zum Abſchluſſe zu bringen, auf dieſen Vorſchlag 
ein und verſprach mündlich“, es ſolle in der Bulle geſagt werden, 
daß vorerſt nur Ein Bisthum und Ein Seminar dotirt würden, 
weil es zur Dotation von zwei Bisthümern an Mitteln fehle. 
Der Biſchof von Hildesheim könne vorläufig das Bisthum Osna⸗ 
brück ſadminiſtriren.. Unter Darlegung des Sachverhaltes erbat 
ſich nun v. Reden die nothwendigen Verhaltungsmaßregeln, und 
hob beſonders hervor, daß durch den eben erwähnten römiſchen 
Vorſchlag der Zweck der Regierung vollkommen erreicht werde. 
Die vom Könige Georg IV. am 8. Januar 1823 genehmigte neue 
Inſtruction gab dem Geſandten zu erkennen, daß man ſich dieſes 
Auskunftsmittel gefallen laſſen und den päpſtlichen Wünſchen 
nachgeben wolle.“ Nur müſſe das Ob und Wann' der künftigen 
Dotation von Osnabrück gänzlich ,dem diesſeitigen Willen an— 
heimgeſtellt bleiben. 

Der hannoveriſche Geſandte theilte in einer confidentiellen 
Note die Vorſchläge ſeiner Regierung dem Cardinalſtaatsſeeretär 
mit und begründete ſein Verfahren damit, daß auf dieſe Weiſe 
die etwaigen Modificationen leichter gemacht werden könnten. 
Bezüglich der Dotation von Osnabrück vermied er die Faſſung 
der Inſtruction, welche die Geſinnungen der Regierung nur zu 
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deutlich enthüllte und ſehr wahrſcheinlich das ganze Werk ver— 
eitelt hätte, und drückte ſich in einer diplomatiſcheren und vor- 
ſichtigeren Weiſe aus 1. Hierauf wurde das Conſiſtorialdecret 
ausgefertigt, welches als Grundlage der zu erlaſſenden Bulle 
dienen ſollte. Ihr Erlaß wurde aber durch verſchiedene Diffe- 
renzen verzögert, beſonders hinſichtlich des Fortbeſtehens der 
Domcapitel und der Perſon des Generalvicars. Doch erfolgte 
ſchließlich durch neue Conceſſionen des heiligen Stuhles eine Ver— 
ſtändigung mit einziger Ausnahme der Forderung, daß der Ge— 
neralvicar persona regi grata ſein müſſe. Zweifelsohne wären 
bei der Hartnäckigkeit, mit welcher die hannoveriſche Regierung 
auf ihren Anſprüchen beſtand, die Verhandlungen noch in die 
Länge gezogen worden, wenn nicht die lebensgefährliche Krank— 
heit des Papſtes Pius VII. Eile geboten hätte. Als Conſalvi 
in ſeiner Note vom 18. Auguſt 1823 erklärte, der heilige Stuhl 
könne nicht zuſtimmen, daß der Biſchof nur eine dem König ge— 
nehme Perſon zum Generalvicar ernenne, war bereits alle Hoff— 
nung für das Leben des Papſtes geſchwunden. Die Beſorgniß, 
daß ein neuer Papſt reſp. ſein Staatsſecretär ſich weniger nach— 
giebig erweiſen und die bereits gemachten ſehr weitgehenden Zu— 
geſtändniſſe zurücknehmen, oder wenigſtens ſehr beſchränken 
würde, war nicht ungegründet und veranlaßte die Geſandtſchaft 
am 19. Auguſt, um Hannover „richt nur vor einem großen Nach- 
theif zu bewahren, ſondern auch einen großen Vortheil zu er— 
langen“, den Punkt bezüglich des Generalvicars fallen zu laſſen, 
die Anerbieten Conſalvi's anzunehmen und die Uebereinkunft ab— 
zuſchließen. Am folgenden Tage ſchied Pius VII. aus dieſer 
Zeitlichkeit. 


Erſt nach Verlauf mehrerer Monate, am 1. Dezember 1823, 
wurde v. Reden bevollmächtigt, die Circumſcriptionsbulle auf 


1 Encore est il nécessaire d'ajouter ici, que l'on se flatte, que la 
cour de Rome wemployera pas dans la Bulle de circonscription des ter- 
mes, qui pouroient servir dans la suit de prétexte, de presser vivement 
dans des circonstances peu opportunes la réalisation de la dotation de 


VEvéché d’Osnabriick. 
7* 
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Grund des Confiftorialdecretes in Antrag zu bringen. Er that 
dies am folgenden Tage und der neue Cardinalſtaatsſecretär 
della Somaglia verſprach, die Sache zu beſchleunigen, 
allein die Krankheit, welche Papſt Leo XII. 1 bald nach ſeiner 
Inthroniſation an den Rand des Grabes brachte und die wich⸗ 
tigen Bedenken, welche der Prodatar Cardinal Severoli? und an⸗ 
dere Prälaten gegen die zu weit gehenden Conceſſionen Conſalvi's 
erhoben, bewirkten eine neue Verzögerung. Um ſo mehr drang 
v. Reden, der ſeinem Aerger über die Zelanti® in ſeinen Berich- 
ten nach Hannover in einer ungeziemenden Weiſe Luft machte, 
auf den Erlaß der Bulle. Um die Sache zu Ende zu führen, 
entſchloß ſich Leo XII. in Anbetracht der Verhältniſſe die von 
ſeinem Vorgänger gemachten Zugeſtändniſſe zu genehmigen und 
von den ſtrengen Forderungen der Canones abzuſehen und befahl 
die Ausfertigung der Bulle Impensa Romanorum Pontificum 
sollicitudos, welche vom 26. März 1824 datirt ijt. Dieſelbe 
ſetzt zwei Bisthümer, Hildesheim und Osnabrück, für Hannover 
feſt, deren Grenze die Weſer bilden ſoll. Jedes Bisthum erhielt 
ein Domcapitel, aus einem Decan, ſechs Domherren und vier 
Vicaren beſtehend, und ein Seminarium. Die Dotation ſoll 
innerhalb vier Jahre in liegenden Gründen, Zehnten, königlichen 
Gefällen frei von allen Laſten, unter Zuſtimmung des heiligen 
Stuhles erfolgen. Vorläufig wird jedoch von der Aufſtellung 
eines Biſchofs, Domcapitels und Seminars von Osnabrück ab— 
geſehen, bis hinreichende Mittel zur Dotation vorhanden ſind. 
Dafür ſollen die Einkünfte des Biſchofs von Hildesheim um 
2000 Thaler erhöht werden. Nach dem Tode des jetzigen Weih— 
biſchofs v. Gruben! geht, aber jedesmal nur kraft bejonderer 
päpſtlicher Ermächtigung, die Adminiſtration der Diöceſe Osna— 
brück an den Biſchof von Hildesheim über, welcher einen in er— 
ſterer Stadt reſidirenden Generalvicar aufzuſtellen hat, dem der 
Papſt nach Befund die biſchöfliche Würde verleiht. Die Candi— 
daten des Prieſterthums werden in das Seminarium in Hildes— 


1 Hannibal della Genga. Siehe Bd. 1, S. 257. 

2 Siehe Bd. 1, S. 248. 258. 

3 Nussi, Conventiones p. 222 sqq. Walter, Fontes p. 265 $qq. 
4 Siehe Bd. 1, S. 160. 
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heim aufgenommen werden, bis ein eigenes Seminar für Osna⸗ 
brück errichtet iſt. Bezüglich der Biſchofswahlen beſtimmt die 
Bulle, das Domcapitel habe innerhalb eines Monats nach Erle— 
digung des biſchöflichen Stuhles die Candidatenliſte vorzulegen, 
aus welcher die Regierung die „weniger genehmen“ Perſonen 
ſtreichen kann, jedoch ſo, daß noch eine Wahl möglich iſt. Auf 
dieſe Liſte dürfen nur Männer geſetzt werden, welche außer den 
canoniſchen Eigenſchaften das Indigenat beſitzen, wenigſtens 
dreißig Jahre alt ſind und entweder in der Seelſorge, oder in 
der Adminiſtration, oder im Lehrfache thätig waren. Mit der 
Führung des Informativproceſſes wird der Papſt entweder den 
Biſchof des nicht vacanten Stuhles oder einen „in Würde ſtehen— 
den Geiſtlichen“ des Königreichs betrauen. Sollte das Domca— 
pitel eine nicht canoniſche Wahl treffen, oder der Gewählte die 
erforderlichen Eigenſchaften nicht beſitzen, dann wird der heilige 
Stuhl „aus ſpecieller Gnade“ eine zweite Wahl geſtatten. Die 
Conſecration des neuen Biſchofs kann der andere Biſchof des 
Königreichs unter Aſſiſtenz „zweier Biſchöfe“ oder „Prälaten', 
oder auch in kirchlichen Würden ſtehenden Prieſtern“ vornehmen. 
Die Ernennung der Domherren und Vicare, welche dieſelben 
Eigenſchaften wie die Bisthumscandidaten beſitzen müſſen, wech⸗ 
ſelt zwiſchen Biſchof und Domcapitel. Die Liſte iſt innerhalb 
ſechs Wochen einzureichen, und die Regierung kann die ihr ,mif- 
liebigen oder verdächtigen“ Namen ſtreichen. Ferner verfügt der 
Papſt die Auslieferung der Acten jener Pfarreien, die einer an- 
deren Diöceſe zugewieſen werden, an die betreffenden biſchöflichen 
Kanzleien, ſetzt die Kammertaxe für Hildesheim auf 756 und für 
Osnabrück auf 666 Kammergulden feſt und ernennt den Fürſt— 
biſchof von Hildesheim, Franz Egon von Fürſtenberg!, 
zum Executor der Bulle. Die königliche Annahme erfolgte am 
24. Mai 18242. 

Nach dem Tode des Fürſtbiſchoßs von Fürſtenberg 
(T 11. Auguſt 1825) war das Hildesheimer Domcapitel noch 
nicht nach der Bulle Impensa reconſtruirt, weshalb die Wahl 


1 Siehe Bd. 1, S. 158. 
2 Walter, Fontes p. 276. 
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eines Biſchofs nicht erfolgen konnte. Der apoſtoliſche Stuhl über⸗ 
trug deshalb dem Weihbiſchof v. Gruben auch die Verwaltung 
von Hildesheim. Nach ſeinem Tode (4. Juni 1827) wurde ſein 
Subſtitut für Hildesheim Paſtor Held Apoſtoliſcher Vicar für 
beide Bisthümer. Als Generalvicar von Osnabrück fungirte ſeit 
1. September 1827 Dompfarrer und Vicariatsaſſeſſor A. Lüpke. 
Nach dem Tode Helds wählte das inzwiſchen organiſirte Dom⸗ 
capitel 26. März 1829 den Domdecan Godehard Oſthaus 
zum Biſchof von Hildesheim. Die Verwaltung von Osnabrück 
behielt Lüpke, welcher am 5. Juli 1830 zum Biſchof i. p. er⸗ 
nannt wurde. Ihm war zugleich das norddeutſche Miſſionsge⸗ 
biet unterſtellt. 


Achtes Kapitel. 
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Nach jahrelangen Leiden ſchien endlich ein Hoffnungsſtern 
für die katholiſche Kirche in Württemberg, Baden, beiden Heſſen 
und Naſſau aufzugehen. Die Regierungen dieſer Staaten! traten 
wegen einer abzuſchließenden Uebereinkunft mit dem heiligen 
Stuhl in Verbindung, und ihre Bevollmächtigten eröffneten im 
März 1818 in Frankfurt a. M. die Conferenzen, in welchen die 
näheren Bedingungen einer ſolchen Convention feſtgeſtellt werden 
ſollten. Der ſchwache Hoffnungsſchimmer trübte ſich leider nur 
zu ſchnell wieder. Schon die Wahl der Abgeordneten ließ kein 
gutes Reſultat der Conferenzen erwarten; noch weniger aber der 


1 Anfangs hatten auch Mecklenburg, Oldenburg, die ſächſiſchen Häuſer 
nebſt den Reichsſtädten Bremen und Lübeck an den Conferenzen Theil genom⸗ 
men. (Brück, Die oberrh. Kirchenprovinz S. 10.) 
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Zweck, welchen die vereinten Regierungen verfolgten. Der apoſto⸗ 
liſche Stuhl ſollte ihnen nur die Hand bieten zur Errichtung der 
Diöceſen, welchen fie dann ihr Kirchenſyſtem' einfeitig aufnöthigen 
wollten. Um dieſen Plan zu verwirklichen, und namentlich Rom 
nicht mißtrauiſch zu machen, folgten die Verſammelten dem Winke 
ihres Präſidenten v. Wangenheim, der in ſeiner an 
Schmähungen des heiligen Stuhles und Lobeserhebungen des 
Staatskirchenthums reichen Inauguralrede nicht undeutlich zu 
einer Ueberliſtung des römiſchen Hofes räth, und beſchloſſen: 
Punkte, wo Rom durchaus nicht nachgeben will, ſollen weg— 
gelaſſen, oder nur in allgemeinen Ausdrücken gefaßt werden“ !. 


Hierauf ſchritten die Mitglieder der Conferenz zur Ausar⸗ 
beitung der „Grundzüge einer Vereinbarung über die Verhältniſſe 
der katholiſchen Kirche in den deutſchen Bundesſtaaten“, welche 
aus hundert Artikeln beſteht, die ſpäter in zwei Actenſtücken, die 
Declaration und das organiſche Statut“ zuſammengefaßt wurden. 
Erſtere enthielt die Punkte, deren Gewährung man von Rom er⸗ 
wartete; letzteres dagegen jene Beſtimmungen, deren Verwerfung 
vorauszuſehen war. Die „Declaration“ ſollte durch eine Geſandt⸗ 
ſchaft dem Papſte zur Annahme unterbreitet, das „organiſche 
Statut“ aber geheim gehalten und nach Errichtung der Diöceſen 
als Staatsgeſetz veröffentlicht und die Biſchöfe auf dasſelbe ver— 
pflichtet werden- 2. Die vereinten Höfe ertheilten dieſen Be— 
ſchlüſſen durch den Staatsvertrag vom 7. Oktober 1818 ihre 
Zuſtimmung und übertrugen Baden und Württemberg die Füh— 
rung der Geſchäfte. Kurz vor Abreiſe der Geſandten wurde 
die „Declaration“ den Cabineten von Wien und Berlin mitge— 
theilt und deren „Unterſtützung' bei dem heiligen Stuhle erbeten. 
Oeſterreich gab eine zuſagende Antwort. Desgleichen auch der 
preußiſche Hof, der jedoch den ihm angeſonnenen „vollkommenen 
Beitritt zu einer gemeinſchaftlichen Unterhandlung nach den feſt— 
geſtellten Grundſätzen“ und die Leitung derſelben von neuem 


1 Sie iſt abgedruckt im Kirchen⸗ und Staatsfreund, Jena 1818 S. 63 ff., 
Organon, oder kurze Anleitung über Verfaſſungsweſen der Katholiken, Augsb. 
1839 S. 167 ff., Long ner, Beiträge S. 408 ff. 

2 Mejer, Zur röm.⸗deutſchen Frage II, 2, S. 223. 
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ablehnte. Auch der Verſuch, Hannover zum Anſchluſſe an den 
Verein zu bewegen, blieb erfolglos !. 

Im Februar 1819 traten die beiden Geſandten, der katho⸗ 
liſche Freiherr v. Schmitz-Grollenburg und der prote— 
ſtantiſche Freiherr v. Türkheim, die Reiſe nach Rom an. 
Es waren zwei durchaus entgegengeſetzte Charactere. Erſterer 
wollte durch ein ſchroffes und rückſichtsloſes Auftreten den hei— 
ligen Stuhl zur Nachgiebigkeit nöthigen; ſein College dagegen, 
ein feingebildeter Hofmann, hoffte durch kluges Tranſigiren und 
nöthigenfalls auch Nachgeben in einzelnen Punkten die Verhand— 
lungen zu einem guten Ende zu führen. Am 23. März hatten 
die Geſandten ihre erſte Audienz bei Pius VII., dem ſie die la— 
teiniſch abgefaßte „Declaration“? überreichten. Sie beſteht aus 
neun Artikeln. Die vereinten Fürſten geſtatten Art. 1 „der rö— 
miſch⸗katholiſchen und apoſtoliſchen Kirche“ in ihren Gebieten das 
freie Bekenntniß und die öffentliche Ausübung ihres Cultus 
nach den weſentlichen Grundſätzen ihrer Religion’ und verpflich— 
ten ſich in Gemäßheit des ihnen zuſtehenden höchſten Schutzrech— 
tes“ die entgegen ſtehenden Hinderniſſe zu beſeitigen und „die 
Mittel zu gewähren, welche zur Gründung von Bisthümern 
nothwendig ſind.“ Nach Art. 2 ſollen fünf Diöceſen, Raſtatt 
(ſpäter Freiburg), Rottenburg, Mainz, Fulda und Limburg er- 
richtet, reſp. neu circumjcribirt werden. Jedes Bisthum erhält 
ein Domcapitel, welches als ‚Presbyterium oder Senat' des Biz 
ſchofs vornehmlich verpflichtet iſt, denſelben in der Verwaltung 
der Diöceſe zu unterſtützen.“ Jedes Capitel wird aus einer hin— 
reichenden Zahl von Mitgliedern und einem Decan beſtehen. 
Außerdem werden einige Vicare“ angeſtellt werden. Die bereits 
beſtehenden Seminarien von Rottenburg, Mörsburg (das nach 
Raſtatt verlegt werden foll) und Mainz werden nach Art. 4 er— 
halten und für die anderen Diöbceſen entweder neue errichtet, 
oder die Theologen in die bereits fundirten Seminarien aufge— 
nommen werden. Dem Eintritt in das Seminar muß eine 
öffentliche Prüfung vorausgehen, und der Empfang der Weihe 


1 Die noch nicht gedruckten Noten an die reſp. Höfe beſitze ich in Abſchrift. 
2 Ihr Wortlaut bei Longner, Beiträge S. 630 ff.; Brück, S. 522 ff. 
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wird vom Beſitze des landesherrlichen Tiſchtitels- abhängig ge— 
macht. Auch wird die Provinz künftig academiſche Lehranſtalten 
haben, an welchen jene, die ſich dem geiſtlichen Stande widmen 
wollen, in den theologiſchen Disciplinen unterrichtet werden.“ 
„Um die altdeutſche Disciplin aufrecht zu halten“, ſoll (Art. 5) 
die Aufſtellung der Biſchöfe durch Wahl“ und zwar in der Weiſe 
geſchehen, daß das Domcapitel und eine gleiche Anzahl von De— 
canen „durch Scrutinium‘ „drei Geiſtliche wählen“, aus welchen 
der Landesherr“ den Biſchof ernennt. Die Wahl darf nur auf 
zeinheimiſche“ Geiſtliche fallen, „welche das canoniſche Alter be: 
ſitzen und mindeſtens acht Jahre“ in der Seelſorge, im Lehrfache 
oder in der Verwaltung beſchäftigt waren. Der Informativ⸗ 
proceß wird von dem Metropoliten inſtruirt und die päpſtliche 
Beſtätigung ,innerhalb ſechs Monate“ erfolgen. Bevor der neue 
Biſchof „vom Metropoliten conſecrirt wird“, muß er dem Lan- 
desherrn den Eid der Treue und des Gehorſams leiſten.“ (Art. 6) 
„Der conſecrirte Biſchof wird ,unter Aufhebung jeder Exemtion 
in der Diöceſe“ die biſchöflichen Verrichtungen in ihrem ganzen 
Umfange ausüben, namentlich hat er außer anderem das Recht, 
„Geiſtlichen ... die canoniſche Inſtitution auf Beneficien zu er- 
theilen, die ihnen verliehen werden“, die Aufſicht über das bi- 
ſchöfliche Seminarium zu führen und den Vorſteher desſelben zu 
ernennen“, ,in geiſtlichen Sachen, beſonders, wo es fic) um das 
Sacrament handelt, zu erkennen“, aber nicht in ,Civiljachen der 
Geiſtlichen, die vor das weltliche Gericht gehören.“ „Die Dom— 
herren werden eben auf dieſelbe Weiſe wie der Biſchof gewählt 
und ernannt“, „der Domdecan aber vom Landesherrn aus dem 
Gremium des Capitels ernannt.“ Wählbar find nur Divcejan- 
geiſtliche, die dreißig Jahre zählen und ,mindeftens ſechs Jahre“ 
in der Seelſorge u. ſ. w. ,mit Ruhm' thatig waren. „Aus der 
Zahl der Domherren kann der Biſchof ſeinen Generalvicar, 
Weihbiſchof und Officiale ernennen.“ Bezüglich der Vergebung 
kirchlicher Beneficien wird der bisherige Zuſtand aufrecht erhal— 
ten, und der Biſchof diejenigen Beneficien vergeben, die früher 
biſchöflicher Collatur waren“; ebenſo bleibt den Patronen ihr 
Recht gewahrt. „Die übrigen Beneficien aber, beſonders jene, 
zu welchen ehemalige, jetzt nicht mehr beſtehende kirchliche Cor⸗ 
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porationen präſentirten, wird der Landesfürſt beſetzen.“ Der 
8. Artikel garantirt die Erhaltung der Kirchengüter, die weder 
zu anderen Zwecken verwendet, noch ihrer Beſtimmung entzogen 
werden dürfen, und verſpricht die Dotirung der neuen Bisthü— 
mer, Capitel u. ſ. w. ‚in Gütern oder unbeweglichen Fonds, 
oder wo dies durchaus nicht möglich iſt, in feſten und hinrei— 
chend ſicheren Einkünften.“ Die Verwaltung dieſer Güter ge— 
ſchieht unter Aufſicht des Biſchofs“, das Pfründenvermögen ver— 
walten die betreffenden Inhaber des Beneficiums. Für ‚die 
Geiſtlichen, welche wegen Alters oder Krankheit zum Verſehen 
ihrer Stellen untauglich geworden“, wird eine angemeſſene Pen⸗ 
ſion in Ausſicht geſtellt. Der Schlußartikel endlich beſtimmt: 
‚Um die Verbindung mit dem apoſtoliſchen Stuhle, als dem 
Centrum der katholiſchen Union“, zu befeſtigen, iſt man überein- 
gekommen, den oben gedachten und künftig durch einen Metro— 
politanverband geeinigten Bisthümern, einen Erzbiſchof vorzu— 
ſetzen, der, ehe er die Metropolitanjurisdiction, die ihm nach den 
Canones zukommt, ausübt, allen betreffenden Landesherren ſchrift— 
lich angeloben wird, fein Amt zum Beſten der katholiſchen Unters 
thanen zu verwalten und nichts zu thun, was zum Nachtheile 
der Rechte der Fürſten oder der Biſchöfe ausſchlagen könnte.“ 
Dem Erzbiſchof werden außer ſeiner „biſchöflichen Congrua“ noch 
3000 Gulden von der Provinz zugeſichert. ‚Da der erzbiſchöf— 
liche Stuhl noch nicht feſtgeſetzt ſeik, wird der Papſt erſucht, 
dem Biſchof von Rottenburg die Verwaltung der Provinz zu 
übertragen.“ 


Es ſpringt von ſelbſt in die Augen, daß der apoſtoliſche 
Stuhl die Declaration in dieſer Form nicht ſanctioniren konnte, 
wenn er nicht die heiligſten Rechte der Kirche preisgeben wollte, 
und der Cardinalſtaatsſeeretär Conſalvi wies ſchon in ſeiner 
erſten Unterredung mit den Geſandten, am 21. Mai, die Unan⸗ 
nehmbarkeit einzelner Artikel derſelben nach, wobei er zugleich 
den Wunſch ausſprach, ſtatt der Form einer Declaration die 


1 tanquam unionis catholicae centro ete. 
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Form eines Concordates zu wählen, was für beide Theile ent— 
ſprechender und ſicherer ſei. Die Geſandten gingen aber ihrer 
Inſtruetion gemäß hierauf nicht ein und acceptirten ebenſowenig 
den Vorſchlag des Cardinals, den officiellen Verhandlungen ver— 
trauliche Noten und Conferenzen vorausgehen zu laſſen und 
drangen ſowohl mündlich als durch die Note vom 2. Juni auf 
ſchleunige Eröffnung der amtlichen Betreibung ihres Geſchäftes. 
Conſalvi gab eine zuſagende Antwort, konnte aber wegen der 
Wichtigkeit der Sache und wegen der Anweſenheit des Kaiſers 
Franz I. von Oeſterreich in Rom! die officielle Antwortsnote 
auf die Declaration erſt am 10. Auguſt 1819 den Geſandten 
einhändigen laſſen, welche ſie an ihre Höfe ſchickten. 

Die päpſtliche Note, welche den Titel führt: ,Darftellung 
der Geſinnungen Sr. Heiligkeit über die Declaration der verein— 
ten proteſtantiſchen Fürſten und Staaten des deutſchen Bundes“? 
iſt ein Meiſterſtück nach Form und Inhalt, welche die einzelnen 
Artikel der Declaration eingehend beſpricht und die Punkte nam- 
haft macht, die der Papſt entweder gar nicht, oder nicht in der 
vorgelegten Form annehmen könne. 

Im Eingange drückt der Papſt den vereinten Fürſten ſeine 
Freude über deren Bereitwilligkeit, mit dem heiligen Stuhle in 
Unterhandlungen zu treten, aus und erklärt fic) bereit, ‚von ſeiner 
Seite die größte Willfährigkeit zu beweiſen', um die Sache zum 
Abſchluſſe zu bringen, bezweifelt aber auch nicht, daß die verein— 
ten Fürſten und Staaten „auch ihrerſeits erkennen werden, daß 
der Papſt ſchon in der Natur und in der Verfaſſung der katho— 
liſchen Kirche, deren Oberhaupt er iſt, gewiſſe Grenzen finde, die 
er nicht überſchreiten darf, ohne ſein Gewiſſen zu verrathen und 
jene höchſte Gewalt zu mißbrauchen, die ihm Jeſus Chriſtus 
übertragen hat, um ſich derſelben zur Erbauung, aber nicht zur 


1 Siehe Kap. 10. 

2 Esposizione dei Sentimenti di Sua Santita sulla Dichiarazione dei 
Principi e Stati Protestanti riuniti della confederazione germanica. Sie 
iſt vielfach abgedruckt, z. B. Organon, S. 207 ff.; Müller, Lexicon des 
Kirchenrechtes, Würzburg 1832 Bd. 5. S. 454 ff. Die neueſten Grundlagen 
der deutſch⸗katholiſchen Kirchenverfaſſung. Stuttgart 1821. S. 332 ff. lita⸗ 
lieniſch und deutſch) u. ſ. w. Ueber ihren Inhalt ſ. Brück, S. 209 ff. 
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Zerſtörung ſeiner Kirche zu bedienen“, und daß er deshalb auch 
Forderungen nicht gewähren könne, welche mit dem Dogma oder 
der Verfaſſung der Kirche unvereinbar ſeien. 

Auf die einzelnen Artikel übergehend, bezeichnet die Note 
einige Ausdrücke, die man aber abſichtlich gewählt 
hatte, als der Mißdeutung fähig und verlangt die nothwen— 
digen Redactionsänderungen. In Bezug auf den erſten Artikel 
der Declaration fordert der heilige Stuhl Streichung der Worte 
nach den weſentlichen Grundſätzen ihrer Religion“, ſowie des 
Satzes „nach dem höchſten Schutzrechte der Fürſten“, indem erſtere 
Diſtinction gegen das Dogma verſtoße und nur erfunden worden 
fei, um „die Kirche unter das Joch der weltlichen Gewalt zu 
beugen“; letzterer Zuſatz aber gar „nicht nöthig“s und nur von 
den „deutſchen Rechtspubliciften® erfunden worden fet, um unter 
dem Titel eines ſolchen Schutzes den Souveränen eine unbe— 
ſchränkte Gewalt circa sacra zuzutheilen“, wozu der Papſt nicht 
mithelfen dürfe. „Der Antheil' des Domcapitels ‚an der Unter— 
ſtützung des Biſchofs in der Verwaltung der Dibceſe“, erwidert 
die Note bezüglich Art. 3 der Declaration, ſei ſchon durch die 
Canones oder durch eine rechtmäßige Gewohnheit feſtgeſetzt, wes— 
halb der betreffenden Propoſition noch der Zuſatz nach den Cas 
nones oder einer geſetzlichen Gewohnheit“ beigefügt werden müſſe. 

Sehr ausführlich verbreitet ſich die päpſtliche Note über die 
Seminarien. . . Der heilige Vater wünſcht, daß jede der fünf 
Diöceſen ein Seminar nach Vorſchrift des Concils von Trient 
beſitze, und ‚ſchmeichelt ſichh, daß die verbündeten Fürſten „in 
ihrer Großmuth und in den geiſtlichen Gütern, die ſie gegen— 
wärtig beſitzen, die Mittel finden könnten“, die noch fehlenden 
zwei Seminarien zu errichten. „Was aber am meiſten die Sorg— 
falt des heiligen Vaters für die Seminarien in Anſpruch nahm“, 
war ,die Form, welche man ihnen anpaſſen wolle.“ Er hatte 
aus der Declaration erſehen, daß die Theologen ihre Studien 
auf den Univerſitäten abſolviren und nur „das Practiſche' in 
den Seminarien erlernen ſollten, weshalb auch nur des Vor— 
ftehers des Seminars, der Profeſſoren gar nicht erwähnt 
ward.“ Eine ſolche „Form“ der Seminarien konnte der Papſt 
aber nicht genehmigen, weil dieſelbe den Beſtimmungen des Con— 


Die Espoſizione Conſalvi's vom 10. Auguſt 1819. 109 


cil von Trient ,gradezu entgegen war, und „die Rechte der Bi⸗ 
ſchöfe bezüglich der Erziehung und Ausbildung der Geiſtlichen 
verletzt.“ Deshalb verlangt die päpſtliche Note Seminarien, in 
welchen die künftigen Kleriker ſchon von ihrer zarten Jugend an 
unter der Aufſicht und gänzlichen Abhängigkeit von den Biſchö— 
fen“ in der heiligen Wiſſenſchaft und Tugend erzogen würden', 
indem es dieſem „nach göttlichem Rechte zuſtehe, nicht nur „das 
Volk im Chriſtenthum zu unterrichten“, ſondern auch die künfti— 
gen Geiſtlichen in „der Theologie und in den andern geiſtlichen 
Wiſſenſchaften“ entweder ſelbſt zu unterweiſen“, oder „durch Leh— 
rer, die ihr Vertrauen beſitzen, unterweiſen zu laſſen.“ 

Der Papſt war um fo mehr genöthigt, dieſes Recht der Bi- 
ſchöfe, in deſſen Ausübung fie von der weltlichen Gewalt „weder 
geſtört noch beſchränkt' werden können, zu reclamiren, weil ,der 
Zuſtand des Verfalles“ im deutſchen Klerus „hauptſächlich dem 
Mißbrauche zuzuſchreiben war“, daß die ſtudirenden Jünglinge 
erſt in die Seminarien aufgenommen wurden, „nachdem ſie ihren 
Studienkurs auf den Univerſitäten vollendet und in dem Genuſſe 
einer zu großen Freiheit die ſchändlichſten Grundſätze eingeſogen 
hatten.“ Die Declaration wollte dieſem Einwande durch die Be— 
ſtimmung zuvorkommen, die Biſchöfe „hätten dafür Sorge zu 
tragen“, daß die Candidaten des geiſtlichen Standes in den Dis— 
ciplinen des katholiſchen Glaubens wohl unterrichtet würden 
u. ſ. w.“, alſo eine Art Inſpectionsrecht über die theologiſchen 
Facultäten ausüben könnten; allein der heilige Stuhl erwidert 
mit Hinweis auf „Thatſachen, die leider zu neu und zu bekannt 
waren, daß ‚dieſe den Biſchöfen zugeſtandene Aufſicht gewöhnlich 
nur ein ganz unwirkſamer Ausdruck ſeik und eine Waffe, von 
welcher auch die beſtgeſinnteſten Biſchöfe keinen Gebrauch machen. 
könnten.“ 

Der in Art. 5 proponirte Wahlmodus der Biſchöfe, vor— 
züglich die Herbeiziehung der Decane zur Wahl, wird ſchon aus. 
dem Grunde beanſtandet, weil auf dieſe Weiſe „ein Geiſt der 
Demokratie in der Kirche eingeführt“ und große Unordnung her— 
vorgerufen werde; auch die Beſchränkung der Wahl auf das ,Scru- 
tinium“, mit Ausſchluß des Compromiſſes und der Inſpiration 
wird nicht gebilligt, und noch weniger die Erwählung von drei. 
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Candidaten, unter welchen der Landesherr den künftigen Biſchof 
auswählen ſollte. Der Cardinal erklärte hierbei den Geſandten, 
der heilige Vater wolle zwar die Wahl durch Serutinium mit 
Ausſchluß der übrigen Wahlformen und auch die Wahl von drei 
Perſonen geſtatten; dagegen könne er die Bezeichnung eines dieſer 
drei Candidaten zum Biſchofe dem proteſtantiſchen Landesherrn 
weder als ein der Krone inhärirendes, noch als ein durch die 
Dotation der Bisthümer erworbenes Recht einräumen, da es ein 
ſehr bekannter Grundſatz fei, von dem auch der Papſt, ohne „der 
ganzen Kirche das größte Aergerniß zu geben’, ſich nicht entfer— 
nen könne: daß die Akatholiken, welche außerhalb der Kirche 
ſtehen, des Patronatsrechtes nicht theilhaftig ſein könnten, welches 
die Kirche nur allein den Katholiken ertheile. Um jedoch den 
vereinten Fürſten einen Beweis ſeines Entgegenkommens zu 
geben, ließ der heilige Vater durch Conſalvi den Abgeordneten 
mittheilen, er ſei bereit, bei der Auswahl des Biſchofes aus den 
drei vorgeſchlagenen Subjecten nach obigem Wahlmodus „mit 
Beobachtung der ihm obliegenden Pflichten alle Rückſicht auf 
Denjenigen zu nehmen, zu deſſen Gunſten die reſpectiven Sou— 
veräne ihm ihre Wünſche zu erkennen geben würden'; oder falls 
man den alten Modus beibehalten wolle, den Capiteln aufzu— 
tragen, „der Regierung die Liſte der Candidaten zu überreichen, 
von welchen ſie diejenigen ſtreichen könne, die ihr nicht angenehm 
wären, jedoch ſo, daß ſo viele ſtehen blieben, als zur freien Wahl 
eines Biſchofes nöthig ſeien.“ 

Die Beſtimmungen der Declaration wegen des Informativ— 
proceſſes erlangten auch nicht die Billigung des heiligen Vaters, 
noch weniger die ihm feſtgeſetzte Friſt von ſechs Monaten zur 
Beſtätigung des Gewählten, worin zugleich indirect ein großes 
Mißtrauensvotum gegen den apoſtoliſchen Stuhl enthalten war, 
dem hier geradezu eine Vernachläſſigung ſeiner Pflichten imputirt 
wurde. Für die Formel innerhalb ſechs Monate ſchlug die Note 
vor ,jo bald als möglich.“ 

Auf den 6. Artikel der Declaration übergehend, verwahrt 
ſich der Cardinal gegen die Anſicht der Declaratoren, als ob der 
beſtätigte, aber noch nicht conſecrirte Biſchof keine biſchöflichen 
Jurisdictionsrechte ausüben könne, verlangt ſodann die Vorlage 
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der Formel des Eides, den die Biſchöfe dem Landesherrn leiſten 
ſollten, und itellt das dem Metropoliten zugeſtandene Recht der 
Conſecration ſeiner Suffraganbiſchöfe in Abrede. Wie hier, fo 
hatte auch hinſichtlich des vom neuen Biſchofe abzulegenden 
Glaubensbekenntniſſes, welches man in der Declaration mit keiner 
Silbe berührte, der heilige Vater die heimlichen Abſichten ihrer 
Verfaſſer errathen und deshalb ausdrücklich erklären laſſen, daß 
keine Neuerungen gemacht! und Alles genau erfüllt werden 
müſſe, was in Bezug auf die erhabene Ceremonie der Conſecra— 
tion in dem römiſchen Bontificale vorgeſchrieben ſei.“ 

Weitläufig verbreitet ſich die päpſtliche Note über die Rechte 
der Biſchöfe. Nachdem Conſalvi zuerſt die Motive und den 
Nutzen der Beſchränkung der biſchöflichen Jurisdiction durch den 
apoſtoliſchen Stuhl hervorgehoben, erklärt er den Ueberbringern 
der Declaration, der heilige Vater könne dem Anſinnen, dieſe 
Beſchränkungen aufzuheben, nicht willfahren, „weil dasſelbe mit— 
telbar und unmittelbar dahin abzwecke, jene Bande zu löſen, 
wodurch in der gegenwärtigen Kirchendisciplin die Biſchöfe und 
die Gläubigen mit dem oberſten Hirten vereinigt ſeien“, und geht 
dann auf die den Biſchöfen zugeſtandenen Rechte über. Nicht 
ohne Befremden, äußert der Cardinal, ſei von dem heiligen Vater 
bemerkt worden, „daß man zu derſelben Zeit, wo man alles auf 
die alte Disciplin zurückzuführen ſuche, und wo man wolle, daß 
die Biſchöfe ihre alten vorgeblichen Rechte in ihrer ganzen Aus— 
dehnung ausübten, die Gewalt derſelben auf pfarramtliche Zu— 
rechtweiſungen gegen Laien beſchränke und dieſen überlaſſe, ihren 
Recurs an die Civilgewalt zu nehmen, ohne der Kirchenſtrafen 
auch nur im Geringſten zu erwähnen, deren doch die Kirche von 
ihrem Entſtehen an fortwährend ſich bedient habe.“ Die Be— 
ſtimmung der Declaration, der Biſchof dürfe die canoniſche In— 
ſtitution denen ertheilen, welchen die Pfründen verliehen worden 
ſeien, wird vom Cardinal als eine Verletzung der biſchöflichen 
Rechte bezeichnet, und die den Biſchöfen zugeſtandene Inſpection 
über die katholiſchen Schulen für unzulänglich erachtet; auch die Be— 
ſchränkung ihres Rechtes hinſichtlich der verbotenen Bücher wird von 
Conſalvi nicht anerkannt, der zugleich ausdrücklich verlangt, daß 
nach Vorſchrift des Tridentinums denſelben die vollſtändige Lei— 
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tung des Seminars, der Güterverwaltung und die Auſtellung aller 
Lehrer und Beamten überlaſſen werde. Auch verhehlt die päpſt⸗ 
liche Note den Fürſten nicht, daß der letzte Paragraph dieſes 
Artikels, welcher dem Biſchofe das Recht zuerkenne, in geiſtlichen 
Dingen“ (rebus spiritualibus), beſonders, wo es ſich um das 
Sacrament handele, zu erkennen, aber zugleich verfüge, jedoch 
kann ſich die biſchöfliche Erkenntniß nicht auf Civilſachen der 
Geiſtlichen erſtrecken, welche dem weltlichen Richter angehiren‘, 
offenbar in der Abſicht verfaßt ſei, den Biſchöfen das ihnen zu⸗ 
ſtehende Recht über die kirchlichen Sachen und insbeſondere über 
die Eheſachen zu erkennen“ zu entziehen, und den größten Theil 
derſelben der weltlichen Competenz zu unterwerfen. Wenn die 
proteſtantiſchen Fürſten nicht als Princip anerkennen wollten, 
daß die Entſcheidung der kirchlichen Sachen, beſonders der Ehe— 
ſachen, dem Biſchofe zuſtehe, ſo könne dies der heilige Vater nur 
beklagen; nie aber werde er ſeine Hand zur Zerſtörung jener bi— 
ſchöflichen Rechte darbieten, und ebenſowenig die hier ausgeſpro— 
chene Anſicht, die Civilſachen der Geiſtlichen gehörten vor das 
weltliche Gericht, adoptiren. 

Ferner vergißt der Cardinal nicht, die projectirte Beſetzung 
der Domcapitel, Ernennung des Domdecans durch die Fürſten, 
ſowie den moraliſchen Zwang des Biſchofes, ſeinen Generalvicar 
und Weihbiſchof aus den Domherren zu wählen, zu rügen, und 
in Bezug auf letzteren Punkt zu bemerken, daß die Ernennung 
eines Weihbiſchofes hauptſächlich vom apoſtoliſchen Stuhle ab— 
hänge, bei welchem ſich der Biſchof einen ſolchen erbitten könne. 
Auch die vorgeſchlagene Pfründenvergebung erntete nicht den 
Beifall des heiligen Vaters, welcher weder zur Aufhebung der 
päpſtlichen Monate ſtillſchweigen, noch das von den proteſtan— 
tiſchen Fürſten in Anſpruch genommene Patronatsrecht gutheißen 
konnte, obſchon er aus Eifer für endliche Herſtellung der Ord— 
nung ſich bereit erklärte, den Biſchöfen die Verleihung der in 
den päpſtlichen Monaten vacant werdenden Beneficien zu über⸗ 
laſſen. Die Anzahl der Domherren fand, wie die Note ſagt, 
der heilige Vater viel zu gering und der hochtrabenden Beſtim⸗ 
mung des Art. 3 der Declaration, daß jedes Capitel aus einer 
genügenden Anzahl von Canonikern beſtehen ſolle“, nicht ent⸗ 
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ſprechend, indem eine Zahl von ſechs, oder wie in Fulda, vier 
Domherren an einer Domkirche fiir die Würde des göttlichen 
Dienſtes und für die Beſorgung der andern Functionen nicht zu⸗ 
reichend genannt werden könne.“ Die Dotation der Bisthümer 
Limburg und Fulda bezeichnet Conſalvi als „zu armſelig.“ 
Endlich unterläßt der Cardinalſtaatsſecretär nicht, den De- 
claratoren zu bemerken, Se. Heiligkeit finde es ſehr unpaſſend, 
daß „bei Gründung einer neuen kirchlichen Provinz der 
Hauptgegenſtand, nämlich der erzbiſchöfliche Sitz, unbeſtimmt 
bleibe, und daß man eine ſo würdevolle Stiftung, welche ihrer 
Natur nach bleibend ſein müſſe, mit einem proviſoriſchen Zu⸗ 
ſtande anfange, der entweder nicht ſobald aufhören oder doch 
Veranlaſſung zu einer Inconvenienz geben könnte, welcher ſich 
der heilige Vater entgegenſetzen müßte: wenn nämlich ein Erz⸗ 
bisthum errichtet würde, welches von einem Sitze zum anderen 
zum größten Nachtheile des regelmäßigen Ganges der kirchlichen 
Geſchäfte der Provinz wandern müßte.“ Bei dieſer Gelegenheit 
kann der Papſt die Bemerkung nicht unterdrücken, daß das An⸗ 
denken an die alte kirchliche Herrlichkeit in Deutſchland, ſowie 
die größere Bequemlichkeit der Gläubigen es erforderten, unter 
den fünf Kirchen, welche die neue Provinz bilden ſollten, die 
Ehre des Erzbisthums dem ſehr alten und berühmten Sitze in 
Mainz einzuräumen, welcher nebſtdem, daß er den Vortheil 
habe, mehr in der Mitte der fünf Dibceſen zu liegen, welche die 
neue kirchliche Provinz zu bilden hätten, mit ſo viel Ruhm durch 
eine Zeit von mehr als tauſend Jahren beſtanden habe, — 
welcher an das Apoſtelthum des hl. Bonifazius und die erzbi⸗ 
ſchöfliche Würde erinnere, die er bis auf unſere Zeiten erhalten 
habe, und welcher durch Se. Heiligkeit nur mit lebhaftem 
Schmerze und gezwungen durch die Macht der Umſtände der- 
ſelben beraubt worden ſei.“ Um hinſichtlich der Jurisdiction des 
künftigen Erzbiſchofes allen Irrungen vorzubeugen, verlangt die 
Note, daß „nach den Worten ehe er ſeine Metropolitanrechte 
antritt“ eingeſchalten werde: ach den nun geltenden Canones 
und der gegenwärtigen kirchlichen Disciplin.“ Auf die Forde⸗ 
rung, der Erzbiſchof ſolle den Fürſten verſprechen, nichts zu 
unternehmen, was auf irgend eine Weiſe den Rechten der Für⸗ 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 8 
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ſten und der Biſchöfe zum Nachtheil gereichen könne“, antwortet 
Conſalvi, daß die Erfüllung eines Verſprechens dieſer Art die 
Erzbiſchöfe nicht ſelteu in Conflict mit ihrem Gewiſſen bringen 
müſſe, namentlich wenn auch die ſ. g. jura circa sacra nach der 
Ausdehnung der proteſtantiſchen oder joſephiniſchen Rechtspubli⸗ 
ciſten unter die weltlichen Rechte einbegriffen ſeien. Eine Ueber— 
ſchreitung ſeiner Gewalt ſei von dem Erzbiſchofe nicht zu be— 
fürchten, auch würde einem etwaigen Mißbrauche der erzbiſchöf— 
lichen Gewalt von Rom aus kräftig geſteuert werden. 

Nach dieſen Ausſtellungen geht die Note auf jene Punkte 
über, welche die Commiſſion nicht zum Gegenſtande der Decla— 
ration machen wollte, ſondern in ihr organiſches Statut auf— 
genommen hatte: wie die freie Communication der Gläubigen mit 
dem päpſtlichen Stuhle, die Entſcheidung der wichtigeren und vor— 
behaltenen Gegenſtände durch denſelben, das Recht der Appel— 
lationen u. ſ. w., betreffs welcher die Anſichten und Pläne der 
Commiſſion in den Grundzügen enthalten ſind. Der Cardinal 
verlangt entweder einen beſtimmten Artikel über dieſe Gegen— 
ſtände oder die Erklärung, daß ſie „nach der beſtehenden Kirchen— 
disciplin“ geregelt werden ſollten. 

Schließlich erklärte ſich der Papſt bereit, im Falle eine Ver 
einbarung nicht zu Stande kommen ſollte, „einſtweilen die be— 
zeichnete neue Begrenzung der Diöceſen in Vollzug zu ſetzen, 
um hernach in gutem Einvernehmen den Kirchen weiter vor— 
zuſehen.“ 


Die Ausſtellungen, welche Conſalvi ſchon in der Aeußerung 
vom 21. Mat an der Declaration gemacht hatte, überzeugte Frei— 
herrn v. Türkheim, daß der heilige Stuhl dieſelbe in dieſer Form 
nicht annehmen könne, während ſein College durch ein rückſichts— 
loſes und gebieteriſches Auftreten die Curie nachgiebig zu machen 
hoffte. Die Conferenz in Frankfurt pflichtete den Vorſchlägen 
des letzteren bei und entwarf am 20. Juli eine neue Inſtruction, 
welche vom 31. desſelben Monats datirt und nach Rom geſchickt 
wurde. Dieſelbe enthält nur einige unweſentliche Abänderungen 
der Declaration; die meiſten Punkte werden unverändert wieder 
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geltend gemacht. Kaum war dieſe, von Koch! inſpirirte In- 
ftruction im Beſitze der Geſandten, als fie die eben erwähnte 
Espoſizione vom 10. Auguſt empfingen. 

Nun trat eine neue Meinungsverſchiedenheit zu Tage, welche 
die Abſendung von Separatberichten zur Folge hatte. Schmitz⸗ 
Grollenburg berichtete, die päpſtliche Note „‚widerſpreche den jura 
circa sacra, zerſtöre den deutſchen Episcopat in ſeinen Grundfeſten, 
verſuche eine abſolute päpſtliche Gewalt in den deutſchen Bundes- 
ſtaaten einzuführen“ u. ſ. w. und ſchlug eventuellen Abbruch der Ver- 
handlungen vor; v. Türkheim dagegen bezeichnete die Espoſizione 
als ein ,mit vieler Mäßigung und mit Nachgiebigkeit in vielen 
Punkten entworfenes Actenſtück' und konnte „der Meinung ſeines 
Collegen“, daß ,die Unterhandlungen abgebrochen werden müß— 
ten, nicht beiſtimmen“, ſondern glaubte, daß jetzt erſt die Nego⸗ 
tiationen beginnen müßten“, namentlich, daß „nach den allgemein 
angenommenen diplomatiſchen Formen eine Antwort' auf die rö— 
miſchen Noten „nicht wohl umgangen werden dürfte“, ohne „ein 
Cabinet zu beleidigen“, welches ihnen „immer mit der größten 
Aufmerkſamkeit entgegen gekommen ſei“?. 

Dieſe Vorſtellungen fanden kein Gehör bei den Mitgliedern 
der Frankfurter Conferenz, welche in allen Punkten mit Schmitz⸗ 
Grollenburg übereinſtimmten. 

Dieſer hatte auf Grund der Inſtruction vom 20.31. Juli 
eine BVerbal- und eine officielle Note ausgearbeitet, die er am 
3. September dem Cardinalſtaatsſecretär überreichte. Freiherr 
von Türkheim verweigerte ſeine Unterſchrift. Die Verbalnote 
ſpricht die Hoffnung aus, den Papſt durch die Darſtellung der 
eigentlichen Meinung der Declaration“ zu deren Annahme zu 
bewegen, und die officielle Note enthält außer dieſer Darſtellung 
noch die von den vereinigten Höfen zugeſtandenen Abänderungen 
der Declaration. 

Die officielle Notes beginnt mit der Erklärung, die vereinten 
Fürſten hätten nur „einfache, gerechte und gediegene Grundlagen 
aufſtellen wollen“, um die kirchlichen Verhältniſſe ihrer Staaten 

1 Siehe Bd. 1, S. 135. 


2 Separatbericht vom 21. Auguſt 1819. 
3 Brück, S. 34 ff. Mejer, III, I, S. 35 ff. 
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zu ordnen und ſeien hiebei nur von ,dem Verlangen“ nach Er- 
richtung von Diöceſen und anderen kirchlichen Anſtalten“ geleitet 
worden ,mit Vermeidung jeder Frage über verſchiedene Kirchen⸗ 
gewalten, welche ſie als proteſtantiſchen Fürſten fremde Punkte 
dem gemeinen Rechte und den kirchlichen Behörden“, jedoch ,un- 
beſchadet ihrer Rechte und ihrer Pflicht, die in ihren Staaten 
angenommenen Kirchen jeder Confeſſion zu ſchützen, überlaſſen 
wollten.“ Die Declaration bezwecke, den Katholiken „die Freiheit 
ihres Gewiſſens und die freie Ausübung ihres Cultus zu ſichern“ 
und „den Biſchöfen in Ausübung ihrer Functionen und ihrem 
Verkehre mit dem heiligen Stuhle eine Freiheit zu gewähren, 
welche jene übertreffe, deren die Biſchöfe in anderen, katholiſchen 
Fürſten untergebenen Ländern genöſſen.“ „Der Form nach ſei 
dieſe Declaration eine magna charta libertatis ecclesiae catho- 
licae romanae und keiner Veränderung oder Zugabe, die ihr 
fremd wäre, fähig.“ 

Der römiſche Hof, fährt Schmitz-Grollenburg fort, wolle, 
der Rechte und Freiheiten der deutſchen Kirche“ uneingedenk, 
das „nur in ſeinen dogmatiſchen Beſchlüſſen in Deutſchland ange— 
nommene Concil von Trient“ dort zur Herrſchaft bringen, ‚was 
aber die Fürſten nicht zugeben könnten“, „da fie die Rechte ihrer 
katholiſchen Unterthanen nicht preisgeben dürften.“ Aus dem⸗ 
ſelben Grunde müßten ſie die Clauſel „nach den jetzt beſtehenden 
Canones und der geltenden Disciplin“ ablehnen, da dieſe Dis— 
ciplin in den einzelnen Ländern verſchieden ſei, nach Ort und 
Zeit ſich verändere, den bürgerlichen Verhältniſſen ſich anpaſſe, 
weſentlich von den biſchöflichen Verordnungen abhänge“, und da- 
her „in den vereinten Staaten gar keine Disciplin exiſtire, welche 
als Muſter dienen könne, da dort noch keine Biſchöfe ſeien.“ 
Außerdem würden auch „durch eine ſolche Clauſel der heilige 
Vater und die Fürſten fic) binden“ Die Verhältniſſe hätten ſich 
in Deutſchland „in Folge der neueſten Ereigniſſe geändert“ und 
»die alte Ordnung würde niemals wieder zurückkehren.“ Wenn 
alſo die in der Declaration vorgeſchlagenen Einrichtungen mit 
der in Deutſchland vor den letzten Ereigniſſen beſtehenden Dis— 
ciplin nicht übereinſtimmten, ,fo ſeien dieſelben ſicherlich der Dis⸗ 
ciplin im Allgemeinen nicht entgegen“ und es erſcheine „bei der 
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Unmöglichkejt die alte Ordnung herzuſtellen, nichts natürlicher, 
als, ſo viel es thunlich ſei, auf die urſprüngliche Einrichtung der 
Kirche zurückzukehren.“ 

Nach dieſer Darlegung der eigentlichen Meinung der Decla— 
ration“ führt Freiherr v. Schmitz⸗Grollenburg die zugeſtandenen 
Abänderungen an. Sie ſind höchſt unbedeutend. Die meiſten 
Beſtimmungen der Declaration werden beibehalten und neu zu 
begründen verſucht. Die Beiziehung der Domherren zur Admi— 
niſtration ſolle verhüten, daß dieſelben „wie ehemals ein müßiges 
Leben führten.“ Die Wahl der Biſchöfe durch das Domcapitel 
und eine gleiche Anzahl von Landdechanten flöße „dem Klerus 
und Volke“ mehr „Vertrauen in ſeine neuen Oberhirten ein und 
entſpreche auch den Einrichtungen der Urkirche.“ Die Fürſten 
hätten anſtatt „die Ernennung der Biſchöfe“ zu beanſpruchen, ſich 
bei der Biſchofswahl auf ein „Veto“ beſchränkt, indem fie nur das 
Recht beanſpruchten, von den drei gewählten Candidaten Einen als 
Biſchof zu bezeichnen. Sie erwarteten um fo mehr die WAnerfen- 
nung dieſes Rechtes, als der heilige Vater ſelbſt bereits 1807 dem 
König von Württemberg das Recht der Ernennung zweier Biſchöfe 
zugeſtanden habe.“ Durch Feſtſetzung eines Termins von ſechs 
Monaten zur päpſtlichen Beſtätigung des Gewählten wolle man 
dem Oberhaupte der Kirche keinen Termin vorſchreiben“, ſondern 
nur „den Kirchengeſetzen fic) anbequemen.“ Bezüglich der Auf— 
ſtellung der Domherren könnten die nämlichen Modificationen 
wie bei den Biſchofswahlen eintreten; die Ernennung des Dom— 
decans“ müſſe ſich aber der Landesherr vorbehalten, da dies 
keine Nomination zu einem kirchlichen Beneficium ſei.“ Doch 
ſolle der Rath des Biſchofs und des Domcapitels eingeholt 
werden.“ Bezüglich des Generalvicars und Weihbiſchofs wird die 
Faſſung der Declaration dahin abgeändert, daß der Biſchof für 
den von ihm ernannten Weihbiſchof den Titel eines Bisthums i. p. 
beim heiligen Stuhl nachſuche und erſt nach deſſen Erlangung 
die Conſecration desſelben vornehme. Generalvicar ſoll in der 
Regel der Domdecan ſein. Falls dies nicht geſchehen könne, 
müſſe der Biſchof ſich mit dem Landesherrn beſonders wegen des 
Gehaltes verſtändigen.“ 

Nach dieſen Beweiſen der Nachgiebigkeit von Seiten der 
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Fürſten zweifelt Herr v. Schmitz-Grollenburg nicht, „daß dem 
heiligen Vater die Mitwirkung ſehr erleichtert würde.“ „Bezüg⸗ 
lich einiger Punkte von ſehr großer Wichtigkeit, welche die Es⸗ 
poſizione namhaft mache“, heißt es weiter, müßten die Geſandten 
das Urtheil ihren hohen Committenten überlaſſen.“ Vorzüglich ſei 
dies der Fall in Hinſicht auf die jura circa sacra, ,tiber welche 
nicht verhandelt werden dürfte, da es keine Macht gäbe, welche 
fie gewähren, oder verweigern könne“; die Abneigung des Pap— 
ſtes gegen den Wahlmodus der Biſchöfe ſei unbegründet, da der— 
ſelbe den Einrichtungen Chriſti und der Apoſtel' entſpreche, und 
bezüglich der Univerſitäten könne ſich der heilige Vater ebenfalls 
beruhigen, da die Fürſten keine Exceſſe dulden würden. 


Schon drei Wochen nach Empfang dieſer Note, deſſen Ver— 
faſſer weder Kenntniſſe im Kirchenrecht noch beſondere Feinheit 
in der Form verräth, nämlich am 24. September 1819, ließ 
Conſalvi die hierauf bezügliche Antwort des heiligen Stuhles 
den Geſandten zugehen. 

So ehrenwerth, bemerkt Conſalvi im Eingange, auch der 
Geſichtspunkt der Fürſten bei Abfaſſung der Declaration ſein 
möge, ſo ſei der Papſt doch außer Stand, derſelben die erbetene 
Sanction zu ertheilen, fo lange fie „Grundſätze oder Anord— 
nungen, oder auch nur Ausdrücke enthalte, welche das Ober— 
haupt der Kirche nicht billigen könne.“ Der heilige Vater habe 
deshalb die Modificationen vorgeſchlagen, unter welchen er die 
Declaration annehmen wolle, habe aber ‚wahrgenommen“, daß 
die von den Fürſten zugeſtandenen Modificationen ſich nur auf 
einige wenige, oder minder erhebliche beſchränkten“ und ſelbſt 
dieſe nicht ſo angenommen worden ſeien, wie fie vorgeſchlagen 
waren“ in Bezug auf „Punkte von der höchſten Wichtigkeit“ aber 
hätten die Geſandten ausdrücklich erklärt, daß fie dieſelben dem 
Urtheile ihrer hohen Committenten vorbehielten“, fo daß alſo der 
heilige Vater auch die Declaration in ihrer veränderten Geſtalt 
nicht annehmen könne, ohne der Kirche ein Beiſpiel der Pflicht⸗ 
vergeſſenheit zu geben’, indem er jetzt grade das billige, was 
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er wenige Tage vorher ohne Verletzung ſeiner heiligſten Pflichten 
nicht billigen zu können, erklärt habe.“ 

Nach dieſen Vorbemerkungen weiſt der Cardinal die Unrich— 
tigkeiten, Widerſprüche und Inconſequenzen der Geſandtſchafts— 
note vom 3. September nach. Eine magna charta könne 
dieſelbe nicht genannt werden, da eine ſolche charta‘ nur die 
Beziehungen zwiſchen den Souveränen' und ihren katholiſchen 
Unterthanen „betreffen“, nicht aber ‚Gegenſtände beſtimmen, die 
zum Weſen der Kirche gehören“, noch „die Beziehungen der 
Katholiken zu ihrem Oberhaupte ordnen' könne, weil ein Irr— 
thum in dieſer Materie, weit entfernt, die Freiheit der katho— 
liſchen Kirche zu ſichern, dieſelbe verletze und in Gefahr bringe.“ 
Wenn die Geſandten weiter behaupteten, die Declaration ſei 
keiner Veränderung, die ihr fremd ſei“, fähig, jo bewieſen ſchon 
die von den Fürſten vorgenommenen, wenn gleich geringfügigen 
Modificationen das Gegentheil‘; wolle man aber mit dieſem 
Ausdrucke die in der Espoſizione ‚vorgeſchlagenen Modificationen“ 
als ‚der Declaration ganz fremde“ bezeichnen, jo ſei ja leicht ein— 
zuſehen, daß dieſelben ſich genau an die einzelnen Artikel der 
Declaration anſchlöſſen. Wenn aber die Modificationen des hei— 
ligen Stuhles „nicht als etwas der Declaration Fremdartiges 
angeſehen werden könnten“, jo ,fehe ſich der heilige Vater auf 
das höchſte überraſcht“, daß in der Verbalnote der Geſandten ge— 
ſagt werde, die officielle Note ,enthalte den äußerſten Punkt der 
Nachgiebigkeit ihrer hohen Committenten‘, ein Satz, der übrigens 
mit der Erklärung der Geſandten, daß ſie die wichtigeren Punkte“ 
der Espoſizione „dem Urtheile ihrer hohen Committenten vorbe— 
hielten“, auf keine Weiſe in Einklang zu bringen ſei. Die Zu— 
rückweiſung der Clauſel „nach den jetzt beſtehenden Canones 
u. ſ. w.“ und deren Begründung involvire einen Widerſpruch, 
indem die Declaration beſtimme, der Erzbiſchof ,jolle die ihm 
nach den Canones zuſtehende Gewalt“ ausüben, ohne daß man 
für nöthig erachte, den Umfang“ dieſer Canones anzugeben. 
Die weiter gegen obige Clauſel vorgebrachten Gründe, daß die 
Disciplin veränderlich ſei u. ſ. w., träfen ebenſo die Declara— 
tion, die ja meiſtens Disciplinarvorſchriften enthalte, und ſeien 
auch unrichtig, da wohl in den verſchiedenen Diöceſen bezüglich 
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der Disciplin kleine Verſchiedenheiten beſtehen mögen“, die ,all- 
gemeine, oder auch die beſtehende Disciplin' aber ſei nicht nach 
den einzelnen Dibceſen verſchieden und zwar grade deshalb nicht, 
weil ſie allgemein ſei und nur von der oberſten Autorität des 
römiſchen Papſtes und von der Kirche ausgehen könne, nicht aber 
von den beſonderen Verordnungen der Biſchöfe abhänge.“ Durch 
dieſe Clauſel, die auch in andere Concordate aufgenommen ſei, 
wolle der Papſt nur verhüten, ,dah der Metropolit und die 
Biſchöfe in Ausübung ihrer Jurisdiction' die richtigen Grenzen 
überſchreiten; eine Maßregel, die um ſo mehr geboten erſcheine, 
als die Veröffentlichung der Fraukfurter Conferenzprotocolle den 
Beweis liefere, daß ,man die Biſchöfe zu ebenſo vielen Päpſten 
machen wolle.“ 

Die dritte Behauptung, das Concil von Trient jet nur in 
ſeinen dogmatiſchen Beſchlüſſen in Deutſchland angenommen 
worden, veranlaßte den Cardinal, an der Hand der Geſchichte 
zu beweiſen, daß das Gegentheil ,offenfundig und unwiderlegbar“ 
ſei. Dabei verſichert er zugleich mit Bezug auf den desfall— 
ſigen Vorwurf, daß der Papſt „weder je beabſichtigt habe, noch 
beabſichtige, den geſetzlichen Privilegien der deutſchen Kirche Ein— 
trag zu thun“, während jene nur zu bekannte Partei, welche die 
Trennung Deutſchlands von der römiſchen Kirche beabſichtige“, 
keine große ‚Rückſicht' auf ‚dieſe Rechte und Freiheiten“ an den 
Tag lege; denn wenn dieſelben einen Theil der alten Ordnung 
ausmachten, welche hinſichtlich ‚der kirchlichen Gegenſtände in 
Deutſchland in Geltung war, ehe die Declaration ans Licht trat', 
jo geſtehe man ja ſelbſt, „‚daß die alte Ordnung nicht wieder zu— 
rückkehre.“ Uebrigens genüge nur ein Blick auf dieſe Rechte — 
freie Wahl der Biſchöfe, Exemtionen, Feſthalten an dem bilate- 
ralen Character der Concordate — um zu erkennen, daß nicht 
der Papſt, ſondern die Declaration ſich über dieſelben hinwegſetze. 

Da die Geſandten auch „die Wahlaeapitulationen“ geltend 
machten, weiſt Conſalvi kurz darauf hin, daß dieſelben von den 
Hauptgegenſtänden der Declaration — Ueberweiſung der Ehe— 
ſachen an weltliche Richter, volle Jurisdictionsgewalt der Biſchöfe 
ohne Rückſicht auf die päpſtlichen Beſchränkungen derſelben, 
Ernennung der Biſchöfe und Domcapitularen durch proteftan- 
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tiſche Fürſten und die Verletzung der Gerechtſame der Biſchöfe, 
ihren Klerus zu erziehen — nicht die geringſten Andeutungen 
enthielten. 

Nach dieſen Auseinanderſetzungen wendet ſich Conſalvi, der 
noch einige unrichtige und mißverſtändliche Sätze der Geſandt— 
ſchaftsnote tadelnd hervorhebt, zu den zugeſtandenen Modificatio— 
nen. Nachdem er zuerſt bewieſen, wie die zugegebene Streichung 
der Worte „nach ihren weſentlichen Grundſätzen“ durch die Be— 
gründung derſelben wieder illuſoriſch gemacht würde, vertheidigt 
er den vom Papſte verlangten, von den Regierungen verweiger— 
ten Zuſatz mach den Canones, oder nach einer legitimen Gewohn— 
heit“, indem hiedurch allen Streitigkeiten zwiſchen Biſchof und 
Capitel über ihre Rechte vorgebeugt würde; bezeichnet die Be— 
hauptung, es exiſtirten in Folge der Säculariſation keine Dom— 
capitel mehr in Deutſchland, als ebenſo falſch wie den Satz, daß 
ein Mann, dem man fein Vermögen genommen, auch ſeine bür— 
gerliche Exiſtenz einbüße“; entkräftet die für den Wahlmodus der 
Biſchöfe vorgebrachten Gründe, wobei er zugleich den Fürſten die 
Furcht nimmt, daß ein nur vom Domcapitel gewählter Biſchof 
das Vertrauen der Gläubigen nicht beſitzen möchte; wiederholt 
noch einmal in Bezug auf die von neuem geforderte Ernennung 
der Biſchöfe durch den Landesherrn, daß der heilige Stuhl keinem 
Fürſten dieſes Recht ,als ein Recht der Souveränität“ und den 
nicht katholiſchen Regenten“ auch „niemals thatſächlich das Er— 
nennungsrecht zugeſtanden habe.“ Die Berufung auf die Ver— 
handlungen in Württemberg 1807 veranlaßt den Cardinal nach— 
zuweiſen, daß es ſich hier keineswegs um ein Ernennungsrecht 
des Königs, ſondern nur darum gehandelt habe, daß der Papſt 
deſſen Wünſche berückſichtige, was er ja auch den vereinten Für— 
ſten in der Espoſizione verſprochen habe; aber auch in dem 
Falle, daß der Nuntius ein förmliches Ernennungsrecht zugeſagt 
habe, dürfe man nicht überſehen, daß das Ganze ja nur ein 
Entwurf geweſen ſei, welcher nie die päpſtliche Beſtätigung er— 
halten habe. Um die Angelegenheit in einer Weiſe zu ordnen, 
wodurch ohne Verletzung der Kirchengeſetze den Fürſten dennoch 


1 Das italieniſche Original vollſtändig bei Brück, S. 525 ff. 
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die nöthigen Garantien gegeben werden, kommt Conſalvi noch- 
mals auf die Vorſchläge der Espoſizione zurück, und erklärt, daß 
ſofern ſie auf der Wahl von drei Candidaten beſtänden, der 
heilige Vater alle mögliche Rückſicht auf denjenigen nehmen 
würde, welchen fie ihm ,vertraulic)’ bezeichneten. Auf dieſe 
Weiſe würde der Zweck der Fürſten vollkommen erreicht, ohne 
daß der heilige Vater in die unangenehme Lage verſetzt werde, 
den von ihnen bezeichneten Candidaten zu verwerfen, was bei 
dem in der Declaration vorgeſchlagenen Modus leicht eintreten 
könne. Seien aber die Fürſten nicht geneigt, hierauf einzugehen, 
ſo ſolle das Domcapitel die Wahl des Biſchofs vornehmen und 
dem Monarchen das ſ. g. iriſche Veto zugeſtanden werden. 

Das Beharren auf einem ſechsmonatlichen Termin für den 
Papſt zur Beſtätigung der Biſchofswahlen, welchen die Geſandten 
mit Berufung auf das canoniſche Recht zu vertheidigen ſuchten, 
bezeichnet Conſalvi als „beleidigend“ für den Papſt, der ja die 
Beſchleunigung dieſes Geſchäftes bereits in der Espoſizione zu— 
geſagt habe; die Erwähnung der Landesgeſetze“ in der vorgeleg— 
ten Eidesformel der Biſchöfe müſſe wegfallen, wie es auch in 
den Concordaten mit Frankreich und Bayern geſchehen, da der 
Biſchof ſonſt leicht in Confliet mit ſeinem Gewiſſen kommen 
könne. Dieſe Eidesformel verſetze Se. Heiligkeit auch in Un— 
ruhe, wegen des Glaubensbekenntniſſes und des Eides, den die 
Biſchöfe dem heiligen Stuhle zu leiſten hätten, indem „die Ver— 
öffentlichung der Protocolle der zu Frankfurt gehaltenen Confe— 
renzen (die Grundzüge) den heiligen Vater nur zu deutlich habe 
erkennen laſſen, daß es daſelbſt eine Partei gibt, welche die Los— 
trennung vom heiligen Stuhle wolle.“ 

Nachdem der Cardinalſtaatsſecretär noch nachgewieſen, daß 
das Domdecanat ein kirchliches Beneficium ſei, daß die Wahl 
des Generalvicars dem freien Ermeſſen des Biſchofes überlaſſen 
bleiben müſſe und daß die Ernennung des Weihbiſchofs nur dem 
Papſte zuſtehe, geht er auf jene Punkte über, welche die Com— 
miſſion nicht zum Gegenſtande der Declaration machen wollte, 
ſondern in ihr organiſches Statut aufgenommen hatte: wie die 
freie Communication der Gläubigen mit dem päpſtlichen Stuhle, 
die Entſcheidung der wichtigern und vorbehaltenen Gegenſtände 
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durch denſelben, das Recht der Appellationen u. ſ. w., betreffs 
welcher die Anſichten und Pläne der Commiſſion in den Grund— 
zügen enthalten ſind. Der Cardinal verlangt entweder einen 
beſtimmten Artikel über dieſe Gegenſtände oder die Erklärung, 
daß fie „nach der beſtehenden Kirchendisciplin« geregelt werden 
ſollten. 

Zum Schluſſe läßt der heilige Vater den vereinigten Für— 
ſten den Vorſchlag machen, falls ſie auf ſeine billigen Forderun— 
gen nicht eingehen wollten, einſtweilen die bezeichnete neue Be— 
grenzung der Diöceſen in Vollzug zu ſetzen, um hernach in gutem 
Einverſtändniſſe den Kirchen weiter vorzuſehen.“ 

Dieſe Note, welche mit diplomatiſcher Feinheit und in der 
höflichſten Form die einzelnen Artikel der Declaration als un— 
kirchlich zurückweiſt, kam den Geſandten und ihren Committenten 
äußerſt unwillkommen. Sie ſahen ſich auf einmal einer Macht 
gegenüber, welche ihnen geiſtig weit überlegen, ohne im gering— 
ſten den Anſtand zu verletzen, ihr ganzes Kunſtgewebe zerriß 
und ihre wahre Abſicht mit der Kirche enthüllte, dabei aber ſelbſt 
die billigſten und annehmbarſten Vorſchläge machte, und nur 
jene Grenzen nicht überſchreiten wollte, welche der Papſt ein— 
halten mußte, um nicht ein Verräther an der heiligen Sache zu. 
werden. 


Neuntes Kapitel. 


Fortſetzung. Anerbieten der Circumſcription der Diöceſen durch den heiligen Stuhl. 

Die Kirchenpragmatil. Die Errectionsbulle Provida solersque 1821. Der Staatsver- 

trag vom 8. Sebruar 1822. Die defignirten Biſchöſe. Ihre Verpflichtung auf die 

Kirchenpragmatil. Verwerfung derſelben. Correspondenz zwiſchen den betheiligten 

Aegierungen. Separatunterhandlungen Badens mit Rom. Das Allimatum. An- 

nahme desſelben durch die Aegierungen. Die Ergänzungsbulle Ad Dominici gregis. 
custodiam. Die Beſetzung der Bisthümer. 


Nach Empfang der Note vom 24. September 1819 wollte 
Schmitz⸗Grollenburg eine in Form und Inhalt für den päpſt— 
lichen Stuhl beleidigende Schlußnote überreichen, fand jedoch 
Widerſpruch bei ſeinem Collegen und unterzeichnete eine von letz— 
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terem entworfene Abſchiedsnote, wodurch der Abbruch der Ver— 
handlungen glücklich vermieden wurde. 

Dies war um ſo nothwendiger, als der heilige Stuhl auf 
Anfrage der Geſandten bereits in der Espoſizione das Anerbieten 
gemacht hatte, die Diöceſen vorläufig zu umſchreiben, und dieſen 
Vorſchlag auch in der Note vom 24. September wiederholte, 
wobei er zugleich in einer Verbalnote die Bedingungen einer 
ſolchen Umſchreibung aufzählte, wie es die Geſandten in ihrer 
Note vom 3. September erbeten hatten. Um aber jeden Schein 
fernzuhalten, als ob der Papſt durch dieſen Act die Grundſätze 
der Declaration anerkenne, legte Conſalvi in beiden Noten gegen 
eine ſolche Annahme Verwahrung ein, wiederholte die Verwer⸗ 
fung der Declaration und forderte über die unausgeglichenen 
Punkte weitere Verhandlungen, reſp. Beantwortung der päpſt⸗ 
lichen Noten vom 10. Auguſt und 24. September 1819. 

Dieſe Forderung ſetzte die vereinten Höfe, deren Bevoll- 
mächtigte ihre Sitzungen in Frankfurt am 2. März 1820 wieder 
eröffneten, in nicht geringe Verlegenheit. Sie beſchloſſen des— 
halb, das angebotene Proviſorium anzunehmen und die nothwen- 
digen Notizen zuſammenſtellen zu laſſen, auf die päpſtlichen 
Noten dagegen nicht zu antworten, in der Hoffnung, der Papſt 
werde trotzdem zur Errichtung der Diöceſen ſchreiten und die 
von ihnen vorgeſchlagenen Biſchöfe beſtätigen, mit deren Hilfe 
ſie dann ihr Kirchenſyſtem einführen könnten. Um dieſen Zweck 
ganz ſicher zu erreichen, ließen ſie die falſchen Grundſätze der 
Declaration und des organiſchen Statuts in zwei neue Acten— 
ſtücke — das Fundationsinſtrument und die Kir: 
chenpragmatik — verarbeiten, auf welche die künftigen 
Biſchöfe förmlich verpflichtet werden ſollten. Das Gelingen dieſes 
Planes „hätte ein unleugbares Schisma in der katholiſchen Kirche 
herbeigeführt:; denn dieſe Actenſtücke find ein kurz gefaßter In⸗ 
begriff aller jener Grundſätze, welche von dem heiligen Stuhl 
ebenſo beſtimmt als unwiderruflich verworfen und als unannehm⸗ 
bar erklärt wurden.“ Sie ſind für die territorialiſtiſche Auffaſ⸗ 
ſung, daß die Kirche eine Staatseinrichtung, der Klerus eine 
Staatsdienerſchaft fei, der ſtärkſte Ausdruck, „viel weiter gehend, 
als das preußiſche allgemeine Landrecht, und „zeigen, mit welchen 
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Hintergedanken die Regierungen ihre Acceptation des römiſchen 
Anerbietens ausgeſprochen hatten. Sobald man mit römiſcher 
Hilfe Biſchöfe habe, hoffte man auszuführen, was, wie man 
wußte, der Papſt für katholiſch unmöglich hielt und nie bewilligt 
hätte. 

Allein die vereinten Höfe täuſchten ſich. Der Papſt ſchritt 
zwar ungeachtet der mangel- und fehlerhaften Dotationsur— 
kunde?, welche der württembergiſche Geſchäftsträger, Legations- 
rath v. Kölle, nebſt einer Note vom 16./26. März 1821 dem 
Cardinalſtaatsſecretär überreichte, zur Errichtung der vorgeſchla— 
genen Bisthümer Mainz, Fulda, Limburg und Rottenburg 
mit der Metropole Freiburg, und erließ ſchon am 16. Auguſt 
1821 die Errections- und Circumſcriptionsbulle Provida so- 
lersque; zugleich aber richtete Conſalvi an die Regierungen 
am 20. Auguſt eine officielle Notes, in welcher er das „große 
Mipvergniigen’ des Papſtes kundgibt, daß in der obigen Note 
Hauch nicht mit einer Silbe“ der verlangten weiteren Verhand— 
lungen gedacht ſei, und ſehr fein bemerkt, der Papſt „könne 
einer ſolchen Unterlaſſung nicht die Abſicht unterſtellen, als 
wolle man die kirchlichen Angelegenheiten der Katholiken ohne 
Mitwirkung des Oberhauptes der Kirche, ja in gewiſſer Weiſe 
gegen deſſen erklärten Willen regeln“, womit er nur zu deutlich 
die Pläne der Regierungen enthüllte. 

Dieſelben mußten nun ihr Schweigen brechen, zumal Con- 
ſalvi in ſeiner berührten Note hervorgehoben, daß die Verweige⸗ 
rung einer Antwort auf die Noten vom 10. Auguſt und 
24. September 1819 gegen die diplomatiſchen Formen verſtoße, 
und auch die Befürchtung ſehr gegründet war, daß der heilige 
Stuhl die Ernennung der Biſchöfe verweigern werde, bis die 
officielle Antwort auf die genannten Noten eingetroffen ſei. Um 
dieſer Gefahr zu entgehen, erklärten die Regierungen in einer 
officiellen Note“ vom 27. Dezember 1821, der heilige Vater 
möge einſtweilen mit der Ernennung der Biſchöfe für die fünf 


1 Mejer, Zur röm.⸗deutſch. Frage III, 1, S. 203 f. 

2 Brief an Berſtett. Brück, Die oberrh. Kirchenpr. S. 146. 
3 Abgedruckt im Katholik 1869. I. S. 303 ff. 

4 Siehe Katholik 1869. I. S. 308. 
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Diöceſen vorgehen, nachher werde es leicht fein, diejenigen 
Punkte der Organiſation der katholiſchen Kirche in den vereinten 
Staaten zu regeln, deren Se. Eminenz in ſeiner vorerwähnten 
Note (vom 20. Auguſt 1821) Erwähnung thue“, womit ſie nach 
der Interpretation Burgs dem römiſchen Hofe die Verſicherung 
gaben, daß ſie nicht einſeitig ihr eigenes Kirchenrecht durchführen 
wollten, ſondern geneigt ſeien, über die noch unentſchiedenen 
Punkte mit dem römiſchen Hofe überein zu kommen“ . 

Wie aufrichtig dieſe ‚Verſicherung“ gemeint war, beweiſt der 
Staatsvertrag? vom 8. Februar 1822, der nicht nur die „ver⸗ 
bindliche Kraft“ der „Kirchenpragmatik und des Fundations⸗ 
inſtrumentes“, ſowie „der Declaration und des organiſchen Sta- 
tuts“, in fo ferne letztere keine Abänderung erfahren haben, ,auf- 
recht erhält“, und feſtſetzt, die verabredete Kirchenverfaſſung ſolle 
unmittelbar nach der Einweihung der erſten Biſchöfe in Vollzug 
geſetzt werden“, ſondern auch in einem Separatartikel beſtimmt, 
daß „den zu Biſchöfen auserſehenen Geiſtlichen“ die Kirchenprag— 
matik und das Fundationsinſtrument vom Bevollmächtigten der 
Regierung zur Einſicht und Kenntnißnahme mitgetheilt werden“, 
und dieſelben nur im Falle ,fie ſich zur Beobachtung der darin 
feſtgeſetzten Grundbeſtimmungen der Kirchenverfaſſung in einem 
darüber abzuhaltenden Protocolle verbindlich machten“, „in Rom 
als Biſchöfe in Antrag gebracht werden ſollen.“ 

Der feingeſponnene Plan wurde jedoch vereitelt. Die Re— 
gierungen beeilten ſich, ihre Biſchofscandidaten auszuwählen, wo— 
bei in einigen Staaten auch die Decane zu Rathe gezogen wur— 
den, und verſicherten fic) auch deren Bereitwilligkeit, ihre Diöceſen 
nach den Beſtimmungen der Kirchenpragmatik zu regieren. Nur 
der von Kurheſſen für Fulda in Ausſicht genommene General— 
vicar Freiherr v. Kempff wollte ſich nicht um einen ſolchen 
Preis die Mitra erkaufen und ſchlug die ihm angebotene Würde 
aus, weil in der Kirchenpragmatik Grundſätze enthalten ſeien, 

die er, und wie er glaube, auch nicht ein anderer mit gutem 
Gewiſſen unterſchreiben könne.“ 


1 Katholik 1869. 1. S. 316. 
2 Abgedruckt im Katholik 1869, I. S. 310 ff. 
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Von dieſen Vorgängen hatte glücklicherweiſe der heilige 
Stuhl Kenntniß erhalten und Conſalvi erwähnt in ſeiner Note! 
vom 27. Februar 1823 der Kirchenpragmatik und ſucht in der 
ſchonendſten Weiſe den Regierungen begreiflich zu machen, die 
Beſtätigung der neuen Biſchöfe fei, ſofern ,man auf der For— 
derung beſtehen bleibe, daß dieſelben ſich zur Beobachtung der 
Kirchenpragmatik verbindlich machen ſollten“, eine Unmöglichkeit 
für den heiligen Stuhl. Anſtatt nun einzulenken, ließen die von 
unwiſſenden und kirchenfeindlichen Rathgebern irre geführten Re- 
gierungen dieſe Warnungen unbenützt und beſchloſſen, nachdem 
der Antrag Badens, eine Geſandtſchaft nach Rom abzuordnen, 
in Stuttgart keinen Beifall gefunden, die Liſte der deſignirten 
Biſchofscandidaten nebſt einer Antwort? auf die Note vom 
27. Februar dem Cardinalſtaatsſecretär durch Kölle übergeben 
zu laſſen. 

Um den heiligen Stuhl gefügiger zu machen, nehmen die 
Höfe in dieſer Antwortsnote die Miene der Entrüſtung an, füh— 
ren Klage über ,objcure Denuncianten“, verlangen, der Cardinal 
olle die Actenſtücke (Pragmatik), von denen die Rede ſei, mit- 
theilen, und die Perſonen, welche fie eingeſandt hätten, nennen', 
und drohen ſchließlich Alles ohne Rückhalt der Welt darzulegen“, 
um zu beweiſen, daß der heilige Stuhl allein die Schuld an der 
Nichtbeſetzung der Bisthümer und der endlichen Ordnung der 
kirchlichen Verhältniſſe trage. Dem mit Ueberreichung dieſer Note 
betrauten württembergiſchen Geſchäftsträger wurde anempfohlen, 
auf Beſchleunigung des Geſchäftes zu dringen und zur Führung 
des Informativprozeſſes den Biſchof Chandelle von Speyer 
vorzuſchlagen, die Nuntien von München und Luzern aber, ſowie 
einen päpſtlichen Legaten entſchieden zu recuſiren. Um Conſalvi 
anzuſpornen, ſollte er nebenbei bemerken, daß das Geld für die 
Inſtitutionsbullen bereit läge, und auch durchblicken laſſen, daß 
für die in der Sache arbeitenden Perſonen, insbeſondere für den 
Cardinalſtaatsſecretär und Monſignor Mazio anſehliche Geld— 
geſchenke in Bereitſchaft ſeien.“ Doch ſchienen ſich die Regie— 
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rungen von dieſen Mitteln noch keinen vollſtändigen Erfolg zu 
verſprechen, weshalb fie den Geſchäftsträger in einer Nachinſtrue— 
tion anwieſen, ‚dem römiſchen Hof begreiflich zu machen“, daß 
durch die Verwerfung der Deſignirten „ſein Einfluß auf das fa- 
tholiſche Deutſchland in dieſem entſcheidenden Augenblicke auf 
dem Spiel ftehe, und die immer mehr zunehmende Gleichgiltig— 
keit gegen die Religion, welcher bei dem dermaligen verwaiſten 
Zuſtande nicht geſteuert werden könne“, am Ende zum Proteftan- 
tismus führe.“ Der badiſche Miniſter Freiherr v. Berſtett, deſſen 
„geiſtlicher Gewiſſensrath“ Burg war, ſetzte jedoch kein großes Ver⸗ 
trauen auf die diplomatiſche Gewandtheit Kölle's, weshalb er 
die Vermittelung des Fürſten Metternich in dieſer Angelegenheit 
anrief, während Burg ſich brieflich an einige Geiſtliche! wandte, 
um durch ſie den Nuntius in Luzern und durch dieſen auch den 
heiligen Stuhl für die Beſtätigung der Deſignirten günſtig zu 
ſtimmen. Allein der heilige Stuhl ließ ſich weder durch Droh— 
ungen einſchüchtern, noch durch Geſchenke, oder den Einfluß an— 
derer Cabinette umſtimmen, und Conſalvi übergab am 13. Juni 
1823 Kölle eine officielle Note?, welche die deſignirten Bisthums⸗ 
candidaten als Männer bezeichnet, welche das Zutrauen des 
heiligen Vaters ſchon wegen der einzigen Handlung nicht ver— 
dienten, weil ſie nicht mit evangeliſcher Freimüthigkeit nach dem 
Beiſpiele des Vicars von Fulda (v. Kempff) erklärt hätten, ſich 
nicht nach den Beſtimmungen der Kirchenpragmatik richten zu 
können.“ Dieſer Note war zugleich eine Abſchrift der Kirchen 
pragmatik beigelegt. 


g Der heilige Stuhl wollte aber auch jetzt noch nicht alle Be— 
ziehungen zu den Regierungen, die noch nicht einmal die Bulle 
Provida solersque officiell angenommen und publicirt hatten, 
abbrechen, und Conſalvi ſprach in einer vertraulichen Note die 
Hoffnung aus, daß wohl die „Hinderniſſe' einer friedlichen Ver⸗ 
ſtändigung entfernt würden. Dies wäre auch bei einigem Ent⸗ 
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gegenkommen von Seiten der Höfe leicht zu bewerkſtelligen ge— 
weſen, wenn nicht ihre unkirchlichen Rathgeber immer Zwietracht 
geſäet hätten. 

Nach der Verwerfung der deſignirten Biſchöfe traten die 
dirigirenden Höfe von Karlsruhe und Stuttgart in Correspondenz 
wegen der zu ergreifenden Maßregeln, wobei jedoch eine große 
Meinungsverſchiedenheit offenbar wurde. Das württembergiſche 
Cabinet, ohnehin verſtimmt, weil ihm das Erzbisthum entgangen 
war, und von Männern wie Wangenheim, Schmitz⸗Grollenburg 
und Jaumann berathen, ging auf die von Burg entworfenen 
und von Berſtett in Vorſchlag gebrachten Pläne nicht ein und 
wurde auch von den anderen Höfen, beſonders von Naſſau, wo 
der Apoſtat Koch noch immer als Rathgeber der Regierung 
fungirte, kräftig unterſtützt. 

Der Widerſpruch von Seiten Württembergs hängt auch 
ſehr innig mit einem Projecte! zuſammen, welches man ſchon 
bei Eröffnung der Frankfurter Conferenzen (1818) ins Auge 
gefaßt hatte. Die Commiſſion wollte nämlich, wie ihr ganzes 
Benehmen hinlänglich bezeugt und Herr von Türkheim in ſeinem 
Rechtfertigungsberichte gradezu ſagt, gar keine „Uebereinkunft⸗ 
mit Rom, ſondern hatte die Abſicht, eine declaration des droits 
de l’église Germanique in die gelehrte Welt ergehen zu laſſen“, 
und im nicht zu bezweifelnden Falle ihrer Nichtannahme durch 
den heiligen Stuhl das Publicum zu belehren, daß man nicht 
umhin könne, die nöthigen! kirchlichen Einrichtungen zum Wohle 
der katholiſchen Unterthanen ſelbſt zu treffen.“ 

Dieſen mehr als abenteuerlichen Plan verloren die Staats⸗ 
kirchler nicht aus den Augen, und nach Errichtung der Dibceſen 
arbeitete Schmitz⸗Grollenburg ein ſ. g. canoniſtiſches Gutachten 
aus, worin er den Beweis zu liefern ſucht, daß die Fürſten, im 
Falle Rom die deſignirten Biſchöfe zurückweiſe, zur Beſetzung 
der Bisthümer ſchreiten könnten, und zugleich die Art und Weiſe 
angibt, wie dies am beſten ins Werk zu ſetzen jet. Der wiirt- 
tembergiſche Miniſter v. Winzigerode war geneigt, dieſes Cla- 
borat, deſſen Abſurdität nur zu offenkundig ijt, der Frankfurter 
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Commiſſion zu unterbreiten, ſtand aber auf Vorſtellungen Ber⸗ 
ſtetts hievon ab und legte das Document zu den Acten. 

Bei der Verſchiedenheit der Anſichten und der Zwecke, 
welche die dirigirenden Höfe verfolgten, nahmen die gegenſeitigen 
Verhandlungen ſehr viel Zeit in Anſpruch. Verſchiedene Vor- 
ſchläge wurden gemacht und wieder fallen gelaſſen; Pläne wur⸗ 
den erſonnen und wieder aufgegeben. Wir können jedoch dieſe 
höchſt intereſſante Correspondenz, welche ein eigenthümliches Licht 
auf die ehrlichen“ Abſichten der Regierungen wirft, hier nicht 
ausführlich beſprechen und beſchränken uns darauf, nur das Re⸗ 
ſultat jener langen Verhandlungen, nämlich die officielle Note 
vom 13./16. September 1824, namhaft zu machen. Dieſelbe 
wurde durch Kölle dem Cardinaldecan, della Somaglia, 
welchem Papſt Leo XII., der Nachfolger Pius VII. (f 1823), 
das Staatsſecretariat übertragen hatte, übergeben. 

Wie ſein erhabener Vorgänger, ſo war auch Leo XII. zu 
einer Verſtändigung ‚unter annehmbaren Bedingungen“ bereit, 
und della Somaglia theilte dies dem badiſchen Cabinete ver— 
traulich mit. Die Regierungen ſchienen aber in dem Maße ſich 
vom heiligen Stuhle zu entfernen, als ſich dieſer ihnen nahen 
wollte; denn die berührte Note, welche als Antwort auf die rö— 
miſche Note vom 13. Juni 1823 die Beſorgniß des Papſtes be— 
feitigen follte, war zu dieſem Zwecke nicht geeignet. Die dirigi— 
renden Höfe erklären in ihrer Note, das Mißtrauen des apoſto— 
liſchen Stuhles ſei nur durch Menſchen, die weder Religion 
noch die geſellſchaftliche Ordnung lieben“, erregt worden, ver— 
ſichern, daß die Kirchenpragmatik ſo lange in Suspenſo ſein 
und bleiben würde, bis zu dem Augenblicke, wo man ſich mit 
dem römiſchen Hofe würde vereinigen können und daß fie die— 
ſelbe weder als eine verbindliche Urkunde geltend machen, „noch 
die Deſignirten ,an dieſelbe binden“, ſondern „es den künftigen 
Biſchöfen überlaſſen« wollten, „in jenen Fällen, wo es nöthig 
ſein wird, ſich mit dem heiligen Stuhl ſelbſt zu verſtändigen', 
und „ſchreiben“ die Urſache, daß die Vollziehung der Bulle Pro- 
vida solersque noch nicht vollſtändig bethätigt ſei, unvorherge— 
ſehenen Umſtänden zu“! 
rid, S. 80. 
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Noch ehe dieſe Note ſich in den Händen della Somaglia's 
befand, war die ganze Angelegenheit in ein neues Stadium 
getreten. Die mit jedem Tage gebieteriſcher auftretende Noth— 
wendigkeit, geordnete kirchliche Zuſtände herbeizuführen, und die 
vertrauliche Note des Cardinalſtaatsſecretärs hatten den badiſchen 
Miniſter, Freiherrn v. Berſtett, bewogen, vertrauliche Separat- 
unterhandlungen! mit dem päpſtlichen Stuhle anzuknüpfen. Um 
das Geheimniß zu wahren, rief er die Vermittelung des Für— 
ſten Metternich an. Dieſer beauftragte den öſterreichiſchen Ge— 
ſchäftsträger, Ritter von Gennotte, als Bevollmächtigter Ba- 
dens die Verhandlungen zu führen, deren Ergebniß die Vereini— 
gung über vier Propoſitionen war?. Der Hof von Karlsruhe nahm 
dieſelben mit einigen vom heiligen Stuhle zugeſtandenen Ab— 
änderungen einſtweilen für ſich confidentiell an und ſtellte an 
della Somaglia das Erſuchen, dieſe vier Propoſitionen als ein 
päpſtliches Ultimatum an die vereinigten Höfe zu ſenden. Dies 
geſchah auch mittels einer officiellen Note vom 16. Juni 1825, 
welche dem Legationsrath v. Kölle überreicht und von dieſem 
nach Stuttgart befördert ward. Graf Beroldingen, Miniſter des 
Aeußern, communicirte Note und Ultimatum, an dem er nur 
deſſen Widerſpruch mit den Grundſätzen der Pragmatik zu tadeln 
hatte, dem badiſchen Hofe. Berſtett ſprach ſich natürlich für die 
einfache Annahme der Propoſitionen aus und erwiderte auf den 
württembergiſchen Einwand, daß die Pragmatik ja in der Note 
vom 13./16. September 1824 „im Einverſtändniſſe aller vereinig— 
ten Höfe als unverbindlich und nicht beſtehend erklärt worden 
ſei“, man dieſelbe alſo nicht „geltende machen könne. Um die 
Sache zu beſchleunigen, ließ der badiſche Miniſter den Cardinal— 
ſtaatsſecretär durch Gennotte erſuchen, ein Monitorium an die 
Regierungen zu richten und in demſelben namentlich hervorzu— 
heben, der heilige Vater müſſe um ſo mehr die Annahme des 
Ultimatums durch die fünf Höfe erwarten, da ſie in ihrer Note 
vom 13./16. September 1824 förmlich erklärt hätten, daß fie 
auf die Grundſätze der Pragmatik, welche der heilige Vater ein 

1 Brück, S. 81 ff. 

2 Wahl der Biſchöfe (1), und Domherren (2), Ausbildung des Klerus (3), 
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für allemal verworfen habe, Verzicht leiſteten.“ Dieſer Aufforde⸗ 
rung entſprechend, richtete della Somaglia am 19. Dezember 
1825 eine officielle Note in dieſem Sinne an die vereinten Re— 
gierungen, deren Bevollmächtigte im Januar 1826 in Frankfurt 
zuſammentraten, um eine definitive Entſcheidung zu treffen. Nach 
längeren animirten Debatten und Verhandlungen, deren Cingel- 
heiten wir übergehen müſſen, wurde endlich ein Beſchluß gefaßt, 
welcher von den Höfen genehmigt und durch die officielle Note! 
vom 4./7. September 1826 dem päpſtlichen Stuhle mitgetheilt 
wurde. Schon am 9. Juli hatte Berſtett dem Cardinalſtaats⸗ 
ſecretär direct und vertraulich mitgetheilt, daß die Höfe die in 
der ſ. g. Kirchenpragmatik enthaltenen Grundſätze“ aufgegeben 
hätten und entſchloſſen ſeien, das Ultimatum anzunehmen. Nur 
wünſchten fie, daß der Papſt ,an die Domcapitel hinſichtlich der 
Biſchofswahlen ein ähnliches Breve richten möge, wie an die 
preußiſchen Capitel.“ Dieſes Verlangen wurde auch in der offi— 
ciellen von Berſtett und Beroldingen unterzeichneten Note vom 
4./7. September geſtellt, und bemerkt, durch dieſe Maßregel 
würde der Wahlmodus der Biſchöfe und der Mitglieder der Ca— 
pitel vollſtändig auf der Grundlage der Anordnungen beruhen, 
welche von Sr. Heiligkeit im Einverſtändniß mit den Höfen von 
Berlin und Hannover in Bezug auf denſelben Gegenſtand ge— 
troffen ſeien.“ Hinſichtlich des fünften und ſechſten Punktes? 
erklären die unterzeichneten Miniſter, daß die Einrückung des 
erſteren in die Ergänzungsbulle nicht nothwendig erſcheine, da 
»die Seminarien bereits durch die Freigebigkeit der Regierungen 
Dotirt ſeien.“ Bezüglich des ſechſten Artikels, freier Verkehr mit 
Rom und Regierung der Diöceſen nach den beſtehenden Canones 
und der geltenden Disciplin’, zweifeln fie nicht, daß Se. Heiligkeit 
ſich mit jenen Verſicherungen begnügen werden, die ſie ſchon 
ſeiner Zeit bezüglich der Correspondenz mit dem römiſchen Hof 
gegeben haben.“ „Wenn aber nichtsdeſtoweniger“ fahren fie fort, 


1 Abgedruckt bei Brück, S. 544 ff. Vgl. Katholik 1875. I. 21 ff. 
2 Die Beſtimmungen über die Biſchofswahlen (Art. 1) wurden in drei 
Artikel zuſammengefaßt (Candidatenliſte an die Regierung, Informativproceß, 


Indult einer zweiten Wahl bei Verwerfung der erſten), ſo daß Art. 2 jetzt 
Art. 4 wurde rc. 
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der Papſt es unerläßlich finden ſollte, die Artikel 5 und 6 in 
die Ergänzungsbulle einzurücken“, fo könne es geſchehen; nur 
wahrten ſich „bezüglich der in Frage ſtehenden Punkte“ die Für— 
ſten ihre Souveränitätsrechte.“ Da dieſe Clauſel nach den Gee 
ſetzen der Vernunft und nach der wiederholten officiellen Erklä— 
rung der Regierungen ſelbſt nicht im entfernteſten als eine Gel- 
tendmachung der Grundſätze der Kirchenpragmatik gedeutet werden 
konnte, erklärte della Somaglia in ſeiner officiellen Antwortsnote 
vom 6. Januar 1827, daß die Einrückung dieſer Artikel ihrer 
Natur nach weit entfernt ſei, die legitimen Rechte der Fürſten 
anzutaſten“, ſondern nach nichts anderem ſtrebe, als Gott zu 
geben, was Gottes und dem Kaiſer, was des Kaiſers iſt.“ 

Da die Regierungen gegen dieſe Auffaſſung ihres Vorbehaltes 
keinen Einwand erhoben, erließ Leo XII. am 11. April 1827 
die Ergänzungsbulle Ad Dominici gregis custodiam. Einige 
Wochen ſpäter, am 4. Juni, richtete der Großherzog Ludwig von 
Baden ein Schreiben! an Papſt Leo XII., in welchem er ſeine 
Freude und ſeinen Dank über die geſchloſſene Uebereinkunft aus⸗ 
ſpricht und den Entſchluß“ der vereinten Regierungen, dieſelbe treu 
auszuführen“, verbürgt. Aber die guten Intentionen“ derſelben 
hatten keinen Beſtand; denn ſchon waren die Anſtalten getroffen, 
um trotz der feierlichſten Verzichtleiſtung auf die Grundſätze der 
Kirchenpragmatik dieſelben dennoch in Ausführung zu bringen. 
Vom Auguſt bis zum Oktober 1827 wurden noch mehrere Con- 
ferenzen in Frankfurt abgehalten, auf welchen man einige Ver— 
änderungen des Staatsvertrags vom 8. Februar 1822 vornahm, 
beſonders aber eine neue landesherrliche Verordnung, die ſ. g. 
39 Artikel, in endgiltige Faſſung brachte. Dieſe Verordnung, 
welche die Artikel der Kirchenpragmatik vielfach wörtlich? ent— 
hält, ſollte aber geheim gehalten und erſt nach Beſetzung der 
fünf biſchöflichen Stühle in den einzelnen Staaten verkündigt 
werden. Einſtweilen wollte man die neuen Biſchöfe und Dom— 
capitel auf dieſe Verordnung und auf das in demſelben Sinne 
redigirte Fundationsinſtrument heimlich verpflichten. Was die 
Höfe alſo in officiellen Actenſtücken auf das Beſtimmteſte dem 


1 Siehe Katholik 1875, J. 54. 
2 Longner, Beiträge S. 636 ff. 
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heiligen Stuhl zugeſagt hatten, nahmen fie heimlich wieder gu- 
rück. Wie ſehr ſie ſich hiebei ihrer guten Intentionen“ bewußt 
waren, beweiſt nicht nur die Geheimhaltung der als landesherr— 
liche Verordnung wiederhergeſtellten Kirchenpragmatik, ſondern 
auch der Zeitpunkt deren Veröffentlichung. Wie früher, jo juch- 
ten die Regierungen auch jetzt Biſchöfe zu erhalten, welchen fie nadj- 
her ihr ſchismatiſches Kirchenſyſtem aufnöthigen könnten. Schon 
vor Erlaß der Ergänzungsbulle waren Baden und Rom über 
die Ernennung des Münſterpfarrers Bernard Boll in Freiburg 
zum Erzbiſchof überein gekommen. Seine Conſecration wurde 
am 21. Oktober 1827 durch den Erzbiſchof von Köln, Grafen v. 
Spiegel, vollzogen. Hierauf übernahm der ſchwache, ſiebenzig 
Jahre zählende Greis die Leitung der aus verſchiedenen hetero— 
genen Elementen zuſammengeſetzten und innerlich zerrütteten gro— 
ßen Erzdiöceſe, um ſich den Abend ſeines Lebens durch Quäle— 
reien jeder Art von Seiten der Staatsgewalt und ihrer Organe 
verbittern zu laſſen. Als Generalvicar ſtand ihm der ſpätere 
Erzbiſchof Hermann von Vicari zur Seite. Die Würde des 
Domdecans erhielt Burg, den der Papſt zum Biſchof von Rho— 
diopolis i. p. und Weihbiſchof für Freiburg ernannt hatte. 
Dem Verwenden des badiſchen Cabinets gelang es auch, den 
naſſauiſchen Bisthumscandidaten Jakob Brand, den Rom 
früher verworfen hatte, durchzuſetzen. Burg führte den Infor— 
mativproceß. Wie aus den Acten dieſes Proceſſes erhellt, war 
Brand einer characterloſen Schwäche und eines weitgehenden 
Servilismus gegen die weltliche Gewalt beſchuldigt worden. Um 
aber den traurigen kirchlichen Verhältniſſen Naſſau's ein Ende zu 
machen, entſchloß ſich trotzdem der Papſt, deſſen gerechte Beſorg— 
niſſe Burg durch ſeine geſchraubten Berichte nicht ohne Erfolg 
zu entfernen ſuchte, zur Präconiſation Brands, der am 
11. Dezember 1827 ſeinen Einzug in Limburg hielt. Die würt— 
tembergiſche Regierung deſignirte den apoſtoliſchen Vicar von 
Rottenburg J. B. v. Keller, Biſchof von Evara i. p. Zum 
Domdecan wurde Jaumann ernannt. Die Inthroniſation des 
Biſchofs fand am 20. Mai 1828 ſtatt. Die Einſetzung des Bi— 
ſchofs von Fulda, welchen Leo XII. am 23. Juni 1828 präco⸗ 
niſirt hatte, erfolgte im September 1829. Am längſten blieb 
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Mainz verwaiſt, weil die heſſiſche Regierung ihren früheren 
Candidaten v. Wreden nicht aufgeben wollte. Erſt nach deſſen 
Tode ſchlug ſie mit Umgehung verdienſtvoller und würdiger 
Diöceſangeiſtlichen dem heiligen Vater den Domdecan Burg in 
Freiburg zum Nachfolger des heiligen Bonifatius auf dem biſchöf— 
lichen Stuhle von Mainz vor, womit der Papſt einverſtanden 
war. Am 12. Januar 1830 fand die Inſtallation des Biſchofs 
und des Domcapitels in der altehrwürdigen Kathedrale ſtatt. 
Die fünf Bisthümer waren nun beſetzt, und am 30. Januar er⸗ 
folgte die gemeinſame Publication der landesherrlichen Verordnung. 


Zehntes Kapitel. 


Die katholiſche Kirche in den anderen deutſchen Bundesſtaaten. Die apoſtoliſchen Bi- 
cariate. Laurent apoſtoliſcher Bicar des Nordens. Oppofition gegen denſelben. Seine 
Aeiſe nach Rom. Biſchof Tüpfie apoſtoliſcher Provicar des Nordens. Die Lage der 
Kirche in Heſterreich. Plan eines Concordates mit Nom. Vereitelung desſelben. 
Kaiſer Franz I. in Mom 1819. Neuer Concordatsplan. Oppoſttion gegen das ZJoſe- 
phiniſche StaatsRirdenthum. Benehmen der öſterreichiſchen Riſchöfſe. Einige für die 
Kirche günſtige Verordnungen. Verhandlungen mit Rom. Abbruch derſelben. Kaiſer 
Ferdinand I. Das alte Syſtem behauptet im Ganzen ſeine Herrſchaft. Cardinal 
Schwarzenberg und der ErjSifdiof von Olmak über die kirchlichen Verhältniſſe im 
Kaiſerſtaat. 


Die Katholiken anderer Bundesſtaaten mit meiſtens itber- 
wiegend proteſtantiſcher Bevölkerung wurden entweder einzelnen 
Diöceſen zugetheilt, oder unter die Jurisdiction apoſtoliſcher Vi— 
care geſtellt. Ein Theil der ehemaligen Landgrafſchaft Heſſen— 
Homburg wurde zu Mainz, die Grafſchaft Meiſenheim zu 
Trier geſchlagen. Die katholiſchen Gemeinden von Sachſen 
Weimar wurden zuerſt Paderborn, ſpäter Fulda einverleibt. 
Sachſen Meiningen ſchloß ſich an Würzburg an. Der ſüd— 
liche Theil von Sachſen Koburg ward mit Bamberg vereinigt, 
der nördliche Theil als Miſſionsgebiet behandelt. Die Katholiken 
von Gotha wurden erſt durch Papſt Pius IX. im Jahr 1851 
in kirchlichen Verband mit Paderborn gebracht. Die Fürſten— 
thümer Schwarzburg und Lippe ſind in kirchlicher Be— 
ziehung dem Biſchof von Paderborn untergeordnet, desgleichen 
die eine katholiſche Pfarrei im Fürſtenthum Waldeck. Braun- 
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ſchweig mit den katholiſchen Pfarreien der Reſidenz, zu Wol⸗ 
fenbüttel und St. Ludgerus von Helmſtädt ſtand früher unter 
dem apoſtoliſchen Vicariat von Niederſachſen, kam aber ſpäter zu 
Hildesheim. Der Großherzog von Oldenburg wünſchte an— 
fangs ein eigenes Bisthum für ſeine katholiſchen Unterthanen, 
das jedoch nicht zu Stande kam. Im Jahre 1831 wurden die 
Katholiken des Großherzogthums an Münſter angeſchloſſen, aber 
auf Wunſch der Regierung einem eigenen Official unterſtellt, der 
in Vechta reſidirt; Birkenfeld wurde als Diöceſangebiet Trier 
überwieſen. Für das Königreich Sachſen beſteht ein apoſto⸗ 
liſches Vicariat, das ſächſiſche (Sassonia) in Dresden. In der 
Oberlauſitz (Misnia-Lusazia) übt der Decan des aus früherer 
Zeit erhaltenen exemten St. Petersſtifts die biſchöfliche Jurisdic⸗ 
tion aus. Gewöhnlich iſt derſelbe Biſchof i. p. Seit 1850 wird 
der apoſtoliſche Vicar in Dresden zugleich zum Decan des 
genannten Stiftes gewählt, wodurch auch die kirchliche Verwal— 
tung der Lauſitz in ſeine Hand gelegt wird. Für die Katho— 
liken der Anhaltiſchen Fürſtenthümer wurde 1834 ein 
eigenes apoſtoliſches Vicariat gegründet und dem Nuntius in 
München überwieſen“!. 

Das apoſtoliſche Vicariat des Nordens für die Katholiken der 
drei norddeutſchen Hanſeſtädte, Mecklenburgs, Holſteins und Däne— 
marks war einem der benachbarten Biſchöfe untergeordnet ?. Seit 
Herbſt 1826 verwaltete der Biſchof von Paderborn, Freiherr v. 
Ledebur-Wicheln das Amt eines apoſtoliſchen Vicars, ver— 
mochte jedoch nicht, durch ſeine große Diöceſe ſchon ſehr in An— 
ſpruch genommen, die nothwendige Fürſorge ſeinen Pflegebefohle— 
nen zuzuwenden. Der heilige Stuhl entſchloß ſich daher angeſichts 
der beſtehenden Verhältniſſe, über welche er genaue Erkundigungen 
eingezogen, die Oberleitung der genannten Dijtricte einem bejon- 
deren apoſtoliſchen Vicar zu übertragen. Derſelbe ſollte in Ham⸗ 
burg ſeinen Sitz nehmen und zum Biſchof i. p. geweiht werden. 


1 Siehe Mejer, Die Propaganda, Bd. 1. 
2 Dreves, Geſch. der kath. Gemeinden zu Hamburg und Altona. 2. A. 
S. 261 ff. 


5 3 Dreves, S. 288. Ledebur hat während der Zeit ſeines Vicariates 
die nordiſchen Miſſionen nicht ein einziges Mal beſucht. 
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Die Wahl des Papſtes Gregor XVI. fiel auf Joh. Theodor 
Laurent, damals Pfarrer zu Gemmenich in der Diöceſe Lüttich. 

Geboren am 6. Juli 1804 in Aachen, abſolvirte Laurent 
ſeine Studien in Bonn, fühlte ſich aber durch das Treiben der 
Hermeſianer und die ganze Diöceſanverwaltung unter Erzbiſchof 
Spiegel abgeſtoßen und ließ ſich in die Diöceſe Lüttich aufneh— 
men. Der Nachfolger Spiegels, der Erzbiſchof Clemens Auguſt, 
hätte ihn gerne für deſſen Heimathdiöceſe wieder gewonnen; 
allein die gepflogenen Verhandlungen ſcheiterten an dem Wider- 
ſpruche des Biſchofs von Lüttich. Dafür aber ſollte Laurent ein 
anderer Wirkungskreis übertragen werden. Der Cardinalpräfeet 
der Propaganda, Franſo ni, ertheilte am 29. Mai 1839 dem 
päpſtlichen Geſchäftsträger Fornari in Brüſſel den Auftrag, 
zwei oder drei geeignete Geiſtliche für das Amt eines apoſto— 
liſchen Vicars des Nordens zu bezeichnen. Fornari, welcher Lau— 
rent kannte, ſetzte deſſen Namen auf die Liſte der Candidaten, 
und Gregor XVI. ernannte ihn auf Vorſchlag der Propaganda 
zum apoſtoliſchen Vicar und zum Biſchof von Cherſones i. p. Am 
27. Dezember empfing er die Conſecration in Lüttich durch Bi— 
ſchof von Bommel und ſchickte ſich Mitte Januar 1840 zur 
Reiſe nach Hamburg an. Der proteſtantiſche Fanatismus und 
die Intriguen des preußiſchen Geſandten in Hamburg, Legations— 
rath von Hänleins, bewirkten aber, daß der Senat dieſer 
Stadt, ſowie auch die übrigen Regierungen ſich jeder Amtsthä— 
tigkeit des neuen Vicars widerſetzten?, weshalb Laurent auf die 
Reiſe nach ſeinem Beſtimmungsorte verzichtete und ſich entſchloß, 
die ganze Angelegenheit unmittelbar vor den apoſtoliſchen Stuhl 
zu bringen. Er nahm ſeinen Weg nach Rom über Paris, um 
die Intervention der franzöſiſchen Regierung in dieſer Sache an— 
zurufen, und traf am 13. Mai 1840 in der ewigen Stadt ein. 
Seine Bemühungen in Rom waren leider erfolglos. Die Re— 
gierungen von Oeſterreich und Frankreich, deren Vermittelung 


1 Möller, Leben und Briefe von J. Th. Laurent I, S. 481 ff. 

2 Dreves, S. 296. Sehr entſchieden traten der proteſt. Syndicus 
Sieveking und der Publicift Florencourt, damals noch Proteſtant, für 
Laurent auf. Siehe Dreves, S. 299 ff. 

3 Dreves, S. 294 f. 297. 
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angerufen wurde, wollten Preußen! und den Regierungen des 
Vicariats des Nordens nicht entgegentreten, und die Propaganda 
konnte ihm auch keine Hilfe gewähren. Laurent bat deshalb den 
heiligen Vater, ihn ſeines Amtes zu entheben. Dies geſchah 
zwar nicht; dagegen ernannte Gregor XVI. den Weihbiſchof und 
Generalvicar von Osnabrück, Karl Anton Lüpke?, zum apoſto⸗ 
liſchen Provicar der däniſch-deutſchen Miſſionen, mit dem Auf- 
trage, deren Verwaltung ſo lange zu führen, als Laurent die— 
ſelbe nicht perſönlich übernehmen könne. Letzteres trat nie ein. 
Dagegen erfolgte am 13. Dezember 1841 deſſen Ernennung als 
apoſtoliſcher Vicar von Luxemburg. 

Das Großherzogthum Luxemburg;, welches mit der franzö— 
ſiſchen Republik vereinigt worden, nach dem Sturze Napoleons 
aber an Holland gefallen war, wurde 1822 der Diöceſe Namur 
einverleibt. In der belgiſchen Erhebung 1830 ſchloß ſich das 
Großherzogthum an Belgien an. Nur die Stadt Luxemburg 
verblieb unter holländiſcher Herrſchaft und kam 1833 in kirch⸗ 
licher Beziehung unter die Jurisdiction eines proviſoriſchen Ad— 
miniſtrators, dem auch der übrige Theil des Landes, welches 
1839 wieder an Holland gefallen war!“, unterſtellt wurde. 
König Wilhelm II. trat mit dem apoſtoliſchen Stuhle wegen 
Regelung der kirchlichen Verhältniſſe in Unterhandlung. Er 


1 Möller, II, 1 ff. „So lange Preußen nicht will, thut Oeſterreich 
nichts“, Laurent an Möller. Siehe S. 23. Ledebur war von der preußiſchen 
Regierung angegangen worden, ſich Laurents Amtsantritt zu widerſetzen; er 
antwortete aber, er müſſe ein treuloſer Katholik fein, um die Maßregeln des 
heiligen Stuhles zu vereiteln.“ Brief L. Ende Dez. 1839. Siehe Möller, 
I, S. 515. Der Widerſpruch Preußens hatte auch feinen Grund in dem von 
Ferdinand v. Fürſtenberg, Fürſtb. v. Münſter, i. J. 1682 geſtifteten Kapital⸗ 
fonds von 130,000 Thlrn. für die nordiſchen Miſſionen, deſſen Einkünfte die 
preußiſche Regierung mit Beſchlag belegt hatte. Crit Friedrich Wilhelm IV. 
machte durch Cabinetsordre vom 13. Juni 1842 das der Kirche zugefügte 
Unrecht einigermaßen wieder gut. Siehe Dreves, S. 28. Möller, I, 
S. 500. Hiſt.⸗pol. Bl. Bd. 6 S. 497 ff. Mejer, Die Propaganda I, 
S. 314 ff. 

2 Siehe S. 102. 

5 Möller, II. S. 169 ff. 

Möller, II, S. 171. Mit 1 jetzi i 2 
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wünſchte Errichtung eines Bisthums für Luxemburg. Leider 
vereitelte Monſignore Capacein i' die Pläne des Königs, fo 
daß weder ein Bisthum noch überhaupt eine Vereinbarung zu 
Stande kam, ſondern nur das apoſtoliſche Vicariat Luxemburg 
errichtet wurde. Am 30. Januar 1842 hielt Laurent ſeinen Ein⸗ 
zug in Luxemburg, wo er unter vielen Schwierigkeiten und An— 
feindungen von Seiten der Freimaurer und Kirchenfeinde ſein 
mühevolles Amt mit Segen verwaltete, bis es ſeinen Gegnern 
gelang, im Revolutionsjahre 1848 ſeine Vertreibung aus dem 
Großherzogthum zu bewirken?. Laurent zog ſich in ſeine Ge— 
burtsſtadt Aachen zurück (7 1884). 


Wenn auch einzelne joſephiniſche Verordnungen unter Kaiſer 
Franz J. aufgehoben, gemildert oder nicht in Anwendung ge— 
bracht wurden, ſo behauptete doch das falſche Syſtem während 
der Regierung dieſes Monarchen die volle Herrſchaft, welche die 
Katholiken Oeſterreichs um ſo ſchwerer empfinden mußten, als 
beſonders nach den Freiheitskriegen der Ruf nach einer freieren 
Stellung der Kirche außerhalb des Kaiſerſtaates immer lauter 
ertönte. Auch der apoſtoliſche Stuhl erhob ſeine Stimme für 
die Freiheit und Autonomie der Kirche und wandte ſich wieder— 
holt an das Wiener Cabinet um Aufebung der unkirchlichen Ver— 
ordnungen, deren verderbliche Wirkungen ſich immer fühlbarer 
machten. Der billig denkende und gerechtigkeitsliebende Monarch, 
welchem die durch den Joſephinismus herbeigeführte widernatür— 
liche Stellung der Kirche in Oeſterreich nicht entging, ſchenkte den 
päpſtlichen Vorſtellungen Gehör. Auch ſein Hof- und Staatskanzler, 
Fürſt Metternich, war nach ſeiner eigenen Verſicherungs mit 
dieſem Plane einverſtanden und traf Anſtalten zu deſſen Ver— 
wirklichung. Seine Lage war allerdings ſchwierig; denn in 
den höheren Sphären der Regierung gab ſich eine unver— 
kennbare Vorliebe für das Staatskirchenthum kund, ſo daß der 
Staatskanzler ziemlich iſolirt daſtand. Doch begann er ungeachtet 


1 Möller, II, S. 51 und 172 ff. 
2 Möller, Il, S. 454 ff. 
3 Aus Metternichs nachgelaſſenen Papieren, Bd. 3 S. 7 ff. 
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dieſer Hinderniſſe die Verhandlungen, welche das gewünſchte Ziel 
herbeiführen ſollten. Mehrere Conferenzen zwiſchen ihm und 
Conſalvi hatten vorläufig die Grundlagen feſtgeſetzt, welche bei 
den Unterhandlungen als Norm dienen ſollten. Er ſelbſt er- 
zählt hierüber: Die perſönlichen Geſinnungen des Kaiſers 
Franz waren der Beſeitigung der ſeit der Regierungsperiode 
Joſephs II. beſtehenden Zuſtände aus religiöſen wie aus politi- 
ſchen Gründen zugewendet. Anders ſtand es mit der Beamten— 
welt, ja ſelbſt im Klerus hatten, mit geringen Ausnahmen, die 
febronianiſchen Lehren tiefe Wurzeln geſchlagen. In der höchſten 
Schichte der Regierung ſtand ich allein auf dem Boden der 
Wahrheit in dieſer wichtigen Frage. Ich ließ mich durch dieſe 
Lage nicht abſchrecken und verfolgte ſonach die zu löſende Auf— 
gabe nach jenen Grundzügen, die ich in meinen Beſprechungen 
mit Cardinal Conſalvi feſtgeſtellt hatte. Als Gehilfen für das 
große Unternehmen hatte ich den damaligen geiſtlichen Referenten 
im Staatsrath, Propſt von Jüſtel, herbeigezogen. Im Jahre 
1817 bot mir die Verheirathung der Erzherzogin Leopoldine mit 
dem portugieſiſchen Thronfolger Dom Pedro eine Gelegenheit, 
den geheimen Verhandlungen, die ich mit dem römiſchen Stuhle 
eingeleitet hatte, Aufſchwung zu geben. Ich veranlaßte die Sen— 
dung des erwähnten Propſtes nach Rom und behielt mir vor, 
im Falle ſich günſtige Ausſichten auf eine Verſtändigung zwi⸗ 
ſchen den beiden Regierungen eröffnen ſollten, mich perſönlich, 
nach erfolgter Uebergabe der Frau Erzherzogin zu Livorno, nach 
Rom zu begeben. Dieſer Plan mußte unterbleiben, weil ich das 
Geſchäft nicht reif zu einem Abſchluß erkannte.“ 

Als Kaiſer Franz I. im Jahre 1819 Rom beſuchte, über— 
reichte ihm Papſt Pius VII. eine Art Promemoria über die 
kirchlichen Zuſtände Oeſterreichs, insbeſondere über die Ehegeſetz— 
gebung, und verlangte Abhilfe. Der edle Herrſcher wünſchte auf— 
richtig eine Verſtändigung und forderte nach ſeiner Rückkehr in 
ſeine Reſidenz von ſeiner Geſetzgebungscommiſſion beſondere Gute 
achten über die einzelnen Punkte. Leider wurde der Fortgang der 
Unterhandlungen durch die von den kaiſerlichen Räthen erhobenen 
Schwierigkeiten gehemmt. Die eingereichten Gutachten, an deren Ab— 
faſſung der Febronianer Dr. Dolliner, Profeſſor des canoniſchen 
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Rechts an der Univerſität, ſehr großen Antheil hatte, und die 
auf dieſelben geſtützten Anträge waren ſo formirt, daß eine Ver— 
einbarung mit dem heiligen Stuhl auf dieſer Baſis eine reine 
Unmöglichkeit war. Der Kaiſer gab deshalb ſeinen Plan vor— 
läufig wieder auf. 

Doch blieben die neuen Freiheitsideen, welche in Wort und 
Schrift ſo gewandte Vertreter und Vertheidiger fanden, nicht 
ohne allen Einfluß auf den Kaiſerſtaat, den man doch nicht durch 
eine chineſiſche Mauer vom übrigen Deutſchland abſchließen 
konnte. Trotz der Argusaugen der Cenſur fanden die Schriften 
der Wortführer der politiſchen und religiöſen Freiheit Eingang 
in Oeſterreich und auch eine immerhin nicht unbedeutende An— 
zahl von Leſern, welche, von dieſen Ideen angeregt, dieſelben 
wieder in andere Kreiſe verpflanzten. Im Lande ſelbſt traten 
gewiegte Männer auf, welche das abgehauſte joſephiniſche Sy- 
ſtem direct und indirect bekämpften. Allerdings waren dies 
nur einzelne Feuerfunken. Aber ſie zündeten. Allmälig bildete 
ſich eine Oppoſition gegen das Staatskirchenthum, der ſelbſt hoch— 
geſtellte und am Hofe einflußreiche Männer angehörten. 

Wäre der öſterreichiſche Episcopat gemeinſchaftlich und mit 
Energie gegen das herrſchende Syſtem aufgetreten, jo hätte er 
unter dieſen Umſtänden eine heilſame Kriſis herbeiführen können. 
Leider vermochten die perſönlich ehrenwerthen Prälaten zu einer 
beharrlichen und thatkräftigen Bekämpfung des Joſephinismus ſich 
nicht zu erſchwingen. Sie kannten theils die Größe des Uebels 
nicht, theils fehlte ihnen der Muth, gegen dasſelbe Front zu 
machen. Durch ihre frühere Stellung als Referenten der Lan— 
desregierung, oder als Mitglieder der vom Staate ganz be— 
herrſchten Conſiſtorien?, hatten ſich die meiſten Biſchöfe in. 
die ſtaatliche Bevormundung ſo ſehr hineingelebt, daß ſie kaum 
den Gedanken einer freien, von der Staatsgewalt unabhän⸗ 
gigen Kirche faſſen konnten. Sie empfanden daher die un- 
würdige Stellung, zu welcher ſie verurtheilt war, gar nicht und 
hofften alles Heil von der Landesregierung. Aber auch jene 
Biſchöfe, welche eine richtige Anſicht von der Kirche und ihren 

1 Beidtel, S. 181 ff. 186 f. 

2 Es war eine ſtaatliche Kirchenbehörde neben dem Biſchof. 
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Rechten hatten und die chaotiſchen Zuſtände tief beklagten, konn⸗ 
ten nicht mit Nachdruck für die kirchliche Autonomie eintreten, 
weil ihnen ein Mittelpunkt fehlte, um den ſie ſich hätten ſchaa⸗ 
ren können, um mit vereinten Kräften einen ſo ſchwierigen 
Kampf zu führen!. 5 

Und doch war dieſer Kampf unabweisbar, wenn nicht eine 
friedliche Ordnung der kirchlichen Verhältniſſe in Oeſterreich ein⸗ 
trat. Wohl erfolgten einige der Kirche günſtige Entſcheidungen 
von der oberſten Landesſtelle, die jedoch mehr dem perſönlichen 
Wohlwollen des Kaiſers Franz I. als dem Gerechtigkeitsſinne 
jeiner Staatsmänner zuzuſchreiben find. Die Aufnahme der Res 
demptoriſten und der Jeſuiten (1820) in den Kaiſerſtaat war ein 
Anfang zum Beſſeren. Auch den Biſchöfen wurden manche ihnen 
kraft ihres Amtes zuſtehende, aber durch Kaiſer Joſeph II. ent⸗ 
riſſene Rechte wieder zurückgegeben. Dahin gehörte die Ueber— 
wachung der theologiſchen Vorträge (1822), die Cenſur theolo— 
giſcher Schriften (1824), die Erweiterung der biſchöflichen Dis- 
ciplinargewalt, die Modification und Handhabung der kaiſer— 
lichen Ehegeſetze u. ſ. w.? Allein alle dieſe ſ. g. Zugeſtändniſſe 
waren doch nur Palliative. Die falſchen Grundſätze blieben un— 
angetaſtet und je mehr in den Hofkreiſen eine der katholiſchen 
Kirche günſtigere Strömung herrſchte, um ſo mehr eiferten die 
Vertreter des Joſephinismus unter den Beamten, Geiſtliche und 
Laien, gegen das Geſpenſt des Ultramontanismus.“ 

Obſchon der Plan des Kaiſers Franz J., durch eine Ver— 
einbarung mit dem heiligen Stuhl die obſchwebende Frage in 
einer Kirche und Staat befriedigenden Weiſe zu löſen, durch 
verſchiedene Urſachen, vorzüglich aber durch ſeine ſtaatskirchlichen 
Räthe vereitelt worden war, ſo griff er denſelben doch noch 
einigemal auf. Allein es war ihm nicht vergönnt, dieſe wich— 
tigſte Angelegenheit ſeines Herzens vor ſeinem Scheiden aus 
dieſer Welt in Ordnung zu bringen. Die in den Jahren 1833 
und 1834 gepflogenen Unterhandlungen verliefen aus denſelben 
Gründen wie die früheren ohne Reſultat. „Was ein Concordat 
vorausſetzte“, ſchreibt Appellationsgerichtsrath Beidtels, hatten 


1 Beidtel, S. 174 ff. — 2 A. a. O. S. 184 ff. Siehe Kapitel 24. 
3 A. a. O. S. 187 f. 
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ſich viele Perſonen am öſterreichiſchen Hofe nicht klar gemacht. 
Mehrere hofften, gegen eine Nachgiebigkeit in Kleinigkeiten eine 
Anerkennung des öſterreichiſchen Kirchenrechts vom Papſte zu er— 
halten, und auf dieſem Wege der Bemerkung, mehrere öſterrei⸗ 
chiſche Geſetze in Kirchenſachen ſeien dem katholiſchen Syſtem ent— 
gegen, auf dem kürzeſten Wege zu entgehen.“ Daß an ſolchen 
Anſchauungen und Wünſchen alle Concordatsverſuche ſcheitern 
mußten, bedarf kaum einer Erwähnung. „Schon die erſten Er— 
öffnungen von Seite des öſterreichiſchen Hofes zeigten dem 
Papſte, daß keine für den Abſchluß eines Concordats paſſende 
Grundlage vorgeſchlagen werde und die ganze Unterhandlung be— 
wies nur, wie wenig manche Männer, welchen der Kaiſer in 
dieſer ſehr geheim gehaltenen Sache ſein Zutrauen geſchenkt 
hatte, von dem Gegenſtande verſtanden.“ Die Verhandlungen 
wurden abgebrochen. Die Wünſche und Hoffnungen des edlen 
Kaiſers blieben unerfüllt. 

Doch gab er auch jetzt ſein Vorhaben nicht auf, ſondern legte 
dieſe wichtige Angelegenheit in die Hände ſeines „beſten Freun- 
des“, des Fürſten Metternich, welcher ſich hierüber alſo äußert: 
„Als der moraliſch mit mir vollkommen einverſtandene Kaiſer 
Franz zu Anfang des Jahres 1835 ſeiner Auflöſung entgegen— 
eilte, verordnete er in einer teſtamentariſchen Verfügung, daß 
die Controverſe zwiſchen Staat und Kirche in der kürzeſten Friſt 
beendet werde, und benannte als die Vollſtrecker ſeines Willens 
mich und den damaligen Biſchof von St. Pölten (Wagner). Der 
Drang, welcher dem Regentenwechſel ſtets folgt, verhinderte im 
erſten Momente die ſofortige Löſung der ſo wichtigen, mir ſo 
ſehr am Herzen liegenden Aufgabe; binnen kurzer Friſt ſtarb 
der von Kaiſer Franz bezeichnete Biſchof. Meine Wahl für 
deſſen Erſatz fiel auf den damaligen Prälaten, Abt Rauſcher; 
vereint ſtellten wir uns dem Beamtenthum entgegen, aber es 
gelang uns nicht, das Geſchäft zu jenem Ausgang zu bringen“. 
Auf dieſe Weiſe blieb auch unter Ferdinand J. das alte, 
verknöcherte Bevormundungsſyſtem in Kraft, und nur einzelne 
verderbliche Auswüchſe wurden abgeſchnitten. Die Idee eines 
Concordates war ganz aufgegeben. Angeſehene, hohe Staats— 
männer und ſelbſt Fürſt Metternich hielten den Abſchluß eines 
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Concordates für nicht opportun und meinten, man könne den 
abgelebten Joſephinismus auf dem Wege der Geſetzgebung un⸗ 
wirkſam machen. Dies hätte allerdings geſchehen können, wenn 
es der Regierung nur Ernſt geweſen wäre. Aber ſie konnte ſich 
nicht entſchließen, das Uebel an der Wurzel anzugreifen, ſondern 
wollte nur in einzelnen Fällen Erleichterungen eintreten laſſen, 
womit jedoch nicht viel gewonnen war. 

Unterdeſſen hatte jedoch ein Umſchwung in den Anſchauungen 
des höheren und niederen Klerus ſtattgefunden. Die wahren 
kirchlichen Grundſätze fingen an, auch in Oeſterreich ſich geltend 
zu machen, und gewannen im Laufe der Zeit immer mehr An- 
hänger und Vertheidiger. Das Kölner Ereigniß deckte von neuem 
die Schäden der joſephiniſchen Ehegeſetzgebung auf. Es kam zu 
Erörterungen zwiſchen Regierung und Episcopat. An einzelnen 
Orten drohten Conflicte auszubrechen. Auch die Kämpfe in 
Frankreich für die Freiheit des Unterrichtes, namentlich die herr— 
lichen Reden, welche damals in der Kammer der Abgeordneten 
und in der Pairskammer gehalten wurden, übten eine zündende 
Wirkung auf Oeſterreich aus. Die Oppoſition gegen das Staats- 
kirchenthum fand vorzüglich ihren Ausdruck in der periodiſchen 
Preſſe. Wurden die Augen der Staatsmänner durch die gediegenen 
Artikel in- und ausländiſcher Blätter und durch die Vorgänge 
in den anderen Ländern auf die religiös-kirchlichen Fragen ge- 
lenkt, jo zeigte ihnen nicht minder der Rongeſcandal, deſſen Ge- 
neſis, Weſen und Wirkungen Fürſt Metternich ſo klar erkannte 
und ausſprach!, was eine geknechtete Kirche auf die Menſchheit 
vermag und mußte dieſelben von der unabweisbaren Noth— 
wendigkeit überzeugen, der katholiſchen Kirche die ihr von 
Gott und Rechtswegen gebührende Stellung im Staate einzu— 
räumen. Leider geſchah es nicht. Eine weſentliche Verbeſſerung 
der kirchlichen Zuſtände trat nicht ein. Man konnte ſich in den 
höheren Regionen nicht entſchließen, ein anerkannt falſches und 
verderbliches Syſtem aufzugeben. Die unwürdige bureaukratiſche 
Maßregelung der Kirche dauerte fort, wenn auch der fromme 

Sinn des Kaiſers Ferdinand I. und die Klugheit ſeines Staats- 
kanzlers manche Herbheiten der joſephiniſchen Geſetze milderten. 


1 Das Nähere hierüber im Kapitel über die Trierer Wallfahrt rc. 
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Ein ſehr anſchauliches Bild der kirchlichen Verhältniſſe im 
Kaiſerſtaat entwarf der verdienſtvolle Cardinal Fürſt v. Schwar— 
zenberg in der Sitzung des Herrenhauſes am 20. März 1868. 
Wir wollen die Hauptſtellen ſeiner ausgezeichneten Rede! hier 
wörtlich anführen und dieſelben durch authentiſche Actenſtücke 
anderer Kirchenfürſten und durch unleugbare Thatſachen ergänzen. 

„Es ruhte“, jo lauten die Worte Sr. Eminenz, „wenn auch 
nicht der Druck des Zwanges, doch der Druck des Staatsabſolu— 
tismus und das ſehr knotige Netz der Bureaukratie auf der 
Kirche. Es war jede freie Bewegung des Klerus gehemmt und 
verpönt. Kein Wunder, wenn dann keine freie Willensäußerung, 
kein freies Wort, kein freies Handeln zu Stande kommt. Die 
nun längſt Dahingeſchiedenen werden es mir, wie ich glaube, 
nicht übel nehmen, wenn ich ſage: Es war vielfältig auch die 
Unkenntniß daran Schuld. Es iſt bekannt, als Kaiſer Joſeph II. 
die Grundſätze der damaligen Zeit zum Geſetze erhob, wurden 
die ſogenannten Generalſeminarien errichtet, und ſowohl im Ge— 
neralſeminarium als in den übrigen Schulen wurden von dem 
Katheder herab nach Schulbüchern Vorleſungen gehalten, die 
großentheils der janſeniſtiſchen und der febronianiſchen Schule 
entnommen waren, und diejenigen Biſchöfe, die damals ſich den 
Anſichten des Kaiſers Joſeph widerſetzten, kamen in Ungnade.“ 
„Die Verbindung mit dem heiligen Stuhle war ſoviel als abge- 
ſchnitten; bis zum Jahr 1840 war es beinahe unerhört, daß ein 
Biſchof Oeſterreichs der uralten Pflicht nachgekommen wäre, ein- 
mal nach Rom zu reiſen, dort die heiligen Stellen zu beſuchen 
und dem heiligen Vater Rechenſchaft über ſeine Amtsführung 
abzulegen; die Correſpondenz der Biſchöfe mit Rom war unter- 
bunden durch die Bureaukratie; man mußte durch die Hofkanzlei, 
durch die Staatskanzlei die Briefe nach Rom ſenden; man war 
angewieſen, ſich an den kaiſerlichen Agenten in Rom zu wenden 
und der förderte an keine römiſche Congregation irgend ein 
Actenſtück, wenn es nicht mit dem placetum regium von Haus 
aus verſehen war. Auch die nach den katholiſchen Geſetzen vor— 

1 Die katholiſchen Stimmen des öſterreichiſchen Herrenhauſes. Reden, 
gehalten in der Ehegeſetzdebatte vom 19., 20. und 21. März 1868. Wien 


1868. S. ds ff. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 10 
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geſchriebenen Berichte der Biſchöſe nach Rom, aus denen der 
heilige Stuhl die Zuſtände hätte entnehmen können, waren ganz 
aus der Uebung gekommen. Selbſt Bücher und Schriften von 
dort herzubringen, war ſehr ſchwierig, kaum ein römiſcher Sche⸗ 
matismus wurde bei irgend einer biſchöflichen Curie in Oeſter— 


reich vorgefunden. Es war wohl ein apoſtoliſcher Nuntius in 


Wien, es wurde aber beinahe Obacht gegeben, wer ihn beſucht, 
und wer nicht . .. Wenn auch alle Biſchöfe orientirt geweſen 
wären — und es gab auch einige orientirte — ſo war es ihnen 
kaum möglich, ihre Geſinnungen kund zu geben. Hirtenbriefe 
und Erläſſe waren nicht nur dem „imprimatur“, ſondern auch 
dem „placet“ der Behörden unterworfen.“ 

„In Ausübung des Hirtenamtes waren die Biſchöfe gleich— 
falls gehemmt. Irgend eine mehrtägige, öffentliche Andacht zu 
halten, war nicht ſtatthaft ohne die Zuſtimmung der politiſchen 
Behörden. Es kam mir ſelbſt noch beiläufig im Jahre 47 vor, 
daß in irgend einer Pfarre im Gebirge auf den Wunſch des 
Seelſorgers eine ſogenannte Volksmiſſion ſollte gehalten werden. 
Die hohe Landesregierung hat es nicht erlaubt. Auch war es 
den Biſchöfen nicht erlaubt, ſchriftlich allgemeine Weiſungen an 
den Klerus zu geben. Die allgemeine Weiſung mußte vorher 
dem Placetum der Staatsbehörden unterzogen werden.“ 

Als Ergänzung der vom Fürſterzbiſchof von Prag vorge— 
brachten Klagen und zur Vervollſtändigung des Bildes ſollen 
hier noch einige Punkte aus dem Schreiben? des Fürſterzbiſchofs 
von Olmütz, Freiherrn v. Summerau-Beckh, an den Mi⸗ 
niſter des Innern vom April 1848 herausgehoben werden. Der 
hohe Kirchenfürſt, mit dem ſich ſein Suffragan, der Biſchof von 
Brünn, verbunden, verlangt Aufhebung des Placet, das mit der 
zugeſtandenen Preßfreiheit unvereinbar ſei, und Freigebung des 
Verkehrs mit Rom „in Dingen, welche das Kirchenregiment be— 
treffen“, Beſeitigung „der ſeitherigen unwürdigen Anforderung der 


„Ich habe“, erzählt der Cardinal, einen ganz wackeren Profeſſor des 
Kirchenrechtes in einer Provinzialſtadt gekannt, der, als er nach Wien reiſte, 
großen Anſtand nahm, ſich dem apoſtoliſchen Nuntius vorzuſtellen, um da⸗ 
durch nicht Mißdeutungen und allerlei Verlegenheiten ſich auszuſetzen.“ 

2 Sylvius, Die Zukunft der Kirche in Oeſterreich S. 73 ff. 
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bürgerlichen Legislation an die Biſchöfe, vermöge welcher ſie bis 
nun gehalten waren, ſich von den politiſchen Behörden eine Er— 
mächtigung zu erbitten, um in Sachen des Glaubens, der Sitten 
und der kirchlichen Disciplin mit dem Oberhaupte der Kirche in 
Verkehr zu treten, oder rein geiſtliche Anordnungen dieſes Ober— 
hauptes in Ausführung zu bringen.“ Ebenſo nimmt der Fürſt— 
erzbiſchof das bisher den Biſchöfen vorenthaltene Recht in An— 
ſpruch, „die ihnen anvertrauten Kirchen nach jenen weiſen, für 
das Staatswohl in keiner Beziehung bedenklichen Normen zu re— 
gieren, welche in den canoniſchen Vorſchriften enthalten ſind“ 
wobei er beſonders auf die Eheſachen, die Stiftungsangelegen— 
heiten und das Stiftungsvermögen hinweiſt und beklagt, daß „die 
kirchliche Legislation in dieſen Gegenſtänden entweder ganz ſuppri⸗ 
mirt“ worden ſei, oder „nur theilweiſe unter mannigfachen von 
der politiſchen Gewalt ausgehenden Hemmniſſen geübt werden 
könnte.“ Weiter verlangt er für die Biſchöfe die Oberleitung der 
geiſtlichen Seminarien, Prüfung und Anſtellung der Profeſſoren, 
Approbation des Lehrplanes, ferner eine Umänderung der Pfarr- 
concursprüfungen im Geiſte der dießfalls beſtehenden kirchlichen 
Vorſchriften“, einen entſprechenden, nicht blos berathenden Einfluß“ 
des Biſchofs bei Beſetzung von „Gymnaſial-Katechetenſtellen“, ſo— 
wie „der Religionslehrer und Exhortatoren der höheren Studien— 
abtheilungen“ und eine entſprechende Betheiligung der kirchlichen 
Stellen an der Verwaltung des Kirchenvermögens !. 

b Aus dieſen Mittheilungen iſt hinlänglich erſichtlich, wie 
ſchlimm es um die kirchlichen Gerechtſame in Oeſterreich beſtellt 
war, und, um mit den Worten des Fürſterzbiſchofs zu ſchließen, 
wie vieles noch zu wünſchen übrig blieb, um die Ausübung der 
legislativen, richterlichen und vollziehenden kirchlichen Gewalt 
jener hemmenden und entwürdigenden Feſſeln zu entledigen, in 


1 Wiewoh! den Biſchöfen die geſetzlich verbürgte Einſicht in die Gebah⸗ 
rung mit dem aus eingezogenem Kirchengute gebildeten Religionsfond nie⸗ 
mals gewährt wurde, ſo iſt es doch ein offenkundiges Geheimniß, daß dieſer 
im Laufe der Zeit auf allerhand Staatsbedürfniſſe verwendete Fond nur 
mehr auf dem Papier exiſtirt, ſomit das Erbe der frommen Vorfahren eine 
den urſprünglichen Stiftungen ſchnurſtracks widerſtreitende Widmung gefunden 
hat.“ (A. a. O. S. 80 f.) 

1 
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welche die Kirche aus ungegründetem Mißtrauen der Staatsge— 
walt durch die politiſche Geſetzgebung gelegt und zu ihrer eigenen 
Verkümmerung wie auch gewiß zum Nachtheile des Staates ge— 
hindert war, die ihr gewordene göttliche Miſſion auf Erden voll— 
kommen zu erfüllen.“ 

Wie ſehr übrigens der Kaiſer einen Ausgleich mit dem apo— 
ſtoliſchen Stuhle wünſchte, erhellt aus den Mittheilungen eines 
Mannes, welcher eine genaue Einſicht in die Sachlage hatte. 
„Der letzte Wille des ſterbenden Kaiſers Franz I.“, ſagt der Ver— 
faſſer einer Broſchüre: Der Joſephinismus und die kaiſerlichen 
Verordnungen vom 18. April 1850 in Bezug auf die Kirche, ,ift 
nicht ohne alle Wirkung verhallt, und ſein Nachfolger, S. M. 
Kaiſer Ferdinand, nahm, theils den Eingebungen ſeines eigenen 
Religionseifers, theils dem Drängen Papſt Gregor XVI. nach- 
gebend, die Angelegenheit wieder auf, und trug dem ſeligen Bi— 
ſchof von St. Pölten, Wagner, und zwei demſelben zu dieſem 
Zwecke beigeordneten Staatsräthen auf, zweckmäßige Vorſchläge 
in dieſer Hinſicht zu unterbreiten. Die Stelle des verſtorbenen 
vortrefflichen Wagner bei der Hofcommiſſion wurde in Folge 
einer allerhöchſten Anordnung von einem ungariſchen Biſchof ein⸗ 
genommen, und nachdem Pius IX. gleich nach ſeiner Thronbe— 
ſteigung ſeine Stimme für die unverjährbaren Anſprüche des 
apoſtoliſchen Stuhles kräftig erhob, jo wäre auf Grundlage des 
nach den ſorgfältigſten Verhandlungen ausgearbeiteten Operats, 
und bei der nicht genug zu lobenden Bereitwilligkeit des guten 
Kaiſers, und bei dem Eifer, mit welchem der Staatskanzler dieſe 
Angelegenheit, die er als eine Ehren- und Gewiſſensſache fiir 
ſeine Perſon betrachtete, zum Ziele zu führen ſtrebte, der beſte 
Erfolg zu hoffen geweſen, wenn die Zaghaftigkeit von Einigen 
nicht zum Aufſchube ihre Zuflucht genommen hätte, und wenn 
die Märzereigniſſe nicht dazwiſchen gekommen wären“ !. Doch 
haben nach Metternichs Urtheil „die Umſtürze des Jahres 18485 
dem Abſchluſſe einer Vereinbarung mit dem heiligen Stuhl ſend— 
lich die Bahn gebrochen“? 


1 Seite 47 f. 
2 Aus Metternichs nachgelaſſenen Papieren, Bd. 3, S. 9. 
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Elftes Kapitel. 


Das bayeriſche Concordat. Verzögerung ſeiner Publication. Oppofition gegen dasfelbe. 
Anſelm v. Feuerbach. Aufhetzung der Proteſtanten. Adreſſenſturm. Verhalten der 
Regierung. Audhart, Terchenfeld. Miniſterialconferenz vom 11. März 1818. Ber- 
öffentlichung der Verfaſſung nebſt Aeligionsedict und Concordat. Proteſt des heiligen 
Stußles gegen das Edict. Sendung Helfferichs nach Rom. Note Häffelins vom 
27. September 1818. Abreife des Nuntius Serra Caſſano nach München. Königliches 
Aeſcript vom 7. November. Note Aechbergs an Conſalvi von demſelben Datum. 
Papfilides Breve an den König. Note Conſalvi's vom 13. Januar 1819. 


Am 24. Oktober unterzeichnete König Maximilian Joſeph von 
Bayern das Concordat vom 5. Juni 18171; allein die Regierung 
verzögerte die Verkündigung desſelben als Staatsgeſetz, welche 
ausdrücklich feſtgeſetzt war. Um ſo eifriger drang ſie dagegen in 
Rom auf die Beſtätigung der neu ernannten Biſchöfe und die 
Umſchreibung der Diöceſen. Dieſe Taktik hängt mit dem uns 
ſchon bekannten Plane der Regierung, die Beſtimmungen des 
Concordats durch ein organiſches Edict einſeitig zu verändern 
und aufzuheben, ganz innig zuſammen. Konnten die Febronianer 
und Illuminaten, welche auch im Miniſterium vertreten waren, 
den Abſchluß des Concordates nicht verhindern, ſo ſuchten ſie 
dasſelbe wenigſtens in der Hauptſache unwirkſam zu machen. 
Um an der Ausführung dieſes Planes von Rom nicht gehindert 
zu werden, beſchloß man, gegen die Wünſche des Königs und des 
Kronprinzen Ludwig, die Publication des Concordats als Staats- 


1 Siehe Seite 36. 
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geſetz zu verſchieben, um nach vollendeter Organiſation der Bis⸗ 
thümer den Hauptzweck um ſo ſicherer zu erreichen. 

Unterdeſſen wurde das Concordat durch die öffentlichen 
Blätter bekannt, und brachte alle Gegner der Kirche in Harniſch. 
Alsbald erhob ſich aus ihrem Lager ein wahrer Sturm gegen 
dasſelbe 1. Die Hauptanfeindungen gingen von der Partei Weſ⸗ 
ſenbergs aus, die ihre Pläne durch das Concordat durchkreuzt 
jah. Mit ihnen vereinigten ſich die von dem Criminaliſten An⸗ 
ſelm v. Feuerbach?, damals Präſident des Appellhofs in Ans— 
bach, fanatiſirten Proteſtanten, deren angeborenes Vorurtheil 
gegen die katholiſche Kirche durch das Reformationsfeſt von 1817 
neue Nahrung erhalten hatte. Auch eine nicht unbeträchtliche 
Anzahl königlicher Beamten, die bisher gewohnt waren, die Geiſt⸗ 
lichen als ihre Untergebenen und die katholiſchen Angelegenheiten 
als Polizeiſache zu behandeln, konnten den Gedanken an eine der 
Staatsbevormundung entzogene Kirche nicht faſſen und verſtärk— 
ten die Oppoſition gegen das Concordat, welches auch von man⸗ 
chen ſ. g. aufgeklärten Mitgliedern des Klerus angefeindet ward. 
Um die Maſſen aufzuregen, ſcheuten die Concordatsſtürmer vor 
den unwürdigſten Mitteln nicht zurück. Sogar die Theuerung 
von 1817 mußte zu dieſem Zwecke dienen, indem man angab, 
die „hohe“ Dotation der Bisthümer würde den finanziellen Ruin 
des Landes und eine Vermehrung der Steuern zur Folge habens. 
Fulminante Zeitungsartikel und gehäſſige Broſchüren mit den 
obligaten Phraſen von Obſcurantismus, Intoleranz, Anmaßung 
der römiſchen Curie und ähnlichen Schlagwörtern ſollten der künſt— 
lich hervorgerufenen concordatsfeindlichen Demonſtration mehr 
Nachdruck und größere Ausdehnung verleihen . Der Verſuch 
glückte. Das Concordat wurde namentlich für die Proteſtanten 
der Popanz, deſſen bloſer Name ſie ſchon mit Entſetzen erfüllte. 


1 Vgl. Eichſtätter Paſtoralblatt 1865. S. 235 ff. 

2 Einer der von Montgelas berufenen proteſtantiſchen Norddeutſchen. 

s Feuerbach ſchreibt an Tiedge 21. Januar 1818, die Dotirung der 
Kirche ſtürze den Staat mit ſeinem ganzen Volke in Bettelarmuth.“ 

Die Schriften für und gegen das Concordat ſ. Silber nagl, Ver⸗ 


faſſung und Verwaltung ſämmtlicher Religionsgenoſſenſchaften in Bayern. 
Landshut 1870. 
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Ein Adreſſenſturmu wurde von Feuerbach veranſtaltet. Aus 
verſchiedenen proteſtantiſchen Städten des Königreichs liefen 
Adreſſen an den König ein, in welchen er gebeten wurde, der 
proteſtantiſchen Kirche die bisher genoſſenen Rechte und Frei— 
heiten, wie ſie durch die Conſtitution vom 1. Mai 1808, durch 
das Religionsedict vom 24. März 1809 und durch die deutſche 
Bundesacte vom 8. Juni 1815 gewährleiſtet ſeien, zu erhalten 
und durch ein auch vom Kronprinzen zu unterzeichnendes Staats— 
geſetz ſicher zu ſtellen.“ Auch der proteſtantiſche Oberkirchenrath 
Schmidt richtete am 24. Januar 1818 ein Gutachten an 
den Miniſter von Thürheim, in welchem er die angeblichen Ge— 
fahren namhaft macht, von welchen der Proteſtantismus durch 
das Concordat bedroht würde. 

Um die künſtlich aufgeregten Gemüther zu beſchwichtigen, 
wurde ihnen von Seiten der kirchlichen Behörden wiederholt die 
Erklärung gegeben, daß ihre Rechte durchaus nicht angetaſtet 
würden. Die Angriffe auf das Concordat dauerten aber fort. 
Auch Freiherr v. Aretin, der bayeriſche Bundestagsgeſandte 
in Frankfurt a. M., wo damals die Abgeordneten der vereinten 
Fürſten der oberrheiniſchen Kirchenprovinz ihre ſchismatiſch-ſtaats⸗ 
kirchlichen Pläne entwarfen, berichtete nach München, daß ver- 
ſchiedene Regierungen das Concordat mißbilligten. 

Hätte die Regierung mehr Feſtigkeit und Energie gezeigt, 
ſo wäre der Sturm gegen das Concordat im Sande verlaufen; 
denn die ganze Agitation war das Werk weniger Männer, wel— 
chen die Unterzeichner der Adreſſen nur als Werkzeuge dienten. 
Allein die bayeriſchen Staatsmänner ſahen dem Treiben, das 
einzig auf Einſchüchterung des Königs und beſonders des Kron— 
prinzen berechnet war, ruhig zu und förderten es noch indirect, 
wenn nicht einige derſelben ein noch ſchwererer Vorwurf trifft. 
Wenigſtens wirft die Thatſache ein eigenthümliches Licht auf 
die miniſteriellen Kreiſe, daß der königliche Generalfiscalats- 
rath Ignaz v. Rudhart, ſeit 1819 Miniſterialrath, einen ſehr 
giftigen, vornehmlich für den König berechneten Aufſatz gegen 


1 Ludwig Feuerbach, A. v. Feuerbachs Leben II, S. 84 ff. 90 ff. 
Fe 
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das Concordat in Zſchokke's „Ueberlieferungen zur Geſchichte un- 
ſerer Zeit“ erſcheinen ließ 2. Ob der in den Mantel der Wnony- 
mität gehüllte Pamphletiſt nur für ſich allein handelte, oder ob 
er das Organ einer gewiſſen Partei in den höheren Regie- 
rungskreiſen war, kann nicht mit Sicherheit angegeben werden. 
Dagegen ſteht feſt, daß die Polemik gegen das Concordat von 
jener Partei benutzt wurde, um ein Loch“? in dasſelbe zu 
machen. 

Zu den Männern dieſer Richtung gehörte namentlich der 
Finanzminiſter Maximilian Freiherr v. Lerchenfeld, der ſchon 
im Januar 1818 dem in Rom weilenden Kronprinzen ſchrieb, 
daß „die öffentliche Meinung ſich laut gegen das Concordat 
äußere, ſowohl Geiſtliche als Laien“, und ihm erklärte, „es wäre 
beſſer geweſen, nur die Dotirung der Bisthümer feſtzuſetzen“ und 
zes im Uebrigen bei dem beſtehenden Rechtsverhältniß zwiſchen 
Staat und Kirche zu belaſſen“, wobei er zugleich andeutet, daß 
„das Concordat noch nicht als Staatsgeſetz bekannt gemacht ſei 
und ſeine Urheber wohl die Verlegenheit hierbei fühlten“s. Auf 
dieſe Inſinuationen, deren Zweck unverkennbar iſt, antwortete der 
Kronprinz am 11. Februar ernſt und würdig: „Das Concordat 
hat unſer König unterzeichnet, und daß ers treu zu halten vor— 
hat, deſſen bin ich überzeugt. Was würde aus Teutſchertreue 
werden, wenn es anders“! 

Dieſe Worte verfehlten jedoch ihre Wirkung auf Lerchenfeld 
und deſſen Geſinnungsgenoſſen, die kein Mittel unverſucht ließen, 
um die gegneriſche Partei im Miniſterium zu gewinnen, oder 
zum Schweigen zu bringen. Zu dieſem Zwecke wurden auch 
zwei Gutachten von ‚katholiſchen Geiſtlichen“ benützt. Das erſte 


handelte von „den Gefahren, welche dem Schulweſen durch das 


1 Gegen ihn ſchrieben Scheill und Maſtiaux (pſeudonym Moſer). 
Erſterer erhielt ein eigenhändiges anerkennendes Schreiben vom Kronprinzen 
und ſpäteren König Ludwig; letzterer widmete ſeine Schrift, ob aus Ironie 
oder Zufall — dem Herrn Rath v. Rudhart. 

2 Aeußerung des Finanzminiſters v. Lerchenfeld. Siehe Eichſtätter 
Paſtoralblatt 1865. S. 239. 

Lerchenfeld, Zur Geſchichte des bayeriſchen Concordats S. 9. 

4 A. a. O. S. 10. 
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Concordat drohten“ und war von Cajetan v. Weiller verfaßt, 
deſſen Name ſchon genügt, um den Werth dieſes Elaborats zu 
beurtheilen. Der andere katholiſche Geiſtliche war der in der 
Schule des Febronius gebildete Würzburger Regierungsrath 
Dr. Gregel?, der eine Denkſchrift, das Concordat betreffend, 
einreichte. 

Um den Agitationen ein Ende zu machen, befahl der König 
am 8. März der mit der Berathung der Verfaſſungsurkunde be— 
trauten Miniſterialconferenz, die Frage hinſichtlich der Publica— 
tion des Concordates ſogleich in Erwägung zu ziehen. Dies ge— 
ſchah in der Sitzung vom 11. März. Auf Antrag Zentners 
wurde beſchloſſen, die Publication des Concordates noch auszu— 
ſetzen und dasſelbe zugleich mit einem conſtituirenden Edict zu 
verbinden, durch welches „die Hoheitsrechte des Staates bewahrt 
würden.“ Vorläufig ſolle eine königliche Erklärung die Beſorg— 
niſſe der Proteſtanten verſcheuchens. „Daß die Art der Behand— 
lung dieſer Angelegenheit, nachdem das Concordat einmal abge— 
ſchloſſen war, ſich dem anderen Contrahenten gegenüber nur 
ſchwer“, oder beſſer geſagt, gar nicht „rechtfertigen läßt““ und 
der König durch dieſen Vorſchlag ,compromittirt’> werde, küm— 
merte die Mitglieder der Conferenz nicht weiter. 


Die Miniſterialconferenz ſetzte ihre Arbeiten fort und be— 
ſchloß am 25. und 28. März, der Verfaſſungsurkunde einige mit 
dem Concordate unverträgliche Beſtimmungen! beizufügen; zu— 


1 Siehe Bd. 1. S. 350. Beide Gutachten ſtehen bei G. v. Lerche n⸗ 
feld, Geſchichte Bayerns unter Max Joſeph. Urkunden 44 und 45. 

2 Gregel, geb. 1750, Prof. des Kirchenrechts und Capitular des aufge⸗ 
löſten Stiftes Haug in Würzburg, kgl. Regierungsrath, F 1841. Er war 
ein ächter Febronianer und Staatskirchler. 

3 Es erſchien am 12. März. Sein Wortlaut bei Sicherer, S. An⸗ 
hang Nr. 20. 

4 Lerchenfeld, Zur Geſchichte ꝛc. S. 15. 

5 Am 9. April 1818 ſchrieb Kronprinz Ludwig aus Rom an Lerchen— 
feld: daß, bevor die Staatsverfaſſung ausgeſprochen wird, Staatsgeſetz das 
Concordat werde, wünſche ich dringend, damit nicht gleich anfangs der König 
compromittirt werde.“ Siehe a. a. O. S. 12. 

6 Sicherer, S. 267 f. 
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gleich wurde das zu erlaſſende Religionsedict durchberathen und 
das Edict! vom 24. März 1809 mit unweſentlichen Abände⸗ 
rungen angenommen. Die Publication der Verfaſſung erfolgte 
am 26. Mai 1818. Das „Edict über die äußeren Rechtsver- 
hältniſſe .. . in Beziehung auf Religion und kirchliche Geſell— 
ſchaften« wurde im Juni und das Concordat erſt am 2. Juli 
veröffentlicht. Beide Documente ſollten integrirende Beſtand⸗ 
theile der Verfaſſungsurkunde ſein. 

Das Verhältniß zwiſchen Cdict und Concordat iſt in der 
Schlußformel des erſteren mit den Worten ausgeſprochen, das 
Edict beſtimme „die Rechte und Verbindlichkeiten“ der verſchiede⸗ 
nen Kirchengeſellſchaften“ „gegen den Staat, die unveräußerlichen 
Majeſtätsrechte des Regenten, die jedem Unterthan zugeſicherte 
Gewiſſensfreiheit und Religionsübung“; in Anſehung der übrigen 
inneren Kirchenangelegenheiten ſeien die weiteren Beſtimmungen 
jin Beziehung auf die katholiſche Kirche in dem mit dem päpſt— 
lichen Stuhle abgeſchloſſenen Concordat vom 5. Junius 1817 
enthalten.“ 

Was durch dieſe abſichtlich zweideutig gefaßte und unlogiſche 
Schlußformel in Bezug auf das Concordat ausgedrückt werden 
ſoll, iſt nicht klar zu erſehen; dagegen erklärten ſowohl der 
König, welcher die Conſtitution gab, als auch ſeine Miniſter 
wiederholt, daß das Concordat in allen ſeinen Beſtimmungen 
getreu ausgeführt und eine Anwendung des Edictes gegen die 
beſondere Uebereinkunft mit Sr. päpſtlichen Heiligkeit nie gu- 
gelaſſen würde“, woraus fic) von ſelbſt ergibt, daß in Collifions- 
fällen nach dem Concordat entſchieden werden muß. 

Wenn Freiherr v. Zentner behauptet, das Ediet ſei wegen 
der Beſorgniſſe der Proteſtanten erlaſſen worden, ſo iſt dieſes 
ebenſo unrichtig wie ſeine Angabe, daß zwiſchen Concordat und 
Edict eigentlich kein Widerſpruch beſtehe. Die ſchon ausführlich 
beſchriebenen früheren Verhandlungen? im Miniſterium beweiſen 
unwiderleglich, daß man bereits damals den von Zentner ſehr 
befürworteten Plan gefaßt hatte, die ſ. g. Kirchenhoheitsrechte 


1 Siehe Bd. 1, S. 134. 
2 Siehe Kap. 1 und 2. 
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durch ein organiſches Geſetz ſicher zu ſtellen, und die eben er— 
wähnten Miniſterialconferenzen, an welchen Zentner ebenfalls 
Theil nahm, wurden ja bei Berathung des Edictes vornehmlich 
von dem Beſtreben geleitet, das Concordat indirect aufzuheben. 
Die Berufung auf die ,Beforgniffe’ der Proteſtanten war nur 
ein Vorwand, deſſen ſich die kirchenfeindlichen Mitglieder im Mi⸗ 
niſterium bedienten, um den König, und namentlich den Kron— 
prinzen, welche den Frieden mit der Kirche wollten, zu bewegen, 
auf ihre Pläne einzugehen, den Klerus einzuſchüchtern und na— 
mentlich dem heiligen Stuhl gegenüber ihr wortbrüchiges Be— 
nehmen zu rechtfertigen. 

Während die Regierung das kaum abgeſchloſſene Concordat 
wieder einſeitig in ſeinen Hauptbeſtimmungen aufhob und die 
Rechte der Katholiken ſchnöde verletzte, kam ſie den Forderungen 
der Proteſtanten in einer Weiſe entgegen, daß hiedurch die in 
der Verfaſſung ausgeſprochene Parität arg verletzt wurde. Dies 
geſchah namentlich in dem für die inneren Verhältniſſe der Pro⸗ 
teſtanten beigegebenen ſ. g. Anhang des Religionsedicts 1. Von 
welcher Abſicht die Miniſter hiebei geleitet wurden, entzieht ſich 
unſerer Kenntniß. Sehr compromittirend für dieſelben iſt jedoch 
der Umſtand, daß man dieſen Anhang dem Kronprinzen erſt 
mittheilte, nachdem er bereits gedruckt und vertheilt war. So— 
bald letzterer denſelben geleſen, ſandte er von Bad Brückenau, 
wo er grade verweilte, eine Eſtafette an Lerchenfeld, damit „der 
Druck des Anhangs unterbleibe“?, erhielt aber von dieſem die 
Antwort, daß ,diejes Edict bereits durch die Sanction Sr. Ma— 
jeſtät Geſetzeskraft erlangt habe“ und ein Widerſpruch dagegen 
ein ſehr unangenehmes Aufſehen erregen und Mißtrauen bei 
allen proteſtantiſchen Unterthanen hervorrufen“? würde. Ueber 
dieſe Behandlung, die übrigens nicht ein vereinzelt daſtehender 
Fall“ war, entrüſtet, ſprach der Kronprinz in ſeiner Erwiderung 
an den kirchenfeindlichen Miniſter offen“ aus, daß er „recht 


1 Walter, Fontes, p. 227 sqq. 

2 Lerchenfeld, Zur Geſchichte 2. S. 69 f. 

3 A. a. O. S. 74. 

4 Es iſt übrigens das erſtemal nicht, daß eine als abgethan erſcheinen 
gemußt habende Sache, welche ich genehmigt, hinter meinem Rücken, wenn ich 
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mißvergnügt“ jet und äußerte dabei auch fein Mißtrauen gegen 
das Miniſterium !, welches die Proteſtanten, deren „Intoleranz 
nur zu ſehr bekannt ſei“, durch die Verfaſſung über die Katho⸗ 
liken geſtellt habe. Der in dieſer Sache nicht wenig compro- 
mittirte Miniſter wußte nichts anderes zu erwidern, als daß „die 
Katholiken bei einer katholiſchen Regierung, bei einer ſtändiſchen 
Verſammlung, worin wenigſtens zwei Drittheile Katholiken ſein 
würden, einer beſonderen geſetzlichen Beſtimmung zu ihrem Schutze 
nicht bedürften“; eine elende Ausflucht, die grade fo viel An— 
ſpruch auf Glaubwürdigkeit machen kann, als die Verſicherung, 
daß „heimliche Umtriebe“ und eine abſichtliche Verbergung“ dem 
Miniſterium ferngelegen habe. Auf den weiteren Gang der Er— 
eigniſſe hatte dieſer Zwiſchenfall keinen beſonderen Einfluß. 


Die Lage der Regierung war grade keine roſige. Sie 
mußte mit Recht befürchten, daß die biſchöflichen Behörden, 
welche dem König beſondere Dankadreſſen für den Abſchluß des 
Concordates überreicht hatten, gegen die offenbare Verletzung des— 
ſelben proteſtiren und die Geiſtlichen den Verfaſſungseid verwei— 
gern würden. Um dieſer Eventualität vorzubeugen, ſuchte ſie 
die Pfarrer zu überrumpeln, drang auf Ablegung des Eides noch 
ehe die Beilagen zur Verfaſſungsurkunde vollſtändig erſchienen 
waren, theilte ihnen die einſchlägigen Aetenſtücke nicht vollſtändig 
mit, bedrohte die einen unbedingten Eid verweigernden Geiſtlichen 
mit Temporalienſperre und bediente ſich aller Mittel der Ueber— 
redung, Liſt und Täuſchung, um den Klerus zu gewinnen und 
den etwaigen Einwendungen des heiligen Stuhles eine vollendete 
Thatſache entgegenſetzen zu können. Es gelang ihr auch durch 
dieſe Kunſtgriffe einen Theil der Geiſtlichkeit in die Irre zu 
führen, wobei Unkenntniß, Characterſchwäche und eine unbegreif⸗ 
liche Vertrauensſeligkeit das Ihrige thaten 2. 


München verlaſſen hatte, Zuſätze bekam.“ Kronprinz Ludwig an Lerchenfeld 
7. Juli 1818. A. a. O. S. 75. 

1 A. a. O. S. 76. 

2 Höfler, Concordat S. 113 f. 
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Die Sache war damit aber nicht erledigt. Die bayeriſche 
Verfaſſungsurkunde mit ihren Beilagen wurde auch in Rom be— 
kannt und erregte großes Aufſehen“ 1. Der heilige Stuhl ſetzte 
eine Commiſſion „zur Prüfung der auf die Religion bezüglichen 
Artikel“ derſelben nieder, und dieſe erklärte dieſelben für unzu— 
läſſig“ und ſchlug vor, ‚dem Klerus den Eid auf die Verfaſſung 
zu verbieten.“ Die Klugheit und Mäßigung des Papſtes? und 
des Cardinalſtaatsſecretärs verhüteten zwar die Ausführung dieſes 
Vorſchlages, dagegen gab Conſalvi in einer Note? an Rechberg 
dem „lebhaften Schmerze' des heiligen Vaters über das Benehmen 
der bayeriſchen Regierung Ausdruck und behielt ſich „weitere 
Mittheilungen“ vor. Das Miniſterium gerieth in Verlegenheit, 
zumal da der König und der Kronprinz den Frieden mit der Kirche 
wollten, und ſandten den Canonikus Helfferich, einer der Oratoren 
des Wiener Congreſſes?, welcher ſich einer beſonderen Gunſt des 
Königs Maximilian Joſeph erfreute und auch bei dem heiligen 
Stuhl wohl gelitten war, nach Rom, um den heiligen Vater zu 
beſchwichtigen“ und ihm ‚über die gebieteriſchen Gründe zu be— 
richten“, welche den König „bewogen hätten, eine Verfaſſung mit 
organiſchen Edicten zu geben.“ Mit einer Inſtruction für Häffelin 
vom 9. September verſehen, in welcher der König ausdrücklich 
erklärt, daß er „treu und pünktlich das Concordat vollziehen 
werde“ und „darauf den größten Werth lege“, kam Helfferich 
am 17. September in der ewigen Stadt an. Auf ſeinen Wunſch 
wurde ſogleich eine Commiſſion angeordnet“, um gemeinſchaftlich 
mit ihm die „Anſtände“ zu entfernen, welche „der Sendung eines 
Nuntius“ nach München entgegen ſtanden und eine Verſtändigung 
herbei zu führen. 

Während Helfferich ohne Zuziehung Häffelins die Verhand— 
lungen mit der Commiſſion führte, richtete letzterer am 27. Sep⸗ 


1 Siehe die von Sicherer im Original mitgetheilten Briefe eines Un- 
genannten in Rom und des bayeriſchen Geſchäftsträgers, Grafen von Jeniſon⸗ 
Walworth in Neapel. A. a. O. Anhang S. 78 f. 

2 Worte in der Note Conſalvi's vom 12. Auguſt 1818. 

3 Siehe Sicherer, a. a. O. Anhang S. 81. 

4 Siehe Bd. 1, S. 281. 

5 Im Original mitgetheilt von Sicherer, a. a. O. Anhang Nr. 23. 
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tember 1818 eine officielle Note an Conſalvi, in welcher er im 
Namen des Königs erklärten, daß es deſſen „‚Abſicht immer ge— 
weſen ſei und ſein werde, das Concordat in allen ſeinen Theilen 
treu und gewiſſenhaft zu vollziehen“, daß das „Ediet nur als 
Norm für diejenigen gelten ſollte, welche fic) nicht zur fatholi- 
ſchen Kirche bekennen“, und daß der Verfaſſungseid ,fid) nur auf 
die bürgerliche Ordnung beziehe und zu keiner Handlung ver— 
pflichten ſolle, welche den Geſetzen Gottes und der Kirche wider— 
treite.“ 
a Ueber die Entſtehung dieſer Erklärung herrſchen verſchiedene 
Meinungen und es wird vielleicht der Schleier, welcher über der 
ganzen Sache ſchwebt, nie vollſtändig gelüftet. Offenbar geht die Er⸗ 
klärung bezüglich des Cdictes über die Inſtruction des Geſandten 
hinaus. Ob derſelbe aber eigenmächtig und gegen die ihm gewor— 
dene Weiſung handelte, oder zu ſeiner Erklärung doch irgendwie 
von höherer Seite beſtimmt wurde, iſt dagegen eine ganz andere 
Frage. Die Behauptung, Häffelin habe aus Eiferſucht gegen 
Helfferich ſich zu ſeinem Schritte bewegen laſſen, entbehrt jedes 
Beweiſes; die Anſicht aber, der Geſandte habe ſeine Erklärung 
mit dem Cardinalſtaatsſecretär „verabredet? und nach ,defjen 
Wünſchen formulirt“?, ijt eine gehäſſige und grundloſe Verdäch— 
tigung Conſalvi's, welche ſchon durch deſſen Note vom 13. Ja⸗ 
nuar 1819 in ihrer ganzen Abſurdität nachgewieſen wird. Will 
man dem Geſandten nicht jede diplomatiſche Fähigkeit, ja nicht 
den geſunden Menſchenverſtand abſprechen, dann bleibt nur die 
Annahme, daß er bei ſeiner Erklärung irgend einem höheren 
Winke folgte, wofür nicht nur die Wichtigkeit der Sache ſelbſt 
ſpricht, ſondern auch die lange Friſt, welche das Miniſterium in 
München verſtreichen ließ, ehe es ſeinen Geſandten desavouirte, 
und die Art und Weiſe, wie dies geſchah. Dieſe Thatſachen be— 
rechtigen zu dem Schluſſe, daß Häffelin irgend eine Weiſung vom 
König vielleicht durch Helfferich zukam, uach welcher er ſich zur 
obigen Erklärung hinſichtlich des Edictes berechtigt glaubte, deſſen 
concordatswidrige Beſtimmungen ohnedies für die Katholiken 
1 Der Wortlaut dieſer Erklärung ſteht Bullarii Romani continuatio 9 


p. 120 und Mejer, Zur Geſch. d. röm.⸗deutſch. Frage II, 1, S. 183. 
2 So Sicherer, a. a. O. S. 288. 
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keine Geltung haben konnten, was auch die königliche Verſiche— 
rung, das als Staatsgeſetz verkündete Concordat werde treu und 
gewiſſenhaft vollzogen“ werden, deutlich ausſpricht. 

Dieſe Erklärung Häffelins, welche auch der Anſicht des 
Kronprinzen, der das fragliche ſ. g. II. Edict ſtets „das Prote— 
ſtanten⸗Edict“! nannte, entſprach, verſcheuchte die Bedenken des 
heiligen Stuhles, und der Papſt, welcher in ſeiner Allocution 
vom 2. Oktober 1818 dem Cardinalscollegium hiervon Mitthei— 
lung machte, enthielt ſich jetzt aller weiteren Maßregeln und be— 
fahl die Abreiſe des neuen Nuntius, Franz Herzog von Serra 
Caſſano, nach München. 

Hier hatte die Erklärung Häffelins große Beſtürzung her⸗ 
vorgerufen, und man berieth im Miniſterium, wie man dieſelbe 
unwirkſam machen könne. Lerchenfeld, welcher den ihm gleichge— 
ſinnten Fürſten und Feldmarſchall v. Wrede zu ſeiner Unter- 
ſtützung nach München einlud, wies in einem für den heiligen 
Stuhl höchſt beleidigenden Gutachten? auf die „Folgerungen“ der 
Erklärung Häffelins hin, „welche allen Anſprüchen des Klerus 
und einer vollkommen ultramontaniſtiſchen Auslegung des Con- 
cordates die Thore öffne“, wogegen das Edict „die einzige Schutz— 
wehr“ ſei, und beantragte, dem römiſchen Hof officiell zu erklä— 
ren, daß der Geſandte zu dieſer Erklärung nicht bevollmächtigt 
geweſen ſei; Rechberg, Thürheim und Zentner dagegen ſchlugen 
einen „Mittelweg“ vor und machten geltend, daß die Annahme 
dieſes Antrages, die Abreiſe des Nuntius, die Verwerfung einer 
nicht unbedeutenden Anzahl der Artikel des Religionsedicts als 
ketzeriſch“, das Verbot des Verfaſſungseides und vielleicht das 
Interdict zur Folge haben und große Verwirrung im Lande an— 
richten könne, indem zu fürchten ſei, daß die Mehrzahl der Geiſt— 
lichkeit“ „theils aus Gewiſſensfurcht, theils aus Furcht gegen ihre 
Gemeinden, theils aus Ehrgeiz“ auf die Seite des römiſchen 


1 Lerchenfeld, Zur Geſchichte ꝛe. S. 16: „Es iſt bemerkenswerth, daß 
der Kronprinz in ſeinen Briefen die II. Verfaſſungsbeilage (das Religions- 
edict) ſtets das „Proteſtanten⸗Edict“ nennt.“ 

2 Mitgetheilt von Sicherer, a. a. O. Anhang Nr. 24. Lerchenfeld, 
Zur Geſch. ꝛc. theilt S. 90 ein Gutachten von der Hand Rudharts mit, das 
dem Lerchenfeldiſchen Gutachten wohl zur Grundlage gedient hat’ (S. 20). 
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Hofes und ſeiner Anhänger übergehen würden.“ Nach längeren 
und erregten Berathungen kam endlich eine Vereinbarung zu 
Stande, der auch Lerchenfeld beiſtimmte. Man beſchloß am 
6. November, durch ein königliches Edict die Verpflichtung aller 
Unterthanen ,ohne Unterſchied der Glaubensbekenntniſſe“ auf das 
Edict auszuſprechen und durch eine in „gemäßigten“ Ausdrücken 
gefaßte Note an Conſalvi die Erklärung Häffelins officiell zurück 
zu nehmen. 

Schon am folgenden Tage, 7. November, wurde das könig— 
liche Refcript unterzeichnet und dem proteſtantiſchen Oberconſiſto— 
rium, den Landesbehörden, ſowie auch den Univerſitäten zugeſandt. 
Unter demſelben Datum richtete Rechberg eine Note! an den 
Cardinalſtaatsſecretär, worin in fein diplomatiſcher Weiſe erklärt 
wird, der König ,pflichte’ zwar der Erklärung ſeines Geſandten, 
„daß das Concordat in allen ſeinen Artikeln mit religiöſer Treue 
in Vollzug geſetzt werden ſolle, bei“; dagegen fet es ihm „höchſt 
unangenehm geweſen, zu ſehen“, daß Häffelin „den Geiſt der 
königlichen Verordnungen nicht richtig aufgefaßt“ und dem Ediete 
‚eine Auslegung gegeben habe“, welche die Katholiken zu der 
Meinung verleiten könnte, daß ſie demſelben nicht unterworfen 
wären, was ein Irrthum fei, indem das Ediet „die Verhältniſſe 
der religiöſen Genoſſenſchaften zum Souverän und zum Staate 
beſtimme“ und für alle Unterthanen verpflichtende Kraft habe, 
z ohne jedoch dem Concordate, welches Staatsgeſetz und nun das 
Palladium der Katholiken und der neuen in Bayern feſtgeſetzten 
kirchlichen Ordnung fei, Abbruch zu thun“ ?. 

Dieſes Schreiben verſetzte Häffelin, der nun ſeine officielle Er— 
klärung vom 27. September officiell zurücknehmen mußte, in nicht 
geringe Verlegenheit, welcher er durch eine mit dem Wortlaute 
ſeiner Erklärung im Widerſpruche ſtehende Auslegung derſelben 


1 Das Reſeript bei Sicherer, a. a. O. Anhang Nr. 25. Von der 
Note Rechbergs wird S. 297 nur ein Paſſus mitgetheilt. Siehe auch Con⸗ 
cordat u. ſ. w. S. 238 f. 

2 sans que toutefois elle (das Edict) puissé déroger au concordat 
qui, devenu loi de l'état, est aujourd'hui le palladium des catholiques 
et du nouvel ordre ecelésiastique établi en Bavière. 
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zu entgehen ſuchte 1. Seine Vorſchläge fanden jedoch weder in 
München noch in Rom Gehör. Graf Rechberg ſandte ihm als 
Antwort den Erlaß vom 7. November an die Landesregierungen, 
und Cardinal Conſalvi richtete am 13. Januar 1819 eine Note 2 
an den Geſandten, worin er deſſen Interpretation ſcharf kritiſirt 
und nachweiſt, daß nach derſelben im Widerſpruche mit der Er— 
klärung vom 27. September die Katholiken alle Artikel des Edictes 
halten müßten. Er findet es deshalb unbegreiflich, wie Häffelin 
ſagen konnte, daß das Edict nur für die Nichtkatholiken diene 
und dienen werde“ s, und fügt ſchließlich die Drohung bei, der 
Papſt halte ſich, falls die Erklärung vom 27. September „keinen 
Beſtand haben ſollte“, für verpflichtet, die bayeriſchen Katholiken 
zu belehren“, daß ,fie den von der Regierung verlangten Conſti⸗ 
tutionseid nicht rein und einfach leiſten könnten“, weil ,die im 
Königreiche Bayern über rein kirchliche Gegenſtände verkündigten 
Geſetze, abgeſehen von ihrer Competenz, zum großen Theil den 
Geſetzen Gottes und der Kirche entgegen ſeien.“ 

Noch an demſelben Tage, 13. Januar 1819, wurde ein 
Breve an den König und eine Note? an den Grafen Rechberg 
nach München expedirt. Conſalvi erklärt dem Miniſter, daß ſein 
Schreiben vom 7. November für den Papſt ,fehr unerwartet 
und ſehr ſchmerzlich“ geweſen ſei, da er ſich nicht „vorzuſtellen“ 
vermöge, wie der Geſandte unaufgefordert“ im Namen des Kö⸗ 
nigs ſeine Erklärung habe abgeben können, ohne dazu ,bevoll- 
mächtigt“ geweſen zu fein, weiſt in den ſeiner Note beigegebenen 
fogli dottrinali® den Widerſpruch zwiſchen Edict und Concordat 
an einzelnen Artikeln nach und verhehlt dem Miniſter nicht, daß 
der heilige Vater den unbedingten Conſtitutionseid verbieten 


1 Sicherer, a. a. O. S. 299 ff. Höfler, a. a. O. S. 129 ff. 

2 A. a. O. Anhang Nr. 27. 

3 Note an Häffelin vom 13. Januar 1819, auszugsweiſe in deutſcher 
Ueberſetzung mitgetheilt von Höfler, a. a. O. S. 131 ff. 

Die Actenſtücke deutſch bei Höfler, S. 135 ff.; im Original bei 
Sicherer, a. a. O. Anhang Nr. 26, 27, 28. Das Breve und die fogli 
dottrinali theilt auch Höfler, Concordat ꝛc. S. 241 im Original mit. 

5 Siehe Note 4. Sehr ſcharf hebt Görres in einem Schreiben an Rot⸗ 
tenhahn 1831 den Widerſpruch zwiſchen Edict und Concordat hervor. Siehe 
Strodl, Kirche und Staat in Bayern unter dem Miniſter Abel. S. 72 ff. 

Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 11 
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müſſe, wenn nicht alsbald direct oder durch den Nuntius dem 
heiligen Stuhl eine beruhigende Antwort gegeben werde. Ueber⸗ 
einſtimmend mit dieſer Note dem Inhalt nach iſt das Breve des 
Papſtes, welches mit Ernſt und Würde den König bittet, den 
großen Uebeln zu ſteuern“, welche der Kirche in Bayern durch 
eine Verfaſſung drohe“, die nicht nur den Fundamentalgrund- 
geſetzen der katholiſchen Kirche“, ſondern auch „dem treuen und 
buchſtäblichen Vollzuge“ des Concordates entgegen“ ſei , und 
damit den Papſt „der Nothwendigkeit zu entheben“, öffentlich zu 
erklären“, daß die Katholiken nicht ſchwören könnten, ‚ohne Unter⸗ 
ſchied alle Beſtimmungen der Verfaſſung aufrecht zu erhalten und 
zu beobachten, und daß diejenigen, welche dieſen Eid bereits ge— 
leiſtet hätten, ſchuldig ſeien, ihn zurück zu nehmen“ ?. 

Der heilige Stuhl konnte und durfte nicht anders handeln, 
wenn er nicht, wie auch der Papſt hervorhebt, ſeine heiligſten 
Pflichten verletzen, den Katholiken Aergerniß geben und ſich vor 
der ganzen Welt compromittiren wollte. Der Regierung aber 
kam jene Erklärung ſehr ungelegen, da der erſte Landtag zuſam⸗ 
mentreten ſollte und ſie befürchten mußte, daß die geiſtlichen 
Deputirten die unbedingte Eidesleiſtung verweigern würden, zu— 
mal der Nuntius angewieſen war, auf diesbezügliche Anfragen 
von Katholiken, zu antworten, daß man den von der Regierung 
verlangten Conſtitutionseid nicht einfach und unbedingt leiſten 
dürfe.“ 


1 Es gelang“, ſchreibt der Fürſtbiſchof von Eichſtätt am 31. Juli 1818, 
den geſchworenen Feinden unſerer heiligen Religion, durch liſtige Einſchaltung 
des Religionsedictes in die Reichsverfaſſung die kirchliche Regierungsform in 
ihren Grundpfeilern zu erſchüttern, und die den Biſchöfen von Jeſus Chriſtus 
ſelbſt ertheilte Gewalt künftig von der weltlichen Macht abhängig zu machen.“ 
Siehe Concordat ꝛc. S. 123. 

2 Aehnlich heißt es in der Note Conſalvi's: Non è piu lecito il pre- 
stare puramente e semplicemente il giuramento alla nuova costituzione 
e suoi annessi, e che quelli che l'avessero puramente e semplicemente 
prestato, sono in obbligo di ritrattarlo. Siehe auch Höfler, S. 140. 
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Zwölftes Kapitel. 


Kortſetzung. Einberufung des Landtages. Der Conſtitutionseid. Die Erzbiſchöfe von 
München ⸗Freiſing und Bamberg. Die geistlichen Abgeordneten der Landſtände. Erklä - 
rung der Regierung. Berathungen wegen des päpftlichen Schreibens vom 13. Januar 
1819. Rote Rechbergs vom 22. Dezember 1819. Bertraulide Note Conſalvi's vom 
8. März 1820. Gutachten Zentners. Miniſterialconferenz vom 22. und Rote Redibergs 
vom 30. April. Antwortsnote Conſalvi's vom 2. Auguſt. Neuer Vorſchlag der Re- 
gierung. Annahme desſelben durch den apoſtoliſchen Stuhl. Die Roniglidie Erklarung 
von Tegernſee vom 21. September 1821. 


Was vorauszuſehen war, trat ein. Der neu ernannte Erz⸗ 
biſchof von München⸗Freiſing Lothar Anſelm Freiherr von Geb- 
ſattel hatte am 7. Januar 1819 als Mitglied des Reichsrathes 
den Eid auf die Verfaſſung geleiſtet, ohne „Verwahrung“ gegen 
das Religionsedict, weil er nach der officiellen Erklärung Haffe- 
lins vom 27. September 1818 und der Allocution vom 2. Of 
tober ,e3 für überflüſſig auſah, etwas im Hinterhalte des Con— 
ſtitutionsedicts zu vermuthen“ !. Als er aber Kunde von dem 
Reſcript vom 7. November erhielt, richtete er ein Schreiben? an 
den Fürſten Wrede, den Präſidenten des Reichsrathes, worin 
er „auf das feierlichſte und auf das heiligſte“ erklärt, daß er nur 
die Abſicht gehabt, den Conſtitutionseid mit allen möglichen und 
denkbaren Vorbehalten für das Concordat ablegen zu wollen“, 
und nahm ſeinen unbedingten Eid zurück. Ein königliches Re- 
ſcript vom 22. Januars erklärte ,diefe Handlung“ für erfaſ— 
ſungswidrig“ und verlangte mit der Verſicherung, der König 
werde eine Anwendung jenes Edictes“ gegen die beſondere Ueber— 
einkunft mit Sr. päpſtlichen Heiligkeit nie zugeben“, vom Erz— 
biſchof einen neuen Eid ,ohne Vorbehalt.“ Mit Freimuth und 
edler Würde vertheidigte ſich der Kirchenfürſt am 29. Januar 
gegen den Vorwurf einer „verfaſſungswidrigen Handlung“ und 
erklärte, daß ſeine „Bedenklichkeiten“ „nicht aufgedrungene ſchiefe 
Anſichten“ ſeien, die ihren Grund „in ſeinen vermeintlich irrigen 
Vorurtheilen hätten“ ſondern fic) auf Thatſachen ſtützten. Den 


1 Schreiben an Fürſtbiſchof von Eichſtätt bei Höfler, a. a. O. S. 250. 
2 Sicherer, a. a. O. Anhang Nr. 29. Beil. 2. 
3 A. a. O. Nr. 30. 
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ihm angeſonnenen unbedingten Eid weiſt er auch jetzt wieder 
zurück, weil er hiedurch „in Widerſpruch mit dem päpſtlichen 
Stuhl“ gerathe, „das Vertrauen“ der „gutdenkenden Katholiken“ 
verliere und fic) der „Würde“, die ihm der König zugedacht, ,un- 
fähig mache“, vorzüglich aber deshalb, weil eine von ihm ge⸗ 
zeigte Neigung, von dem Centralpunkte der katholiſchen Kirche 
abweichen zu wollen, eben ſoviel ſein würde, als den Grund⸗ 
pfeiler unſerer Religion, nämlich die Einheit ſtören und Jenen 
in die Hände arbeiten zu wollen, welche die Untergrabung der— 
ſelben ſich ſchon längſt zum Geſchäfte gemacht haben.“ Dieſes 
Schreiben kam in der vom König präſidirten Miniſterialconferenz 
vom 30. Januar zur Verhandlung. Staatsrath v. Zentner ſchlug 
in ſeinem von Rechberg verleſenen Gutachten! vor, eine bedingte 
Eidesleiſtung“ nicht anzunehmen, aber „wegen der bedenklichen 
Folgen“ auch einen öffentlichen Bruch zu vermeiden.“ Lerchenfeld 
meinte, die Regierung könne eine „Erklärung' der geiſtlichen Abge— 
ordneten, daß fie ‚durch ihren Eid nichts den Grundſätzen der ka— 
tholiſchen Religion .. . Entgegenſtehendes unternehmen“, acceptiren, 
weil das Edict nach jeiner ,innerften Ueberzeugung keine der ,rei- 
nen katholiſchen Lehre“ entgegenſtehenden Grundſätze enthalte. Die 
Miniſterialconferenz beſchloß, „bedingte Eide“ nicht anzunehmen, 
dem Erzbiſchof ſein Schreiben vom 29. Januar als unſtatthaft“ 
zurückzugeben und ihn, im Falle er den unbedingten Eid ver— 
weigere, von der Kammer der Reichsräthe auszuſchließen. 
Inzwiſchen war die Regierung eifrigſt bemüht geweſen, den 
Erzbiſchof durch Täuſchungen und Drohungen zur Nachgiebigkeit 
zu bewegen und nahm, als dieſe Mittel ſich fruchtlos erwieſen 
hatten?, durch den Grafen von Gravenreuth die Vermitte— 
lung des Nuntius in Anſpruch. Letzterer ſchlug eine Erklärung 
zum Eide vor, wonach ſich derſelbe nur auf die bürgerliche Ord— 
nung beziehe und zu nichts verpflichte, was den Glaubenslehren 
oder den Geſetzen Gottes und der katholiſchen Kirche wider— 


1 Sicherer, a. a. O. S. 308 f. 

2 Auf die Drohung der Regierung, er würde in der erzbiſchöflichen 
Würde nicht beſtätigt werden, antwortete Frh. v. Gebſattel, er habe dieſe 
Würde nicht geſucht und würde im ſchlimmſten Falle Domdecan von Würz⸗ 
burg bleiben. Siehe Höfler, S. 153. 
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ſtreite“ “. Der Erzbiſchof war bereit, in dieſem Sinne den Eid 
zu leiſten, und machte hievon dem Könige in einer Vorſtellung 
vom 31. Januar 1819 Mittheilung. Die Regierung nahm dieſe 
Erklärung freilich mit Unwillen“? an, und die Ausführung des 
Beſchluſſes der Miniſterialconferenz vom 30. Januar unterblieb. 
Freiherr v. Gebſattel nahm ſeinen Sitz im Reichsrathe ein. 

Von dieſen Vorgängen und deren Reſultat gab der Erz— 
biſchof am 5. Februar dem zum Erzbiſchof von Bamberg er— 
nannten Fürſtbiſchof von Eichſtätt, Freiherrn v. Stubenberg, 
Kenntniß?. Von ihm hatte Wrede ebenfalls den Eid auf die 
Verfaſſung verlangt“. Der verdienſtvolle Oberhirt leiſtete den 
Eid ſchriftlich, jedoch ‚„unbeſchadet der Rechte unſerer heiligen 
Kirche und ihres ſichtbaren höchſten Oberhauptes.“ Als Wrede 
dieſe Eidesformel als „nicht geeignet“ dem Fürſtbiſchof zurück⸗ 
ſandte und einen „durchaus unbedingten Eid forderte, erwiderte 
der edle Kirchenfürſt, daß er nur einen bedingten Eid leiſten 
könne und berief ſich hiebei auf die Erklärung Häffelins vom 
27. September 1818 und auf die Verfaſſung ſelbſt, welche jedem 
Einwohner vollkommene Gewiſſensfreiheit zuſichere.“ Dabei ver— 
hehlt er dem Präſidenten des Reichsrathes nicht, daß ja „die 
zwiſchen dem Staate und der Kirche obwaltenden Anſtände noch 
nicht gehoben ſeien“ und er alſo durch Leiſtung eines ‚unbeding⸗ 
ten“ Eides dem ganzen chriſtlichen Volke und vorzüglich ſeinem 
untergeordneten Klerus ein Stein des Anſtoßes würde, ſeine 
grauen Haare mit Schande bedecken, den Fluch der Nachwelt 
auf ſein Grab laden, bei dem Statthalter Jeſu Chriſti ſeiner 
Sorgloſigkeit und Gleichgiltigkeit wegen ſich verantwortlich machen 
und vor dem allwiſſenden ewigen Richter ſich eine ſchreckliche 
Rechenſchaft zuziehen würde.“ 

Dieſe Correspondenz theilte der Fürſtbiſchof am 9. Februar 


1 Declaro me juramentum a constitutione praescriptum in sensu a 
S. Sanctitate permisso emittere neque illo me ad quidquam dogmatibus 
legibusque ecclesiae contrarium obligare velle. 

2 Brief an Fürſtbiſchof von Eichſtätt bei Höfler, S. 250. 

3 Die Correspondenz theilt Höfler, S. 250 ff. mit. 

4 Die ganze Correspondenz ſteht in Maſtiaux, Literaturzeitung für 
katholiſche Religionslehrer 1819, II. S. 148 ff. 161 ff. 
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dem Erzbiſchof von München⸗Freiſing mit!, und ſprach zugleich 
in ſeinem Begleitſchreiben ſeine Beſorgniſſe wegen des „fatalen 
Religionsedictes“ aus, welcher „Stein des Anſtoßes durch Zulaj- 
ſung des bedingten Eides noch nicht gehoben ſei.“ Der Erzbiſchof 
erwiderte am 12. Februar, er habe vom Miniſterium des In— 
nern „die Verſicherung“ erhalten, daß nie von dem Edict gegen 
das Concordat eine Anwendung gemacht werden ſollte.“ „Ein 
treuloſeres Gouvernement“, fährt er fort, könnte es daher nicht 
geben, wenn es bei allem dem in der Folge ſich dennoch wort— 
brüchig zeigen würde.“ Hiedurch wurde der Fürſtbiſchof veran⸗ 
laßt, dem Fürſten Wrede, welcher in ſeinem Schreiben vom 
11. Februar „nur jenen Eid verlangte“, welchen der Erzbiſchof 
von München bereits abgelegt habe, am 15. desſelben Monats 
zu erklären, daß er bereit ſei, einen Eid auf die nämliche Weiſe, 
in der nämlichen Form und unter eben derſelben vorausgeſchickten 
Verwahrung zu leiſten und die entſprechende Eidesformel „ſchrift⸗ 
lich beizufügen.“ Aber auch damit gab ſich jetzt Wrede nicht zu— 
frieden und ,erjuchte’ den Fürſtbiſchof unter Rückſchluß des 
eingeſandten Eides um Ueberſchickung des reinen Verfaſſungseides 
ohne irgend einen Beiſatz.“ 

Dieſe Inſinuation des Fürſten, welcher die katholiſchen Bi- 
ſchöfe wie ſeine Soldaten commandiren wollte, veranlaßte den 
Fürſtbiſchof, der edlen Entrüſtung ſeines Herzens einen Ausdruck 
zu geben und zugleich dem Präſidenten des Reichsrathes eine 
Belehrung über die Rechte und Pflichten der katholiſchen Kirche 
zu ertheilen. Mannigfaltig“, ſchreibt der neun und ſiebenzig— 
jährige Prälat, ,und mitunter ſehr bitter waren die Schickſale, 
welche während dieſer Lebensperiode im ſteten Wechſel mich ge— 
troffen haben. Vielfältig und ſchwer waren die Opfer, welche 
ich ſeit der Säculariſation der Bisthümer und ſeit der Umwäl⸗ 
zung der deutſchen Reichsverfaſſung den gebietenden Zeitumſtän⸗ 
den bringen mußte. Tief kränkend war oft die Behandlung, 
welche ſich einige von den Staatsdienern gegen einen legitimen 
Reichsfürſten erlaubten. — Und bei allem dem fügte ich mich 
gelaſſen, ruhig und Gott ergeben in dieſe meine unverſchuldete 


1 Höfler, S. 251. 


Correspondenz desſelben mit dem Fürſten v. Wrede. 167 


Lage, und von der Nichtigkeit der menſchlichen Hoheit und irdi— 
ſchen Größe ſattſam überzeugt, beſchloß ich, in ſtiller Zurückge— 
zogenheit mich ganz für das geiſtige Wohl meiner anvertrauten 
Heerde zu verwenden und den Reſt meines Lebens in Frieden 
zu beſchließen. — Allein für mich ſcheint der Friede hienieden 
entflohen zu ſein, und was meine Seele noch tiefer verwundet, 
iſt das wiederholte Verlangen, in Alles geradezu und ohne den 
mindeſten Vorbehalt zu willigen, Alles zu thun, und in Allem 
unbedingt zu gehorchen, was der Staat von mir als Biſchof 
fordern wird.“ 

Auf die von der Regierung und ihrem Vertreter geltend 
gemachte Unterthanenpflicht, erwidert der Fürſtbiſchof: „Daß 
ich dem Regenten Unterwürfigkeit und pünktlichen Gehorſam in 
allen Vorſchriften, in allen Verordnungen, in allen Geſetzen 
ſchuldig ſei, welche die bürgerliche Ordnung und das zeitliche 
Wohl der Unterthanen bezielen, dieſes lehret mich meine heilige 
Religion und verpflichtet mich noch dazu ſtrenge im Gewiſſen. — 
Aber eben dieſe göttliche Religion lehret mich gleichfalls und 
macht es mir zur erſten Pflicht, daß ich die koſtbarſte Hinterlage, 
unſern heiligen Glauben und die weſentlichen Rechte der Kirche 
gegen jeden Angriff muthvoll vertheidigen und nach Kräften be— 
wahren ſoll. Sie lehret mich, daß ich Gott, dem höchſten Re— 
genten des Himmels und der Erde, mehr, als den Menſchen ge— 
horchen müſſe; daß die Kirche von ihrem göttlichen Stifter in 
geiſtlichen Dingen eine ganz unabhängige Gewalt erhalten habe, 
der in dieſer Hinſicht alle Glieder der Kirche ohne Ausnahme 
unterworfen ſind; daß endlich ihre innere von Jeſu Chriſto ſelbſt 
gegebene Verfaſſung jo, wie ihr Urheber, unveränderlich und 
unverletzbar ſei.“ 

Nach dieſen Auseinanderſetzungen fährt er fragend fort: 
„Wie könnte ich alſo bei ſolchen Verhältniſſen gegen meine in— 
nerſte Ueberzeugung und gegen die laute Stimme meines war— 
nenden Gewiſſens einen unbedingten Eid ſchwören? Wie könnte 
ich meinen Gott und Herrn, der mich Unwürdigen in ſein Hei— 
ligthum berufen, der mich aus Gnade und Barmherzigkeit zur 
Würde eines Hirten erhoben, und das edelſte Kleinod des Him— 
mels, die heilige Religion, zur ſorgfältigen Pflege meinen Hän⸗ 
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den übergeben hat, — wie könnte ich der Braut unſers göttlichen 
Erlöſers, der Kirche, die mich ſchon beinahe vier und fünfzig 
Jahre lang ſo liebevoll und nachſichtig in ihrem mütterlichen 
Schooße genähret hat, — wie könnte ich dem heiligen Vater der 
Chriſtenheit und dem apoſtoliſchen Stuhle, dem Centrum der 
chriſtlichen Einigkeit, jetzt treulos und meineidig werden? — Wie 
könnte ich, nachdem ich als ein entehrter, von Gewiſſensbiſſen ge— 
folterter Greis, als ein Object des Aergerniſſes und Mitleidens 
bei meinem theuren Klerus, als der Spott meiner Feinde, als 
ein Fluch der Menſchheit in mein nahes Grab dahin ſänke, — 
wie könnte ich vor dem Richterſtuhle eines allwiſſenden, gerechten 
und erzürnten Gottes beſtehen, in deſſen rächende Hände fallen 
es jo ſchrecklich iſt?“ Noch einmal verſichert hierauf der Fürſt— 
biſchof, „er ſei bereit, Alles für das Vaterland hinzugeben, könne 
und werde ſich aber nie dazu verſtehen, ſeine Ehre und ſein Ge— 
wiſſen aufzuopfern, weshalb er einen unbedingten Eid“ nicht lei— 
ſten könne, der aus dem Munde eines Prieſters nichts anderes als 
eine bloſe Formalität, ein leeres Ceremoniell ohne inneren Gehalt 
und ohne Verbindlichkeit wäre“; denn „was laſſe fic) von einem 
Menſchen, der dem allwiſſenden Gotte ſelbſt treulos zu werden, 
unverſchämt genug war, anders gewärtigen, als daß er ſeinen Eid— 
ſchwur ebenſo raſch und unbedenklich wieder breche, als ſchnell 
und leichtfertig er ihn abgelegt hat.“ 

Schließlich bittet der Fürſtbiſchof den Präſidenten des Reichs— 
tages dieſe Erklärung „der allerhöchſten Einſicht“ zu unterbreiten, 
da er „mit Zuverſicht“ hoffe, daß ſein bedingter Eid die Zuſtim⸗ 
mung des Königs erhalten werde!. 

Dies war jedoch nicht der Fall, und Staatsrath Graf Cle— 
mens v. Leyden machte noch einen letzten Verſuch, den Fürſt— 
biſchof umzuſtimmen; allein derſelbe ging auf den Vorſchlag des 
Grafen nicht ein und verzichtete auf die Würde eines Reichs— 
rathes. Beſſeren Erfolg hatte Fürſt Wrede bei dem alten Biſchof 
von Regensburg, Freiherrn v. Wolf?, der ſogleich einen unbe- 
dingten Eid einſandte. Dagegen erklärten mehrere geiſtliche Ab— 
geordnete, daß ſie den Verfaſſungseid nur in dem Sinne leiſten 

1 Maſtiaux, Literaturzeitung x. 1819, S. 164 f. 

2 Siehe Bd. 1, S. 345. Sicherer, a. a. O. Anhang Nr. 31. 
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würden, in welchem ihn der heilige Stuhl geſtattet habe, und 
ſandten dieſelbe Formel wie der Erzbiſchof von München ein, 
welche von der Regierung „genügend befunden wurde !. Damit 
war die Eidesfrage ſoweit erledigt. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß, wenn der Geſammtklerus 
ſich einmüthig gegen die Leiſtung eines unbedingten Eides auf 
die Verfaſſung und gegen den Bruch des Concordates durch das 
Religionsedict erhoben hätte, die Regierung in die größte Ver— 
legenheit gekommen wäre, da die Geiſtlichkeit nicht allein das 
Recht, ſondern auch das katholiſche Volk auf ihrer Seite hatte. 
Der Kampf wäre für die kirchenfeindlichen Staatsmänner wie 
Wrede, Lerchenfeld u. A. um ſo ſchwieriger geweſen, als der 
König weder einen offenkundigen Bruch ſeines feierlich gegebenen 
Wortes, noch eine Verletzung des Gewiſſens ſeiner Unterthanen 
wollte. Außerdem waren die ſtürmiſchen Verhandlungen auf dem 
erſten Landtage in München 1819 gar nicht geeignet, ihn für den 
Conſtitutionalismus zu begeiſtern, der damals an Oeſterreich und 
Preußen ganz entſchiedene Gegner hatte, wie die Karlsbader Be— 
ſchlüſſe beweiſen?. Ein gemeinſchaftliches und entſchiedenes Vor— 
gehen des Klerus wäre unter dieſen Verhältniſſen von heilſamen 
Folgen geweſen und hätte auf jeden Fall den großen Nutzen ge— 
habt, daß die Regierung wäre genöthigt worden, von der un— 
würdigen Bevormundung und Bedrückung abzuſtehen, welche ſie 
trotz Concordat und Verfaſſung über die Kirche und über die 
Gewiſſen der Katholiken ausübte. 


Die bereits erwähnte Miniſterialconferenz vom 30. Ja- 
nuar 1819 faßte auch Beſchluß über das Verhalten der Re— 
gierung der Erklärung des heiligen Stuhles vom 13. Januar 
gegenüber. Die Anſichten waren getheilt. Wrede, von Lerchen— 
feld und Triva unterſtützt, beantragte die Abberufung des Ge— 
ſandten und ſcheute ſelbſt vor einem Bruche mit dem römiſchen 
Stuhl nicht zurück; die übrigen Mitglieder ſchloſſen ſich Rechberg 


1 Sicherer, Nr. 36 und 37. 
2 Vgl. M. v. Lerchenfeld, Die baieriſche Verfaſſung und die Karls⸗ 
bader Beſchlüſſe. Nördlingen 1883. 
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an und ſprachen ſich gegen einen „öffentlichen Bruch mit dem 
päpſtlichen Hofe“ aus. Das Reſultat der Berathungen war, dem 
heiligen Stuhl eine „gründliche Antwort“ auf deſſen Bemerkungen 
gegen das Religionsediet zu geben, wobei man ſich der Hülfe 
Gregels! zu bedienen gedachte, und die weiteren Unterhandlungen 
direct durch das Miniſterium des Aeußern „ohne Einmiſchung der 
römiſchen Geſandtſchaft“ zu führen. Sollte die Curie“, meinte Ler⸗ 
chenfeld, die Beſtätigung der Biſchöfe verweigern und die Diöceſen 
durch apoſtoliſche Vicare regieren laſſen, fo könne doch ein ,fol- 
ches Syſtem nur kurze Zeit währen.“ Die Regierung müſſe nur 
den treuen Klerus mit Achtung und Auszeichnung behandeln“, 
für theologiſche Studien und tiefe religiöſe Bildung der an- 
gehenden Prieſter forgen’, die wichtigſten Pfarreien ſtets den 
würdigſten Geiſtlichen verleihen? und ,man werde in Zeit von 
12 bis 15 Jahren einen würdigen und tüchtigen Klerus heran 
gebildet haben, der den ultramontanen Grundſätzen fremd, in die 
Feſſeln der römiſchen Curie einzugehen weit entfernt, dazu reif 
ſein werde, in Synoden, die vielleicht ſelbſt in Verbindung mit 
anderen katholiſchen Landen zuſammen berufen werden könnten, 
über die Lage der Kirche im Vaterlande zu berathen, und dann 
ſelbſt entweder von Rom die Weihe der Biſchöfe zu verlangen, 
oder im Geiſte der alten deutſchen Kirche wegen eigener Wahl 
und Beſtätigung die geeigneten, dem Geiſte der Kirche ange— 
meſſenen Einleitungen unter der Aufſicht und Leitung der Re— 
gierungen zu treffen.“ Dieſer febronianiſch-weſſenbergiſche Vor⸗ 
ſchlag, welcher mit dem ſchon berührten Plane? einiger Staats— 
canoniſten der oberrheiniſchen Kirchenprovinz große Aehnlichkeit 
hat, bekundet nur die Verbiſſenheit und die Unkenntniß ſeines Ur— 
hebers; an eine Ausführung desſelben konnte kein vernünftiger 
Staatsmann denken. 

Die Beantwortung der römiſchen Schreiben vom 13. Januar 
1819 verzögerte ſich trotz des wiederholten Drängens von Seiten 
des Nuntius in München und Häffelins bis zum Ende des Jahres. 
Erſt am 12. Dezember erwiderte der König das päpſtliche 
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Breve, und am 22. Dezember richtete v. Rechberg eine Note an 
Conſalvi . In derſelben lehnte er die Wiederherſtellung der Er— 
klärung des bayeriſchen Geſandten vom 27. September 1818 ab 
und machte den Verſuch, die Einwände gegen das Religionsedict 
zu widerlegen, wiederholt aber ſchließlich die Verſicherung, der 
König werde nicht dulden, daß das Concordat in ſeiner An- 
wendung verletzt würde. 

Tief gekränkt durch dieſes Benehmen war der heilige Vater 
entſchloſſen, den Katholiken Bayerns die Leiſtung des Verfaſſungs— 
eides zu verbieten, was vielleicht das Beſte geweſen wäre; doch 
hielt ihn Conſalvi von dieſem äußerſten Schritte ab und trat in 
vertrauliche Unterhandlungen mit Rechberg, um die Angelegen— 
heit zu einem guten Ende zu führen. In dieſer Abſicht richtete 
er am 8. März 1820 eine Note? an den Miniſter des Aeußern, 
worin er verlangte, der König ſolle erklären, daß der Verfaſſungs— 
eid ſich nur auf die bürgerliche Ordnung beziehe und dadurch die 
Unterthanen zu nichts verbunden würden, was den Geſetzen 
Gottes und der Kirche widerſtreite und daß „im Falle des Wider— 
ſpruchs zwiſchen Concordat und Edict die Beſtimmungen des 
Concordates und nicht des Edicts gelten ſollten.“ Die Berech— 
tigung dieſer beiden Forderungen iſt einleuchtend. Die erſte ver- 
langt nur dasjenige, was die Regierung bereits den geiſtlichen 
Abgeordneten zugeſtanden hatte, die zweite verſtand ſich von ſelbſt, 
wenn ein rechtsgiltig abgeſchloſſener Vertrag überhaupt Geltung 
hat und die wiederholte Erklärung der Regierung, die Beſtimmungen 
des Concordates würden treu ausgeführt werden, mehr als eine 
nichtsſagende Phraſe ſein ſollte. 

Ehe die Regierung, welche weder die vorgeſchlagene Formel 
annehmen, noch mit dem heiligen Stuhl brechen wollte, einen 
Entſchluß faßte, forderte ſie ein Gutachten von Zentner, der um 
dieſe Zeit in Wien abweſend war?, wie man beide Klippen glück⸗ 
lich vermeiden könne. Der bayeriſche Staatsmann erſtattete das 


1 Sicherer, a. a. O. S. 317. 
2 Im Original bei Sicherer, N. 39. 
3 Als Bevollmächtigter bei den Conferenzen zur Vereinbarung der Wiener 
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verlangte Gutachten! am 30. März. Der König, heißt es darin, 
könne die von Conſalvi verlangte Erklärung nicht geben, da ſie 
eine authentiſche Interpretation der Verfaſſung jet und „um fo 
mehr“ Beſchwerden von Seiten des proteſtantiſchen Religions— 
theiles‘ und „in der nächſten Ständeverſammlung“ hervorrufen 
würde, als die mit italieniſcher Schlauheit vorgeſchlagene Decla— 
ration auf die Häffeliniſche zurückführe“, das Edict als ein vor- 
züglich die Proteſtanten verbindendes Geſetz darjtelle’, die dem 
Concordate „entgegen ſtehenden Beſtimmungen desſelben aufhebe 
und „ſelbſt die Majeſtätsrechte des Königs ſchwankend mache und 
zum Theile zernichte “ 

Nach dieſen Vorbemerkungen, die ſich ſehr ſonderbar in dem 
Munde eines Mannes ausnehmen, der nur zu gut wußte, daß 
nicht die römiſche Curie, ſondern gerade die von ihm ſelbſt ſehr 
beeinflußte Regierung mit Liſt und Schlauheit und mit noch 
Aergerem zu Werke gegangen war, ſchlägt Zentner vor, dem rö— 
miſchen Hof zu erklären, „es gehe aus der Verfaſſung hervor, 
daß der Eid ſich lediglich auf die bürgerlichen Verhältniſſe be— 
ziehe und die Unterthanen zu nichts gegen die fatholijden Glau— 
benslehren und Kirchenſatzungen und gegen ihr Gewiſſen ver— 
pflichte und daß auch in gleichem Sinne das nur für die äußeren 
Religionsverhältniſſe betreffende Edict zu verſtehen ſei und nie 
anders werde vollzogen werden“ und „daß der König keine den 
Beſtimmungen und dem Sinne des Concordats widerſprechende 
Anwendung zulaſſen und ſämmtliche Landesſtellen darnach an- 
weiſen laſſen werde.“ 

Der Miniſterrath vom 22. April nahm den erſten Theil 
der von Zentner vorgeſchlagenen Formel einſtimmig an; dagegen 
erhob fic) Widerſpruch gegen den zweiten Theil. Lerchenfeld bean- 
tragte in Uebereinſtimmung mit Wrede u. A. zuerſt die Streichung 
des ganzen Paſſus, ſchlug aber nachträglich eine andere Formel 
vor. Dieſelbe wurde in der Faſſung, „daß das Concordat ebenſo 
wie das nur die äußeren Religionsverhältniſſe der königlichen 
Unterthanen betreffende Edict als conſtitutionelles Geſetz zu achten 
ſei und ſämmtliche königliche Landesſtellen angewieſen würden, 
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Notenwechſel zwiſchen Rechberg und Conſalvi. 173 


ſich nach ſeinen Beſtimmungen zu richten“, angenommen. Am 
30. April 1820 richtete Rechberg ein „amtliches“ und ein ver— 
trauliches Schreiben! an Conſalvi, welchem er die vereinbarte 
Formel vom 22. April mittheilt, für deren Annahme er beſonders 
geltend macht, daß der König, falls der heilige Stuhl auf ſeiner 
Formel beſtehe, genöthigt wäre, „der Verfaſſung gemäß die Stände“ 
hierüber „zu Rathe zu ziehen“, was eine große Verzögerung in 
dem Vollzuge des Concordates’, öffentliche Redekämpfe“, eine 
Spaltung in der Kammer“ und andere unſelige Folgen“ haben 
würde. Der Cardinalſtaatsſecretär ließ ſich jedoch durch dieſe 
Schilderungen nicht zur Annahme der vorgeſchlagenen Formel 
bewegen, beſtand aber auch nicht auf der von ihm proponirten 
Erklärung, da er eine Miniſteranklage nicht herbeiführen wollte, 
und brachte mittels Note vom 2. Auguſt? eine andere Formel 
in Vorſchlag, nach welcher der König ſelbſt, zum allen Beunruhi— 
gungen“ (inquiétudes) der Katholiken ein Ende zu machen, „er— 
klären“ ſolle, daß es bei Erlaſſung der Verfaſſung nicht ſeine 
Abſicht geweſen ſei, „die Gewiſſen“ ſeiner Unterthanen zu „be— 
ſchweren“, daß „der Verfaſſungseid der bayeriſchen Katholiken ſich 
nur auf die bürgerlichen Verhältniſſe beziehe, und daß ſie durch 
denſelben zu nichts verpflichtet werden, was den Geſetzen Gottes 
oder der katholiſchen Kirche widerſtreiten könnte“, daß ferner das 
Concordat „als Verfaſſungsgeſetz betrachtet und vollzogen, und 
daß allen Behörden des Königreichs eingeſchärft werde, ſich in 
keinem Falle von den Vorſchriften desſelben zu entfernen“?s. Dieſe 
Formel beſeitigt die Unbeſtimmtheit und Zweideutigkeit der baye— 
riſchen Erkärung und war unter den gegebenen Verhältniſſen ein 
geeignetes Mittel, um unangenehmen Verhandlungen in der 
Ständekammer vorzubeugen. 

Der Miniſterrath vom 27. Auguſt, in welchem der einige 
Wochen vorher zum Staatsminiſter ernannte Freiherr von Zentner 
über die Formel Conſalvis referirte, war geneigt, dieſelbe mit 
Abänderung des Ausdrucks „Beunruhigungen“ in ‚Mißverſtändniß 
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(mésintelligence)! anzunehmen, ließ fic) aber von Lerchenfeld be— 
ſtimmen, den Schlußſatz? zu ſtreichen und dafür die Faſſung des 
Vorſchlags vom 30. April mit Zufügung des Wortes strictement 
wiederherzuſtellen, ſo daß der Satz lautete, es ſolle den Behörden 
eingeſchärft werden, ſich genau nach den Beſtimmungen des 
Concordates zu richten.“ Dieſe Formel wurde dem apoſtoliſchen 
Stuhl zur Annahme vorgelegt. In einer vertraulichen Begleit— 
note vom 8. September 1820 bemerkte Rechberg nur, die Re- 
gierung habe ftatt des Ausdruckes „Beunruhigung“ in der Formel 
des Cardinals das Wort ‚Mißverſtändniß“, das er früher ſelbſt 
vorgeſchlagen habe, gewählt. Die Veränderung des Schlußſatzes 
überging er dagegen mit Stillſchweigen. Conſalvi entging aber 
dieſe ,Schlauheit’ des Miniſters nicht. Am 21. Oktober richtete 
er eine vertrauliche Antwortsnotes an Rechberg, worin er aus- 
drücklich hervorhebt, daß er die von ihm am 2. Auguſt vorge— 
ſchlagene Formel gewählt, ,um für alle Fälle die Beobachtung 
der Stipulationen des Concordates bezüglich der Katholiken zu 
ſichern, wie die Vertragstreue es verlange und der König es wolle“, 
während die von der Regierung in Vorſchlag gebrachte Formel 
trotz des Zuſatzes „‚genau' den Behörden keine „ſichere Regel“ für 
ihr Verfahren bei einem Widerſpruch zwiſchen Concordat und 
Edict gebes. Um aber „den Zwiſt, welcher die Wiederherſtellung 
der katholiſchen Kirche in Bayern verzögere, endlich zu beſeitigen, 
wolle der heilige Vater im Vertrauen auf „die Verſicherung', 


1 Diejen Ausdruck hatte Conſalvi in ſeiner Note vom 8. März 1820 
gebraucht. 

2 Siehe Seite 173 Note 3. 

3 Sicherer, S. 332 f. 

* Dans la vue d'assurer dans tous le cas, a l'egard des Catholiques, 
observance des stipulations du concordat, comme la foi des traités 
exige et sa majesté le veut. 

5 ne donnant pas aux autorités du royaume une régle süre ete. ; nach 
dem Zuſatz strictement fährt er fort: ne trace pas précisément aux autori- 
tés cette regle etc. Sehr fein bemerkt der Cardinal weiter: cette éxpli- 
cation fera, j'espere, connaiter a votre exellence que Pexpression substi- 
tuée dans ce derniere changement, dont votre exellence ne fait aucun 


mention dans sa lettre, est un peu moins favorable aux intéréts de la 
religion. 


Die königliche Erklärung von Tegernſee 21. September 1821. 175 


welche Rechberg „in ſeinem Schreiben vom 22. Dezember 1819 
gegeben habe!, die Formel der Regierung annehmen, obſchon ſie 
ihm nicht jene „vollſtändige Beruhigung gebe, die er erwartet 
habe.“ Rechberg wiederholte nun in ſeiner Note vom 4. Februar 
1821 die „feierlichen Verſicherungen des Königs, daß das Con— 
cordat treu erfüllt werde“?, worauf der Papſt die Formel an- 
nahm. Am 21. September 1821 gab der König die vereinbarte 

Erklärung von Tegernſee. Sie hat folgenden Wortlaut: „Nach- 
dem die wichtigſten Anſtände, welche bisher den Vollzug des mit 
dem päpſtlichen Stuhle unterm 5. Juni 1817 abgeſchloſſenen 
Concordates verzögert haben, nunmehr beſeitigt ſind, ſo iſt es 
Unſer Wille, daß dasſelbe in allen ſeinen Theilen in volle Aus— 
übung gebracht und daß hiernach der Publication und Vollziehung 
der zur Ausführung der Circumſcription der neuen Divcejen in 
Unſerm Königreiche unterm 1. April ergangenen päpſtlichen 
Bulle, welche anfängt mit den Worten Dei ac Domini nostri 
Jesu Christi, nebſt den darauf ſich beziehenden Executionsdecreten 
des für dieſes Geſchäft von Sr. P. H. an Unſer Hoflager in 
der Perſon des Herrn Franz Serra aus dem herzoglichen Ge— 
ſchlechte Caſſano, Erzbiſchofes von Nicäa rc. ꝛc. abgeordneten 
apoſtoliſchen Nuntius kein weiteres Hinderniß geſetzt werden ſoll. 
Zugleich fügen wir zur Beſeitigung aller Mißverſtändniſſe über 
den Gegenſtand und die Beſchaffenheit des von Unſern katholi— 
ſchen Unterthanen auf die Conſtitution abzulegenden Eides die 
Erklärung bei, daß, indem Wir Unſern getreuen Unterthanen die 
Conſtitution gegeben haben, Unſere Abſicht nicht geweſen ſei, dem 
Gewiſſen derſelben im Geringſten einen Zwang anzuthun; daß 
daher nach den Beſtimmungen der Conſtitution ſelbſt der von 
Unſern katholiſchen Unterthanen auf dieſelbe abzulegende Eid 
lediglich auf die bürgerlichen Verhältniſſe ſich bezieht, und fie da- 


1 Siehe Seite 171. 
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durch zu nichts werden verbindlich gemacht werden, was den 
göttlichen Geſetzen oder den katholiſchen Kirchenſatzungen entgegen 
wäre. Auch erklären wir neuerdings, daß das Concordat, wel— 
ches als Staatsgeſetz gilt, als ſolches angeſehen und vollzogen 
werden ſoll, und daß allen Behörden obliegt, ſich genau nach 
ſeinen Beſtimmungen zu richten.“ Jetzt erfolgte erſt die feierliche 
Verkündigung der Circumſeriptionsbulle und die Einſetzung der 
Biſchöfe und Domcapitel. 
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Durch den Abſchluß des Concordates und die Erklärung des 
Königs von Tegernſee! waren die Rechte und Selbſtſtändigkeit 
der katholiſchen Kirche im Königreich Bayern feierlich garantirt; 
aber die alte bureaukratiſche Bevormundung der Kirche war da— 
mit nicht beſeitigt. Das Land erhielt eine neue kirchliche Cir— 
cumſcription, die biſchöflichen Stühle wurden beſetzt und die 
Domcapitel inſtallirt; eine freie Regierung ihrer Diöceſen nach 
den zwiſchen Papſt und König vereinbarten Beſtimmungen des 
Concordates war den neuen Biſchöfen jedoch nicht ermöglicht. 
Die früheren ſtaatskirchlichen Verordnungen blieben ungeachtet 
des Art. 17 des Concordates in Kraft und wurden noch durch 
neue Verfügungen vermehrt, die in das innere Leben der katho— 
liſchen Kirche eingriffen. Die „Beſorgniß“ des Biſchofs Friedrich 
Groß von Würzburg, daß das katholiſche Religionsexercitium zu 
einer polizeilichen Anſtalt herabgewürdigt und das katholiſche 
Kirchengut als ein von der Staatsgewalt gänzlich abhängender 
und derſelben willkürlichen Dispoſition überlaſſener Fond behan- 
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delt werde“, erwies fic) nur als zu ſehr begründet. Der König 
Maximilian Joſeph hatte keinen böſen Willen; allein es fehlte 
ihm die nothwendige Einſicht und Energie. Seine Miniſter, 
welche am Abſchluſſe des Concordates und dem Erlaſſe des Re— 
ligionsedietes mitgewirkt hatten, waren emſig bemüht, die in ge- 
nannter Uebereinkunft der Krone zugeſtandenen Rechte in Aus— 
führung zu bringen, trafen aber keine Anſtalten, die übernomme⸗ 
nen Verpflichtungen zu erfüllen. Erzogen in den Schulen der 
Staatskirchler, zu ſehr erfüllt von dem Gedanken der Staats— 
omnipotenz und dazu noch vielfach von dem herrſchenden, der 
katholiſchen Kirche feindſeligen Liberalismus beeinflußt, konnten 
fie den Gedanken der kirchlichen Autonomie nicht faſſen und wie 
derſtrebten inſtinktmäßig einer jeden freieren und ſelbſtſtändigen 
Lebensäußerung der Kirche. Sie fanden in dieſem Beſtreben auch 
kräftige Unterſtützung bei den untergeordneten Beamten, welche, 
ohne richtige Kenntniß von der Kirche und ihren Rechten und 
ohnehin gewohnt, in dieſelbe hinein zu regieren, eifrigſt mithalfen, 
derſelben die Adern zu unterbinden und jede freie Bewegung ihr 
unmöglich zu machen, oder wenigſtens, ſo viel als es in ihrer 
Gewalt ſtand, zu erſchweren. 

Mit dieſer Beamtenſchaar ging die liberale und kirchenfeind⸗ 
liche Majorität in den Kammern Hand in Hand. Sie klatſchte 
den unkirchlichen Regierungsverordnungen Beifall und trat den 
nur zu berechtigten Forderungen der Kirche und allen Verſuchen, 
die ihr angelegten Bande etwas zu löſen, in geſchloſſener Pha- 
lanx entgegen. Auch unter dem Klerus, dem höheren wie nie— 
deren, befanden ſich Männer, die ihrer Stellung und Aufgabe 
uneingedenk, die Beſtrebungen eines unkirchlichen Beamtenthums 
noch förderten. Die Aeußerungen des Mißmuthes über ſolche 
Zuſtände in der Preſſe, wie die Proteſte der Biſchöfe bei der 
Regierung verhallten wirkungslos. Die Zeitungsartikel drangen 
nicht in die eigentlichen Schichten des Volkes, und die biſchöf— 
lichen Proteſte waren der Oeffentlichkeit entzogen. Auf dieſe 
Weiſe erſtarkte und befeſtigte ſich die alte, durch das Concordat 
ſcheinbar beſeitigte, unkirchliche Praxis immer mehr, drang in 
weitere Kreiſe ein und gewann ſogar den Anſchein der Geſetz⸗ 
lichkeit und der Zuſtimmung der Kirche. 

Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 12 
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Unter dieſen Verhältniſſen war es ſelbſt einem der Kirche 
wohlgeſinnten Miniſterium eine ſchwierige Aufgabe, den Beſtim⸗ 
mungen des Concordates gerecht zu werden. Während der 
Regierung Maximilians wurde von Seiten der oberſten Staats⸗ 
behörden nicht einmal der Verſuch gemacht, die mit dem heiligen 
Stuhle vereinbarten Stipulationen in Ausführung zu bringen. 
Das Concordat ſtand auf dem Papier, das ſ. g. II. Edict be⸗ 
hauptete ſeine Herrſchaft. 

Schon am 23. Dezember 1822 richtete der Biſchof Groß 
von Würzburg ein Schreiben an ſeinen Metropoliten, worin er 
Klage führt, daß das königlich bayeriſche Gouvernement die der 
katholiſchen Kirche und den biſchöflichen Stühlen ſeit den älteſten 
Zeiten und namentlich vermöge des Concordates zuſtändigen Ge— 
rechtſame ſehr beeinträchtige“, wofür „die Erfahrung die täg— 
lichen Beweiſe liefere.“ Als beſondere „Gegenſtände der Beſchwer— 
den“, die ,jehr zahlreich“ ſeien, hebt der Biſchof die ſtrenge Hand— 
habung des Placet hervor, welches den Biſchöfen unmöglich 
mache, mit dem apoſtoliſchen Stuhle und mit ihren Diöceſanen 
frei und ungehindert zu verkehren, obſchon das Concordat dieſe 
„Befugniß“ den Oberhirten ,garantirt’ habe. Als weiteren ,jehr 
gravirenden Gegenſtand“ der Beſchwerde bezeichnet der Biſchof 
die fortgeſetzten Eingriffe in das Kirchenvermögen, über deſſen 
„Adminiſtration, Verwendung und Aſſignation die weltliche 
Gewalt unter dem Vorwande der landesherrlichen Obercuratel, 
wie über ein dem königlichen Aerare zuſtehendes volles Eigen— 
thum mit Ausſchluß aller biſchöflichen Einſicht und Theilnahme 
disponire’, den Pfarrern „lediglich als Staatsdiener“ Theil— 
nahme an den Berathungen „über Verwaltung und Verwendung 
der Kirchenfonds“ geſtatte, und es ihnen als Staatsverbrechen 
anrechne, wenn dieſelben über die Ueberbürdung von Bau— 
laſten ihrer Gotteshäuſer ſich an die ihnen vorgeſetzten Ordi— 
nariate wendeten“, und die Kirchenfonds zu ſteten und jährlichen 
Beiträgen an Schullehrer, für Bedürfniſſe anderer Kirchen aſſig⸗ 
nite’, ohne „den biſchöflichen Ordinariaten einige Mittheilung 
zu ihrer Beiſtimmung und Einverſtändniß“ zu machen, wodurch 


1 Conc. und Conſtitutionseid, S. 165 ff. 


Klagen der Biſchöfe. Conflicte. 179 


man über die Beſtimmungen des II. Edicts noch hinausgehe. Auch 
über das von der Regierung faſt auf alle Beneficien ausgedehnte 
königliche Beſetzungsrecht mit Geltendmachung des „falſchen Prin— 
cips, daß alle milden Stiftungen, kirchliche Fonds und Communal— 
vermögen als ein Staatseigenthum anzuſehen ſeien“, beſchwert 
ſich der Biſchof von Würzburg. Endlich führt er noch an, daß 
die Regierung mit offener Verletzung des Concordates dem Bi— 
ſchofe die Domcapitulare als geiſtliche Räthe aufnöthige und 
ihm unterſage, Männer ſeiner Wahl zu den Ordinariatsſitzungen 
beizuziehen, wodurch ſchließlich die Diöceſanobern „nichts als 
Figuranten und Vollzieher der domcapitel'ſchen Beſchlüſſe, welche 
von der Staatsgewalt gänzlich influenzirt ſind“, würden. 

Auch der Erzbiſchof von Bamberg, der ſchon als ſäculari— 
ſirter Fürſtbiſchof von Eichſtätt mit Muth und Entſchiedenheit 
die Sache der Kirche verfochten , beklagt in ſeinem Schreiben? 
an den Erzbiſchof von München „die vielfältigen Verletzungen des 
Concordates“ und ,die fortwährenden Hemmungen der Ausübung 
der biſchöflichen Rechte und Pflichten“ und war ebenfalls der 
Anſicht des Biſchofs von Würzburg, daß die kirchlichen Ober— 
hirten ‚ohne gemeinſchaftliches Zuſammenwirken gegen dergleichen 
Beeinträchtigungen immer gleichſam getrennt von den ihnen an- 
vertrauten Heerden daſtehen und die biſchöflichen Stellen nur als 
Kanzleibranchen der königlichen Kreisregierungen figuriren wür— 
den.“ Dieſelbe Ueberzeugung ſpricht das aus der Feder des 
Weihbiſchofs von München Dr. v. Streber vom 11. Februar 
1823 gefloſſene Antwortſchreiben? an den Erzbiſchof aus. Ein 
gemeinſchaftliches Auftreten des Episcopates zur „Aufrechthaltung 
und Execution des Concordates“ erſchien auch ihm als ein dringen- 
des Bedürfniß. Ob die bayeriſchen Biſchöfe damals dieſen Schritt 


thaten, entzieht ſich unſerer Kenntniß. Jedenfalls aber blieb ö 


derſelbe ohne großen Erfolg. Die alten Mißſtände dauerten 
fort und riefen eine Anzahl von Conflicten zwiſchen der geiſt— 
lichen und weltlichen Gewalt hervor. 
1 Siehe Bd 1, S. 323 ff. Bd. 2, S. 165 ff. 
2 Concordat ꝛc., S 171 ff. 
as 172. 
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Ein beſonderes Steitobject bildeten die gemiſchten Ehen, 
insbeſondere zwiſchen Katholiken und geſchiedenen Proteſtanten !“. 

Auch bezüglich der Aufnahme der Candidaten der Theologie 
in das Klerikalſeminar war der Biſchof nicht frei. Er durfte zwar 
jetzt die Prüfungen, aber nur in Gegenwart eines königlichen 
Commiſſarius, vornehmen laſſen, mußte aber das Verzeichniß der 
zur Aufnahme würdig Befundenen der königlichen Kreisregierung 
einſenden, um durch dieſelbe die allerhöchſte Genehmigung zu 
erwirken. Das Pfarrconcursexamen wurde ebenfalls trotz Con- 
cordat von der Regierung abgehalten, welche auch die Noten— 
claſſification beſtimmte. Nicht einmal das Recht, ihre Diöceſanen 
zu ermahnen und zurechtzuweiſen, oder unwürdige Mitglieder der 
Kirche zu beſtrafen und auszuſchließen, wollte man den Biſchöfen 
zugeſtehen. Am 9. Juni 1824 verfügte der Erzbiſchof von 
München?, daß diejenigen, welche durch ſündhaften Umgang mit 
dem anderen Geſchlechte den chriſtlichen Namen entehrten“, zuerſt 
vom Pfarrer gewarnt, bei weiteren Fehltritten aber „vor der 
ganzen verſammelten Kirche“ gerügt und zuletzt aus der Kirchen— 
gemeinſchaft ausgeſchloſſen werden ſollten, ,biS fie für das gege— 
bene Aergerniß hinreichend Genugthuung gethan hätten.“ Die 
Regierung des Iſarkreiſes wies die Polizeibehörden an, die Pfar— 
rer in Ausführung dieſer Verordnung zu unterſtützen. Ein 
Schreiben des Miniſters vom 19. Juli aber unterſagte die 
öffentliche Rüge in der Kirche und die Verhängung der Excom— 
munication, weil die biſchöfliche Verordnung „mit Verletzung der 
geſetzlichen Formen“ erfolgt jet und durch die derſelben einver— 
leibten Strafverfügungen' die „äußere bürgerliche Ehre der bethei— 
ligten Perſonen auf die bedenklichſte Weiſe benachtheiligt werde.“ 
Ueberdies gehörten dergleichen „Fehltritte“, heißt es weiter, auch 
nicht zu den öffentlichen Handlungen, durch welche eine Verachtung 
des Gottesdienſtes ausgedrückt werde.“ Dies iſt freilich richtig. 
Aber dieſe „Fehltritteb gehören dem Gebiet der öffentlichen Sitt— 
lichkeit an, deren Wahrung ſelbſt das II. Edict als ein Recht 
der Biſchöfe anerkennt, und der König hatte ſich außerdem ver— 


1 Siehe Kap. 23. 
2 Das Recht ꝛc., S. 173. 
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pflichtet, nie zuzugeben, daß die Biſchöfe oder die Diener der 
Kirche in Wahrung der Kirchenzucht gehindert würden.“ 

Der edle Kronprinz Ludwig hatte wiederholt es als ,feinen 
dringenden Wunſch“ ausgeſprochen, daß doch der Biſchöfe rc. 
Dotationsgeſchäfte eifrig betrieben und deren Vollendung be— 
ſchleunigt werden möge.“ Dieſer Wunſch hätte leicht befriedigt 
werden können. Das Vermögen auch nur eines der an die 
Krone von Bayern gefallenen ſäculariſirten Domcapitel war 
ſchon hinreichend, um den im Concordate übernommenen Ver— 
pflichtungen bezüglich der Dotirung der Bisthümer, Domcapitel 
u. ſ. w. nachzukommen. Aber, wie ſchon erwähnt wurde !, die 
höchſten Behörden des Staates konnten ſich nicht genug beeilen, 
die Güter der eingezogenen kirchlichen Inſtitute zu verſchleudern, 
und ſelbſt während der Concordatsverhandlungen wurden noch 
die letzten Ueberreſte des großen Kirchenraubes unter den Ham⸗ 
mer gebracht. Es war deshalb eine ſchwierige, aber doch nicht 
unlösbare Aufgabe für das bayeriſche Finanzminiſterium, die 
im Concordate ausbedungene Dotation in liegenden Gütern 
auszuwerfen. Am 2. Februar 1821 waren die Bevollmächtigten 
des Papſtes und des Königs übereingekommen, daß die Dotation 
theils in liegenden Gütern, die den betreffenden biſchöflichen Sitzen 
möglichſt nahe wären, theils in Rechten auf directe Abgaben, 
Zölle, Zehnten u. ſ. w. beſtehen ſollte; allein die Anerbieten, 
welche die Regierung machte, waren der Art, daß „man verſucht 
war zu denken, man habe ſich vorgenommen, dem Klerus die 
Alternative zu ſtellen, zwiſchen einer ruinöſen Dotation und einer 
abhängigen Exiſtenz zu wählen“ 2. Die päpſtlichen Commiſſäre 
waren daher genöthigt, die von der Regierung gemachten Vor— 
ſchläge zurückzuweiſen. Die Verhandlungen wurden indeß fort— 
geſetzt, führten aber zu keinem Ergebniß. Auch der ſpätere Ver- 
ſuch, Unterhandlungen mit den einzelnen Capiteln anzuknüpfen, 
war erfolglos. „Man wollte’, ſagt ein genauer Kenner der baye— 
riſchen Zuſtände, lieber die müheloſe Bezahlung aus der Staats- 
kaſſe, als eine ſelſtſtändige Verwaltung, dachte aber dabei weder 
an den eignen, durch die Abwerthung des Geldes ꝛc. erfolgenden 


1 Bd. 1, S. 165 ff. 


2 Aeußerung des päpſtl. Nuntius in München. (Das Recht ꝛc. S. 180.) 
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Verluſt, noch an den tiefergehenden Nachtheil der Abhängigkeit 
von der Staatsgewalt und deren Temporalienſperre““. 


Am 13. Oktober 1825 wurde König Maximilian Joſeph 
aus dieſem Leben abgerufen und hatte ſeinen Sohn, Ludwig I., 
zum Nachfolger. Ausgerüſtet mit ungewöhnlichen geiſtigen Fähig⸗ 
keiten, wiſſenſchaftlich gebildet und von großer Herzensgüte, ver⸗ 
einigte der neue Monarch mit dieſen Eigenſchaften eine treue 
Anhänglichkeit an die katholiſche Kirche und ein großes Rechts— 
gefühl, welches zu der Hoffnung berechtigte, daß die Kirche in 
Bayern endlich in Beſitz der ihr zuſtehenden und im Concor- 
date zugeſicherten Rechte und Freiheiten geſetzt und dem verderb— 
lichen Bevormundungsſyſtem ein Ende gemacht werde. Bei ſeiner 
Thronbeſteigung hatte Görres? an ihn die ernſten und mah— 
nenden Worte gerichtet: „Sei ein Schirmvogt und Hort des 
Glaubens, damit Bayern wieder werde, was es zuvor geweſen, 
ehe ſie das Gegentheil ihm angelogen, ein Schild und Eckſtein 
der deutſchen Kirche. Erfülle darum getreulich die Concordate, 
die Dein Kgl. Vater mit dem Oberhaupte der Kirche abgeſchloſ— 
fem und die er nie gegen die Willkühr ſeiner Miniſter und Be- 
amten durchzuſetzen vermochte.“ Dieſe Mahnworte waren nicht 
auf unfruchtbares Erdreich gefallen. Wenn trotzdem die berech— 
tigten Erwartungen der Katholiken ſich nicht erfüllten, ſo iſt der 
Grund hiefür allerdings zunächſt in der Schwierigkeit der Ver⸗ 
hältniſſe, namentlich in einem in ſtaatskirchlichen Anſchauungen 
befangenen Beamtenthum und in der Stellung der Kammern zu 
religiöſen Fragen, aber auch in der Perſon des Königs ſelbſt zu 
ſuchen. 

Obſchon nämlich Ludwig 1. „die Religion als das Weſent⸗ 
lichſte“ betrachtete, fo konnte er fic) doch nicht zu einer klaren 
und richtigen Auffaſſung der Rechte der Kirche und ihrer Stel- 
lung zur Staatsgewalt erſchwingen. Er betrachtete die katho— 
liſche Kirche wohl als die erſte Macht im Staate; aber er ord— 
nete ſie damit auch der Staatsgewalt unter. 


1 Das Recht ꝛc. S. 181. 
2 Katholik 1825. Bd. 18. S. 219 ff. 
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Wenn daher auch die Regierung Ludwigs J. bezüglich ihrer 
Stellung zur katholiſchen Kirche von der ſeines Vaters ſich we— 
ſentlich unterſcheidet, ſo war man doch in den höchſten Kreiſen 
weit davon entfernt, die Autonomie der Kirche anzuerkennen und 
die Beſtimmungen des Concordates in Vollzug zu bringen. Wohl 
gab der neue Monarch der katholiſchen Kirche vielfache Beweiſe 
ſeines Wohlwollens, von welchem er übrigens auch die gläubige 
Richtung unter den Proteſtanten ! und die Juden nicht ausſchloß; 
aber dieſe Conceſſionen hatten mehr den Character perſönlicher 
Zugeſtändniſſe, nicht der Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen. 
So lange Graf Armansperg das Staatsruder führte, blieb 
das II. Edict in voller Herrſchaft. Auch unter ſeinem Nachfol- 
ger, dem Fürſten von Oettingen-Wallerſtein, deſſen 
Ideal ein nach joſephiniſchem Schnitte verunſtalteter Katholicis⸗ 
mus war, trat keine weſentliche Aenderung ein. Nur die Art 
und Weiſe des Auftretens der beiden Staatsmänner war grund- 
verſchieden. Graf Armansperg wollte durch Polizeimaßregeln die 
Kirche regieren; der geſchmeidige Wallerſtein ging auf feinere 
und liſtigere Weiſe zu Werke. Die wenigen Rechte und Frei- 
heiten, welche der Kirche während ihrer Leitung des Miniſteriums 
gewährt wurden, ſind faſt ausſchließlich die Folge perſön— 
lichen Einſchreitens des Königs, deſſen voller Energie es bedurfte, 
um wenigſtens einige Auswüchſe des Staatskirchenthums abzu— 
ſchneiden. 

Bezüglich des Placet blieben die alten Verordnungen be— 
ſtehen und nicht einmal die Faſtenverordnungen waren davon aus— 
genommen. Eine Vorſtellung ſämmtlicher Biſchöfe im Herbſte 
1826 wurde abſchlägig beſchieden und zugleich die Hoffnung aus- 
geſprochen, daß die „Landesbiſchöfe“ im Vertrauen auf die ,per- 
ſönliche religidje Geſinnung“ des Königs „ſich beruhigen“, den 
Vorſchriften über das Placet „pünktlich nachkommen und dadurch 
ihren Diöceſanen das vorleuchtende Beiſpiel des Gehorſams und 
der Ehrfurcht gegen die beſtehenden Staatsgeſetze zu geben, nicht 
entſtehen würden.“ Eine Miniſterialentſchließung vom Dezember 
1829 bezeichnet „das Placet als ein unerläßliches, von der Krone 


1 Sepp, Ludwig Auguſtus, König von Bayern, S. 374. 
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unzertrennliches Recht“, welches ‚auf das Strengſte gehandhabt 
werden ſoll.“ Ein Biſchof, welcher ein Ausſchreiben ohne Placet 
erlaſſen, erhielt eine ‚ernſte Rüge.“ Als im Jahre 1847 Crz- 
biſchof Reiſach von München das von Pius IX. bei ſeinem Re- 
gierungsantritte ausgeſchriebene Jubiläum ohne Placet verkün⸗ 
digte, wurden alle an den Kirchenthüren angehefteten Exemplare 
des Publicandums auf Befehl der Regierung abgeriſſen !. 

Die Correspondenz der Biſchöfe mit dem heiligen Stuhl 
blieb unter Staatscontrole. Die Verordnung vom 15. April 
1830 beſtimmte, daß erſtere ſich mit ihren Geſuchen direct an 
die königliche Geſandtſchaft in Rom wenden könnten, die betref— 
fenden Breven aber an das Miniſterium geſchickt werden und 
nach geſchehener Prüfung den Biſchöfen zur Vollziehung zuge— 
ſchickt werden ſollten. Allen Dispenſationen, die nicht auf dieſem 
Wege erwirkt wurden, ward das königliche Exequatur entzogen. 
Erſt im Jahre 1841 wurde dieſe Verordnung aufgehoben und 
die Correspondenz der Biſchöfe mit dem Papſte freigegeben. Die 
Handhabung der kirchlichen Disciplin wurde den Biſchöfen er— 
ſchwert. Die Regierung hinderte dieſelben, die kirchlichen Cen— 
ſuren zu verhängen, griff in die Angelegenheiten der gemiſchten 
Ehen? zerſtörend ein, erſchwerte den Biſchöfen die Ausübung der 
kirchlichen Gerichtsbarkeit über den Klerus, indem ihre Disciplinar⸗ 
erkenntniß vor der Veröffentlichung der Kreisregierung vorgelegt 
werden mußte. Auf die Beſchwerden des Episcopates hierüber ward 
in jo weit nachgegeben, daß dieſe Vorlage nur im Falle der Ent- 
ſetzung von der Pfründe ſtattfinden müſſe. Selbſtverſtändlich war 
der Recurs des Verurtheilten an den König geſtattet, in welchem 
Falle die Ordinariate die Acten an das Miniſterium des Innern 
einzuſenden hatten. Uebrigens forderte dieſe Behörde die Pro- 
ceßacten auch in Fällen ein, wo gar kein Recurs ſtattgefunden 
hatte. Die alte Verordnung über Pfarrconcurs blieb beſtehen. 
Erſt im Jahre 1843 wurde den Biſchöfen das Recht eingeräumt, 
zwei oder drei Domherren der Prüfungscommiſſion beizugeſellen. 
Die Beſtimmung hinſichtlich der Inſtallation der Pfarrer erlitt 


1 Das Recht ꝛc. S. 331. 
2 Siehe Kap. 23. 
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eine kleine Veränderung. Das Geſuch des Erzbiſchofs von Mün— 
chen, die Wahlen der Decane freizugeben, wurde abgewieſen; die 
unwürdige Controlirung der Decanatsconferenzen durch die Di— 
ſtrietspolizeibeamten dagegen am 2. Dezember 1835 und 31. März 
1836 in Erwägung, daß „eine Controle der Decanatsverſamm— 
lungen der proteſtantiſchen Geiſtlichen nie angeordnet war“, auf⸗ 
gehoben, aber nur ,jo lange wir nicht anders verfügen“ !. 


Die Gefangennehmung des Erzbiſchofs Clemens Auguſt von 
Köln durch die preußiſche Regierung und der an dieſes Ereigniß 
ſich anknüpfende Conflict zwiſchen Rom und Berlin, zu deſſen 
gütlicher Beilegung König Ludwig J. ſehr vieles beigetragen?, 
war auch für die katholiſche Kirche in Bayern von heilſamen 
Folgen. König Ludwig und ſein Miniſter v. Abel, der nach 
Wallerſteins Rücktritt deſſen Portefeuille übernommen hatte 
(1838), waren geneigt, den Wünſchen der Katholiken entgegen 
zu kommen. Eine principielle Aenderung trat jedoch nicht ein, 
vielmehr blieb das alte falſche Syſtem in Kraft. Wie König Ludwig 
der katholiſchen Kirche aufrichtig ergeben war, allein zu ſehr an den 
eingeſogenen ſtaatskirchlichen Ideen feſthielt, ſo theilte auch der neue 
Miniſterpräſident zwar den Argwohn nicht, daß „der Staat von 


der Kirche könne beeinträchtigt werden“, wollte ihr aber trotzdem 


keine freie und ſelbſtſtändige Bewegung zugeſtehen, ſondern ſie 
am Gängelbande des Staates führen. Bei dieſen irrigen An— 
ſchauungen, welche das Weſen und die Aufgabe der Kirche ganz 
mißkennen, konnte natürlich von einer Zurücknahme der beſtehen— 
den ſtaatskirchlichen Verordnungen eben ſo wenig die Rede ſein, 
wie von einer treuen Ausführung der einzelnen Artikel des Con— 
cordates. Uebrigens wäre auch bei richtiger Einſicht und bei 
dem beſten Willen des Miniſters ein plötzlicher Bruch mit dem 
beſtehenden Syſteme äußerſt ſchwierig, ja faſt unmöglich geweſen 
und nur allmälig konnte ein Einlenken in beſſere Bahnen ſtatt— 
finden. Die Bevormundung der Kirche durch den Staat war ſeit 


1 Das Recht 2. S. 201. 
2 Siehe Kap. 20 und 22. 
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langer Zeit eingebürgert, und der Klerus hatte ſich zum Theil 
daran gewöhnt. Die Beamten vermochten kaum den Gedanken 
einer vom Staate unabhängigen Kirche zu faſſen, die Kammern 
waren ohnehin in ihrer Majorität derſelben abhold, ja feindſelig 
und der König hielt zu feſt an ſeinen ſ. g. kirchlichen Hoheits⸗ 
rechten, als daß er eine weſentliche Beſchränkung, geſchweige 
denn ein Aufgeben derſelben zugeſtanden hätte. 

Es blieb deshalb das falſche Syſtem des Staatskirchenthums 
auch unter dem Miniſterium Abels im Ganzen in Kraft; nur 
verfuhr man in ſeiner Anwendung etwas milder und wohlwol— 
lender gegen die Kirche. Der Miniſter begünſtigte die Gründung 
von Klöſtern und die Abhaltung von Volksmiſſionen durch die 
Redemptoriſten, deren Wirken allgemeine Anerkennung bei den 
Katholiken fand. Die Univerſität München, an welcher neben 
Görres die Theologen Möhler und Klee, der Canoniſt Phillips 
und mehrere ausgezeichnete bayeriſche Gelehrte, unter ihnen Döl— 
linger, mit großem Erfolge docirten n, nahm einen neuen Auf— 
ſchwung und kehrte ihren ſtiftungsmäßigen katholiſchen Character 
etwas mehr hervor. Auch die inländiſche Preſſe, Zeitungen und 
Zeitſchriften, durften die religiös-kirchlichen Zuſtände der anderen 
deutſchen Bundesſtaaten, namentlich Preußens, eingehend und 
freimüthig beſprechen, ohne von der Cenſur weiter behelligt zu 
werden. Nur hinſichtlich der kirchlichen Verhältniſſe in Bayern 
ſelbſt war ihnen große Vorſicht geboten, wenn ſie ſich nicht eine 
Rüge oder etwas Schlimmeres zuziehen wollten. Der Gewiſſens— 
freiheit in Bezug auf den Uebertritt von einer Confeſſion zur 
anderen ward wenigſtens in ſo weit Rechnung getragen, als eine 
Miniſterialverordnung vom 26. April 1845 erklärte, „daß die 
Ungiltigkeit einer Religionsänderung in Folge des Mangels ge— 
ſetzlicher Großjährigkeit (21 Jahre) lediglich auf die politiſchen 
und bürgerlichen Rechtsverhältniſſe ſich beziehe, das kirchliche Ge— 
biet aber unberührt laſſe.“ Das „königliche“ Pfarramt wurde in 
das ,fatholijche’ Pfarramt umgeändert und die Decanats- und 
Pfarrſiegel erhielten jetzt eine ihrem Character entſprechende 
Form. Ebenſo bot das Miniſterium die Hand zur Errichtung 


1 Siehe den Abſchnitt über den höheren und niederen Unterricht. 
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eines unter eigener Verwaltung ſtehenden Emeritenfonds für die 
Erzdiöceſe München-Freiſing, wodurch wenigſtens der Anfang 
zur Erfüllung des Art. 5 des Concordates gemacht ward? 


Der am 13. November 1841 erfolgte Tod der proteſtan— 
tiſchen Königin Karolina, Stiefmutter Ludwigs I., war Ver— 
anlaſſung zu einer vorübergehenden Störung der bisherigen, im 
Ganzen freundlichen Beziehungen des Königs zur Kirche. Die 
Biſchöfe hatten ſich über die Trauerfeierlichkeiten nicht rechtzeitig 
verſtändigt und deshalb konnten ſie keine gemeinſame Vorſchrift 
hierüber erlaſſen. Die Folge davon war, daß manche Biſchöfe 
weiter gingen als die kirchlichen Vorſchriften erlauben. Drei 
Biſchöfe hatten die Aufſtellung eines Katafalks in den Kirchen 
angeordnet. Am weiteſten ging Biſchof Richarz von Augsburg, 
welcher auf „Vorſchlag ſeines Geſammt-Ordinariats“ ein Seelen⸗ 
amt „für alle Verſtorbene“ abhielt, einen feierlichen Leichengottes- 
dienſt in den einzelnen Pfarreien vorſchrieb und ſeinem Klerus 
auftrug, in der Trauerrede die Verſtorbene den Gebeten der 
Gläubigen zu empfehlen. Dieſes mit der Disciplin und den 
Anſchauungen der Kirche im Widerſpruche ſtehende Benehmen 
zog dem Biſchof eine Rüge des apoſtoliſchen Stuhles zu?, wäh— 


rend der König in einem Handbillet? ihm das allerhöchſte Wohl⸗ 


gefallen zu erkennen gab. Auch die drei Biſchöfe, welche einen 
Katafalk aufſtellen ließen, wurden hierüber vom Papſte getadelt +. 
Der Erzbiſchof von München erhielt ein päpſtliches Belobungs— 
ſchreiben, weil er genau nach den kirchlichen Beſtimmungen ver- 
fuhr. Die Art und Weiſe, wie die Trauerfeierlichkeiten in den 
einzelnen Bisthümern abgehalten wurden, namentlich die Hand— 
lungsweiſe jener Biſchöfe, welche einfach die Vorſchriften der 
Kirche befolgten, rief eine Mißſtimmung beim König hervor, die 


1 Kirche und Staat in Bayern unter dem Miniſter v. Abel ꝛc. S. 129; 
Das Recht ꝛc. S. 331. 

2 Breve vom 13. Februar 1842. Es ſteht: Vering, Archiv Bd. 10, 
S. 387 f. Siehe auch Vering, Archiv Bd. 22, S. 246. 

3 Das Recht ꝛc. S. 335. 

4 Das Recht ꝛc. S. 335. 
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in einem Miniſterialſchreiben vom 2. Dezember 1841 einen Aus⸗ 
druck fand. Es iſt Befehl Sr. Majeſtät des Königs', lautet 
dasſelbe, die ſämmtlichen Erzbiſchöfe und Biſchöfe darauf auf- 
merkſam zu machen, wie auch in kirchlichen Sachen jedes Ueber- 
treiben den Keim des Todes in ſich trage, und daß im Geiſte 
Sailers — dem ächt apoſtoliſchen — die jungen Geiſtlichen ge- 
lehrt und erzogen werden ſollen. — Abel“ . Die Gegner der 
Kirche ließen die Gelegenheit nicht unbenutzt und ſuchten das 
Mißtrauen des Königs gegen die ‚Ultramontanen“ und deren 
Uebergriffe noch zu ſteigern. Auch der Miniſterpräſident nahm 
jetzt eine weniger freundliche Stellung zur Kirche ein, welche in 
verſchiedenen Erlaſſen einen Ausdruck fand. Der Conflict wegen 
Beſetzung der Stelle eines Dompfarrers an der Metropolitan— 
kirche in München, in welchem die Regierung ſogar wenigſtens 
theilweiſe zur Temporalienſperre ſchritt, um das Domcapitel 
nachgiebig zu machen, war das Vorſpiel weiterer Bedrückungen. 
Am 22. Juni 1842 erſchien ein Miniſterialerlaß „Angriffe auf 
Kanzeln und in öffentlichen Druckſchriften gegen die eine oder 
die andere beſtehende Kirchengemeinſchaft“ betreffend, worin ver— 
fügt wird, „‚daß auf der Kanzel oder in öffentlichen Druckſchrif— 
ten der Religionsfriede durch böswillige Angriffe geſtört, Haß 
gegen Andersgläubige aufgeregt .. . . der Streit über abwei— 
chende Glaubenslehren in das Gebiet der Parteiwuth und der 
Leidenſchaft herabgezogen werde ꝛc.“, und zugleich ſämmtliche 
Kreisregierungen den Auftrag erhalten, „nicht nur die wachſamſte 
Aufſicht auf die erſcheinenden Druckſchriften zu haben .... ſon⸗ 
dern auch in allen Fällen, wo ſie von Kanzelvorträgen Nachricht 
erhalten, welche die bezeichnenden Merkmale der Strafbarkeit an 
ſich tragen, nach Maßgabe des Inhaltes und der hiernach zu 
bemeſſenden Competenz entweder ſelbſt ſofort auf das Nachdrück— 
lichſte einzuſchreiten oder die Einſchreitung der zuſtändigen kirch— 
lichen Oberbehörde hervorzurufen, und in ſolchem Falle des Er— 
folgs ihrer Requiſition ſich zu verſichern, zugleich aber Anzeige 
an das unterfertigte Miniſterium zu erſtatten, nachdem Se. Ma⸗ 
jeſtät der König feſt entſchloſſen ſind, keinem noch nicht angeſtellten 


1 Das Recht ꝛc. S. 335. 
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Geiſtlichen, der ſich gegen die vorſtehenden Anordnungen ver— 
fehlen wird, bis zu abgelegter Probe ernſtlicher Beſſerung eine 
Anſtellung im Kirchendienſte zu verleihen, oder ihn zu einer 
ſolchen Anſtellung zuzulaſſen, aber auch gegen bereits angeſtellte 
Geiſtliche die beſtehenden Geſetze und Verordnungen mit entſchie— 
denſtem Nachdruck zu handhaben“ . Auf dieſe Verordnung, welche 
die Predigten katholiſcher Geiſtlichen unter polizeiliche Aufſicht 
ſtellte, antwortete das erzbiſchöfliche Ordinariat in München in 
einer ausführlichen, vom Domcapitular Windiſchmann verfaßten 
Zuſchrift an das Miniſterium, worin die biſchöfliche Behörde 
erklärt, daß ſie keine unwürdige Polemik gegen andere Confeſ— 
fionen dulden werde, zugleich aber die Ungerechtigkeit und Un- 
begründetheit des fraglichen Erlaſſes klar darlegt und den Seel— 
ſorgern das Recht vindicirt, Controverspunkte auf den Kanzeln 
zu erörtern und dem katholiſchen Volke auch wahrheitsgetreue 
Aufſchlüſſe über die Perſonen der ſ. g. Reformatoren“ zu geben. 
Das Miniſterium ließ dieſes Actenſtück, deſſen Verfaſſer auch 
über „das friedeſtörende und ungeziemende Aufpaſſen fremder 
Confeſſionsangehöriger, vorzüglich in katholiſchen Kirchen, da der 
umgekehrte Fall wohl ſelten vorkommen dürfe“, Klage führt, un— 
beantwortet und theilte nur dem Erzbiſchof von München eine 
Miniſterialinſtruction für einen Zeitungscenſor mit, nach welcher 
das erwähnte Miniſterialausſchreiben „lediglich gegen den geſetz— 
widrigen Mißbrauch dieſer Lehrfreiheit, nicht aber gegen die Be— 
handlung der Unterſcheidungslehren auf Kanzeln und gegen jede 
Polemik gerichtet ſei“?. 

Ein weiterer Gegenſtand des Zwiſtes zwiſchen dem Epis— 
copat und der Regierung war das Geläute in katholiſchen Kirchen 
beim Begräbniſſe von Proteſtanten. Als der Biſchof von Würz— 
burg durch ein Circular vom 6. Januar 1844 anordnete, daß 
„Glockengeläute nur da ſtattfinde, wo entweder ein Simultaneum 
oder beſtehende beſondere Verträge den Proteſtanten ein Recht 
auf den Mitgebrauch der Glocken einräumen“ wurde dies in den 
höheren Kreiſen übel bemerkt und den Pfarrern des Königreiches 


1 Das Recht ꝛc. S. 337. Kirche und Staat, S. 121 f. 
2 Das Recht ꝛc. S. 338. Kirche und Staat, S. 125. 
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die Verweigerung des Geläutes ſtrenge unterſagt !. Am 5. Januar 
1845 richtete König Ludwig ein eigenhändiges Schreiben an Biſchof 
Stahl, in welchem wieder vor Uebertreibungen“ gewarnt und 
die Erwartung ausgeſprochen wird, daß der Biſchof dieſe Worte 
des Königs, welcher der katholiſchen Kirche ſo innig ergeben ſei 
und ſich ſtets als eine feſte Stütze derſelben bewährt habe, von 
einer denſelben entſprechenden Handlungsweiſe gefolgt ſein laſſe, 
und nicht bewirken werde, daß zum Dank für Alles, was er für 
die Kirche — (?) durch entgegengeſetzte Handlungsweiſe die Liebe 
des großen Theiles ſeines Volkes ihm verloren gehe.“ Was der 
König unter den „Uebertreibungen“ verſtand, erhellt aus der Rüge, 
die dem Biſchof Nic. Weis von Speyer ertheilt wurde, weil er 
ohne allerhöchſte Genehmigung eine Wallfahrt nach Trier zur Ver— 
ehrung des heiligen Rockes gemacht hattes. Dem vom Erzbiſchof 
von München zum Subregens im Klerikalſeminar zu Freiſing 
ernannten Prieſter wurde die königliche Genehmigung verſagt, 
weil er in Rom geweſen und noch zu jung ſei; doch erfolgte 
nach genauer Darlegung der Sachlage deſſen Anerkennung. Das 
Breve Gregors XVI., durch welches die Militärſeelſorge geordnet 
werden ſollte, wurde den Biſchöfen gar nicht mitgetheilt. 


Vierzebntes Kapitel. 
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Wir haben ſchon früher bemerkt, daß die Proteſtanten des 
Königreichs ſich ebenfalls der Gunſt ihres königlichen Herrn zu 
erfreuen hatten. Auch unter dem Miniſterium Abel war ihre 

1 Das Recht ꝛc. S. 339. 


2 Remling, Nie. v. Weis, S. 443. 
3 Das Recht ꝛc. S. 341. 
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Lage eine günſtige. Die proteſtantiſche Univerſität Erlangen 
erhielt reichliche Unterſtützungen aus Staatsmitteln, ſo daß 
Harleß das Geſtändniß ablegte, „man habe ſich in dieſer Be— 
ziehung zu gratuliren“, während die katholiſchen Univerſitäten 
vom Staate ſehr ſtiefmütterlich behandelt wurden. Auch in 
anderer Beziehung gab die Regierung ihren proteſtantiſchen 
Unterthanen Beweiſe eines Wohlwollens, daß derſelbe Ge— 
währsmann dem Miniſter v. Abel erklärte, „er wünſche ſich 
Glück, daß die proteſtantiſche Kirche in Bayern unter einer 
katholiſchen, nicht unter einer proteſtantiſchen Regierung ſtehe“!. 
Allein es fehlte auch nicht an Beſchwerden der Proteſtauten 
gegen das Miniſterium. 

Wir berühren dieſe Beſchwerden nur in ſo fern, als die— 
ſelben vielfach gegen die katholiſche Kirche ausgebeutet wurden. 
Ein Hauptgegenſtand der Klage von Seiten der Proteſtanten 
war außer der ſchon erwähnten Verfügung bezüglich der Con— 
vertiten die Verordnung vom 14. Auguſt 1838, welche die vor 
dem Jahre 1803 in Bayern übliche militäriſche Salutation durch 
Kniebeugung? vor dem Allerheiligſten bei Kirchenparaden, bei 
Proceſſionen oder wenn dasſelbe zu einem Kranken getragen 
wurde, wieder einführte. Dieſe „Kniebeugungsordre“ beſchwor einen 
großen Sturm unter den Proteſtanten herauf, welcher ſich in 
einer heftigen Federpolemik, unerquicklichen Kammerverhandlungen, 
gehäſſigen Ausfällen gegen die katholiſche Kirche, die doch an der 
ganzen Sache unbetheiligt war, kundgab. Das Miniſterium 
mußte nachgeben. Nachdem die Verordnung zuerſt in Bezug auf 
die proteſtantiſche Landwehrmiliz weſentlich abgeändert war, er— 
folgte 1845 ihre Zurücknahme. Auch das Verbot des Guſtav— 
Adolph⸗Vereins als eines den kirchlichen Frieden und die Ein— 
tracht Deutſchlands ſtörenden Vereines, welcher durch ſeinen 
Namen ſchon ſich als Parteiverein ankündige“, wirbelte vielen 
Staub auf und wurde als Verletzung der religiöſen Parität 
verſchrieen, während doch die Motivirung? dieſes Verbotes 


1 Bayern unter Miniſter v. Abel, S. 199. 
2 Bayern ꝛc. S. 200. 
3 Sepp, S. 376. 
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deutlich beweiſt, daß letzteres nicht aus religiöſer Unduldſamkeit 
hervorgegangen. 

Die freundlichen Beziehungen Abels zur katholiſchen Kirche, 
deren gerechte und berechtigte Forderungen übrigens nur unvoll— 
ſtändig erfüllt wurden, beuteten ſeine Gegner zum Sturze des— 
ſelben aus. Um die Gemüther aufzuregen, fingirten die Anta— 
goniſten des Miniſters ein Bündniß desſelben mit der ſ. g. 
ultramontanen Partei und verbreiteten die abenteuerlichſten 
Gerüchte über die verderblichen Pläne der neuen Camarilla. 
Vorzüglich war die liberal-unkirchliche Partei beſtrebt, die 
künſtlich heraufbeſchworene Mißſtimmung der Proteſtanten 
wegen angeblicher Zurückſetzung in ihrem Intereſſe auszu— 
beuten. 

Die Oppoſition kam auf dem Landtag des Jahres 1846 zum 
Ausbruch. Schon im Dezember 1845 hatte Fürſt v. Wrede fünf 
Anträge gegen das Miniſterium in die Kammer der Reichsſtände 
eingebracht. Sie betrafen außer der ‚Verantwortlichkeit der finige 
lichen Staatsminiſter“, der „Verletzung des Bierregulativs vom 
vom 25. April 1811“ und der jüngſten Regierungsverordnung 
wegen des Getreidehandels? beſonders die Kirchengebete und die 
Wiederherſtellung der im Landtagsabſchiede vom 5. April 1840 
aufgehobenen Quarta pauperum et scholarum.“ Vorzüglich führte 
der Fürſt Beſchwerde, daß die früher herkömmlich geweſene Er— 
wähnung des Namens der Königin im Te Deum an manchen 
Orten des Königreichs, namentlich in der Diöceſe Eichſtätt, aus— 
gelaſſen und dafür der Name des Dibceſanbiſchofs eingeſchmug— 
gelt“ werde. Dies jet ſogar auf Weiſung des biſchöflichen Or— 
dinariates geſchehen und lediglich deshalb, weil „die Königin 
Proteſtantin ſei.“ Entrüſtet über einen ſolchen frechen Scandal 
ſtellte Wrede den Antrag, die Bitte an den König zu richten, 
daß den Biſchöfen „die geeigneten gemeſſenſten Weiſungen“ und 
den königlichen Behörden der Befehl gegeben werde, gegen „die 
katholiſche Geiſtlichkeit, welche ſich dieſer Frechheit ſchuldig 
machte, ſtrenge einzuſchreiten.“ Dieſer Antrag und die beigefügte 
Motivirung beweiſt nur den perſönlichen Haß des Fürſten gegen 


den Miniſter v. Abel, ſeine tiefe Abneigung gegen die katholiſche 


Kirche, welcher er dem Namen nach angehörte, ſeine eraſſe Un— 
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wiſſenheit in religiöſen Dingen, und ſeinen nichts weniger als 
ehrenhaften Character, indem er den Mangel an Beweisgründen 
durch plumpe und unwürdige Ausfälle gegen die Geiſtlichkeit, 
durch Verdächtigung des Episcopates und durch offenbare Un— 
wahrheiten erſetzte. Von Biſchof Richarz von Augsburg an der 
Hand authentiſcher Documente im Reichsrathe einer vierfachen 
Lüge und einer gänzlichen Unkenntniß der Sache, um welche es 
ſich hier handelte, überführt , wurde der allen Gründen der Ver— 
nunft, des Rechtes und der Wahrheit- gänzlich unzugängliche 
Fürſt nur noch verbiſſener und verharrte bei ſeinem Antrage. 
Die Kammer der Reichsräthe war jedoch anderer Anſicht. Dieſe 
Niederlage ſteigerte nur die Erbitterung des Fürſten, welcher 
auch die Verweigerung des Geläutes bei dem Begräbniſſe von 
Proteſtanten zum Gegenſtande ſeiner Beſchwerden machte. Allein 
die Reichsräthe gingen ebenſo wenig auf dieſen Antrag wie 
auf den der Quarta pauperum ein. Letzterer war gegen die 
Orden gerichtet, über welche der Antragſteller den ganzen Ap⸗ 
parat ſeiner Schmähungen und Verdächtigungen ausgoß. Er 
faßte ſeine Anträge in fünf Punkte zuſammen, nämlich die 
Quarta pauperum et scholarum in ihrer vollen, früheren Wirk— 
ſamkeit wiederherzuſtellen, die Vorlage der Verzeichniſſe aller 
Klöſter, ihrer Stiftungs- und Dotationsurkunden, ihrer Zwecke 
und ihrer Mittel nachzuſuchen, dem Beſtreben, noch weitere Klö— 
ſter im Königreiche zu errichten, die königliche Zuſtimmung zu 
verſagen und Einhalt zu thun, den relativen Begriff des Aus- 
drucks im Concordat einige Klöſter“ mit Zuſtimmung und Bei— 
rath der Stände feſtzuſtellen und die im Uebermaß errichteten 
auf geeignete Weiſe zu vermindern und die Redemptoriſten aus 
dem Lande zu entfernen, oder unſchädlich zu machen. Alle dieſe 
Anträge wurden von den Reichsräthen, mit einziger Ausnahme 
der Stimme des Antragſtellers, verworfen. Somit war der 
Plan, dem Miniſterium ein Mißtrauensvotum zu geben, den 
Klerus zu verdächtigen und beſonders den Orden den Todesſtoß 
zu verſetzen, vereitelt. Die maßloſen und unwürdigen Angriffe 
Wrede's gegen letztere, insbeſondere gegen die Redemptoriſten 


1 Siehe Augsb. Allg. Ztg. 1846. S. 100 ff. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 13 
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zogen ihm die verdiente Zurechtweiſung von Seiten einiger 
Reichsſtände zu, welche die heilſame Thätigkeit der Orden und 
namentlich die ſegensvollen Wirkungen der Miſſionen der Re- 
demptoriſten! durch evidente Thatſachen nachwieſen. 


Der Plan des ungeſtümen Polterers gegen die Klöſter war 
alſo vereitelt; aber der zweizüngige und geſchmeidige Fürſt von 
Oettingen-Wallerſtein, der frühere Miniſter, griff denſelben in 
einer anderen Form wieder auf. Sein Antrag, den er in einer 
längeren Rede zu begründen ſuchte, lief darauf hinaus, ſtatt des 
vom Fürſten Wrede beabſichtigten „Mißtrauensvotums bezüglich 
der Kloſterfrage“, „ein Vertrauensvotum in und für die Krone“ 
zu beſchließen, des Inhalts „die Stände möchten das zuverſicht— 
liche Vertrauen in die Krone ausſprechen, daß dieſelbe keiner geiſt— 
lichen Genoſſenſchaft anerkannten, oder ſtillſchweigenden Beſtand 
geſtatten werde, welche nach Zweck oder Richtung geeignet er— 
ſchiene, den religiöſen Frieden irgendwie zu gefährden.“ Auf 
dieſen Antrag, welcher zwar der Form nach von dem des Für— 
ſten Wrede verſchieden, im Weſentlichen aber mit demſelben über— 
einſtimmend und ebenſo wie letzterer ungerecht und beleidigend 
für die katholiſche Kirche war, ging die Majorität des Reichs- 
rathes ein und erhob ihn nebſt einigen damit zuſammenhängenden 
Punkten mit 24 gegen 11 Stimmen am 27. Januar 1846 zum 
Beſchluſſe und übergab ihre Anträge in ſieben Punkten am fol- 
genden Tage der Kammer der Abgeordneten zur „gleichfallſigen 
Berathung“?. 

Unter dieſen ſieben Anträgen verdienen, außer dem eben er— 
wähnten Antrag Wallerſteins, beſonders zwei unſere Aufmerk— 
ſamkeit, nämlich der zweite, welcher alle Vermächtniſſe zu Gun⸗ 
ſten geiſtlicher Corporationen’ durch Teſtament oder Schenkung 
unter Lebenden „der allerhöchſten Genehmigung“ vorbehält und 
in jedem einzelnen Falle“ eine Unterſuchung verlangt, „ob die 
Zuwendung ſich als Ausfluß freien, uninfluenzirten Entſchluſſes 


1 Ueber die Klöſter Bayerns wird im Zuſammenhang gehandelt werden. 
? Erläuterungen S. 67. Allg. Ztg. 1846. S. 238. 
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des Verfügenden ſich erweiſe, und den dürftigen Verwandten des— 
ſelben kein allzu großer Nachtheil dadurch zugehe“, und der dritte, 
die Stände ſollten ihre Ueberzeugung ausſprechen, daß der con— 
cordatmäßigen Verpflichtung Bayerns zur Errichtung einiger 
Klöſter Genüge geleiſtet ſei.“ 

Die Debatten in der Kammer der Abgeordneten wurden 
mit großer Erregtheit geführt. Die Liberalen ließen ihrer Ab— 
neigung gegen die geiſtlichen Genoſſenſchaften freien Lauf, fanden 
aber gründliche Widerleger an den katholiſchen Abgeordneten, 
welche die ganze Tendenz dieſer Anträge ſchonungslos darlegten. 
Insbeſondere hob Döllinger! in einer langen Rede hervor, daß 
durch dieſe Anträge unter dem Anſchein eines Vertrauensvotums 
Mißtrauen, Argwohn, Verdächtigungen, Anklage gegen die Re— 
gierung, gegen die katholiſche Kirche und einzelne kirchliche Cor- 
porationen ausgeſprochen werden ſollen. Bezüglich des zweiten 
Artikels erklärte er, daß derſelbe aus ungerechtem Argwohn her— 
vorgegangen, gehäſſige Inquiſition zum Zweck habe, und daß es 
fic) dabei um Einführung eines für jedes rechtliche Gefühl an- 
ſtößigen Ausnahmsgeſetzes handele.“ 

Der zweite Artikel wurde zwar mit Stimmenmehrheit ver— 
worfen, die anderen Anträge aber durch die mit den liberalen 
und kirchenfeindlichen Katholiken verbundenen proteſtantiſchen Ab— 
geordneten, die ſich an den Debatten nicht betheiligt hatten, an— 
genommen. Der König verweigerte jedoch dieſen Beſchlüſſen die 
Sanction ?. 

Auch die Beſchwerden der Proteſtanten kamen zur Sprache. 
Dieſelben hatten vier Punkte namhaft gemacht, namentlich die 
Forderung, die Regierung ſolle die katholiſchen Geiſtlichen, welche 
Minderjährige, d. h. ſolche Perſonen, welche das 21. Jahr noch 
nicht erreicht hätten, in die Kirche aufnähmen, beſtrafen und den 
kirchlichen Act der Aufnahme annulliren; ein Verlangen, deſſen 
Abſurdität ſo offen in die Augen ſticht, daß jedes weitere Wort 
überflüſſig erſcheint. Die Regierung war den Proteſtanten bezüg— 
lich dieſes Punktes ſchon ſo weit als möglich entgegen gekommen; 


1 Drei Reden, gehalten auf dem bayeriſchen Landtage 1846. Regensburg 


1846. 
2 Das Recht ꝛc. S. 353. 
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noch weiter zu gehen war ohne Verletzung der Gewiſſensfreiheit 
unzuläſſig. Andere Beſchwerden können hier übergangen werden. 

Es war den Gegnern des Miniſteriums durch ihre Hetze— 
reien und Anfeindungen zwar nicht gelungen, dasſelbe zu ſtürzen; 
aber es läßt ſich nicht leugnen, daß dieſe verſchiedenen Angriffe 


deſſen Stellung erſchütterten. Seinen Rücktritt führte im folgen- 


den Jahre die ſpaniſche Tänzerin Lola Montez herbei. 


Die neue Circe, welche ſich nach verſchiedenen Abenteuern 
1846 in München niedergelaſſen, gewann einen ſolchen Einfluß 
auf König Ludwig, daß der von ihr wahrhaft bezauberte Mo- 
narch weder auf die eindringlichen und wohlwollenden Vorſtel—⸗ 
lungen hoher geiſtlichen und weltlichen Würdenträger, noch auf 
die immer lauter ertönende Entrüſtung des bayeriſchen Volkes 
über dieſes öffentliche Aergerniß achtete und ſogar die Abſicht 
ausſprach, ſeiner Favoritin das bayeriſche Indigenat zu erthei— 
len, um ſie dann in den Grafenſtand zu erheben. Dieſer Plan 
ſtieß jedoch auf Widerſpruch im Staatsrathe, und das Miniſte⸗ 
rium machte die Entlaſſung der Tänzerin zur Cabinetsfrage. 
Die Ueberreichung des Memorandums vom 11. Februar 1847, 
welches bald ohne Schuld des Miniſteriums in den Zeitungen. 
veröffentlicht wurde, hatte deſſen Entlaſſung zur Folge. Die 
proteſtantiſch-liberale Partei ſprach ihren Jubel über den Sturz 
Abels unverhohlen aus und benützte deſſen Widerſpruch gegen 
einen offenkundigen Scandal, um die Ultramontanen der Feind⸗ 
ſeligkeit gegen die Krone zu verdächtigen und den verblendeten 
König mit Mißtrauen gegen die katholiſche Kirche zu erfüllen. 
Der Verſuch gelang theilweiſe. Das neue Miniſterium der 
Morgenröthe“, dem auch Fürſt v. Oettingen-Wallerſtein, damals 
königlicher Geſandter in Paris, mit dem Ausdrucke der Freude 
über die Wendung der Dinge ſeine Huldigungen zu Füßen legte, 
entfernte die ,ultramontanen’ Profeſſoren von der Univerſität 
und der Cultusminiſter Zu Rhein erließ eine Reihe von Ver⸗ 
ordnungen, welche hemmend und zerſtörend in den Organismus 
der Kirche eingriffen. Ueberhaupt lief die ganze Thätigkeit dieſes 
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Miniſters nach deſſen eigenem Geſtändniſſe darauf hinaus, das 
Gebiet der Staatsgewalt vor fremden Eingriffen zu wahren und 
der Staatsregierung das ſtets geübte jus cavendi, das jus su- 
premae inspectionis ... zu erhalten!. Schon am 8. März 
1847 erging eine Miniſterialverordnung an die königlichen Be- 
hörden, auf die katholiſchen Prediger ein wachſames Auge zu 
haben, indem „Anzeigen vorlägen, daß von einzelnen Geiſtlichen 
neuerlich Tagesereigniſſe auf eine Art in den Bereich ihrer Kanzel— 
vorträge gezogen worden ſeien, welche darauf berechnet ſchienen, 
Unzufriedenheit mit der Regierung und politiſche Aufregung an— 
zufachen.“ Gegen dieſes für den ganzen Klerus höchſt beleidi⸗ 
gende Spionirſyſtem erhoben die Biſchöfe Proteſt. Sehr ener- 
giſch trat namentlich Biſchof Richarz von Augsburg in einem 
Circular? an ſeine Geiſtlichkeit dagegen auf. Die Regierung 
ließ die Zeitungen, welche das biſchöfliche Schreiben brachten, 
confisciren; der König nahm es aber mit Wohlgefallen an. Am 
23. März und am 7. Juni erſchienen zwei weitere Verordnun⸗ 
gen. Erſtere beſtimmt, daß Ordensfrauen vor dem 33. Jahre 
keine ewigen Gelübde ablegen dürften, und unterwirft die Lehr- 
ſchweſtern dem Staatsexamen eines königlichen Commiſſars; letz— 
tere verfügt, daß den Prüfungen zur Aufnahme in das Klerikal⸗ 
ſeminar ein königlicher Commiſſar beiwohnen ſolle, „indem es ſich 
darum handle, die Ueberzeugung zu gewinnen, daß das theolo— 
giſche Studium von den Candidaten auf der Univerſität oder 
auf dem Lyceum vorſchriftsmäßig erſtreckt worden ſei, ob die 
Aſpiranten die vorgeſchriebenen theologiſchen Fächer abſolvirt 
haben und ob die Candidaten, frei von Ueberſpannungen, nament- 
lich im Kirchenrechte und in der Kirchengeſchichte jene Kenntniſſe 
beſitzen, die zu einem gedeihlichen Wirken nöthig.“ Leider ſoll 
ein hochgeſtellter Geiſtlicher die Verfügung der Regierung hin— 
ſichtlich der Gelübdeablegung durch ein Promemoria zu rechtfer— 
tigen geſucht haben?. Die bayeriſchen Biſchöfe wandten ſich an 
Papſt Pius IX., in deſſen Auftrag Cardinal Feretti ihnen 


1 Das Recht ꝛc. S. 358. 

2 Das Recht ꝛc. S. 359. Das Schreiben ſteht Katholik 1847, Nr. 70. 
(S. 286 f.) 

3 Das Recht ꝛc. S. 367. 
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mittheilte, daß der heilige Vater „über den traurigen Zuſtand 
der kirchlichen Verhältniſſe in Bayern höchſt betrübt fei und nur 
durch „die Hoffnung, der König werde durch ſein eigenes Ge— 
wiſſen getrieben, ſowohl die in jüngſter Zeit erſchienenen kirch⸗ 
lichen Verordnungen annulliren, als auch jedem weiteren derar⸗ 
tigen Beginnen die nöthigen Schranken ſetzen, von gewichtigeren 
Anforderungen vorerſt Umgang nehme.“ Dabei forderte der 
Papſt die Biſchöfe auf, „mit aller Entſchiedenheit dergleichen Ein⸗ 
griffen in die Freiheit der Kirche zu begegnen“ 1. Um aber einem 
Conflicte vorzubeugen, verordnete der Papſt, daß die Aufnahms⸗ 
prüfungen in die Klerikalſeminarien bis November ausgeſetzt 
werden und die Nonnen vorläufig nur einfache Gelübde ablegen 
ſollen, an welche der heilige Vater durch ein beſonderes Deeret 
alle geiſtlichen Gnaden u. ſ. w. knüpfte, die mit den feierlichen Ge⸗ 
lübden verbunden find. Ein Miniſterialreſeript vom 5. Juni 1847 
knüpft die Abhaltung von Miſſionen an höchſt läſtige Bedingun⸗ 
gen. In Unterfranken unterſagte die Regierung dieſelben wegen 
der Theuerung. Schon unter Abel hatte eine allerhöchſte Ent⸗ 
ſchließung“ vom 4. Dezember 1846 beſtimmt, daß „die Berufung 
eines ausländiſchen Geiſtlichen“, gleichviel ,ob dieſer Prieſter ſich 
bereits im Inlande aufhalte oder nach Bayern berufen werde“, 
zur Abhaltung von Prieftererercitien nur mit königlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen dürfe und deshalb zuerſt „durch das Miniſte— 
rium des Innern allerunterthänigſte Anzeige mit Namhaftmachung 
dieſes Geiſtlichen erſtattet werden müſſe“ 2. Als Biſchof Weis 
von Speyer im September 1847 in ſeinem Klerikalſeminar Prie⸗ 
ſterexercitien abhalten ließ, ließ die Regierung polizeiliche Erhe— 
bungen anſtellen, welche Geiſtlichen daran Antheil genommen 
hätten. Dem Regens des Seminars aber wurde die Frage vor— 
gelegt, „warum er Fremde (die Prieſter) beherberge, ohne polizei— 
liche Erlaubniß eingeholt zu haben? warum er Koſt (den Exei— 
tanten) gebe, ohne ein Patent als Koſtgeber zu beſitzen? und 
warum er endlich eine ſo ſtarke Verſammlung dulde, da das 
Geſetz jede Vereinigung von mehr als zwanzig Perſonen unter⸗ 


1 Das Recht ꝛc. S. 361. 
2 Remling, Nie. Weis S. 203. 


Feindſeligkeiten gegen Orden, Bruderſchaften ꝛe. Miniſterium Wallerſtein. 199 


ſage“!? Den Mitgliedern der Geſellſchaft Jeſu ward die Lei— 
tung der Miſſionen und der Prieſterexercitien unterſagt. 

Ein beſonderer Stein des Anſtoßes für die liberale Regie— 
rung waren die religiöſen Vereine, Bruderſchaften und namentlich 
der ſ. g. dritte Orden. Ein Erlaß forderte die Kreisregierun— 
gen zum Bericht über dergleichen Genoſſenſchaften und nament- 
lich zur Beantwortung der Frage auf, „welchen Einfluß dieſe 
Vereine auf die Moralität, auf die ökonomiſchen Verhältniſſe ins⸗ 
beſondere der Kinder und Dienſtboten hätten.“ Dieſer Befehl, 
den manche Beamte mit einer an rohe Gemeinheit ſtreifenden 
Tactloſigkeit in Ausführung brachten, veranlaßte das erzbiſchöf— 
liche Ordinariat von München, die Berechtigung ſolcher Vereine 
ausführlich darzulegen. Nichts deſtoweniger wurden aber der 
„dritte Orden“ und einige andere religiöſe Vereine ſuspendirt, zum 
großen Verdruſſe des katholiſchen Volkes 2. 

Als Ende November das Miniſterium verabſchiedet wurde, 
und der Fürſt von Oettingen-Wallerſtein zum zweitenmale ans 
Ruder kam, ſchien man in den höheren Regierungskreiſen etwas 
einlenken zu wollen?. Die Verordnung wegen der Aufnahme⸗ 
prüfung wurde zurückgenommen und die Reactivirung der ,ultra- 
montanen“ Profeſſoren wenigſtens verſprochen. Dieſe Erwartung 
erwies fic) jedoch bald ſchon als Täuſchung. Der Erlaß bezüg- 
lich der aus der Schweiz geflüchteten „Jeſuiten und ihrem etwa- 
nigen Gefolge“, welchen „ein den Zeitraum von wenigen Tagen 
überſchreitender Aufenthalt im ganzen Königreich nicht geſtattet 
wurde“!, und die „Entbindung“ der Redemptoriſten, gegen welche 
der Eifer des Fürſten vornehmlich entbrannt war, „von ihren bis⸗ 
herigen Verpflichtungen“ als „Wallfahrtsprieſter“ in Altötting, 
weil dieſelben fic) für Bayern nicht eignen’®, mußten auch dem 
blödeſten Auge zeigen, was die katholiſche Kirche von der neuen 
Regierung zu erwarten habe. Die Anfeindung der Kirche und 


1 Remling, S. 205. Katholik 1847, Nr. 116 (S. 472). 

2 Das Recht ꝛc. S. 363 f. Auch das Erntedankfeſt wurde unter polizei⸗ 
liche Controle geſtellt. (Das Recht ꝛc. S. 364.) 

3 Das Recht ꝛc. S. 365. Katholik 1847, Nr. 151 (S. 611 f.). 

4 Allg. Ztg. 1848, Nr. 24. 

5 Allg. Ztg. 1348, Nr. 53, 54. 61. 
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ihrer Inſtitutionen, oder wie man ſich ausdrückte des „Ultramon⸗ 
tanismus“ dauerte fort; nur vermied Wallerſtein mehr den offe- 
nen Conflict und ſuchte ſeinem Character entſprechend auf andere 
Weiſe ſeinen Zweck zu erreichen 2. Doch ſeine Tage waren ge— 
zählt. Nach drei Monaten mußte er den Miniſterſtuhl einem 
Anderen überlaſſen. Das Cultusminiſterium übernahm jetzt v. 
Beisler, ein Mann, der ſich ſelbſt am beſten mit den Worten 
characteriſirt, daß „er keine Religion kenne“2. Um die von ihm 
gefürchtete ‚ſouveräne Kirche“ unſchädlich zu machen, war er be— 
ſtrebt, dieſelbe in eine neue Zwangsjacke einzuengen, während er 
dem vollendeten Unglauben im Rongeanismus Eingang und 
Anerkennung in Bayern verſchaffte. Dieſelbe Gunſt erwies er 
auch den proteſtantiſchen Rationaliſten und Freigemeindlern, denen 
er den edlen Dr. Ru ft, Conſiſtorialpräſidenten in der Pfalz, den 


Vertreter der poſitiv gläubigen Richtung, zum Opfer brachte. 


Auch die Quälereien der Mitglieder des dritten Ordens und die 
Bedrückungen religiöſer Vereine dauerten fort, obſchon die März— 
revolution vom Jahre 1848 das freie Vereinsrecht gebracht hatte 
und ſelbſt die ſtaatsfeindlichſten Vereine ſich frei und ungehindert 
bilden durften. Die Wirkſamkeit Beislers als Cultusminiſter 
fällt in die Regierung Maximilians II., zu deſſen Gunſten 
König Ludwig I. am 20. März der Krone entſagt hatte. Wir 
wollen deſſen Verdienſte um die katholiſche Kirche in Deutſchland 
keineswegs ſchmälern, müſſen aber in das Urtheil eines compe— 
tenten Beurtheilers einſtimmen, welcher ſich über den König ſo 
vernehmen läßt: „Er ſchätzte und hegte das kirchliche Leben und 
ſuchte ſelbſt vielfach ſeine Entwickelung zu fördern, und mit ihr 
im Frieden verbleibend, unter ihrem Segen dem Volke den Frie— 
den und deſſen Gaben zu geben. Nichts deſtoweniger aber gab 
auch er dem Zeitgeiſt ſeinen Tribut, und trotz ſo Vielem, was 
er im Intereſſe der Kirche gethan, ſo war er doch nicht zur 
vollen Klarheit und Erkenntniß des Weſens der Kirche und ihrer 
Stellung zur Welt, zur Zeit, wie zum Staate durchgedrungen. 
Die Kirche war ihm allerdings nicht mehr eine feindliche Macht, 


1 Kirche und Staat in Bayern ꝛc. S. 376. 
2 Das Recht ꝛc. S. 268. 
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aber ein Ueberreſt des Mißtrauens ſchien ihm noch geblieben; 
er erkannte ihre Größe und Würde an, aber der Keim der Eifer— 
ſucht, den die wüſte Zeit in die Häupter und Männer des Staa— 
tes gelegt, er ward nicht völlig abgewieſen: er war der Kirche 
mit Liebe zugethan, aber dieſe Liebe dürfte theilweiſe ihre Wur— 
zeln viel zu ſehr in der Begeiſterung für das Große, Schöne 
und Erhabene derſelben geſchlagen haben, als in einer völlig 
klaren Erkenntniß und Anſchauung; er unterwarf ſich gläubig 
der Autorität der Kirche und war zu großen Opfern für dieſelbe 
bereit, wie kein Fürſt ſeiner Zeit und auch nicht der Gegenwart, 
aber die Subjectivität der Zeit hatte auch auf ihn ihre Macht 
ausgeübt, ſo daß vielfach die Verſuchung nahe lag, die Kirche 
nur nach dem Maße der eigenen Subjectivität ſich entwickeln zu 
laſſen“ 1. 


Fünfzebntes Kapitel. 


Die landes herrliche Verordnung vom 30. Januar 1830. Verhalten der biſchöflichen 
Ordinariate. Das Breve Pervenerat. Benehmen des Riſchofs Burg. Projectirte 
Maßregeln der Regierungen gegen das Breve. Proteſt des Biſchofs, des Domcapitels 
und des Magiſtrats von Fulda gegen die landesherrliche Verordnung. Reſultat ihrer 
Bemühungen. Auftreten des Freiherrn v. Hornſtein gegen die genannte Verordnung 
in der StandeRammer zu Stuttgart. Benehmen des Biſchofs v. Keller. Breve Gre— 
gors XVI. vom 4. Ofttober 1833. Note des Cardinalſtaatsſecrelärs Bernetti vom 
5. Oktfober. Depeſchen des FJürſten Metternich an die öſterreichiſchen Geſandten in 
Karlsruhe und Stuttgart. Antwortsnoten der Regierungen an den heiligen Stuhl. 


Mit der Errichtung und Beſetzung der Bisthümer hatten 
die fünf Staaten der oberrheiniſchen Kirchenprovinz ihr erſtes 
Ziel erreicht; nun ſchritten ſie zur Verwirklichung ihres zweiten 
Planes. Nur wenige Wochen nach der Inſtallation Burgs er— 
ſchien, am 30. Januar 1830, eine aus 39 Artikeln? beſtehende 
landesherrliche Verordnung, wodurch dem Staatskirchenthum Be— 
ſtand und Feſtigkeit geſichert werden ſollte. 

Dieſe Verordnung, welche die vom heiligen Stuhl ſo feier— 
lich verworfenen und von den Regierungen officiell aufgegebenen 


1 Das Recht ꝛc. S. 184 f. 
2 Sie ſtehen Walter, Fontes p. 340 sqq. 
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Grundſätze der berüchtigten Kirchenpragmatik! enthielt, erregte 
große Entrüſtung in katholiſchen Kreiſen und rief mehrere ſehr 
ſcharfe Kritiken in den öffentlichen Blättern hervor. Auch der 
apoſtoliſche Stuhl erhielt alsbald von dem Wortlaute derſelben 
auf Privatwegen? Kenntniß. Leider beobachteten die neuen Bi— 


ſchöfe, denen die Vertheidigung der kirchlichen Rechte in erſter 


Linie oblag, ein räthſelhaftes Stillſchweigen. Der alte Erzbiſchof 
Boll von Freiburg legte zwar gegen beſagte Verordnung am 
10. Februar Proteſt ein, ließ es aber auch dabei bewenden. 
Wagte er doch nicht einmal, dieſelbe an den Papſt zu ſchicken, 
um ſich den „Unwillen“ des Großherzogs nicht zuzuziehens. In 
Rottenburg und Limburg erfolgte nicht einmal zum Schein eine 
Verwahrung, und Biſchof Burg von Mainz, welcher nebſt Dom— 
decan Jaumann von Rottenburg an der Redaction der ſ. g. 
39 Artikel thätigen Antheil genommen hatte “, warf fic) ſogar 
in ſeinem Ordinariate zu deren Apologeten auf. Nur in Fulda 
traten Biſchof und Domcapitel mit Energie und mit Erfolg der 
wieder erneuerten Kirchenpragmatik entgegen. 

Während aber die Wächter auf den Mauern Sions ‚ſtumme 
Hunde“ waren, deren Benehmen dem Klerus und Volke gerechten 
Grund zur Unzufriedenheit gab, erhob Papſt Pius VIII. ſeine 
Stimme, um gegen die Rechtsverletzungen der Kirche vor der 
ganzen Welt zu proteſtiren. Er erließ am 30. Juni das Breve 
Pervenerat®, welches die Tendenz der 39 Artikel als den Verſuch 
bezeichnet, die reine Braut des makelloſen Lammes Jeſu Chriſti, 
welche nach göttlicher Anordnung frei und keiner irdiſchen Gewalt 
unterworfen fei, in eine ſchmähliche, durchaus jammervolle Knecht— 
ſchaft zu bringen, und die von Gott geſtiftete Kirche zu einer menſch— 
lichen Anſtalt zu machen.“ Zugleich fordert der heilige Vater die 
Biſchöfe auf, die Rechte der Kirche mit allem Eifer zu behaupten', 
die Regierungen von dieſen „verderblichen Anſchlägen“, welche „der 


1 Siehe Seite 124. 
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Vernunft und der Gerechtigkeit widerſtrebten', abzubringen und 
über den Erfolg ihrer Bemühungen Bericht zu erſtatten, damit 
er nöthigenfalls; jene Maßregeln ergreifen könne, welche die 
apoſtoliſche Amtspflicht durchaus von ihm fordere.“ 

Dieſer Mahnruf fruchtete nichts. Der Erzbiſchof theilte 
das Breve ſeinen Suffraganen mit und ſchlug eine gemeinſchaft— 
liche Antwort der fünf Biſchöfe an den heiligen Stuhl vor; dieſe 
legten es aber mit Ausnahme von Fulda zu den Acten und be— 
folgten die unkirchliche Verordnung. Am peinlichſten war die 
Lage des Biſchofs Burg, auf welchen das päpſtliche Schreiben 
mit den Worten, daß einer von den Biſchöfen ‚dieſen Neuerun⸗ 
gen und den falſchen und irrigen Grundſätzen durch Beifall und 
Beihilfe Anſehen und Kraft zu geben, kein Bedenken getragen habe“, 
unverkennbar hinweiſt. Doch er wußte Rath. Er hatte ,jdon am 
30. Januar 1830 das Breve kommen ſehen und ſich darauf vor- 
bereitet“ 1. Sogleich entwarf er eine Antwort an den heiligen 
Stuhl, worin er die kirchlichen Verhältniſſe der Diöceſe Mainz 
in roſigem Lichte ſchildert und kein Bedenken trägt, den apoſto— 
liſchen Stuhl gradezu zu täuſchen und zu hintergehen ?. Dieſes 
Schreiben ſandte er dem Metropoliten in Abſchrift mit der Er— 
klärung zu, er halte eine gemeinſchaftliche Antwort nicht für 
practiſch, ſondern ſei dafür, daß jeder einzelne Biſchof beſonderen 
Bericht über ſeine Diöceſe erſtatte. 

Um wenigſtens zum Scheine den Aufforderungen des heili— 
gen Stuhles zu genügen, ſandte Burg das Breve an das Mini— 
ſterium in Darmſtadt nebſt einem officiellen Begleitſchreiben!, 
in welchem er die Behörde „auf die in dem päpſtlichen Breve 
enthaltenen Klagepunkte aufmerkſam macht“ und „die ergebenſte 
Bitte“ beifügt, „Se. päpſtliche Heiligkeit hierüber vollkommen zu 
beruhigen.“ Was der Biſchof in dieſem officiellen Schreiben, 
allerdings ſehr ſchüchtern, ausſprach, nahm er in einem beigeleg— 
ten confidentiellen Schreiben wieder zurück. In demſelben bringt 
er den Erlaß des Breve mit den damals ausgebrochenen belgi— 
ſchen Unruhen in Verbindung, läßt dasſelbe nicht in Rom, ſon— 

1 Schreiben an Miniſter Du Thil (Brück, a. a. O. S. 128). 

2 Brück, S. 128 f. 
3 Brück, S. 129. 
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dern in Deutſchland „von Zeloten fabricirt“ ſein und behauptet, 
daß die Aufforderung an die Biſchöfe, „die Staatsregierungen zu 
bewegen, die Verordnung zu widerrufen, auf weitere Ausſichten 
berechnet zu ſein ſcheine. Zugleich gibt er den Regierungen den 
Rath, eine gemeinſchaftliche Note an den Papſt zu erlaſſen“ und 
zu verlangen, „daß er in einem ähnlichen Schreiben an die Bi- 
ſchöfe ihnen ſeine Zufriedenheit und ſein Vertrauen zu erkennen 
gebe, um das Mißtrauen niederzuſchlagen, welches durch das 
gegenwärtige Schreiben veranlaßt worden ſei.“ 

Das päpſtliche Breve verſetzte die vereinten Regierungen in 
nicht geringe Verlegenheit und wurde alsbald Gegenſtand ver— 
traulicher Unterhandlungen! zwiſchen denſelben. Aber wer ſollte 
die landesherrliche Verordnung, „deren Exiſtenz nicht in Wider— 
ſpruch gezogen werden konnte“, zu rechtfertigen ſuchen. Der Hof 
von Stuttgart wollte dieſes Geſchäft den Biſchöfen übertragen 
und machte deshalb den Vorſchlag, dieſelben zu einer gemein— 
ſchaftlichen Erklärung an den heiligen Stuhl zu veranlaſſen. In 
derſelben ſollten ſie zuvörderſt die vollſtändige Erfüllung der von 
den Regierungen durch die Uebereinkunft mit dem römiſchen Hofe 
übernommenen Verpflichtungen, ſowie die unbedingte Glaubens- 
und Gewiſſensfreiheit, welche die Geiſtlichen ſowohl als die Laien 
unter dem Schutze ihrer evangeliſchen Landesfürſten genießen, 
und die Freigebigkeit, mit welcher die letzteren den geiſtlichen 
wie den zeitlichen Bedürfniſſen der katholiſchen Kirche entgegen 
zu kommen bemüht ſeien, dankbar anrühmen, der landesherrlichen 
Verordnung nur hiſtoriſch' erwähnen und dabei die Bemerkung 
einfließen laſſen, daß ,diejelbe nur eine kurze Zuſammenſtellung 
derjenigen Grundſätze enthalte, welche die betreffenden Regierungen 
nach dem Vorgange anderer, zum Theil rein katholiſcher Staaten 
vor, bei und ſeit den Verhandlungen über die Wiederherſtellung 
der kirchlichen Ordnung in ihren katholiſchen Landestheilen feſt— 
gehalten hätten.“ 

Auf dieſen Vorſchlag ging jedoch die von Burg berathene 
heſſiſche Regierung nicht ein. Sie ſprach ſich gegen eine gemein— 
ſchaftliche Antwort der Biſchöfe aus und fand es ſachgemäß“ 


1 Schreiben des Bundestagsgeſandten v. Trott, Frankfurt a. M. 
22. Oktober 1830. 
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für die vereinten Regierungen, in einer gemeinſchaftlichen Note 
an den Cardinalſtaatsſecretär über das Breve und beſonders 
darüber, daß der Papſt geheimen Angebern gegen die Abſichten 
der Regierungen Glauben und Vertrauen ſchenke“, Beſchwerde 
zu führen, die Verordnung zu vertheidigen und jeden Vorwurf 
der Theilnahme an deren Erlaſſung von den Biſchöfen zu ent— 
fernen. Anderer Meinung war Naſſau, welches das unange— 
nehme Geſchäft allein den Biſchöfen überweiſen wollte, und der 
badiſche Hof, der weder eine gemeinſchaftliche Rechtfertigung der 
landesherrlichen Verordnung durch die Biſchöfe“ noch eine förm— 
liche Note an den Cardinalſtaatsſecretär“ wünſchte, ſondern „der 
Meinung war, es ſolle gar nichts geſchehen.“ Dieſem Vorſchlage 
ſtimmte die Conferenz vom 3. Februar 1831 zu Frankfurt bei 
und „man kam bei der Verſchiedenheit der Anſichten“ zuletzt 
überein, es ſei ſich darauf zu beſchränken, einer jeden Regierung 
zu überlaſſen, den Landesbiſchof zu veranlaſſen, in beliebiger Faſ⸗ 
ſung das fragliche Breve durch die allgemeine Verſicherung zu 
beantworten, daß von Seiten der Regierungen der freien Aus— 
übung der biſchöflichen Amtsbefugniſſe auch nicht irgend ein 
Hinderniß in den Weg gelegt werde und daß die Beſtimmungen, 
worüber dieſelbe mit dem päpſtlichen Hofe übereingekommen, auf 
das Genaueſte vollzogen würden“?. 

Wären die Biſchöfe, anſtatt hinter ein feiges Stillſchweigen 
ſich zu verſchanzen, ihrer Pflicht gemäß gemeinſchaftlich und ener⸗ 
giſch gegen die Verordnung vom 30. Januar 1830 aufgetreten, 
jo hätten fie dieſelbe ſicher zum Falle gebracht. Dies erſehen. 
wir aus den Vorgängen der Diöceſe Fuldas. Am 30. Auguſt 
1830 proteſtirten Biſchof und Domcapitel gegen jene Verordnung, 
deren Verfügungen ,fich mit der Glaubenslehre, der allgemeinen 
Disciplin, mit der natürlichen und geſetzmäßigen Freiheit, ja mit 
dem Fortbeſtand der Kirche in der oberrheiniſchen Kirchenprovinz 


1 Schreiben des Bundestagsgeſandten v. Gruben vom 30. Nov. 1830. 
Siehe auch Brück, Hiſtoriſche Erörterungen S. 35. 
2 Protocoll über die Zuſammenkunft vom 3. Februar 1831. Brück, 


S. 36 f. 
3 Brück, Die oberrh. Kirchenprov. S. 131 ff. Roskovdny, Monumenta. 


II, p. 306 sqq. 
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ſich nicht vereinigen ließen.“ Das Miniſterium würdigte den 
Biſchof nicht einmal einer Antwort. Dieſer fand aber bald Ge⸗ 
legenheit, ſeine Proteſtation! zu erneuern. Als im Jahre 1831 
der Kurſtaat eine Conſtitution erhielt, welche in §. 135 einige 
Artikel der Verordnung vom 30. Januar 1830 aufnahm, ferneuer⸗ 
ten Biſchof und Domcapitel ſchon vor deren Verkündigung, am 
2. Januar 1831 ihre Proteſtation bei den Landſtänden mit der 
Bitte, die Aufhebung jener unnützen und harten Beſchränkungen“ zu 
veranlaſſen. Ihnen ſchloß ſich am 5. Januar der Magiſtrat von 
Fulda an, der ebenfalls Einſprache gegen „die drohende Beengung 
des Gewiſſens“ erhob und ſeine Mißbilligung gegen das gehäſ— 
ſige Beſchränkungsſyſtem ausſpricht, zu dem er im Widerſpruch 
zu der bundesgeſetzlich garantirten freien Religionsübung ver— 
dammt werden ſollte.“ Auf dieſe Vorſtellungen erwiderten die 
Landſtände dem Biſchof, daß ſie außer Standes ſeien, eine Ab— 
änderung der Verfaſſungsurkunde vorzunehmen, das Geſuch des 
Magiſtrates von Fulda aber, welches fie als das Reſultat ,ver- 
leumderiſcher Vorſpiegelungen“ bezeichneten, wieſen ſie einfach ab 
und forderten denſelben auf, einer Verleitung zu einer aufrüh— 
reriſchen Unternehmung nachdrücklichſt zu widerſtehen.“ 

Aber weder Biſchof noch Magiſtrat ließen ſich einſchüchtern. 
Schon am 7. Januar richtete letzterer eine neue Eingabe an die 
Stände, worin er ſeine Proteſtation wiederholt, den Vorwurf, 
als jet er durch „verleumderiſche Vorſpiegelungen“ zu ſeinem 
Schritte veranlaßt worden, mit Indignation zurückweiſt und die 
Vertreter des Volkes erſucht, den Katholiken eine nicht begehrte 
Hilfe gegen hierarchiſchen Druck nicht aufzudringen. Biſchof und 
Domcapitel erklärten aber dem Miniſterium und der Stände— 
kammer, daß ſie weder den Eid auf die Verfaſſung leiſten, noch 
die anbefohlene kirchliche Feier anordnen würden, bis ihre gerech— 
ten Forderungen erfüllt ſeien. Auf die nunmehr angedrohte 
Temporalienſperre antworteten Biſchof und Domcapitel mit einer 
energiſchen Proteſtation gegen die landesherrlichen Verfügungen, 
welche „ihre Ehre, ihre Rechte und ihr Gewiſſen verletzten“, ſpra— 
chen ihren Unwillen hierüber in der entſchiedenſten Weiſe aus 


1 Die Acten bei Roskovdny, II, p. 441 sqq. 
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und verwahren ſich gegen die Drohung der Stände, die geiſtliche 
Behörde für die etwaigen ſchlimmen Folgen, welche durch die 
Verweigerung des Eides entſtehen könnten, verantwortlich zu 
machen. 

Eine ſo freimüthige und entſchiedene Sprache verfehlte ihre 
Wirkung nicht. Die Regierung mußte den berechtigten Forde— 
rungen Gehör ſchenken und die Diöceſe Fulda erfreute ſich einer 
ſolchen Freiheit, daß Biſchof Chriſtoph Florentius Kött in der 
Denkſchrift der Biſchöfe der oberrheiniſchen Kirchenprovinz 1853, 
worin dieſelben die ihnen ſo lange vorenthaltenen Rechte zurück 
fordern, erklären konnte, daß er größtentheils Alles beſitze, was 
in der Denkſchrift reclamirt werde“ !. 

Hätten auch die übrigen Biſchöfe dieſes Beiſpiel nachgeahmt, 
dann wären der Kirche viele Leiden erſpart worden. An Auf— 
forderungen fehlte es nicht. Der Biſchof von Fulda ſchickte am 
11. Februar 1831 ſeine ſämmtlichen Proteſte an den Erzbiſchof 
von Freiburg mit der Bitte, die Actenſtücke den übrigen Biſchö— 
fen mitzutheilen. Dies geſchah auch; aber die Abſicht des Ober— 
hirten von Fulda, eine gemeinſchaftliche Proteſtation des ober— 
rheiniſchen Episcopates gegen die 39 Artikel zu bewirken, wurde 
vereitelt. Die Biſchöfe thaten nichts. Biſchof Burg theilte die 
Documente ſogar dem Miniſter Du Thil mit, und ſprach 
dabei ſeinen Unwillen gegen ſeinen biſchöflichen Collegen von 
Fulda aus, welcher ſeine Privatſache zur allgemeinen Sache der 
Kirchenprovinz machen und damit die ganze Kirchenprovinz be— 
unruhigen wolle“ ?. Dabei verfehlt er nicht, ſeine Ermahnung zu 
wiederholen, die Regierungen möchten „die Sache nicht mit gleich— 
giltigen Augen anſehen, da die übrigen Diöceſen den größten 
Beunruhigungen ausgeſetzt ſeien, wenn die ohnehin von einer 
Partei allgemein und hartnäckig verfolgte landesherrliche Verord— 
nung vom 30. Januar 1830 auf dieſe Weiſe von einem Provin- 
zialbiſchofe angegriffen werden könne.“ 

Um ſo erfreulicher iſt die Wahrnehmung, daß Laien thaten, 
was die berufenen Vertreter der kirchlichen Rechte vernach— 


1 Brück, a. a. O. S. 134. 
2 Begleitſchreiben vom 25. März 1831 (Brück, S. 135). 
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läſſigten. Schon am 7. April 1830 brachte Freiherr v. Horne 
ſtein, der Abgeordnete der Ritterſchaft, in der Ständekammer 
zu Stuttgart einen Antrag gegen die landesherrliche Verordnung 
vom 30. Januar ein, deren einzelne Beſtimmungen er einer 
ruhigen und eingehenden Kritik unterzog, und über deren Folgen 
er fic eben fo freimüthig als richtig äußerte. „Es ijt nicht abzu— 
ſehen“, lauten ſeine Worte, „welche unberechenbare Folgen eine 
Durchführung der in dieſer Verordnung ausgeſprochenen Grund— 
ſätze hervorbringen müſſe, und der Unterzeichnete glaubt, daß 
Das, was er hier geſagt hat, ſchon hinlänglichen Beweis liefere, 
daß die verfaſſungsmäßige freie Religionsausübung der Ratho- 
liken neben dieſen Beſtimmungen nicht beſtehen könne, und die— 
ſelbe jeden Augenblick Gefahr laufe, vernichtet zu werden, da es 
nur einer theils buchſtäblichen, theils oft weniger oder mehr aus⸗ 
gedehnten Auslegung der einzelnen Sätze dieſer Verordnung be— 
darf, um die höchſten — die religiöſen Intereſſen treu gehor- 
ſamſter Unterthanen zu gefährden und zu vernichten“ 1. Erwäh⸗ 
nenswerth iſt das Verhalten, welches der Biſchof von Rottenburg 
J. B. v. Keller dieſem Antrage gegenüber beobachtete. Er durfte 
die Sache um ſo weniger ignoriren, als bereits aus der Reihe 
ſeiner Diöceſangeiſtlichen ein Gegner des Freiherrn v. Hornſtein 
aufgetreten war. Dieſer Mann war der Deputirte des Ober— 
amts Rottweil, der bekannte Pflanz, Profeſſor am dortigen Gym⸗ 
naſium und Redacteur der ,freimiithigen Blätter“, welcher den 
Antrag ſtellte, die hohe Kammer möge ihre Zuſtimmung zu der 
Verordnung vom 30. Januar 1830 erklären“, weil dieſelbe keine 
Verletzung“ der Rechte der Katholiken, „ſondern ſogar eine Be— 
ruhigung, daß man ſie nicht verletzen werde“, enthalte, und ihre 
Zurücknahme „die Rechte der Katholiken nicht ſichern, ſondern 
vielmehr preisgeben würde.“ Einem ſolchen Antrage gegenüber 
durfte der Biſchof nicht länger ſchweigen. Aber zu ſehr beſorgt 
für die zarte Pflanze“ des neuen Bisthums oder vielmehr zu 
ſchwach, um die Motion Hornſteins zu unterſtützen, begnügte er 
ſich, ſtatt eines energiſchen Proteſtes, den er ſchon früher hätte 
erlaſſen müſſen, mit einer öffentlichen Erklärung in der Kammer, 


Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 138. 
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daß die berührte Verordnung allerdings nicht ohne Gefahr einer 
Verletzung der Autonomie der Kirche zu fein ſcheine“, er aber 
um ſo weniger ſich „zu gewaltſamen Schritten veranlaßt geſehen 
habe“, als „die kirchlichen Inſtitutionen erſt im Aufkeimen be— 
griffen waren“ und er nicht beitragen wollte, daß ,diefe zarte 
Pflanze durch herbeigeführte Stürme ſchon in ihrem Aufkeimen 
erdrückt und zerknickt werde.“ 

Die weiteren Kammerdebatten über dieſen Gegenſtand ſollen 
hier nicht beſprochen werden, da ſie nichts neues bieten. Der 
Antragſteller handelte wie ein ächter Freiherr, der ſich weder 
durch das feige Stillſchweigen Derer, die ihm in der Verthei— 
digung der kirchlichen Gerechtſame hätten voranleuchten ſollen, noch 
durch die Oppoſition, die er bei der Majorität fand, irre machen 
ließ, ſondern auf jedem Landtage ſeine Motion immer wieder 
einbrachte, als einen lauten Proteſt gegen die Rechtsverletzungen, 
welcher eine legitime Regierung unter dem Scheine der Legalität 
ſich gegen die katholiſche Kirche ſchuldig machte. 

Da von Seiten der Biſchöfe keine genügende Antwort nach 
Rom gelangte, erließ Papſt Gregor XVI. am 4. Oktober 1833 
ein ernſtes Breve? an den Erzbiſchof und ſeine Suffraganen, 
worin er dieſelben tadelt, weil ſie das Breve ſeines Vorgängers 
noch nicht beantwortet und für die Rechte der Kirche nichts ge— 
than hätten, den jammervollen Zuſtand ihrer Diöceſen, in 
welchen die Gottloſigkeit unter Klerus und Volk ſo reißende 
Fortſchritte mache, ihnen vor Augen hält und ſie dann mit allem 
Nachdrucke zur gewiſſenhaften Erfüllung ihrer Hirtenpflichten auf- 
fordert. „Wenn Ihr Euch“, lautet der Schluß des Schreibens, 


vor der Frechheit ſchlechter Menſchen fürchtet, dann iſt die Kraft 


des Episcopates dahin ſammt der erhabenen und göttlichen Ge— 
walt, die Kirche zu regieren.“ 

Am 5. Oktober richtete der Cardinalſtaatsſecretär Be r- 
netti eine Proteſtnote? an die Höfe von Karlsruhe und 
Stuttgart, in welcher der Widerſpruch der Verordnung mit den 
Beſtimmungen des zwiſchen den Regierungen und dem apofto- 


1 Roskovdny, II, 340 sqq. 
2 Brück, Hiſtoriſche Erörterungen S. 38. 
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liſchen Stuhle abgeſchloſſenen Vertrags nachgewieſen und „deren 
ſchleunige und unbeſchränkte Zurücknahme, ſowie die genaue Be⸗ 
obachtung der abgeſchloſſenen Convention“ verlangt wird. 

Auch der kaiſerliche Hof in Wien!, deſſen Unterſtützung der 
Cardinalſtaatsſecretär angerufen, machte ſeinen Einfluß auf die 
Höfe von Stuttgart und Karlsruhe geltend. Namentlich hob 
Fürſt Metternich in ſeinen Depeſchen an die öſterreichiſchen Ge— 
ſandten an beiden Höfen hervor, daß „dies unveräußerliche und 
hier noch beſonders vertragsmäßige Recht der Kirche in einzelnen 
Vereinsſtaaten nicht nach Gebühr geehrt werde“ und die Beſtim— 
mungen der landesherrlichen Verordnung „nicht durchaus mit dem 
Wortlaut und dem Sinn“ der Convention „in Einklang gebracht 
werden könnten“ und verſäumt nicht, auch auf die Gefahren hin⸗ 
zuweiſen, welche aus der Beeinträchtigung der kirchlichen Rechte 
dem Wohle des Staates erwachſen könnten. „Die Fürſten“, heißt 
es, ‚ſeien zu ſehr von der Gefahr durchdrungen, welche für alle 
Throne und Völker aus der gegenwärtig herrſchenden politiſchen 
Bewegung entſpringe, um dieſelbe noch durch die der religiöſen 
Aufregung und des Kampfes um kirchliche Dogmen und Einrich— 
tungen vermehren zu wollen; in dem offenkundigen Bündniſſe 
endlich, das zwiſchen den Beförderern kirchlicher Umtriebe und 
den Führern der demokratiſchen Parthei in und außerhalb der 
Kammern beſtehe, können die Fürſten erkennen, auf welcher Seite 
ihre Feinde und Freunde ſich befinden“ 2. 

Die Note des Staatsſecretärs und die Depeſchen des kaiſer— 
lichen Staatskanzlers hatten verſchiedene Correspondenzen zwi— 
ſchen den Regierungen zur Folge, die kein weiteres Intereſſe 
bieten. Endlich erließen der badiſche Miniſter, Freiherr von 
Türckheim, am 4. September 1834 und Graf Beroldingen für 
Württemberg am 15. October 1834 ſeparate Antwortsnoten an 
den Cardinalſtaatsſecretär Bernetti, in welchen fie fic) auf die 
vorbehaltenen Souveränetätsrechte beriefen und zugleich eine 
Rechtfertigung der einzelnen Artikel der landesherrlichen Verord— 


1 Brück, Hiſtoriſche Erörterungen S. 38. 
2 Schreiben des Miniſters des Innern an den Bundestagsgeſandten v. 
Trott vom 24. Dezember 1833, in welchem der Inhalt der Depeſche mitge⸗ 
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nung vom 30. Januar 1830 verſuchten 1. Der apoſtoliſche Stuhl 
gab keine Antwort und hielt ſeine Proteſtation aufrecht. Auf 
die factiſchen Zuſtände übte dieſelbe keinen weiteren Einfluß aus. 
Der Staat regierte und die Kirche proteſtirte. 
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Die Proteſtationen des heiligen Stuhles gegen die Beein- 
trächtigung der biſchöflichen Rechte durch die weltliche Gewalt? 
vermochten leider nicht, die factiſchen Zuſtände zu ändern. Die 
39 Artikel traten an die Stelle des Kirchenrechtes, und die in 
den einzelnen Staaten beſtehenden eigenen Behörden zur Wah— 
rung des ſ. g. jus circa sacra griffen in einer Weiſe in die Lei⸗ 
tung und Regierung der Diöceſen ein, daß es thatſächlich den 
Anſchein gewann, als ſeien die weltlichen Fürſten und nicht die 
Biſchöfe vom heiligen Geiſte geſetzt, die Kirche Gottes zu re— 
gieren s. 

Das Recht der Biſchöfe, die vacanten Stellen ihrer Sprengel 
zu beſetzen, wurde in manchen Staaten der oberrheiniſchen Kir— 
chenprovinz rein illuſoriſch gemacht. In Baden ſetzte die Regie— 
rung Geiſtliche ein und ab ohne jede Mitwirkung des Erzbiſchofs. 
Auch der Biſchof von Rottenburg wurde nach ſeinem eigenen 
Geſtändniß „erſt durch den Schwäbiſchen Merkur oder das Re— 
gierungsblatt in Kenntniß geſetzt, wenn eine Kirchenſtelle vergeben 


theilt wird. Dieſe Aetenſtücke find noch nicht durch den Druck veröffentlicht. 
Ich beſitze dieſelben in authentiſchen Abſchriften. 8 
1 Brück, Hiſtoriſche Erörterungen S. 39. 
2 Siehe Seite 202 ff. 
3 Ein hoher württembergiſcher Beamter äußerte ſich: Wir brauchen nur 
einen „Salber“; das Uebrige können wir ſelbſt thun. 
14 * 
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wurde. Aus beſonderer Gnade überließ der Großherzog von Ba— 
den dem Erzbiſchof Demeter das Präſentationsrecht auf 
vier und zwanzig von den 841 Pfarreien der Erzdiöceſe 
und am 25. September 1844 geſtand der König von Württem⸗ 
berg Biſchof v. Keller die Nomination von fünfzehn Pfarr⸗ 
ſtellen! zu. In Naſſau ſollten die Pfarrer auf Vorſchlag des 
Biſchofs ernannt werden, woran jedoch die Regierung häufig ſich 
nicht kehrte. Nur die Kapläne durfte der Biſchof frei ernennen, 
nicht aber die Pfarrverwalter. Die großherzoglich heſſiſche Re— 
gierung hatte mit Biſchof Burg ein Uebereinkommen getroffen, 
wonach die Pfarrer vom Biſchof präſentirt und vom Landesherrn 
ernannt wurden. Der Kurfürſt von Heſſen überließ dem Biſchof 
von Fulda die Beſetzung vacanter Pfarreien ,mit Beirath des 
Domcapitels“, behielt ſich aber die Landesherrliche Zuſtimmung 
im Wege der vorherigen Mittheilung an die Regierung“ vor?. 
Die Decane wurden in Heſſen vom Biſchof im Einvernehmen 
mit der Regierung und in Naſſau vom Landesherrn auf Vor⸗ 
ſchlag des Biſchofs ernannt. In Württemberg gingen die Er— 
nennungen vom katholiſchen Kirchenrath aus. Das biſchöfliche 


Ordinariat durfte nur Gegenvorſtellungen machen. Sie wurden 


nur wenig berückſichtigt. Ja, es fehlt nicht an Fällen, daß Geiſt⸗ 
liche zu Decanen ernannt wurden, gegen welche ſich der Biſchof 
ganz entſchieden erklärt hattes. In Baden beſtanden neben den 
erzbiſchöflichen die großherzoglichen Decane. Letzteren war die 
Aufſicht über Kirchen- und Schulweſen in ihren Bezirken über— 
tragen. Sie hatten die Kreisregierungen als ihre vorgeſetzte Be— 
hörde und ſtanden in gar keiner Beziehung zu ihrem Erzbiſchof. 
Auch die Beſtätigung der Domcapitularen riſſen die Regierungen 
mit Verletzung der Verträge an ſich. Als Curioſum ſei noch 
folgende Thatſache mitgetheilt. Als der Erzbiſchof Boll den 
Domdecan v. Vicari vom Papſte ſich zum Weihbiſchofe erbitten 
wollte, wandte er ſich am 30. Auguſt 1830 an den Großherzog, 
der ihm am 16. Oktober durch die Kirchenſeetion eröffnen ließ, 
daß „Se. königliche Hoheit gegen den Wunſch des Erzbiſchofes, 

Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 159. 

2 A. a. O. S. 158. 

3 Nachtrag zur Motion des Biſchofs von Rottenburg S. 61. 
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den Domdecan v. Vicari als Weihbiſchof ſich erbitten zu dürfen, 
unter der Bedingung nichts zu erinnern gefunden haben, daß die 
päpſtliche Ernennungsurkunde zum Biſchofe in partibus zur höch— 
ſten Genehmigung eingeſendet werde.“ 

Obſchon der heilige Stuhl den Fürſten die weitgehendſten 
Zugeſtändniſſe bezüglich der Biſchofs wahlen gemacht hatte, 
ſuchten deren Regierungen ihren Einfluß bis zur förmlichen Be— 
herrſchung der Wahlen, ja zur Aufhebung der Wahlfreiheit 
auszudehnen. Der Wahlhandlung wohnte gegen Recht und Ver— 
träge ein landesherrlicher Wahlcommiſſär bei, welcher die Stim— 
men der Domherren auf den Regierungscandidaten zu lenken 
hatte. In eclatanter Weiſe wurde die Wahlfreiheit der Dom— 
capitel in Baden und Naſſau verletzt. Der Verſuch, dem Erz- 
biſchof Boll in dem unkirchlichen Engeſſer einen Coadjutor 
aufzunöthigen, wurde glücklicherweiſe durch einen hohen prote— 
ſtantiſchen Beamten vereitelt, indem derſelbe mit Gefahr ſeiner 
Stellung die Coadjutorswahl bis zum Tode des Großherzogs 
Ludwig hinauszog 1. Nach dem Tode Bolls wurde Domdecan 
v. Vicari am 4. Mai 1836 einſtimmig zu deſſen Nachfolger 
gewählt, welcher ablehnte und erſt nach einer dritten Wahl den 
Aufforderungen des Domcapitels nachgab. Sobald dies geſchehen 
war, recuſirte der anweſende Regierungscommiſſar Beek den 
Neugewählten. Das Capitel proteſtirte und ſchritt nur auf wie— 
derholtes Bitten Vicari's zu einer Neuwahl. Ein ſechsmaliges 
Scrutinium fand ſtatt, lieferte aber kein Reſultat. Man ging 
unverrichteter Sache auseinander. Der neue Wahltag ward auf 
den 14. Mai anberaumt. Die Regierung ließ nur drei Candi- 
daten auf der Liſte ſtehen. Das erſte und zweite Scrutinium 
ergab kein Reſultat für ihren Candidaten Ignaz Demeter. Erſt 
beim dritten Wahlgang erhielt er die erforderliche Zahl von 
Stimmen. Iuformativproceß und Conſecration nahm Biſchof 
Keller von Rottenburg vor. Das Programm der Feierlichkeit 
unterlag der landesherrlichen Genehmigung ?. 

Das Aergſte geſchah aber im Herzogthum Naſſau. Biſchof 


1 Kath. Zuſtände in Baden, Abth. 1, S. 52. Brück, a. a. O. S. 160. 
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Bauſch war am 9. April 1840 geſtorben und das Domcapitel 
beſtimmte den 9. Juli zur Biſchofswahl. Die Liſte der Candie. 
daten war rechtzeitig nach Wiesbaden geſchickt worden. Sie ent- 
hielt neun Namen. Am Tage vor der Wahl erſchien der Re— 
gierungscommiſſär Möller in Limburg und erklärte zuerſt 
mündlich und dann auf Verlangen des Domherrn Bohn auch 
ſchriftlich dem Domcapitel die Antwort des Herzogs auf die 
Liſte. Wir müſſen die Hauptſtellen wörtlich wiedergeben. „Se. 
Durchlaucht wollten“, heißt es, daß die Herren Domcapitularen 
Bohn und Halm, ſowie Decan Heumann als Höchſtihnen minder 
angenehm von der Liſte geſtrichen werden möchten. Der Herr 
Domdechant Fölix habe ſchon bei Aufſtellung der Liſte den 
Wunſch, nicht gewählt zu werden, aus ſolchen Gründen ausge— 
ſprochen, daß Se. Durchlaucht der Herzog, der hohen Würdigkeit 
desſelben zur fraglichen Stelle ungeachtet, glaubten, dem erwähn⸗ 
ten Wunſche nachgeben zu müſſen. Die Herren Domcapitularen 
Brönner und Haas, welche erſt kürzlich Beweiſe höchſten Wohl- 
wollens erhalten, ſeien in gleichen Verhältniſſen wie Herr Fölix. 
Se. Durchlaucht der Herzog unterſtellten daher, daß dieſelben 
auch gleichen Wunſch, wie dieſer, hegen würden, und daß als 
dann, wenn die Wahl auf einen derſelben fiele, die Beſetzung des 
biſchöflichen Stuhles nur noch länger aufgehalten werden würde.“ 
Der Herr Domcapitular Schütz, welcher das ,volljte Vertrauen“ 
des Herzogs und des fkatholiſchen Klerus“ beſitze, habe ‚auf das 
dringendſte den Wunſch ausgeſprochen, nicht zum biſchöflichen 
Stuhle gewählt zu werden“, welchem auch Se. Durchlaucht „nur 
in dem beſonderen perſönlichen Wohlwollen, das Höchſtſie ihm 
widmeten, entſprochen hätten.“ „Nach allen dieſen Erwägungen“, 
ſchließt Möller, ſei er beauftragt, dem Domcapitel als Entſchlie⸗ 
ßung auf die vorgelegte Candidatenliſte zu eröffnen, daß es bei 
der auf morgen beſtimmten Wahl aus den beiden von demſelben 
als würdig und fähig deſignirten Herren Decan und Pfarrer 
Mohr und Profeſſor und Pfarrer Blum denjenigen wählen möge, 
den es für den würdigſten zur Stelle eines Biſchofs halte.“ Da 
aber Pfarrer Peter Joſeph Blum auf eine deßfallſige Anfrage 
des Domcapitels erklärte, er wünſche nicht gewählt zu werden, 
blieb nur der eine Candidat noch übrig, welchen auch die Majo⸗ 
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rität zum ‚Landesbiſchof“ erkor. Damit war das Wahlgeſchäft, 
welches die Regierung wie das Domcapitel compromittirte, wohl 
beendigt; aber die Sache war damit nicht erledigt. Am 17. Sep⸗ 
tember 1841 richtete Cardinalſtaatsſecretär Lambruschini 
im Auftrage Gregors XVI. ein Schreiben an das Limburger 
Domcapitel, wodurch die geſchehene Wahl „wegen des Mißbrauchs 
der weltlichen Gewalt“ verworfen, der Gewählte „wegen der Zu— 
ſtimmung zu der durch Mißbrauch der weltlichen Gewalt auf ihn 
gefallenen Wahl“ als unwählbar bezeichnet und dem Domcapitel 
wegen ſeines Benehmens eine ernſte Rüge ertheilt wird. Nur 
aus „ganz beſonderer Gnade“ des heiligen Vaters wurde ihm eine 
Neuwahl geſtattet, obſchon es ſich derſelben durch ſein Verhalten 
unwürdig gemacht habe, und ihm zugleich ſeine Pflicht, einen 
würdigen Biſchof zu wählen, eindringlich ans Herz gelegt. Die 
Neuwahl fand am 26. Januar 1842 ſtatt und fiel zum Nutzen 
der Kirche, zur Ehre des Domcapitels und zur Freude des Klerus 
und Volkes auf den Pfarrer Blum, welcher mit ſo großem Segen 
den Hirtenſtab führte !. 


Auch die ſtaatliche Controle über das Kirchenvermögen, 
welche theilweiſe in eine förmliche Verwaltung und Verwendung 
desſelben durch die Organe der weltlichen Gewalt ausartete, gab 
den Kirchenbehörden vielfach Grund zur Klage. Wenn auch den 
Biſchöfen hie und da eine Mitwirkung an der Verwaltung ein- 
geräumt ward, jo war dieſelbe doch der Art, daß den Staats- 
behörden immer die letzte Entſcheidung über die Verwendung des 
Kirchenvermögens zuſtand. Der Staat ſchrieb die Art und Weiſe 
der Verwaltung und Verwendung des Kirchen- und Stiftungs- 
vermögens vor, organiſirte die Verwaltungsbehörden und geneh— 
migte die Kirchenbudgets, ſo daß nicht die geringſte Ausgabe 
ohne ſeine Zuſtimmung gemacht werden konnte. Nicht ſelten kam 
es vor, daß kirchliche Einkünfte zu einem ganz anderen als ihrem 
Stiftungszwecke verwendet wurden. Dies war namentlich in 
Baden der Fall, wo man dem Erzbiſchof gar keine Einſicht in 
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die innere Verwaltung des Stiftungsvermögens geſtattete. Er 
durfte nicht einmal das Rechnungsweſen ſeines eigenen Seminars 
näher prüfen. In der erſten Kammer der Stände zählte Frei⸗ 
herr v. Weſſenberg t neunundvierzig Stiftungen, darunter zwanzig 
Schulfonds, auf, aus welcher die katholiſche Kirchenſection Gelder 
bezog, ohne nur den geringſten Rechtstitel zu haben. Auch in 
der zweiten Kammer wurde bei Berathung des Budgets dieſe 
Angelegenheit debattirt. Die Discuſſion war hier ſehr lebhaft. 
Es handelte ſich ſogar um die Aufhebung der beiden Kirchenſee— 
tionen — der proteſtantiſchen und der katholiſchen. Hier ſoll nur 
das berührt werden, was dem Plane dieſer Schrift entſpricht. 
Der Abgeordnete von Itzſtein erklärte, daß viele und ſchreiende 
Eingriffe“ in das Stiftungsvermögen ſtattgefunden, und verlangt 
unter Hinweiſung auf mehrere kirchliche Fonds, wie den Rhein- 
Biſchofsheimer Fonds, die Bruchſaler Stiftung, die Maria-Vic⸗ 
toria-Stiftung, deren Gelder man gegen die Intention der Stifter 
verwendet habe, Einſicht der Stände in die Rechnungen u. ſ. w. 
Das Nämliche beantragte auch der Deputirte Fecht, welcher außer— 
dem eine Betheiligung der geiſtlichen Oberbehörde verlangte, in— 
dem es „nach den ſtattgefundenen Mißbräuchen' billig erſcheine, 
„daß auch die geiſtliche Behörde mehr von Dem unterrichtet 
werden ſollte, was in pecuniärer Hinſicht in der Kirche vorgehe“?. 
Bald nach Errichtung der Diöceſen erließen die Regierungen 

beſondere Edicte zur Gründung des ſ. g. Futercalarfonds, 
aus welchem kirchliche Bedürfniſſe, für die kein beſonderer Rechts— 
titel vorhanden war, beſtritten werden ſollten. Gebildet wurde 
dieſer Fonds durch die Abgaben der Geiſtlichen und die Erträg— 
niſſe vacanter Pfründen. Der Staat ſteuerte auch nicht einen 
Pfennig bei. Trotzdem behielt er die Verwaltung dieſer Fonds 
ganz in Händen, verwaltet ſie bis zur Stunde und beſtimmt über 
ihre Verwendung; verweigert aber der Kirche jede freie Dispofition %. 
Der Biſchof von Rottenburg durfte „auch nicht einen Gulden 
ohne Zuſtimmung des katholiſchen Kirchenraths verausgaben.“ 

Ein weiteres unveräußerliches Recht des Biſchofes iſt das 

1 Siehe Bd. 1, S. 145 ff. 
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Oberaufſichtsrecht über den Klerus und die Gläubigen ſeiner 
Diöceſe, namentlich das Recht, die Pflichtvergeſſenen zurechtzu— 
weiſen und nach der Schwere ihrer Verbrechen zu beſtrafen. 
Dieſes Recht inhärirt weſentlich der Würde der Biſchöfe, die der 
heilige Geiſt geſetzt hat, die Kirche Gottes zu regieren, und wurde 
auch ſeit den früheſten Zeiten von ihnen ausgeübt, weil eine Re— 
gierung ohne Strafgewalt unmöglich iſt. Um aber jede Härte 
und Willkür möglichſt ferne zu halten, hat das canoniſche Recht 
die Grenzen der biſchöflichen Disciplinargewalt genau beſtimmt 
und ſowohl den Biſchof in den Stand geſetzt, ſeine Diöceſe wirk— 
lich zu regieren, als auch die ihm Untergebenen gegen jeden Miß— 
brauch ſeiner Gewalt ſicher geſtellt. Die vereinten Regierungen 
anerkannten auch durch die Annahme des Ultimatuns dieſes Recht, 
handelten ihm aber ſogleich entgegen, indem ſie im Widerſpruche 
mit ſich ſelbſt in Art. 36 der Verordnung vom 30. Januar 1830 
beſtimmten: „den Geiſtlichen wie den Weltlichen bleibt, wo immer 
ein Mißbrauch der geiſtlichen Gewalt ſtattfindet, der Recurs an 
die Landesbehörden“; eine Beſtimmung, durch welche jeder Ver— 
urtheilte ſich der Strafſentenz entziehen oder wenigſtens die Sache 
in die Länge ſchleppen konnte, abgeſehen davon, daß hier wieder 
der Staat ſtatt der Kirche in letzter Inſtanz entſcheidet, und dazu 
noch über Dinge, die gar nicht vor ſein Forum gehören. 

Dieſe Verletzung der kirchlichen Gerichtsbarkeit war nicht die 
einzige. Auch in den Fällen, wo man den Biſchof gegen unge— 
horſame Geiſtliche einſchreiten ließ, unterlag ſein Urtheil, ſobald 
die Sache äußere Wirkſamkeit erlangen ſollte, der Genehmigung 
des Staates, welcher nicht ſelten die Initiative ergriff und ſich 
ſchon in erſter Inſtanz in die kirchlichen Gerechtſame Eingriffe 
erlaubte. Nach der öffentlichen Erklärung des Biſchofes von 
Rottenburg in der Ständekammer ſtellte der katholiſche Kirchen— 
rath Unterſuchungen über Geiſtliche an, erließ Strafedicte, ſprach 
Suspenſionen und Abſetzungen aus, ohne dem biſchöflichen Or— 
dinariate auch nur eine Mittheilung zu machen. Aehnlich war 
es in der Erzdiöceſe. Der Erzbiſchof war ein bloſer Schatten 
geworden, und die Geiſtlichkeit unterlag auch „in rein geiſtlichen 
Geſchäften der Willkür weltlicher Beamten“, welche nach Belieben 
Strafen verhängten, ohne ſich um das erzbiſchöfliche Ordinariat 
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zu kümmern. Dieſes hatte das Zuſehen und konnte ſich nur auf 
Ermahnungen beſchränken, die natürlich nicht beachtet wurden, 
da die ungehorſamen Prieſter an den Kirchenräthen Beſchützer 
fanden. Einer ſo unnatürlichen Stellung überdrüſſig, hatte ſchon 
am 10. Februar 1830 Erzbiſchof Boll gegen die Beſchränkung 
reſp. Vernichtung der ihm zuſtehenden Disciplinargewalt prote- 
ſtirt; allein es war ihm nicht möglich, einen geregelten Zuſtand 
herbeizuführen. Die Regierung ließ durch ein Mitglied der Kir— 
chenſection, den geiſtlichen Rath Zahn, einen Entwurf ausarbei- 
ten, den aber der Erzbiſchof nicht annehmen konnte, weil dieſer 
Entwurf die Competenz des geiſtlichen Gerichtes zu ſehr ſchmä— 
lerte und noch obendrein alle Erkenntniſſe desſelben der Staats— 
genehmigung unterwarf. Nun ſollte auf Befehl des Staatsmini- 
ſteriums vom Miniſterium des Innern und dem erzbiſchöflichen 
Ordinariate ein neuer Entwurf ausgearbeitet werden. Er kam 
erſt unter dem Nachfolger Bolls, Ignaz Demeter, 1838 zu 
Stande, wurde aber, bevor er dem Staatsminiſterium zur Ge— 
nehmigung vorgelegt ward, von der Section wieder ganz umge— 
ändert, ſo daß der neue Erzbiſchof dagegen Proteſt einlegte. Das 
Miniſterium konnte dieſen Proteſt nicht ganz ignoriren und mußte 
unangenehme Erörterungen in der erſten Ständekammer fürchten, 
in welcher Freiherr v. Andlaw ſchon 1837 eine Motion ein- 
bringen wollte, allein auf Bitten des Erzbiſchofes ſelbſt von 
ſeinem Vorhaben abſtand. Wie wenig aber die Staatsmänner 
von Karlsruhe der Kirche gerecht werden wollten, beweiſt die 
nicht aus Gerechtigkeitsgefühl, ſondern lediglich aus Furcht vor 
den Landſtänden erlaſſene Verordnung vom 23. Mai 1840, durch 
welche dem Erzbiſchofe die Befugniß zugeſtanden wird, gegen 
Geistliche, die ſich Disciplinarvergehen zu Schulden kommen laſſen, 
geringere Strafen, nämlich Verweiſe, Geldſtrafen bis zu 30 Gul— 
den und Suspenſion vom Amte bis zur Dauer von vier Wochen 
zu erkennen und vollziehen zu laſſen, ohne dazu vorgängige 
Staatsgenehmigung einholen zu müſſen. Dabei wurde ihm zu— 
gleich die Verpflichtung auferlegt, der Kirchenſeetion von jedem 
Strafurtheile ſogleich eine Abſchrift mitzutheilen. Alle höheren 
Straferkenntniſſe mußten daher der Section vor ihrer Vollziehung 
vorgelegt und vom Miniſterium genehmigt werden; außerdem 
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hatte der Verurtheilte in allen Fällen den Recurs an die Staats— 
behörde. Eine weitere Bemerkung über dieſe Verordnung iſt 
wohl überflüſſig. Auch in Naſſau war die Gewalt des Biſchofes, 
ungeachtet der landesherrlichen Cdicte vom 16. und 23. Auguſt 
1803, welche die Gerichtsbarkeit desſelben in Disciplinarſachen 
vollſtändig anerkennen, durch die intolerante, oraniſche Beamten— 
elique factiſch aufgehoben. Am nobelſten behandelten auch in 


dieſem Punkte die Regierungen beider Heſſen die Katholiken ihrer 
Länder, obſchon auch hier nicht Alles geordnet war, und nament— 


lich die letzte Entſcheidung den Miniſterien zugeſprochen wurde, 
welche die Appellationen verurtheilter Geiſtlichen auch annahmen. 
Der Biſchof von Rottenburg war nicht einmal in der Viſitation 
ſeiner Diöceſe frei, indem die Regierung dem biſchöflichen Viſi— 
tator einen landesherrlichen Commiſſär beigeſellte, der alle Schritte 
desſelben genau überwachen mußte !. 

Auch in das Dispensweſen miſchte ſich der Staat ein. An⸗ 
fangs hatten die verbündeten Regierungen den Plan, den Biſchöfen 
in Rom eine unbeſchränkte Dispenſationsgewalt zu erwirken, ſtan— 
den aber wieder davon ab und ließen die Biſchöfe die in den 
Quinquennalfacultäten nicht enthaltenen Dispenſen in Rom erbitten. 
Die badiſche Regierung wollte den Erzbiſchof Bernhard nöthigen, 
mit Hintanſetzung der päpſtlichen Reſervationen im zweiten Grade 
der Blutsverwandtſchaft zu dispenſiren, und da er ſich deſſen 
weigerte, ertheilte fie ſelbſt die Dispens, ohne auf die Vorſtel— 
lungen des Erzbiſchofes und ſeines Domcapitels zu achten. In 
Württemberg dispenſirte das Oberamt von den Proclamationen 
und dem Hinderniſſe der geſchloſſenen Zeit; doch war es den Ka— 
tholiken „unbenommen, zur vollkommenen inneren Beruhigung ſich 
nachher an die geiſtliche Stelle zu wenden.“ Von geſetzlich ein— 
gegangenen Eheverſprechen durfte das biſchöfliche Ordinariat dis— 
penſiren; die 5 Gulden Gebühren aber floſſen in die Staatskaſſe, 
die auch die nicht geringen Sporteln für die Dispenſen, welche 
der Staat ertheilte, bezog. Beiſpielsweiſe ſei nur angeführt, daß 
die Dispens vom dreimaligen Aufgebot 20 Gulden, für die 
Trauung in der geſchloſſenen Zeit je nach dem Vermögen der 
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Nupturienten 3 bis 20 Gulden u. ſ. w. koſtete. Die biſchöfliche 
Behörde durfte dagegen keine Taxen fordern !. 

Nach §. 21 der landesherrlichen Verordnung vom 30. Ja⸗ 
nuar 1830 ſollten die Domcapitularen zugleich auch die geiſt— 
lichen Räthe ſein und mit dem Biſchof ein Collegium bilden, an 
deſſen Majorität er gebunden war. In ſeiner Abweſenheit ſollte 
der Domdecan oder das älteſte Mitglied des Capitels den Vorſitz 
führen. Dieſe Anordnung verſtieß gegen das Kirchenrecht und 
enthielt eine ſchwere Beeinträchtigung der biſchöflichen Gewalt. 
Allerdings hat das Domcapitel die Pflicht, den Biſchof in der 
Verwaltung ſeiner Diöceſe zu unterſtützen, weshalb auch derſelbe 
in gewiſſen Fällen den Rath und in ſehr wichtigen Sachen die Bu- 
ſtimmung des Domcapitels einholen muß. Dagegen iſt der Biſchof 
der alleinige Regierer ſeiner Diöceſe, der ſich ſeine Räthe frei 
auswählen, ſeine Entſcheidungen frei treffen kann und keines— 
wegs an die Majorität ſeines Ordinariates gebunden iſt. In 
Rottenburg wohnte ein weltlicher katholiſcher Rath mit dem Titel 
Oberkirchenrath allen Ordinariatsſitzungen bei. Vor dem Jahre 
1840 hatte derſelbe ſogar Stimmrecht. Sein Geſchäft war, das 
jus circa sacra zu wahren und bei den Sitzungen darauf zu 
achten, daß die Geſetze und allgemeinen Verwaltungsgrundſätze 
nicht außer Acht gelaſſen würden. Ihm ſtand daher das Veto 
gegen jeden mißliebigen Beſchluß des Ordinariats zu. In den 
anderen Diöceſen wurde dieſe Vorſichtsmaßregel nicht in An— 
wendung gebracht. 

Von welchen Anſchauungen die Regierungen bei ihren An— 
ordnungen geleitet wurden, beweiſen die Vorgänge in der Diöceſe 
Limburg. Hier führte die biſchöfliche Oberbehörde den Namen 
„Biſchöfliches Domcapitel.“ Da hiedurch leicht Irrungen entſtehen 
konnten, ſchrieb Biſchof Blum im Jahre 1844 die Bezeichnung: 
„Biſchöfliches Ordinariat“ vor, die auch in anderen Diöceſen ge⸗ 
bräuchlich war, und erſuchte am 18. November 1844 den Regie— 
rungspräſidenten Möller, die Landesbehörden anzuweiſen, unter 
dieſem Titel mit der biſchöflichen Oberbehörde zu correspondiren. 
Möller ging jedoch auf das Erſuchen des Biſchofs nicht ein, weil 


1 Brück, S. 167 f. 


3 


Placet. Handhabung der Cenſur durch die Regierungen. 221 


das Domcapitel als ſolches die oberſte Verwaltung der Diö— 
ceſe führen“ und neben ihm eine beſondere Oberbehörde— nicht 
beſtehen ſolle !. 

Daß die Regierungen auch das Placet ausübten, bedarf nur 
einer kurzen Erwähnung. Die Hirtenbriefe des Erzbiſchofs und 
des Biſchofs von Rottenburg erſchienen „mit königlicher Ge— 
nehmigung.“ Selbſt das Directorium letzterer Diöceſe trug bis 
zum Jahre 1834 das cum placito regio an der Stirne. Die 
naſſauiſche Regierung ertheilte dem erſten Hirtenbriefe des Bi— 
ſchofs Brand das Placet mit dem Anfügen, daß die im Eingange 
vorkommenden Worte, und die Gnade des heiligen apoſtoliſchen 
Stuhles“, ſollten weggelaſſen werden, wofür unter Anderem auch 
geltend gemacht wird, daß die Ernennung des Biſchofes „von Sr. 
herzoglichen Durchlaucht in Uebereinſtimmung mit dem päpſtlichen 
Stuhle“ geſchehen ſei. Einem anderen Hirtenbriefe verweigerte 
die Regierung in Wiesbaden das Placet, weil in ,demfelben der 
öſterlichen Communionpflicht erwähnt, und von den Strafen, 
welche auf Unterlaſſung derſelben geſetzt ſeien, geredet würde“ ?. 

Mit dem Placet hängt die Cenſur theologiſcher und kirchen— 
politiſcher Schriften eng zuſammen. Leider fanden ſich die Ka— 
tholiken mehr als einmal genöthigt, über die Handhabung der 
Cenſur durch die Organe der Staatsbehörden Klage zu führen. 
Am ſchlimmſten ſah es in dieſer Beziehung in Baden und Würt— 
temberg aus. Während die antikatholiſchen Blätter, z. B. das 
von katholiſchen und proteſtantiſchen Geiſtlichen redigirte, den 


1 Auch das Staatsminiſterium, an welches ſich der Biſchof wandte, ant— 
wortete ablehnend. Am 13. März 1848 erließ derſelbe einen Hirtenbrief, 
der von allen Kanzeln verleſen werden mußte, durch welchen die Bezeichnung 
„iſchöfliches Ordinariat“ befohlen wird. Dieſe Verordnung wurde auch der 
Regierung mitgetheilt. Einige naſſauiſche Amtmänner ſchickten das biſchöfliche 
Schreiben auf eine ſehr ungeziemende Weiſe zurück. Der Miniſter Vollpracht 
aber ſuchte einzulenken und geſtattete am 31. März 1849 die Benennung 
„iſchöfliches Ordinariat“, jedoch unter der Bedingung, daß alle Domherren 
auch geiſtliche Räthe fein müßten, und durch die Billigung der fraglichen Ein— 
richtung keineswegs eine Verpflichtung des Domänenfiscus oder des katho— 
liſchen Centralkirchenfonds zur Aufbringung dadurch etwa veranlaßter höherer 
Koſten ausgeſprochen oder anerkannt werde.“ 

2 Brück, S. 170. 
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religiöſen Indifferentismus vertheidigende Badiſche Kirchenblatt', 
die von Pflanz herausgegebenen „Freimüthigen Blätter“, Die 
allgemeine Kirchenzeitung in Darmſtadt“, der „Schwäbiſche Mer— 
kur“ mit ihren kirchenfeindlichen Artikeln von der Cenſur ganz 
unbehelligt blieben, konnten die Katholiken ſich kaum zur Wehr 
ſetzen, ohne mit der Cenſurbehörde in Conflict zu kommen. Der 
Abgeordnete v. Rummel erklärte in der Ständekammer zu 
Stuttgart am 21. April 1845, „daß unter den Augen der Cen- 
ſurbehörde die Katholiken verletzt, verhöhnt und verſpottet worden 
ſeien“ 1. ‚Drückend, zwingend und die Rechtsgleichheit verletzend 
iſt das Verfahren der Staatsregierung“, heißt es ſchon 1842 in 
einer Eingabe des Decanats Rottenburg an die Stände, „wenn 
ſie Schriften, welche die katholiſch-kirchlichen Grundſätze ausſpre— 
chen und wohl begründen, beſonders ſobald ſie Angelegenheiten 
der katholiſchen Kirche in Württemberg beſprechen, ſeien ſie auch 
noch jo ſchonend, ruhig und mäßig gehalten, unterdrückt, zurück— 
behält oder zerriſſen und zerfetzt wieder losgibt.“ Zugleich füh— 
ren die Unterzeichner der Eingabe bittere Klage, daß es den 
Gegnern der Katholiken erlaubt ſei, Alles, ſei es auch noch ſo 
ſchonungslos und gehäſſig, gegen fie zu ſchreiben und ins Publi— 
kum zu bringen“?. Als „die ſüddeutſchen Blätter“ in Baden einen 
Nekrolog des Directors Nabholz brachten, worin deſſen un— 
kirchliche Geſinnung in ſehr milder Weiſe beſprochen wird, ſtrich 
die Cenſur dieſe Stelles. Im Jahre 1840 konnten die Tages— 
blätter in Freiburg und Conſtanz Hus als Reformator preiſen 
und mit dem Heiland vergleichen, ohne behelligt zu werden; da— 
gegen geſtattete die Cenſur keinem inländiſchen Blatte, einen Ar— 
tikel aufzunehmen, in welchem die kirchen- und ſtaatsgefährlichen 
Lehren jenes Mannes geſchichtlich nachgewieſen waren 4. Freiherr 
von Andlaw durfte ſeine Rede (1846) in der erſten Kammer 
über die kirchlichen Verhältniſſe in Baden nicht ſeparat abdrucken 
laſſen. In Württemberg war ſogar die Recenſur einzelner Zeit— 
ſchriften anbefohlen, welche bereits von der Cenſurbehörde des 


Mack, Die katholiſche Kirchenfrage in Württemberg S. 69. 
2 Aetenmäßige Darſtellung S. 158. 

3 Kath. Zuſtände, Abth. 2, S. 228 ff. Brück, S. 180. 

4 Kath. Zuſtände, Abth. 2, S. 71. Brück, S. 181. 
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Landes, wo ſie erſchienen, geprüft worden waren. Die Grün— 
dung katholiſcher Zeitungen ſtieß auf unüberwindliche Hinderniſſe. 
Vergebens bemühten ſich katholiſche Männer in Württemberg um 
die Conceſſion zur Herausgabe eines politiſchen Blattes. Sie 
wurden abſchlägig beſchieden, angeblich, weil kein Bedürfniß hiezu 
vorhanden ſei. Dieſelbe Antwort ertheilte die heſſiſche Regierung 
den katholiſchen Bittſtellern von Mainz. Erſt das Jahr 1848 
ermöglichte die Gründung politiſcher Zeitungen auch von Seiten 
der Katholiken 1. 

Wie aus dem Geſagten erhellt, blieb die landesherrliche Ver— 
ordnung in Herrſchaft, und in Württemberg wurden ſogar die 
Decane auf dieſelbe noch beſonders verpflichtet ?. Hier hatte 
der katholiſche Kirchenrath das ganze Kirchenregiment in Händen. 
Treffend characteriſirt die Gemeinde Obermarchthal die kirch— 
lichen Zuſtände mit den Worten: „Würde der Kirchenrath auch 
noch durch ein dem geiſtlichen Stande angehöriges Mitglied die 
Prieſterweihe und das Sacrament der Firmung adminiſtriren 
laſſen, ſo wäre der Kirchenrath unſer ganzer Biſchof, und Herr 
von Keller ein ganzer Titularbiſchof oder wieder in partibus in- 
fidelium“s. Dieſe Worte enthalten keine Uebertreibung. Wohl 
fanden Verhandlungen über eine ſ. g. Geſchäftsabtheilung zwi— 
ſchen Ordinariat und Kirchenrath ftatt. Am 18. November 1828 
legte die biſchöfliche Behörde einen Entwurf vor, welchen jedoch 
der katholiſche Kirchenrath am 2. April 1829 zurückwies. Das 
Ordinariat wandte ſich nun am 11. April an das Miniſterium, 
ward aber keiner Antwort gewürdigt. Ein Monitorium vom 
30. November 1830, welches durch das päpſtliche Breve Perve- 
nerat vom 30. Juni veranlaßt worden war, hatte dasſelbe 
Schickſal. Erſt am 7. Januar 1832 antwortete der Kirchenrath, 
daß der Entwurf des Ordinariats vom 8. November 1828 ſo— 
wohl wegen ſeiner Form als in Hinſicht auf einen großen Theil 
ſeines Inhaltes nicht angenommen werden könne. Zugleich legte 
der Kirchenrath einen anderen Entwurf vor, der auf dem Grund— 


1 Mack, S. 68 ff. Brück, S. 182. 
2 Mack, S. 63 f. 
3 Abdruck der Actenſtücke aus den Verhandlungen der Standesherren. 
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ſatze baſirte, daß keine Aenderung bezüglich der Punkte, welche 
bereits durch ausdrückliche Vorſchriften geordnet worden ſeien, 
vorgenommen werden dürfe, ſondern höchſtens eine Geſchäfts— 
vereinfachung vorgenommen werden könne, wo dies möglich ſei. 
Demnach blieben alſo alle früheren ſtaatskirchlichen Verordnungen 
und die Beſtimmungen der 39 Artikel in Kraft und die Stipu- 
lationen der Bulle Ad Dominici gregis custodiam war von vorn 
herein wirkungslos erklärt. Wie weit der kirchenräthliche Ent— 
wurf ſich verſtieg, iſt daraus erſichtlich, daß in demſelben „die 
eigentliche Feier des Gottesdienſtes, die Liturgie und der Ritus 
nicht nur der Einſicht, ſondern auch der Oberaufſicht des Staates 
unterworfen werden, und zwar in der Art, daß der Kirchenrath 
für ſich religiöſe Handlungen, Feierlichkeiten ꝛc. ꝛc. abſtellen und 
dem biſchöflichen Ordinariate nur Nachricht davon geben werde; 
daß ferner die Oberaufſicht über die pflichtmäßige Ertheilung des 
Religionsunterrichts in Predigten und Chriſtenlehren dem Staate 
— jedoch in Gemeinſchaft mit dem Ordinariate — zuſtehen, und 
daß alle Anordnungen in Beziehung auf den Religionsunterricht 
und ſelbſt den Gottesdienſt in den Schulen und Lehranſtalten 
dem Kirchenrath als Schulbehörde anheimgegeben und kaum eine 
Einſicht der biſchöflichen Behörde zugeſtanden werde.“ Die 
biſchöfliche Behörde berief ſich in ihrer Verwerfung dieſes Ent— 
wurfs auf die ſowohl durch die Verfaſſungsurkunde als durch 
die vom König angenommenen päpſtlichen Bullen garantirte 
Autonomie der Kirche, ließ aber die Sache vorläufig beruhen. 
Erſt am 26. Auguſt 1835 legte ſie einen neuen Entwurf vor. 
Der Kirchenrath erwiderte am 3. Juli 1840, alſo nach faſt fünf 
Jahren, „es könne nicht zugegeben werden, daß die Befugniſſe 
der Kirche über die einmal geſteckten Grenzen ausgedehnt wür— 
den“, und ſandte den Entwurf mit den betreffenden Abände— 
rungen dem Ordinariat zurück. Hierauf erklärte das Ordinariat 
am 19. Oktober 1841, „daß die einmal geſteckten Grenzen zu 
weit in das Gebiet der Kirche eingriffen und wenn hierin keine 
Aenderung eintreten könne, ſo ſei jede weitere Unterhandlung un— 
nütz.“ Damit waren die Verhandlungen reſultatlos abgebrochen !. 


1 Worte des Biſchofs v. Keller von Rottenburg. Siehe Nachtrag zur 
Motion S. 5 f. 


Kap. 17. Oberrh. Kirchenprov. Oppoſition gegen das Staatskirchenthum. 225 


Auch bezüglich der Erziehung und Ausbildung des Klerus, 
der Leitung des Religionsunterrichtes in Schule und höheren 
Lehranſtalten, und der liturgiſchen Anordnungen waren die 
Biſchöfe trotz der gegentheiligen Beſtimmungen der Bullen ſehr 
gehemmt und es kam zwiſchen ihnen und den einzelnen Regie— 
rungen zu ernſten Conflicten, deren nähere Darſtellung in dem 
Abſchnitt über Wiſſenſchaft und Cultus gegeben werden ſoll. 
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Wenn auch die kirchlichen Oberhirten mit Ausnahme von 
Fulda den Druck der Staatsbevormundung ſchweigend duldeten 
und nur hie und da Miene machten, die ärgſten Auswüchſe des 
Staatskirchenthums abzuſchneiden, jo blieben doch die Verletzun⸗ 
gen der concordatsmäßigen Stipulationen durch die einzelnen 
Regierungen nicht ungerügt. Insbeſondere traten die katholiſchen 
Zeitſchriften in gediegenen Artikeln für die Autonomie der Kirche 
ein und wieſen auf das Unberechtigte und die ſchlimmen Folgen 
des Staatskirchenthums hin. Vermochten auch ſolche Abhand— 
lungen eine Abänderung der ſo traurigen Lage der Kirche nicht 
zu bewirken, ſo hatten ſie doch wenigſtens den Nutzen, daß ſie 
viele irrige Auffaſſungen und Vorurtheile zerſtörten, die einſich— 
tigen Lefer orientirten und die Organe der Regierung veran- 
laßten, behutſamer aufzutreten. 

Auch in den Ständekammern kamen die kirchlichen Angele— 
genheiten zur Sprache. Die Verhandlungen hierüber bieten in 
mehrfacher Hinſicht Intereſſe und enthalten beachtenswerthe Zeug— 

Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 15 
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niſſe ſelbſt aus dem Munde der Gegner der katholiſchen Kirche. 
Von den Debatten in Karlsruhe über das Kirchenvermögen war 
bereits Kap. 16 die Rede. Damals legte Mittermaier! das 
ehrliche Geſtändniß ab, daß eine große Zahl der Proteſtanten ſich 
mit katholiſchen Kirchenverhältniſſen gar nicht beſchäftige und gar 
keine Ahnung von dem wahren Weſen der katholiſchen Religion 
habe“, und erklärte, daß es „gewiß nur nachtheilig“ ſein könne, 
„wenn ein Collegium, das der Mehrheit nach aus Proteſtanten be— 
ſtehe, die Intereſſen der katholiſchen Kirche vertreten ſolle, die es 
nicht ganz genau kenne, und im Intereſſe der eigenen Confeſſion 
eher zu beſchränken ſuchen müſſe.“ Hiermit verband er den Wunſch, 
die Intereſſen der katholiſchen Kirche möchten auf eine Weiſe 
repräſentirt werden, daß dieſe nicht darunter leide, aber auch nicht 
in eine falſche Stellung zum Staate komme und deſſen „wahre 
Intereſſen“ verletze. In ähnlicher Weiſe äußerte ſich v. Rot- 
tef?. Er warnte die Mitglieder der Kammer vor etwaigen 
Beſchlüſſen, welche die Katholiken verletzen könnten, und ſetzt der 
Scheu eines Abgeordneten vor den Uebergriffen der Hierarchie 
die Scheu „vor den Uſurpationen der weltlichen Gewalt, die nicht 
blos möglich ſeien, ſondern ſchon wirklich geweſen ſeien“, ent- 
gegen. Dieſe Verhandlungen bewirkten nur einige Erſparniſſe, 
hatten aber keine nachhaltige Abhilfe zur Folge. Die Verhält— 
niſſe geſtalteten ſich immer trauriger. Vergebens brachte der 
tiefgebeugte Erzbiſchof ſeine Klagen und Vorſtellungen vor den 
Thron des Landesfürſten. Er fand kein Gehör und hinterließ 
ſeinem Nachfolger die große Erzdiöceſe in einem troſtloſen Zu— 
ſtande. 

Leider war Erzbiſchof Demeter nicht der Mann, mit kräf— 
tiger Hand dem Uebel zu ſteuern. Er war von guter Geſinnung 
beſeelt; aber er bewies der weltlichen Gewalt gegenüber eine 
beklagenswerthe Schwäche. Er fühlte die Härte und Ungerech— 
tigkeit, womit die Kirche gedrückt ward“s; aber es fehlte ihm an 


Protocolle der 116. Sitzung vom 17. Okt. 1831. S. 373 ff. Brit ck, 
Die oberrh. Kirchenprovinz S. 260. 

2 Protocolle ꝛe. S. 384 ff. Brück, S. 261. 

In einem Referate, ob die Adreſſe der Landcapitel Lahr und Offen⸗ 
burg um Abhaltung einer Dibeeſanſynode dem Miniſterium mitgetheilt werden 
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Muth, ſich als Mauer für das Haus Israel entgegen zu ſtellen. 
Der Bureaukratismus erhob immer mehr das Haupt, und die 
kirchliche Disciplin gerieth in immer größeren Verfall, zumal 
die Kirchenſection in Karlsruhe allen unkirchlichen Beſtrebungen 
Unterſtützung und Vorſchub leiſtete. 

Da erhob ſich der hochverdiente Freiherr v. Andlaw— 
Birſek im Jahre 1837 in der erſten Kammer gegen die Kir— 
chenſection, deren unkirchliches Verhalten er ſcharf geißelte, und 
kündigte zugleich eine Motion über die Beſchwerden der Katho— 
liken Badens an . Nur auf Bitten des Erzbiſchofs Demeter, 
welchem die Regierung einige Verſprechungen gemacht hatte, 
nahm er ſeine Motion zurück. Allein die dem Oberhirten gege— 
benen Verheißungen waren nur leere Worte. Die alten Be⸗ 
drückungen dauerten fort, und die Gewalt des Erzbiſchofes wurde 
immer mehr illuſoriſch. Er ſelbſt fühlte dies und ſprach es auch 
dem Miniſterium unverhohlen aus; ja er fügte ſogar die Droh— 
ung bei, daß er auf dem Landtage in einer Motion die ihm ſo 
lange widerrechtlich vorenthaltenen Rechte verlangen werde, wenn 
die Regierung nicht in andere Bahnen einlenken würde?. Weder 
das eine noch das andere geſchah. Dagegen war Freiherr von 
Andlaw entſchloſſen, ſeine 1837 zurückgenommene Motion wieder 
einzubringen, ließ ſich aber durch die Zuſicherungen, welche 
Staatsrath Nebenius dem Erzbiſchofe gemacht hatte, bewegen, 
dieſelbe zum zweiten Male zurückzuziehen, und begnügte ſich mit 
einer Anfrage an die Staatsregierung, ob ſie willens ſei, den 
Beſchwerden der Katholiken, wie ſie verſprochen habe, abzuhelfen. 
Damit beruhte die Sache, bis Freiherr von Andlaw im Jahre 
1846 dieſelbe auf's Neue aufgriff, und in einer Rede über die 


ſolle, ſpricht fic) der Erzbiſchof am 14. Febr. 1840 u. A. fo aus: „Sei es 
auch, daß in dieſer Petition Klagen über Bedrückung der Kirche, über Ent— 
ziehung biſchöflicher Rechte u. ſ. w. vorkommen, ſo kann es uns nicht unlieb 
ſein, wenn dieſe in Wahrheit gegründeten Beſchwerden aus dem Munde eines 
großen Theiles des Klerus, und zwar des freiſinnigſten, zu den Ohren der 
Staatsmänner kommen. Sie dürfen und ſollen es hören, wie in dieſer Be— 
ziehung der ganze Klerus mit uns die Härte und Ungerechtigkeit fühlt, womit 
unſere Kirche gedrückt wird.“ (Brück, S. 263.) 
1 Brück, S. 264 ff. 


2 Brück, S. 174. 15* 
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Rechtsverhältniſſe der Katholiken Badens den Mitgliedern der 
Kammer die Forderungen derſelben vortrug. Beginnend mit den 
Beſtrebungen des Staates, die Kirche „zur Sclavin weltlicher 
Launen herabzuwürdigen“, führt der edle Redner der badiſchen 
Regierung ihre Bedrückungen der Katholiken vor Augen, erklärt 
die landesherrliche Verordnung vom Jahre 1830 für einen förm⸗ 
lichen Umſturz der katholiſchen Rechtsverhältniſſe und die Frucht 
einer revolutionären Zeit, durch welche die Willkür zum Geſetze 
erhoben wurde“, und beſpricht dann die beſtehenden Verhältniſſe 
im Einzelnen. Den Anfang macht er mit dem Oberkirchenrathe, 
der ſtatt des Erzbiſchofes die Kirche regiere, und dem Ober— 
ſtudienrathe, der als gemiſchte Behörde das religiöſe Gefühl der 
Katholiken ſowohl wie der Proteſtanten verletzen müſſe; hierauf 
beklagt er tief, daß die Regierung in Sachen des Freiburger 
Convictes ihre Stellung ſo ſehr mißkenne, hebt tadelnd hervor, 
daß ſie fremden Geiſtlichen, trotz des immer größer werdenden 
Prieſtermangels das Indigenat verweigere, wenn ſie irgend eine 
zultramontane Makel“ an ſich trügen, während fie die radicalſten 
Profeſſoren berufe, und kommt hierauf auf den „wunden Fleck 
der badiſchen Zuſtände, die Schullehrer, die „größtentheils im 
Dienſte des Radicalismus“ ſtünden, „der Religion und Kirche“ 
abgewendet ſeien und ihre ſchlimmen Grundſätze auch der zarten 
Jugend beibrächten. Mit gerechtem Unwillen rügt der Redner 
ſodann, daß die Regierung immer noch den Orden der barm— 
herzigen Schweſtern im Lande nicht habe einführen laſſen, 
die katholiſchen Pfarrer unter Strafandrohung zwingen wolle, 
Ehen geſchiedener Katholiken mit Proteſtanten zu proclamiren, 
widerlegt ſchließlich noch die landläufigen Anſichten, die katho— 
liſche Kirche wolle einen Staat im Staate bilden, religiöſen Un— 
frieden ſtiften, die Rechte Andersgläubiger verletzen, und ſtellt 
dann den Antrag, die hohe Kammer möge in einer Adreſſe an 
den Großherzog folgende Bitten ausſprechen: 

„!) Die Kirchenverordnung vom 30. Januar 1830 aufzu⸗ 
heben; 

2) der katholiſche Oberkirchenrath möge in Uebereinſtimmung 
mit dem katholiſchen Kirchenrecht eine neue Organiſation erhalten 
und geiſtliche Mitglieder davon ausgeſchloſſen ſein; 
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3) der Oberſtudienrath und die Oberſchulconferenz ſollen 
nach den Confeſſionen getrennt werden und jede Confeſſion nach 
den Bedürfniſſen ihrer Kirche das Schulweſen ordnen; 

4) die Knabenſeminarien ſollen unter ſpecieller Leitung des 
Erzbiſchofes nach katholiſcher Vorſchrift eingerichtet und nach 
Maßgabe des §. 38 des Reichs-D.⸗H.⸗Schl. ein Staatsbeitrag 
geleiſtet werden; 

5) es ſoll dem Erzbiſchof geſtattet ſein, durch Zulaſſung aus— 
ländiſcher Prieſter dem beſtehenden Mangel an Geiſtlichen abzu⸗ 
helfen, wie dies auch ſchon bei den evangeliſchen Geiſtlichen ge— 
ſchehen ſei; 

6) das Volksſchulweſen ſoll wenigſtens in Bezug auf die 
Katholiken eine durchgängige Reviſion erfahren und die Bildung 
der Schullehrer unter Mitwirkung der Kirchenbehörde ſtreng nach 
den Vorſchriften der katholiſchen Kirche gehandhabt werden; 

7) der Einfluß der Kirchenbehörde auf den Religionsunter- 
richt der Mittelſchulen ſoll wieder hergeſtellt werden; 

8) der Orden der barmherzigen Schweſtern ſoll innerhalb 
Jahresfriſt eingeführt ſein.“ 

„Ich übergebe dieſe Anträge“, ſchließt Freiherr von Andlaw 
ſeine Rede, ,mit der Bitte, denſelben volle Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken. Iſt je ein Gegenſtand von hoher Wichtigkeit in dieſes 
Haus gebracht worden, ſo möchte es dieſer ſein. Mehr braucht 
nicht geſagt zu werden. Die Größe der Sache ſpricht, darum 
kann ich ſchweigen.“ 

Um dieſelbe Zeit, am 10. September 1840, trat Profeſſor 
und Hofrath Dr. Buß in der zweiten Kammer als Sachwalter 
der Kirche auf. Er entwirft in ſeiner Rede! ein ſehr unfreund— 
liches aber wahres Bild der öffentlichen ſocialen Zuſtände, als 
deren Urſache er ganz richtig die Entchriſtlichung der Staaten 
bezeichnet, und geht dann ſpeciell auf die kirchlichen Verhältniſſe 
ſeines Vaterlandes über, indem er in einigen Zügen alle Be— 
drückungen, welche die Katholiken in Baden ſeit der Säculari— 
ſation bis auf die Gegenwart zu erdulden hatten, den verſam— 
melten Kammermitgliedern vorführt. Leider hatte die Majorität 


1 Sie ijt vollſtändig abgedruckt im Katholik, Jahrg. 1846, S. 544 ff. 
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der Ständekammer, die in den Debatten über den Rongeanismus 
ihre Geſinnung hinlänglich ausgeſprochen hatte, keinen Sinn für 
Religion und Gerechtigkeit und ſo verfehlte dieſe Motion ihren 
Zweck. 

Sehr unangenehm wurde das Miniſterium in Karlsruhe 
durch die ſchon 1841 in Regensburg erſchienene Broſchüre, „Ka⸗ 
tholiſche Zuſtände in Baden“, berührt. Ihr Zweck war, an der 
Hand der Urkunden die Katholiken Badens über die beſtehenden 
Mißſtände aufzuklären und die Regierung zu bewegen, wenig— 
ſtens die dringendſten Bedürfniſſe ihrer katholiſchen Unterthanen 
zu befriedigen. Die Angriffe auf dieſe Schrift in officiöſen Zei⸗ 
tungsartikeln und beſonders die Polemik des Staatsrathes MN e- 
benius! veranlaßten den Verfaſſer der Katholiſchen Zuſtände“, 
in einer zweiten Broſchüre die gegen ihn erhobenen Einwände 
zu widerlegen und ſeine erſte Schrift noch zu ergänzen. Die 
beherzigenswerthen Winke, welche der Verfaſſer der badiſchen 
Regierung gab, fanden keine Beachtung. Das Jahr 1848 konnte 
ſie nur zu bald zu ihrem Schaden überzeugen, daß die ausge— 
ſprochenen Befürchtungen nur zu ſehr begründet waren. 


Während in den anderen Diböeeſen der oberrheiniſchen Kir— 
chenprovinz wenigſtens, wenn auch ſchüchterne Verſuche gemacht 
wurden, die Freiheit und Selbſtſtändigkeit der Kirche zu erkäm— 
pfen und hiedurch einige kleinere Conflicte zwiſchen der Kirchen— 
und Staatsgewalt hervorgerufen wurden, gab ſich in Rottenburg 
nicht einmal der Wunſch nach einer freieren Stellung der Kirche 
kund. Der katholiſche Kirchenrath führte die ganze Verwaltung 
der Diöceſe. Die Mitglieder des Domcapitels gehörten mei— 
ſtens der liberal-joſephiniſchen Richtung an und waren mit allen 
kirchlichen Verordnungen des Kirchenrathes einverſtanden. Ein 
Mitglied des Domcapitels, Vanotti, hatte ſogar früher in 
der Kammer der Abgeordneten erklärt, er halte „die Einſetzung 
des katholiſchen Kirchenrathes für nützlich und nothwendig, um 
die Prätenſionen der römiſchen Curie zurückzuweiſen“ 2. An 
1 Seine Broſchüre hat denſelben Titel und erſchien Karlsruhe 1842. 


2 


2 Actenmäßige Darſtellung x. S. 20. 
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der Spitze des Domcapitels ſtand Domdecan v. Jaumann, 
deſſen Geſinnungen ſchon wiederholt beleuchtet wurden 1. Der 
ohnehin ſchwache Biſchof v. Keller, zu ſehr beſorgt um die Gunſt 
des Hofes und außerdem durch ſein Ordinariat mehr gehemmt 
als verbeiſtandet, wagte nicht, auch nur einen Laut ertönen zu 
laſſen, ſo ſehr er auch das Unwürdige ſeiner Stellung fühlte und 
die ſchlimmen Folgen ſeines Benehmens erkannte. Doch endlich 
raffte er ſich auf. Er brach die dreizehn Jahre lang mit dem 
Oberkirchenrathe geführten Verhandlungen in Betreff des Ge— 
ſchäftsganges ab und kündigte in der zweiten Kammer der 
Stände, wo man ihm ſeinen Sitz angewieſen hatte, eine Motion, 
die Mittel zur Erhaltung des Kirchenfriedens betreffend, an. 
Ob der Biſchof aus eigenem Antriebe dieſen Schritt that, 
oder ob ſein Auftreten mit ſeiner Reiſe nach München zuſam⸗ 
menhängt, mag unentſchieden bleiben. Im Sommer 1841 erhielt 
er nämlich eine Einladung zum Nuntius in München, der ihm 
den Vorſchlag machte, einen Coadjutor anzunehmen, wenn er 
nicht vorziehe, zu reſigniren. Nach ſeiner Rückkehr reichte er am 
23. Oktober die Ankündigung ſeiner Motion? bei dem Präſi⸗ 
denten der zweiten Kammer ein. Vergebens ſuchte Miniſter v. 
Schlayer durch Ueberredungen und Drohungen den Biſchof 
von ſeinem Vorhaben abzubringen. Denn derſelbe blieb ſtand— 
haft und trug am 13. November 1841 ſeine Motion in der 
Ständekammer vor. Mit Berufung auf die verfaſſungsmäßig 
garantirte Autonomie der Kirche und unter Darlegung der ab— 
normen kirchlichen Verhältniſſe in Württemberg verlangte der 
Biſchof, daß „der Kirche oder dem ihre Intereſſen wahrenden 
Biſchofe die Rechte oder vielmehr die freie Uebung derjenigen 
Rechte zurückgegeben werden, welche der katholiſche Kirchenrath 
im Widerſpruche mit den weſentlichen Beſtimmungen der katho— 
liſchen Kirchenverfaſſung bisher anſtatt des Biſchofes ausgeübt 
habe.“ Insbeſondere machte er zehn Punkte namhaft und unter 
dieſen das Recht der freien Aufſicht und oberen Leitung der 
Geiſtlichen, der Beſetzung der Kirchenpfründen, der Verwaltung 


1 Siehe Kap. 8. 
2 Brück, S. 270 ff. 
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des Kirchenvermögens, der Viſitation, der Unterſuchung gegen 
Geiſtliche, der Verleihung von Ehrentiteln an würdige Prieſter, 
der Leitung des biſchöflichen Seminars und der Vornahme der 
Prüfung für Verleihung kirchlicher Pfründen, Beſeitigung der 
Zwangsmaßregeln gegen Geiſtliche, welche nach kirchlichen Grund— 
ſätzen die Einſegnung gemiſchter Ehen verweigern, und der inqui— 
ſitoriſchen Unterſuchung von Seiten des katholiſchen Kirchenrathes 
in kirchlichen Sachen, beſonders gegen die Geiſtlichen mittels des 
Oberamtes u. ſ. w. 

Die Motion, deren Druck die Kammer verweigerte, wurde 
an eine Commiſſion überwieſen. Dieſelbe verlangte vom Biſchofe 
eine nähere Begründung ſeiner Forderungen, worauf derſelbe 
ſeinen „Nachtrag zur Motion“ einreichte und eine Reihe von 
Thatſachen namhaft machte, welche ſein Auftreten nur zu ſehr 
rechtfertigten. 

Die Regierung gerieth in Verlegenheit, und ihre Organe 
ſuchten den Eindruck der Motion abzuſchwächen. Da ſie keine 
ſtichhaltigen Gründe wider dieſelbe vorbringen konnten, mußten 
Verdächtigungen und Schmähungen an deren Stelle treten. Aber 
es fehlte auch dem kirchlichen Obern nicht an Vertheidigern. Der 
weitaus größte Theil des Klerus, insbeſondere die ſ. g. junge 
Schule, und der beſſere Theil des Volkes ſtand auf ſeiner Seite. 
Seine Motion rief großen Jubel unter allen gutgeſinnten Ka— 
tholifen hervor. Von allen Seiten wurden Dankadreſſen an den 
Biſchof und Petitionen zu Gunſten ſeiner Forderungen an die 
Stände gerichtet. Einige Decanate ſprachen ſich ſehr energiſch 
gegen die bisherigen Bedrückungen der Kirche in Württemberg 
aus und verlangten ſchleunige Abhilfe. Vergebens trug die Re— 
gierung den Oberämtern auf, das Unterzeichnen von Bittſchriften 
und Adreſſen in ihren Bezirken zu verhindern. Trotz aller Ma— 
chinationen liefen 45 Petitionen zur Unterſtützung der Motion 
bei den Ständen ein. Auch ſieben Repetenten des Wilhelmſtiftes 
unterzeichneten am 25. Januar 1842 eine Eingabe an den Land- 
tag, worin ſie in Anbetracht, daß ſowohl die verfaſſungsmäßig 
auch den katholiſchen Staatsbürgern garantirte Gewiſſensfreiheit 
als auch die ſtaatsgrundſätzlich anerkannte Autonomie der fatho- 
liſchen Kirche in inneren kirchlichen Angelegenheiten nicht allweg 
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wirklich geworden“, die Stände erſuchen, die biſchöfliche Bitte 
höheren Orts zu befürworten 1. Kaum hatte der katholiſche 
Kirchenrath hievon Nachricht erhalten, als er die Unterzeichner 
durch den Convictsdirector Schott auffordern ließ, ihre une 
paſſende und auf die Zöglinge des Wilhelmsſtifts wirkende“ Pe— 
tition gar nicht fortzuſchicken, oder wenn dies bereits geſchehen 
ſei, dieſelbe zurück zu nehmen. Da ſie ſich deſſen weigerten, 
wurde ihnen, wie es damals hieß, der Laufpaß geſchrieben.“ 
Die Freude des greiſen Biſchofs über die Kundgebungen 
des katholiſchen Klerus und Volkes wurde ſehr getrübt durch 


die Haltung, welche das Domcapitel von Rottenburg beobachtete. 


Konnte er ſich auch keinen ſanguiniſchen Hoffnungen hingeben, 
ſo durfte er doch wenigſtens erwarten, daß er von ſeinen gebo— 
renen Räthen nicht ganz im Stiche gelaſſen würde. Leider war 
dies der Fall. Davon konnte ſich der Biſchof in den Weihnachts— 
ferien überzeugen. Die Domherren beobachteten über ſeine Mo— 
tion ein tiefes Stillſchweigen, und als er dieſelben durch ſeine 
Anfrage nöthigte, ſich auszuſprechen, fielen ihre Antworten 
derart aus, daß ſie dem Biſchof jede Hoffnung auf Unterſtützung 
ſeitens dieſer Körperſchaft nahmen. 

Am 15. März 1842 fanden die Verhandlungen über die 
biſchöfliche Motion in der Ständekammer zu Stuttgart ſtatt. 
Die Majorität der Commiſſion beging die Tactloſigkeit, den 
Director des proteſtantiſchen Conſiſtoriums v. Scheurlen 
zum Referenten zu beſtellen, welcher in ihrem Namen einfachen 
Uebergang zur Tagesordnung beantragte, während der Correfe— 
rent v. Rummel an der Spitze der Minorität für die Berück⸗— 
ſichtigung der biſchöflichen Forderungen eintrat. Gegen die Ge— 
ſchäftsordnung eröffnete der Miniſter v. Schlayer die Debatten 
mit einer Philippica gegen den Oberhirten einer ſo großen Diö— 
ceſe, in welcher er die Grenzen des parlamentariſchen Anſtandes 
ganz bei Seite ſetzte. Er beſchuldigt den Biſchof der Untreue 
und Undankbarkeit, erklärt deſſen Motion nicht als das freie 
Werk des kirchlichen Oberhirten, ſondern ihm von außen und 
von einer unzufriedenen Partei im Lande aufgenöthigt und be- 


1 Brück, S. 275 f. 
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zeichnet den Nachtrag zur Motion als ein Opusculum' und ein 
Erzeugniß verſchiedener Federn“ !. Auf die Motion ſelber über— 
gehend, ſpricht der Miniſter von Allem, nur nicht von dem 
eigentlichen Gegenſtande, um welchen es ſich handelte. Die 
biſchöflichen, durch unleugbare Thatſachen erhärteten Klagen läßt 
er ganz unberührt. Dagegen verſäumt er nicht, dem biſchöflichen 
Antragſteller den Vorwurf zu machen, er habe ja ſelbſt bis zur 
Stunde ſich den Druck gefallen laſſen, um deſſen Entfernung er 
jetzt bitte. Dies war leider nicht unbegründet; aber wenn der 
Biſchof aus Schwäche und Connivenz bisher gefehlt hatte, ſo 
machte er jetzt dieſen Fehler nach Kräften gut. Um wenigſtens 
den Schein zu retten, als ſei die Regierung bereit, den gerechten 
Forderungen der Kirche Rechnung zu tragen, erklärte der Mi— 
niſter: „Wenn der Herr Biſchof, wie ich glaube, daß er hätte 
thun ſollen, ſich längſt an das Miniſterium ſelbſt gewendet hätte, 
jo würde ich ihm vorgeſchlagen haben, einen oder zwei Commiſ— 
ſäre aus der Mitte des Ordinariats zu beſtellen, denen ich eine 
gleiche Anzahl von Regierungscommiſſären beigegeben hätte, um 
ſodann unter meiner Leitung die Sache zum Ziele zu bringen. 
Ich bin auch, wenn das Ordinariat auf dieſen, wie mir ſcheint, 
einzig zuläſſigen, einzig richtigen Weg zurückkommen ſollte, noch 
ſtets gerne bereit, die Hand dazu zu bieten, und ich ſtehe nicht 
an, zu erklären, daß die Staatsregierung ſich angelegen laſſen 
ſein wird, alle Anſinnen, ja ſelbſt Wünſche der kirchlichen Stelle 
der gründlichſten, umfaſſendſten Prüfung zu unterwerfen, und 
in ſo weit ſie als begründet und zuläſſig erkannt werden, zu 
berückſichtigen“?. 

Nachdem Schlayer geendet und der Biſchof den Anſchuldi— 
gungen des Miniſters gegenüber ſich kurz und ſchüchtern ver— 
theidigt hatte, nahm Domdecan v. Jaumann das Wort. Er 
erläuterte in einer an Schmeicheleien gegen die Regierung und 
Unehrerbietigkeiten gegen ſeinen Oberhirten reichen Rede, weit 
und breit den Begriff von Autonomie der Kirche und ihres Ver— 
hältniſſes zum Staate, beklagt ſodann, daß die Kirche oft in den 


1 Actenmüßige Darſtellung x. S. 221 ff. 
2 A. a. O. S. 229. 
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Kreis des Staates eingegriffen habe, und wohl eben ſo oft auch 
der Staat in die Sphäre der Kirche“, was leider zu Conflicten 
geführt hätte, die vermieden worden wären, „wenn der Staat 
und die Kirche nie aus ihren ideelen Kreiſen heraustreten wür— 
den“, und behauptet endlich, daß es ſich im vorliegenden Falle 
gar nicht um einen Streit zwiſchen Kirche und Staat handele, 
jjondern nur von den zarten Rückſichten, welche in Beziehung 
auf die Ausübung des verfaſſungsmäßigen Schutz- und Auf⸗ 
ſichtsrechtes des Staates zu nehmen ſeien.“ Es beſtünden frei— 
lich, ſagt er, „Differenzen und Mißſtände; allein es fei voraus⸗ 
zuſehen, daß die Regierung, welche ſich ſtets ſo wohlwollend 
gegen die Kirche gezeigt habe, den Beſchwerden Abhilfe bringen 
würde, wenn man dieſelben nur in der rechten Weiſe an ſie 
bringe.“ Hierauf ſtellte er mit Bezug auf die Erklärung des 
Miniſters den Antrag, die Kammer möge ſich mit dieſer Ange— 
legenheit nicht weiter befaſſen, ſondern ſich dahin zu Protocoll 
erklären, ,fie hege das volle Zutrauen zu der hohen Staatsregie— 
rung, ſie werde, wenn dieſe Angelegenheit durch das biſchöfliche 
Ordinariat an fie gebracht werde, derſelben ihre ganze Aufmerf- 
ſamkeit und gehörige Berückſichtigung ſchenken, und die Miß— 
ſtände, die ſich ergäben, beſeitigen.“ Hiermit verbindet v. Jau⸗ 
mann die Warnung, nicht in das Detail einzugehen“, weil das 
zu unabſehbaren Debatten und zur Aufregung“ führen würde. 
Er ſchloß ſeine Rede mit der Phraſe, daß Alle, „obwohl verſchie— 
denen Glaubensbekenntniſſes, nur vereint in der Liebe Ein Ziel, 
nämlich Einigung im bürgerlichen Leben“, erſtreben möchten !. 

Dieſer Einladung des Domdecans ,der Motion mit zur 
Leiche zu gehen“? leiſteten die Mitglieder der Kammer, ungeachtet 
der eingehenden Vertheidigung der biſchöflichen Forderungen durch 
einige Abgeordnete, namentlich durch Profeſſor Dr. Hefele, 
und der eingelaufenen Petitionen der Geiſtlichkeit und des Volkes 
Folge. Nur ſechs Abgeordnete, Biſchof v. Keller, der Viceprä— 
ſident und Correferent v. Rummel, der edle Freiherr v. Horn— 
ſtein, die Freiherren v. Sturmfelder und v. Ulm und 
Dr. Hefele ſtimmten gegen den Antrag des Domdecan. 


1 A. a. O. S. 234 ff. Brück, S. 274. 
2 Worte v. Rummels. Brück, S. 275. 
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Mehr Gerechtigkeitsſinn bewies die Kammer der Standes- 
herren, in welcher am 6. Juni 1842 die Debatten über die 
biſchöfliche Motion ſtattfanden. Der Berichterſtatter, Erbgraf 
von Waldburg-Zeil-Trauchburg, welcher auch die 
„beleidigende Sprache“ des Miniſters von Schlayer „gegen den 
Herrn Biſchof« nicht ungerügt ließ, erklärte „die Klage desſelben 
über Verletzung der kirchlichen Autonomie für begründet“ und 
ſtellte den Antrag, in einer Adreſſe den König zu bitten, „An— 
ordnungen treffen zu laſſen, um die katholiſchen Kirchenangele— 
genheiten und die Stellung der Kirche zur Staatsgewalt auf ge— 
eignetem Wege beſtimmter zu ordnen und feſtzuſtellen .“ Nach 
kurzer Discuſſion wurde der Antrag mit 25 gegen 14 Stimmen 
angenommen und eine Adreſſe an den König gerichtet. Am 
29. Juni erfolgte die Antwort des Monarchen, daß „die geeig— 
neten Einleitungen, um jene wünſchenswerthe Ausgleichung her— 
beizuführen“, bereits getroffen worden ſeien. 

Um wenigſtens den Schein zu retten, hatte die Regierung 
am 19. April 1842 dem Biſchof eröffnen laſſen, durch eine ge- 
meinſchaftliche Commiſſion aus Regierungsbeamten und Delegir- 
ten des Ordinariates“ die „Ausgleichung der obſchwebenden Dif- 
ferenzpunkte herbeizuführen.“ Der Biſchof ging jedoch auf dieſen 
Vorſchlag nicht ein, ſondern verlangte von ſeinem Domcapitel 
eine umfaſſende Punctation über die Autonomie der Kirche auf 
Grund der Motion und ihres Nachtrages, um dieſelbe als Grund— 
lage der Verhandlungen zu benützen. Mit der Ausarbeitung 
dieſer Punctation wurde Domdecan v. Jaumann betraut. Sein 
Entwurf war ganz im Geiſte des joſephiniſchen Kirchenrechtes 
und der Emſer Punctationen abgefaßt, weshalb der Biſchof den— 
ſelben verwarf und einen von ihm ausgearbeiteten Entwurf dem 
Domcapitel vorlegte, welchen dasſelbe zurückwies. Nach langen 
Verhandlungen ließ der Biſchof dem Domcapitel ein Ultimatum 
vorlegen. Mit Ausnahme von zwei Punkten erklärten ſich die 
Domherren damit einverſtanden, und am 12. Juli 1843 gingen 
die biſchöflichen Deſiderien an die Regierung ab:. 

1 Abdruck der Actenſtücke aus den Verhandlungen der Kammer der 
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Ueberzeugt von der Fruchtloſigkeit aller Verhandlungen mit 
der Staatsgewalt hatte der Biſchof ſchon am 20. Februar und 
6. März 1842 zwei Schreiben an den heiligen Stuhl gerichtet 
und deſſen Hilfe angerufen. In denſelben ſchildert er die trau— 
rige Lage ſeiner Diöceſe, beſonders hinſichtlich der gemiſchten 
Ehen, bekennt offenherzig ſeine frühere Schwäche, in Folge deren 
das Uebel einen ſo hohen Grad erreicht habe und bittet um Ver— 
haltungsmaßregeln. Hocherfreut über dieſe Umwandlung des 
Biſchofes, der jetzt tiefen Schmerz über das Verhalten empfand, 
das er ,vermige eines übelberathenen Strebens nach einem fal— 
ſchen Frieden“ beobachtet hatte, ſchickte ihm der heilige Vater am 
25. Juni ein Breve, durch welches er ihn tröſtet, hinſichtlich der 
Einſegnung gemiſchter Ehen belehrt und zur Wachſamkeit auf— 
fordert. Die nachgeſuchte Erlaubniß, dieſes Breve verkündigen zu 
dürfen, wurde dem Biſchof von der Regierung verweigert, und v. 
Schlayer richtete am 22. September 1842 ein Schreiben an den 
kirchlichen Oberhirten, aus dem einige Stellen ausgehoben werden 
ſollen. Der Miniſter verargte es dem Biſchofe ſehr, daß er ,an- 
ſtatt an die höheren Staatsbehörden ſich zu wenden“, ſich be— 
ſtrebe, eine Einmiſchung des päpſtlichen Stuhles in die inneren 
Angelegenheiten der katholiſchen Landeskirche herbeizuführen“, ta- 
delt ſodann, daß derſelbe ſogar die Abſicht hege, ,hinfichtlich der 
gemiſchten Ehen die Einmiſchung der römiſchen Curie gegen die 
Staatsgeſetze herbeizuführen“, und ſpricht ihm wegen ſeiner 
überall überflüſſigen Anfrage- in Rom das allerhöchſte Miß— 
fallen Sr. königlichen Majeſtät aus. „Durch dieſes Benehmen“, 
heißt es wörtlich, „haben Euere biſchöfliche Hochwürden, ganz ab— 
geſehen von dem nachtheiligen Lichte, welches dasſelbe auf Ihren 
Character werfen muß, die Rückſichten, welche Sie Sr. Ma— 
jeſtät dem Könige und den Staatsgeſetzen ſchuldig find, in 
hohem Grade hintangeſetzt, und es hat dasſelbe das gerechteſte 
Mißfallen Sr. königlichen Majeſtät um jo mehr erregt, je auf- 
fallender es iſt, wenn gleichwohl Euer Hochwürden in der Ein— 
gabe vom 6. vorigen Monats die Vorlegung des päpſtlichen 
Schreibens, welches gerade Ihre verkehrte Handlungsweiſe an 
den Tag bringt, als einen Beweis unverbrüchlicher Treue und 
Anhänglichkeit an die höchſte Perſon Sr. königlichen Majeſtät 
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bezeichnen mögen.“ Mit der Verſicherung, daß die Regierung 
jeden Vorſchlag, der von Seiten des Ordinariates an ſie gelange, 
mit aller Billigkeit und Gerechtigkeit zu erwägen und zur Cr- 
ledigung zu bringen“ bereit jet, wird der Biſchof bei ſeiner „ge— 
ſchworenen Unterthanenpflicht“ angewieſen, jede Veröffentlichung 
des päpſtlichen Schreibens und der darin enthaltenen Grundſätze 
zu unterlaſſen“, und namentlich in Bezug auf die gemiſchten 
Ehen ſich mit der Regierung zu verſtändigen, da dieſe auch jetzt 
noch die Hoffnung hege, „künftig nicht unausweislich zur An— 
wendung der Strenge des Geſetzes genöthigt zu werden.“ Dieſen 
Drohbrief ſchließt der Miniſter mit den Worten: ,Diejes ift es, 
was Se. königliche Majeſtät auf das Schreiben vom 6. vorigen 
Monats mir zu erwidern befohlen haben. Indem ich mich des 
erhaltenen höchſten Auftrages hiemit entledige, kann ich nicht 
umhin, in Ihrem Intereſſe beizufügen, daß Euer biſchöflichen 
Hochwürden nicht ferner auf einem Wege fortſchreiten mögen, 
auf welchem Sie wahrſcheinlich nicht von Ihren Freunden vor— 
geſchoben werden“!. 

Der bedrängte, in ſeinem Gewiſſen beängſtigte Biſchof hatte 
ſich inzwiſchen wieder an den apoſtoliſchen Stuhl gewandt, der 
ihn auf's Neue zur Geltendmachung der kirchlichen Rechte er— 
munterte. Um fo tiefer mußte ihn das Benehmen ſeines Ordi- 
nariates verwunden, welches alle Verſuche eines friedlichen, der 
Kirche und dem Staate zum Nutzen gereichenden Ausgleiches 
durch ſeine unkirchlichen Vorſchläge und beſonders durch ſeine 
Haltung in Sachen der gemiſchten Ehen vereitelte. Auch die neu 
angeknüpften Verhandlungen berechtigten nicht zu roſigen Hoff— 
nungen. Hatte ſich der Biſchof ſolchen hingegeben, ſo mußten 
ſie durch das Schreiben v. Schlayers vom 18. Juli 1843, wo— 
durch dieſer den Empfang der biſchöflichen Punctationen anzeigt, 
bedeutend herabgeſtimmt werden. 

Doch war das Cabinet von Stuttgart nicht ohne Beſorg— 
niſſe. Die württembergiſche Kirchenfrage hatte die Aufmerkſam— 
keit der öffentlichen Meinung erregt. Die periodiſche Preſſe 
widmete derſelben ihre Spalten. Gediegene Broſchüren führten 
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die Vertheidigung der kirchlichen Rechte und ihrer Vertreter. 
Auch nach Rom war die Kunde von den Vorgängen gekommen 
und Papſt Gregor XVI. hatte ſich in den angeführten Breven 
in einer Weiſe über die kirchlichen Zuſtände in Rottenburg aus- 
geſprochen, die zu ernſten Befürchtungen Anlaß gaben. Um 
einer päpſtlichen Allocution, oder ſonſtigen unangenehmen Erör— 
terungen zuvor zu kommen, ließ die Staatsregierung dem römi— 
ſchen Hofe eine von Kirchenrathsaſſeſſor Schmid verfaßte und 
vom lutheriſchen Prälaten Oſiander in die lateiniſche Sprache 
überſetzte Denkſchrift überreichen. Der Concipient, welcher nicht 
verfehlt, die Verdienſte Württembergs um die katholiſche Kirche 
und die „bedeutenden Opfer“ aus dem „Staatsvermögen“ für die 
Dotation des Bisthums hervorzuheben, beklagt ſich, daß der Bi— 
ſchof anſtatt ſich an die Staatsregierung zu wenden, und ohne 
den Rath ſeines Senates (des Ordinariates) zu vernehmen, mit 
einer umfaſſenden öffentlichen Anklage gegen die Regierung bei 
den Landſtänden aufgetreten ſei- und macht hierauf den mißlun⸗ 
genen Verſuch, die einzelnen Punkte der Motion zu widerlegen. 
Sehr ſonderbar klingt es, wenn die Denkſchrift das bisherige 
Stillſchweigen des Biſchofs zum Beweiſe anführt, daß die katho— 
liſche Kirche im Königreiche die ihr gebührende Selbſtſtändigkeit 
beſitze. Eine ſolche Phraſe konnte den heiligen Stuhl um ſo 
weniger irre führen, als man in Rom durch die Schreiben 
des Biſchofs den Grund ſeines Schweigens hinlänglich kennen 
gelernt hatte. 

Die Verhandlungen wurden bis zum Jahre 1844 fortgeſetzt, 
verliefen aber fruchtlos. Nur in ganz untergeordneten Punkten 
wollte die Regierung die Forderungen des Biſchofs, aber unter 
Bedingungen, welche dieſe Zugeſtändniſſe wieder illuſoriſch mach— 
ten, erfüllen, die ſtaatskirchlichen Verordnungen über Erziehung 
des Klerus, Pfründebeſetzung, Verwaltung und Verwendung des 
Kirchenvermögens, oberſte Beaufſichtigung der Diöceſe nicht auf— 
geben. Der tiefbetrübte, in ſeinen letzten Lebensjahren von 
Schwermuth und körperlichen Leiden heimgeſuchte Biſchof von 


1 Sie iſt abgedruckt und kritiſirt in Neueſte Denkſchrift der Württember— 
giſchen Staatsregierung an den römiſchen Stuhl ꝛc. Schaffhauſen 1844. 
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Keller mußte die Fortſetzung des Kampfes ſeinem Nachfolger 
überlaſſen. Er ſtarb am 17. Oktober 1845 und erhielt ſeine 
Grabſtätte nicht in ſeiner Kathedrale, ſondern auf dem Gottes— 
acker !. 


Achtzebntes Kapitel. 


Preußen. Die Ausführung der Bulle De salute animarum. Die Dotationsfrage. Die 
Kathedralſteuer. Die Viſchofswahlen. Correspondenz mit Bom. Die biſchöſliche Ge- 
richtsbarſeit. Beſetzung der Beneſicien. Handhabung der Cenſur. Feindſeligſteiten 
gegen die Kirche. Aeußerungen des Erzbiſchofs Spiegel. Angleiche Behandlung der 
Katholiſten und Proteſtanten durch die Regierung. Die Auflöſung katholiſcher Pfar- 
reien in Schleſten. Verwendung ihres Vermögens. Die kirchenpolitiſchen Verhältniſſe 
in Hannover, im Königreich Sachſen, in Sadfen-Weimar, Sadifen-Coburg und Braun- 
ſchweig. 


Wenn der apoſtoliſche Stuhl fic) mit der Hoffnung ſchmei⸗ 
chelte, die preußiſche Regierung würde den von ihr übernom— 
menen Verpflichtungen getreu nachkommen, ſo wurde er ſchon 
nach kurzer Zeit enttäuſcht?. Der Executor der Bulle hatte eine 
ebenſo ſchwierige als undankbare Aufgabe. Schon die Auswahl 
der für die biſchöflichen Stühle geeigneten Perſönlichkeiten 
machte große Verhandlungen zwiſchen ihm und der Regierung in 
Berlin nothwendig. Eine nicht geringere Schwierigkeit bereitete 
die Dotation der Bisthümer. An eine Fundirung in liegenden 
Gründen, wie es ausbedungen war, dachte man in den miniſte— 
riellen Kreiſen durchaus nicht. Der in der Convention dafür 
feſtgeſetzte Termin verſchwand, und es waren auch noch nicht die 
geringſten Verſuche gemacht worden. Man begnügte ſich, den 
Biſchöfen und Domcapiteln einen beſtimmten Gehalt aus der 
Staatskaſſe verabfolgen zu laſſen. Um letztere aber nicht zu be— 
ſchweren, wurden auch die fundirten Meßſtiftungen? in dieſen 
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Gehalt mit eingerechnet. Offenbar war dies ein Unrecht, indem 
dieſe Stiftungen privater Natur ſind und Verpflichtungen auf— 
erlegen, die außerhalb des Kreiſes der Domcapitularen liegen. 
Sie weigerten ſich deshalb mit Recht, jene Stiftungen zu per— 
ſolviren, ſo lange ihnen nicht der hiefür feſtgeſetzte Betrag unab— 
hängig von ihrer Domherrenpfründe zugewieſen würde. Dasſelbe 
erklärten auch die Vicare, deren Einkommen ohnedies ſehr karg 
ausgefallen war. Auf eine Vorſtellung des Executors, Fürſt— 
biſchof Joſeph von Ermland, befreite der König die Domherren 
von der Verpflichtung, die Stiftungen zu beſorgen, und erhöhte 
den Gehalt der Vicare von 200 auf 300 Thaler . 

Nicht einmal für die Unterhaltung der Domkirchen u. ſ. w. 
wollte die Regierung Sorge tragen, ſondern dieſelbe dem katho— 
liſchen Volke aufbürden. Es wurde deshalb durch königliche Ca— 
binetsordre vom 13. April 1825 die ſ. g. Kathedralſteuer 
eingeführt und beſtimmt, daß außer den beſtehenden Gebühren 
bei Taufen 21/,, bei jeder Trauung 5 und bei jedem Sterbfall 
1½ Silbergroſchen? für den baulichen Unterhalt der Domkirche 
abgeliefert werden ſollten. Die Steuer wurde im Einverſtändniß 
mit Erzbiſchof Spiegel? zuerſt in Köln erhoben und durch eine 
weitere Cabinetsordre vom 24. Mai 1825 auf Trier, Münſter 
und Paderborn, ſowie auf Gneſen und Poſen ausgedehnt. 
Dieſe Steuer war nicht allein in ſich ungerecht, indem die Ka— 
tholifen außer den Steuern, die fie gleich anderen Unterthanen 
zahlen müſſen, auch noch beſondere Steuern zur Unterhaltung 
der von ihren Vätern reich dotirten Domkirchen aufzubringen“ 
hatten, ſondern auch höchſt läſtig für die Geiſtlichen, welche dabei 
das gehäſſige Amt der Steuererheber zu verſehen hatten“, obſchon 
die Regierung durch den Reichsreceß verpflichtet war, für die 
Erhaltung der Kirchengebäude Sorge zu tragen!“. Entrüſtet hier— 
über ſchrieb der Executor der Bulle am 28. Januar 1823 an 
Schmedding: „Das Princip, welches dieſem Einnahme-Titel zu 
Grunde liegt, läßt ſich dahin ausdehnen, daß am Ende die Unter— 


1 Eichhorn, S. 125. 
2 Ein Silbergroſchen = zehn Pfennige. 
3 So heißt es in der eitirten Cabinetsordre. 
4 Denkſchrift des Erzbiſchofs Przyluski ꝛc. Nr. 2, c. 
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haltung der Biſchöfe und Capitel ganz vom Staate abgeſchüttelt 
und den katholiſchen Einſaſſen aufgelaſtet würde, und daß — da 
dieſe nicht ſo viele Bisthümer erhalten können — dieſe reducirt 
werden“!. 

Die Nichtdotirung der Bisthümer und Canonicate hatte 
jedoch nicht nur pecuniäre Nachtheile im Gefolge, ſondern es lag 
außerdem „lediglich in dem Gutbefinden der Behörden, durch einen 
bloſen Erlaß an die betreffende Regierungshauptkaſſe die Zahlung 
der diesfälligen Zuſchüſſe zur Dotation jeden Augenblick zu inhi— 
biren“, was auch in einzelnen Fällen geſchah. Auffallend iſt die 
Behauptung des Cultusminiſters v. Eichhorn, daß nicht das 
Miniſterium in Berlin, ſondern die römiſche Curie die Schuld 
der Nichterfüllung der Bulle de salute animarum bezüglich der 
Dotation trage. Auf eine deßfallſige Anfrage in Rom erhielt 
der Coadjutor von Köln und ſpätere Cardinal v. Geiſſel eine 
genaue Darſtellung der Verhandlungen, woraus hinlänglich er— 
hellt, wem die Schuld in dieſer Sache beizumeſſen iſt?. 


Wie in den anderen deutſchen Bundesſtaaten, ſo mußten 
auch in Preußen die biſchöflichen Verordnungen das Placet der 
Regierung haben, die Wahlen der Biſchöfe waren meiſtens bloſe 
Scheinwahlen, indem die Regierung den ihr genehmen Candidaten 
dem Domcapitel nannte, welches nur zuzuſtimmen hatte. Erſt 
nach Recuſirung Arnoldi's als Biſchof von Trier wurde 
das Liſtenverfahren auch in Preußen eingeführt. Doch iſt hie— 
durch die Wahlfreiheit keineswegs geſichert, wie die ſpäteren 
Vorgänge mehr als zur Genüge gezeigt haben. Die Correspon— 
denz der Biſchöfe mit dem Papſte durfte nur durch Vermittelung 
des preußiſchen Geſandten in Rom geführt werden. Erſt König 
Friedrich Wilhelm IV. gab dieſelbe 1841 frei. Die biſchöfliche 
Gerichtsbarkeit wurde auf verſchiedene Weiſe beeinträchtigt. Alle 
Verſuche, die während der franzöſiſchen Occupation in den Rhein⸗ 
landen und Weſtfalen aufgehobenen geiſtlichen Gerichte wieder 
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herzuſtellen, ſcheiterten an dem Widerſpruch der Staatsgewalt. 
Erſt der Erzbiſchof v. Geiſſel ſetzte die Etablirung der geiſtlichen 
Gerichte durch . Der Recurs von denſelben an den König ward 
von der Regierung aufrecht erhalten. 

Auf die Beſetzung der Canonicate und der Pfarreien übte 
die weltliche Gewalt entſcheidenden Einfluß aus. Am 26. März 
1826 machte die Regierung zu Köln „die von dem königlichen 
Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten genehmigte Decanats— 
eintheilung der Erzdiöceſe Köln nebſt den Namen der ernannten, 
mit dem landesherrlichen Placet verſehenen Decane“ bekannt. 
Die Prüfungen zur Aufnahme in das Klerikalſeminar fanden 
unter Staatscontrole ſtatt. Die Cenſur wurde nicht in pari— 
tätiſcher Weiſe geübt. Broſchüren und Zeitungsartikel gegen 
die katholiſche Kirche blieben unbeanſtandet; den Vertheidi— 
gern derſelben war der Mund geſchloſſen 2. Das Verbot der 
Controverspredigten wurde vornehmlich gegen die Katholiken in 
Anwendung gebracht. Die proteſtantiſchen Prediger durften ſich 
die gehäſſigſten Ausfälle gegen die katholiſche Kirche und ihre 
Einrichtungen ungeſtraft erlauben. Katholiſche Geiſtliche wurden 
ſchon auf bloſen Verdacht hin vor Gericht geſtellt. Es war ein 
beſonderes Spionirſyſtem eingerichtet und mit Argusaugen be— 
obachtete man die katholiſchen Geiſtlichens. Am 12. Auguſt 1847 
wurde der Propſt Weſtfal zu Kähme in der Erzdiöceſe Gneſen 
und Poſen „wegen Verſuchs zur Erregung von Mißvergnügen 
und Unzufriedenheit gegen die Regierung“ und „wegen Beleidi— 
gung der evangeliſchen Religionsgeſellſchaft“ ſeines „Amtes als 
Propſt entſetzt und mit einjähriger Feſtungsſtrafe belegt.“ Der 
geiſtlichen Behörde ward die Mittheilung der Acten verweigerté +. 
Dagegen durfte der abgefallene Prieſter Czerski die gröbſten 
Beleidigungen gegen die katholiſche Kirche, ihr Oberhaupt und 
gegen die Geiſtlichkeit“ öffentlich in Wort und Schrift vorbringen, 


1 Eichhorn, S. 8 ff. 

2 Bachem, Preußen und die kath. Kirche (5. A.) S. 54 ff. Beiträge 
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ohne daß „die aus lauter proteſtantiſchen Mitgliedern zuſammen⸗ 
geſetzten Gerichte zu Schneidemühl und Bromberg’ ſich zum Cin- 
ſchreiten veranlaßt ſahen 1. Aehnliche Zuſtände herrſchten in 
Ermland und den anderen oſtpreußiſchen Diöceſen. Etwas be— 
hutſamer ging man freilich in den weſtlichen Provinzen zu Werk. 
Trotzdem aber konnte Erzbiſchof Spiegel von Köln ſeinem Bru- 
der Philipp am 14. April 1829 ſchreiben: „Unglaublich ſtark 
iſt der Antagonismus wider den Katholicismus bei den aller— 
höchſten und höchſten Behörden in Berlin im Zunehmen“, und 
am 15. Mai 1831: „Intoleranz, ich möchte ſagen, Groll gegen 
alles Katholiſche beſtimmt die Verwaltungsbehörde, aus Prote— 
ſtanten zuſammengeſetzt, in den Rheinlanden.“ Noch ſchärfer 
drückt ſich der Prälat in einem Briefe vom 16. März 1834 aus: 
„Altenſtein und ſein socius Schmedding fordern vom Erzbiſchof 
Gleichſtellung mit der Unterwürfigkeit der Superintendenten und 
zwar in sacris bei amtlicher Kirchenverrichtung und Kirchen— 
ämtern. Die katholiſche Kirchenfreiheit ſoll vernichtet werden“?. 

Einen nur zu berechtigten Grund zur Klage bot den Katho— 
liken die Art und Weiſe, wie die Regierung die Parität übte. 
Der Erzbiſchof von Gneſen und Poſen und die beiden Domcapitel 
führen in ihrer im Jahre 1848 König Friedrich Wilhelm IV. 
überreichten Denkſchrift Klage, daß trotz der königlichen Bufiche- 
rung vom 15. Mai 1815 ,die vorgefundenen katholiſchen Beam— 
ten allmälig entfernt worden ſeien und an ihre Stelle Prote— 
ſtanten traten, die aus allen Theilen der Monarchie herbeigerufen 
wurden.“ Auch in den übrigen Provinzen befanden ſich die 
höheren und einflußreichen Stellen in den Händen der Prote— 
ſtanten. Die hohen Civil- und Militärbehörden gehörten faſt 
ausſchließlich dem proteſtantiſchen Bekenntniſſe an. Alle Miniſter 
und Miniſterialräthe waren Proteſtanten. Im Cultusminiſterium, 
wo doch auch die katholiſchen Angelegenheiten berathen und ent— 
ſchieden wurden, war nur ein katholiſcher Rath, Schmedding, 
angeſtellt. Erſt 1841 ward eine katholiſche Abtheilung zur Be— 
rathung katholiſcher Fragen errichtet. Die letzte Entſcheidung 


1 Denkſchrift ꝛc. Nr. 13. 
2 Die Auszüge ſind mitgetheilt in den Hiſt.-pol. Bl. Bd. 89, S. 50 ff. 
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gab aber der proteſtantiſche Miniſter. An den Univerſitäten 
herrſchte das proteſtantiſche Element ſo vor, daß die wenigen 
katholiſchen Profeſſoren kaum in Betracht kommen können. 
Ueberhaupt war es katholiſchen Gelehrten faſt unmöglich, eine 
ihren Kenntniſſen entſprechende Verwendung im Staatsdienſte zu 
finden. Dieſelben Mißſtände wie an den Univerſitäten herrſchten 
an den Gymnaſien, wie in einem anderen Kapitel nachgewieſen 
werden ſoll. 

Nicht weniger wurde die Parität durch die ungleiche Be⸗ 
handlung der Katholiken und Proteſtanten bezüglich ihrer reli— 
giöſen Bedürfniſſe verletzt. Das Staatsoberhaupt, die Miniſter 
die höheren und niederen Beamten waren von einer unverkenn⸗ 
baren Vorliebe für den Proteſtantismus erfüllt, welche aus ihrer 
emſigen Fürſorge für Erbauung proteſtantiſcher Kirchen, Errich— 
tung proteſtantiſcher Pfarreien und Schulen, Anſtellung von Pre- 
digern ſich kundgab. Die Regierung ordnete nicht nur Collecten, 
ſelbſt in katholiſchen Pfarreien an, ſondern beſtritt auch mit frei⸗ 
gebiger Hand aus Staatsmitteln die Koſten der Organiſation 
proteſtantiſcher Pfarreien u. ſ. w. Vorzüglich wandte ſie ihre 
Aufmerkſamkeit den neuen, bisher geſchloſſen katholiſchen Landes- 
theilen zu. Nach einem an ſämmtliche königliche Conſiſtorien der 
Monarchie gerichteten Erlaß! des proteſtantiſchen Oberkirchen⸗ 
rathes vom 27. November 1861 wurden vom Jahre 1815— 
1840 „zum Theile mit beträchtlichen Opfern aus öffentlichen 
Kaſſen“ 80 neue proteſtantiſche Kirchſpiele mit Kirchen und 
Pfarrſtellen, 25 Pfarrſtellen in ſchon beſtehenden Kirchſpielen 
und 23 Hilfspredigerſtellen, im Ganzen 128 Stellen, neu ge— 
gründet. Davon entfielen 28 auf die Rheinprovinz, 10 auf 
Weſtfalen, 15 auf Poſen, 16 auf Schleſien und 24 auf Oſt⸗ 
und Weſtpreußen. Nach demſelben Erlaß wurden von 1840 — 
1850 neu gegründet oder wieder hergeſtellt 91 proteſtantiſche 
Kirchſpiele, 11 Pfarrvicariate, 15 Predigerſtellen in ſchon be— 
ſtehenden Gemeinden und 24 Hilfspredigerſtellen, im Ganzen 
141 Stellen, von welchen 25 auf die Rheinprovinz, 7 auf Weft- 
falen, 14 auf Poſen, 23 auf Schleſien und 29 auf Oſt- und 


1 Bachem, S. 50 f. 
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Weſtpreußen kommen. Noch reichlicher wurden die Proteſtanten 
ſeit 1850 bedacht 1. Da an den meiſten Orten der katholiſchen 
Landestheile gar keine anſäſſigen proteſtantiſchen Familien vor⸗ 
handen waren, bildeten die dahin verſetzten proteſtantiſchen Civil 
und Militärbeamten den Grundſtock der neuen Gemeinden. 

Man hätte erwarten dürfen, daß dieſelbe Regierung, welche 
mit freigebiger Hand die Mittel zur Errichtung proteſtantiſcher 
Kirchen und Pfarrſyſteme an Orten, wo eigentlich gar kein Be— 
dürfniß vorhanden war?, gewährte, nach dem Grundſatze der 
Parität auch für die religiöſen Bedürfniſſe ihrer katholiſchen 
Unterthanen ein warmes Herz und offene Hände haben würde, 
umſomehr, da fie viele Millionen katholiſches Kirchengut erhalten 
hatte. Dieſe gerechte Erwartung ging leider nicht in Erfüllung. 
Die Katholiken wurden mehr als ſtiefmütterlich behandelt. Bei- 
ſpiele beweiſen dies. Nur vorübergehend ſei bemerkt, daß das 
Miniſterium in Berlin die Geſuche der Generalvicariate von Köln 
und Trier um Wiederherſtellung der während der franzöſiſchen 
Herrſchaft unterdrückten katholiſchen Pfarrſprengel abſchlägig be- 
ſchied, während es den deßfallſigen Wünſchen der Proteſtanten 
mit großer Bereitwilligkeit entgegenkam. Viel ungerechter und 
härter war, daß die Regierung, welche für wenige Proteſtanten 
aus Staatsmitteln Kirchen erbaute, Tauſende von Katholiken 
ohne Seelſorge laſſen konnte, ohne das Geringſte zur Abhilfe 
ihrer Noth zu thun; ja denſelben ſogar oft noch Hinderniſſe in 
den Weg legte, wenn ſie auf eigene Koſten, oder durch fromme 
Mildthätigkeit unterſtützt, die Einrichtung eines Gottesdienſtes, 
Spendung der heiligen Sacramente u. ſ. w. bewerkſtelligen 
wollten. Fürſtbiſchof Joſeph v. Ermland gab ſich der Hoffnung 


1 Von 1850—1861, dem Tode Friedrich Wilhelms IV., wurden neu ge⸗ 
gründet 160 Kirchſpiele, 53 weitere Predigerſtellen und 83 Hilfspredigerſtellen, 
zuſammen 296 Stellen; von dieſen in der Rheinprovinz 64, in Weſtfalen 27, 
in Poſen 44, in Schleſien 40, in Oft- und Weſtpreußen 43. 

2 So wurden neue proteſtantiſche Pfarr- und Schulſyſteme zum Theil 
auf Staatskoſten errichtet in Lublintz für 78, in Habelſchwert für 52, in 
Patſchkau für 34, in Mollner für 32 Seelen. Siehe Die Auflöſung katho⸗ 
liſcher Pfarreien in Schleſien S. 34 und Beiträge ꝛc. S. 40 ff. Andere ſehr 


intereſſante Beiſpiele theilt die Deutſche Reichszeitung vom 14. November 1886 
(Nr. 316) mit. 
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hin, daß König Friedrich Wilhelm III., welcher „der Kirchen ſo 
viele für die Proteſtanten baute“, auch die Katholiken „nicht ſtief⸗ 
väterlich behandeln“ und wenigſtens ihre berechtigten Anſprüche 
berückſichtigen werde !. Allein er fand ſich getäuſcht. Seine 
Briefe legen hinlängliches Zeugniß hiefür ab. Es ſollen nur 
einige Stellen hier angeführt werden. In DOfterode‘, ſchreibt er 
tiefbetrübt an Schmedding am 29. Juni 1828, einem acht 
Stunden von Gutſtadt entlegenen Städtchen, befinden ſich, wie 
ich nun in dieſen Tagen mit Beſtimmtheit in Erfahrung gebracht, 
gegen fünfzig katholiſche Familien, darunter vierzig Grundbeſitzer, 
mit mehr denn hundert Kindern. Dieſe Unglücklichen entbehren 
Alles, wonach das Herz des katholiſchen Chriſten mit heißer, 
frommer Sehnſucht verlangt. Sie haben keinen eigenen Gottes- 
dienſt, kein Gotteshaus, keine Prieſter; in des Lebens bangſter 
Stunde, in dem letzten Stündlein find fie verlaſſen; die himm- 
liſchen Tröſtungen, die unſere heilige Religion dem müden Erden— 
pilger darbietet, ſie bleiben ihnen verſagt. Die Kinder katho— 
liſcher Eltern ſind gezwungen, evangeliſche Schulen zu beſuchen, 
wo ſie den Glauben ihrer Väter läſtern und verunglimpfen 
hören, — dieſe Fälle ereignen ſich nur allzu häufig, ja, ſie ſind 
recht eigentlich an der Tagesordnung. — Im gleichen Zuſtande 
befinden ſich, flebile dictu, Tauſende katholiſcher Chriſten in 
Lyck, Johannisburg, Raſtenburg, Hohenſtein, Pr. Holland, Wil— 
lenburg — der evangeliſche Prediger an letzterem Orte äußerte 
gegen einen meiner Geiſtlichen, er habe gegen tauſend Katholiken 
in ſeinem Pfarrſprengel — und an vielen anderen Orten. So 
haben wir alſo ein Irland in Preußen und, wie dort, ein fein 
angelegtes Syſtem der Proſelytenmacherei. — Tauſende katho— 
liſcher Chriſten bitten im Namen der Gerechtigkeit, daß man 
ihnen im evangeliſchen Preußen gewähre, was man einer nur 
geringen Anzahl evangeliſcher Chriſten im Ermlande mit großer 
Munificenz zugeſtanden“?. So weit der kirchliche Oberhirt. Seine 
und ſeiner Pflegebefohlenen Bitten fanden jedoch kein Gehör. 

Auch „von Altpreußen und Litthauen“ kamen ihm „die 
trübſten Nachrichten zu. „Dort wohnen“, heißt es in einem an— 

1 Brief an Schmülling vom 19. Dez. 1819 (Hipler, S. 413 f.). 

2 Hipler, S. 412 f. 
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deren Briefe an Schmedding 1, über 10,000 katholiſche Chriſten 
ohne Geiſtlichen, ohne Schulen; ſie ſollen keine Kirchen haben, 
weil ſie — arm ſind.“ „Der Staat“, fährt er fort, „will für 
mehr denn 10,000 katholiſche Unterthanen keine Kirche bauen! 
Das iſt grauſam; er will auch nicht einmal die Diäten für die 
jene Gegenden in Amtsgeſchäften beſuchenden Geiſtlichen bewilli- 
gen, dies iſt empörend. Der kleinen und armen lutheriſchen Ge— 
meinde in Heilsberg wird mit 23,000 Thlr. eine ſchöne Kirche 
gebaut, ohne daß daran Anſtoß genommen, daß die Gemeinde 
nichts zu dieſen großen Bauten beitragen konnte.“ In Marien⸗ 
werder wohnten 2400 Katholiken, welche weder Pfarrei, noch 
Kirche hatten. Das Geſuch um Errichtung einer Pfarrei wurde 
abgewieſen und beſtimmt, die Katholiken ,follten einer anderen 
Pfarrei eingepfarrt werden“, was jedoch unmöglich war. Als 
die proteſtantiſche Rittergutsbeſitzerin Madame Dreyer zu Sa— 
waden bei Lyck in Oſtpreußen „‚mit menſchenfreundlicher und tha- 
tiger Theilnahme für das religiöſe Wohl der katholiſchen Inſaſſen 
ihrer Beſitzungen“ das nothwendige Terrain anbot, damit darauf 
eine katholiſche Kirche nebſt Pfarrwohnung erbaut werden und 
die Katholiken demzufolge zu dem ſo ſehnlichſt gewünſchten, bis— 
her aber vergeblich erflehten Glück gemeinſamer Gottesverehrung 
im eigenen Gotteshauſe nach der frommen Väter Weiſe gelangen 
könnten“, dankte ihr der Fürſtbiſchof?, bemerkte ihr aber, daß 
zes vor Allem darauf ankomme, vom Könige ,die Erlaubniß zum 
Aufbaue eines katholiſchen Gotteshauſes in dem altpreußiſchen 
Gebietstheile zu erlangen“, und verhehlte dabei nicht, daß die 
„am Throne“ des Königs „dieſerhalb niedergelegten ehrerbietigen 
und dringenden Bitten zeither fruchtlos geweſen ſeien.“ Den 
Katholiken im Amte Ruß zwiſchen Memel und Tilſit wurde 1815 
zwar die „Erlaubniß“ ertheilt, „auf eigene Koſten eine Kapelle 
zu erbauen“; aber ,die Annahme eines Geiſtlichen, dem fie aus 
eigenen Mitteln nothdürftigen Unterhalt reichen wollten, ward 
ihnen nicht verſtattet, auch nicht einmal erlaubt, daß aus dem 
nahen ruſſiſchen Gebiete ein katholiſcher Geiſtlicher herüberkomme 
und Gottesdienſt halte.“ 

Vom 7. Auguſt 1823 (Hipler, S. 220). 

2 Im März 1833. 
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Aehnliche Zuſtände herrſchten in Poſen. „Während prote— 
ſtantiſchen Kirchen und Schulen“, klagt die ſchon angeführte Denk— 
ſchrift des Erzbiſchofs von Gneſen und Poſen, aus aufgehobenen 
katholiſchen Stiftungen vielfache Vortheile zugewendet, und außer— 
dem aus Staatskaſſen alljährlich große Summen zur Errichtung 
und Dotirung proteſtantiſcher Kirchenſyſteme bewilligt wurden, 
mußten die Katholiken der Provinz ihre Kirchen und Pfarrge— 
bäude, die während der früheren kriegeriſchen Unruhen meiſt ſehr 
in Verfall gerathen waren, mit großen Koſten aus eigenen Mit- 
teln herſtellen, und bis zum Jahre 1840 dürfte wohl kaum der 
Fall vorgekommen ſein, wo irgend eine katholiſche Gemeinde, 
mochte ihr die Aufbringung der diesfälligen Beträge auch noch 
ſo ſchwer fallen, und ihre Leiſtungsfähigkeit auf das äußerſte in 
Anſpruch genommen werden, ein Gnadengeſchenk aus Staatskaſſen 
bewilligt worden wäre; ſelbſt der Pflichttheil, den der Fiscus da, 
wo er Patron war, zu dergleichen Bauten zu leiſten hatte, war 
meiſt nur mit den größten Schwierigkeiten zu erlangen.“ Selbſt 
die Collecten in katholiſchen Kirchen für katholiſche Cultusbedürf— 
niſſe unterlagen der Staatsgenehmigung, die oft verweigert 
wurde 1. 

Auch die katholiſche Gemeinde zu Görlitz in der Oberlauſitz 
mußte die Folgen proteſtantiſcher Intoleranz bitter empfinden. 
Sie zählte 600 Mitglieder, zu welchen noch die Katholiken der 
Garniſon und in den Strafanſtalten kamen. Dieſelben hatten 
weder Kirche noch Gottesdienſt. Vergeblich baten ſie viele Jahre 
um die Erlaubniß, auf eigene Koſten katholiſchen Gottes— 
dienſt in Görlitz einzurichten. Sie wurden immer abgewieſen. 
Erſt im Jahre 1829 erhielten ſie die Erlaubniß, für die Alten 
und Schwachen neun Mal im Jahre Gottesdienſt abhalten zu 
laſſen, jedoch unter der Bedingung, daß hiezu kein Local bleibend 
erworben, ſondern nur gemiethet werden dürfe?. 

So wurde die Parität in Preußen geübt. Das Aergſte 
in dieſer Beziehung geſchah aber in Schleſien, wo man ſogar 


1 Eine Verfügung des Cultusminiſters v. Ladenberg vom 1. Mai 1849 
erklärte, daß zur Sammlung freiwilliger Beiträge“ zu Cultusbedürfniſſen die 
Staatsgenehmigung nicht mehr erforderlich ſei. 

2 Beiträge ꝛc. S. 39 ff. 
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beſtehende katholiſche Pfarreien durch einen Machtſpruch von 
Oben unterdrückte. 


Die Art und Weiſe, wie die preußiſche Regierung bei 
dieſer Unterdrückung zu Werke ging, iſt in mehrfacher Beziehung 
höchſt intereſſant. Feierliche Friedensſchlüſſe und völkerrecht— 
liche Verträge hatten wohl Beſtand und Vermögen der katho— 
liſchen Kirche in dieſem Lande garantirt; allein dies hielt die 
Proteſtanten nicht ab, Anſprüche auf katholiſche Kirchengüter zu 
machen, und hinderte ebenſo wenig die Regierung, ihren Wün— 
ſchen zu willfahren. Schon unter Friedrich II. machten die 
Proteſtanten Verſuche, in den Beſitz katholiſcher Kirchen zu ge— 
langen, wurden aber vom König mit Hinweiſung auf den Bres— 
lauer Friedensſchluß (1748) abfällig beſchieden 1. Ein königliches 
Ediet vom 11. Januar 1758 befiehlt zwar, daß die katholiſchen 
Geiſtlichen und Schullehrer aus Pfarrſprengeln, in welchen ſich 
keine Eingepfarrten mehr befänden, entfernt, die Kirchengebäude 
aber den Proteſtanten weder zum fortwährenden, noch zeitweiſen 
Gebrauch überwieſen werden ſollen. Damit beruhte vorläufig die 
Sache. Wegen der ſpärlichen Erträgniſſe einzelner Pfarreien 
und der geringen Zahl der Pfarrangehörigen, fand ſich die 
biſchöfliche Behörde vielfach veranlaßt, in gemiſchten Gegenden 
mehrere Pfarreien zu einer Parochie zu verbinden, um den Geiſt— 
lichen die nöthigen Subſiſtenzmittel zu bieten. Dieſe Maßregel 
hatte zur Folge, daß in den adjungirten Pfarreien (matres ad- 
junctae) nun wegen Mangel an Geiſtlichen ſeltener Gottesdienſt 
gehalten werden konnte. Auch die Zahl der Parochianen ſolcher 
Pfarreien verminderte ſich noch mehr, indem ſchon unter der Re— 
gierung Friedrichs II. den Katholiken die Niederlaſſung in ge— 
miſchten Gegenden ſehr erſchwert wurde. Auf dieſe Weiſe waren 
die künftigen Spoliationen ſchon eingeleitet. Doch ward auch 
unter dem König Friedrich Wilhelm II. der Beſitzſtand 
der katholiſchen Kirche in Schleſien reſpectirt und das 1796 er— 
ſchienene allgemeine preußiſche Landrecht ſtellt die Pfarreien aus— 


Die Auflöſung katholiſcher Pfarreien in Schleſien, S. 12. 
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drücklich unter den Schutz der Landesverfaſſung und der Frie⸗ 
denstractate 1. Anders geſtaltete ſich die Sache unter König 
Friedrich Wilhelm III. Unter ihm erneuerten die Proteſtanten 
ihre Anträge und erreichten auch ihre Abſicht. 

Den Anfang der Confiscationen machte die Ueberweiſung 
der katholiſchen Pfarrkirche von Kunau an die proteſtantiſche 
Gemeinde. Doch wurde das Kirchen- und Pfarrvermögen der 
Dispoſition des Fürſtbiſchofs von Breslau anheimgeſtellt?. Der 
damalige Oberhirt, Fürſt v. Hohenlohe ( 1817), ſchwieg zu 
dieſer Beraubung, da er ſich der Hoffnung hingab, dieſer Fall 
werde der erſte und der letzte ſein. Er fand ſich jedoch bald ent— 
täuſcht. Der Damm war einmal durchbrochen, und nacheinander 
wurden mehrere katholiſche Kirchen nebſt Zubehör an die Pro— 
teſtanten übergeben. Der Fürſtbiſchof, welchem eine von Dom- 
herrn Schöpe verfaßte Denkſchrift die Ungerechtigkeit und die 
Nachtheile der Kirchenconfiscationen nachwies, richtete am 21. Ja⸗ 
nuar 1805 eine Immediateingabe an den König, welcher den 
Kirchenfürſten am 14. Februar beſcheiden ließ, „daß er weit da— 
von entfernt ſei, an Orten, wo ſich katholiſche Wirthe befänden, 
den Anträgen der Proteſtanten zu willfahren, und daß er ſelbſt 
da, wo die Katholiken noch nicht den zwanzigſten Theil der Ein— 
wohner ausmachten, dieſe Anträge von der Hand gewieſen habe.“ 
Damit war dem Uebel nicht abgeholfen, und der Fürſtbiſchof 
machte neue Remonſtrationen. Dieſelben erwieſen ſich als frucht— 
los. Eine Cabinetsordre vom 18. März verfügte, daß „wenn 
Patron und Gemeinde einig ſeien, die Parochie für erloſchen er— 
klärt werden ſolle.“ Noch weiter ging die Cabinetsordre vom 
18. April, welche beſtimmte, „wenn kein katholiſcher Wirth mehr 
vorhanden iſt, ſo ſoll die katholiſche Kirche geſchloſſen, ihr Ver— 
mögen nebſt Wiedmuth dem proteſtantiſchen Kirchenſyſteme über— 
geben werdens. Die neuen Immediateingaben des Fürſtbiſchofs 
fanden keine weitere Berückſichtigung. Doch wurde ihm geſtattet, 
der Commiſſion, welche über das Schickſal der katholiſchen Kir— 
chen aburtheilte, Abgeordnete beizugeſellen. Die Proteſtanten 

1 Thl. II. Tit. 11, §. 308. 

2 Die Auflöſung ꝛc. S. 14. 

A. a. O. S. 17. 
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glaubten ſich am Ziele ihrer Wünſche. Binnen wenigen Wochen 
kamen dreißig proteſtantiſche Gemeinden um Ueberlaſſung katho— 
liſcher Kirchen ein. Eine neue Vorſtellung des Fürſtbiſchofs vom 
25. Auguſt ſetzte jedoch den Beraubungen vorläufig ein Ziel. 
Am 25. Oktober 1805 wurde ihm eröffnet, daß das weitere Ver— 
fahren ſuspendirt ſei, und den Proteſtanten verboten, neue An— 
träge auf Ueberlaſſung katholiſcher Kirchen an den König zu 
richten. 

Nun ruhten die Spoliationen bis der Anſpruch der prote— 
ſtantiſchen Gemeinde Spiller auf Ueberweiſung der fatholi- 
ſchen Kirche daſelbſt und ihres Vermögens am 6. Juli 1811 
eine Verordnung des Cultusminiſteriums hervorrief, wonach „das 
Vermögen erloſchener Parochieen den Proteſtanten zu überweiſen 
ſei, wenn die Katholiken des Pfarrbezirkes nicht den zwanzigſten 
Theil bilden, dagegen dasſelbe zu gleichen Theilen unter Katho— 
liken und Proteſtanten zu vertheilen, wenn die Katholiken den 
zwanzigſten Theil bilden“ !. Als erloſchen ſoll eine Pfarrei be— 
trachtet werden, wenn kein Katholik mehr im Pfarrbezirke vor- 
handen ſei. Letztere Beſtimmung hinderte indeß die Regierung 
nicht, auch ſolche Pfarreien für erloſchen zu erklären, in welchen 
noch Katholiken wohnten. Für dieſen Fall ſollte die Entſcheidung 
des Königs eingeholt werden. Nun begannen die proteſtantiſchen 
Anſprüche an katholiſche Kirchen von neuem, und die Regierung 
lieh ihren Bitten geneigtes Ohr. Die Gefahr ging indeß dieſes 
Mal glücklich vorüber. Das Verdienſt hiefür gebührt dem Gra- 
fen von Schafgotſch, welcher am 6. Oktober 1811 in einem 
Schreiben an den Staatskanzler, Fürſten v. Hardenberg, das 
Ungerechte, Unpolitiſche und Unmoraliſche dieſer Maßregeln nach— 
wies?. Es erfolgte hierauf eine zeitweilige Siſtirung dieſer Con— 
fiscationen. Aber ſchon am 30. Mai 1815 erging an Fürſt⸗ 
biſchof v. Hohenlohe die Aufforderung, friedliche und billige 
Commiſſäre“ zu ernennen, um im Vereine mit der Regierung die 
Spoliationsſache zu ordnen, oder vielmehr den Beraubungen der 
Kirche den Stempel der Rechtlichkeit aufzudrücken. 


1 A. a. O. S 17. 
2 A. a. O. S. 18 f. 
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Es gereicht dem ſchleſiſchen Klerus zur Ehre, daß ſich damals 
kein Geiſtlicher zu dieſem unwürdigen Geſchäfte hergab. Der 
Erzprieſter Mücke in Kanth erwiederte auf einen deßfallſigen 
Antrag der biſchöflichen Behörde vom 26. Juli 1815 unter An⸗ 
derem: „Ich vermag es nicht über mich, meinen Namen unter 
eine Verhandlung zu ſetzen, die dem Erzwungenen und Abge— 
drungenen den Schein einer freiwilligen Zuſtimmung gibt, und 
an die Vertheidigung eines Delinquenten erinnert, dem man einen 
Anwalt erlaubt, obgleich Jeder und er ſelbſt weiß, daß er ſter— 
ben muß. Der Fall unſerer Kirchen ſcheint ein- für allemal be⸗ 
ſchloſſen zu ſein. Die Proteſtanten, gewohnt, wie ſie ſind, nach 
Allem zuzugreifen, werden nicht ruhen, bis fie die Schlüſſel zu. 
allen Kirchen haben, die ſie wünſchen. Sie können Alles, was 
ſie wollen, und ſie wollen Alles, was ſie können. Wenn uns 
jetzt Friedensſchlüſſe, auf deren Baſis ihre eigenen Freiheiten und 
Rechte beruhen, an deren Feſthaltung folglich ihnen ſelbſt Alles 
liegen muß, wenn uns die Garantie großer, auswärtiger Mächte 
gegen ihre Anmaßungen und gegen Eingriffe in unſere Rechte 
nicht ſichern; ſo werden uns, geben wir einmal die Vertheidigung 
dieſer alten, feſten Grundmauern auf, die ſchwachen, unbewachten 
Dämme unhaltbarer Privatübereinkommen und alle Beſchlüſſe 
gemiſchter Commiſſionen noch weniger ſchützen und dagegen ſicher 
ſtellen. Darum, will man uns die Kirchen nehmen, ſo nehme 
man ſie, aber man verlange nicht, daß wir uns ſelbſt unſerer 
Rechte begeben, ſelbſt alte, ganz Deutſchland umfaſſende Verträge 
für annullirt erklären, die Willkür der Uebermacht, um die hie— 
ſige Toleranz zu retten, durch eine ſcheinbar freiwillige Zuſtim— 
mung verdecken und beſchönigen, und an unſerer äußeren eigenen 
Unterdrückung arbeiten ſollen; man verlange nicht von uns, dem 
Eindringenden in unſern Schafſtall ſelbſt die Thüren zu öffnen, 
ſelbſt Laternen und Leitern dem Einſteigenden herbeizutragen“!. 

Um ſo mehr beharrte die Regierung auf ihrem Verlangen 
und Oberpräſident v. Merckel? forderte am 3. Oktober 1816 
den Fürſtbiſchof auf, Commiſſäre zu ernennen, damit „die Ver⸗ 


A a. O. S. 12 f. 
2 Siehe Bd. 1, S. 198. 
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handlungen wegen Ueberweiſung katholiſcher Kirchen an prote— 
ſtantiſche Gemeinden fortgeführt werden könnten.“ Empört über 
dieſes Schreiben, welches die Pläne der Regierung nur zu deut⸗ 
lich enthüllte, ließ der Kirchenfürſt in ſeinem Antwortsſchreiben 
die Aeußerung fallen, es ſcheine der Cultusminiſter ſich mehr für 
Ueberweiſung katholiſcher Kirchen an proteſtantiſche Gemeinden 
zu intereſſiren, als für die ſchon durch Cabinetsordre vom 
30. Oktober 1810 zugeſicherte, aber bis jetzt noch nicht geleiſtete 
beſſere Dotation ehemaliger Kloſterkirchen. Dagegen wagte er 
nicht, das Begehren der Regierung zurückzuweiſen und verſprach, 
Commiſſäre zu ernennen. Domherr Lindner und Conſiſtorial— 
rath Schnorrpfeil waren bereit, in die Commiſſion einzu⸗ 
treten. Es erfolgte aber für jetzt ein abermaliger Stillſtand. 
Um jo heftiger brach der Sturm im Jahre 1818 aus. Die Ca- 
binetsordres vom 13. Juli und vom 1. September, durch welche 
die katholiſchen Pfarreien zu Freiwalde und Möſchen nebſt deren 
geſammten Kirchen- und Pfarrgütern, die heiligen Gefäße mit 
eingeſchloſſen, den Proteſtanten übergeben wurden, war das Sig— 
nal neuer Gewaltthätigkeiten, die man durch die Behauptung zu 
beſchönigen ſuchte, daß die Proteſtanten im Grunde nur jene 
Kirchen zurückverlangten, die ſie früher als wohlerworbenes 
Eigenthum beſeſſen, aber ſpäter aus verſchiedenen Urſachen an 
die Katholiken verloren hätten. In dieſer Abſicht ließ Super— 
intendent Worbs ſeine mit den gehäſſigſten Ausfällen auf die 
katholiſche Kirche und deren Mitglieder geſpickte, aller hiſtoriſchen 
Treue und allem gefunden Denken Hohn ſprechende Schrift er— 
ſcheinen. 

Der ganze Kampf trat mit dem Erlaß der Declaration vom 
13. Mai 1833 in eine neue Phaſe. Dieſelbe beſtimmt, daß 
seine Parodie als erloſchen anzuſehen fei, wenn binnen zehn 
Jahren gar keine Mitglieder ihrer Religionspartei in dem Pfarr— 
bezirke ihren ordentlichen Wohnſitz gehabt, oder kein Pfarrgottes— 


1 Die Rechte der evangeliſchen Gemeinden in Schleſien an die ihnen im 
ſiebenzehnten Jahrhundert gewaltthätig genommenen Kirchen und Kirchengüter. 
Sorau 1825. Und dieſer Mann wurde am proteſt. Jubelfeſte 1830 von der 
proteſt.⸗theol. Facultät in Breslau als vindex evangelicae veritatis zum 
Doctor der Theologie honoris causa promovirt. 
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dienſt daſelbſt ſtattgefunden, oder endlich die Zahl der Einge— 
pfarrten fortwährend ſo gering geweſen ſei, daß zu einem ordent— 
lichen Pfarrgottesdienſte kein Bedürfniß vorhanden geweſen.“ Ob 
dieſe Bedingungen vorhanden ſeien, unterliege im Zweifelsfalle 
der königlichen Entſcheidung. „Das einer Parochie zuſtehende 
Vermögen“ überweiſt §. 3 „derjenigen Religionspartei derſelben 
Provinz“, welcher „die erloſchene Parochie angehört habe“, mit 
Ausnahme „des Kirchengebäudes“, indem dasſelbe nebſt dem zu 
ſeiner Erhaltung beſtimmten Theile des Kirchenvermögens einer 
andern chriſtlichen Religionspartei zugewieſen werden ſolle, inſo— 
weit dazu ein Bedürfniß vorhanden wäre“ !. 

Wenn auch dieſe Declaration ihrem Wortlaute nach den 
Katholiken ebenfalls die Ausſicht eröffnete, erloſchene proteſtan— 
tiſche Pfarreien zu erhalten, jo war fie doch in Wirklichkeit vor— 
nehmlich nur gegen die katholiſche Kirche gerichtet. An die Auf— 
hebung proteſtantiſcher Pfarreien dachte man höheren Ortes nicht. 
Um ſo eifriger waren die Regierungsorgane bemüht, die Decla— 
ration zu Gunſten der Proteſtanten auszubeuten. Das Mini— 
ſterium in Berlin ging in ſeiner Inſtruction vom 13. Mai und 
vom 31. Auguſt 1833 an die einzelnen Regierungen? über die 
Beſtimmungen der königlichen Declaration weit hinaus, und Ober— 
präſident v. Merckel eiferte beſtändig ſeine Beamten an, das 
Werk der Spoliation zu beſchleunigen. Die Verhältniſſe waren 
günſtig. Die Privatpatronate befanden ſich meiſtens in Hän— 
den von Proteſtanten, die Beamten waren faſt durchgängig 
proteſtantiſch, der biſchöfliche Stuhl war durch den Tod des 
Fürſtbiſchoßs v. Schimonsky (F 1832) erledigt, und als 
Capitelsvicar wirkte der ſchwache und unzuverläſſige Dompropſt, 
Graf v. Sedlnitzkys. Auf Drängen des Domcapitels rich— 
tete er zwar eine Proteſtation gegen das Benehmen der Regie— 
rung mit Berufung auf das canoniſche Recht, daß während der 
Erledigung des biſchöflichen Stuhles keine Veränderungen vorge— 
nommen werden dürften; allein der Cultusminiſter v. Alten— 
ſtein verwarf die von ihm vorgebrachten Gründe, und die Re— 


1 Den Wortlaut der Declaration theilt: Die Auflöſung ꝛc. S. 1 f. mit. 
2 Die Auflöſung ꝛc. S. 165 ff. u. 161 f. 
3 Siehe Kapitel 21. f 
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gierungen von Liegnitz und Breslau ſchritten in der Confiscation 
katholiſcher Kirchen raſch vorwärts. Dagegen wurde im Regie— 
rungsbezirk Oppeln die Declaration nebſt der Miniſterialinſtrue— 
tion nicht verkündet, weil hier nur proteſtantiſche Kirchen von 
derſelben betroffen worden wären 1. Die geiſtliche Behörde nahm 
leider nicht die richtige Stellung in dieſer Angelegenheit ein. 
Anftatt Proteſt zu erheben und ſich jeder weiteren Mitwirkung 
zu enthalten, ging der Bisthumsverweſer und ſeit 1836 Fürſt— 
biſchof v. Sedlnitzty auf das Verlangen des Miniſteriums ein 
und ſein Generalvicariat ſuchte entweder den Beweis zu führen, 
daß die Declaration vom 13. Mai 1833 auf zur Unterdrückung 
beſtimmte Pfarreien keine Anwendung finde, oder willigte in 
deren Aufhebung ein, wodurch es die fragliche Verfügung wenig— 
ſtens thatſächlich anerkannte. Doch war ſeine Mitwirkung nur 
eine Förmlichkeit. Auf die von Seiten der kirchlichen Behörde 
vorgebrachten Einwendungen ward keine Rückſicht genommen. 
Auch war die zur Geltendmachung etwaiger Einwände geſtellte 
Friſt ſo kurz, daß eine genaue Unterſuchung gar nicht ange— 
ſtellt werden konnte. Die Vorſtellung des Fürſtbiſchofs vom 
25. Februar 1837 um längere Friſten und um ein ſchonenderes 
Verfahren gegen ſein Generalvicariat, wurde vom Miniſter v. 
Altenſtein am 23. April 1837 abſchlägig beſchieden?. Unter 
dieſen Verhältniſſen kann es nicht auffallend erſcheinen, wenn in 
den Regierungsbezirken von Liegnitz und Breslau bis zum Sep— 
tember 1839 einhundert drei und zwanzig Pfarreien für 
erloſchen erklärt wurden und weitere dreißig Parochien in Angriff 
genommen warens. 

Wo die in der Declaration und in den Miniſterialinſtruc— 
tionen angeführten Gründe zur Aufhebung einer Pfarrei nicht 
hinreichten, wurden andere geltend gemacht. Häufig erfolgte die 
Supprimirung einer Kirche wegen angeblicher Armuth, wobei 
jedoch nicht überſehen werden darf, daß hauptſächlich reiche Kir— 
chen dem Looſe der Unterdrückung anheimfielen. Dabei geſchah 
im Widerſpruche mit dem allgemeinen Landrechte die Procedur 

1 Die Auflöſung ꝛc. S. 30. 

2 Das Schreiben ſteht a. a. O. S. 171 ff. 

8 A. a. O. S. 38. 
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ſo geheim, daß Pfarrer und Gemeinde einer aufgelöſten Pfarrei 
von deren Schickſal erſt Kunde erhielten, als die königlichen Com— 
miſſäre erſchienen, um das Vermögen zu ,inventarifiren’, d. h. 
mit Beſchlag zu belegen. Durch ein ſolches Verfahren verletzte 
die preußiſche Regierung die Rechte der Katholiken ſehr empfind— 
lich, ohne die Anſprüche der Proteſtanten befriedigen zu können. 
Letztere wollten ſich mit den ihnen zugeſprochenen Kirchengebäu— 
den nicht begnügen, ſondern verlangten auch einen beträchtlichen 
Theil des confiscirten Kirchenvermögens und weigerten ſich, die 
Kirchengebäude ohne Erfüllung dieſer Bedingung anzunehmen. 
Das Miniſterium erfüllte zum Theil ihr Verlangen, oder ver- 
ſprach die baulichen Reparaturen auf Staatskoſten ausführen zu 
laſſen 1. 

Das Verhalten der Regierung rief unter den Katholiken ge- 
rechte Entrüſtung hervor; aber die Schwäche und Connivenz des 
Fürſtbiſchofs v. Sedlnitzky gegen die weltliche Gewalt erleichterte 
das Werk der Zerſtörung. Doch mußte man zuletzt vorſichtiger 
auftreten. Selbſt die Regierungsbehörde von Liegnitz, welche 
einen ganz beſonderen Eifer an den Tag gelegt, ſchrack vor ihrem 
eigenen Werke zurück und ihr Chef-Präſident, Graf v. Stol⸗ 
berg, der bei dieſer Sache nicht unmittelbar betheiligt war, 
machte dem Miniſter v. Altenſtein den Vorſchlag, die Auflöſung 
der für erloſchen erklärten Parochien auf ſich beruhen zu laſſen. 
Altenſtein ließ am 30. Juli 1839 das Schreiben Stolbergs dem 
Oberpräſidenten v. Merckel zur gutachtlichen Aeußerung zuſchicken. 
Unfähig, die Gründe Stolbergs zu widerlegen, aber nicht gewillt, 
deſſen Vorſchlägen zuzuſtimmen, wandte ſich der Oberpräſident 
am 13. Auguſt an Sedlnitzky, um denſelben in ſein Intereſſe zu 
ziehen. Er ſtellte ihm vor, daß die Ausführung der Declaration 
vom 13. Mai 1833, die doch nicht zu vermeiden ſei, keinen nach⸗ 
theiligen Einfluß auf die Stimmung der Geiſtlichkeit und des 
katholiſchen Volkes übe, wenn man dieſelbe umſichtig“ und 
zallmälig“, nur bei Vacanzen der betreffenden Pfarreien ausführe, 
und erbat ſich „vertraulich“ die „erleuchtete Anſicht“ des Fürſt— 
biſchofs. Die Antwort desſelben erfolgte am 9. September. Er 


1 A. a. O. S. 44, 46 und 184 f. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 17 
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ſtimmte den Vorſchlägen Merckels bei, „wünſchte aber ſehr drin⸗ 
gend“, daß um „die anderweitig aufgeregten Gemüther nicht noch 
mehr zu beunruhigen“, die Auflöſung katholiſcher Pfarreien auf 
einige Zeit ſiſtirt werde“ !. 

Ehe Merckel dieſes Document nebſt ſeiner Antwort dem 
Miniſter v. Altenſtein vorlegen konnte, war die Cabinetsordre 
vom 3. September 1839 erlaſſen worden, welche befahl, daß die 
Verhandlungen über die für erloſchen zu erklärenden Parochien 
einſtweilen ſiſtirt werden ſollten 2. Dieſer Befehl kam wie ein 
Blitz aus heiterem Himmel. Altenſtein und Merckel erſchöpften 
ſich in Muthmaßungen über den Urheber dieſer Cabinetsordre. 
Von ihrem Plane ſtanden ſie indeß nicht ab. Um den König 
umzuſtimmen, belehrte Altenſtein mittels Schreibens vom 
18. März 1840 den Oberpräſidenten, wie und was er be— 
richten ſolle, um durch Vorlegung dieſer Acten die Geneigtheit 
Sr. Majeſtät des Königs für den Fortgang der Sache wieder 
gewinnen zu können“s. Einſtweilen gaben fie der angeführten 
Cabinetsordre die Deutung, daß keine weiteren Pfarreien mehr 
für aufgelöſt erklärt werden dürften, und fuhren, vom Fürſtbiſchof 
Sedlnitzky unterftiigt 4, mit der „Inventariſirung“ des Vermögens 
der ſchon für erloſchen erklärten, aber noch nicht aufgelöſten 
Pfarreien fort. Aber noch ehe dieſes Geſchäft beendigt war, 
gebot die Cabinetsordre vom 20. Auguſt 1840 Einhalt. Dieſelbe 
hat folgenden Wortlaut: „Ich finde mich veranlaßt, die Maß— 
regel, nach welcher die katholiſchen Kirchen den im Allgemeinen 
feſtſtehenden Principien gemäß den evangeliſchen Glaubensgenoſ— 
ſen überwieſen werden ſollen, in der Vollſtreckung vor der Hand 
zu ſuspendiren, und trage Ihnen hiermit auf, die Verfügungen 
dahin zu treffen, daß bis auf weitere Beſtimmungen die weitere 
Ausführung der gedachten Grundſätze ausgeſetzt bleibe. Erd— 
mannsdorf, den 20. Auguſt 1840. Friedrich Wilhelm (IV.) “s. 

1 Die Aetenſtücke a. a. O. S. 177 ff. 

2 A. a. O. S. 45. 

3 A. a. O. S. 47. 

4 Er ernannte als Commiſſäre den Dr. Herber und den Erzprieſter 
Hübner; für den Liegnitzer Regierungsbezirk war bereits Pfarrer Ne uz 
kirch als ſolcher aufgeſtellt. 

5 A. g. O. S. 48 f. 
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Der Hoffnungsſchimmer der Katholiken wurde indeß arg 
getrübt. Entgegen dem Wortlaute der Cabinetsordre erklärte der 
Oberpräſident v. Merckel, deſſen Beſtrebungen v. Sedlnitzky direct 
förderte, daß durch dieſelbe nur Art. 4 und 5 der Declaration 
vom 13. Mai 1833 und nicht das ganze Geſetz ſuspendirt wor— 
den ſei, und die Regierungsbehörden fuhren nach dem vom Fürſt— 
biſchofe genehmigten Plane des Oberpräſidenten mit der „Regu— 
lirung“ der Geldangelegenheiten der für erloſchen erklärten Pfar— 
reien fort, ohne der geiſtlichen Behörde eine Mitwirkung hiebei 
einzuräumen. 

Nach der Abdankung Sedlnitzky's nahm die Regierung das 
begonnene Werk der Suppreſſion der Pfarreien wieder auf!. 
Allerdings ſuchte der Miniſter Eichhorn durch eine neue Inſtruc— 
tion, die einige Milderungen enthielt, die unter den Katholiken 
herrſchende Entrüſtung zu beſchwichtigen. Eine Cabinetsordre 
vom 14. October 1842 beſchränkte die Ueberweiſung katholiſcher 
Kirchen an Proteſtanten auf beſondere Verhältniſſe“ und ordnete 
für die Ausführung weiterer Pläne und für die Verwendung 
des Vermögens die Mitwirkung des Fürſtbiſchofs an; indeſſen 
wurde dadurch der kirchliche Beſitzſtand nicht geſichert. Die Re— 
gierung ſuchte zugleich einen den Proteſtanten günſtigen Abſchluß 
unter Zuſtimmung des Fürſtbiſchofs Joſeph Knauer (eit 
23. April 1843) zu erlangen und ſchickte darum den Geheimen 
Rath von Duesberg als Commiſſar zu Verhandlungen nach 
Breslau. Das in der Verhandlung vom 20. März 1844 auf- 
genommene Protocoll? ſtellt feſt, daß auf Grund des Geſetzes 
vom 13. Mai 1833 bereits 122 Kirchen für erloſchen erklärt 
ſeien und über 8 die Verhandlungen noch ſchweben; letztere ſollen 
unter Mitwirkung biſchöflicher Commiſſäre beendet werden, wie 
denn auch unter Betheiligung der letzteren die Auseinander— 
ſetzung über die Vermögensſtücke erfolgen ſolle. Die Vermö— 
gensmaſſe ſoll zu einem „Centralfonds“ vereinigt werden, der von 


1 Die nachfolgende Darſtellung folgt den im Schleſiſchen Kirchenblatte, 
Jahrgang 1876, SS. 25, 37, 49, 65, 76, 89 enthaltenen, auf Aetenmaterial 
beruhenden Aufſätzen von Dr. Adolph Franz: Die Auflöſung katholiſcher 
Parochien in Schleſien. 

2 Franz, a. a. O. S. 38. 
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einer beſonderen Commiſſion, beſtehend aus dem Generalvicar, 
einem vom Fürſtbiſchof zu ernennenden Domherrn und einem 
weltlichen von dem Miniſter im Einvernehmen mit dem Fürſt⸗ 
biſchof zu ernennenden Rathe, verwaltet werden ſollte. Dem Mi⸗ 
niſter wurden bezüglich dieſes Fonds die weiteſtgehenden Befugniſſe 
geſichert. Fürſtbiſchof Knauer unterſchrieb ſchweren Herzens; er 
wagte nur, ſich einen Bericht an den Papſt vorzubehalten. Vom 
päpſtlichen Nuntius Viale Prela in München, der wohl vom 
Domherrn Förſter über dieſe Angelegenheit informirt war, traf 
die Warnung ein, etwas zu ſtipuliren, ehe aus Rom die Ent⸗ 
ſcheidung erbeten und angelangt ſei. Doch es war zu ſpät. Knauer 
ſtarb (16. Mai 1844), bevor ein Bericht nach Rom abgehen konnte. 
Dieſen Bericht fandte der zum Capitelsvicar erwählte Weih= 
biſchof Latuſſek ab, worauf das Breve Gregors XVI. vom 
2. April 1845 den Bisthumsverweſer ermahnt, mit aller Kraft 
die Rechte und den Beſitzſtand der Kirche zu ſichern. Latuſſek 
weigerte ſich auch, gedrängt vom Domcapitel, Commiſſäre zu er- 
nennen; die Regierung ſcheute ſich trotzdem nicht, im Jahre 1844 
weitere zwei Kirchen an Proteſtanten zu übergeben. 

Fürſtbiſchof Melchior von Diepenbrock, welcher dieſe 
wichtige Angelegenheit nach ſeiner Stuhlbeſteigung (27. Juli 
1845) in die Hand nahm, verhehlte ſich nicht, daß eine restitu- 
tio in integrum unmöglich ſei, es mußte aber zunächſt dem 
weiteren Vorgehen Halt geboten werden und er erbat zu dieſem 
Zwecke am 10. September 1845 von Rom die Vollmacht zu einer 
neuen Circumſeription der Pfarreien. Dieſe Vollmacht ertheilte 
Pius IX. in dem Breve vom 14. Juli 1847, in welchem zu⸗ 
gleich die Convention vom 20. März 1844 reprobirt wurden. 
Von dieſem Breve ſetzte Fürſtbiſchof Melchior den Miniſter Eich⸗ 
horn in Kenntniß. Letzterer hielt es bei der Entſchiedenheit des 
Fürſtbiſchofs für gerathen, jene Convention fallen zu laſſen und 
auf den Vorſchlag neuer Verhandlungen einzugehen. Dieſelben 
fanden in Breslau am 12. Februar 1848 ſtatt. Es wurden die 
bei den Regierungskaſſen verwahrten Vermögensſtücke dem Fürſt— 
biſchofe ausgehändigt und beſtimmt, daß die geſammte Vermö— 


1 A. a. O. S. 66. 
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gensmaſſe von der früher ſchon in Ausſicht genommenen Com— 
miſſion verwaltet werde. Die Commiſſäre ſollen insbeſondere 
erwägen, wie den ſeelſorglichen Bedürfniſſen der in erloſchen er— 
klärten Pfarreien lebenden Katholiken Rechnung zu tragen ſei. 
Auf Grund einer päpſtlichen Ermächtigung vom 27. September 
1848 erfolgte nunmehr die neue Circumſcription: es wurden 
6 neue Pfarreien für die in erloſchen erklärten Pfarreien leben 
den Katholiken errichtet; als Mutter kirchen wurden für 
erloſchen erklärt und zu Filialkirchen gemacht 59 Kirchen; 
als ganz erloſchen wurden 56 Kirchen erklärt. Das ſchwie— 
rige Geſchäft der Umpfarrung und der Regulirung bedurfte meh— 
rerer Jahre. Im Jahre 1849 trat die Commiſſion zur Verwal- 
tung des Vermögens der erloſchenen Kirchen (Centralfonds) zu— 
ſammen und fungirt ſeitdem bis heute, gemäß den Abmachungen 
zwiſchen dem Fürſtbiſchof und der Regierung. Der erreichte 
Abſchluß war formell wohl unſtreitig ein Sieg der kirchlichen 
Anſchauung, er beſtätigte aber leider eine ſchwere Einbuße der 
katholiſchen Kirche im Beſitzſtande und an moraliſchem Cin- 
fluſſe gerade in den Diſtricten, in welchen die Katholiken in 
Folge ihrer Minderzahl ohnedies in bedrängter Lage ſich befinden. 
Trotz der Opfer, welche die Kirche unter dem harten Drucke der 
Regierung gebracht, und der großen Vortheile, welche die Pro— 
teſtanten durch die Suppreſſion jo vieler katholiſchen Pfarreien 
erlangt, erhoben übereifrige proteſtantiſche Geiſtliche von Zeit 
zu Zeit die gehäſſige Forderung, katholiſche Kirchen zu prote— 
ſtantiſchen Cultuszwecken zu überweiſen !. 


Die kirchenpolitiſchen Verhältniſſe in den anderen deut- 
ſchen Bundesſtaaten waren ebenfalls nicht erfreulich. Die Re⸗ 
gierung von Hannover? verſchob die zugeſicherte Dotation 
des Bisthums Osnabrück, hielt das Placet aufrecht und geftat- 
tete die Appellation vom geiſtlichen Gericht an die weltliche Ge— 
walt. Die Correspondenz der biſchöflichen Behörde mit dem hei— 

ligen Stuhl wurde bis zum Jahre 1848 durch das Miniſterium 


1 Schleſ. Kirchenblatt 1875. SS. 45—47. 
2 Siehe Seite 76 ff. 


262 Kap. 18. Die kirchlichen Zuſtände in Hannover und Sachſen. 


vermittelt. Am meiſten wurden die biſchöflichen Rechte durch die 
„Conſiſtorien“! von Hildesheim und Osnabrück verletzt. Sie bee 
ſtanden aus einem weltlichen Vorſitzenden, katholiſcher Religion, 
und zwei geiſtlichen Mitgliedern. Ihre Ernennung geſchah durch 
den König ohne Mitwirkung des Biſchofs. Doch zog die Regie- 
rung im einzelnen Falle zuerſt Erkundigungen ein, ob der An⸗ 
zuſtellende auch eine dem Diöceſanobern genehme Perſon jet. 
Zur Competenz der Conſiſtorien gehörten die Streitigkeiten, 
welche Rechtsverhältniſſe der Kirchen, Pfarreien und Schulen 
betrafen, auch alle rein perſönlichen Klagen gegen katholiſche 
Geiſtliche?, die Verlöbniß⸗, Ehenichtigkeits- und Scheidungsſachen, 
die Aufſicht über das geſammte Kirchen-, Pfarr- und Schulver⸗ 
mögen und deſſen Verwaltung, ſowie über Vermächtniſſe an Kir⸗ 
chen und deren ſtiftungsgemäße Verwendung u. ſ. w. Auch konn⸗ 
ten ſie Berufungen vom biſchöflichen Vicariate annehmen, wenn 
es ſich um Disciplinarſachen handelte, welche die Summe von 
20 Thlrn. oder eine Gefängnißſtrafe von 4 Wochen überſchritten. 
Die Verfaſſungs vom 6. Auguſt 1840 ſicherte den Katholiken im 
allgemeinen kirchliche Freiheit zu, die anſtößigen Verordnungen 
und Einrichtungen wurden aber dadurch nicht beſeitigt. 

Im Königreich Sachſen wurden die Beziehungen der fa- 
tholiſchen Kirche zum Staate durch eine königliche Verordnung! 
vom 17. Februar 1827 einſeitig geordnet. Daß in derſelben das 
Placet und der Recurs an die weltliche Gewalt feſtgehalten 
werden, bedarf kaum der Erwähnung. Die „Ausübung der fa- 
tholiſch-geiſtlichen Gerichtsbarkeit“ einſchließlich der Eheſachen 


1 Siehe Band 1, S. 160. 

2 Dieſe Beſtimmung fand auch Anwendung auf die übrigen Kirchen⸗ und 
Schulbedienſteten, wenn das Streitobject ein Kirchen- oder Schulamt oder die 
Ausübung einer kirchlichen Function betraf. 

8. 63 ff. Gegen die kirchenfeindlichen Beſtimmungen des Art. 5 im 
Entwurf der neuen hannöveriſchen Verfaſſungsurkunde von 1831 legten der 
Biſchof von Hildesheim und der Weihbiſchof von Osnabrück nebſt ihrer Geiſt⸗ 
lichkeit Proteſt ein und brachten auch ihre Klagen vor den apoſtoliſchen Stuhl. 
Siehe Katholik 1833 (Bd. 47), S. 310 ff. Roskovdny, Monumenta ete. II. 
p. 489 sqq. 


Malter, Fontes p. 444 sqq. Müller, Lexikon des Kirchenrechts V. 
S. 256 ff. 
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nebſt der kirchlichen Verwaltung war dem „eatholiſch-geiſtlichen 
Conſiſtorium' übertragen. Dieſe Behörde beſteht aus drei geiſt— 
lichen und zwei weltlichen Beiſitzern, welche vom König auf 
Vorſchlag des apoſtoliſchen Vicars ernannt werden. ‚In Ver⸗ 
faſſungsſachen und in den bei denſelben zu verhandelnden rein 
geiſtlichen Sachen“ ijt das Conſiſtorium ausſchließlich dem apo— 
ſtoliſchen Vicar ſubordinirt.“ „Zur Formirung der höchſten Ap— 
pellinſtanze wurde ein ‚Vicariatsgericht niedergeſetzt“, welches 
punter dem Vorſitze des Vicarii apostolici aus zwei geiſtlichen 
Vicariatsräthen und drei weltlichen Räthen“! beſtehen ſoll und 
die Proceſſe, mit Ausſchluß des apoſtoliſchen Stuhles, in letzter 
Inſtanz entſcheidet. Dieſes Vicariatsgericht bildet auch die 
oberſte Appellationsinſtanz für das Conſiſtorium des Capitels 
zu Bautzen 2. 

An dieſen Beſtimmungen änderte die Verfaſſungsurkunde 
vom 4. September 1831 nichts Weſentliches. Den Katholiken 
wird durch dieſelbe zwar freie öffentliche Religionsübung zuge- 
ſicherts; allein es dürfen weder neue Klöſter errichtet, noch Je— 
ſuiten oder irgend ein neuer Orden im Königreiche ſich nieder— 
laſſen. Selbſt die Gebetsbruderſchaften unterliegen königlicher 
Genehmigung. Noch am 14. Februar 1845 ſchrieb der ſächſiſche 
Bundestagsgeſandte an den heſſiſchen Geſandten, Freiherrn von 
Gruben, ſeine Regierung habe Kunde von einer im April 
1843 durch einen Landgeiſtlichen der Oberlauſitz errichteten Bru- 
derſchaft vom heiligſten Herzen Mariä erhalten und wünſchte zu 
wiſſen, wie es mit der Beſtätigung ſolcher Bruderſchaften in der 
oberrheiniſchen Kirchenprovinz gehalten werde. Die geiſtlichen 
Behörden aller Confeſſionen, alſo auch der Katholiken, ſtehen 
unter dem Miniſterium des Cultus, deſſen Chef immer ein Pro— 
teſtant ſein muß. Die Beſtimmung, daß die inneren kirchlichen 


1 „Einem aus der Landesregierung, Einem aus dem Appellationsgerichte 
(alſo zwei Proteſtanten) und Einem dazu beſonders zu beſtellenden weltlichen 
katholiſchen Vicariatsrathe.“ 

2 Siehe Seite 136. 

3 Nach §. 32 ſollte der Schutz des Staates der dem Glauben des Cin- 
zelnen entſprechenden Gottesverehrung nur in dem bisherigen, oder bem 
künftig geſetzlich feſtzuſetzenden Maße gewährt werden. 
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Angelegenheiten einer jeden Confeſſion überlaſſen bleiben ſollen, 
wird durch die im §. 58 ausdrücklich vorbehaltenen Beſchwerden 
über Mißbrauch der geiſtlichen Gewalt, über die Verwaltung 
und Verwendung des Stiftungsvermögens und durch die unter 
dem Titel jura circa sacra dem König zugeſprochenen Befugniſſe 
in katholiſchen Angelegenheiten faſt wirkungslos gemacht. Die 
Geſetzentwürfe über gemiſchte Ehen und über die Aufhebung des 
bisher anerkannten privilegium fori des Klerus riefen eine vom 
8. April 1833 datirte Proteſtation! der Geiſtlichkeit an die 
Stände hervor. 

Im Großherzogthum Sachſen-Weim ar übertrug das 
Geſetz vom 7. Oktober 1823 die Regierung der katholiſchen 
Kirche einer dem Miniſterium untergeordneten Immediatcommiſ— 
ſion für katholiſches Kirchen- und Schulweſen.“ Nur „de Erlaſſe 
in dem bloſen dogmatiſchen Fache und die innere den Staat 
überall nicht berührende Kirchendisciplin“ waren ihrer Competenz 
entzogen. „In der Regel ſollen zwei Mitglieder der Commiſſion, 
ein Weltlicher und ein Geiſtlicher, der katholiſchen Religion zu— 
gethan ſein“; die übrigen waren Proteſtanten. Ihre Ernennung 
erfolgte durch den Großherzog. Biſchöfliche und päpſtliche Er— 
laſſe, ‚weſſen Inhaltes fie auch ſein mochten“, mußten der Ein— 
ſicht der Regierung unterbreitet werden und das landesherrliche 
Placet haben, wenn fie nicht „blos moraliſchen oder dogmatiſchen 
Inhaltes waren“. „Berufungen an den Papſt« konnten wohl „in 
reinen Kirchenſachen“ ſtattfinden, der heilige Stuhl mußte aber 
judices in partibus ernennen. ‚Wollte der Biſchof oder deſſen 
Weihbiſchof in eigener Perſon die katholiſchen Pfarreien viſi— 
tiren’, fo war nach §. 33 „dem Landesherrn zuvörderſt Anzeige 
zu machen.“ Dieſer beſtimmte, „ob auch dieſer Viſitation ein welt— 
licher Rath beizuordnen ſei.“ In der Regel aber ſollte die Vi— 
ſitation durch die Immediateommiſſion ſtattfinden. Ihr waren 


1 Roskovdny, Monumenta II, p. 521 sqq. 
2 Müller, Lexikon des Kirchenrechts V, S. 273 ff. 
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werden.“ 
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auch die Vermögensverwaltung und andere biſchöfliche Rechte 
übertragen. 

Das Erſcheinen dieſes Geſetzes, welches ſogar die Geiſtlichen 
nöthigen wollte, in gewiſſen Fällen das Beichtſiegel zu verletzen, 
rief einen öffentlichen Proteſt? des biſchöflichen Generalvicariats 
von Fulda hervor, das ſich weigerte, zur Ausführung desſelben 
mitzuwirken. Nach Beſetzung des biſchöflichen Stuhles von 
Fulda dauerte der Conflict forts. Um eine friedliche Verſtän— 
digung anzubahnen, geſtattete Biſchof Pfaff von Fulda in der Hoff⸗ 
nung, daß die Theilnahme eines katholiſchen Geiſtlichen an den 
Sitzungen der Commiſſion zu einer richtigeren Würdigung katho— 
liſcher Verhältniſſe und zu einer gerechteren Behandlung der 
Katholiken beitragen würde, dem Pfarrer von Weimar in dieſe 
Behörde einzutreten. Dieſe Hoffnung ging leider nicht in Er— 
füllung. Biſchof Kött unterſagte deshalb nach dem Tode des 
Pfarrers und geiſtlichen Raths Dieſing von Weimar deſſen 
Nachfolger den geſetzlich verordneten Eintritt“ in die Immediat— 
commiſſion, worauf die Regierung die dem katholiſchen Pfarrer 
zugedachten Functionen einem proteſtantiſchen Geiſtlichen über— 
trug. Eine neue vom Miniſterinm am 24. Dezember 1867 er- 
gangene dringende Aufforderung an den Biſchof, dem Pfarrer 
Hohmann von Weimar den Eintritt in die Immediatcom— 
miſſion zu erlauben, wurde von dem kirchlichen Oberhirten mit— 
tels eines wohlmotivirten Schreibens vom 12. Januar 1868 ab— 
gewiejen*. Eine weitere Correspondenz fand nicht mehr ſtatt. 

Wenn auch beſagtes Geſetz vom 7. Oktober 1823 im Laufe 
der Zeit einige Veränderungen erfuhr, und manche ſeiner Be— 
ſtimmungen nicht practiſch wurden, ſo laſſen doch die Verhältniſſe 
der Katholiken in Sachſen-Weimar noch ſehr Vieles zu wünſchen 
übrig. 

Das vom herzoglichen Conſiſtorium für Sach jen- 


1 §. 38. 

2 1 und Beſchwerden des biſchöfl. Generalvicariats zu Fulda 
gegen das über die Verhältniſſe der katholiſchen Kirchen und Schulen im Großh. 
Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach erlaſſene neueſte Geſetz. Mainz 1824. 

3 Siehe die betreff. Documente im Katholik, Bd. 65, S. 33 ff. 

4 Siehe Moy u. Vering, Archiv für kath. K.⸗R. Bd. 6, S. 395 ff. 


266 Kap. 18. Sachjen-Coburg. Regulativ vom 24. Juni 1813. 


Coburg ausgearbeitete Regulativ’ vom 24. Juni 1813, auf 
welches bis 1861 der Pfarrer von Coburg verpflichtet wurde, 
wendet einfach die proteſtantiſchen Grundſätze auf die katholiſche 
Kirche an. „Die oberſte Kirchengewalt ſteht lediglich dem Lan- 
desherrn zu“, welcher ſich vorbehält, künftig nach Befinden die 
Fürſorge und Oberaufſicht auf das Eigenthümliche des römiſch— 
katholiſchen Gottesdienſtes einem nach Höchſtdero Wahl zu be— 
ſtimmenden auswärtigen Biſchof in Form eines Mandats, das 
auf keinerlei Weiſe einer auswärtigen Confirmation (d. h. des 
Papſtes) bedarf, zu übertragen.“ „Das herzogliche (proteſtantiſche) 
Conſiſtorium zu Coburg iſt die vom Landesherrn für die kirch— 
lichen Angelegenheiten der katholiſchen Gemeinde angeordnete Be- 
hörde.“ „Die Liturgie und der Katechismus, welche in der katho— 
liſchen Kirche gebraucht werden, müſſen zuvörderſt dem Landes- 
herrn zur Beurtheilung, ob ſolche mit den beſtehenden Anord— 
nungen des Staates ſich nicht im Widerſpruche befinden, und 
zur Genehmigung vorgelegt werden.“ „Päpſtliche Decrete, Bullen, 
Breven, Reſeripte, Mandate oder andere Expeditionen des päpſt— 
lichen Stuhles, eines Biſchofs, Pfarrers oder einer anderen Per- 
ſon, wie ſie genannt werden mögen, wenn dieſelben auch nur 
einzelne Privatperſonen betreffen“, ſowie, Deerete fremder Synoden 
und allgemeiner Concilienbeſchlüſſe“ dürfen nur mit „ausdrück— 
licher Erlaubniß des Landesherrn angenommen, bekannt gemacht, 
gedruckt oder in Wirkſamkeit geſetzt werden.“ „Uebrigens darf 
auch kein auswärtiger Nuntius, Legat, Vicar, apoſtoliſcher Com— 
miſſär oder ſonſt irgend eine auswärtige geiſtliche Behörde 
einigen Einfluß auf die katholiſchen Unterthanen des Landes 
ausüben“ u. ſ. w. 

In ähnlicher Weiſe verletzt das Regulativ? vom 9. April 
1768 für das Herzogthum Braunſchweig, welches bis 1867 
in Geltung war, die Freiheit der katholiſchen Kirche. Die Ka— 
tholiken hatten keine Parochialrechte, mußten die Stolgebühren 
an die proteſtantiſchen Pfarrer entrichten und waren in Aus— 
übung ihrer Religion den läſtigſten Beſchränkungen unterworfen. 


1 Abgedruckt in Vering, Archiv Bd. 32, S. 420 ff. 
2 Es ſteht Vering, Archiv Bd. 13, S. 248 ff. 
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Nicht einmal der Beſuch der Kranken und die Adminiſtration 
der Sacramente in deren Häuſern“ war dem katholiſchen Geiſt— 
lichen freigeſtellt. Er mußte „zuvor bei der Obrigkeit oder dem 
Prediger des Orts ſich ſolcherhalb melden und den Umſtand an— 
zeigen.“ Eine Ausnahme war nur in Nothfällen erlaubt r. Die 
Verfaſſung vom 12. Oktober 1832 gewährt ‚jedem Einwohner 
vollkommene Freiheit des Gewiſſens und des Glaubens, auch 
das öffentliche Bekenntniß desſelben in einer der im Staate jetzt 
geſtatteten kirchlichen Geſellſchaften?; aber ,alle Kirchen ſtehen 
unter der auf der höchſten Staatsgewalt beruhenden Oberauf— 
ſicht der Landesregierung.“ Ein Geſetz vom 23. Mai 1848 hob 
die „Rechtsungleichheiten ſowohl im öffentlichen, als im Privat- 
rechte, welche Folgen des Glaubensbekenntniſſes find’, jedoch 
vorbehaltlich der Parochialgerechtſame und der übrigen kirchlichen 
Verhältniſſe“ auf. Erſt das Geſetz vom 10. Mai 1867 befreite 
die Katholiken vom proteſtantiſchen Parochialzwang. Dafür ſind 
dieſelben bis zur Stunde anderen drückenden Beſtimmungen unter⸗ 
worfen. 

Aehnlich war die Lage der Katholiken in den übrigen flei- 
neren Territorien mit vorherrſchend proteſtantiſcher Bevölkerung, 
wie in Mecklenburg, Holſtein u. ſ. w.? 


1 Doch ,foll der kath. Geiſtliche ſofort nach ſeiner Verrichtung den Vor⸗ 
gang, wie obgedacht (d. h. der weltl. Obrigkeit und dem Prediger) melden.“ 

2 Ueber die kirchl. Verhältniſſe dieſer Länder und einige damit zuſam⸗ 
menhängende Streitigkeiten wird im dritten Bande ausführlich gehandelt 
werden. 
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Die gemiſchten Ehen in Preußen. Cabinetsordre vom 17. Auguſt 1825. Widerſpruch 
gegen dieſelbe. Correspondenz zwiſchen Erzbiſchof Spiegel von Köln und Fürſtbiſchof 
v. Schimonsſiy von Breslau. Anfrage der Biſchöfe der weſtlichen Provinzen in Rom. 
Ritter v. Bunſen. Verhandlungen desſelben mit dem heiligen Stuhl. Breve Pius’ VIII. 
vom Jahre 1830. Papſt Gregor XVI. Ablehnung der von Preußen verlangten Aen- 
derungen dieſes Breve. Die Convention zwiſcheu der Regierung und Erztiſchoff Spiegel 
vom Jahre 1834. Beitritt der Suffraganen. Die Inſtruction an die Generalvicariate. 
Der apoſtoliſche Stuhl erhält Kenntniß von dieſen Vorfällen. Notenwechſel zwiſchen 
Cardinalſtaatsſecretär Lambruschini und v. Zunſen. Zweizüngigleit des letzteren. 
Tod Spiegels. 


Die ſchon erwähnten Streitigkeiten über die gemiſchten Ehen! 
nahmen in Preußen einen acuten Character an, als König Fried— 
rich Wilhelm III. mittels Cabinetsordre vom 17. Auguſt 1825 
die bisher nur für die öſtlichen Provinzen der Monarchie gel— 
tende Declaration vom 21. November 1803 hinſichtlich der Miſch⸗ 
ehen? auch auf die Rheinlande und Weſtfalen ausdehnte. Letz 
tere verbot die Verträge über Kindererziehung vor Abſchluß der 
Ehe und verfügte, daß alle Kinder der Religion des Vaters fol⸗ 
gen müßten, wenn nicht beide Eltern über den Unterricht ihrer 
Kinder einig ſeien.“ „Die zeither von Verlobten dieſerhalb ein— 


1 Band 1, S. 212 ff. 

2 A. a. O. S. 217. Erzbiſchof Spiegel von Köln bezeichnet in einem 
Schreiben vom 23. Januar 1832 die königliche Cabinetsordre vom 17. Auguſt 
1825 als tief in die katholiſche Kirchenverfaſſung eingreifend und verletzend.“ 
Siehe Roskovdény , De matrim. mixtis II, p. 233. 
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gegangenen Verpflichtungen“ wurden durch die Cabinetsordre für 
„unverbindlich“ erklärt. 

Dieſe königliche Verordnung, welche unter dem Scheine der 
Parität! die katholiſchen Intereſſen ſchwer ſchädigt und den Pro— 
teſtantismus indirect begünſtigt, rief alsbald großen Widerſpruch 
hervor. Die katholiſchen Pfarrer ſtanden zwar von der Forde— 
rung ſchriftlicher Verträge, die jetzt zwecklos waren, ab, verwei— 
gerten aber die Proclamationen und die Einſegnung gemiſchter 
Ehen, wenn nicht von den Verlobten oder deren Eltern hinrei— 
chende Zuſicherungen bezüglich der katholiſchen Kindererziehung 
freiwillig gegeben wurden, und verſagten katholiſchen Bräuten, die 
eine ſolche Ehe ohne die nöthigen Garantien eingehen wollten, 
die Abſolution. Auch katholiſche Mütter, die ihre Kinder pro— 
teſtantiſch erziehen ließen, traf die Strafe des Ausſchluſſes von 
den heiligen Sacramenten, wenn nicht höchſt wichtige Gründe für 
eine mildere Behandlung ſprachen. Hiedurch wurden die ſchlim— 
men Wirkungen der Cabinetsordre einigermaßen paralyfirt, und, 
manche gemiſchte Ehe kam wegen des entſchiedenen Auftretens 
des Pfarrers nicht zu Stande. 

Die Regierung, bei welcher Klagen gegen katholiſche Pfarrer 
wegen Aſſiſtenzverweigerung bei gemiſchten Ehen einliefen, er— 
blickte in dem nur zu ſehr berechtigten Verhalten des katholiſchen 
Klerus einen Angriff auf die Parität und eine Störung des Frie— 
dens in den Familien und ſäumte nicht, gegen die pflichttreuen 
Geiſtlichen einzuſchreiten. Sie ließ ſogar einzelne Pfarrer vor die 
Criminalgerichte ſtellen. Die Proceſſe endigten jedoch mit Frei— 
ſprechung der Angeklagten, da kein einziger Paragraph des Straf— 
geſetzbuches ein Vergehen dieſer Art enthielt. Die Regierung 


1 Wie der König die Parität verſtand, erhellt aus ſeinem Schreiben an 
einen Landſchaftsrath im Gr. Poſen vom 13. Januar 1838. „Ich habe in 
Erfahrung gebracht“, lautet dasſelbe, daß Sie Ihren Sohn, welcher im * 
Regimente dient, obgleich Sie der evangeliſchen Religion zugethan ſind, in der 
katholiſchen haben erziehen laſſen. Obgleich fic) dies durch die Geſetze recht⸗ 
fertigen ließ, ſo kann ich doch nicht umhin, Ihnen zu erklären, daß ich darin 
nur Gleichgültigkeit gegen Ihre Religion erkenne, und Ihnen daher hiemit 
meine Mißbilligung zu erkennen geben muß.“ (Kunſtmann, Die gemiſch⸗ 
ten Ehen S. 131). 
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ergriff deshalb andere Maßregeln. Sie wandte ſich an die 
biſchöflichen Behörden, um durch ſie einen Druck auf die ihnen 
untergeordnete Geiſtlichkeit zu Gunſten der königlichen Verfügung 
auszuüben. 
Dieſes Anſinnen verſetzte die Ordinariate in nicht geringe 
Verlegenheit. Ein Befehl an die Pfarrer, gemiſchte Ehen unbe— 


dingt einzuſegnen, verſtieß gegen die Praxis der Kirche und aus⸗ 


drückliche Entſcheidungen des heiligen Stuhles und mußte noth- 
wendig Oppoſition hervorrufen; die Zurückweiſung der königlichen 
Forderung dagegen konnte nur zu leicht ein Zerwürfniß zwiſchen 
den kirchlichen Oberhirten und den höchſten Landesbehörden be— 
wirken und mancherlei unliebſame Conflicte herbeiführen. In 
dieſer ſchwierigen Lage wandte ſich der neue Erzbiſchof von Köln, 
Ferdinand Auguſt Graf von Spiegel“, an den Fürſtbiſchof Cme- 
manuel v. Schimonsky von Breslau, um nähere Erkundigungen 
über die Behandlung der gemiſchten Ehen in der dortigen Diöceſe 
einzuziehen. Er ſah ſich hiezu um ſo mehr veranlaßt, da die 
Regierung ihre Forderungen hinſichtlich der gemiſchten Ehen mit 
Hinweis auf die Praxis in den öſtlichen Provinzen begründete, 
wo gemiſchte Ehen ohne jede Bedingung von dem katholiſchen 
Pfarrer eingeſegnet würden und der apoſtoliſche Stuhl dieſe 
Praxis indirect dulde, wenigſtens ignorire. Die von dem Erzbiſchof 
am 15. November 1825 an ſeinen biſchöflichen Amtsbruder gerich— 
tete Anfrage? umfaßt folgende Punkte Es iſt für die weſtlichen 
Provinzen der preußiſchen Monarchie die hier im Abdruck anlie— 
gende allerhöchſte Cabinetsordre vom 17. Auguſt e. ergangen und 
macht tiefen, nicht guten Eindruck auf die Gemüther in dieſem 
Erzbisthum, in welchem auf's wenigſte drei Viertel der Einwohner 


zu unſerer katholiſchen Kirche gehören. Es iſt darin angegeben, daß 


dieſe gemiſchten Ehen von katholiſchen Geiſtlichen eingeſegnet werden. 
Iſt dieſer Thatumſtand unbedingt wahr, oder wie benimmt ſich 
der katholiſche Geiſtliche bei Brautleuten von verſchiedenen chriſt⸗ 
lichen Glaubens-Confeſſionen? Beſchränkt ſich derſelbe vielleicht 
auf die Proclamationen, und giebt dann ein Zeugniß, daß kein 
1 Siehe Bd. 1, S. 162 f. 
2 Franz, Die gemiſchten Ehen S. 58 f. 
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Impedimentum dirimens vorhanden ſei, oder ertheilt er die ehe⸗ 
liche Einſegnung in facie Ecclesiae? Im letzten Falle würde 
doctrinelle Belehrung über das Erlaubtſein dieſer Nachgiebigkeit 
mir unendlich wichtig und beruhigend ſein. Ich geſtehe, abwei— 
chender Meinung zu ſein. Meiner großen Verlegenheit iſt dann 
abgeholfen; tritt aber in dieſer Cabinetsordre der Fall ein, wie 
in der mir gewordenen Mittheilung der Charfreitag-Liturgie in 
Berlin, iſt die Angabe nur bedingt wahr, ſo bitte ich nicht min— 
der inſtändigſt, mich zu unterrichten, wie es überhaupt bei ge— 
miſchten Ehen im Bisthume Breslau gehalten wird. So eine 
vieljährige, bewährte Praxis darf für Norm gelten, und dann 
wird auch in den Ehegegenſtänden Gleichförmigkeit in der kirch— 
lichen Behandlung eingeführt werden können.“ Aus dieſem 
Schreiben erhellt deutlich, daß der Kölner Oberhirte von der 
Unzuläſſigkeit der unbedingten Einſegnung gemiſchter Ehen über— 
zeugt war, aber gern einen Ausweg entdeckt hätte, um ſich aus 
ſeiner Verlegenheit zu befreien. Ein ſolcher bot ſich ihm, falls 
vom Fürſtbiſchof authentiſch beſtätigt wurde, daß die Angabe der 
Cabinetsordre bezüglich der öſtlichen Praxis richtig ſei. Es lag 
in dieſem Falle, wie Franz! bemerkt, eine langjährige, ſcheinbar 
berechtigte Gewohnheit vor, die ein ſtillſchweigendes Anerkenntniß 
oder mindeſtens eine Duldung des apoſtoliſchen Stuhles präſu— 
miren ließ, und man konnte daher die Gewohnheit in den öſt— 
lichen Provinzen auch auf die weſtlichen ausdehnen. 

Die Antwort des Fürſtbiſchofs erfolgte am 7. Dezember 
1825. Der Hauptpaſſus lautet: „Was die Ehen, auch die ge— 
miſchten, betrifft, ſo beſteht in hieſigem Bisthum die Obſervanz, 
daß ſie von dem Pfarrer der Braut eingeſegnet werden. Iſt 
dieſe katholiſch, ſo wird, wenn auch der Bräutigam ſich zur evan— 
geliſchen Religion bekennt, die Einſegnung von dem katholiſchen 
Pfarrer vollzogen. Euer erzbiſchöflichen Hochwürden und Excel— 
lenz theile ich über das diesfällige Verhältniß hiermit Folgendes 
gehorſamſt mit. Bekanntlich hat der Papft Benedict XIV. mit⸗ 
telſt der auf ſeinen Befehl von der 8. Congregatio Concilii Tri- 
dentini unterm 4. November 1741 erlaſſenen und im Bullario 


aS. 59. 
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des gedachten Papſtes 1741, Tom. I, num. 34 befindlichen De- 
claration die in Holland und Belgien ſowohl unter den Prote⸗ 
ſtanten als zwiſchen Katholiken und Proteſtanten geſchloſſenen 
und zu ſchließenden Ehen für gültig erklärt. Als während der 
königlich preußiſchen Regierung in dem hieſigen Bisthum über 
dergleichen Ehen ebenfalls Bedenken und Zweifel entſtanden, 
wurden ſolche unterm 17. September 1764 dem apoſtoliſchen 
Stuhle vorgetragen, und Papſt Clemens XIII. hat hierauf, um 
alle Zweifel aufzuheben, die von ſeinem Vorfahren Benedict XIV. 
für Holland und Belgien erlaſſene, oben erwähnte Declaration 
unterm 26. Februar 1765 auch auf das Bisthum Breslau 
extendirt. Da dieſem zufolge in der hieſigen Diöceſe die gemiſch— 
ten Ehen für gültig erklärt ſind, ſo hat um ſo weniger Anſtand 
genommen werden dürfen, ſolche, wenn die Braut katholiſch iſt, 
auch durch den katholiſchen Pfarrer vollziehen zu laſſen, da letz— 
tere dadurch zugleich des Sacramentes theilhaft, und übrigens 
auch die Verbindung derſelben mit der katholiſchen Kirche noch 
mehr und ſicherer unterhalten wird. Die Verordnung wegen 
Erziehung der in gemiſchten Ehen erzeugten Kinder in der Re— 
ligion des Vaters kommt auch hier in Anwendung, indem ſich 
hierin keine Aenderung bewirken läßt; übrigens darf nach dem 
Inhalt des Geſetzes Niemand den Eltern widerſprechen, ſo lange 
ſie über den ihren Kindern zu ertheilenden Religions-Unterricht 
einig ſind.“ 

Dieſe ,ebenjo oberflächliche als incorrecte“! Antwort, die 
eigentlich nur conſtatirte, daß für die Behandlung der gemiſchten 
Ehen in der Diöceſe Breslau kein auch nur einigermaßen ſtich— 
haltiger Grund aus dem kirchlichen Rechte ſich anführen ließ, 
beſtärkte zwar Erzbiſchof Spiegel in ſeinem Beſtreben, durch 
Nachgiebigkeit jedem unliebſamen Confliete mit den Staatsbehör— 
den auszuweichen, ſcheint aber keinen beſonderen Einfluß auf den 
Gang der Ereigniſſe in den Rheinlanden und Weſtfalen ausgeübt 
zu haben. Je ſorgfältiger die kirchlichen Oberbehörden jeden Zu— 
ſammenſtoß mit der weltlichen Gewalt mieden, deſto entſchiedener 
traten die pflichttreuen Seelſorger auf. 


1 Franz, a. a. O. S. 61. 
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Um ſich dieſer peinlichen Lage zu entziehen, ergriffen die 
Biſchöfe der weſtlichen Provinzen, denen leider die Feſtigkeit und 
Characterſtärke des ehemaligen Bisthumsverweſers von Münſter! 
abging, den Ausweg, die ganze Angelegenheit dem apoſtoliſchen 
Stuhl zur endgiltigen Entſcheidung vorzulegen. Sie erbaten ſich 
hiezu die Erlaubniß des Königs, da der freie Verkehr der Bi— 
ſchöfe mit dem Oberhaupte der Kirche nicht geſtattet war. 

Auf ihre desfallſige Eingabe erfolgte am 28. Februar 1828 
die königliche Antwort?, welche ihnen mittels Begleitſchreiben 
des Cultusminiſters, Freiherrn v. Altenſtein, am 10. März 
zugeſtellt ward. „Obſchon es fein feſter und unveränderlicher 
Wille ſei“, erklärt der König, daß der Cabinetsordre vom 
17. Auguſt 1825 „im ganzen Umfange der Monarchie ebenjo- 
wohl von Seiten der katholiſchen als der evangeliſchen Geiſtlich— 
keit unbedingt nachgelebt werde“, ſo wolle er doch den Biſchöfen 
geftatten, die Scrupel vollſtändig zu beſeitigen“, welche nach 
ihrer Meinung der unbedingten Trauung“ gemiſchter Ehen ,ent- 
gegen zu ſtehen ſchienen“, und ihnen „zu dieſem Zwecke erlauben, 
ſich deshalb an den Papſt zu wenden, um demſelben die Lage 
der Sache klar und dringend vorzuſtellen“, zugleich auch ſeinem 
„Miniſterreſidenten beim päpſtlichen Hof befehlen, dieſe Vorſtel⸗ 
lungen auf's kräftigſte zu unterſtützen.“ Da er gegründete Hoff- 
nung“ habe, einer baldigen und befriedigenden Erklärung des 
römiſchen Hofes entgegen zu ſehen, wolle er bis dahin diejenigen 
weiteren Maßregeln anſtehen laſſen, welche ohne die Voraus⸗ 
ſetzung ſchon jetzt unvermeidlich ſein würden und namentlich die 
Publication eines Strafgeſetzes, welches die volle und unbe- 
dingte Ausführung der Cabinetsordre vom 17. Auguſt 1825 zu 
ſichern beſtimmt ſei, falls unverhoffter Weiſe ſeine gerechten Er— 
wartungen nicht in Erfüllung gehen ſollen.“ „Dagegen verſehe 
er fic) zum Eifer und zur Einſicht“ der Biſchöfe, daß „diejenigen 
Unregelmäßigkeiten“, welche mit dem Bedenken wegen unbeding— 
ter Trauung keinen weſentlichen Zuſammenhang hätten“, mit der 
Erhaltung der bürgerlichen Ordnung und der Gewiſſensfreiheit 


1 Band 1, S. 220. 
2 Roskovdny, De matrim. mixtis II, p. 177 sqq. 


Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 18 
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unvereinbar ſeien, auch in der Zwiſchenzeit nicht mehr vorkämen.“ 
Zu dieſen „Unregelmäßigkeiten“ wird erſtlich die Verweigerung 
des Aufgebots ſolcher Brautleute in den katholiſchen Kirchen, und 
zweitens die Vorenthaltung der Abſolution, wodurch der mit 
evangeliſchem Ehegatten in einer evangeliſch eingeſegneten Ehe 
lebende katholiſche Theil beſtraft werde“, gerechnet und die Er— 
wartung ausgeſprochen, daß die Biſchöfe „die in ihrem biſchöf— 
lichen Amte liegenden Mittel ergreifen würden“, um einem ſolchen 
Unfug vorzubeugen, oder, wenn dergleichen vorgekommen ſein 
ſollte, es unverzüglich abzuſtellen.“ 

Einen Commentar zu dieſem allerhöchſten Cabinetsſchreiben“ 
enthält die Begleitnote! Altenſteins, welcher für die königlichen 
Forderungen fic) auf die Gewohnheit „in den Provinzen Schle— 
fier, Poſen, Preußen“ u. ſ. w. beruft, wo „man Aufgebot und 
Einſegnung gemiſchter Ehen gewähre, ohne daß man nach der 
Religion, in welcher die Kinder erzogen werden ſollen, gefragt 
werde“, und zugleich die Biſchöfe anweiſt, „wegen des einzuſchla— 
genden Weges“ nicht „dem Papſte beſtimmte Vorſchläge zu machen“, 
Da es wahrſcheinlicher Weiſe zwiſchen den beiden Höfen ſelbſt hier— 
über ſogleich zu Verhandlungen kommen werde.“ Es ſcheine ihm 
vielmehr“, fährt der Miniſter fort, ,der Sache angemeſſen, daß für 
jetzt nur die helfende Vermittelung des Oberhauptes der katho— 
liſchen Kirche in allgemeinen Ausdrücken angeſprochen, jedoch auf 
die freiere Obſervanz der öſtlichen Länder hingewieſen werde.“ „Um 
die Einleitungen nicht zu ſtören, die in Betreff der bevorſtehenden 
Abreiſe des königlichen Miniſterreſidenten nach Rom und der Er- 
öffnung der Verhandlungen daſelbſt bereits getroffen ſeien“, ſpricht 
der Miniſter den Wunſch aus, die Biſchöfe möchten ihre Berichte 
an den heiligen Stuhl beſchleunigen. „Anlangend den Schluß 
des königlichen Schreibens“ wird die Forderung der Proclama— 
tionen wiederholt. In Bezug auf die Verweigerung der Abſo— 
lution läßt das Miniſterialſchreiben die feine Drohung durch— 
blicken: „Was inſonderheit die Vorenthaltung der Losſprechung 
im Beichtſtuhle betrifft, ſo würde gewiß dem religiöſen Sinne 
Sr. Majeſtät nichts ſo ſehr zuwider ſein, als wenn es in Folge 


1 L. 0. II, p. 180 8g. 
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des jetzt vorwaltenden Zwieſpaltes über die gemiſchten Ehen, 
um gegen jeden Theil gerecht zu ſein, dazu kommen müßte, den 
Beichtvätern Erklärungen abzufordern, die ſie in Betracht des 
Beichtſigils vielleicht glauben, nicht geben zu dürfen“ !. 

Die Biſchöfe, denen in dem Miniſterialſchreiben eine Diree— 
tive für ihr Verhalten gegeben wurde, welche ſie zu Sachwal— 
tern der preußiſchen Forderungen beim heiligen Stuhl gemacht 
hätte, ſäumten nicht, die verlangten Berichte an das königliche 
Miniſterium des Cultus zur Weiterbeförderung nach Rom ein— 
zuſenden, und befahlen zugleich ihren Geiſtlichen, Proclamationen 
gemiſchter Ehen vorzunehmen und den Katholiken, welcher in einer 
vor dem akatholiſchen Prediger abgeſchloſſenen Ehe lebt, von dem 
Empfange der heiligen Sacramente nicht auszuſchließen, „wenn 
er ſonſt gehörig disponirt ſei“, wie das Circular? des Biſchofs 
von Paderborn hinzufügt. Dieſer Zuſtand ſollte aufrecht erhal- 
ten werden, bis eine definitive Entſcheidung von Rom einge- 
troffen ſei. 


Um die Verhandlungen mit dem apoſtoliſchen Stuhl zu 
führen, wurde der preußiſche Miniſterreſident in Rom F. C. 
Joſias Ritter v. Bunſen beſtimmt. Dieſer verſchmitzte Di⸗ 
plomat, deſſen Unredlichkeit und Zweizüngigkeit ſprichwörtlich 
geworden iſt, ſollte die Hauptrolle in jenem verhängnißvollen 
Drama ſpielen. Geboren am 25. Auguſt 1791 zu Cosbach im 
Fürſtenthum Waldeck, machte er ſeine Studien in der Theologie 
und Philologie in Marburg und Göttingen, beſuchte hierauf als 
Reiſebegleiter einiger reichen Engländer Paris, Wien, München, 
Berlin u. ſ. w. und kam 1817 nach Rom. Hier fand der arme 
Gelehrte ein freundliches Haus im Geſandtſchaftspalais des preu— 
ßiſchen Geſandten v. Miebuhrs, durch deſſen Vermittelung er die 
Stelle eines Legationsſecretärs erhielt. Als König Friedrich 
Wilhelm III. nach Rom kam, gelang es dem gefälligen und ein— 


1 Mit anderen Worten, die Beichtväter zum Bruche des Beichtſigils zu 
nöthigen. 
2 Roskovdny, II, p. 183 sqq. 
3 Ueber ihn ſiehe S. 46 ff. 
183 
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ſchmeichelnden Weſen Bunſens, ſich die Gunſt des Monarchen zu 
erwerben, der ihm nach Niebuhrs Rücktritt zuerſt die Stelle 
eines Geſchäftsträgers und dann eines Miniſterreſidenten beim 
heiligen Stuhl übertrug. Obſchon voll Haß gegen die katholiſche 
Kirche, legte der heuchleriſche Diplomat äußerlich eine große Hoch— 
achtung vor derſelben an den Tag und täuſchte durch ſein un⸗ 
aufrichtiges Benehmen ſelbſt die höchſten Würdenträger der Kirche, 
welche ihn für einen der katholiſchen Religion wohlwollenden 
Staatsmann hielten, während er ſeine Stellung und ſeine reichen 
Kenntniſſe nur zu deren Untergrabung verwerthete. In die 
Hände dieſes Mannes wurde die Leitung der eben ſo ſchwierigen 
als wichtigen Verhandlungen mit dem apoſtoliſchen Stuhle gelegt. 

Ehe dieſelben eröffnet wurden, erhielt Bunſen Befehl, nach 
Berlin zu kommen, um perſönlich über die Verhältniſſe in Rom zu 
berichten und die zu ergreifenden Maßregeln vorzuſchlagen. Hiezu 
bot er mit Freuden ſeine Hand. Er zweifelte nicht im mindeſten, 
daß es ſeiner diplomatiſchen Schlauheit gelingen werde, den hei— 
ligen Stuhl zu überliſten und die erwünſchten Zugeſtändniſſe zu 
erhalten, namentlich wenn die preußiſche Regierung eine drohende 
Stellung gegen die Curie einnehme, deren Anſehen und Bedeu— 
tung ohnehin vom guten Willen der Monarchen abhänge. Die 
preußiſchen Staatsmänner ſchenkten dieſen Verſicherungen Glau⸗ 
ben. Bunſen erhielt den Auftrag, die Unterhandlungen mit der 
Curie zu führen und kehrte ſiegesgewiß in die ewige Stadt zurück. 

Aber der ſchlaue Diplomat hatte ſich getäuſcht. Er hatte 
in ſeiner Rechnung einen Factor überſehen, welcher ein ganz an— 
deres Reſultat zur Folge hatte, als Bunſen erwartete. Und 
dieſer Factor war das Gewiſſen. Wohl duldet die Kirche vieles, 
und der heilige Stuhl hat im Laufe der Zeit ſehr viele und ſehr 
weitgehende Concejfionen an die weltlichen Regierungen gemacht. 
Aber noch nie hat er etwas zugegeben, was gegen das Dogma 
oder gegen die Moral verſtoßen hätte 1. Die Forderungen Preu- 
ßens waren aber derart, daß ſie nicht ohne Verletzung des 
Dogmas gewährt werden konnten. Hierauf konnte und wollte 


1 Ecclesia Dei multa tolerat et tamen, quae sunt contra fidem vel 


bonam vitam, non approbat, nec tacet, nee facit (Aug. ad inquisitiones 
Januarii Lib, 2. Ep. 55 cap. 19). 
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die römische Curie, deren Macht der verblendete Staatsmann zu 
ſehr unterſchätzt hatte, natürlich nicht eingehen. Davon konnte 
er ſich bald überzeugen. 

Nachdem die biſchöflichen Schreiben von Köln, Trier, Mine 
ſter und Paderborn an den Papſt in Berlin eingetroffen waren, 
trat Bunſen die Rückreiſe nach Rom an, wo im Mai 1828 die 
Verhandlungen begannen. Dieſelben wurden durch den baldigen 
Tod des Papſtes Leo's XII. unterbrochen, von ſeinem Nachfolger 
Pius VIII. aber wieder aufgenommen. „Auf den ausgeſprochenen 
Wunſch der königlichen Regierung“ betraute der Papſt den Car- 
dinal Mauro Cappellari, ſpäter Papſt Gregor XVI., 
smit deren diplomatiſcher Führung.“ Ihr Reſultat war das 
Breve Literis altero abhinc anno vom 25. März 1830 an die 
vier Biſchöfe der weſtlichen Provinzen 1. Ohne die kirchlichen 
Grundſätze preiszugeben, geht der Papſt in dieſem Breve in 
ſeinen Zugeſtändniſſen bis zur äußerſten Grenze der Nachgiebig— 
keit. Er geſtattet den Pfarrern, bei gemiſchten Ehen ohne die 
nothwendigen Garantieen hinſichtlich der katholiſchen Kinder 
erziehung nach vorhergegangener Proclamation die ſ. g. paſſive 
Aſſiſtenz zu leiſten, ſteht von der Verhängung der kirchlichen 
Cenſuren gegen Katholiken, welche die proteſtantiſche Erziehung 
der Kinder zugaben, ab und erklärt, daß künftig auch die ohne 
Beobachtung der Tridentiniſchen Form, alſo nicht vor dem zu— 
ſtändigen katholiſchen Pfarrer abgeſchloſſenen gemiſchten Ehen als 
giltige Ehen anzuſehen und zu behandeln ſeien. Eine dem Breve 
beigegebene Inſtruction des Cardinals Albani vom 27. März? 
ermächtigt außerdem die Biſchöfe, von den Ehehinderniſſen des 
dritten und vierten Grades der Blutsverwandtſchaft oder Schwä— 
gerſchaft zu dispenſiren und die bereits abgeſchloſſenen, aber 
wegen Nichtbeobachtung der Form des Concils von Trient un— 
giltigen gemiſchten Ehen „in der Wurzel zu heilen.“ 

Die preußiſchen Staatsmänner und ſelbſt König Friedrich 
Wilhelm III. konnten nicht leugnen, daß die päpſtlichen Conceſ— 
ſionen „die bisherigen Differenzen in den weſentlichſten Punkten 


1 Es iſt vielfach abgedruckt. Roskovdny, II, p. 234 sqq- 
I ¢. II, p. 289 sg. 
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befeitigten’1, waren aber nicht vollſtändig befriedigt. Insbeſon⸗ 
dere berührte es in den höchſten Kreiſen ſehr unangenehm, daß 
den Biſchöfen und Pfarrern die ausdrückliche Anweiſung ertheilt 
werde, die katholiſchen Frauen vor Eingehung der gemiſchten 
Ehe mit Rückſicht auf die Erziehung der Kinder im Glaubens⸗ 
bekenntniß des evangeliſchen Vaters wiederholt zu verwarnen.“ 
Ebenſo erregte „das Verbot an die Geiſtlichen, die Trauung einer 
gemiſchten Ehe nicht zu verrichten“, bei dem Monarchen ,Beden- 
ken“. Er „hatte zwar nichts dagegen, daß der Papſt ihnen nur 
die paſſive Aſſiſtenz bei der Trauung verſtatte, wünſchte jedoch, 
daß ihnen nicht ausdrücklich unterſagt werde, ſelbſt einen kirch⸗ 
lichen Act dabei zu vollziehen“, d. h. daß es den Geiſtlichen frei- 
gegeben werde, gemiſchte Ehen unbedingt einzuſegnen. 

Das päpſtliche Breve wurde von der Regierung den Biſchöfen 
nicht mitgetheilt, ſondern nebſt der Inſtruction vom 27. März 
1830 nach Rom geſandt und Bunſen beauftragt, die vom 
König gewünſchten Aenderungen bei dem Papſte zu verlangen, 
d. h. die Entfernung der dem preußiſchen Hofe mißliebigen Stel- 
len aus beiden Actenſtücken durchzuſetzen. Man wollte, wie die 
königliche Cabinetsordre vom 27. Februar 1831 ausſpricht?, das 
Oberhaupt der Kirche zwar nicht nöthigen, „etwas zu ſanctioniren, 
was den allgemeinen Principien der katholiſchen Kirche entgegen 
ſein könnte“, wünſchte aber, „daß er einige Gegenſtände mit Still- 
ſchweigen übergehe.“ 

Der preußiſche Miniſterreſident fühlte wohl ſelbſt die Schwie⸗ 
rigkeit der ihm gewordenen Aufgabe. Er verzögerte daher ihre 
Löſung bis zum Tode Pius VIII. Erſt nach der Erhebung Gre— 
gors XVI. zum Pontificat, ſtellte er das päpſtliche Breve nebſt 
der Inſtruction dem Cardinalſtaatsſecretär La mbruschini 
zurück und verlangte in einer vertraulichen und in einer offi- 
ciellen Notes, daß der Text beider Documente an einigen Stellen 
geändert werde. Vorzüglich wünſchte die preußiſche Regierung 
jeden Ausdruck vermieden, „‚welcher das Dogma von der Noth— 
wendigkeit des katholiſchen Glaubens zum Heile berühre“, und 

1 Bunſen, I, S. 412. 

2 A. a. O. I, S. 412 f. 

3 Siehe Denkſchrift des heiligen Stuhles u. ſ. w. S. 6 f. 
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die Weglaſſung aller Stellen, durch welche die gemiſchten Ehen 
als Verbindungen bezeichnet werden, die micht geringe Ungebühr 
und geiſtliche Gefahren mit ſich führten“, und die Pfarrer er— 
mahnt werden, von ſolchen Ehen abzurathen, oder wenigſtens 
den katholiſchen Theil an ſeine Pflicht hinſichtlich der katholiſchen 
Erziehung der Kinder zu erinnern und endlich, daß jedes 
Wort ausgeſchloſſen würde“, wodurch die Pfarrer ermahnt wer— 
den, ,fich jedes Zeichens einer Billigung der gemiſchten Ehen, die 
in ihrer Gegenwart unerlaubter Weiſe geſchloſſen würden, und 
noch vielmehr des Gebrauches irgend eines kirchlichen Ritus bei 
dieſem Acte, zu enthalten“. Dies war der Hauptpunkt. Konnte 
die preußiſche Regierung letzteres Zugeſtändniß vom Papſte er⸗ 
halten, dann hatte ſie gewonnenes Spiel. 

Es ijt einleuchtend, daß der heilige Vater „die geforderten 
Modificationen nicht zulaſſen konnte, ohne die heiligſten Pflichten 
ſeines apoſtoliſchen Amtes zu verrathen“!, und alle Bemühungen 
des preußiſchen Miniſterreſidenten vermochten nicht, den apoſto— 
liſchen Stuhl zu größeren Zugeſtändniſſen zu bewegen. Das 
Miniſterium in Berlin beſchloß daher, von weiteren Verhand— 
lungen mit Rom abzuſehen und ſeinen Zweck auf andere Weiſe 
zu erreichen. Was man vom Oberhaupte der Kirche nicht er— 
langen konnte, hoffte man mit Hilfe der Biſchöfe zu Stande zu 
bringen. Schon 1829 hatte der geheime Oberregierungsrath 
Schmedding ſich an die Generalvicariate der öſtlichen Provinzen 
mit dem Erſuchen gewandt, „in forma atteſtiren zu wollen, daß 
bei ihnen ohne das Verſprechen katholiſcher Kindererziehung die 
kirchliche Trauung gemiſchter Brautpaare gewährt werde“, und 
war auch fo glücklich, ihre Zeugniſſe in gewünſchter Forme zu 
erhalten 2. 

Dieſelben ſollten bei den Verhandlungen mit den Biſchöfen 
der weſtlichen Provinzen verwerthet werden. Als Unterhändler 
fungirte auch hier wieder Schmedding, der fic) 1832 an die ge- 
nannten Biſchöfe wandte, um zu erfahren, ob fie nicht geneigt 
ſeien, über den Inhalt des päpſtlichen Breve hinauszugehen, 


a. O. S. 7. 
2 Franz, Die gemiſchten Ehen S. 62. 
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beſonders ob ſie nicht von der Ermahnung an die katholiſchen 
Bräute vor Gewährung der paſſiven Aſſiſtenz abſtehen oder 
dieſelbe wenigſtens mildern und namentlich ob ſie nicht, wenn 
auch nicht im Augenblicke, doch in nicht allzulanger Friſt die 
kirchliche Trauung gemiſchter Ehen auch ohne ausdrückliche Ga⸗ 
rantie der katholiſchen Kindererziehung geſtatten wollten 1. Die 
Antworten der Biſchöfe ?, denen die Gewährung von Zugeſtänd⸗ 
niſſen angeſonnen wurde, die in directem Widerſpruche mit dem 
Breve vom 25. März 1830 ſtanden und vom apoſtoliſchen 
Stuhle neuerdings verweigert worden waren, befriedigten zwar 
die preußiſche Regierung nicht vollſtändig, gaben aber theilweiſe 
der Erwartung Raum, daß ſich im Laufe der Zeit die paſſive 
Aſſiſtenz zu einer activen allmälig umgeſtalten könne. 

Für den Augenblick hatte man freilich noch nichts erreicht; 
aber für die Zukunft trug man ſich mit den ſicherſten Hoff— 
nungen. Dieſelben wurden noch erhöht durch ein von Dr. Nie. 
München, Secretär des Erzbiſchofs von Köln, am 17. Okto⸗ 
ber 1832 eingeſandtes Gutachten, welches das päpſtliche Breve 
in einer Weiſe interpretirt, daß deſſen Beſtimmungen geradezu 
illuſoriſch werden. Dieſes Gutachten, ein wahres Muſter fal— 
ſcher Interpretationskunſt, fand zwar anfangs nur geringe Be— 
achtung, erlangte aber bald eine große Bedeutung und bildet die 
Grundlage der berüchtigten Convention, welche am 19. Juni 1834 
zwiſchen dem Erzbiſchof Spiegel und Bunſen in Berlin geſchloſſen 
wurde. 


Nachdem die preußiſche Regierung den Plan, durch Verhand⸗ 
lungen mit Rom zum Ziele zu gelangen, aufgegeben hatte, er— 
hielt Bunſen im Frühjahr 1834 Befehl, Breve und Inſtruction 
zurückzufordern und mit beiden Actenſtücken nach Berlin zu kom⸗ 
men, um hier Bericht über den Stand der Dinge zu erſtatten 
und etwaige Vorſchläge zu machen. Officiell dieſe Schriftſtücke 
zurück zu verlangen, verſtieß gegen die Regeln der Diplomatie; 


1 Bunſen I. S., 414. 


2 Bunſen, I. S. 414. Das Schreiben des Biſchofs von Trier Ros- 
kovdny, II. p. 245 sqq. 
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dagegen erwirkte Bunſen in ſeiner Abſchiedsaudienz, 8. März, 
deren Auslieferung durch den Papſt ſelbſt, dem er die feierlichſte 
Zuſicherung gab, für die Zuſtellung derſelben an die Biſchöfe thätig 
zu ſein. Im Mai kam Bunſen in Berlin ant. Vom Miniſter 
v. Altenſtein mit Kälte und Mißtrauen empfangen, fand er ein 
um ſo bereitwilligeres Ohr beim König, auf deſſen Befehl die 
ganze Angelegenheit der Cognition des Miniſteriums entzogen 
und in die Hände Bunſens gelegt ward. Raſch entwarf er ſeinen 
Feldzugsplan, welcher darin gipfelte, den Erzbiſchof von Köln 
nach Berlin zu berufen, um mit ihm eine Verſtändigung über 
die Ausführung des päpſtlichen Breve auf Grundlage des von 
München eingereichten Gutachtens zu treffen und hierauf auch 
die übrigen Biſchöfe für die getroffene Uebereinkunft zu gewinnen. 
Mit dieſem Vorſchlage war der König einverſtanden und 
erließ ein überaus gnädiges Cabinetsſchreiben“ an den Erzbiſchof 
zmit der angelegenſten Aufforderung, alsbald nach Berlin zu 
kommen und am Staatsrathe nach Anleitung der neuen Geſchäfts— 
ordnung Theil zu nehmen.“ Nur ungern trat Spiegel die ,un- 
angenehme und koſtſpielige Reiſe“ an; denn er war überzeugt, 
daß „die Verhandlungen im Staatsrathe wohl den geringſten An— 
theil an dieſer Reiſe haben dürften“, und „vermuthete“ ganz rich— 
tig, daß man die Bearbeitung kirchlicher Geſchäfte beabſichtige 
und vermeine, mündlich mehr als ſchriftlich über ihn zu vermö— 
gen“?. Leider war dies der Fall. Als der Erzbiſchof in Be— 
gleitung ſeines Secretärs, Dr. München, in Berlin angekommen 
war, begannen am 16. Juni zwiſchen ihm und Bunſen mit Aus- 
ſchluß des geiſtlichen Miniſteriums, welches der Berufung Spie— 
gels nach Berlin widerſprochen hatte, die Verhandlungen über 
das Breve. Ihr Reſultat war die oben berührte, von Dr. Mün— 
chen und Bunſen redigirte Convention vom 19. Juni 1834. 


1 Bunſen, I. S. 415. Einen ausführlichen, im Intereſſe Preußens 
verfaßten Bericht Bunſens über die Verhandlungen und die ſpäteren Strei— 
tigkeiten theilt Gelzer in den „Preußiſchen Monatsblätter für innere 
Zeitgeſchichte- Bd. 18 (1861) unter dem Titel „Rom und Berlin in den Jah— 
ren 1834—1840“ mit (S. 145183). f 

2 Brief an ſeinen Bruder Philipp, öſterreichiſchen Geſandten in Mün⸗ 
chen. Hiſt.⸗pol. Bl. Bd. 89, S. 61 f. 
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Dieſelben umfaßt 15 Artikel. Der erſte erklärt „die Mit⸗ 
theilung des apoſtoliſchen Breve's an jeden Pfarrer“ für ,un- 
erläßlich, um alles Mißtrauen zu entfernen und den Gehor— 
jam zu ſichern.“ Sie ſollte „ſtattfinden in der üblichen Form 
eines Paſtoralſchreibens an die Pfarrer und Seelſorger.“ Dieſes 
Schreiben ſoll „den Worten nach verſchieden, dem Inhalte nach 
gleich ſein“ und namentlich eine gleichlautende Erklärung des 
Hauptgrundſatzes desſelben hinſichtlich der Trauungen und mit 
verwahrenden Andeutungen hinſichtlich einiger ‚mißverſtändlicher 
Punkte“ enthalten. Zu denſelben wird die Auslegung des Aus- 
drucks, daß künftighin auch ohne Beobachtung der Tridentiniſchen 
Form geſchloſſene gemiſchte Ehen giltig ſeien, und die Revali— 
dation der bisher vor dem proteſtantiſchen Prediger abgeſchloſſenen 
Ehen gezählt. Um den Biſchöfen ihre Arbeit zu erleichtern, wurden 
dieſe Paſtoralſchreiben in Berlin verfertigt und den betreffenden 
Biſchöfen zur Unterſchrift zugeſtellt. Gegen alle Gewohnheit 
und die kirchlichen Vorſchriften wurde die Entſcheidung hinſicht— 
lich der kirchlichen Trauung gemiſchter Ehen den Pfarrern an- 
heimgeſtellt, welchen in dem Paſtoralſchreiben die nothwendigen 
Winke ertheilt wurden. Da aber vorauszuſehen war, daß einige 
Pfarrer“ aus nur zu gerechten Bedenken bezüglich der Erlaubt— 
heit unbedingter Trauungen ſolcher Ehen, oder wie es in der 
Convention heißt, aus Mangel an Einſicht in das Sachverhält— 
niß und den wahren Inhalt des Breve, andere aus Aengſt— 
lichkeit Anfrage thun, oder Fehlgriffe machen“, d. h. die kirchliche 
Trauung verweigern würden, ſo wurden hiefür ſchon jetzt Vor— 
kehrungen getroffen und beſtimmt, daß die Biſchöfe in ſolchen 
Fällen „gleichförmige Entſcheidungen- geben und zu dieſem Zwecke 
eine „gleichmäßige Inſtruction“ an ihre Generalvicariate erlaſſen 
ſollten, bei deren „Abfaſſung folgende Auſichten des wahren Sinz 
nes und Zweckes des päpſtlichen Breve zu Grunde zu legen ſeien.“ 

Wir dürfen uns nicht verſagen, dieſe Grundſätze hier wört— 
lich anzuführen, da dieſelben die ganze Angelegenheit herrlich 
illuſtriren und ein ſchwer wiegendes Zeugniß für die Redlichkeit 
und Gewiſſenhaftigkeit ihrer Verfaſſer abgeben. 


1 Roskovdny, II. p. 248 sqq. Denkſchrift S. 130 ff. 
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a) „Die Canones“, heißt es, und die mehr entwickelte Praxis 
ſind zwar nicht aufgehoben und außer Kraft geſetzt; allein 
es iſt eine Art von Dispenſation erfolgt, ein Nachgeben 
(tolerantia) eingetreten. Hiedurch iſt alſo die Disciplin 
gemildert und es kann hinfort nach dem Geiſte der Ca— 
nones und der kirchlichen Anforderungen ſo gehandelt wer— 
den, daß der Allerhöchſten Cabinetsordres von 1825 ge— 
nügt wird. 

Nach dieſem Grundſatze iſt der Inhalt der einzelnen Stellen 

des Breve zu ermitteln und mildernd zu erklären. Insbe— 

ſondere kann von Seiten der Biſchöfe Alles zugelaſſen wer— 
den, was in dem Breve nicht ausdrücklich unterſagt, oder 
was, als zu beachten, beſtimmt iſt angegeben worden. 

Die Thätigkeit der Pfarrer beſteht daher vorzüglich in Be- 

lehrung und Ermahnung, im Allgemeinen ſowohl als im 

Beſondern in den ſpeciellen Fällen. 

Mit der ſpeciellen Cognition hört auch die Ertheilung der 

Dispenſation und der Erlaubniß, bei der Eheſchließung zu 

aſſiſtiren (licentia assistendi matrimonio) auf. 

Von der Cautio, oder dem Verſprechen rückſichtlich der 

Erziehung der Kinder in der Religion des einen oder an— 

dern Ehetheils, wird ganz Abſtand genommen. Die reli— 

giöſe Geſinnung des katholiſchen Theils in Abſicht auf 

Glaubenstreue und Pflichterfüllung bei der künftigen Kinder— 

erziehung iſt vorzüglich ins Auge zu faſſen und darauf ein— 

zuwirken. Und nach dieſer Geſinnung, die mit Milde in 
jedem einzelnen Falle beurtheilt werden muß, iſt das ganze 

Verfahren einzurichten. 

f) Die Fälle, wo die assistentia passiva Statt finden ſoll, 
ſind möglichſt zu beſchränken. Alles, was die Leichtfertig— 
keit nicht vermuthen läßt, oder ſie doch in der ſittlichen Be— 
urtheilung mildert, hebt den Fall der assistentia passiva 
auf. Dahin gehören ſolche Umſtände, welche auch bei an— 
dern Ehehinderniſſen eine mildere Behandlung und Dispen— 
ſation begründen, als z. B. vorhergegangene Schwängerung, 
vorgerücktes Alter (aetas superadulta), Beilegung von Fa- 
milienzwiſten und dergleichen. In allen Fällen, wo dieſe 
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assistentia passiva nicht eintritt, werden die üblichen kirch— 

lichen Feierlichkeiten vollzogen.“ 

Nach dieſen Grundſätzen wurde eine Inſtruction ausgearbeitet 
und den Acten beigelegt. Sie ſollte ſpäter den Biſchöfen zuge— 
ſtellt werden. 

Die folgenden Paragraphen handeln von der Inſtruction 
des Cardinals Albani, deren Bekanntmachung man aus ſehr be— 
greiflichen Gründen „weder für nothwendig noch für räthlich⸗ 
hielt. Ebenſo erachtete man eine Berathung“ über die Punkte 
der Convention ,mit den Capiteln weder für nützlich noch noth— 
wendig, da es ſich um Ausführung einer päpſtlichen Entſcheidung 
handele, welche auf ein ohne ſolche Berathung abgefaßtes und 
eingereichtes biſchöfliches Schreiben erfolgt jei‘, wie man zur Be— 
gründung beifügte. Der wahre und eigentliche Grund war da— 
gegen der Widerſpruch, welchen man von Seiten dieſer Corpora— 
tionen, oder einiger Mitglieder derſelben befürchtete, ſowie die 
Beſorgniß, es könne der heilige Stuhl auf dieſe Weiſe Kenntniß 
von dem Inhalte der Vereinbarung erhalten. Um ſo mehr aber 
hielt man eine definitive Verſtändigung mit den Biſchöfen“ für 
„durchaus nothwendig, damit aller Aufregung und Verwirrung 
der Gemüther von Anfang an vorgebeugt und eine gleichförmige 
Praxis nach dem Vorſtehenden gleichzeitig in allen vier Diöceſen 
eingeführt und geſichert werde.“ Dieſe Verſtändigung ſollte der 
Erzbiſchof herbeiführen. „Seitens der Staatsregierung“ wurden 
drei Maßregeln für „höchſt weſentlich' gehalten, nämlich „den 
evangeliſchen Pfarrern wiederholt einzuſchärfen, bei gemiſchten 
Ehen ihre Wirkſamkeit auf Belehrung und Ermahnung zu be— 
ſchränken und ſich keine Handlungen zu erlauben, denen man mit 
Grund eine gehäſſige Deutung geben, und die nur erbittern 
könnten“, ferner „zu einer möglichſt ſchleunigen Organiſation der 
ſchon lange verheißenen geiſtlichen Gerichte in den weſtlichen 
Provinzen“! die Hand zu reichen, und endlich an der Aufhebung 
der Civilehe auf der linken Rheinſeite mitzuwirken, „da auch durch 
die jetzt eintretende Anerkennung der evangeliſchen Trauung Sei— 
tens der katholiſchen Kirche“, wovon übrigens weder das Breve 


1 Siehe Seite 242 f. 
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noch die Inſtruction in dieſer Weiſe redet, ſowie durch die Zu⸗ 
laſſung der katholiſchen Trauung in den meiſten Fällen, der 
Hauptgrund wegfalle, durch welchen man dieſe aller deutſchen 
Sitte ſowohl als dem (preußiſchen) Landrecht ganz fremde Ein— 
richtung (assistentia passiva) vertheidigt habe.“ Schließlich wurde 
auch noch der Wunſch ausgeſprochen, eine Verminderung der 
Eheſcheidungsgründe „bei der dem Vernehmen nach bevorſtehenden 
Eheſcheidungs⸗Geſetzgebung“ eintreten zu laſſen. 

Durch dieſe Convention wurde allerdings „der Widerſpruch 
der canoniſchen Vorſchriften mit der Landesgeſetzgebung gehoben“; 
allein es geſchah dies nur durch Aufgeben der kirchlichen Prin— 
cipien und eine ganz einzig daſtehende „Auslegung und An— 
wendung“ des Breve, deſſen ,Widerjpruch’ mit der getroffenen 
Uebereinkunft ,unleugbar’ ijt. 

Die Convention wurde vom Erzbiſchof und Bunſen unter⸗ 
zeichnet. Letzterer behielt „die allerhöchſte Genehmigung“ vor; 
erſterer dagegen unterſchrieb, ohne die Bedingung der päpſtlichen 
Gutheißung beizufügen. Wie vorauszuſehen war, erfolgte die 
königliche Gutheißung alsbald. Die Würfel waren gefallen. 
„Die Regierung hatte alles erlangt, was der Papſt ohne Verrath 
an den Pflichten ſeines Amtes nicht zugeſtehen zu können, ver— 
ſicherte 1. Der Erzbiſchof Spiegel, welcher nur nothgedrungen 
dem Drucke von Oben nachgegeben hatte? und ſich in ſeinem 
Gewiſſen keineswegs beruhigt fühlte, hatte nun die ſchwere und 
undankbare Aufgabe, ſeine Suffragane zum Beitritte zu den Be- 
ſtimmungen der Convention zu bewegen. Dies gelang auch den 
vereinten Bemühungen des Prälaten und der Regierung nach 
mehreren und ſchwierigen Verhandlungen. Die Biſchöfe von 
Trier, Münſter und Paderborn ließen ſich überreden und ein— 
ſchüchtern und gaben ihre Zuſtimmung in der Hoffnung, auf 
andere Weiſe den ſchlimmen Wirkungen der Convention vorbeu- 
gen zu könnens. Am 4. Auguſt 1834 konnte Bunſen die Bei⸗ 
trittserklärungen der Biſchöfe nach Berlin ſenden. 

Einige Monate nach Abſchluß der Convention erfolgte die 

1 Haſe, Die beiden Erzbiſchöfe x. S. 50. 

2 Siehe Hiſt.⸗pol. Bl. Bd. 89 S. 50 ff. 

3 Roskovdny, II, p. 255 sq. 
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Mittheilung des Breve an die Pfarrer durch die Biſchöfe, welche 
zugleich die vereinbarte Inſtruction! an ihre Generalvicariate 
erließen. Dieſelbe iſt zum Theil wörtlich mit den ſchon ange- 
führten Beſtimmungen der Uebereinkunft übereinſtimmend, wes- 
halb von einer näheren Angabe ihres Inhaltes abgeſehen werden 
kann. Als leitenden Grundſatz ſtellt die Inſtruction den Satz 
auf, daß von Seiten der Pfarrgeiſtlichen „Alles vorgenommen 
oder zugelaſſen werden könne, was in dem Breve nicht ausdrück— 
lich unterſagt, oder zu beachten beſtimmt angegeben fei‘, während 
doch nach den Regeln der Interpretation gerade das Gegentheil 
ſich ergibt, daß nämlich das Kirchengeſetz in allen Fällen eintritt, 
wo das Breve nicht eine Ausnahme ſtatuirte. 

Nach Veröffentlichung des Breve machte ſich alsbald eine 
verſchiedene Anwendung desſelben von Seiten der Pfarrer gel- 
tend. Einige gewährten, um der Regierung nicht zu mißfallen, 
oder aus anderen Gründen die kirchliche Trauung gemiſchter 
Ehen ohne Unterſchied, während die Mehrzahl der Seelſorger 
nur die paſſive Aſſiſtenz leiſten wollten, wenn nicht die noth- 
wendigen Garantieen gegeben würden. Andere wandten ſich in 
ihrer Verlegenheit an die Generalvicariate, von welchen ſie na— 
türlich im Sinne der Inſtruction beſchieden wurden. Eine viel- 
geſtaltige Praxis riß ein, indem in der einen Pfarrei die kirch— 
liche Trauung ertheilt, in der anderen aber verweigert ward. 
Die Biſchöfe kamen in Verlegenheit. Selbſt der Erzbiſchof 
konnte die ſchlimmen Folgen ſeiner Nachgiebigkeit nicht verkennen 
und war bemüht, nähere Nachrichten über die Behandlung ge— 
miſchter Ehen außerhalb Preußens einzuziehen, um ſein Verhal⸗ 
ten „im Stillen“? danach einzurichten. Offen umzukehren und die 
ganze Sache vor den apoſtoliſchen Stuhl zu bringen, dazu fühlte 
er ſich nicht ſtark genug. So ſchwankte er hin und her, von 
Gewiſſensbiſſen gefoltert, bis zu ſeinem am 2. Auguſt 1835 er— 
folgten Tode. 

Das Benehmen der Geiſtlichen, welche den gemiſchten Ehen 
die kirchliche Trauung verſagten, führte zu manchen, höchſt un— 


Sie ſteht Roskovdny, II. p, 256 sqq. Denkſchrift S. 87 ff. 
2 Schreiben des Erzbiſchofs an ſeinen Bruder Philipp. iſt.⸗pol. Bl. 
Bd. 89, S. 68.) r 
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angenehmen Conflicten mit der Regierung, die ſchon geglaubt 
hatte, gewonnenes Spiel zu haben. Noch unangenehmer wurde 
dieſelbe berührt, als in ausländiſchen Zeitungen geharniſchte Ar— 
tikel über die Berliner Verhandlungen zwiſchen Erzbiſchof Spiegel 
und Bunſen erſchienen. Die Kunde von denſelben war trotz aller 
Geheimhaltung in die Oeffentlichkeit gedrungen und auch der In— 
halt der Inſtruction wurde in weiteren Kreiſen bekannt, wenn man 
auch den Wortlaut derſelben nicht genau kannte. Dieſe Artikel 
trugen zur Klärung der Verhältniſſe vieles bei und beſtärkten die 
pflichttreuen Geiſtlichen in ihrem Widerſpruche, während die An- 
hänger der ſ. g. milden Praxis in der öffentlichen Meinung ſanken. 
Hierher gehört das ſchon angeführte ſ. g. rothe Buch, welches 
die Bedrückungen der katholiſchen Kirche in Preußen actenmäßig 
aufzählt und dabei beſonderen Nachdruck auf die gemiſchten Ehen 
legt. Ein demſelben beigefügtes theologiſches Gutachten! über 
das Breve vom 25. März 1830 erörtert ruhig und ohne jede 
Voreingenommenheit den Inhalt und den Sinn des päpſtlichen 
Schreibens und gelangt naturgemäß zu einem ganz anderen Re— 
ſultat als die Berliner Exegeten. Dieſes Buch kam den preußi⸗ 
ſchen Staatsmännern äußerſt ungelegen; allein ſie konnten deſſen 
Wirkungen nicht aufhalten. Trotz des Verbotes ward es nach 
Preußen eingeführt und begierig geleſen. Die Stimmung unter 
Klerus und Laien wurde immer gereizter und gab ſich vielfach 
in bitterer, ſarkaſtiſcher Weiſe kund. Vornehmlich richteten ſich 
die Angriffe gegen Dr. München, deſſen Rolle bei den Verhand— 
lungen kein Geheimniß geblieben war. Das Journal historique 
et literaire von Lüttich ſchloß einen längeren Artikel über die 
Vorgänge in Preußen mit der Nachricht, Bunſen habe dem Dom— 
herrn Dr. München „den rothen Adlerorden und jenen des hl. 
Gregorius zu verſchaffen gewußt zu Vergeltung dafür, daß er 
die katholiſchen Grundſätze verrathen und die Gewiſſen bedrückt 
habe“ ?. 


1 S. 131 ff. 
2 Brief Münchens an Bunſen vom 6. Nov. 1835 (Bunſen, I, S. 433). 
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Auch in Rom hatte man von dieſen Vorfällen Kenntniß er⸗ 
halten. Von verſchiedener Seite“ wurden dem apoſtoliſchen Stuhl 
Abſchriften von der Inſtruction zugeſandt, welche die Biſchöfe 
an ihre Generalvicariate erlaſſen hatten. Dieſelbe wurde jedoch 
irrig als eine Inſtruetion des Erzbiſchofs an ſeine Suffragane 
bezeichnet; auch der Text derſelben wich in einigen untergeord— 
neten Punkten von der wirklichen Inſtruction ab. „Bei der 
äußerſten Schwierigkeit, die nöthigen genauen Notizen direct von 
den Biſchöfen zu erhalten“, und ,bet dem Umſtand, daß Breve 
und Inſtruction von dem preußiſchen Hofe hervorgerufen und 
von ihm den Prälaten der Rheinprovinz zugeſtellt worden waren“, 
verlangte der Cardinalſtaatsſeeretär Lambruschini auf Befehl des 
Papſtes die nothwendigen Aufklärungen vom preußiſchen Miniſter⸗ 
reſidenten. Er richtete deshalb am 15. März 1836 eine ver⸗ 
trauliche Note! an Bunſen, in welcher er obiger Inſtruction er— 
wähnt, deren weſentliche Verſchiedenheit von den päpſtlichen Ver— 
ordnungen im Einzelnen kurz nachweiſt und dem Geſandten nicht 
verhehlt, daß „die Beſtimmungen“ der Inſtruction „ihrer Sub⸗ 
ſtanz nach“ ſich auf Modificationen reducirten“, welche den von 
der preußiſchen Regierung geforderten Veränderungen „ganz ana- 
log“ ſeien. Der Cardinalſtaatsſecretär erwartet um jo mehr eine 
genügende Aufklärung, als ſonſt der Papſt genöthigt ſei, den 
Katholiken Preußens die nothwendigen Aufſchlüſſe zu ertheilen, 
damit „man nicht dem heiligen Stuhle eine That zuſchreibe, die 
ihm nicht angehöre und welche die päpſtlichen Verfügungen in 
ihrem Weſen beeinträchtige.“ 

Auf dieſe Note Lambruschini's, der zugleich den Wunſch 
des heiligen Vaters ausſpricht, einen ſtändigen Vertreter in 
Berlin zu haben, antwortete Bunſen am 15. April 1836. Nach⸗ 
dem er zuerſt des „ſchmerzlichen Eindrucks“ der Note des Cardi— 
nals auf fein Gemüth“ erwähnt, erklärt er auf die ungweiden- 
tigſte Weiſe, daß wenn die Beſorgniſſe Sr. Heiligkeit gegründet, 
wenn die Ihr hinterbrachten Beſchuldigungen gegen die Regie— 
rung etwas anderes wären, als Ausflüſſe entweder der Unwiſſen⸗ 
heit oder der Bosheit, oder eines Fanatismus, der nur der Sache 


1 Denkſchrift S. 32 ff. theilt die verſch. Noten mit. 
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gefährlich iſt, die er zu vertheidigen wähnt, allerdings von Seite 
der Regierung Sr. Majeſtät des Königs nicht blos ein Unrecht, 
ſondern eine ſchreiende Ungerechtigkeit und die Verletzung feier- 
lich eingegangener Verpflichtungen vorliegen würde.“ Hierauf 
bezeichnet er die Exiſtenz einer Inſtruction, wie ſie die päpſtliche 
Note erwähne, als „moraliſch unmöglich“, ſowohl „wegen des 
moraliſchen Characters der Biſchöfe“, als auch aus dem Grunde, 
weil fie nicht beſtehen könnte, ohne daß die Regierung Sr. Ma⸗ 
jeſtät und folglich er ſelbſt davon Kenntniß hätte.“ Wenn aber 
wirklich, fährt er fort, eine ſolche Inſtruction beſtände, ſo könnte 
dieſe Thatſache“ keineswegs eine Beſchwerde gegen die preußiſche 
Regierung abgeben, ſondern es wäre eine Handlung der Biſchöfe, 
welche auch dafür die Verantwortung zu tragen hätten. Wollte 
der heilige Stuhl die Regierung aber dafür verantwortlich 
machen, jo müßte ein jo unerhörtes Verfahren ,die Verwunde— 
rung Europa's“ hervorrufen, welche „um ſo größer“ wäre, „wenn 
unglückliche Umſtände die Regierung nöthigten, die diplomatiſchen 
Urkunden zu veröffentlichen, welche ihr Benehmen in dieſer Sache 
bezeugten.“ Sie „habe nichts zu verheimlichen und nichts zu 
ſcheuen.“ „Die Urkunden ſeien da, um ſowohl die Gerechtigkeit 
ihrer Geſetze, als die Mäßigkeit ihrer Forderungen und die 
Weisheit darzuthun, womit ſie gänzlich der reifen Erwägung 
und der ungeſtörten Gewiſſenhaftigkeit der Biſchöfe die Auslegung 
und Vollziehung des päpſtlichen Breve's anheimgegeben habe.“ 
Um den Cardinalſtaatsſecretär irre zu führen, berührt er neben⸗ 
bei, daß der Erzbiſchof von Köln nach Berlin berufen worden 
und über ſeine Meinung in Betreff der in den päpſtlichen Docu- 
menten enthaltenen Conceſſionen gefragt worden ſei und ſich dafür 
ausgeſprochen habe, daß „das Breve bekannt gemacht und in 
Wirkſamkeit geſetzt werden könne“, ohne einen Conflict mit den 
beſtehenden Geſetzen herbeizuführen, daß er aber, „vor dem er ſich 
förmlich zu etwas verpflichte“, wünſche, ſich mit ſeinen Suffra- 
ganen zu berathen. Dies fei auch geſchehen. Die letzte Confe- 
renz mit denſelben habe Ende Juli in Koblenz ſtattgefunden. 
Hier habe er auch, fährt Bunſen fort, ,aus den Händen des 
Erzbiſchofs das Document empfangen, welches „ihre einſtimmigen 
Anſichten über die Ausführung des Breve enthielt.“ Er habe 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 19 
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ſelbſt den Conferenzen nicht beigewohnt, zweifele“ aber „icht, 
daß die Biſchöfe damals unter fic) über die Principien überein⸗ 
gekommen ſeien, nach welchen ſie die ihnen vorgelegten zweifel— 
haften Fälle entſcheiden würden, um nicht durch verſchiedenes 
Syſtem dem biſchöflichen Anſehen und der Kirche zu ſchaden.“ 
Es gebühre daher den Biſchöfen, dem heiligen Stuhl über ihr 
Verfahren Rechenſchaft abzulegen, was wohl bald durch Cinjen- 
dung der „regelmäßigen Berichte“ derſelben an den heiligen Stuhl, 
die „noch nie über den geſetzlichen Termin hätten auf fic) warten 
laſſen“, geſchehen werde. 

Dieſe Note! war offenbar auf eine Ueberliſtung des heiligen 
Stuhles abgeſehen, den man von einer weiteren Verfolgung 
dieſer Sache abhalten wollte. Sie wirft ein eigenthümliches Licht 
auf den Character und die Wahrheitsliebe ihres Verfaſſers. 
Hatte doch gerade er den Rath zu jenen Verhandlungen gegeben, 
deren Reſultat die in Frage ſtehende Inſtruetion war und an 
ihrer Redaction thätigen Antheil genommen, und dennoch gibt er 
ſich den Anſchein, als ſei ihm ein ſolches Actenſtück ganz unbe- 
kannt und bezeichnet die vom heiligen Stuhl ihm vorgelegte und 
dem Inhalt mit der in Berlin vereinbarten ganz gleichen In— 
ſtruction wegen kleiner formellen Verſchiedenheiten als ein Werk 
der Verleumdung, nimmt wiederholt die Miene der Entrüſtung 
an, daß die Curie ſolchen Erzeugniſſen elender Verdächtigung 
irgend eine Bedeutung beilege, und läßt ſogar die Drohung durch— 
blicken, die preußiſche Regierung könne ſich zu Schritten verleiten 
laſſen, die für den päpſtlichen Hof ſehr unerwünſcht ſeien, wenn 
derſelbe mit den gegebenen Erklärungen ſich nicht zufrieden gebe. 

Die Befürchtungen des heiligen Stuhles wurden zwar durch 
dieſe Note nicht verſcheucht; für den Augenblick aber mußte er 
die Sache auf ſich beruhen laſſen; um ſo mehr, da Bunſen auf 
die bald eintreffenden Rechenſchaftsberichte der Biſchöfe hinge— 
wieſen hatte, welche die Beſorgniſſe des heiligen Vaters voll— 
ſtändig heben würden. 


1 Denkſchrift S. 61 ff. 
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Zwanzigſtes Kapitel. 


Clemens Auguſt v. Proſte-Biſchering, Erzbiſchof von Köln. Die Rechenſchaftsherichte 
der Biſchöſe der weſtlichen Provinzen. Weiterer Notenwechſel zwiſchen Tambruschini 
und v. Bunſen. Der Widerruf des Biſchofs v. Sommer von Trier 1836. Er ſendet 
die Inſtruction an die Generalvicariate nach Rom. Mittheilung derſelben an Nunſen. 
Ausffüchte desſelben. Clemens Auguſt im Conflict mit der preußiſchen Regierung. 


Mittlerweile war in den Rheinlanden eine folgenſchwere 
Veränderung vor ſich gegangen. Nach dem Tode des Erzbiſchofs 
Spiegel war die preußiſche Regierung bemüht, einen Mann auf 
den Metropolitanſtuhl von Köln zu erheben, der einestheils die 
namentlich durch das „rothe Buch“ aufgeregten Gemüther be— 
ſchwichtigen, anderntheils aber in Sachen der gemiſchten Ehen 
ihren Plänen nicht entgegen treten würde. Ihre Wahl fiel auf 
den Weihbiſchof von Münſter, Clemens Auguſt Freiherrn von 
Droſte⸗Viſchering, Biſchof von Calama i. p. Ob der Kronprinz 
und ſpätere König Friedrich Wilhelm IV. bei dieſer Wahl den 
Ausſchlag gegeben, kann dahin geſtellt bleiben. Ein feſter und 
unbeugſamer Character, voll tiefer Religioſität und inniger 
Liebe zur Kirche, hatte er bereits als Adminiſtrator der Diö— 
ceſe Münſter! das Recht der Kirche gegen ein intolerantes 
Beamtenthum vertheidigt und manche Conflicte mit der Re— 
gierung gehabt. Nach der Neuorganiſation der Diöceſen durch 
die Bulle De salute animarum wurde er zum Decan des neuen 
Domcapitels von Münſter ernannt, legte jedoch dieſe Würde bald 
nieder und zog ſich in das Privatleben zurück. Nur auf drin- 
gendes Bitten ſeines Bruders, des Biſchofs Maximilian v. 
Droſte⸗Viſchering von Münſter, nahm er das Amt eines Weih— 
biſchofs (1827) an, kümmerte ſich aber gar nicht um die Ver— 
waltung der Diöceſe, ſondern widmete ſich Werken der Fröm— 
migkeit und Nächſtenliebe. Seine Hauptbeſchäftigung war die 
Leitung der Genoſſenſchaft der barmherzigen Schweſtern, die 
unter ſeiner weiſen Führung raſch aufblühte. 

Dieſen Mann hatte das Berliner Cabinet zum Nachfolger 
ſeines früheren Antipoden auserſehen. Es ſcheint allerdings 


1 Bd. 1, S. 161 ff. 17 5 
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ſonderbar, daß man in den höchſten Kreiſen die Erhebung 
eines Prälaten auf den erzbiſchöflichen Stuhl von Köln be⸗ 
trieb, deſſen Characterfeſtigkeit man ſchon bei vielen Gelegen- 
heiten kennen gelernt hatte. Und doch glaubte die Regierung 
wichtige Gründe für ihre Wahl zu haben. Sie mußte der 
herrſchenden bitteren Stimmung Rechnung tragen und das ſehr 
geſchwundene Vertrauen ſich wieder zu gewinnen ſuchen. 
Dieſen Zweck hoffte ſie durch die Wahl Droſte-Viſcherings zu 
erreichen. Sie glaubte hiedurch den rheiniſchen und weſt— 
fäliſchen Adel ſich zu verpflichten, den Klerus zu beruhigen und 
ihre Gegner zum Schweigen zu bringen. Wohl wurden Be— 
denklichkeiten gegen ihn geltend gemacht, namentlich ſein frühe— 
res Verhalten bezüglich der gemiſchten Ehen !; allein dieſelben 
fanden weniger Beachtung, da man der Hoffnung lebte, daß 
die dem Alter eigene Milde den künftigen Erzbiſchof von ener— 
giſchen Maßregeln abhalten, und zur Beobachtung der zwiſchen 
der Regierung und den Biſchöfen vereinbarten Beſtimmungen 
veranlaſſen würde. Um aber ganz ſicher zu gehen?, ließ der 
Miniſter v. Altenſtein durch den Domherrn Schmüllings 
von Münſter bei Clemens Auguſt zuerſt anfragen, ob derſelbe 
bereit fet, die in Gemäßheit“ des Breve vom 25. März 1830 
zwiſchen Bunſen und Erzbiſchof Spiegel in Berlin getroffene 
Uebereinkunft vom 19. Juni 1834 bezüglich der gemiſchten Ehen, 
welcher auch die übrigen Biſchöfe beigetreten ſeien, aufrecht zu 
erhalten“, falls er einer Diöceſe als wirklicher Biſchof vorgeſetzt 
werde. Der Weihbiſchof, welcher eben fo wenig wie Schmülling 
„dieſe Vereinbarung geſehen hatte“ und auch keine Erkundigungen 
hierüber bei ſeinem Bruder einziehen konnte, erwiederte, geſtützt 
auf die Aeußerung des Miniſters, daß dieſe Vereinbarung in 
Gemäßheit' dieſes Breve geſchloſſen ſei, alſo nicht über deſſen 
Inhalt hinausgehe, daß er „ſich wohl hüten werde, jene, gemäß 
dem Breve von Papſt Pius VIII. darüber getroffene und in den 


1. Bd. 1, S. 220. 

2 Darlegung S. 20 ff. und Beil. J. Vgl. Cl. Auguſt, Ueber den 
Frieden S. 257 f. 

5 Er war ein ſehr tüchtiger, der Kirche treu ergebener Mann. Siehe 
Hipler, J. H. Schmülling. Braunsberg 1886. f 
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vier Sprengeln zur Vollziehung gekommene Vereinbarung nicht 
aufrecht zu halten, oder gar, wenn ſolches thunlich wäre, anzu— 
greifen oder umzuſtoßen“, ſondern, daß er ,diejelbe nach dem 
Geiſte der Liebe, der Friedfertigkeit anwenden werde“ !. Dieſe 
Erklärung wurde in Berlin für „genügend“ befunden und das 
an paſſiven Gehorſam gewöhnte Metropolitancapitel wählte ein- 
ſtimmig den Biſchof von Calama zum Erzbiſchof von Köln. Die 
päpſtliche Beſtätigung erfolgte am 1. Februar 1836 und ſeine 
Inthroniſation im Dom zu Köln am 29. Mai durch den Biſchof 
von Münſter. 

Die preußiſche Regierung hatte anſcheinend ihr Ziel erreicht. 
Nun galt es, das in der Note Lambruschini's vom 15. März 
1836 geäußerte Mißtrauen des heiligen Stuhles zu entfernen. 
Bunſen hatte, wie wir geſehen, die Exiſtenz der ihm vorgelegten 
Inſtruction geleugnet und fic) vornehmlich auf die Rechenſchafts— 
berichte der Biſchöfe berufen. Die Einſendung derſelben verzö— 
gerte ſich jedoch von Monat zu Monat und der Miniſterreſident 
ſuchte „bald mündlich, bald ſchriftlich die Verzögerung“ durch 
einige ,unvorhergejehene Ereigniſſe“ und insbeſondere mit dem 
Ableben des Grafen Spiegel zu entſchuldigen.“ Inzwiſchen war 
Schmedding im Auftrage Altenſteins bemüht, „im Wege münd— 
licher Verhandlung“ die vier Biſchöfe zur Abfaſſung von Schrei— 
ben an den Papſt zu bewegen, welche deſſen ,aufgeregtes Ge— 
müth“ beruhigen könnten. Es gelang ihm auch, von drei Biſchöfen 
ziemlich gleichlautende Schreiben zu erwirken ?. Sie ſprechen dem 
heiligen Stuhl für den Erlaß des Breve ihren Dank aus, ge— 
loben es als Norm ihres Verfahrens zu benützen und entſchul— 
digen die Nichtveröffentlichung der Inſtruction Albani's, „weil 
es der Gewohnheit zuwider laufe, ſolche Dinge zu veröffentlichen.“ 
Der Biſchof von Münſter bezeichnet außerdem die dem Erzbiſchof 
Spiegel zugeſchriebene Inſtruction für eine „Erfindung müſſiger, 
oder wenigſtens, zuverläſſiger Berichte entbehrender Leute.“ Auch 
der Berliner Verhandlungen wird in dieſem Schreiben gedacht, 
aber in einer Weiſe, daß ſie mehr zur Verwirrung als zur Klar— 


1 Darlegung, Beil. K 
2 Sie ſtehen Roskovdny, II, p. 262 sqq. Denkſchrift S. 91 ff. 
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ſtellung der Frage diente. „Wir Biſchöfe“, heißt es, „mußten 
dafür Sorge tragen, daß den Pfarrern auf ihre, wie vorauszu— 
ſehen war, entſtehenden Zweifel nicht unter ſich widerſprechende 
Aufſchlüſſe ertheilt würden, und daß die Wohlthat des Friedens, 
deſſen wir ſo ſehr bedurften, durch die Promulgation des apo— 
ſtoliſchen Schreibens nicht länger verzögert würde, oder ganz und 
gar verloren ginge. Deshalb fand, wie dies anders nicht mög— 
lich war, zwiſchen uns Biſchöfen ſelbſt und der Regierung eine 
Uebereinkunft ſtatt.“ Aber weder er, noch die Biſchöfe von Pa- 
derborn und Trier theilen aus leicht einleuchtenden Gründen dem 
Papſte den Wortlaut der Vereinbarung und ihrer Inſtruction 
an die Generalvicariate mit. Außerdem berühren ſie obenhin 
noch einige andere Punkte. Vorzüglich aber warnen ſie davor, 
‚dieſe Frage über gemiſchte Ehen auf's neue in Unterſuchung zu 
ziehen“, da es unnütz und gefährlich“ fet, oder, wie der Biſchof 
von Trier ſich ausdrückt, weil man dadurch nur neue Aufregung 
veranlaſſen und heftigere Uebel hervorrufen würde als die ſind, 
die man verhindern wolle.“ Der Erzbiſchof Clemens Auguſt be— 
gnügte ſich, ein kurzes Schreiben an den heiligen Vater zu rich— 
ten, weil er ſich erſt von den factiſchen Zuſtänden ſeines Spren— 
gels überzeugen wollte. Bezüglich der gemiſchten Ehen erklärt er, 
„nach Kräften dahin wirken zu wollen, daß in Sachen der ge— 
miſchten Ehen von ihm und den Pfarrern die Disciplin rein 
bewahrt werde.“ Und er hielt Wort. 

Die biſchöflichen Schreiben ernteten den Beifall Altenſteins, 
welcher ſie Bunſen zur Uebergabe an den heiligen Stuhl zuſtellen 
ließ. Er entledigte ſich dieſes Auftrages und begleitete die Do— 
cumente mit einer officiellen Note vom 15. Januar 1837. In 
derſelben ſpendet er dieſen Biſchöfen das höchſte Lob und benützt 
ihre Ausſagen, um damit die Wahrheit ſeiner Angaben in der 
Note vom 15. April 1836 zu erhärten. Er wolle, ſchreibt er, 
in Betracht des geheiligten Characters dieſer Documente , ihrer 
Urheber, ſowie deſſen, an den ſie gerichtet ſeien, ſeine Eingabe 
nicht durch die Widerlegung einer ebenſo nichtswürdigen, wie 
lächerlichen Verleumdung beflecken, die neuerdings eine, von der 
entſchiedenſten Mehrheit des Klerus und des katholiſchen Volkes 
verachtete Zeitſchrift vorgebracht. Denn die römiſch⸗katholiſche 
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Kirche müßte in Deutſchland zu ſein ganz und gar aufgehört 
haben, wenn ſolche Documente, wie die gegenwärtigen, auch nur 
ein Wort, eine Silbe enthielten, die nicht aus der Seele und 
dem Gewiſſen der Prälaten hervorgegangen. Se. Heiligkeit werde 
daher mit Troſt und Freude die volle Beſtätigung alles deſſen 
darin finden, was er, der Unterzeichnete, in der Note vom 
15. April beigebracht, um forthin mit Entſchiedenheit die gegen 
einen verewigten Prälaten und ſeine angeblichen Werkzeuge vor— 
gebrachten ehrenrührerigen Anklagen abzuweiſen. Auch der neue 
Erzbiſchof von Köln habe es, obſchon er über „den hiſtoriſchen 
Theil nicht reden konnte“, doch „für ſeine Pflicht gehalten, bei 
dieſer Gelegenheit ſeine vollſtändige Zuſtimmung zu dem status 
quo auszudrücken, den er eingeführt fand, und in welchem er 
nichts erblicke, was der Erhaltung der Kirchendisciplin zuwider 
wäre.“ Das merkwürdige Actenſtück! ſchließt mit der Erklärung, 
daß der König ,niemehr zugeben könne, daß die Angelegenheit 
der gemiſchten Ehen nochmals der Gegenſtand von Erörterungen 
zwiſchen ſeiner Regierung und dem heiligen Stuhl werde.“ 
Damit ſchien die Sache abgemacht und Bunſen triumphirte, 
den heiligen Stuhl auf's neue überliſtet zu haben. Allein er 
konnte ſich ſeines Sieges nicht lange erfreuen. Schon am 3. Fe⸗ 
bruar 1837 erhielt er eine officielle Note? des Cardinalſtaats— 
ſecretärs, welche alle ſeine Illuſionen zerſtörte. Noch ehe näm— 
lich die officielle Note des preußiſchen Geſandten vom 15. Januar 
eingelaufen war, hatte man von Deutſchland genaue Kenntniß 
der Verhältniſſe erhalten. Im Angeſichte des Todes richtete der 
Biſchof von Trier, Joſeph v. Hommer*, ein Schreiben an Papſt 
Gregor XVI., in welchem er der Vereinbarung zwiſchen Bunſen 
und Spiegel und deren Tendenz gedenkt, ſodann der Bemühun— 
gen, die übrigen Biſchöfe für dieſelbe zu gewinnen, erwähnt und 
hierauf geſteht, daß er ‚aus Liebe zum Frieden und durch Ueber— 
redung, daß auf dieſe Weiſe größere Uebel von der katholiſchen 
Kirche abgewendet werden könnten“, ebenfalls derſelben beigetreten 
ſei und die vereinbarte Inſtruction an ſein Generalvicariat er— 


1 Die Note ſteht Denkſchrift S. 100 ff. 
2 Denkſchrift S. 107 ff. 
3 Er ſteht Roskovdny, II, p. 267 sqq. Denkſchrift S. 85 ff. 
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laſſen habe. Nachdem er aber jetzt, erleuchtet von der göttlichen 
Gnade, einſehe, daß aus jenen Schritten großes Unheil der 
katholiſchen Kirche erwachſe und daß durch dieſelben die canoni— 
ſchen Geſetze und die Principien der katholiſchen Kirche verletzt 
worden ſeien, widerrufe er, von Reue getrieben, freiwillig und 
aus eigenem Antriebe Alles, worin er in dieſer hochwichtigen 
Sache geirrt habe.“ Dem Briefe lag eine Abſchrift der Inſtrue— 
tion bei. Eine Vergleichung dieſer Inſtruction mit dem in der 
Note Lambruschini's vom 15. März 1835 angeführten und von 
Bunſen als nicht exiſtirend ſo zuverſichtlich und beharrlich be— 
haupteten Actenſtücke ergab die weſentliche Uebereinſtimmung der 
beiden Documente und zugleich war jetzt erwieſen, daß Bunſen 
ſelbſt an allen Verhandlungen, von denen er vorgab, keine nähere 
Kenntniß zu haben, in eigener Perſon betheiligt war. Der Car— 
dinalſtaatsſecretär ſandte ihm deshalb das Actenſtück in Abſchrift 
zu, und erſucht ihn, dieſelbe dem Könige von Preußen ,unmittel- 
bar vor Augen legen zu wollen.“ Der heilige Vater „könne nicht 
zweifeln“, Se. Majeſtät würden „aus der einfachen Einſicht des 
genannten Documentes“ die Ueberzeugung ſchöpfen, daß Se. Hei— 
ligkeit unmöglich beiſtimmen könnten, die von den Biſchöfen an— 
genommene Ausführung des Breve als definitiv zu betrachten“ 
und daß Sie „die Art und Weiſe, mit welcher jene die Ver— 
fügungen des vorerwähnten Breve zu vollziehen glaubten, miß— 
billigen müßten.“ 

Am 14. Februar 1837 beantwortete Bunſen die Note des 
Cardinals. Er erkennt an, daß „dieſes Actenſtück ſchon an ſich 
die Beachtung der königlichen Regierung verdiene“ und er des— 
halb ,alle nöthige Fürſorge getroffen habe, damit ſolches Sr. 
Majeſtät unmittelbar vorgelegt werde.“ Uebrigens, fährt er in 
zuverſichtlichem Tone fort, ſeien ,die fraglichen Urkunden weit 
entfernt, den Standpunkt zu verändern“, welchen ſeine Noten vom 
15. April 1836 und vom 15. Januar 1857 behauptet hätten; 
„vielmehr beſtätigten fie in einer überraſchenden Weiſe alles das, 
was er in denſelben dargelegt habe.“ Es war jedoch eine ſchwie— 
rige Aufgabe, „die Wahrheit“ der in jenen Noten ausgeſprochenen 
Behauptungen nachzuweiſen, da das gerade Gegentheil evident 
war, und ihr Verfaſſer vom Vorwurfe abſichtlicher Täuſchung 


Antwortsnote Bunſens vom 14. Februar 1837. 297 


des heiligen Stuhles nicht frei geſprochen werden kann. Allein 
Bunſen, in den Künſten der Heuchelei und Sophiſtik wie kaum 
ein Anderer erfahren, ſchrack vor dieſer Arbeit nicht zurück. 
Seine Beweisführung iſt in mehr als einer Hinſicht merkwürdig. 
Er habe, ſo beginnt er, die in der Note des Cardinals vom 
15. März 1836 erhobene Anklage „als unmöglich hinſichtlich der 
Form und als falſch hinſichtlich des Inhaltes bekämpft.“ Was 
erſteres betreffe, ſo habe man den Erzbiſchof von Köln beſchul— 
digt, eine geheime Inſtruction an ſeine Suffraganbiſchöfe über 
die Ausführung des Breve erlaſſen — welche von den Biſchöfen 
angenommen — und an die Stelle der als nichtig“ erklärten In— 
ftruction des Cardinals Albani geſetzt zu haben. Dieſe Beſchul⸗ 
digung werde nun durch den geheimen Brief des Biſchofs von 
Trier, der „auch nicht ein Wort“ davon enthalte, als unwahr 
erklärt; dagegen werde Alles beſtätigt, was ſeine Note vom 
15. April über die Art und Weiſe darlege, wie der vom Erz— 
biſchof von Köln „vorgeſchlagene Vollzugsentwurf des Breve“, 
nachdem er die königliche Sanction erhalten“, von den übrigen 
Biſchöfen nach einigen Berathungen, die ausſchließlich unter ihnen 
und ohne die geringſte Einmiſchung der Regierung ſtattgefunden“, 
angenommen worden ſei. Auch ſeine Behauptung bezüglich des 
Inhaltes der vom Cardinal erwähnten Inſtruction werde durch 
eine Vergleichung mit der ächten Inſtruction gerechtfertigt. Ar— 
tikel 8, welcher die Inſtruction Albani's als gleichſam nicht exi— 
ſtirend erkläre, ſuche man vergebens in dem vom Biſchofe von 
Trier eingeſandten Document. Ebenſo zeige ſich eine weſentliche 
Verſchiedenheit in den Artikeln 2, 3 und 4. Der „Betrüger“ 
habe die Worte des zweiten Artikels: „die einzelnen Beſtim— 
mungen find jedesmal mildernd zu erklären und anzuwenden“, 
in „die laxe und perfide Phraſe“: „das einzeln Beſtimmte iſt all— 
gemein zu nehmen im weiteren und milderen Sinne“, geändert, 
und in den beiden folgenden Artikeln ſehr wichtige Zuſätze und 
Worte weggelaſſen. Der Brief des Biſchofs von Trier könne 
daher die in der Note des Cardinals vom 15. März 1836 aus- 
geſprochenen Beſorgniſſe des heiligen Vaters nicht im geringſten 
unterſtützen und beweiſe höchſtens, daß der Prälat „in der Aus⸗ 
legung und Vollziehung des Breve weiter gegangen ſei, als er 
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geſollt habe, was wohl der Fall ſein könnte, ohne daß die In— 
ſtruction daran Schuld wäre“, während andere Biſchöfe ſie in 
einem weniger laxen und weiten Sinne auslegen konnten.“ „Was 
aber auch immer die Wichtigkeit dieſes Schrittes“ des Biſchofs von 
Trier zu bedeuten habe, ſchließt Bunſen ſeine merkwürdige Note, 
„ſo müſſe er in dem erhabenen und wohlwollenden Gemüthe Sr. 
Heiligkeit durch einen anderen Schritt des jetzt lebenden Erz— 
biſchofs von Köln mehr als aufgewogen werden“, indem derſelbe 
‚mit der vollen Kenntniß dieſer Inſtruction, jo wie ihrer geſetz— 
lichen und ſittlichen Wirkung, ſeine Würde angetreten und alſo 
offenbar geglaubt habe, er könne, ſei es durch ſie, ſei es unge— 
achtet derſelben ſeine Pflichten gegen Gott und den heiligen Vater 
gewiſſenhaft erfüllen“, und noch jetzt dieſes Glaubens fet „nach 
einem vollen Jahre der Erfahrung und nachdem er aufgefordert 
worden, darüber an Se. Heiligkeit zu berichten.“ 


Aber gerade dieſer Prälat ſollte das ganze Lügengewebe 
zerreißen und den ſchlau erſonnenen und ſchon verwirklichten Plan 
vereiteln. Kaum hatte Clemens Auguſt die Leitung der Erz— 
diöceſe übernommen, jo jah er ſich ſchon in Conflict mit der Re- 
gierung verwickelt. Die erſte Veranlaſſung war ſein Auftreten 
gegen die Hermeſianer, welche ſich der beſonderen Gunſt ſeines 
Vorgängers erfreuten, faſt alle Lehrſtühle der theologiſchen Fa— 
cultät inne hatten und andere einflußreiche Stellen beſaſſen und 
auch im Domcapitel vertreten waren. Die päpſtliche Cenſur der 
Irrthümer des Hermes brachte keine Veränderungen hervor. Der 
Erzbiſchof, der ſchon als Bisthumsverweſer von Münſter gegen 
dieſe irrigen und verderblichen Meinungen energiſch aufgetreten 
war!, unterließ auch nicht, in ſeiner neuen Stellung mit allem 
Nachdrucke dagegen einzuſchreiten. Hiedurch kam es zwiſchen 
ihm und der Regierung, welche die Hermeſianer in Schutz nahm, 
zu ernſten Reibungen. Doch ließ letztere alsbald durchblicken, 
daß ſie ihm bezüglich der Anhänger des Hermes freie Hand laſſen 
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wolle, wenn er nur in einem anderen Punkte ihre Forderungen 
erfüllen wolle. Und dieſer Punkt betraf die gemiſchten Ehen. 
Der Erzbiſchof hatte vor ſeiner Wahl erklärt, die gemäß 
dem Breve“ zwiſchen ſeinem Vorgänger und der Regierung ab— 
geſchloſſene Vereinbarung beobachten zu wollen, fand aber, nach— 
dem er den Inhalt der Convention und der Inſtruction kennen 
gelernt hatte, daß dieſelben nichts weniger ‚als dem Breve ge— 
mäß“ ſeien, ſondern weit über dasſelbe hinausgingen, demſelben 
in weſentlichen Punkten widerſprachen und es geradezu illuſoriſch 
machten. Er entſchloß ſich daher, das Breve zur Richtſchnur 
ſeines ferneren Verhaltens zu machen, und die Inſtruction nur 
in den Beſtimmungen zur Anwendung zu bringen, welche dem 
Breve gemäß waren. Auf dieſe Weiſe erfüllte er ſeine Pflicht 
als katholiſcher Biſchof und verletzte auch nicht das von ihm 
gegebene Verſprechen. Da Clemens Auguſt ſich in dieſer Sache 
weder auf den Generalvicar Dr. Hüsgen, noch auf die Mit- 
glieder des Domcapitels verlaſſen konnte, entzog er dem General- 
vicariat die Jurisdiction bezüglich der gemiſchten Ehen und be— 
fahl den Pfarrern, in dieſer Angelegenheit ſich direct an ihn zu 
wenden. Die Anfragen wurden im Sinne des Breve beantwortet. 
Die Folge davon war, daß die laxe Praxis mehr und mehr 
verſchwand und die Verweigerungen von kirchlichen Trauungen 
gemiſchter Ehen häufiger wurden. Die Betroffenen, von den 
proteſtantiſchen Predigern unterſtützt, brachten ihre Klagen vor 
die Landesbehörden und der Oberpräſident der Rheinprovinz v. 
Bodelſchwingh drang wiederholt in den Erzbiſchof, um ihn 
zur Beobachtung der Inſtruction zu bewegen. Auch der Miniſter 
v. Altenſtein richtete ein Schreiben an den Oberhirten, „worin er 
ihn im allgemeinen zum Frieden ermahnte.“ Veranlaſſung hiezu 
war ein Erlaß desſelben an den Pfarrer Claeſſen von Aachen 
bezüglich der Ausſegnung der Wöchnerinnen bei gemiſchten Ehen. 
Clemens Auguſt erwiderte dem Miniſter, daß er nach ſeinem 
Verſprechen die gemäß dem Breve geſchloſſene Uebereinkunft 
halten, aber nicht darüber hinausgehen werde, was die Regierung 
verlangte. Der Miniſter antwortete hierauf am 13. März 1837 
und ſpricht die Erwartung aus, daß der Erzbiſchof ſich eines 
Beſſeren beſinnen und ‚Beſchwerden vorbeugen werde“, welche 
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sder katholiſchen Kirche weſentlich Nachtheil zuziehen würden“ !. 
Auf dieſes Schreiben erfolgte keine Antwort. 

Inzwiſchen hatten die Streitigkeiten eine größere Ausdeh— 
nung angenommen. Die Feſtigkeit des Oberhirten ermuthigte 
die Pfarrer, welche nun in ihrer Mehrzahl entſchieden für 
die kirchliche Disciplin eintraten, während das Domcapitel eine 
höchſt unwürdige Rolle in der ganzen Angelegenheit ſpielte. 
Trotz der Drohungen von Seiten der Behörden des Staates 
wurde die kirchliche Trauung gemiſchter Ehen verſagt und die 
außerpreußiſchen Tagesblätter und Zeitſchriften brachten immer 
neue Artikel, in welchen das Benehmen der preußiſchen Regie- 
rung ſehr ſcharf kritiſirt war. Auch von dem Briefe des Biſchofs 
Hommer an den Papſt? war Kunde in die Oeffentlichkeit ge— 
drungen. Das Berliner Cabinet hatte einen ſchwierigen Stand. 
Sein Verhalten erfuhr immer lauteren Tadel. Es ſtand ſogar 
zu befürchten, daß die Biſchöfe von Münſter und Paderborn das 
Beiſpiel ihres Metropoliten nachahmen und ihre Inſtructionen 
zurücknehmen würden. 

Es galt daher, Letzteren zur Befolgung der Inſtruction zu 
bewegen. Dies war allerdings keine leichte Arbeit. Der Regie— 
rungspräſident von Düſſeldorf Graf v. Stolberg-Werni⸗ 
gerode erhielt von Berlin den Auftrag, mit dem Erzbiſchof zu 
unterhandeln. Die Conferenzen begannen am 17. September. 
Auch Bunſen, welcher von Rom nach Berlin gekommen war und 
dem Grafen den königlichen Auftrag überbrachte, nahm Antheil 
an denſelben. Das Reſultat der erſten Beſprechung enthält ein 
confidentielles Schreiben Stolbergs, worin der Kirchenobere zur 
Erklärung aufgefordert wird, „die hinſichtlich der Ausführung 
des Breve Pius VIII. im Jahre 1834 an das Generalvicariat 
von Köln erlaſſene Inſtruction unverbrüchlich auszuführen, und 
in dem dadurch feſtgeſtellten Geſchäftsgange nichts zu ändern.“ 
Dafür wurde ihm von Seiten der Regierung die Zuſage gege— 
ben, daß bei etwaigen Beſchwerden über einen katholiſchen Pfar— 
rer des Erzſtifts der canoniſche Geſchäftsgang durch Recurs der 
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katholiſchen Partei an das Generalvicariat ausſchließlich aufrecht er— 
halten werden“ und „den Regierungspräſidenten die erforderlichen 
Weiſungen ertheilt würden“, ſo daß „in Zukunft durchaus keine 
Einſchreitungen der Civil- oder Militärbehörden“ gegen katholiſche 
Pfarrer „mehr jtattfinden’ und „namentlich die amtliche Ein— 
miſchung der evangeliſchen Geiſtlichkeit in der Behandlung dieſes 
Gegenſtandes aufhören werde.“ Auf dieſes Schreiben !, das aller— 
dings „ein denkwürdiges Actenſtück' iſt, weil es ein authentiſches 
Zeugniß von der Handhabung der Parität in Preußen ablegt, 
antwortete der Erzbiſchof, daß er obige Erklärung nicht geben 
könne, wenn nicht der Zuſatz „gemäß dem Breve“ beigefügt 
werde. Dieſer Zuſatz erſchien aber dem königlichen Bevollmäch— 
tigten ganz unzuläſſig, weil durch denſelben „die Giltigkeit der 
Inſtruction zerſtört werde.“ Dieſelbe ſollte aber um jeden Preis 
aufrecht erhalten werden. Die Verhandlungen begannen auf's 
neue, und als der Erzbiſchof bei denſelben unumwunden erklärte, 
er betrachte die von der Inſtruction angenommene Zulaſſung 
katholiſcher Trauung ohne ein vorher von den Verlobten gege— 
benes Verſprechen der katholiſchen Erziehung der Kinder mit dem 
Breve in offenbarem Widerſpruche“ ſtehend und habe deshalb 
„die Pfarrer vorkommenden Falles inſtruirt, die Trauung nie 
zu gewähren, wenn ein ſolches Verſprechen nicht abgegeben ſei“, 
wurde ihm, wie die preußiſche Staatsſchrift? ſich ausdrückt, „auf 
die zarteſte Weiſe angedeutet“, daß in dieſem Falle „Se. Majeſtät 
zum Mindeſten erwarten müſſe, er werde ſelbſt die Nothwendig— 
keit einſehen, ſein Amt niederzulegen.“ Doch wurde noch ein 
neuer Verſuch gemacht, den hohen Prälaten umzuſtimmen. Bune 
ſen ſchlug die Formel vor, der Erzbiſchof ſolle ſich verpflichten, 
die gemäß dem Breve und der Inſtruction an das General- 
vicariat von 1834 eingeführte Praxis beſtehen zu laſſen und an 
dem darauf gegründeten Geſchäftsgange nichts zu ändern.“ Der 
würdige Kirchenobere konnte dieſe Formel, welche die Inſtruction 
als zu Recht beſtehend anerkannte und ihre Ausführung garan— 
tirte und dem Erzbiſchofe nur geſtattete, „innerhalb der Grenzen 
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dieſer Inſtruetion“ fic) fo ſtreng als irgend möglich an das 
Breve zu halten“, natürlich nicht annehmen, ohne mit den kirch— 
lichen Grundſätzen und ſeiner eigenen Ueberzeugung in Wider— 
ſpruch zu treten. In die Alternative geſtellt, ſeinen Pflichten als 
katholiſcher Biſchof untreu zu werden, oder ſich das Mißfallen 
oder ſelbſt Verfolgungen von Seiten der Staatsbehörden zuzu— 
ziehen, wählte er das letztere. Um den unnützen Verhandlungen 
und weiteren Winkelzügen Bunſens raſch ein Ende zu machen, 
gab er dem Regierungspräſidenten die Erklärung ab, daß „zwei 
Normen ſeiner Handlungsweiſe vorlägen, erſtens das Breve, 
zweitens die Uebereinkunft, als deren Theil die Inſtruction zu 
betrachten ſei. Dieſe Uebereinkunft, reſp. Inſtruction habe die 
Beſtimmung, die Ausführung des päpſtlichen Breve zu erleichtern, 
aber nicht di e, das päpſtliche Breve unwirkſam zu machen. Er 
befolge demnach ſoviel möglich beide Normen, wo aber die In— 
ftruction mit dem Breve nicht in Einklang zu bringen fei, richte 
er ſich nach dem Breve. Dieſes und nichts anderes verſtehe er 
unter den Worten: gemäß dem Breve und der Inſtruction“, und 
in dieſem Sinne ſei er bereit, die ihm vorgelegte Formel zu 
unterzeichnen. Mit dieſer den Geſetzen einer geſunden Buterpre- 
tation ganz übereinſtimmenden Erklärung war freilich der 
preußiſchen Regierung nicht gedient. Die Verhandlungen wurden 
abgebrochen, und die Staatsbehörden entſchloſſen ſich, zu dem 
anderen, bereits angedeuteten Mittel ihre Zuflucht zu nehmen. 
Ehe man aber in Berlin ſich zur Anwendung offenbarer Ge— 
walt, die unter Umſtänden einen ſchlimmen Ausgang nehmen 
konnte, entſchließen wollte, machte v. Altenſtein noch einen Ver— 
ſuch, den Erzbiſchof zur freiwilligen Niederlegung ſeiner Würde 
zu bewegen. Die Ausarbeitung eines Schreibens an ihn“ wurde 
Bunſen übertragen, der am 22. September wieder in Berlin 
eingetroffen war und am folgenden Tage Bericht über die obigen 
Verhandlungen erſtattet hatte. Am 24. Oktober ging das Schrei— 
ben! an den Erzbiſchof ab. Der Miniſter macht darin dem 
muthigen Prälaten den Vorwurf, er habe durch ſein bisheriges 
Benehmen hinſichtlich der Trauung gemiſchter Ehen den König 
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und die Behörden in „hohem Grade getäuſcht', und fügt die 
Drohung bei, daß, wofern derſelbe nicht „das unzweideutige, 
jeden Rückhalt ausſchließende Verſprechen von ſich gebe“, die bei 
ſeinem Amtsantritte bereits beſtehende Praxis hinſichtlich der ge— 
miſchten Ehen fortbeſtehen zu laſſen, Se. Majeſtät beſchloſſen 
hätten, ſofort jene Maßregeln eintreten zu laſſen, deren unmit- 
telbare Folge die Hemmung ſeiner amtlichen Wirkſamkeit ſei.“ 
Sollte aber der Erzbiſchof durch Gewiſſenszweifel ſich beengt 
und daher außer Stande fühlen“, dem Verlangen des Königs „in 
ſeinem ganzen Umfange nachzukommen“, jo wolle ihm derſelbe 
„für den hier erwähnten Fall geſtatten, ſein Erzbisthum nieder- 
zulegen, ohne daß wegen des Vergangenen weiter eingeſchritten 
werde.“ Wegen, der Dringlichkeit der Sache“, fordert der Miniſter 
den Erzbiſchof auf, „ſpäteſtens innerhalb einiger Tagen“ ihm 
ſeine Antwort zugehen zu laſſen. Dieſelbe erfolgte am 31. Of- 
tober 1. Er wiederholt darin, „im Einklange mit dem vor ſeiner 
Wahl“ an den Miniſter eingeſandten Verſprechen, die dem Gra— 
fen Stolberg gegebene Erklärung, verſichert, daß ſeiner ,Crfld- 
rung nicht Gewiſſenszweifel, ſondern die feſte Ueberzeugung zu 
Grunde liege, daß kein Biſchof eine Erklärung geben dürfe, die 
mit der angeführten im Widerſpruch ſei“, und erwidert auf die 
Aufforderung der freiwilligen Reſignation, „daß ſeine Verpflich— 
tung gegen die Erzdiöceſe und gegen die ganze Kirche ihm ver— 
biete, ſowohl ſeine Amtsverrichtungen einzuſtellen, wie ſein Amt 
niederzulegen.“ 

Der Würfel war gefallen. Die preußiſche Regierung hatte 
jetzt nur noch die Wahl, von ihren unberechtigten Forderungen 
abzuſtehen, oder zur Anwendung von Gewalt zu ſchreiten. Da 
ſie das erſtere nicht wollte, blieb ihr nur letzteres übrig. Am 
14. November fand in Berlin ein Miniſterrath unter dem Vor— 
ſitze des Königs ſtatt. An demſelben nahm auch Bunſen Antheil. 
Seinem Drängen iſt vornehmlich die Maßregel der gewaltſamen 
Wegführung des Erzbiſchofs zuzuſchreiben, indem er erklärte, daß 
von weiteren Verhandlungen mit Rom nichts zu erwarten ſei 
und nur ein entſchiedenes Vorgehen gegen den Erzbiſchof die Curie 
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nachgiebiger machen würde. Der König entſchied ſich nur un— 
gern zu dieſem äußerſten Schritte, gab aber zuletzt nach, worauf 
in aller Stille die nothwendigen Vorbereitungen getroffen wur- 
den. Alles ward beſchloſſen und die größte Eile verabredet“ !. 


Einundzwanzigſtes Kapitel. 
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Nach Abſendung ſeiner offenen und entſchiedenen Antwort 
an den Miniſter v. Altenſtein traf Clemens Auguſt in der ſiche— 
ren Vorausſetzung, die Regierung werde ihre Drohungen ver— 
wirklichen, die nothwendigen Veranſtaltungen, um ſeine Geiftlich- 
keit auf die etwaigen Eventualitäten vorzubereiten. Am 4. No⸗ 
vember 1837 verſammelte er das Domcapitel in ſeinem Palais. 
Er übergab ihm das Schreiben Altenſteins und ſeine Antwort 
zur Aufbewahrung im Archiv und verbreitete ſich über die Lage 
der Dinge. Anſtatt entſchieden auf Seite ihres Oberhirten zu 
treten und ihm ihre Unterſtützung in dem bevorſtehenden heißen 
Kampfe anzubieten, begnügten ſich die Domherren mit einem 
kühlen Danke für das ihnen bewieſene Vertrauen. Unmittelbar 
nach der Entlaſſung des Domcapitels empfing der Erzbiſchof den 
Pfarrklerus von Köln, dem er ebenfalls Kenntniß von den neue— 
ſten Vorfällen gab. Auch den Zöglingen des erzbiſchöflichen 
Seminars wurden die nöthigen Mittheilungen gemacht. An die 
Decane ergingen beſondere Ausſchreiben; ebenſo an einzelne her— 
vorragende Geiſtliche. Den biſchöflichen Behörden von Trier, 
Münſter und Paderborn wurde die Correspondenz des Erzbiſchofs 
mit dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten in Abſchrift zu— 
geſandt. 


1 Preußiſche Monatsblätter VIII, S. 174. 
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Die Kunde von der dem Erzbiſchof drohenden Gefahr! ver- 
breitete ſich natürlich alsbald unter den Bewohnern der Erz— 
diöceſe und rief große Erbitterung hervor. Die Stimmung in 
den Rheinlanden und Weſtfalen war ohnedies der preußiſchen 
Herrſchaft nicht hold; davon konnte fic) Miniſter v. Roch owe 
zu Genüge überzeugen. Ueberall wurden dem kirchlichen Ober— 
hirten die größten Sympathien von Seiten des katholiſchen Volkes 
und des Klerus der Erzdiöceſe mit Ausnahme des Domcapitels 
entgegen gebracht. Die Aufregung wuchs von Tag zu Tag; doch 
wurde nirgends die Ruhe geſtört. 

Die vom Erzbiſchof vorausgeſehene Kataſtrophe trat am 
20. November 1837 ein. Die Regierung hatte in aller Stille 
ihre Vorkehrungen getroffen. Die Straßen, welche zum erz— 
biſchöflichen Palaſte führten, der ganze Gereonsplatz war mili— 
täriſch abgeſperrt und die Truppen in den Kaſernen conſignirt, 
um jeden Aufſtandsverſuch im Keime zu erſticken. „Im Hauſe 
hielten Gensdarmen und die Polizei Wache.“ Am Abende dieſes 
Tages trat der Oberpräſident v. Bodelſchwingh in Ve- 
gleitung des Regierungspräſidenten Ruppenthal, des Ober— 
bürgermeiſters von Köln, Steinberger, und des Regierungs- 
rathes Birk unangemeldet in das Zimmer des Erzbiſchofs ein, 
der mit ſeinem Secretär Michelis allein war. Später kam 
noch der Oberſt der Gensdarmerie in Koblenz. Der Oberpräſident 
legte dem Erzbiſchof deſſen Schreiben an Altenſtein vom 31. Of- 
tober vor und richtete, nachdem dieſer es „als von ihm verfaßt“ 
anerkannt hatte, die Aufforderung an ihn, ob er bereit ſei, den 
Inhalt desſelben zurück zu nehmen und „nachträglich ſeine Unter— 
werfung unter den Befehl Sr. Majeſtät des Königs auszuſpre— 
chen.“ Da Clemens Auguſt ſich deſſen weigerte, eröffnete der 
Regierungsbevollmächtigte dem Prälaten, daß ihm „kraft landes— 
herrlicher Machtvollkommenheit die Ausübung ſeines erzbiſchöf— 
lichen Amtes unterſagt fei‘, und forderte ihn auf, ,jeine Amts— 
wirkſamkeit einzuſtellen, und nach Münſter zu reiſen, um dort 


1 Vgl. Eilers, Aus meinem Leben III. S. 215. Möller, Leben 
und Briefe von J. Th. Laurent J. S. 310 ff. 
2 Er war nach Köln und Aachen gereiſt, um die Stimmung des Volkes 
zu ſondiren. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 20 
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die weiteren Beſchlüſſe Sr. Majeſtät zu erwarten.“ Als hierauf 
Clemens Auguſt erwiderte, „daß er das ihm anvertraute Amt 
weder freiwillig niederlegen, noch auch die ihm anvertraute Heerde 
verlaſſen dürfe“, „wurde ihm eröffnet, daß er unverzüglich die 
Reiſe nach Minden, welchen Ort des Königs Majeſtät einſtweilen 
zu ſeinem Aufenthalte beſtimmt hätten, nöthigenfalls zwangsweiſe 
antreten müſſe, worauf er erklärte, ſich in dieſe Zwangsmaßregel 
zu fügen.“ So berichtet das über dieſe Vorfälle aufgenommene 
Protocoll . 

Gegen ſieben Uhr beſtieg der Erzbiſchof ,den angeſpannten 
Wagen“, der ſchon „vor ſeiner Hausthüre ſtand.“ Es war ihm 
nicht einmal möglich, ſeine nothwendigſten Sachen einzupacken. 
Im Wagen ſelbſt nahm neben dem Gefangenen der Oberſt der 
Gensdarmerie Platz. Auf den Bock ſetzte ſich ein Gensdarm. 
Der Oberpräſident hatte dem Prälaten zugeſagt, daß ſein Se— 
cretär Michelis ihn begleiten dürfe; allein dieſes Zugeſtändniß 
wurde eben jo wenig erfüllt als das andere, daß der Erzbiſchof 
auf dem gewöhnlichen oder außergewöhnlichen Wege“ nach Rom 
ſchreiben könne. Nach ſeiner „Abführung“ ließ man einige ſeiner 
Schränke aufbrechen und nahm auch verſchiedene Papiere weg, 
z ob blos Geſchäftsbriefe oder auch andere“ ijt ungewiß ?. 

Die gewaltſame Wegführung des Kirchenfürſten aus ſeiner 
Metropole hatte ſich in der größten Stille vollzogen. Erſt am 
folgenden Tage erfuhren die Bewohner Kölns das Vorgefallene. 
Eine große Indignation, welche ſich in Bälde auch in weiteren 
Kreiſen geltend machte und noch geſteigert wurde durch das von 
Bunſen verfaßte und von den Regierungsbehörden veröffentlichte 
ſ. g. verleumderiſche Publieandumzs, welches den edlen Erz— 
biſchof zu einem Aufrührer ſtempelte, der fic) mit Willkür über 
die Landesgeſetze hinweggeſetzt, das königliche Anſehen verkannt 
und verwirrende Störung in geordnete Verhältniſſe gebracht“, ja 
„ſelbſt Schritte zur Aufregung der Gemüther zu thun, ſich zuletzt 
nicht geſcheut habe.“ Die Unwahrheit der wider den hohen Kir— 
chenfürſten erhobenen Anklage war ſo offenkundig, daß ſelbſt das 

1 Dentichrift der preußiſchen Regierung, Beilage V. 


2 Clemens Auguſt, Ueber den Frieden x. S. 286. 
Denkſchrift, Beil. W. 


Die preußiſche Staatsſchrift. Stimmung der Katholiken. 307 


blödeſte Auge ſie erkannte. Das Publicandum hatte deshalb 
gerade die entgegengeſetzte Wirkung von derjenigen, welche die 
preußiſche Regierung erwartete. Ebenſo wenig vermochte die 
ebenfalls von Bunſen redigirte preußiſche Staatsſchrift! die ver— 
ſchiedenen Höfe, denen ſie überreicht wurde, von der Schuld des 
Erzbiſchofs zu überzeugen. Die Wegführung des Erzbiſchofs war 
und blieb ein willkürlicher durch nichts gerechtfertigter Gewaltact 
und wurde auch trotz aller Rechtfertigungsverſuche von Seiten 
Preußens als ein ſolcher von allen unparteiiſchen und redlich 
denkenden Menſchen angeſehen und gebrandmarkt. 

Die königlich preußiſche Regierung, welche mit der Meinung 
ſich trug, in acht Tagen ſei die ganze Sache der Vergeſſenheit 
anheimgefallen, konnte ſich der unangenehmen Wahrnehmung nicht 
entziehen, daß die Aufregung der Gemüther täglich größer und 
die öffentliche Stimmung immer erbitterter werde. Auch bezüg— 
lich des Verhaltens des apoſtoliſchen Stuhles hatte ſie ſich Illu— 
ſionen hingegeben, die nur zu bald zerſtört werden ſollten. Sie 
hoffte auf dem Wege diplomatiſcher Verhandlungen den Papſt 
zur Anerkennung der vollendeten Thatſache zu bewegen und 
Bunſen, der ſchon im Mai und Juni 1837 mündlich und durch 
Privatſchreiben den Cardinalſtaatsſecretär hatte wiſſen laſſen, 
daß ſeine Regierung ,einige Gründe habe, über den neuen Erz— 
biſchof von Köln zu klagen“, übernahm das undankbare Geſchäft, 
den heiligen Stuhl zu täuſchen und zu veranlaſſen, zur Entfer— 
nung des dem Berliner Cabinet ſo mißliebigen Erzbiſchofs hilf— 
reiche Hand zu bieten. Er trat deshalb unmittelbar nach deſſen 
Gefangennahme die Reiſe nach Rom an. 

Auch alle kirchlich geſinnten, einſichtsvollen Katholiken rich: 
teten ihre Blicke nach der ewigen Stadt in Beſorgniß und Hoff— 
nung, welche Schritte der heilige Stuhl ergreifen werde. Das 
Oberhaupt der Kirche konnte die gewaltſame, ganz unmotivirte 
Wegführung eines ihrer hohen Würdenträger nicht einfach igno— 
riren, oder beklagen; es mußte nothwendig eine beſtimmte Stel— 
lung zur Sache nehmen. Aber welche Stellung? Wird der 
Papſt mit apoſtoliſchem Freimuth die Handlungsweiſe der Regie— 


1 Es iſt die ſchon wiederholt erwähnte Denkſchrift der preuß. Regierung 2c. 
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rung verurtheilen und die Rückkehr des Erzbiſchofs nach Köln 
fordern, oder wird er fic) auf weitere diplomatiſche Verhand⸗ 
lungen einlaſſen und dadurch eine Verſchleppung der Sache her— 
beiführen, die jedenfalls unheilvoll werden müßte. Solche und 
ähnliche Gedanken bewegten lebhaft die Geiſter, Zweifel und 
Hoffnungen wurden ausgeſprochen, bis die Allocution! Gre— 
gors XVI. vom 10. Dezember 1837 der Ungewißheit ein Ende 
machte. 

Der heilige Stuhl war trotz der ſorgfältigen Ueberwachung 
der Correspondenz des Erzbiſchofs Clemens Auguſt, die ſogar 
bis zur Verletzung des Briefgeheimniſſes ging, von den Vorfällen 
in Deutſchland rechtzeitig, zwar privatim, aber auf einem ganz 
ſicheren Wege“? in Kenntniß geſetzt worden. Auf welche Weiſe 
dieſes geſchah, iſt zwar nicht in die Oeffentlichkeit gedrungen; 
nichtsdeſtoweniger können wir verſichern, daß der damalige Biſchof 
von Eichſtätt und ſpätere Cardinal Graf Karl von Reiſach 
und König Ludwig J. von Bayern ſich große Verdienſte in dieſer 
Sache erwarben. Der Erzbiſchof von Köln ließ die Actenſtücke 
und Berichte über die kirchlichen Verhältniſſe, beſonders über 
ſeine Lage auf verſchiedenen Wegen dem Biſchof von Eichſtätt 
zuſenden. Dieſer überſetzte dieſelben ins Italieniſche und der 
König beförderte ſie durch einen Cabinetscourrier nach Rom. 
Auf dieſe Weiſe wurde der päpſtliche Hof über Alles ſehr genau 
orientirt. Kaum war die Nachricht von der Gefangennahme des 
Erzbiſchofs Clemens Auguſt nach München gelangt, ſo trat ſchon 
ein Eilbote die Reiſe nach Rom an, um dem Papſt die Kunde 
hievon mitzutheilen. Aus den überſandten Documenten erſah der 
heilige Stuhl, daß der eigentliche Grund des ſchroffen Auftretens 
der Regierung gegen Erzbiſchof Clemens Auguſt deſſen Verhalten 
in Sachen der gemiſchten Ehen ſei, und war entſchloſſen, ſich mit 
aller Entſchiedenheit eines Prälaten anzunehmen, der nur des— 
halb von der weltlichen Macht verfolgt wurde, weil er nicht die 
Rechte der Kirche preisgeben wollte. Dies deutete auch der 
Cardinalſtaatsſecretär Lambruschini dem preußiſchen Geſchäfts— 
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träger in Rom, Freiherrn v. Buch, an, als derſelbe am 1. De— 
zember ihm ‚mündlich und wie er ſagte, in ganz confidentieller 
Form von der Entſchließung ſeines Souveräns Kenntniß gab, 
den Erzbiſchof in die Lage zu verſetzen, daß er ſeine erz— 
biſchöfliche Jurisdiction nicht mehr ausüben könne“ und hiebei 
durchblicken ließ, daß „die Sache bereits geſchehen ſei, oder jeden 
Augenblick geſchehen könne !. Der Cardinal erklärte hierauf, 
daß, ſobald jene ungerechte Maßregel ausgeführt fei, „der heilige 
Vater die ſchweren Pflichten zu erfüllen habe, welche ihm ſein 
apoſtoliſches Amt auflege.“ a 

Dies geſchah ſchon einige Tage ſpäter. Am 10. Dezember 
1837 hielt Papſt Gregor XVI. eine Allocution an die Cardinäle, 
worin er gegen die wider den Erzbiſchof Clemens Auguſt ver— 
übte Gewalt feierlichen Proteſt erhebt. Sie iſt ein ewiges Denk— 
mal des Freimuths und der Feſtigkeit des großen Papſtes, 
welcher vor der ganzen Welt das Benehmen der preußiſchen Re— 
gierung verurtheilte, ihre geheimen Machinationen enthüllte und 
dem ſtandhaften kirchlichen Oberhirten ſeine volle Anerkennung 
zollte. Wir wollen den Hauptinhalt dieſes herrlichen Documents 
hier wörtlich mittheilen. 


„Während Wir’, beginnt der heilige Vater, über die an ver— 
ſchiedenen Orten bedrängten und faſt zu Grunde gerichteten An— 
gelegenheiten der Kirche vom bitterſten Schmerze ergriffen 
wurden, und, an einen Platz geſtellt, auf dem es nicht genügt, 
die Uebel zu beweinen, alle Sorgen und Gedanken darauf ge— 
richtet hatten, die Nöthen Iſraels in Gemäßheit der Uns von 
Gott verliehenen Macht zu heilen, iſt plötzlich eine neue Urſache 
des Schmerzes hinzugetreten, die Uns, Wir bekennen es offen, 
um ſo herber war, je weniger Wir ſie erwarten zu dürfen 
glaubten. Es kann Euch aber nicht unbekannt ſein, ehrwürdige 
Brüder, wovon die Rede iſt, und warum Wir beſchloſſen haben, 
Euere Verſammlung ſofort hieher zu berufen. Denn es handelt 
ſich nicht etwa um eine geheime und nur aus Privatnachrichten 


1 A. a. O. S. 24. 


310 Kap. 21. Allocution Gregors XVI. vom 10. Dezember 1837. 


entnommene, ſondern um eine bereits durch die öffentlichen Blät— 
ter zur Genüge verbreitete Angelegenheit. Wir beklagen nämlich 
jenes ſchwere Unrecht, welches neuerlich dem ehrwürdigen Bruder 
Clemens Auguſt Erzbiſchof von Köln zugefügt worden, der auf 
königlichen Befehl an aller Ausübung der oberhirtlichen Gerichts- 
barkeit verhindert, durch Gewalt und große Waffenrüſtung von 
ſeinem Sitze vertrieben und an einen anderen Ort abgeführt 
worden iſt. Dieſe ſo große Trübſal widerfuhr ihm aber darum, 
weil er, zwar beſtändig bereit, dem Kaiſer zu geben, was des 
Kaiſers iſt, jedoch eingedenk ſeiner Pflicht, die Lehre und Dis— 
ciplin der Kirche ſtreng zu bewahren, ſich hinſichtlich der ge— 
miſchten Ehen keine andere Regel vorſchrieb, als jene, welche in 
dem an den Erzbiſchof und die Biſchöfe des weſtlichen Theiles 
des Königreichs Preußen von Unſerem Vorfahren Pius VIII. 
ſeligen Andenkens unterm 25. März 1830 gerichteten Schreiben 
ausgeſprochen worden war.“ 

Hierauf erwähnt der Papſt der bereits berichteten Vorfälle !. 
Er verbreitet ſich in Kürze über die Veranlaſſung des Breve 
und über die ſeinem Sinne und Wortlaut ſchnurſtracks entgegen- 
ſtehende Auslegung desſelben durch die berüchtigte Convention 
von 1834, geht ſodann auf den Notenwechſel zwiſchen Lambrus⸗ 
chini und Bunſen über, gedenkt zuletzt des Widerrufs des Bi— 
ſchofs Hommer von Trier und der von dieſem Prälaten nach 
Rom geſandten Abſchrift ,der von den Biſchöfen auf Antrieb der 
weltlichen Regierung erlaſſenen Inſtruction' und fährt dann 
wörtlich fort: „Wir ließen es Uns hierauf ſogleich angelegen 
ſein, dem Durchlauchtigſten Könige eine treue Abſchrift jenes 
Actenſtückes zukommen, und es immer mehr bekannt werden zu 
laſſen, daß Wir die von den erwähnten Biſchöfen angewendete 
Art der Auslegung des Breve's Unſeres Vorgängers als den 
Grundſätzen und Vorſchriften der Kirche widerſprechend ganz und 
gar verwerfen. Ihr werdet hiernach leicht einſehen, ehrwürdige 
Brüder, daß Wir in dieſer Angelegenheit Unſere Pflicht in keiner 
Weiſe verabſäumt hatten. Indeſſen (Wir ſagen es trauernd und 
vom tiefſten Schmerze bewegt) wurde, Uns völlig unbewußt, und 
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während Wir noch eine billige Antwort auf dieſe Unſere Be— 
ſchwerden und Erklärungen erwarteten, dem Erzbiſchofe von Köln 
angedeutet, daß er entweder jene von Uns verworfene Auslegung 
in Betreff der gemiſchten Ehen anzunehmen, oder das erzbiſchöf— 
liche Amt niederzulegen habe, wobei ihm zugleich die Entſchlie— 
ßung der Regierung eröffnet wurde, daß ihm widrigenfalls die 
oberhirtliche Jurisdietion unterſagt werden würde. Als er darauf, 
wie es recht war, widerſtand, trug ſich, ohne Verzug, die Sache 
alſo zu, wie Wir ſie am Eingange mit Entſetzen erzählt haben. 
Und hierbei bedenket die Art und Weiſe, wie man gegen Uns 
verfuhr: nicht eher als am erſten Tage des laufenden Monats 
hat Uns der jetzige Geſchäftsträger des Königreichs Preußen 
angekündigt, daß dasjenige nächſtens geſchehen werde, oder in 
demſelben Augenblick vor ſich gehe, was bereits ſeit dem 21. des 
verfloſſenen Monats geſchehen und vollbracht war. Unter ſo 
bewandten Umſtänden, ehrwürdige Brüder, glaubten Wir es 
Gott, der Kirche und dem Amte, welchem Wir vorſtehen, ſchuldig 
zu ſein, daß Wir Unſere apoſtoliſche Stimme erheben, um die 
verletzte kirchliche Freiheit, die verhöhnte biſchöfliche Würde, die 
uſurpirte heilige Gerichtsbarkeit, die mit Füßen getretenen Rechte 
der katholiſchen Kirche und dieſes heiligen Stuhles öffentlich in 
Euerer Verſammlung klagend zurückzufordern. Während Wir aber 
dieſes thun, wollen Wir zugleich dem in jederlei Tugend ausgezeich- 
neten Manne, dem Erzbiſchofe von Köln, das wohlverdiente Lob 
dafür ertheilen, daß er die Sache der Religion mit ſo großer 
eigener Gefahr unüberwindlich verfochten hat. Wir ergreifen 
auch dieſe Veranlaſſung, um, was Wir im Stillen bisher zu 
thun nicht aufgehört haben, jetzt öffentlich und feierlich kund zu 
geben, daß Wir nämlich jegliche, gegen den wahren Sinn der 
von Unſerem Vorgänger erlaſſenen Erklärung in dem Königreiche 
Preußen fälſchlich eingeführte Praxis in Betreff der gemiſchten 
Ehen gänzlich verwerfen. Uebrigens können Wir bei den gegen 
die Braut des unbefleckten Lammes täglich mehr hereinbrechenden 
Uebelu nicht umhin, Euch, als Theilnehmer an Unſeren Sorgen, 
um Euerer ausnehmenden Gottesfurcht und Frömmigkeit willen, 
dringend aufzufordern, mit Uns dem Vater der Erbarmung in— 
brünſtige Gebete in Demuth darzubringen, daß Er aus dem er— 
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habenen Wohnſitze der Himmel gütig herniederſchaue auf den 
Weinberg, den Seine Rechte gepflanzt hat, und einen dauernden 
Sturm von ihm gnädiglich abwende.“ 


Auf Befehl des Papſtes wurden Abſchriften dieſer Allocu— 
tion dem beim römiſchen Hof accreditirten Geſandten und dem 
preußiſchen Geſchäftsträger mitgetheilt. Auch an die einzelnen 
Höfe wurden Exemplare geſchickt. Damit war der ſchlaue Plan 
Bunſens, den heiligen Stuhl zu überliſten, vereitelt. Er hatte 
von Berlin ſeinen Weg nach Wien genommen, um den Fürſten 
Metternich! zu veranlaſſen, zu Gunſten Preußens in Rom zu 
interveniren, reſp. auf die Curie einen Druck auszuüben. Dies 
gelang ihm nicht. Eine weitere Enttäuſchung ſtand ihm bei ſeiner 
Ankunft in Ankona bevor. Hier las er bereits in den Zeitungen 
die Allocution, welche ihm keinen Zweifel über die Stimmung 
des päpſtlichen Hofes übrig ließ. Trotzdem machte der unredliche 
und zweizüngige Diplomat einen Verſuch, den Sturm zu be— 
ſchwören, und erließ von Ankona aus eine Note? an den Cardi- 
nalſtaatsſecretär. Sie ijt ein ſeltſames Gemiſch von Heuchelei 
und Unwahrheit. Sein König, erklärt er darin, ſei weit ent- 
fernt geweſen, „irgend einen Act was immer für einer Juris— 
diction auszuüben, noch ſich irgend ein Recht zuzuſchreiben, den 
Erzbiſchof als ſolchen abzuſetzen oder zu ſuspendiren.“ Er habe 
vielmehr ,im Gegentheil, den geheiligten Character ſeiner geiſt— 
lichen Functionen reſpectirend, nur einen Act jener Selbſtver— 
theidigung ausüben wollen, die für Alle im Naturrecht gegründet, 
im höchſten Grade dem göttlichen Rechte jeder Souveränität zu— 
ftehe. Von dieſem Rechte habe, fährt er fort, der König erſt 
dann Gebrauch gemacht, nachdem er „die Hoffnung habe aufgeben 
müſſen, der heilige Stuhl werde ihn durch einen Aet ſeiner höch— 
ſten Autorität von einer ſo traurigen und ſo beweinenswerthen 
Nothwendigkeit befreien.“ Die Wegführung habe „für die Sicher— 
heit des Reiches und die Wahrung der Ehre der Krone unver— 


1 Gelzer, Proteſt. Monatsblätter, Bd. 18, S. 178 f. 
2 Am 17. Dez. 1837. Siehe Denkſchrift des heil. Stuhles ꝛe. S. 140 ff. 
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meidlich erfolgen müſſen“ und „nur in Folge eines Anfangs von 
Wirren ſtattgefunden, die eine ganze Provinz mit einer Revolu— 
tion bedrohten und nach den einſtimmigen Berichten der Autori— 
täten direct oder indirect durch den Erzbiſchof oder ſeine Freunde 
erregt worden ſeien.“ Dabei fei der König weit entfernt ge⸗ 
weſen, „ſich als Richter in Punkten aufzuſtellen, die dem cano— 
niſchen Rechte angehören.“ Er betrachte „die Gefangennehmung 
des Erzbiſchofs“ nur „als einen vorübergehenden Act, der für den 
Augenblick nothwendig geworden“; das Urtheil habe er dem 
Papſte überlaſſen, ihn „öffentlich als Richter in dieſer Streit— 
frage anerkennen und aufſtellen wollen“; denn „das Vertrauen 
auf die Gerechtigkeit ſeiner Sache und die Weisheit des heiligen 
Stuhles ſei der Art, daß der König mit dem Urtheil des Pap— 
ſtes zufrieden ſein wollte.“ Dieſe Abſicht beruhe jedoch auf der 
„Grundvorausſetzung, daß der heilige Stuhl ſich über dieſe 
wichtige Angelegenheit vollſtändig in Kenntniß ſetzen wolle“, und 
zu dieſem Zwecke ſei er bereit, demſelben ſowohl öffentliche Do— 
cumente und Thatſachen mitzutheilen als auch ihm „geheime 
Mittheilungen confidentiell’ im Auftrage des Königs, der ihn 
zum Depoſitär ſeiner Gedanken“ erwählt habe, zu machen. 

An dieſe Erklärung knüpft Bunſen die „practiſche Frage“, 
ob die Allocution, „die er ſelbſt nicht geſehen habe“, ein defini— 
tives Urtheil“ ſei, welches jede weitere Unterſuchung ausſchließe, 
oder „ob der heilige Stuhl fic) nochmals mit der Sache befaſſen 
wolle.“ Weigere er ſich, „die diplomatiſchen Mittheilungen“ zu 
empfangen, ſo müſſe der König dies als einen Act der Feind— 
ſeligkeit betrachten.“ Wenn dagegen die Allocution nur ein Proteſt 
gegen einen vermeintlichen Angriff auf die Freiheiten der Kirche 
ſei, ſo werde er hierin „keine Kriegserklärung erblicken“ und die 
öffentlichen und vertraulichen Mittheilungen machen laſſen. Um 
den heiligen Stuhl geneigter zu ſtimmen, auf ſeine Vorſchläge 
einzugehen, hebt der Verfaſſer der Note noch „die unberechenbaren 
Folgen für den Frieden der Welt und die europäiſche Geſell— 
ſchaft“ hervor, welche der König von Preußen bei „dem ausge— 
ſprochenen Geiſte ſeines Volkes, des Zuſtandes der Rheinprovinz 
und der Geſinnung des Klerus der Monarchie“ am wenigſten zu 
fürchten habe. 
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Wir begnügen uns, ſtatt eine Kritik dieſer Note zu geben, 
das Urtheil eines Mannes über dieſelbe anzuführen, der über 
jeden Verdacht einer Parteinahme für die katholiſche Kirche er— 
haben iſt. „Nachdem der Staat fo kräftig zum Schwerte ge— 
griffen,“ ſchreibt der bekannte Kirchenhiſtoriker Haſe !, erſcheint 
dieſe Note von Ankona als ein ſeltſames Actenſtück der Diplo— 
matie. Der König hat einen Erzbiſchof als rebelliſchen Unter— 
than verhaften laſſen, und bekennt doch, ſein Richter nicht ſein 
zu können. Er erkennt den Papſt als Richter, der den Ange— 
klagten bereits als einen Märtyrer verherrlicht hat, und der 
königliche Geſandte ſtellt ſich an, als ſei ihm mitten in einer 
päpſtlichen Stadt ein päpſtlicher Erlaß, der ſeit ſechs Tagen 
publicirt war, nur vom Hörenſagen bekannt, während es doch 
vor jeder Verhandlung mit den päpſtlichen Behörden kein wich— 
tigeres Geſchäft auf der Welt für ihn gegeben hat, als jenen 
Erlaß, den er in jedem Kaffeehauſe zu Ankona finden konnte, 
auf's genaueſte zu leſen.“ 

Auf dieſe mit ſo großer Schlauheit und auf Koſten der 
Ehre und Wahrheit abgefaßte Note erwiderte Lambruschini 2, 
daß die Allocution „nichts anderes als eine öffentliche Proteſta— 
tion gegen ein öffentliches Ereigniß ſei“ und eine feierliche Ver— 
wahrung gegen eine offene und Aergerniß gebende Verletzung 
der heiligen Rechte der Kirche“, welche der heilige Vater um jo 
mehr habe einlegen müſſen, als er ſich im entgegengeſetzten Falle 
„gegen die unabweisbare Pflicht verfehlt hätte, die ihm fein apo— 
ſtoliſches Amt auflege“, und er auch durch fein „Stillſchweigen⸗ 
den Gläubigen um ſo mehr hätte Aergerniß geben können, als 
einige „Ausdrücke“ in den zur Rechtfertigung jener Gewaltthat 
von dem preußiſchen Miniſterium veröffentlichten Urkunden“ den 
Schluß nahe gelegt hätten, „es habe der heilige Stuhl Theil an 
jenen Verletzungen“ „der Rechte der Kirche und der heiligen 
Würde des biſchöflichen Amtes.“ 

Nachdem der Cardinalſtaatsſeeretär dem preußiſchen Mini— 
ſterreſidenten noch einmal das wahre Motiv eines ſo gewalt— 

Die beiden Erzbiſchöfe S. 119. 

2 Am 25. Dez. 1837. Denkſchrift des heil. Stuhles S. 149 f. 
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ſamen Beſchluſſes⸗ wie die Wegführung eines ſo hoch ſtehenden 
Prälaten vor die Augen geſtellt, eröffnet er ihm im Auftrage 
des Papſtes, daß, fo lange nicht „die ſchuldige Genugthuung 


wegen einer Unbill', welche „die ganze katholiſche Welt ſchwer 


beeinträchtige“, erfolgt fei, der heilige Vater keine Unterhandlung 
gewähren könne“ und deshalb „förmlich verlange, daß der Erz— 
biſchof von Köln in Freiheit geſetzt und der Regierung ſeiner 
Diöceſe wiedergegeben werde.“ 

Dieſe Antwort des Cardinals vereitelte zwar die Hoffnung 
Bunſens; allein derſelbe machte noch einmal in einer Note vom 
29. Dezember! den Verſuch, die Verhandlungen wieder an— 
zuknüpfen. Er ſehe“ nach der Erklärung Lambruschini's über 
den Character der päpſtlichen Allocution „keinen Grund, welcher 
ihm die Pflicht auflegen könne, ſeine Functionen einzuſtellen“ und 
die beſtehenden Verhältniſſe als abgebrochen anzuſehen“, vielmehr 
eröffne ihm die Note des Cardinals Hoffnung, als Ueberbringer 
nicht blos wichtiger Documente, ſondern auch vertraulicher und 
geheimer Daten“ mit „dem römiſchen Hofe über die Kölner An— 


gelegenheit auf den für letzteren ehrenvollſten Grundlagen zu 


unterhandeln.“ Die Wegführung des Erzbiſchofs könne kein Hin- 
derniß bilden, da es nur von demſelben abhänge, ſeine Amts- 
thätigkeit wieder anzutreten. „Es würde hinreichen, wenn er für 
das Vergangene und insbeſondere für die bedeutenden Gefahren, 
welchen er die Sicherheit des Staates und den öffentlichen Frie— 
den ausgeſetzt, die nöthigen Erklärungen, und, was die Zukunft 
betreffe, die unabweislich verlangten Garantien gäbe, um nach 
Köln zurückzukehren und die vollſtändige Ausübung ſeiner Func— 
tionen wieder antreten zu können“, wobei jedoch, wie es weiter 
heißt, „der ruhige und geordnete Zuſtand der Dinge und die 
nicht geſtörte Fortſetzung der dermaligen Adminiſtration des Ca— 
pitels natürlicher Weiſe von der Regierung als erſte Bedingung 
betrachtet werde, dem Erzbiſchof die Rückkehr zu geſtatten.“ Auf 
dieſe Note des preußiſchen Miniſterreſidenten antwortete der 
Cardinalſtaatsſecretär am 2. Januar 1838, indem er einfach auf 
ſeine Erklärung in der Note vom 25. Dezember hinwies. Die 
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Verhandlungen waren damit abgebrochen. Bunſen hatte ſeine 
Rolle ausgeſpielt. 

Wie ſchon erwähnt wurde, hatte die preußiſche Regierung 
zur Rechtfertigung ihres Schrittes gegen Clemens Auguſt eine 
Denkſchrift mit officiellen Aetenſtücken durch Bunſen bearbeiten 
und den einzelnen Höfen übermitteln laſſen. Am 12. Dezember 
1837 wurde ſie auch dem heiligen Stuhl durch den Geſchäfts— 
träger v. Buch übergeben. Eine genaue Prüfung der Actenſtücke 
ließ bei jedem einſichtsvollen Beurtheiler keinen Zweifel übrig, 
auf weſſen Seite das Recht ſtehe, und die geſchraubte und ab— 
ſichtlich entſtellte, Darlegung des Verfahrens der preußiſchen Re— 
gierung gegen den Erzbiſchof“ von Köln durch Bunſen brachte 
meiſtens die entgegengeſetzten Wirkungen hervor. Noch mehr 
wurden die Winkelzüge und die Unredlichkeit dieſes Diplomaten 
durch die römiſche Staatsſchrift! enthüllt, welche auf Befehl 
des Papſtes am 4. März 1838 dem diplomatiſchen Corps und 
den Höfen zugeſtellt wurde. Dieſelbe enthält eine klare und 
ruhige, durchaus ſachgemäße Darſtellung des Kölner Ereigniſſes 
mit Beifügung der einſchlägigen Documente und namentlich des 
Notenwechſels zwiſchen der Curie und dem preußiſchen Miniſter— 
reſidenten. Das unehrliche Spiel, welches derſelbe mit dem 
apoſtoliſchen Stuhl getrieben, war vor den Augen der ganzen 
Welt enthüllt und der Plan des Berliner Cabinets, die Hffent- 
liche Meinung für ſich günſtig zu ſtimmen, war vereitelt. 


1 Ksposizione di Fatto documentata su quanto ha preceduto e se- 
quito la deportazione di Monsignor Droste, Arcivescovo di Colonia. Wir 
citiven nach der deutſchen Ueberſetzung, Augsburg 1838. 
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Folgen des Kölner Ereigniſſes. Der „Athanaſtus“ von Görres. Polemik gegen denſelben. 

Die Triarier. Sympathien der Katholiken für Clemens Auguſt. Anwürdiges Beneh- 

men des Metropolitancapitels von Köln. Wahl Hüsgens zum Capitelsvicar. Ver- 

werfung derſelhen durch Papſt Gregor XVI. Neuer Angehorſam des Domcapitels nach 

dem Tode Hüsgens. Wahl des Domcapitularen Müller zum Capitelsvicar. Aufſtellung. 

Svens aks Generalvicar des gefangenen Erzbiſchofs durch den Papſt. Clemens Auguff 
darf ſeinen Aufenthalt in Münſter nehmen. 


Das Kölner Ereigniß wirkte wie ein electriſcher Schlag. 
Die gewaltſame Wegführung eines ſo hohen Kirchenfürſten auf 
die Feſtung Minden, wo er wie ein Verbrecher von Gensdarmen. 
bewacht und auf jedem Schritt und Tritt begleitet wurde, rief 
unter allen Klaſſen der Bevölkerung eine nur zu ſehr gerechtfer— 
tigte Indignation hervor. Selbſt laue Katholiken, die ihrer 
Kirche ganz entfremdet waren, wurden plötzlich aus ihrer Le- 
thargie aufgerüttelt. Die Entrüſtung blieb nicht in der Bruft 
der Katholiken verſchloſſen, ſondern gab ſich auch vornehmlich in 
der Preſſe kund. Das Einſchreiten gegen die Geiſtlichen, welche 
die Trauung gemiſchter Ehen verweigerten, oder das Benehmen 
der Regierung mißbilligten, und die Cabinetsordre! vom 9. April 
1838, welche befiehlt, alle Perſonen, „mögen ſie geiſtlichen oder 
weltlichen Standes und Landesunterthanen ſein oder nicht“, welche 
Erlaſſe auswärtiger geiſtlicher Obern“, — alſo des Papſtes, — 
ihrer Agenten oder Geſchäftsführer“, preußiſchen Unterthanen über— 
bringen, „deren Verbreitung weiter befördern“, oder dieſer Ab— 
ſicht durch mündliche oder ſchriftliche Mittheilung Vorſchub leiſten, 
ſofort von Polizei wegen, unter Vorbehalt weiterer Unterſuchung 
und Beſtrafung, verhaften und nach Bewandtniß der Umſtände 
in eine Feſtung abliefern zu laſſen“, mußten ſelbſtverſtändlich die 
herrſchende Erbitterung noch ſteigern. Selbſt Bunſen muß ge— 
ftehen, daß „die Behauptungen der Allocution nur ein zu gün— 
ſtiges Terrain in der allgemeinen Mißſtimmung gegen die Re— 
gierung gefunden“, und kann nicht in Abrede ſtellen, daß „die 
öffentliche Stimmung unzweideutig gegen dieſelbe war.“ Der 
Eindruck, den die Gefangennehmung des Erzbiſchofs machte, war, 


1 Sie ſteht in: Rechtliche und factiſche Darſtellung u. ſ. w. S. 200. 
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wie Eilers? berichtet, ungeheuer, d. h. jo groß, daß man da- 
vor erſchrecken mußte.“ 

Die herrſchende Mißſtimmung fand auch ihren Weg in die 
außerpreußiſche Preſſe. Zeitungen des In- und Auslandes be— 
ſchäftigten ſich mit der Kölner Angelegenheit und nahmen theils 
für, theils gegen den Erzbiſchof Partei?. Doch vermochten die 
im Intereſſe Preußens geſchriebenen, oder von Berlin inſpirirten 
Zeitungsartikel ebenſo wenig einen Umſchlag der öffentlichen 
Meinung herbeizuführen, als die in der nämlichen Abſicht ver— 
faßten officiöſen oder halb officiöſen Broſchüren. Sie riefen nur 
gediegene Gegenſchriften von katholiſchen und ſelbſt von prote— 
ſtantiſchen Verfaſſern hervor, welche die in Rede ſtehenden Fragen 
vom Standpunkte des Rechtes und der Freiheit eingehend be— 
handelten. 

Als Hauptvertheidiger des Kölner Oberhirten und der von 
ihm vertretenen Sache trat Görres auf. Wie kaum ein Anderer 
befähigt, zum Volke zu ſprechen, verbreitet ſich der geniale Pu— 
bliciſt in ſeinem ‚Athanaſius“s in der ihm eigenen, originellen 
und höchſt anſprechenden Weiſe über das Kölner Ereigniß und 
deſſen Hauptperſon, die er mit dem großen Alexandriner recht 
paſſend vergleicht. 

Görres, der von dem Feuereifer ſeiner Jugend noch nichts 
verloren hatte, ſtellte ſich eine doppelte Aufgabe: die Verthei— 
digung des Erzbiſchofs von Köln und eine principielle Behand— 
lung der ganzen Streitfrage. Drei ſchwere Beſchuldigungen 
waren gegen den greiſen Kirchenfürſten erhoben worden, poli— 
tiſche Umtriebe unter dem Einfluſſe zweier revolutionären Par— 
teien, Untergrabung des Univerſitätsſtudiums durch ſein Auftreten 
gegen die Hermeſianer und endlich Wortbruch und Verletzung 
der beſtehenden Geſetze durch ſein Verhalten bei gemiſchten Ehen. 
Jeder dieſer drei Punkte wird eingehend erörtert, wobei der Ver— 
faſſer der preußiſchen Regierung bittere Wahrheiten ſagt. Am 
ausführlichſten behandelt er die Frage über die gemiſchten Ehen 


1 Meine Wanderung durchs Leben III, S. 215. 

2 Ein Verzeichniß dieſer Schriften gibt Roskovdny, Rom. pontif. IV, 
p. 923 sqq. 
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und führt den Beweis, daß Clemens Auguſt weder ſein vor der 
Wahl gegebenes Verſprechen gebrochen habe, da es ſich nur um 
eine dem Breve Pius VIII. gemäße Uebereinkunft“ gehandelt, 
noch daß er durch die Nichtbeobachtung jener zwiſchen Spiegel 
und Bunſen geſchaffenen Convention ein Uebertreter der Geſetze 
geworden ſei, indem dieſe Convention nach Form und Inhalt 
null und nichtig ſei: nach Inhalt, weil ſie gerade das Gegentheil 
von dem, was das Breve feſtſetze, ſtipulire, und nach Form, 
weil die beiden Contrahenten zum Abſchluſſe dieſer Convention 
nicht berechtigt geweſen ſeien 1. „Von welcher Seite wir alſo die 
Sache des Erzbiſchofs betrachten“, ſchließt der erſte Theil dieſer 
Schrift, überall, wo ſein Handeln zur Zeit noch offen zu Tage 
liegt, finden wir ſie rein und untadelhaft und alles ſein Thun 
wohl gethan.“ 

Den zweiten principiellen Theil ſeines Werkes leitet 
Görres mit der Frage ein, wie es zu begreifen und zu ver— 
ſtehen ſei, daß eine Regierung, die man uns unabläſſig als eine 
jo einſichtsvolle, milde und gerechte rühme“ und „die in manchen 
Dingen auch wirklich zu rühmen ſei“, zu dieſer Handlung gegen 
den Erzbiſchof ſich habe hinreißen laſſen. 

Die Erörterung dieſer Frage veranlaßt unſeren Autor die 
gegenwärtige Zeitrichtung klar und beſtimmt darzulegen, ſie in 
einem philoſophiſch⸗hiſtoriſchen Rückblicke bis auf ihren Urſprung 
zu verfolgen und hiedurch den Leſer in den Stand zu ſetzen, die 
neueſten Ereigniſſe zu beurtheilen, die, ſo überraſchend ſie auch 
ſein mögen, dennoch aus jenen Urſachen wie der Baum aus der 
Wurzel hervorgingen. 

Es würde uns zu weit führen, dieſen Theil des „Athanaſius'“, 
ſo intereſſant er auch iſt, näher zu analyſiren, weshalb nur einige 
Andeutungen gegeben werden ſollen. So lange die katholiſche 
chriſtliche Weltanſchauung, entwickelt Görres, die Völker zu einer 


1 Bezüglich der Anfrage bei Clemens Auguſt vor deſſen Wahl ſagt 
Görres: „Was berechtigt, innerhalb des Gebietes feierlich garantirter Kirchen— 
freiheit, eine proteſtantiſche Regierung, den katholiſchen Biſchöfen beim Antritte 
ihres Amtes mit einer ſolchen Verſuchung zu nahen, und ſie nur auf die Ve— 
dingung ihres Eingehens und ſohin flagranter Verſündigung zu ihrer Würde 
zuzulaſſen?“ (Athanaſius 4. A. S. 83.) 
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höheren Einheit in der Liebe Gottes, in der Kirche vereinigte, ohne 
deren Individualität zu vernichten oder nur zu verkümmern, 
herrſchte ſowohl auf dem kirchlichen wie auf dem politiſch-ſocialen 
Gebiete zum Wohle der Menſchheit eine ſtrenge Ordnung und 
friedliche Harmonie, die Idee des Reiches Gottes. Als aber die 
Geiſter, von Wahn und Stolz geblendet, „in allen Richtungen 
gegen die fic) haltende Einheit auflehnten“ und die Kirche be— 
kämpften, trat ,ein fortdauernder Zerſtörungsproceß“ ein, der 
zuerſt auf kirchlichem Gebiete den Proteſtantismus hervorrief', 
welcher in zwei Richtungen, Rationalismus und Pietismus, aus- 
einander ging, die, ſich entgegengeſetzt, im Haſſe gegen die Kirche 
übereinſtimmen. „Was die Reformation auf kirchlichem Gebiete 
erwirkt, das hat die Revolution“, die zweite Folge jenes Zer— 
ſetzungsproceſſes, „ins politiſche des Staates hinüber getragen“ 
und eine Scheidung der Parteien in „revolutionäre und ftabil 
abſolute“ herbeigeführt. Mit der Auflehnung gegen das einheit— 
liche Princip der Kirche griff die Principienloſigkeit immer mehr 
um ſich. Das Verhältniß der Kirche zum Staate wurde ver— 
ſchoben, oder gar verneint und immer mehr concentrirte ſich der 
Haß der verſchiedenen Parteien gegen die katholiſche Kirche, die 
auf allen Gebieten angefeindet und beſchimpft ward, und wenn 
auch die Regierungen „wenigſtens dem Aergſten zuletzt einen 
Damm entgegenſetzten“, jo hat ſich dadurch der feindſelige Kampf 
gegen alles Kirchliche nicht im mindeſten irren laſſen.“ „Was der 
gefallene Geiſt in ſeinem Trotze und in ſeinem erbitterten Hoch— 
muthe erſinnen; was ruchloſer Frevel gegen das Heilige irgend 
erdenken kann: es hat Alles ſeine Organe gefunden, durch die 
es ſich mit einer Kälte und Ruhe ausgeſprochen, als ſei es das 
Alltägliche; und die Bewunderer, die um den Sprecher ſich ge— 
ſammelt, haben es mit der gleichen kalten Ruhe hingenommen.“ 
Man hat die Unwahrheit jo oft einander vorgeſagt, daß, ob— 
gleich ein Jeder für ſich an ſeinem Theil ihr keinen Glauben 
beimeſſen konnte, er ſie doch, da er ſie immer wieder in ſo Vieler 
Mund gefunden, von dieſen als wahr und glaubhaft hingenom- 
men; wo denn, indem immer Einer den Andern angelogen, die 
Lüge ſcheinbar denſelben Character von Allgemeinheit gewonnen, 
der ſonſt nur die Wahrheit unterſcheidet: ein Umſtand, der dann 
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wieder zurückwirkend die Gerngetäuſchten nur noch tiefer in ihre 
Täuſchungen verſtrickte. So iſt es geſchehen, daß die Lüge in 
dieſer Zeit allmälig zu jener grauenvollen Macht erwachſen, wie 
ſie dergleichen in ſolchem Umfange in keiner Periode der Ge— 
ſchichte je beſeſſen; eine Gewalt, die ſie zu der frechen Verwegen— 
heit gebracht, mit Hilfe der tauſend und tauſend Organe, die 
ſich ihr hingegeben, vertrauend auf die ſtumpfſinnige Gedanfen- 
lofigfeit, die fie überall vorgefunden, die Wahrheit, wo es thun— 
lich, allmälig zu ſecretiren, durch ſophiſtiſche Künſte und freches 
Leugnen wegzureden, im Tumulte niederzuſchreien, und an die 
Stelle der Verdrängten ſich ſelber zu ſubſtituiren, und ſich für 
die Vertriebene auszugeben. Dies Beginnen hat keineswegs auf 
die kirchlichen Gebiete des Glaubens ſich beſchränkt; es hat über 
ſo viele andere ſich ausgebreitet, nach dem religiöſen am meiſten 
über das politiſche ... Es iſt fo weit gekommen, daß wir aller 
Orten von der Lüge, wie von einer Atmosphäre uns umfaßt 
und umgeben finden; ſie wird eingeathmet und ausgeathmet; wie 
Speiſe und Trank tritt fie ins Leben ein, und geht ihm ange- 
eignet über in Fleiſch und Blut: ſo zwar, daß bei Manchem 
der Inſtinet, der dem Sinne einwohnend ſonſt bei ihrer Nähe 
ſich regt, nicht blos gänzlich hingeſchwunden, ſondern in den ent- 
gegengeſetzten ſich umgewandelt, und nun vor der Wahrheit zu— 
ſammenfährt, und ſie im krampfhaften Verſchließen von ſich 
weiſt. So iſt es denn geſchehen, daß wir in den wichtigſten 
Dingen in einer fictiven Welt umhergehen; in einem künſtlichen 
Fabelreiche, das wir uns nach unſeren bornirten Anſichten, un- 
ſeren vorgefaßten Meinungen, unſeren flachen Gedanken und 
armſeligen Leidenſchaften ſelbſt zuſammenphantaſirt haben; von 
der Wirklichkeit der Dinge ſo weit entfernt, daß dieſe in der 
ſchlechten Nachſudelei ſich gar nicht wieder erkennen. In ſolchem 
Dunſt und Nebel, den ihm ſeine ſchreibenden Berichterſtatter vor— 
gemacht, iſt nun auch das preußiſche Miniſterium im vorliegenden 
Falle vorgegangen. Es hat in der grauen Düſterheit nichts von 
dem eigentlichen Weſen der katholiſchen Kirche erkennen können; 
und der eigentliche Geiſt derſelben iſt ihm eben jo unbekannt ge- 
blieben, wie der Umfang der Rechte, die ſie in Anſpruch nimmt, 
und die Stellung, die ihr im Staatsverbande von Rechtswegen 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 21 
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angehört. In Mitte der allgemeinen Gedankenverwirrung und 
des Nebelns und Schwebelns aller Begriffe, hat es eben ſo wenig 
über ſein Verhältniß zum römiſchen Stuhle ins Klare kommen 
mögen; noch auch darüber ſich verſtändigen, wie weit dieſer zu 
gehen vermöge, wie viel oder wie wenig ihm zuzumuthen, und 
was ihm mit unerläßlicher Nothwendigkeit einzuräumen. Eben 
jo iſt es über den Geiſt des katholiſchen Volkes, über ſeine Stim- 
mung, über den Grad ſeiner Anhänglichkeit an den alten Glau- 
ben, die Gewalt, die religiöſe Ueberzeugungen über ſeinen Geiſt, 
und die religiöſe Gefühle über ſein Gemüth ausüben, ganz und 
gar in der Irre und in all ſeinem Thun daher auch völlig fehl 
gegangen.“ Aber dies iſt nicht die einzige Urſache des Auftretens 
der preußiſchen Regierung geweſen. „Es hat noch anderes mit— 
gewirkt.“ Und dies war die Geringſchätzung der katholiſchen 
Kirche im „proteſtantiſchen Deutſchland“, welches dem Wahne ſich 
hingegeben, ,mit der katholiſchen Kirche neige es ſich zu Ende.“ 
Man betrachtete ſie als antiquirt und nur noch vegetirend und 
wollte ſie höchſtens noch als eine Staatsanſtalt losgelöſt von 
ihrem Oberhaupte gelten laſſen. „Nachdem im Politiſchen der 
Kaiſer beſeitigt, und das Territorialſyſtem befeſtigt war, wollten 
die Staatsgebiete auch kirchlich ſich iſoliren und abrunden, und 
der Papſt ſollte dem Kaiſer nachwandern.“ Da jedoch dies jetzt 
noch nicht ging, verſuchte man wenigſtens das Mögliche zu er— 
reichen. ‚Alles lief darauf hinaus, wenn das Oberhaupt fic 
nicht abſondern wolle von ſeiner Kirche, dieſe wenigſtens vor— 
läufig in allen ihren erreichbaren Gliedern von ihm abzuſondern, 
zu iſoliren, und in ihrem Leben vereinzelt auf ſich ſelbſt zu ſetzen, 
und ſo der Getrennten bald Meiſter ſich zu machen. Wie es 
nun Hofjuriſten und Territorialdiplomaten geweſen, die das erſte 
Werk eingefädelt und vollführt: jo find es Hofeanoniften und 
Metropolitantheologen geweſen, die dem anderen Geſchäfte ſich 
unterzogen.“ Die Säculariſation vollendete das begonnene Werk. 
„Die Kirche wurde nicht nur der äußeren Güter beraubt, fie 
wurde auch gebunden, mediatiſirt und ſäculariſirt, und dem ab— 
ſtracten Staate als eine ſeiner Unterabſtraetionen einverleibt.“ 
Von dieſen falſchen Anſchauungen geleitet und von dem Gedanken 
der Hoheit des Staates, dem Hegel göttliche Würde verleiht, 
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beherrſcht, ließ ſich auch das preußiſche Cabinet in ſeinem Ver— 
fahren verleiten. 

Nachdem Görres in dieſer Weiſe die Geneſis der letzten Er— 
eigniſſe dargelegt, gibt er auch ihre Bedeutung mit den Worten 
an: „Was aber klar da ſteht, und gar keines Aufſchauens zu den 
Himmelszeichen bedarf: die Kirche hat im Glauben der Völker 
neuerdings ſich emancipirt, und wird ſich ferner emancipiren; 
und keine Gewalt auf Erden wird im Stande ſein, ſie länger in 
den unwürdigen Feſſeln zurückzuhalten, die man ihr angelegt. 
Der Zauber iſt gebrochen, der Bann iſt gelöſt, der allgemeine 
Unwillen gegen die falſche Schwarzkunſt iſt aufgeſtanden; es iſt 
unmöglich geworden, das alte Unweſen fortzutreiben, wie es ſeit 
vielen Jahren getrieben wurde. Das mögen die Führer der 
Völker ſich wohl zu Herzen faſſen, und ihrem Geiſte tief ein— 
prägen; damit ſie in Zeiten mit kluger Beſonnenheit einlenken, 


und durch ungemeſſenes Widerſtreben nicht abermals großes Un— 


glück herbeiführen über ſich und die ihrer Huth Befohlenen. Sie 
werden ihre Sache nicht ſogleich aufgeben wollen, das wäre ihnen 
auch nicht zuzumuthen; aber jede Klugheit gebietet, wo es eine 
Pflicht nicht wehrt, dem Unvermeidlichen in Zeiten jo auszubeu⸗ 
gen, daß es den machtlos Widerſtrebenden nicht etwa auf ſeinem 
Wege findet, und ihn zermalmt. Wie hart es ankommen möge, 
lang gehegte Lieblingsplane aufzugeben, es kann nicht anders 
ſein; der da oben über den Wolken ſteht, und die Wage hält, 
er hat ſie nicht gut geheißen; und ſo ſind ſie unausführbar ge— 
worden, und wo man darauf beharrt, werden ſie Verderben 
bringen. Dieſelbe Verzweiflung, in der das Chriſtenthum beim 
Einbrechen und Sinken des alten, noch grünenden Heidenthumes, 
die Völker gefunden; die gleiche hat das repriſtinirte in unſeren 
Tagen ſchon in den Geiſtern hervorgerufen; und die Sehnſucht 
nach einem Beſſeren und Bleibenden, die in den Gemüthern aller— 
wärts erwacht, iſt es eben, in der die Kirche wurzelt und er— 
ſtarkt. Wie nun die weltliche Macht zur Römerzeit bald in den 
heftigſten Verfolgungen ihrer vorſchreitenden Gewalt ſich zu er— 
wehren geſucht, bald wieder nachlaſſend in ihrer Wuth ihr Zwi— 
ſchenräume von Ruhe und Gemach gegönnt, ſie aber in beiden 
Fällen, dort im Blute ihrer Martyrer, hier in der Freiheit, die 
3 


324 Kap. 22. Der ‚Athanaſius“ von Görres. 


ſie gewonnen, fortgewuchert mit ihrem Pfunde, eben ſo wird es 
auch in den kommenden Tagen ſich wieder begeben. Der Staat 
kann ihr hilfreich entgegen kommen, und indem er alſo ihre höhe— 
ren Zwecke fördert, wird es ihm, in ſofern er ſelbſt auch Gutes 
bezweckt, hinwiederum zum Segen gedeihen; oder er kann ihr 
Verfolgung bieten; die Kirche wird das Eine hinnehmen wie das 
Andere. Während für die weltliche Ordnung Sein oder Nicht— 
ſein an die getroffene Wahl ſich knüpft, ijt der Beſtand der An- 
deren zum voraus auf jeden Fall geſichert. Wird der Kirche 
Ruhe und Sicherheit, fie wird es dankbar ſich gefallen laſſen, 
und ſich in ihr in ruhigem Fortſchritte verjüngen und erneuen. 
Wird aber Unruhe und Kampf ihr hingeboten; ſie wird auch 
deſſen ſich nicht weigern; es wird ihr zur nöthigen Reinigung, 
und darum nur um ſo ſchnelleren Befeſtigung dienen. Denn 
durch ein großes Opfer iſt ſie gegründet worden; durch Dulden 
und Opfern hat ſie ſich erhalten; und weil ihr nimmer Solche 
fehlen werden, die ſich zur Hingebung bereitwillig finden, darum 
iſt ſie für alle Zukunft unüberwindlich. Seht nur zu, welche 
unberechenbare Frucht es ihr getragen, daß eben wieder Einer 
ſich zu einem ſolchen Opfer für ſie darzubringen den Muth ge— 
habt.“ Hieran fügte er eine Mahnung an die preußiſche Re- 
gierung, die gerechten Forderungen der Katholiken zu erfüllen: 
„Nur durch Gerechtigkeit und Billigkeit, und ſonſt auf keinem 
anderen Wege, ſind die Völker zu regieren in dieſer Zeit; ſo ſei 
man denn auch gerecht und billig in den höchſten Angelegenheiten, 
die der Menſch um keinen Preis ſich verſehren läßt! Die 
preußiſche Regierung hat im Gebiete der Doctrin, wie aus den 
Acten ſich ergibt, zuletzt eine löbliche Nachgiebigkeit bewieſen; 
ſie dehne dieſe auf alle die unhaltbaren und falſchen Stellungen 
aus, in die ſie ſich verirrt; und fie wird, jo wie fie Vertrauen. 
verdient, auch Vertrauen wecken. Kein kluger Feldherr, wenn 
es ihm begegnet, daß er ſein Heer auf nachtheiligem Terrain 
aufgeſtellt, beharrt auf ſeinem Mißgriff; und hat er gar auf 
übler Stätte eine Schlacht verloren, dann fällt ihm nimmer ein, 
mit eigenſinniger Verſtockung ſich auf dem verſpielten Wahlfeld 
feſtzuſetzen. Er zieht vielmehr in Zeiten zurück, um, wenn die 
Seinen aus der Zerſtreuung wieder ſich geſammelt, ſie auf gün⸗ 
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ſtigerem Gebiete zu beſſerem Erfolge aufzustellen. Die Regierung 
hat der katholiſchen Kirche gegenüber in eine ſolche falſche Stel— 
lung ſich geſetzt, indem ſie Unrecht, wie an ihr im Allgemeinen, 
ſo auch im Beſonderen am Erzbiſchof geübt. Sie hat an den 
Einen Zumuthungen, auf die einzugehen ihm jede Pflicht ver- 
wehrte, gerichtet, und iſt, da er pflichtmäßig gehandelt, gegen ihn 
mit Gewaltmaßregeln vorgeſchritten. Der römiſche Hof, auf den 
fie, als auf die hier einzig legitime Autorität, ſelber ſich berufen. 
hat der Handlungsweiſe des durch die Gewalt Gefährdeten ſeine 
vollkommene Billigung zugewendet, und als in der Kirchenord— 
nung und den kirchlichen Geſetzen wohlbegründet ſie anerkannt. 
Mit welchem Schein des Rechtes kann die Regierung ſeiner For- 
derung, vor Allem abzulaſſen von der unrechtmäßigen Gewalt, 
widerſprechen; wie kann ſie ihm zumuthen, daß er, ſo lange ſie 
fortwährend auf dem Wege dieſer Gewaltthätigkeit beharrt, mit 
ſich ſelber im Widerſpruch, den Weg der Verhandlung mit ihr 
betrete. In dem Erzbiſchofe ijt zugleich die Gerechtigkeit im 
ſchuldloſen Menſchen, und die Würde der Kirche im Prälaten 
verletzt und angetaſtet worden; Beiden gebührt Genugthuung, 
die zu leiſten der Privatmann in perſönlichen Fällen verbunden 
wäre, und der eine Regierung am wenigſten ſich entziehen darf. 
Der Erzbiſchof hat allerdings, wie man ihn angeſchuldigt, unter 
dem Einfluſſe zweier revolutionären Parteien gehandelt, das ſind 
die Parteien der Li ſt und der Gewalt geweſen, die er ent- 
ſchloſſen und tapfer abgewieſen. Dieſe Abweiſung ijt im Inter— 
eſſe der Regierung ſelbſt geſchehen, die, ſtatt ein ſo muthiges Be— 
nehmen ihm zu verdenken, vielmehr durch die unabweisbarſten 
Gründe ſich aufgefordert findet, ihm dafür Dank zu wiſſen, daß 
er, unerſchütterlich feſthaltend an dem Rechte, ſie gegen ſich ſelbſt 
vertreten, und die nachtheiligen Folgen der Uebereilung abge— 
wendet. Eine ſolche Uebereilung aber gut zu machen, und einen 
Irrthum zurückzunehmen, kann nie, einer Regierung ſo wenig 
wie einem Privatmanne, ehrenrührig ſein; wohl aber das Gegen— 
theil, das Beharren auf der erkannten Fehle.“ 

Zuletzt wendet ſich der begeiſterte Kämpfer noch an die Ka— 
tholiken der Rheinlande und Weſtfalen, ſie auffordernd, treu an 
ihrer Kirche zu halten und unter ſich ſelbſt verbunden zu bleiben, 
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da fie alle ein und dasſelbe Ziel hätten, die ganze und volle 
Realiſirung der feierlich gewährten Religionsfreiheit, und der zu— 
geſagten politiſchen und bürgerlichen Gleichheit der Confeſſion in 
ihrem ganzen Umfang ohne Gefährde und Hinterhalt.“ 

Die Worte des gewaltigen Vorkämpfers für Recht und Ge— 
rechtigkeit fanden ihren Widerhall in ganz Deutſchland und über 
deſſen Grenzen hinaus. Der ,Athanafius’ erregte ein ungeheures 
Aufſehen und übte eine zündende Wirkung aus. Im Verlaufe 
von wenigen Monaten waren vier ſtarke Auflagen vergriffen. 
Mit wahrem Heißhunger fiel man über dieſe Schrift her. Selbſt 
das gewöhnliche Volk verkannte nicht deren Bedeutung, wenn es 
auch nicht ihrem gelehrten und tiefſinnigen Verfaſſer in alle 
Höhen und Tiefen folgen konnte. 


Dagegen rief das Erſcheinen des „Athanaſius“, große Beſtür— 
zung im Lager der Gegner hervor, und dieſelben ſetzten alle Hebel 
in Bewegung, um den gewaltigen Eindruck desſelben abzuſchwächen. 
Die Regierung erließ ein Verbot gegen die ihr mißliebige Schrift 
und ſuchte deren Verbreitung durch Polizeimaßregeln zu verhin- 
dern, ſtand aber, die Fruchtloſigkeit ihrer Bemühungen, welche 
vielfach die entgegengeſetzten Folgen hatten, erkennend, von ihrem 
Vorhaben wieder ab. Um ſo heftiger entbrannte der literariſche 
Kampf, an welchem ſich die verſchiedenſten Parteien und Inter— 
eſſen betheiligten. Alle Schattirungen des Proteſtantismus, von 
den orthodoxen Polterern bis zu den Vertretern des hegeliſchen 
Pantheismus, der im Staate den zum Selbſtbewußtſein gekom— 
menen Gott anbetet, vereinten ſich, um gemeinſchaftlich den über— 
kühnen „Päpſtler“ zu bekämpfen. Eine Unmaſſe von Pamphleten , 
Broſchüren und größeren Schriften erſchien. Die meiſten der— 
ſelben erheben ſich nicht einmal über das Niveau gemeiner 
Schmähſchriften, und bezeugen nicht weniger den Haß ihrer Ver— 
faſſer gegen die katholiſche Kirche, wie ihren Servilismus gegen 
Preußen, der fie ſogar die „unerhörte Langmuth und Milde“ des 
Königs gegen den Erzbiſchof von Köln preiſen läßt. Andere 


1 Siehe Seite 318, Note 2. 
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Schriften ſind vorſichtiger abgefaßt. Allein eine richtige Klar— 
ſtellung der Streitfrage und ein auf die wirklichen Thatſachen 
geſtütztes Urtheil wird man auch hier vergeblich ſuchen. Anſtatt 
auf den eigentlichen Kernpunkt einzugehen, ziehen die Verfaſſer 
es vor, im allgemeinen gegen die katholiſche Kirche, ihre Lehre, 
ihren Cultus und ihre Disciplin zu polemiſiren. 

Der Verfaſſer des „Athanaſius“ hatte ſich nicht verhehlt, daß 
ſeine Schrift vielen Staub aufwirbeln und heftigen Widerſpruch 
hervorrufen würde. Er faud ſich auch nicht getäuſcht. Die 
werthgeſchätzten Brüder und Freunde im Heimathlande“, ſchrieb 
er an einen Freund!, „gehen wenig glimpflich mit dem Buche 
um. Es iſt eine wahre Katerjagd, die fie um dasſelbe her ab- 
halten, und die ſchönen Töne, die im März vor den Fenſtern zu 
erſchallen pflegen, laſſen ſich auch jetzt gar lieblich vernehmen. 
Der ganze Landſturm iſt, wie es ſcheint, aufgeboten, und zieht 
auf allen Pfaden und Stegen heran. Ich laſſe mich's nicht ſon⸗ 
derlich anfechten und theile nur in den Vorreden der neuen Auf— 
lage ſparſame Schläge aus.“ Aber nicht blos obſcure Zeitungs⸗ 
ſchreiber und Pamphletiſten, deren ganze Widerlegung des ,Atha- 
naſius“ in maßloſen Beſchimpfungen ſeines Verfaſſers und in den 
landläufigen Angriffen auf die katholiſche Kirche beſtand, traten 
gegen den gefeierten Vertheidiger des Erzbiſchofs Clemens Auguſt 
in die Arena, ſondern „es thaten ſich auch nicht zu verachtende 
Talente unter ihnen hervor.“ Es traten Männer gegen Görres 
in die Schranken, welche in der literariſchen Welt einen Namen 
hatten. Aus dieſen wählte er ſich die ſ. g. Triarier, Profeſſor 
H. Leo in Halle, Marheinecke und Karl Bruno aus, 
deren Schriften man gegneriſcher Seits ſehr hohe Bedeutung 
beilegte, und richtete gegen dieſelben ſeine Schrift, die Triarier“?, 
worin er „in der leutſeligſten Stimmung“ ihre Angriffe auf den 
„Athanaſius“ zurückſchlug. Der erſte Theil iſt gegen das Send— 
ſchreiben“ Leo's gerichtet. Dieſer ſonſt jo ehrenwerthe und der 
katholiſchen Kirche nicht abgeneigte Geſchichtsforſcher hatte ſich 


1 An Giovanelli. Geſ. Briefe III. S. 494. Galland, J. v. Görres, 
S. 612. 
2 Regensburg 1838. 
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zu höchſt unwürdigen Verdächtigungen und Verunglimpfungen 
gegen Görres hinreißen laſſen, und zugleich die katholiſche Kirche, 
ihre Lehre, Disciplin und Cultus in heftiger Stimmung ange⸗ 
griffen. Dieſer Polemik gegenüber weiſt Görres in ſehr ſcho— 
nender, oft ſcherzhafter Weiſe die gegen ihn geſchleuderten Invec— 
tiven zurück, erörtert noch einmal lichtvoll und gründlich das von 
Leo irrig dargeſtellte Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat und 
führt meiſterhaft die Vertheidigung der katholiſchen Kirche, ihrer 
Lehre und Disciplin. Glanzpunkte ſeiner Schrift find die Cr- 
örterungen über die Erhabenheit des katholiſchen Cultus, die Ab— 
handlung über die heilige Euchariſtie und die Unfehlbarkeit des 
Papſtes. Von Leo ſich gegen Marheinecke wendend, deſſen Auf— 
fag im Gegenſatze zu Leo's Sendſchreiben „ruhig und ohne alle 
leidenſchaftliche Aufregung abgefaßt war“, vertheidigte Görres 
mit bewundernswürdigem Scharfſinne und den ſchlagendſten 
Gründen die Selbſtſtändigkeit und den göttlichen Urſprung der 
katholiſchen Kirche, ſowie den Primat des Papſtes, welche Punkte 
von jenem Polemiker beſonders angegriffen worden waren. Einen 
anderen Ton mußte Görres in ſeinen Auseinanderſetzungen mit 
Dr. Bruno, Juriſt und Geſchäftsmann“, anſchlagen. Dieſer zog 
die ganze Streitfrage vom theologiſch-wiſſenſchaftlichen Gebiete 
auf das politiſche, und kämpfte vornehmlich mit den Waffen des 
Witzes gegen den „‚Athanaſius.“ Der Angegriffene folgte ihm 
auf dieſes Schlachtfeld und bediente ſich der nämlichen Waffen. 
In fein⸗humoriſtiſcher Weiſe deckte er alle Abſurditäten und 
Blöſen dieſer Schrift auf, wies ihre Widerſprüche nach und über— 
liefert den Apologeten der preußiſchen Regierung der wohlver— 
dienten Lächerlichkeit. 

„Die Triarier' fanden ſehr günſtige Aufnahme und von allen 
Seiten wurde ihrem Verfaſſer die wohlverdiente Anerkennung zu 
Theil. Hohe und Niedere, geiſtliche und weltliche Würdenträger 
brachten ihm ihre Glückwünſche dar für ſein mannhaftes Ein— 
treten für die Sache der Kirche in Deutſchland. Auch Papſt 
Gregor XVI. kannte und würdigte wiederholt und öffentlich die 
großen Verdienſte, welche ſich Görres um die katholiſche Kirche in 
Deutſchland erworben hatte. Der ‚Athanaſius“ und die an denſelben 
ſich anreihenden weiteren Schriften ſeines Verfaſſers haben eine 
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heilſame Bewegung in die in Deutſchland theilweiſe herrſchende 
religiöſe Stagnation gebracht. „Das Buch hat ſeine Schuldig— 
keit gethan, ſichtbarer Segen hat auf demſelben geruht und durch 
ihn iſt es kein Buch geblieben, ſondern eine That geworden“ !. 


Während die Sympathieen des katholiſchen Deutſchlands dem 
heldenmüthigen Erzbiſchof von allen Seiten entgegen gebracht 
wurden, und Klerus wie Volk der Erzdiöceſe treu zu ihm hiel— 
ten, nahm das Domcapitel, welches zunächſt Recht und Pflicht 
hatte, für ihren Oberhirten einzutreten, eine Stellung ein, für 
welche das Wort ‚Verrath“ kein zu ſcharfer Ausdruck iſt. Am 
Tage nach der Gefangennehmung des Erzbiſchofs, am 21. No— 
vember 1837, verſammelte der Oberpräſident v. Bodelſchwingh 
die Domherren und übergab ihnen ein Schreiben Altenſteins vom 
15. November?. Der Miniſter wiederholt darin die bekannten 
unwahren Beſchuldigungen gegen den Erzbiſchof, welchen „Se. 
Majeſtät zu Ihrem großen Bedauern in die Unmöglichkeit habe 
verſetzen müſſen, ſein Amt zum Verderben des Staates zu ge— 
brauchen“, und fordert das Domcapitel auf, die Herſtellung einer 
geordneten kirchlichen Regierung auf canoniſchem Wege einzulei— 
ten.“ Ein feſtes Anſchließen der Domcapitularen an ihren ge— 
fangenen Oberhirten und Abweiſung der Regierungsforderungen 
hätte der Sache eine ganz andere Wendung gegeben; allein die— 
ſelben hatten mit Ausnahme der Domherren Mointpoint 
und Scholz nichts Eiligeres zu thun, als dem Winke von 
Berlin nachzukommen, zogen die Verwaltung der Dibeeſe an ſich 
und wählten den Domdecan Dr. Hüsgen zum Capitelsvicar. Um 
ihr unberechtigtes Benehmen zu rechtfertigen, beriefen ſie ſich 
Rauf einen Canon im Corpus juris canonicis, wonach im 
Falle der Biſchof „von Heiden oder Schismatikern in die Ge— 
fangenſchaft weggeführt werde“, dem Domcapitel die Regierung 
der Diöceſe zufalle. Am 22. November richtete das Capitel ein 


1 Die Triarier S. 180. 
2 Darlegung ꝛc. Beil. X. 
3 C. 3. Si Episcopus in VI. 1, 8 (de supplend. neglig. praelat.). 
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Schreiben! an den Papſt, worin es Bericht von dem Vorgefal⸗ 
lenen erſtattete. Dieſes Actenſtück wirft ein höchſt ungünſtiges 
Licht auf ſeine Unterzeichner. Sie haben kein Wort des Tadels 
über das Vorgehen der Regierung gegen den greiſen Erzbiſchof, 
ja nicht einmal eine Klage gegen die ihm zugefügte ſchwere Un— 
bill, ſondern treten geradezu als Ankläger gegen denſelben auf 
und bringen die gehäſſigſten Anſchuldigungen gegen ihn vor. 
Dieſes pflichtvergeſſene Benehmen des Domcapitels erfuhr die 
gebührende Rüge in dem Antwortſchreiben Gregor XVI. vom 
26. Dezember 2. „Der herbe Schmerz,, ſchreibt der heilige Vater, 
welchen Wir neulich empfanden wegen des Unſerem ehrwürdigen 
Bruder Clemens Auguſt, Erzbiſchof von Köln, und mit ihm der 
katholiſchen Kirche und dem apoſtoliſchen Stuhle zugefügten 
großen Unrechtes erhielt durch euer an Uns gerichtetes Schreiben 
vom 22. vorigen Monats einen neuen Zuwachs. In der That, 
ſehr befremden mußte es Uns, daß ihr, durch das heiligſte Band 
mit euerem Vorſtande verbunden, ihr, die pflichtgemäß helfend 
und tröſtend ihm zur Seite ſtehen mußtet, plötzlich in ſeine An— 
kläger umgewandelt, aus Genoſſen ſeine Feinde geworden ſeid; 
daß ihr euch mit gemeinſamen Anſchlägen wider ihn vereinigt 
habt, und zwar in dem Augenblicke, als er, wegen Wahrung der 
Religion und ſeines Amtes, einem ungerechten Elende ſich zu 
unterziehen gezwungen wurde.“ Hierauf ſpendet der Papſt der 
bisherigen Amtsführung des Erzbiſchofs ſowohl in ſeiner frühe— 
ren Stellung in Münſter, wie ſpäter in Köln großes Lob. 
„Warum er aber“, fährt der Papſt fort, „bei einem Theile der 
Geiſtlichkeit Anſtoß gegeben habe, iſt Uns hinlänglich bekannt; 
Wir ſehen ſogar, warum und wodurch ihr bewogen worden ſeid, 
über ihn Nachtheiliges anher zu berichten. Daher verhehlen 
Wir es auch keineswegs, daß euer Verfahren Uns um ſo unan— 
genehmer berührt habe, je weniger Wir dasſelbe in Betracht der 
Heiligkeit eueres Amtes erwarten zu dürfen glaubten.“ Dieſe 
ſcharfe, aber wohlverdiente Rüge brachte das Domcapitel, das 
inzwiſchen die Wahl Hüsgens zum Bisthumsverweſer voll— 
Denkſchrift des heiligen Stuhles ꝛe. S. 157 ff. 

A. a. O. S. 160 f. 
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zogen! und am 19. Dezember dem apoſtoliſchen Stuhle angezeigt 
hatte, keineswegs auf beſſere Bahnen. Der uncanoniſch ge— 
wählte Capitularvicar übernahm die Regierung der Diöeeſe; allein 
ſowohl unter den Pfarrern als unter den Laien erhoben ſich 
große Zweifel an der Giltigkeit ſeiner Amtshandlungen. Die 
Verwirrung mußte unter dieſen Verhältniſſen täglich größer wer— 
den. Als die Faſtenzeit heranbrach, ſtiegen vielen Katholiken 
gewichtige Bedenken auf, ob die von Hüsgen ertheilten Dis— 
penſen, Fleiſch zu eſſen, giltig ſeien und wandten ſich in ihrer 
Verlegenheit an den damaligen interimiſtiſchen päpſtlichen Ge- 
ſchäftsträger in Brüſſel, Abbate Spinelli, welcher den Pe— 
tenten im Auftrage des Papſtes die erbetenen Dispenſen ertheilte. 
Das Erſcheinen des Schreibens Spinelli's in einigen Zeitungen er— 
regte bei der preußiſchen Regierung den Verdacht, letzterer ſei zum 
apoſtoliſchen Vicar der Erzdiöceſe Köln ernannt worden, weshalb 
ſie Auskunft vom heiligen Stuhl forderte. Am 7. April 1838 
richtete Bunſen in dieſer Abſicht eine Note an den Cardinalſtaats— 
ſecretär, dem er jetzt erſt den Bericht des Domcapitels von Köln 
vom 19. Dezember 1837 über die Wahl Hüsgens zum Verweſer 
der Erzdiöceſe einhändigte. Die Antwort Lambruschini's erfolgte 
ſchon am folgenden Tage. Sie beſtätigte das Factum der Dis— 
pensertheilung, ſtellte dagegen die Ernennung Spinelli's zum 
apoſtoliſchen Vicar in der beſtimmteſten Weiſe in Abrede ?. Hätte 
der heilige Stuhl ſich zu einem ſolchen Schritte entſchloſſen, ſo 
wäre er offenbar den Wünſchen der meiſten Katholiken der Rhein— 
lande, Klerikern und Laien, nachgekommen und hätte zugleich der 
Regierung nicht geringe Verlegenheiten bereitet; allein der Papſt, 
vom Verlangen nach Frieden beſeelt, wollte den dünnen Faden 
nicht ganz durchſchneiden und traf auf eine Weiſe Vorſorge für 
eine geordnete Verwaltung der ihres Hirten beraubten Erzdiöeeſe, 
daß die Geſetze der Kirche nicht verletzt, aber auch die Verbindun— 
gen mit der Regierung nicht ganz abgebrochen wurden. Am 9. Mai 
1838 erließ Gregor XVI. ein Schreiben? an das Domcapitel. 


1 Siehe S. 329. 

2 Siehe Rechtliche und factiſche Darſtellung S. 173 ff. Die Antwort 
des Cardinalſtaatsſecretärs S. 176 f. Weitere Noten in dieſer Sache S. 178 ff. 

a. D. S. 189 ff. 
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Er ertheilte der Wahl Hüsgens zum Capitelsvicar zwar nicht 
die Beſtätigung, ermächtigte aber den Genannten, die Verwal- 
tung der Erzdiöceſe, aber nur als Generalvicar des vertriebenen 
Erzbiſchofs, zu führen, bis dieſer auf ſeinen erzbiſchöflichen Stuhl 
wieder eingeſetzt“ fet, oder der Papſt anders verfüge“; jedoch 
müſſe ſich Hüsgen dieſes Titels bedienen und allen und jeden 
Acten, die er vollziehe, vorſetzen“ und jo oft er von den Quin⸗ 
quennalfacultäten Gebrauch mache, „die Subdelegation des Erz— 
biſchofs ausſprechen.“ Anknüpfend an die Schreiben des Dom— 
capitels vom 20. Februar und 29. März! erklärt der heilige 
Vater, daß durch dieſelben ſein Schmerz einige Erleichterungen 
erfahren, indem hierin „die Geſinnungen der innigſten Ergeben— 
heit und Ehrfurcht“ gegen den heiligen Stuhl und die Bereitwil— 
ligkeit, allen ſeinen Aufträgen nachzukommen“, namentlich aber 
von den Domherren „freimüthig bekannt würde, daß ſie nicht 
recht gehandelt, als ſie von ihrem vortrefflichen Erzbiſchofe Böſes 
ſchrieben, beſonders in einer Zeit, wo der gemeinſchaftliche Eifer 
für ihn hätte hervorleuchten müſſen“, während ſie damals „den 
Anſchein gegeben hätten, als ob ſie den Rathſchlüſſen der welt— 
lichen Macht zuſtimmten und ihren Wünſchen gewiſſermaßen ent⸗ 
gegen kämen.“ Leider waren die in obigen Schreiben des Dom— 
capitels ausgeſprochenen Geſinnungen vielfach nur Worte. Hüs— 
gen führte die Regierung der Erzdiöceſe ganz im Sinne des 
Miniſteriums, ſetzte ſeinen Ausſchreiben den vom Papſte verpön⸗ 
ten Titel Capitelsvicar vor, übertrug den Hermeſianern und den 
Parteigängern der Regierung die wichtigſten Stellen, während 
er die gutgeſinnten Geiſtlichen zurückſetzte. Ein tiefer Riß ging 
durch den Klerus, der in ſeiner Majorität für die Sache der 
Kirche und ihres heldenmüthigen Vertheidigers furchtlos eintrat. 

Das Domcapitel ſpielte trotz ſeiner dem heiligen Stuhl ge— 
gebenen Verſicherungen ſeine Aergerniß erregende Rolle fort. Als 
Hüsgen am 23. April 1841 mit Tod abgegangen war, ſchritt 
das Domcapitel gegen den erklärten Willen des Papſtes zur 
Wahl eines Capitelsvicares, welche auf den Domherrn Dr. 
Müller fiel. Der heilige Stuhl verwarf jedoch dieſe Wahl 


1 Es ſteht a. a. O. S. 182 ff. 
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und ernannte den Domcapitular Iven, welcher gegen die vom 
Capitel vorgenommene Wahl proteſtirt hatte, zum Generalvicar 
des gefangenen Erzbiſchofs und Verwalter des erzbiſchöflichen 
Sprengels. Das päpſtliche Ernennungsbreve wurde ihm durch, 
eine Vertrauensperſon eingehändigt, da man dasſelbe der Poſt 
nicht anvertrauen konnte. 

Der heilige Stuhl hatte ſich wiederholt an die preußiſche 
Regierung gewandt, um die Freigebung und Reſtituirung des 
Prälaten zu erlangen; allein ſeine Bemühungen waren vergeb— 
lich. Auch die von Tag zu Tag ſich ſteigernde Mißſtimmung 
der Bevölkerung, deren Wahrnehmung der König ſich nicht ver— 
ſchließen konnte, hatte ebenſo wenig Erfolg, als die Forderung. 
des hohen Gefangenen, entweder vor ein Gericht geſtellt, oder 
ſeiner Erzdiöceſe zurückgegeben zu werden. Sein desfallſiges 
Geſuch? an den König, worin er ſeine Freilaſſung oder Proeeſ— 
ſirung als Recht und nicht als Gnade verlangt, wurde abſchläg⸗ 
lich beſchieden. Eine Deputation des rheiniſchen und des weſt— 
fäliſchen Adels, welche in der Abſicht ſich nach Berlin begab, 
um für den Erzbiſchof zu intercediren, wurde weder vom König. 
noch von den Prinzen des königlichen Hauſes zugelaſſen und die 
Petitionen der Geiſtlichkeit ebenfalls ablehnend beantwortet. Doch 
geſtattete der König zuletzt dem kranken Erzbiſchof, deſſen ,be- 
denklicher Geſundheitszuſtand“ noch durch ein Fußübel verſchlim⸗ 
mert wurde, ſich nach ſeinem Stammſchloſſe Darfeld zu begeben“, 
um im Kreiſe ſeiner Familie unter einer ſorgfältigen Pflege ſeine 
zerrüttete Geſundheit wieder herzuſtellen, wenn er das Verſpre— 
chen geben wolle, ,diefen Aufenthaltsort ohne Erlaubniß des Kö— 
nigs nicht zu verlafjen’®. Clemens Auguſt leiſtete dieſes Ver— 


ſprechen und wurde hierauf am 22. April 1839 unter Gensdar⸗ 


merie⸗Begleitung nach Darfeld gebracht. Von hier durfte er 
nach Münſter überſiedeln. 


1 Er hatte den Bericht des Domcapitels an Gregor XVI. unterſchrieben. 
(S. 330 N. 1), nahm aber ſeine Unterſchrift bald wieder zurück. 

2 Ueber den Frieden u. ſ. w. S. 289 ff. 

3 Haſe, Die beiden Erzbiſchöfe S. 142. 
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Die Praxis, welche durch die Cabinetsordre vom 17. Auguſt 
1825 in den Rheinlanden und Weſtfalen eingeführt werden ſollte, 
beſtand ſchon ſeit längerer Zeit in Schleſien und in den an 
Preußen gefallenen Provinzen des ehemaligen Königreichs Polen. 
Hier war die Conſtitution Benedicts XIV. vom 29. Juni 
1748, wonach gemiſchte Ehen nur unter der Bedingung der 
katholiſchen Kindererziehung zugelaſſen werden durften, in Geltung 
geweſen; allein die preußiſche Regierung dehnte ungeachtet der 
feierlichen Garantieen, daß den Katholiken „ihre Religion in ihrer 
Unverſehrtheit erhalten würde“, die Cabinetsordre vom 21. Auguſt 
1803 auch auf dieſe Provinzen aus und gebot den katholiſchen 
Seelſorgern die kirchliche Einſegnung der gemiſchten Ehen, ohne 
ein Verſprechen, oder den Nachweis einer Uebereinkunft hinſicht— 
lich der katholiſchen Kindererziehung zu verlangen. 

Dieſe Verordnung war für die katholiſche Kirche, abgeſehen 
von der Rechtsverletzung, um ſo verderblicher, als bei den zahl— 
reichen proteſtantiſchen Civil- und Militärbeamten in dieſen Bro- 
vinzen gemiſchte Ehen meiſtens zwiſchen proteſtantiſchen Männern 
und katholiſchen Bräuten geſchloſſen wurden und die Kinder faſt 
ausſchließlich ‚der Religion des Vaters folgten. Trotzdem wag— 
ten die katholiſchen Pfarrer nicht, gegen dieſe Verfügung aufzu— 
treten und die Beſtimmungen Benedicts XIV. zur Norm ihres 
Verfahrens zu machen, ſondern ſegneten gemiſchte Ehen auch 
ohne die nothwendigen Garautieen ein, beſonders da die weltliche 


1 Die Aetenſtücke ſtehen Rechtliche und faetiſche Darſtellung ꝛe. S. 79 ff. 
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Gewalt etwaige Widerſtandsverſuche ſtreng ahndete. Auch die 
Biſchöfe erwieſen ſich ſchwach und meinten, dulden zu müſſen, 
was zu verhindern ihnen unmöglich ſchien. 

Die Veröffentlichung des Breve Pius VIII. vom 25. März 
1830 rüttelte jedoch die in Lethargie verſunkenen Gewiſſen auf. 
Biſchöfe und Geiſtliche erkannten das Unberechtigte der bisher 
befolgten Praxis, deren ſchlimme Folgen ihnen nicht entgangen 
waren, und ihnen den Wunſch einer Aenderung nahe legten. 
Als ihr Stimmführer trat der Erzbiſchof von Gneſen und Poſen, 
Martin v. Dunin, auf. Von ſeinem Gewiſſen gedrängt 
und von ſeinem Klerus ermuntert, erbat er ſich im Januar 1837 
vom Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten „die Gnade“, das 
genannte Breve verkündigen oder wenigſtens ſeinen Klerus zur Be— 
obachtung der darin enthaltenen Grundſätze ermahnen zu dürfen. 
Beide Bitten wurden ihm kurzweg abgeſchlagen und zugleich den 
„Diſtrictscommiſſarien und Bürgermeiſtern“ befohlen, auf ge— 
naue Befolgung der Regierungsverordnungen über gemiſchte Ehen 
von Seiten der katholiſchen Geiſtlichkeit ‚ſtreng zu halten“ und 
„etwaige Contraventionen ſofort umſtändlich anzuzeigen“ 1. Eine 
Immediateingabe an den König vom 26. Oktober 1837, nach 
dem Breve Benedicts XIV. „ohne Einmiſchung der weltlichen 
Behörden verfahren“, oder „die ganze Angelegenheit dem heiligen 
Stuhle zur Entſcheidung“ vorlegen zu dürfen, wurde ebenfalls 
abſchlägig beſchieden und der Petent aufgefordert, die ihm ,unter- 
gebene Geiſtlichkeit auf dem bereits ſeit langer Zeit befolgten 
Wege der beſtehenden Ordnung? und „lobenswerthen Gewohnheit? 
zu erhalten. Dieſes Schreiben? bereitete zwar dem Erzbiſchof 
große Betrübniß, konnte aber, beſonders da er inzwiſchen auch 
die Allocution Gregors XVI. vom 10. Dezember 1837 geleſen 
hatte, einen Vorſatz nicht ändern“, da er weder „die Stellung 
noch den Character eines Biſchofs beflecken“, noch „ſein Gewiſſen 
mit Untreue belaſten, die Einheit mit dem Oberhaupte der Kirche 
abbrechen“ und als „‚Verräther“ gebrandmarkt werden wollte?. Er 
erließ deshalb zur Belehrung ſeines Klerus, welcher ſchon wieder— 

1 A. a. O. S. 83. 
2 A. a. O. S. 84 ff. 91 f. 
3 A. a. O. S. 106. 
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holt Anfragen hinſichtlich der gemiſchten Ehen an ihn gerichtet 
hatte, am 30. Januar 1838 ein Rundſchreiben !, in welchem er 
ſeine Correspondenz mit dem Miniſterium und dem König er— 
wähnt und die kirchlichen Beſtimmungen, namentlich auch die in 
der Erzdiöceſe geltenden, bezüglich der gemiſchten Ehen neu ein— 
ſchärft und ſeine Geiſtlichkeit zur gewiſſenhaften Befolgung der— 
ſelben ermahnt. Eine Inſtruction an die Geiſtlichkeit? vom 
27. Februar ſpricht die Suspenſion „von jedem geiſtlichen Stande, 
Amt und Würde ipso facto“ für jeden Prieſter“ aus, der fortan 
gemiſchte Ehen kirchlich einſegnen würde, „wenn nicht im voraus 
der katholiſche Theil mit aller Gewißheit“ das Gelöbniß der 
katholiſchen Erziehung „aller Kinder“ aus dieſer Ehe abgegeben 
hätte. Dieſelbe Strafe ſoll auch jenen Prieſter treffen, „der ſich 
nicht nach Kräften beſtrebe, ſeinen Pfarrkindern einzuprägen, daß 
ſolche Ehen ganz und gar unſtatthaft und von der Kirche ſtreng 
verboten ſeien.“ Von dieſer Verfügung ſetzte der Erzbiſchof mit— 
tels Schreibens? vom 10. März 1838 den König in Kenntniß. 
In demſelben bezeichnet er ſeine Verordnung als Gewiſſensſache 
und erklärt mit ehrerbietigem Freimuthe, daß er „den Anord— 
nungen des Nachfolgers Petri aus Pflicht und inniger Ueber— 
zeugung gehorche“, und ,jeiner ferneren Beſtimmung mit der Er— 
gebung eines Prieſters, der erfreut iſt in ſeinem Gewiſſen über 
die Erfüllung ſeiner heiligen Pflicht, entgegen gehe.“ Er ſchließt 
mit den Worten: „Verfügen Ew. Majeſtät über mein Greiſen⸗ 
haupt. Die Ruhe meines Gewiſſens und der Friede meiner Seele 
ſind gerettet.“ 

Der Hirtenbrief des Erzbiſchofs wurde von Klerus und Volk 
mit der größten Freude begrüßt, und vergebens verſuchten die Lan— 
desbehörden durch gewaltſame Wegnahme desſelben, ſeine Verbrei— 
tung zu verhindern. An einigen Orten rief das ungebührliche Beneh— 
men der Beamten hierbei, Aufregung hervor!, ohne daß jedoch ernſt— 
liche Ruheſtörungen ſtattgefunden hätten. Der biſchöfliche Official 

1 A. a. O. S. 92 ff. Pohl, M. v. Dunin S. 36 ff. 
2 Rechtliche ꝛe. S. 109 f. 

3 Rechtliche ꝛe. S. 111. 

4 S. 125. 
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Brodziszewski von Gneſen wurde ſogar ſeitens weltlicher 
Behörde ſuspendirt und abgeſetzt.“ Um die nöthig ſcheinenden 
Maßregeln gegen den Erzbiſchof zu berathen, wurde Oberpräſi— 
dent v. Flottwell nach Berlin berufen. 

Am 19. April kehrte er wieder nach Poſen zurück und ließ 
eine königliche Cabinetsordre! vom 12. April an die Katholiken 
des Großherzogthums Poſen verkündigen, worin denſelben die 
zin dem Beſitzergreifungspatente vom 15. Mai 1815“ verbürgte 
Religionsfreiheit aufs neue garantirt, zugleich aber die ſchwer— 
ſten Drohungen gegen Diejenigen ausgeſprochen werden, welche 
die Liebe und Eintracht ſtören wollen“, in der bisher „die ver- 
ſchiedenen Religionsparteien’ in Preußen „neben einander gelebt 
hätten.“ Dieſe Cabinetsordre vermochte ebenſo wenig die aufge— 
regten Gemüther zu beruhigen, als den Erzbiſchof die gegen 
ihn erhobene Beſchuldigung des Treubruchs und des Meineids 
einſchüchterte. Mittels Cabinetsordre? an die drei Staats- 
miniſter v. Altenſtein, v. Rochow und v. Werther vom 12. April 
befahl der König, den Kirchenfürſten ,wegen ſeiner Vergehungen 
zur Unterjuchung’ zu ziehen, die Unterſuchungsacten“ aber „vor 
der Abfaſſung der Erkenntniß“ ihm zuzuſenden, indem er ſich 
vorbehielt, nöthigen Falls „von ſeinen landesherrlichen Rechten 
ſofort Gebrauch zu machen.“ An den Oberpräſidenten Flottwell 
erging der Befehl, „den Inhalt der königlichen Cabinetsordre an 
die drei Staatsminiſter dem Erzbiſchof v. Dunin perſönlich und 
auf feierliche Weiſe, in Gegenwart der Mitglieder des Domcapi— 
tels und einiger vom Oberpräſidenten zuzuziehenden Zeugen be- 
kannt zu machen, ihm die Strafbarkeit ſeines Vergehens mit 
Hinweiſung auf die beſtehenden Landesgeſetze eindringlich zu 
machen, und ihm dabei in Meinem Namen zu eröffnen, daß ich 
ſein Vergehen noch als eine blos irrthümliche Verkennung ſeines 
Standpunktes betrachten wolle, wenn er ſeine Handlungsweiſe 
ſelbſt als eine ſolche anzuerkennen und demgemäß, unter Auf⸗ 
hebung der von ihm an die Geiſtlichkeit erlaſſenen Verfügungen, 
die geſetzliche Ordnung wieder herzuſtellen bereit ſei.“ 


1 Rechtliche ꝛe. S. 114. 
2 S. 116 f. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 22 
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Ein Paſſus verdient beſondere Beachtung. Der König er— 
klärt, daß er „keineswegs geſonnen ſei, die durch die Landesge— 
ſetze jedem katholiſchen Pfarrer geſtattete Wahl, eine Ehe, welche 
nach den Landesgeſetzen erlaubt, um deswillen, weil die Dispen— 
jation des geiſtlichen Obern verſagt worden, durch Aufgebot und 
Trauung zu vollziehen, oder ſich gefallen zu laſſen, daß dieſe 
von einem anderen Pfarrer verrichtet werde, in irgend einem 
Theile ſeines Reichs zu beſchränken, daß er aber, dieſem Grund— 
ſatz getreu, ebenſo wenig jemals dulden, oder einem Biſchof ge— 
ſtatten werde, ſeinerſeits einen Gewiſſenszwang durch Androhung 
von Strafen gegen diejenigen Geiſtlichen, welche dergleichen Ehen 
durch kirchliche Einſegnung vollziehen, einzuführen, und eine ſolche 
Ueberſchreitung der ihm zuſtehenden Kirchenzucht bis zu der in 
dem Hirtenbriefe des Erzbiſchofs vom 27. Februar d. J. ſich 
geſtatteten Anmaßung auszudehnen.“ Offenbar ſollte dadurch die 
Standhaftigkeit des hohen Prälaten gebrochen werden. 

Der Oberpräſident entledigte ſich alsbald ſeines Auftrags 
und geſtattete dem Erzbiſchof nur 24 Stunden zur Abfaſſung 
einer Antwort auf die ihm gemachten Eröffnungen. Sie iſt ent— 
ſchieden und würdig !. Den Vorwurf, durch ſeinen Hirtenbrief 
„das Volk gegen die geſetzliche Ordnung aufgeregt zu haben“, zu— 
rückweiſend, ſtellt er unter Berufung auf die königliche Zuſicherung 
das Verlangen, daß es den katholiſchen Geiſtlichen „freiſtehe“, ge— 
miſchten Brautpaaren die kirchlichen Grundſätze hinſichtlich der ge— 
miſchten Ehen vorzuhalten und die Pflicht der katholiſchen Kinder— 
erziehung einzuſchärfen, im Falle des Ungehorſames aber Auf— 
gebot und Trauung zu verweigern und den katholiſchen Theil 
von den Sacramenten und den kirchlichen Segnungen auszu- 
ſchließen. Bezüglich der Forderung, ſich jedes Einſchreitens gegen 
pflichtvergeſſene Geiſtliche, welche gemiſchte Ehen ohne Garan— 
tieen einſegnen, zu enthalten, erklärt er, daß ſich „kein Biſchof 
des Aufſichtsrechts und des gegen die unfolgſamen Geiſtlichen 
ihm zuſtehenden canoniſchen Strafrechtes entäußern könne“ und 
dies um fo weniger „im vorliegenden Falle, weil ſich ſonſt faſt 
in jedem Kirchſpiele eine eigene, den Kirchenſatzungen zuwider— 


1 S. 118 ff. 
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laufende Praxis herausſtellen und die Einheit der Kirchenzucht 
und der Lehre gefährdet werden würde; wozu er als Erzbiſchof 
nicht ſchweigen dürfe.“ 

Der Erzbiſchof gab ſich der Hoffnung hin, daß der König 
ſeinen „durch Gewiſſensdrang gethanen Schritt nicht ungnädig 
auslege“, und „ſeinen Geiſtlichen und Diöceſanen die volle Ge— 
wiſſens⸗ und Religionsfreiheit auch fernerhin geſtatten werde“, 
und richtete am 24. April ein Schreiben! an Friedrich Wil— 
helm II., worin er in den rührendſten Ausdrücken den Monar⸗ 
chen ſeiner Loyalität verſichert und den Nachweis liefert, daß er 
durch ſeine Verordnung nichts neues eingeführt, ſondern „nur 
die uralte Lehre der katholiſchen Kirche in Abſicht der gemiſchten 
Ehen“ ausgeſprochen habe, und ſich gegen die Beſchuldigung ver— 
theidigt, durch ſeinen Hirtenbrief das Volk aufgeregt zu haben. 
Zugleich erneuert er ſeine Forderungen hinſichtlich der gemiſchten 
Ehen und bemerkt noch zum Schluſſe, „daß, wenn die katho— 
liſche Lehre anerkannt werde“, wie es in Preußen der Fall war, 
„deren Nichtbefolgung unmöglich ſtraflos bleiben könne“, und er 
daher in die Nothwendigkeit verſetzt werde, „gegen Geiſtliche, 
welche gemiſchte Ehen einſegnen, ohne den Vorſchriften genügt 
zu haben, die ihnen als Prieſter die katholiſche Lehre auflege’, 
mit kirchlichen Strafen einzuſchreiten, daß er jedoch „ſo viel wie 
möglich milde nach den canoniſchen Vorſchriften verfahren wolle.“ 

Eine Antwort auf dieſes Schreiben erfolgte nicht. Dagegen 
erſchien am 5. Mai 1838 der Chef des Oberlandesgerichtes in 
Poſen, v. Frankenberg, welcher den Erzbiſchof zur Zurück— 
nahme ſeiner Verordnungen vom 30. Januar und 27. Februar 
aufforderte, wozu er ſich um ſo mehr verſtehen könne, da die 
päpſtliche Allocution vom 10. Dezember 1837 „nur eine Prote— 
ſtation“ gegen die Gefangennahme des Erzbiſchofs Clemens 
Auguſt geweſen ſei, der Papſt aber nicht die Abſicht gehabt 
habe, ein Gebot zu geben, „am wenigſten für die Biſchöfe 
der öſtlichen Provinzen.“ Durch ſolche Argumente, welche dem 
klaren Inhalte der Allocution zu ſehr widerſprachen, konnte frei— 
lich der Erzbiſchof nicht umgeſtimmt werden. Doch war er 


1 S. 123 ff. 
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bereit, einige Conceſſionen zu machen, in fo weit es ſeine Hirten- 
pflichten ihm geſtatteten und namentlich ſeinen Hirtenbrief zu er— 
läutern. Dieſes theilte er auch am 5. Mai dem König? mit. 
Obſchon das Schreiben des Kirchenobern, wie es in der Ant— 
wort des Königs vom 22. Mai heißt, deſſen „Erwartungen 
von der gegen den Erzbiſchof erwieſenen Nachſicht nicht befrie— 
digte“, ſo befahl er doch dem Präſidenten von Frankenberg, eine 
seine definitive Erklärung“ des Erzbiſchofs enthaltende Verhand— 
lung unverzüglich herbeizuführen.“ Dieſes geſchah am 28. Mai. 
Der königliche Abgeordnete verlangte, daß der Erzbiſchof „ſein 
Unrecht anerkenne“, und eingeſtehe, ein ſchweres Unrecht gegen 
Se. Majeſtät begangen zu haben‘, und zugleich verſpreche, daß 
er „in Zukunft als gehorſamer Unterthan .. . niemals wieder 
in ſeiner Amtsführung die Staatsgeſetze aus den Augen verlieren 
wolle“; ferner ſollte er ſeine „bereits erlaſſenen Verordnungen 
widerrufen“, in einem Hirtenbriefe an den Klerus die pflicht— 
treuen Geiſtlichen wegen ihres Verhaltens in gemiſchten Ehen 
zurechtweiſen und ,den Prieſter Brodziszewski ſeines Amtes als 
Generalvicar von Gneſen entſetzen.“ Auf ein ſolches Anſinnen 
konnte Dunin nicht eingehen. Unumwunden erklärte er am 
30. Mai ſeinem Monarchen, daß er nur gethan habe, „was 
einem katholiſchen Biſchof zu thun gezieme“, und bat den König, 
„nicht von ihm zu verlangen, daß er die Lehre, die er ſeiner 
Geiſtlichkeit in Erinnerung gebracht, widerrufe; denn dies hieße 
verlangen, daß er ſeine Religion ableugne.“ 

Die preußiſche Regierung betrat nun den Weg der Gewalt. 
Am 25. Juni 1838 ce ein Erlaß? Altenſteins, durch 
welchen die erzbiſchöfliche Verordnung vom 27. Februar „von 
Regierungswegen für unwirkſam erklärt“, die Befolgung derſelben 
dem Klerus „bei Vermeidung einer nach den Umſtänden zu 
bemeſſenden Ordnungsſtrafe“ unterſagt, und den gefügigen Geiſt— 
lichen der kräftigſte Schutz der Regierung gegen eine Cenſur oder 
Strafe“ von Seiten ihres Erzbiſchofs zugeſichert wird. Gegen 
letzteren wurde auf königlichen Befehl eine ,Criminalunterjudung’ 
8 In „Betracht“ des ‚ehrwürdigen Amtes“ des Erz— 
“st 131. 
187. 
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biſchofs ſollte ſie in deſſen Wohnung ſtattfinden. Derſelbe er— 
klärte jedoch den drei Miniſtern!, daß er in dieſer rein geiſtlichen 
Sache einen weltlichen Gerichtshof nicht als ſein Forum aner— 
kenne“, und verlangte unter Berufung auf die garantirte Religions- 
freiheit ein nach dem canoniſchen Rechte von dem heiligen apo— 
ſtoliſchen Stuhl beſtelltes Gericht?, dem er allein Rechenſchaft 
über die Verwaltung ſeines biſchöflichen Amtes geben könne und 
werde. Von dieſem Schreiben gab er auch dem Chef des Ober— 
landesgerichts, Herrn v. Frankenſtein, mit der ausdrücklichen Erklä— 
rung Kenntniß, daß er „gar keine Rechenſchaft geben und durch— 
aus keine Verhandlung unterſchreiben werde.“ Die Criminal- 
unterſuchung wurde indeß fortgeſetzt und die Einwände des Erz— 
biſchofs gegen die Competenz des Oberlandesgerichtes für unzu— 
läſſig“ erklärt. 


Inzwiſchen hatte die Aufhebung der erzbiſchöflichen Verord- 


nung vom 27. Februar durch eine hierin ganz incompetente 
Behörde Proteſte von Seiten des Klerus hervorgerufen. Von 
vielen Decanaten? liefen Proteſtationen bei der Regierung ein, 
deren Unterzeichner erklärten, daß ſie in allen weltlichen Dingen 
des Königs getreueſte Unterthanen ſeien, in kirchlichen Dingen 
dagegen unter ihren geiſtlichen Oberen ſtünden und deshalb in 
Bezug auf die gemiſchten Ehen deſſen Verordnung vom 27. Fe— 
bruar befolgen würden und „durch keine irdiſchen Ausſichten oder 
Drohungen“ ſich zum Ungehorſam bewegen ließen, da kein Prie— 
ſter“ den Erlaß Altenſteins befolgen könne, ,ohne eidbrüchig“ und 
zals Verräther ſeiner Kirche gebrandmarkt zu werden.“ Auch an 
den greiſen Erzbiſchof erließen zehn Decanate im Namen des 
ganzen Klerus von Gneſen eine gemeinſchaftliche Adreſſe, um ihn 
ihrer Treue und ihres Beiſtandes in dem vorauszuſehenden 
Kampfe zu verſichern. 

Der Proteſt des Erzbiſchofs gegen die Competenz des Ober— 
landesgerichtes führte zu einer Correspondenz mit dem Juſtiz— 
miniſter v. Mühlers, die in jo fern von Intereſſe iſt, als 


1 S. 139 f. und 141 ff. 

2 Theilweiſe mitgetheilt in Rechtliche ꝛe. S. 143 ff. Roskovdny, De 
matr. mixtis IV, p. 368 sqq. 

3 Rechtliche ꝛe. S. 157 ff. 
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derſelbe zum erſtenmale in das Weſen der Frage einging.“ Der 
Miniſter gibt dem Kirchenobern zu, daß er in Angelegenheiten 
der Religion dem weltlichen Richter nicht unterworfen“, ſowie 
daß die Ehe nach den Grundſätzen der katholiſchen Kirche ein 
Sacrament fei‘, welches der Sphäre der Staatsgewalt ſich ent— 
ziehe. Dagegen, fährt er fort, gehöre die Beſtimmung über die 
Erziehung der Kinder aus gemiſchten Ehen keineswegs vor das 
Forum der Kirche, ſondern des Staates, und die etwaigen Vor— 
ſchriften der Kirche könnten nur in jo weit Giltigkeit beanſpru— 
chen, als ſie den Verordnungen des Staates nicht entgegen ſtän— 
den. Aus dieſem Grunde ſei die erzbiſchöfliche Verordnung vom 
27. Februar 1838 ein Eingriff in die Rechte des Staates und 
daher ſtrafbar. Hierauf erwiderte der Erzbiſchof am 3. October, 
daß, wenn auch die Auseinanderſetzungen des Miniſters richtig 
wären, die angezogene Verordnung vom 27. Februar nicht ſtraf⸗ 
bar ſein könne, da ſie „durchaus keine directe Verfügung über 
die Erziehung der Kinder enthalte“, ſondern ‚nur die Bedingun- 
gen aufſtelle, unter welchen der Verwaltung des Sacraments im 
Falle der gemiſchten Ehen Raum gegeben werden ſolle.“ Uebri— 
gens beruhe die Anſchauung, daß die Beſtimmungen über die 
religiöſe Erziehung der Kinder Sache des Staates ſei, auf einem 
großen Irrthum. „Die Erziehung der Kinder in der geoffen— 
barten Religion“ fei ein „Gebot Gottes“, einer der Hauptzwecke 
der chriſtlichen Ehe“, und einer der Hauptberufe der katholiſchen 
Kirche.“ „Der Staat habe ſich allerdings um die Schulen und 
um die Erziehung zu kümmern; allein er ſoll ſeine Sorgfalt auf 
die profanen Wiſſenſchaften und Kenntniſſe beſchränken, während 
die religiöſe Erziehung, wie dies aller Orte der Fall fei, der 
Kirche als ihr unveräußerliches Recht überlaſſen werden müſſe.“ 
Dafür bringt der Erzbiſchof einige Beweiſe aus den Schriften 
der Theologen und Canoniſten, aus den Beſtimmungen des Con— 
eils von Trient und auch aus der Bulle De salute animarum, 
welche die Freiheit und Selbſtſtändigkeit der katholiſchen Kirche 
in Preußen garantire. Außerdem widerlegt er noch einige im 
miniſteriellen Schreiben gegen ihn erhobene Vorwürfe. Damit 
war die Correspondenz beendigt. Die Regierung ſchritt nun zur 
Anwendung von Gewalt. 
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Unterdeſſen war auch die Angelegenheit des Erzbiſchofs 
Dunin Gegenſtand der Beſprechung in der periodiſchen Tages— 
literatur! geworden. Insbeſondere griffen die kirchenfeindlichen 
Zeitungen den hohen Kirchenobern an, beſchuldigten ihn des 
Wankelmuthes und der Unbeſtändigkeit und bezeichneten ihn als 
einen Mann, der nur von anderen vorgeſchoben ſei und deſſen 
Benehmen genau von ſeiner Umgebung abhänge. Auch die Re— 
gierungsorgane vertraten ſolche durchaus unbegründete und irrige 
Anſchauungen und machten mit dem literariſchen Janhagel ge— 
meinſchaftliche Sache gegen einen katholiſchen Erzbiſchof. Gegen 
ſolche Invectiven fand der Gekränkte tüchtige Vertheidiger an 
ſeinem Klerus. Der Dompropſt von Poſen erließ am 27. Mai 
1838 eine Erklärung ?, worin er darauf hinweiſt, „daß alle Nach— 
richten“ über Dunin Eine Quelle und Eine Farbe verriethen“ 
und auch „Eine Tendenz“ hätten, womit er deutlich genug an— 
gibt, woher dieſe gehäſſigen Nachrichten ſtammten, die den Kir- 
chenfürſten in der öffentlichen Meinung discreditiren ſollten. 

Auch Papſt Gregor XVI. nahm ſich in ſeiner Allocution? 
am 13. September 1838 des verfolgten Erzbiſchofs an. Nachdem 
der heilige Vater dem Cardinalcollegium den Thatbeſtand kurz 
dargelegt und noch hervorgehoben, daß alle von der preußiſchen 
Regierung in dieſer Sache getroffenen Verfügungen darauf hin— 
ausliefen, „die Wirkſamkeit“ der Kirche „von Grund aus zu zer— 
ſtören“, jene Gegenden vom Mittelpunkte der katholiſchen Einheit 
zu trennen“ und die Kirche zu einem Menſchenwerke zu machen“, 
fährt er fort: „Deshalb haben Wir, ſobald jene Vorgänge und 
Verfügungen aus glaubwürdiger Quelle zu Unſerer Kenntniß 
gelangt waren, Unſere Klagen und Unſeren Ruf vor diejenigen, 
welche es anging, zu bringen befohlen. Allein Wir erkennen es 
als eine Pflicht Unſeres heiligſten Amtes, welches Wir bekleiden, 
daß Wir, die in Unſerer früheren an Euch gehaltenen Anrede 
ausgeſprochenen Beſchwerden hier wiederholend, gegen die ſo eben 
aufgezählten, der Kirche öffentlich zugefügten Nachtheile, auch 
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durch öffentliche Reclamation Uns wahren. — Abermals alſo, 
ehrwürdige Brüder, erheben Wir, in Euerer erhabenen Verſamm⸗ 
lung, für die Religion, für die Kirche, für ihre heiligen Geſetze, 
für die Rechte und das Anſehen dieſes Stuhles des hl. Petrus, 
mit apoſtoliſcher Freiheit Unſere oberſte Hirtenſtimme, und, in- 
dem Wir heute Himmel und Erde zu Zeugen anrufen, proteſtiren 
Wir auf das kräftigſte gegen Alles, was zu deren Nachtheil in 
dem Königreiche Preußen verübt worden iſt. Eines aber erquickt 
Uns bei der großen Bitterkeit Unſeres Schmerzes, nämlich der 
unbeſiegte Starkmuth, welchen der Erzbiſchof von Gneſen und 
Poſen (der Glaubenstreue des Kölner Erzbiſchofs nacheifernd) in 
Aufrechthaltung der Lehre und Disciplin der katholiſchen Kirche 
(in Betreff der gemiſchten Ehen) an den Tag gelegt hat. Und 
Wir glauben keinem Zweifel Raum geben zu dürfen, daß auch 
alle übrigen Biſchöfe in beiden Theilen der preußiſchen Monar— 
chie, eingedenk der Stelle, die ſie behaupten, der Würde, mit der 
ſie geſchmückt ſind, des Eides, womit ſie ſich bei ihrer feierlichen 
Weihe verpflichtet haben, in Erfüllung aller Pflichten ihres 
Amtes dasjenige ſtandhaft beobachten werden, was mit den Vor— 
ſchriften der Kirchengeſetze, und mit den apoſtoliſchen Inſtitutionen 
übereinſtimmt.“ 

Zwei Biſchöfe der öſtlichen Provinzen waren bereits dem 
Wunſche des Papſtes entgegen gekommen. Schon am 19. April 
1838 hatte der Biſchof von Ermland, Andreas Stanislaus von 
Hatten, und am 1. September Anaſtaſius Sedlag, Biſchof 
von Culm, Hirtenbriefe! an ihren Klerus erlaſſen, in welchen 
ſie den Seelſorgern zur Pflicht machen, ihren Parochianen von 
Eingehung gemiſchter Ehen abzurathen und ſolche Verbindungen 
nur in dem Falle einzuſegnen, wenn keine Gefahr für den ka— 
tholiſchen Brauttheil vorhanden ſei, ſeiner Religion untreu zu 
werden, und wenn die nothwendige Sicherheit gegeben werde, 
daß alle Kinder in der katholiſchen Religion erzogen würden. 

Nach der Veröffentlichung der päpſtlichen Allocution vom 
13. September 1838 fand in Berlin im November eine Bera— 
thung über die nun zu ergreifenden Maßregeln ſtatt, welcher 
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auch die Oberpräſidenten beiwohnten. Dieſelbe dauerte bis zum 
Januar 1839. Am 31. Dezember 1838 erſchien in der preußi— 
ſchen Staatszeitung! eine officiöſe Darlegung des Verhaltens 
der Regierung gegen Erzbiſchof v. Dunin als Antwort auf die 
päpſtliche Allocution vom 13. September. Eingeleitet ward die— 
ſelbe durch die Erklärung, die königliche Regierung habe aus 
dieſer Allocution ,fich überzeugen müſſen, wie ſehr der römiſche 
Hof noch immer abgeneigt iſt, auf dem Wege einer verſöhnlichen 
und befriedigenden Verſtändigung die Irrungen auszugleichen, 
die in den Beziehungen der katholiſchen Landesbiſchöfe zum Ober— 
haupte des Staates unlängſt entſtanden ſeien.“ Das genannte 
Actenſtück enthalte über die Vorgänge in Gneſen und Poſen 
eine Reihe von Angaben und Beſchuldigungen, welchen theils 
eine unrichtige, die Kenntniß der geſetzlichen Landesverfaſſung 
verläugnende Darſtellung der Thatſachen, theils, neben dem ge— 
fliſſentlichen Schweigen über die dem dortigen Erzbiſchofe bewie— 
ſene königliche Milde und Langmuth, das offene Beſtreben zu 
Grunde liegt, die kirchliche Gewalt auf eine, mit den Rechten 
des Landesherrn unvereinbare Weiſe auszudehnen.“ Wenn bis— 
her die Regierung „mit einer öffentlichen Erklärung in dieſer 
höchſt wichtigen Sache zögern zu müſſen geglaubt habe“, ſo habe 
dieſes Benehmen darin ſeinen Grund, weil ihr „nicht alle Aus— 
ſicht benommen geweſen ſei“, dieſelbe auf einem anderen Wege 
zu beſeitigen.“ Nachdem aber dieſe Ausſicht geſchwunden, „könne 
ſie ſich jetzt im Bewußtſein ihres entſchiedenen Rechtes und der 
Verſöhnlichkeit ihrer Geſinnung um ſo freier über die Vorfälle 
ausſprechen, aus welchen der römiſche Hof einen neuen Anlaß 
genommen habe, die unerfreuliche Spaltung zwiſchen dem Staate 
und der Kirche zu erweitern.“ Eine „actenmäßige Darſtellung 
der durch ein geſetzwidriges Beginnen des Erzbiſchofs von Poſen 
und Gneſen entſtandenen Mißverhältniſſe“, fährt ſie fort, 
„werde genügen, um alle Freunde der Mäßigung, des Friedens 
und der bürgerlichen Ordnung, Alle, die der Stimme der Wahr— 
heit zugänglich ſind, in der Ueberzeugung zu befeſtigen, daß die 
königliche Regierung in ihrem Verfahren gegen einen Prälaten, 
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der ſich bald bis zur äußerſten Grenze eines ſträflichen Trotzes 
verirrt, bald eine verzagte Wankelmüthigkeit zur Schau trägt, 
nicht aus den Schranken ihrer geſetz- und verfaſſungsmäßigen, 
den Majeſtätsrechten des Landesherrn inhärirenden Befugniſſe 
gewichen iſt, daß ſie dem ungebührlichen Trotze nur ſchonende 
Milde, dem Ungehorſam und der Anmaßung nur die äußerſte 
Langmuth, dem beharrlichen Irrthume nur zurechtweiſende Nach— 
ſicht entgegen geſtellt habe“ und daher auch nicht von den Vor 
würfen der Allocution, die auch der Ungeſtüm einer leidenſchaft— 
lichen Sprache nicht entſchuldigen könne, betroffen werde.“ Auf 
eine Widerlegung der in dieſem Actenſtücke ,angedeuteten Grund— 
jae’ will ſich die Regierung nicht einlaſſen; vielmehr ſpricht fie die 
Drohung aus, daß, wenn der heilige Stuhl jemals die practiſche 
Anwendung ſolcher Principien verſuchen“ und „die Grundlagen, auf 
welchen ſeit Jahrhunderten der Friede und die Eintracht zwiſchen 
dem Staate und der Kirche beruhe, erſchüttern wolle, ſo würde 
ihm das vereinigte Recht und die vereinigte Kraft aller gleich— 
betheiligten Regierungen entgegen treten.“ Doch, fährt die Er— 
klärung etwas einlenkend fort, ‚will und mag die Regierung nicht 
glauben“, der römiſche Stuhl „werde jemals ſtillſchweigend ge— 
ſchehen laſſen oder gar billigen, daß die in den kirchlichen Ange— 
legenheiten ihm untergeordneten Biſchöfe und Prieſter die Fackel 
der Zwietracht am Altare anzünden, die Unterthanen zur Em— 
pörung anreizen, den Geſetzen Hohn ſprechen, dem Landesherrn 
den gelobten Gehorſam verweigern und auf ſolchen Wegen das 
eigene, früh oder ſpät eintretende Verderben der Kirche vorbe— 
reiten.“ „So geneigt aber die königliche Regierung iſt, der 
Weisheit und der Erfahrung des römiſchen Hofes zu vertrauen, 
ſo bereitwillig ſie ſtets zu jeder friedfertigen Verſtändigung die 
Hand bieten wird, ſo wahrhaft ſie bedauert, daß es ihr bis jetzt 
nicht gelungen iſt, ihn von der Grundloſigkeit ſeiner Forderungen 
zu überzeugen, ſo kann und wird ſie doch niemals auf Eines 
ihrer Rechte, auf Einen der Anſprüche verzichten, die der landes— 
herrlichen Autorität in Bezug auf die Geiſtlichkeit der katholiſchen 
Kirche zuſtehen.“ 

Nachdem die Regierung ſich hierauf noch über die Ver— 
dächtigung ihrer Geſinnung und die Mißdeutung ihres Verfah— 
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rens“ beklagt, gibt jie die Verſicherung, daß fie „die bisher betre— 
tene Bahn der Mäßigung nicht verlaſſen, Gerechtigkeit mit Milde 
vereinigen, dem Irrenden Nachſicht, dem Reumüthigen Ver— 
zeihung gewähren, und nur gegen den, der hartnäckig in der 
Widerſetzlichkeit verharrt, die obrigkeitliche Macht und die Strenge 
des Geſetzes walten laſſe.“ Hieran knüpft fie unter Hinweis auf 
die Wohlthaten, welche die Katholiken dem preußiſchen Scepter 
verdankten, die Erwartung an, daß dieſelben ,unverblendet und 
ungetäuſcht von irrthümlichen, auf entſtellten Thatſachen beruhen- 
den Anklagen, den väterlichen Geſinnungen und den reifen Be— 
ſchlüſſen ihres Landesherrn die Erledigung der obwaltenden Miß— 
helligkeiten in Gehorſam anheimgeben, und ſeiner Gerechtigkeit 
und ſeiner verſöhnlichen Neigung gewiß, der Herſtellung eines 
friedfertigen Verhältniſſes ruhig entgegen ſehen würden.“ 

Dieſer in mehr als einer Hinſicht merkwürdigen Erklärung 
war eine ſ. g. actenmäßige Darlegung des Thatbeſtandes in 
Poſen beigefügt, in welcher auch noch auf einige andere Punkte 
der Allocution Rückſicht genommen wird. Ein beſonderer Gegen— 
ſtand der Klage des Papſtes war die Cabinetsordre vom 9. April 
1838, über deren Erlaß ſchon an einem anderen Orte! gehan— 
delt wurde. Die Regierung ſucht dieſe ſtrenge Maßregel durch 
das Benehmen Spinelli's zu rechtfertigen und fügt zum Schluſſe 
hinzu, der allerhöchſte Erlaß vom 9. April d. J. bleibt jedoch 
um ſo mehr in voller Kraft, als der Papſt in dem das pflicht— 
widrige, der richterlichen Strafe unterliegende Verfahren des 
Erzbiſchofs von Poſen betreffenden Theile der Allocution dieſes 
als unüberwundene Seelenſtärke“ preiſt, und allen katholiſchen 
Biſchöfen der preußiſchen Monarchie dasſelbe, die Pflichten gegen 
ihren Souverän und ihren Eid verletzende, die Landesverfaſſung 
untergrabende Verfahren zumuthe.“ 

Die Art und Weiſe, wie in dieſer ‚actenmäßigen“ Darſtel— 
lung der Character des Erzbiſchofs Dunin verdächtigt wurde, 
nöthigte dieſen am 5. Januar 1839 ebenfalls in den öffentlichen 
Blättern ſeine Vertheidigung? zu führen und durch Mittheilung 
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der einſchlägigen Actenſtücke die ihm von der Regierung gemach⸗ 
ten Vorwürfe zurückzuweiſen. Er ſchließt dieſelbe mit den Wor⸗ 
ten: „Nach den nunmehr ziemlich vollſtändig vorliegenden Ver— 
handlungen dürften wenigſtens die Katholiken über mein Ver— 
halten beruhigt, Wohlwollende und ſolche, die ſich auf meinen 
Standpunkt ſtellen wollen und können, ein anderes Urtheil fällen, 
als in der Erklärung der Staatszeitung über mich ausgeſprochen 
iſt. Ich habe nichts mehr hinzuzufügen, und hätte überhaupt 
gewünſcht, die königliche Regierung hätte mich durch einfache 
Darlegung der betreffenden Actenſtücke dieſer ſchmerzlichen Pflicht 
überhoben. Niemals mehr werde ich dem Publicum gegenüber 
meine Stimme erheben, aber in meiner Würde als Biſchof unter 
Gottes Beiſtand die verkannten Rechte meiner Kirche unerſchüt— 
terlich vertreten.“ Die Staatszeitung replicirte am 18. Februar, 
die Regierung habe nicht umhin gekonnt, in ihrer Antwort auf 
die päpſtliche Allocution das Benehmen des Erzbiſchofs jo zu 
bezeichnen, wie ſich deſſen Bild aus dem Geſchehenen von ſelbſt 
ergebe.“ „Man könne nicht erwarten“, daß dieſelbe „es mit ihrer 
Würde vereinbar finde, auf eine weitere Erörterung der Dar— 
ſtellung des Erzbiſchofs in öffentlichen Blättern einzugehen. Die— 
ſelbe überläßt dieſe Erörterung ganz dem Richter, vor welchem 
die Unterſuchung gegen den Prälaten ſchwebt. — Es iſt nur eine 
neue ſchwere Verirrung des Letzteren, daß, während ihm durch 
die Eröffnung des gerichtlichen Verfahrens alle Mittel geſetzlicher 
Vertheidigung dargeboten ſind, er dieſen Weg verſchmäht und eine 
ungeſetzliche Vertheidigung mittels öffentlicher Aufregung der Ge— 
müther ſucht.“ 

Dieſe Sprache des officiellen Organes der Regierung iſt in 
der That höchſt ſonderbar. Der rechtliche und ſittliche Character 
des Erzbiſchofs war von der höchſten Autorität im Staate an— 
gegriffen worden, und es ſollte ihm nicht einmal geſtattet ſein 
»ſeine verletzte Ehre“ ebenfalls öffentlich vor den Augen der Welt 
zu vertheidigen, ſondern man muthete ihm zu, ſeine Vertheidigung 
nur im Geheimen vor einem Gerichte, deſſen Competenz er nicht 
anerkennen durfte, zu führen, und bezeichnet ſeinen Schritt als 
eine ungeſetzliche Vertheidigung mittels öffentlicher Aufregung der 
Gemüther.“ 
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Auch der heilige Stuhl ließ die actenmäßige Darſtellung der 
preußiſchen Regierung nicht unbeantwortet. Am 11. April 1839 
erſchien die römiſche Staatsſchrift!, welche die Geneſis und den 
Verlauf der Streitigkeiten über die gemiſchten Ehen in Poſen 
wahrheitsgemäß und mit Beifügung ſämmtlicher einſchlagenden 
Documente darlegt, Unrichtigkeiten und Entſtellungen des officiöſen 
Artikels enthüllt und das Benehmen des Erzbiſchofs rechtfertigt. 

Die Verfügungen der Biſchöfe von Ermland und Culm 
kamen der preußiſchen Regierung ſehr ungelegen. Am 30. Ok— 
tober erklärte ſie der Oberpräſident v. Schön? „für null und 
nichtig und beauftragte die Landräthe „dies ſämmtlichen katho— 
liſchen Geiſtlichen, Dominien, Magiſtraten und den evangeliſchen 
Superintendenten mit dem Beifügen bekannt zu machen, daß 
demnach Niemand durch Berufung auf die erwähnten biſchöflichen 
Rundſchreiben ſich bei etwaniger Uebertretung der Landesgeſetze 
ſchützen könne, ſondern in letzterem Falle zur Unterſuchung und 
Strafe gezogen würde.“ 

Unter den Anklagepunkten gegen Erbiſchof Dunin, welcher 
jedes Verhör vor dem Oberlandesgericht beharrlich verweigerte, 
befand ſich auch deſſen Schreiben an das Domcapitel von Gneſen 
vom 16. März 1838, worin er von ſeiner eventuellen Gefangen- 
nehmung redet und dabei ſeine Ueberzeugung ausſpricht, daß 
das Domcapitel „das ärgerliche Beiſpiel des Kölner Capitels nicht 
nachahmen wird, welches ſich erfrechte, unrechtmäßig einen Ad— 
miniſtrator der Diöceſe zu wählen und ſogar ſeinen rechtmäßigen 
und in jeder Hinſicht verehrungswürdigen Hirten als Schuldigen 
vor dem Oberhaupte der Kirche anzuklagen“, und mit den Worten 
ſchließt, daß im Falle die drohende Cataſtrophe eintrete, „ſeine 
geliebte Heerde fic) in Trauer hülle, und die freudige Muſik 
und Glockenklang in den Kirchen verſtumme; denn den verwaiſten 
Kindern geziemt es, nach dem Verluſte des Vaters nur Thränen 
zu vergießen, nicht aber zu frohlocken.“ Das Domcapitel ſtellte 
auf eine adminiſtrative Anfrage den Empfang dieſes Schreibens 
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nicht in Abrede, als aber zum Zwecke der gerichtlichen Procedur 
ſein Zeugniß darüber gefordert wurde, verweigerte es dasſelbe 
und reichte eine von allen Mitgliedern unterzeichnete Proteſtation 
ein. Die Regierung ließ hierauf die beiden Domherren Lerski 
und Dr. Zienkiewicz im Januar 1839 verhaften, gab fie 
aber nach kurzer Zeit wieder frei, weil ſie Unruhen befürchtete. 
Der Weihbiſchof Dr. v. Kowalſki ließ ſich am 11. Januar 
gerichtlich vernehmen, weil er nach ſeiner ſpäteren öffentlichen 
Erklärung von dem incriminirten Schreiben ſeines Oberhirten 
nichts wußte, erregte aber dadurch den Unwillen der Bevölkerung 
in ſo hohem Grade, daß er die Stadt und die Provinz auf 
einige Zeit verlaſſen mußte !. 

Am 23. Februar 1839 erfolgte das Urtheil des Oberlandes— 
gerichtes, welches gemäß der Cabinetsordre vom 12. April 1838 
vor ſeiner Veröffentlichung zuerſt dem König vorgelegt ward. 
Am 14. März erhielt v. Dunin eine königliche Cabinetsordre?, 
die ihn ‚aus milden und wohlwollenden Rückſichten“ aufforderte, 
nach dem Oſterfeſte in der Reſidenz ſich einzufinden. Am 
5. April traf er in Berlin ein. Man hatte ſich der Hoffnung 
hingegeben, den von ſeiner Umgebung getrennten hohen Prälaten 
unter dem Einfluſſe der Hofluft zur Nachgiebigkeit gegen die 
Forderungen der Regierung in Sachen der gemiſchten Ehen und 
zur Zurücknahme ſeiner Erklärung vom 5. Januar zu bewegen. 
Die zwiſchen ihm und dem katholiſchen Oberjuſtizrath v. Dues— 
berg am 6. April eröffneten Conferenzen bewieſen jedoch das 
Gegentheil. Der König befahl deshalb, dieſelben abzubrechen 
und dem Erzbiſchof das Urtheil zu veröffentlichen. Dies geſchah 
am 25. April. Es lautete auf Verluſt ſeiner Würden, ſechs— 
monatlichen Feſtungsarreſt, Unfähigkeit, jemals wieder im preußi— 
ſchen Staate ein Amt zu bekleiden, und Bezahlung ſämmtlicher 
Gerichtskoſten. Von der Anklage hochverrätheriſcher Handlungen 
und der Aufwiegelung des Volkes gegen die Regierung wurde 
er dagegen freigeſprochen. Dem Verurtheilten „blieb der Weg 
der Appellation unbenommené; allein er machte davon keinen 
Gebrauch, weil er ſonſt die Zuſtändigkeit des weltlichen Gerichts- 
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Hof anerkannt hätte. Dagegen richtete er eine Immediateingabe 
gan den König, der ihm die Feſtungsſtrafe erließ. Doch blieb er 
außer Amtsthätigkeit geſetzt, bis ſich ermitteln ließe, wie ſich die— 
ſelbe nach den Anſichten des Erzbiſchofs mit den Landesgeſetzen 
vereinbaren laſſe. Vorläufig wurde er in Berlin internirt. 

Sobald die Kunde von dieſen Ereigniſſen nach Poſen ge— 
kommen war, begaben ſich verſchiedene Deputationen hochgeſtellter 
Männer nach Berlin, um die Erlaubniß zur Rückkehr ihres Ober— 
hirten in ſeine Erzdiöceſe zu erwirken. Die erbetene Audienz 
wurde ihnen jedoch verweigert. Auch die Adreſſe der beiden 
Domcapitel hatte keinen Erfolg. Die vom Erzbiſchof wiederholt 
eingereichten Friedensvorſchläge wurden für ungenügend erklärt. 
Unter dieſen Verhältniſſen mußte die Diöceſanverwaltung ſehr 
leiden. Die beiden General-Conſiſtorien konnten ſich nur inner— 
halb der ihnen ertheilten Vollmachten bewegen; alle dem Erz— 
biſchof ſelbſt vorbehaltenen Angelegenheiten mußten unerledigt 
bleiben 1. 

Da die Regierung die Rückkehr des Erzbiſchofs von mora— 
liſch unmöglichen Bedingungen abhängig machte“ und dieſelbe 
„dadurch in die entfernteſte, unabſehbare Zukunft ſtellte“, entſchloß 
ſich derſelbe „in ſeinem Gewiſſen genöthigté, nach Poſen zurück— 
zukehren, da er „auf die Verwirrung der geiſtlichen Adminiſtra— 
tion“ in ſeinem erzbiſchöflichen Sprengel nicht „mit Gleichgiltig— 
keit“ hinblicken konnte. Am Morgen des 4. Oktober kam er in 
Poſen an und begab ſich ſogleich in die Kathedrale. Die Freude 
des Klerus und der Diöceſanen über die Rückkehr ihres Oberen 
währte aber nicht lange. Schon in der Nacht vom 5.— 6. Ofto- 
ber, von Samſtag auf Sonntag wurden die Thüren des erz— 
biſchöflichen Palais gewaltſam erbrochen, worauf die königlichen 
Beamten und Soldaten in das Schlafzimmer des Erzbiſchofs 
eindrangen. Der Polizeidirector Minutoli forderte im Namen 
des Königs den aus dem Schlafe Aufgeſchreckten auf, nach Berlin 
zurückzukehren und ließ ihn durch zwei Gensdarmen gewaltſam 
aus dem Bette heben, da er erklärte, nur der Gewalt zu weichen. 
Nachdem er ſich angekleidet, wurde er von zwei Poliziſten an 


1 Pohl, S. 68. 
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den Wagen geſchleppt und, von vierzig Huſaren escortirt, auf 
die Feſtung Kolberg abgeführt, wo er am 8. Oktober eintraf. 
Der Regierungsrath Heege walt war ihm zur Beaufſich— 
tigung beigeordnet!. 

Die Verurtheilung des Erzbiſchofs Dunin ohne jeden ſtich— 
haltigen Grund und noch dazu durch ein incompetentes Gericht, 
erregte große Entrüſtung. Bald nach der Verkündigung des Ur⸗ 
theils erhob Gregor XVI. in der Allocution? vom 8. Juli 1839 
laut und feierlich Proteſt gegen das Vorgehen der preußiſchen 
Regierung, erklärte die gegen Dunin ausgeſprochene Abſetzung 
für nichtig und forderte von neuem die Wiedereinſetzung des— 
ſelben, ſowie auch des Erzbiſchofs von Köln in ihre Amts— 
thätigkeit. 

Sobald die Kunde von der gewaltſamen Wegführung des 
Erzbiſchofs v. Dunin in die Oeffentlichkeit gedrungen war, legte 
die Erzdiöceſe Kirchentrauer an. Die Glocken verſtummten; 
Muſik und Orgel ſchwiegen beim Gottesdienſte. Oeffentliche 
Gebete für die Rückkehr des Oberhirten fanden an allen Sonn- 
und Feſtagen ſtatt, und in der heiligen Meſſe wurde das Gebet 
für den Biſchof eingelegt. Vergebens erließ der Oberpräſident 
am 5. November ein Circular an die Decane, worin er der Geiſt⸗ 
lichkeit bekannt gibt, daß die weltlichen Behörden ihnen keine 
adminiſtrative Unterſtützung in Einziehung ihrer Gefälle ange— 
deihen ließen, wenn die Kirchentrauer fortdauere, und ſie außer⸗ 
dem für die Ausfälle verantwortlich macht, welche den Kirchen— 
kaſſen durch Verweigerung des Geläutes bei Begräbniſſen und 
anderen Veranlaſſungen entſtündens. Der Klerus antwortete 
auf dieſes Rundſchreiben am 14. November ernſt und würdig, 
und gab namentlich ſeinem Schmerze über die gewaltſame Ent— 
fernung ihres Oberhirten einen Ausdruckk. Da der Oberpräſi— 
dent dieſe Antwort mit „Unwillen“ aufnahm, fie als ,unfinnig‘ 
erklärte und ſich in ſeinem „Beſcheide vom 21. November“ höchſt 


1 Pohl, S. 68 ff. 

2 Roskoviény, De matr. mixtis II, p. 408 sqq. 
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ungehörige Ausfälle gegen die Geiſtlichkeit und ſehr unwürdige 
Ausdrücke zu Schulden kommen ließ, replicirten die Decanate 
von Gneſen am 31. Dezember mit gerechter Indignation, aber 
ohne die Form zu verletzen und gedenken hiebei nicht ohne Sei— 
tenhiebe der „Verleumdungen, die von boshaften Gegnern der 
katholiſchen Kirche öffentlich, ungehindert und auf die raffinirteſte 
Weiſe vermittelſt ſchamloſer und berüchtigter Schmähſchriften 
gegen die gehaßte, ſchuldloſe katholiſche Kirche und ihre Diener 
mit zügelloſer Frechheit in die Welt geſchleudert werden, wodurch 
im vollſten Maße der giftige Same der Erbitterung, des Haſſes 
und der Zwietracht geſtreut, die gegenſeitige Duldung total un⸗ 
tergraben und Aufregung hervorgerufen und herbeigeführt werde“ !. 
So wie dieſer Verſuch mißlang, ebenſo erwies ſich die Corres— 
pondenz der Regierungsbehörden mit den biſchöflichen Oberbehir- 
den als unwirkſam. Auch die wider einzelne Geiſtliche verhängten 
Geldſtrafen führten nicht zum Ziele. Die Kirchentrauer wurde 
aufrecht erhalten, und die Adminiſtration der Erzdiöceſe blieb ge— 
hemmt. Die wichtigſten Geſchäfte konnten nicht erledigt werden. 

Noch einmal verſuchte die Geiſtlichkeit ihrem geliebten Ober 
hirten die freie Rückkehr in ſeine biſchöfliche Stadt vom König 
zu erbitten. Sie fand ebenſo wenig Gehör als die Deputa⸗ 
tionen des Adels, die ſich in dieſer Abſicht nach Berlin wandten. 
Doch konnte ſich Friedrich Wilhelm III. nicht verhehlen, daß die 
factiſchen Zuſtände in den beiden Bisthümern auf die Dauer 
unhaltbar ſeien, und die Regierung wollte dem gefangenen Erz— 
biſchof geſtatten, die dringendſten Angelegenheiten ſeines Sprengels 
entweder ſelbſt, oder durch einen Bevollmächtigten vorzunehmen. 
Hierauf konnte derſelbe nicht eingehen. Dagegen erbat er ſich 
am 3. März 1840 vom Könige die Erlaubniß, die heiligen Oele 
für ſeine Erzdibceſen weihen zu dürfen, da Weihbiſchof K v- 
walſki zu Anfang des Jahres 1840 geſtorben, und in Poſen 
ſeit 1837 kein Weihbiſchof war. Dieſe Bitte wurde ihm ge— 
währt und am Palmſonntag begaben ſich fünf Prieſter, zwei 
aus Gneſen und drei aus Poſen nach Kolberg, um dem Erzbiſchof 
bei dieſer heiligen Handlung zu aſſiſtiren. Da in letzterer Stadt 


1 Das Schreiben ſteht Katholik Bd. 76 (1840). Beil. S. XCIX ff. 
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gar keine katholiſche Kirche war, wurde ein Saal in der Woh⸗ 
nung des Erzbiſchofs zu dieſem Zwecke hergerichtet. Seine Rück⸗ 
kehr nach Poſen geſtattete dagegen Friedrich Wilhelm III. nicht. 
Erſt ſein edler Sohn Friedrich Wilhelm IV. vollzog dieſen Act 
der Gerechtigkeit bald nach ſeiner Thronbeſteigung. 
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Während die Biſchöfe von Ermland und Culm das Beiſpiel 
des Erzbiſchoßs von Gneſen und Poſen nachahmten, blieb in 
Schleſien die verderbliche und vom heiligen Stuhl ausdrücklich 
und wiederholt verworfene Praxis fortwährend in Uebung. Die 
Occupation dieſes Landes durch Preußen hatte auch dort eine 
Vermehrung der gemiſchten Ehen zur Folge, deren kirchliche 
Trauung auch ohne vorausgegangene Garantieen um ſo weniger 
auf Schwierigkeiten ſtieß, als die biſchöfliche Behörde in Bres— 
lau keinen Widerſpruch zu erheben wagte und ein Theil des 
Klerus vom religiöſen Aufklärungsſchwindel ergriffen, oder auf 
ſeinen Vortheil bedacht, jeden Kampf mit der Regierung ſorg— 
fältig zu vermeiden ſuchte und deshalb alle gemiſchten Ehen un— 
bedingt einſegnete. Wohl machte ſich in dem beſſeren Theile der 
Geiſtlichen eine Reaction gegen dieſes Verfahren geltend; allein, 
von der weltlichen Gewalt bedroht und von ihrem biſchöflichen 
Oberhirten nicht unterſtützt, konnten ſie nicht mit dem nöthigen 
Nachdrucke auftreten. Eine erwünſchte Gelegenheit, die kirchlichen 
Grundſätze geltend zu machen, bot ihnen das Breve Pius VIII. 
und das Auftreten der Erzbiſchöſfe von Köln und Gneſen und 
Poſen. Sie ließen dieſelbe auch nicht unbenützt vorübergehen, 
fanden aber Widerſpruch und Hemmung von einer Seite, von 


welcher fie mit Fug und Recht die kräftigſte Unterſtützung er- 


warten durften — von Seiten des Fürſtbiſchofs Leopold v. 
Sedlnitzky. Geboren zu Geppersdorf in Schleſien am 
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29. Juli 1787, erhielt er ſchon in ſeinem zwölften Jahre ein 
Canonicat an der Kathedrale zu Breslau und 1802 ein ſolches 
an der Collegiatkirche in Neiſſe. Im Jahre 1804 bezog er die 
Univerſität Breslau, empfing 1811 die Prieſterweihe, nahm 
bald als Domherr an der kirchlichen Verwaltung Antheil und 
wurde 1830 zum Dompropſt ernannt. Er war ein Mann nicht 
ohne religiöſes Gefühl; aber aufgewachſen in einer Zeit des 
Indifferentismus und ohne gründliche Kenntniſſe in der Theo— 
logie und namentlich in der Dogmatik und Kirchengeſchichte ver— 
mochte er ſich nicht zu einer richtigen Anſchauung des Weſens 
der katholiſchen Kirche, ihrer Verfaſſung und Beſtimmung zu er- 
ſchwingen. Die Reclamirung der kirchlichen Freiheit und Auto— 
nomie erſchien ihm als Herrſchſucht und als Eingriff in die 
Rechte des Staates. Ein Feind des Jeſuitenordens, deſſen Her- 
ſtellung er ſehr beklagte, und ein Gegner alles kirchlichen Lebens 
fand er ſich beſonders zu den ſ. g. Reformern, welche damals in 
Schleſien auftraten, hingezogen, wünſchte, wie dieſe, Abſchaffung 
des Cölibates, Reform des Cultus, obſchon er mit dem unge— 
ſtümen Vorgehen derſelben nicht einverſtanden war. Die prac- 
tiſche Seelſorge übte er nie aus. Auch als Domherr hielt er 
ſich von allen ſeelſorgerlichen Verrichtungen möglichſt fern. Die 
proteſtantiſchen Bibelgeſellſchaften fanden an ihm einen eifrigen 
Beförderer, trotz der päpſtlichen Verbote. Auch ſeine Freunde 
wählte er ſich meiſtens unter den Proteſtanten. Ein abgefallener 
Prieſter war ſein Vertrauter. Was von einem Manne von ſo 
verſchwommenen und unklaren Anſchauungen, von folder Cha- 
racterſchwäche und einer ſo offenkundigen Vorliebe für den Pro— 
teſtantismus zu erwarten war, ließ ſich unſchwer vorausſehen. 
Auch den Domherren konnte dies nicht verborgen bleiben. Wenn 
ſie trotzdem nach dem Tode des Fürſtbiſchofs v. Schimonsky 
(+ 1832) Sedlnitzky zu deſſen Nachfolger und zwar durch Accla— 
mation erkoren (1835), ſo kann dieſes mehr als auffallende Be— 
nehmen nur aus einem Hochdrucke von Oben auf die Wähler, 
oder aus einer Gleichheit in der religiöſen Anſchauung mit dem 
Gewählten ſeine Erklärung finden!. 

1 Selbſtbiographie des Grafen L. v. Sedlnitzky u. ſ. w. Berlin 1872. 
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Der neue Fürſtbiſchof ſchien ſeine Würde nur angenommen 
zu haben, um die fürſtlichen Einkünfte ſeines Bisthums zu be⸗ 
ziehen. Um die Regierung desſelben kümmerte er ſich kaum. 
Nie vernahmen die Diöceſanen die Stimme ihres geiſtlichen Ober— 
hirten, und während ſeiner vierjährigen Amtsthätigkeit hat er 
kein einziges Hirtenſchreiben, weder an den Klerus, noch an die 
Gläubigen erlaſſen. Seine Hauptſorge war, das gute Einver— 
nehmen mit der Regierung um jeden Preis zu erhalten. Auch 
die Vorgänge in Köln verfehlten ihre Wirkung auf Breslau. 
Die ſ. g. milde Praxis blieb fortbeſtehen, und jedes Rütteln an 
derſelben wurde ſorgfältig verhütet. Der Fürſtbiſchof wollte die 
päpſtlichen Verordnungen nicht ausführen, noch in einen Kampf 
mit dem Klerus verwickelt werden und hüllte ſich in tiefes 
Schweigen. Ein entſchiedenes Auftreten des Domcapitels, oder 
ein kirchlich geſinntes Rathscollegium hätte vielleicht das 
Schlimmſte verhindert; jedenfalls aber den Fürſtbiſchof genöthigt, 
in dieſer wichtigen Frage Stellung zu nehmen. Allein erſtere 
Corporation huldigte in ihrer Majorität den verkehrten Grund— 
ſätzen ihres Obern und die geiſtlichen Rathgeber beſtärkten ihn 
noch in ſeinen Anſichten und handelten ganz in ſeinem Sinne. 

Die Seele der Verwaltung unter Fürſtbiſchof Sedlnitzky 
war der Weihbiſchof Daniel Latuſſek, welcher nach dem 
Tode des Domherrn Schöpe (F 1839) zum Generalvicar er— 
nannt wurde. Er war geſchäftskundig und unermüdlich thätig, 
blind ergeben ſeinem Biſchofe, ging er ohne Widerſtand und trotz 
der warnenden und opponirenden Stimmen im Generalvicariats- 
amte die unkirchlichen Wege, welche ihm vorgezeichnet wurden, 
und ſcheute ſich nicht, unbequeme Entſcheidungen des General- 
vicariatsamtes in ungeſetzlicher Weiſe illuſoriſch zu machen“! 

Wenn aber auch der Fürſtbiſchof in ſeinem Indifferentis— 
mus, oder vielleicht beſſer geſagt, in ſeiner Hinneigung zum 
Proteſtantismus? die päpſtlichen Befehle und Entſcheidungen une 
berückſichtigt ließ, fo bildete ſich doch unter der Geiſtlichkeit eine 
Oppoſition gegen die bisherige Behandlung der gemiſchten Ehen, 
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die ſich ſo unheilvoll erwieſen. Schon 1836 gab ſich dieſe Be— 
wegung kund, welche nach der Einkerkerung des Erzbiſchofs Cle— 
mens Auguſt noch größere Ausdehnung unter dem Klerus gewann. 
Hatten die Geiſtlichen bisher aus Irrthum oder Täuſchung ge— 
fehlt, ſo war jetzt durch die Stimme des Papſtes und durch die 
Belehrungen ausländiſcher Zeitungen und Broſchüren über dieſen 
Gegenſtand jeder irrigen Auffaſſung das Fundament entzogen. 
Auch im Generalvicariat und im Domcapitel fanden die kirch— 
lichen Grundſätze tüchtige Vertreter. Vorzüglich that ſich in 
beiden Behörden der Domherr Heinrich Förſter hervor, 
welcher am 15. März 1838 ein Schreiben! an das Domcapitel 
richtete, um es zu einem erfolgreichen Schritte in dieſer Angele— 
genheit zu veranlaſſen. „Der Irrthum hat aufgehört“, heißt es 
in demſelben, die Sünde fängt an und zwar die Sünde des 
Meineids; denn wir haben der Kirche Gehorſam geſchworen auf 
den Namen des dreieinigen Gottes.“ Das Domcapitel müſſe 
deshalb die Sache in Angriff nehmen und wo möglich eine 
Uebereinkunft zwiſchen Staat und Kirche provociren. Domdecan 
v. Montmarin, welchem dieſes Schreiben übergeben wurde, 
meinte, es ſei noch nicht an der Zeit vorzugehen und theilte es 
dem Capitel nicht mit. 

Die Bewegung ſchritt indeß unaufhaltſam vorwärts. Faſt 
alle Archipresbyteriate behandelten auf ihren Conferenzen die ge- 
miſchten Ehen und ſprachen ſich für eine den päpſtlichen Beftim- 
mungen conforme Behandlung derſelben aus. Auch die Laien 
legten großes Intereſſe in dieſer Sache an den Tag. Von Seiten 
einzelner Pfarrer liefen Anfragen hinſichtlich der Trauung ge- 
miſchter Ehen beim Generalvicariate ein. Letztere Behörde über 
gab auf höhere Anordnung jene Geſuche dem Fürſtbiſchof, in 
deſſen Namen Latuſſek den Petenten bedeutete, bei der alten 
Praxis, „welche die erforderliche Ermahnung und Belehrung des 
katholiſchen Theiles nicht ausſchließe“, zu verbleiben und die ge— 
miſchten Ehen einzuſegnen, wenn ſonſt kein canoniſches Hinderniß 
obwalte. Da aber bald Anfragen von ganzen Archipresbyteriaten 
einliefen, welche eine principielle Entſcheidung von Seiten des 

Franz, S. 73. Förſter wurde nach dem Tode Diepenbrocks Fürſt⸗ 
biſchof von Breslau. 
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Fürſtbiſchofs erheiſchten, fand ſich das Generalvicariat bemüßigt, 
dem Fürſtbiſchof die Acten zuzuſtellen und um eine Inſtruction 
zu bitten, die es der erleuchteten Weisheit“ desſelben überließ. 
Die Lage des Fürſtbiſchofs, welchem das Generalvicariat in dem 
erwähnten Berichte geradezu erklärte, daß die „bisherige Praxis 
mit den Grundſätzen der katholiſchen Kirche ſich in keiner Weiſe 
vereinigen laſſe, vielmehr damit im offenſten Widerſpruch ſich be- 
finde“ !, war äußerſt mißlich. Das Aufgeben der bisherigen 
Praxis und eine Anfrage beim heiligen Stuhl, deſſen Antwort 
er vorausſehen konnte, widerſprach ſeiner Neigung und hätte ihm 
auch das allerhöchſte Mißfallen zugezogen; der Verſuch, dieſelbe 
aufrecht zu erhalten, mußte ihn aber nothwendig in Conflict mit 
ſeinem Klerus und dem heiligen Stuhle bringen und erſchien 
doch nicht ausführbar. Er beſchloß deshalb, gar keine Antwort 
zu ertheilen und die Sache dem Ermeſſen des Klerus zu über— 
laſſen. Doch dieſes Auskunftsmittel erwies ſich alsbald als un- 
genügend. Die Anfragen wiederholten ſich und wurden dringen— 
der, und die Art und Weiſe, wie ſich die Petenten gegen die 
bisherige Praxis ausſprachen, mußte dem Fürſtbiſchof die Ueber⸗ 
zeugung beibringen, daß er ſich einer Strömung gegenüber ſah, 
gegen welche er ſich auf die Dauer nicht halten konnte. 

Anſtatt ſein Schweigen zu brechen und ſeinem Klerus mit 
Rath und That zur Seite zu ſtehen, theilte der Fürſtbiſchof die 
Adreſſen ſeiner Geiſtlichkeit einem fanatiſchen Katholikenfeind, dem 
Oberpräſidenten v. Merckel?, mit, welcher die Actenſtücke nach 
Berlin ſandte. In den höheren Kreiſen war man über dieſelben, 
beſonders die ſo entſchieden gehaltene Adreſſe des Archipresbyte— 
riats Frankenſteins ſehr ungehalten und Merckel eröffnete im Auf— 
trage des Miniſteriums dem kirchlichen Obern, daß „kein Unter⸗ 
zeichner“ der letzteren Adreſſe ohne beſondere Zuſtimmung des 
Miniſters zu einer königlichen Patronatsſtelle gelangen, noch für 
eine privatpatronatliche Stelle das Placet erhalten, noch zum 
Erzprieſter oder Schulinſpector befördert werden ſolle.“ Dieſe 
Drohung bewog manche Geiſtliche, ihre Unterſchriften zurück zu 

1 Franz, Die gemiſchten Ehen ꝛc. S. 75. 
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ziehen, fruchtete aber im Ganzen nicht viel. Der Fürſtbiſchof 
verharrte beharrlich in ſeinem Stillſchweigen, oder beſchied die Geiſt— 
lichen in einzelnen Fällen dahin, daß es bei der alten Praxis 
verbleibe, ohne jedoch dieſelbe ausdrücklich vorzuſchreiben, oder die 
entgegenſtehende geradezu zu verbieten. Die Folgen dieſer Halb— 
heit war eine große Verwirrung in der Diöceſe, die immer mehr 
um ſich griff. Einige Geiſtliche gewährten unbedenklich den ge— 
miſchten Ehen die kirchliche Trauung und lehnten ſogar die von 
proteſtantiſchen Männern angebotenen Garantieen unter dem 
Vorwande ab, daß die Regierung dies nicht gern ſehe !; die 
meiſten dagegen hielten ſich ſtreng an die kirchlichen Vorſchriften, 
trotz aller Ueberredungen und Drohungen von Seiten der Re— 
gierungsbehörden. Auf dieſe Weiſe herrſchte zum größten Scandal 
für das Volk in der einen Pfarrei dieſe und in der anderen jene 
Praxis. 

Mittlerweile hatte auch der heilige Stuhl von den Streitig— 
keiten in der Diöceſe Breslau und dem unkirchlichen Benehmen 
des Fürſtbiſchofs Sedlnitzky Nachricht erhalten und Papſt Gre- 
gor XVI. richtete ein Breve? an denſelben, welches ihm auf 
Privatwegen zugeſtellt wurde, da der officielle Verkehr des Pap— 
ſtes mit den preußiſchen Biſchöfen nur durch die Regierung ver- 
mittelt werden konnte. Das Breve iſt datirt vom 19. Januar 
1839. Es iſt die liebevolle Stimme des betrübten Vaters, 
welche dem verblendeten Sohne ſeine heiligen Pflichten vorhält 
und ihn zu deren Erfüllung ermahnt. Verſchiedene ungünſtige 
Nachrichten, beklagt der heilige Vater, ſeien über den Fürſtbiſchof 
zum apoſtoliſchen Stuhl gedrungen. „Wir wollen aber hier’, 
fährt er fort, ,nicht Alles im Einzelnen anführen, was berichtet 
wurde, daß du z. B. ſeit zwei Jahren unterlaſſen haſt, ein Pa⸗ 
ſtoralſchreiben an den Klerus und das Volk zu richten und anderes 
dergleichen, wodurch bewieſen wird, daß du deinem Amte nicht 
genügend vorſtehſt; aber wir können nicht verſchweigen, was zum 
offenbaren Schaden der Seelen und zum Nachtheil für die fatho- 
liſche Sache ausſchlägt. Dahin gehört das von dir befolgte un— 


1 Franz, S. 82 f. 
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geſetzliche Verfahren in der höchſt wichtigen Angelegenheit der 
gemiſchten Ehen. Nicht die Autorität Unſeres apoſtoliſchen Wor⸗ 
tes, nicht die herrlichen Beiſpiele deiner Mitbiſchöfe, nicht die 
amtlichen Schreiben Vieler aus deinem Klerus ſind im Stande 
geweſen, dich von dem Feſthalten an einer Praxis abzubringen, 
die den kirchlichen Grundſätzen und Vorſchriften gänzlich wider— 
ſpricht. Schließlich ermahnt der heilige Vater in liebevoll-ernſter 
Weiſe den Fürſtbiſchof zur treuen Erfüllung ſeiner hohen Hirten— 
pflichten. 

Letzterer verzögerte die, Antwort auf das Breve unter dem 
Vorwande des Zweifels an deſſen Aechtheit und andauernder 
Kränklichkeit. Erſt ein Mahnſchreiben des Nuntius in Wien, 
Monſignore Altieri, bewog ihn zu einer Antwort, die am 
18. Juli 1839 nach Rom abging In derſelben beklagt er 
ſich über „die gehäſſigen Lügen und Verleumdungen“, welche über 
ihn verbreitet worden ſeien, zählt ſeine Verdienſte um die Diöceſe 
Breslau auf, ſchildert deren Zuſtände als ſehr befriedigend und 
erklärt hinſichtlich des; ‚wichtigſten Punktes“, der gemiſchten Ehen, 
daß er „von dem Verfahren, welches ſeine Vorgänger, geſtützt 
auf die beſtehenden Geſetze, beobachtet hätten, nicht abgewichen 
ſei.“ Er ,fet um jo mehr an dieſes Verfahren gebunden, als er 
geſchworen habe, keine Neuerungen vorzunehmen.“ Es ſei ihm 
außerdem bekannt, daß ſeine Vorfahren in dieſer Angelegenheit 
den apoſtoliſchen Stuhl öfters um Rath gefragt und auf Grund 
der in Folge dieſer Anfragen erfolgten Weiſungen den Geſetzen, 
zu deren Berathung ſie vor ihrer Publication zugezogen wurden, 
beigeſtimmt hätten, wogegen der heilige Stuhl niemals Einwen— 
dungen gemacht habe. Darum habe er, wie ſeine größtentheils 
eifrigen und frommen Vorgänger, den Geſetzen Gehorſam ge— 
ſchworen, zumal er, wie alle, welche die Lage der Katholiken 
unter einer überwiegenden Zahl von Proteſtanten kennen, nicht 
zweifle, daß das Wachſen und Gedeihen der Kirche von der Be— 
obachtung der alten Geſetze abhänge, das entgegengeſetzte Verfah— 
ren aber den Rückgang, die Schädigung, ja in vielen Theilen der 


1 Das Schreiben Altieri's und die Antwort Sedlnitzky's an den Nuntius 
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Diöceſe den Untergang der Kirche herbeiführe.“ Letzteres würde 
allerdings eingetreten ſein, wenn die alte Gewohnheit auch in der 
Folge wie bisher in Uebung geblieben wäre. 

Aus dieſer Antwort konnte der heilige Vater erſehen, daß 
Fürſtbiſchof Sedlnitzky keineswegs entſchloſſen war, die alte 
Praxis aufzugeben. Seine Schuld wurde jetzt um ſo größer; 
denn konnte er früher noch einige Scheingründe für dieſe Gee 
wohnheit vorbringen, ſo waren dieſelben durch das Breve vom 
Januar 1839 gänzlich beſeitigt. Sein Verhalten war offener 
Ungehorſam gegen die kirchliche Autorität und um ſo ſträflicher, 
als hiedurch die Verwirrung in der Diöceſe nur vermehrt wurde. 
Auch die Regierung gab ſich alle nur erdenkliche Mühe, um die 
kirchliche Trauung der gemiſchten Ehen durchzuſetzen. Willfäh— 
rige Geiſtliche wurden trotz ihrer perſönlichen Unwürdigkeit auf 
fette Pfründen befördert, oder auf andere Weiſe ausgezeichnet; 
diejenigen aber, welche die unbedingte Einſegnung der gemiſchten 
Ehen verweigerten, von der Regierung zurückgeſetzt, oder auf an- 
dere Art gemaßregelt und erhielten dabei nicht ſelten noch Rügen 
und Zurechtweiſungen von ihrem kirchlichen Oberhirten. 

Um die Conſiſtorien von Prag und Olmütz, denen gewiſſe 
Diſtricte Schleſiens unterſtellt ſind, gefügig zu machen, ſoll die 
preußiſche Regierung ſich an den Fürſten Metternich gewandt 
haben. Wenn dies wirklich geſchah, hatte dieſer Schritt keinen 
Erfolg. Auch das Schreiben v. Merckels an das Conſiſtorium 
von Olmütz, welches im Frühjahr 1839 den Pfarrern im ſchle— 
ſiſchen Bisthumsantheil eine Inſtruction hinſichtlich ihres Ver— 
fahrens bei gemiſchten Ehen gegeben hatte, konnte dieſe Behörde 
von der ihr durch heilige Pflicht vorgeſchriebenen Bahn nicht ab— 
bringen. Ebenſo mißlang der Verſuch, die Präſentation zu 
Pfarreien von dem Verſprechen, die bisherige Gewohnheit treu 
beobachten zu wollen, abhängig zu machen. 

Die Lage des Fürſtbiſchofs wurde täglich unerquicklicher. 
Die Regierung drängte ihn, die Pfarrer in ihrem Sinne zu in- 
ſtruiren, und die Geiſtlichen ‚zurechtzuweiſen und zu beſtrafen, die 
ſich eigenmächtig von der Beobachtung der unbedingten Einſeg— 
nung gemiſchter Ehen losſagten“; ſein Klerus dagegen forderte 
ihn in der entſchiedenſten Weiſe auf, aus ſeiner reſervirten Hal- 
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tung herauszutreten und die päpſtlichen Befehle zu vollziehen. 
Unter dieſen Umſtänden blieb ihm nichts übrig, als entweder die 
Forderungen der Regierung zurückzuweiſen, oder ſeine Stelle 
niederzulegen. 

Er wählte das letztere. Schon nach Empfang des päpſt— 
lichen Breve vom 19. Januar 1839 trug er ſich mit dem Ge— 
danken der Reſignation. Doch würde er demſelben ſchwerlich 
Folge gegeben haben, wenn nicht ein neues Breve des Papſtes, 
ihn in die Alternative geſtellt hätte, entweder die Vorſchriften 
der Kirche in Vollzug zu ſetzen, oder zu reſigniren. Am 10. Mai 
1840 erging ein zweites Breve! an den Fürſtbiſchof, worin der 
Papſt ihm erklärt, daß er die wider ihn erhobenen Anklagen 
nicht widerlegt, noch Reue über ſein bisheriges Verhalten ge— 
äußert, noch ſich bereit gezeigt habe, ſeine Fehler zu verbeſſern, 
und namentlich hinſichtlich der gemiſchten Ehen eine Praxis be— 
folge, welche den Vorſchriften der Kirche zuwider und in der 
Allocution vom 10. Dezember 1837 „feierlich verworfen“ worden 
ſei, und dieſen Ungehorſam durch ſeine „den bürgerlichen Geſetzen 
gelobte Treue“ zu rechtfertigen ſuche, ‚als ob dieſelbe auch für 
Geſetze gelte, welche der heiligen Lehre und Disciplin der Kirche 
widerſprechen“, oder „ob er nicht ſonſt durch ein erhabeneres eid— 
liches Band der Kirche ſelbſt und dem heiligen Stuhl verbunden 
wäre.“ Der heilige Vater erwähnt außerdem noch einige andere 
Punkte, welche die ſchlechte Adminiſtration der Diöceſe und die 
Geſinnung ihres Oberhirten nur zu deutlich offenbarten, und for— 
derte letzteren auf, ſein Amt freiwillig niederzulegen, und ihm 
dadurch „die bittere Nothwendigkeit zu erſparen«, deſſen Wmts- 
entſetzung ausſprechen zu müſſen. Sedlnitzky kam am 10. Juni 
der päpſtlichen Aufforderung nach und erklärte ſich bereit, ſeine 
biſchöfliche Würde ohne allen Rückhalt niederzulegen. Am 
8. Auguſt benachrichtigte er hievon das Domcapitel und am 
25. Dezember eröffnete er demſelben, daß er „die biſchöfliche 
Würde definitiv niedergelegt“ und ſeine Reſignation die „nöthige 
Genehmigung erhalten habe 2. 

1 Selbſtbiographie ꝛc. S. 196 ff. 
2 Die Aetenſtücke ſtehen Selbſtbiographie x. S. 200 ff. 
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Das Domcapitel wählte hierauf den Domherrn und Pro— 
feſſor Dr. Ritter zum Capitelsvicar, dem von Seiten der Re— 
gierung ,die Genehmigung mit der Bemerkung verſagt wurde, 
daß fie der Verwaltung der Diöceſe durch ihn in Vorausſetzung 
einer baldigen Biſchofswahl nicht hindernd entgegen treten werde. 
Latuſſek trat von den Geſchäften zurück. 

Nach ſeiner Reſignation ſiedelte Fürſtbiſchof Sedlnitzky nach 
Berlin über. König Friedrich Wilhelm IV. ernannte ihn zum 
Wirklichen geheimen Rath. Während der erſten Jahre ſeines 
dortigen Aufenthaltes beſuchte er zuweilen den Gottesdienſt in 
St. Hedwig, enthielt ſich aber aller kirchlichen Functionen. Von 
den Katholiken hielt er ſich fern und verkehrte faſt ausſchließlich 
in proteſtantiſchen Kreiſen, beſuchte häufig den proteſtantiſchen 
Gottesdienſt und trat im Jahre 1863 förmlich zum Proteſtan⸗ 
tismus über. Er ſtarb am 25. März 1871. Sein bedeutendes, 
faſt ausſchließlich aus kirchlichen Pfründen geſammeltes Vermö— 
gen verwandte er für proteſtantiſche Schul- und Kirchenzwecke. 
Aus ſeiner Hinterlaſſenſchaft wurde in Breslau unweit der Kathe— 
drale! ein Convict für proteſtantiſche Studenten der Theologie 
errichtet. 


Fünfundzwanzigſtes Kapitel. 


Folgen des Verfahrens gegen die Erzbiſchöfe von Köln und Gneſen und Voſen. Tod 
Friedrich Wilhemls III. König Friedrich Wilhelm IV. Beilegung des Streites mit 
Erzbiſchof Dunin. Aückſehr desſelben nach Yolen. Sein Hirtenbrief. Weitere Aund- 
ſchreiben. Zuſtände in den weſtlichen Provinzen. Wahl Arnoldi's zum Bifhof von 
Trier. Verhandlungen zwiſchen Berlin und Nom bezüglich der Kölner Wirren. BWeber- 
einkunft vom 23. 24. September 1841. Soh. v. eiffel als Coadjutor des Erzbiſchofs 
Elemens Auguſt. Aeiſe des Coadjulors nach Münſter und Berlin. Verhandlungen mit 
Cultusminiſter v. Eichhorn. Verſtändigung über gewiſſe Punkte. Offtcielle Witthei- 
kung der Ernennung Geiffels zum Coadjutor an das Metropolitancapitel. Uebernahme 
der Aegierung der Erzdiöceſe 1842. Ofſficielte Zurücknahme des Yublicandums vom 
20. November 1838. Hirtenbrief des Erzbiſchofs Clemens Auguſt. Tod des ſtandhaften 
Bekenners. 


Der von Bunſen übelberathene König Friedrich Wilhelm III. 
von Preußen hatte durch ſein hartes Auftreten gegen die beiden 
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Erzbiſchöfe, deren einziges Verbrechen in treuer Pflichterfüllung 
beſtand, eine ſehr ſchwierige Situation heraufbeſchworen, ohne 
ſeinem vorgeſetzten Ziele auch nur im geringſten näher zu fom- 
men. Auch die auf königlichen Befehl durch den preußiſchen 
Bundestagsgeſandten, General v. Schöler, gegen Ende des 
Jahres 1838 verſuchten Einwirkungen auf die anderen proteftan- 
tiſchen Regierungen! hatten keinen Erfolg. Die von ihm in 
Vorſchlag gebrachten Conferenzen, um die Mittel „zur Abwehr 
gegen Rom“ zu berathen, kamen nicht zu Stande. Ebenſo miß— 
glückte die Intervention des Königs von Württemberg?, welcher 
im Jahre 1839 Rom beſuchte, beim heiligen Stuhl zu Gunſten 
der preußiſchen Kirchenpolitik, da der Papſt ſeine Hand zum 
offenbaren Nachtheil der Kirche nicht bieten konnte, ohne ſein 
Gewiſſen ſchwer zu belaſten. Das von Bunſen wiederholt be— 
fürwortete Mittel, den Klerus durch Strafgeſetze gefügiger zu 
machen, erſchien den leitenden Staatsmännern mit Recht als nicht 
geeignet zum Zwecke. Die Arbeiten der Geſetzgebungs-Commiſ— 
ſion, welche 1838 zuſammentrat, um eine neue Zwangsjacke für 
die Geiſtlichkeit anzufertigen, blieben daher bloſe Entwürfe, die 
nicht zur Ausführung kamens. 

Das bisherige ſchroffe Auftreten der Regierung hatte alſo 
das gerade Gegentheil von dem bewirkt, was man beabſichtigte, 
und ſchon ein Jahr nach der Gefangennahme des Erzbiſchofs 
Clemens Auguſt ſah ſich König Friedrich Wilhelm III. dem Für⸗ 
ſten Metternich gegenüber zu dem Geſtändniſſe genöthigt, er ſei 
zu falſchen Schritten hingeriſſen worden, er habe in ſeiner Cigen- 
ſchaft als Proteſtant einen großen Fehler begangen; denn nie 
habe der Katholicismus in ſeinen Staaten ſolche Fortſchritte ge— 
macht, wie ſeit der unglücklichen Kölner Geſchichte“ 4. Von dieſer 
Ueberzeugung geleitet, ſuchte der irre geleitete Monarch wieder 
etwas zum Beſſern einzulenken, und am 28. Januar 1838 er- 
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2 A. a. O. S. 28. 

3 A. a. O. S. 30. 


Görres, Geſ. Briefe III, S. 505 f. Galland, S. 633. 


König Friedrich Wilhelm IV. Friedensverſuche. 365, 


ſchien eine königliche Cabinetsordre, welche beſtimmt, daß beſchei⸗ 
dene Erkundigungen über die confeſſionelle Kindererziehung ge— 
ſtattet ſeien, und daß im Falle der katholiſche Geiſtliche die kirch— 
liche Trauung nicht vornehmen zu dürfen glaube, zwiſchen ihm 
und dem katholiſchen Brauttheile, welcher allein darüber Be— 
ſchwerde zu führen befugt fei, der Diöceſanbiſchof entſcheide, bei 
deſſen Ausſpruch es alsdann ſein unabänderliches Bewenden habe, 
ohne daß ein Verfahren bei den Staatsbehörden ſtattfinden ſolle.“ 
Dagegen lehnte er den Antrag Altenſteins, dem Erzbiſchof von 
Dunin die Rückkehr nach Poſen zu erlauben und die obige Ca⸗ 
binetsordre auch auf die Erzdiöceſen Gneſen und Poſen auszu— 
dehnen, ab . Friedrich Wilhelm III. wünſchte zwar die endliche 
Beilegung der beſtehenden Zerwürfniſſe, konnte ſich aber nicht 
entſchließen, die hiezu geeigneten Mittel in Anwendung zu bringen. 
Dies war ſeinem Sohne vorbehalten. 

Am 7. Juni 1840 wurde Friedrich Wilhelm III. vor einen 
höheren Richter gerufen. Nun trat ein Wendepunkt ein. Sein 
Nachfolger Friedrich Wilhelm IV. ſah es als eine ſeiner 
erſten Regentenpflichten an, die guten Beziehungen zwiſchen Kirche 
und Staat wieder herzuſtellen und dem in jeder Hinſicht ſo un⸗ 
heilvollen Streite ein Ende zu machen. Wenige Wochen nach: 
ſeiner Thronbeſteigung erſchien der Regierungsrath Aulike in 
Kolberg, um dem Erzbiſchof v. Dunin die Bedingungen mitzu— 
theilen, unter welchen der König ihm die Rückkehr in ſeine biſchöf— 
liche Stadt geſtatten wolle. Er ſollte den König in einem Schrei— 
ben ſeiner Treue verſichern, das Verſprechen geben, nach Kräften 
zur Wiederherſtellung des Friedens unter den verſchiedenen Con— 
feſſionen beizutragen, und ſeinen Klerus „zum Gehorſam gegen 
Se. Majeſtät und zum Frieden ermahnen und ihn hierin er— 
halten“ 2. Bezüglich der gemiſchten Ehen verhieß die Regierung, 
nur F. 442, Thl. 2, Tit. 11 des allgemeinen Landrechts als 
Norm zu befolgen, wonach die Staatsgewalt keine Notiz davon 
nehmen wollte, aus welchem Grunde die kirchliche Trauung ge— 
miſchter Ehen verweigert werde, und alſo der Erzbiſchof ſeinen 
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früheren Wunſch, den Geiſtlichen die unbedingte Einſegnung ge— 
miſchter Ehen zu verbieten, ausführen könne. Hätte die Regie- 
rung gleich im Anfang dieſen Standpunkt eingenommen, dann 
wäre der ganze Conflict vermieden worden. 

Der Erzbiſchof v. Dunin ging auf dieſe Bedingungen ein. Am 
22. Juli 1840 richtete er ein Schreiben an den König, worin er 
denſelben ſeiner Treue, an welcher übrigens weder Friedrich Wil— 
helm IV. noch ſein Vater je gezweifelt, verſichert, ſeinem Schmerze 
über die gewaltſam ausgeführte und nun ſchon fünfzehn Monate 
dauernde Trennung von ſeiner Heerde und deren ſchlimme Fol- 
gen einen Ausdruck verleiht und dem Monarchen die Bitte vor— 
trägt, ihn und den in Poſen detinirten Official Brodzizewski in 
Freiheit zu ſetzen, mit der Verſicherung, daß es ſeine theuerſte 
Pflicht ſein werde, ſein geiſtliches Hirtenamt dazu zu benutzen, 
den geſtörten Frieden unter den verſchiedenen Confeſſionsverwand— 
ten und unter der Geiſtlichkeit und den Laien zu chriſtlicher Liebe 
und Eintracht wieder herſtellen zu helfen.“ Die Befreiung er— 
folgte alsbald. Am 3. Auguſt wurde dem edlen Dulder das 
königliche Schreiben durch den polniſchen Gutsbeſitzer Ignaz v. 
Lipski, welcher immer ein reges Intereſſe für die Sache des 
Erzbiſchofs gezeigt hatte, in Kolberg eingehändigt. Sogleich trat 
er die Rückreiſe nach Poſen an, wo er am 5. Auguſt ankam. 
Klerus und Volk jubelten, Glocken und Orgeln ertönten wieder, 
die Erzdiöceſen legten das Trauergewand abn. 

Am 25. Auguſt erließ der Erzbiſchof einen Hirtenbrief?, 
worin er dem Klerus aufträgt, von der Forderung des Verſpre— 
chens katholiſcher Kindererziehung bei gemiſchten Ehen abzuſtehen, 
dagegen ſich aller Handlungen, welche eine Billigung ſolcher Ehen 
involvirten, zu enthalten und ihre Mitwirkung zum Abſchluſſe 
derſelben zu verſagen. Durch dieſes Rundſchreiben wurde die 
Praxis, gemiſchten Ehen die Einſegnung zu verweigern, welche 
ſich ſeit 1838 in beiden Erzdiöceſen ausgebildet hatte, beſtätigt 
und bekräftigt. 

Ein anderer Punkt, der freilich viel ſchwierigerer Natur war, 
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betraf die Abſolution ſolcher Perſonen, welche in gemiſchten Ehen 
lebten. Die Beichtväter verweigerten katholiſchen Brauttheilen, 
welche gemiſchte Ehen, ohne die kirchlichen Bedingungen zu er— 
füllen, einzugehen im Begriffe ſtanden, die Abſolution, und ebenjo 
auch ſolchen Katholiken, die in gemiſchten Ehen lebten mit pro— 
teſtantiſcher Erziehung der Kinder. War auch dieſes Verhalten 
im erſten Falle geradezu heilige Pflicht, ſo mußte doch im an— 
deren Falle ein Unterſchied gemacht werden zwiſchen jenen Ka— 
tholiken, welche in ihrem früheren Leichtſinne verharrten, und 
Denjenigen, welche ihre Fehltritte bereuten und nach Kräften be— 
müht waren, auf ihre Kinder zu Gunſten des katholiſchen Glau— 
bens einzuwirken. Die letzteren konnten ohne Härte nicht wie 
die erſteren behandelt werden. Es mußten in dieſen Fällen ganz 
einfach die richtigen Grundſätze der katholiſchen Moral in An— 
wendung kommen und ſowohl jede mit den Glaubensſätzen der 
Kirche unverträgliche Nachgiebigkeit, wie auch ein allzu ſtrenger 
Rigorismus vermieden werden. 

Um ſeinen Klerus vor Abirrungen nach der einen wie der 
anderen Seite zu warnen, erließ der Erzbiſchof am 21. Februar 
1842 einen Hirtenbrief , worin er die Seelſorger anwies, ſich 
über den Seelenzuſtand und die Dispoſition ſolcher Pönitenten 
genau zu vergewiſſern und darnach die Abſolution zu ſpenden, 
oder zu verweigern. Dieſer Hirtenbrief wirbelte vielen Staub 
auf. Man meinte, derſelbe enthalte eine förmliche Zurücknahme 
der Verordnung vom 30. Januar und 27. Februar 1838 und 
aller bisher getroffenen Maßregeln. Die Gegner überſahen in 
ihrer Polemik, daß die unbedingte Trauung gemiſchter Ehen nach 
wie vor verboten blieb, daß bezüglich der Abſolution im Beicht— 
ſtuhle es ſich nicht um abzuſchließende, ſondern um bereits ab— 
geſchloſſene Ehen handelte und daß der Erzbiſchof bei Anerken— 
nung und Geltendmachung des Princips nur in Rückſicht auf 
die Individualität der Pönitenten in einzelnen Fällen eine mil- 
dere Behandlung anempfahl, wie es ganz den Principien der 
Moral entſpricht. 

Um die aufgeregten Gemüther zu beruhigen, erſchien am 
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26. September 1842 ein anderes Rundſchreiben !, in welchem 
der Oberhirte ſich noch einmal über den fraglichen Gegenſtand 
ausſpricht. Damit war die Sache erledigt. 

Größere Schwierigkeiten ſtellten ſich der Wiederherſtellung 
des Friedens in den weſtlichen Provinzen entgegen. Nach dem 
Tode des Biſchofs v. Hommer ( 1836) wurde der Domherr 
Wilhelm Arnoldi vom Domcapitel zum Biſchof von Trier 
gewählt, von der Regierung aber als eine dem König mißliebige 
Perſönlichkeit recuſirt und das Capitel zu einer Neuwahl auf⸗ 
gefordert. Dasſelbe lehnte jedoch das ihm geſtellte Anſinnen ab 
und fo blieb die große Diöceſe vorläufig eines Oberhirten be— 
raubt. Die endliche Ordnung dieſer wichtigen Angelegenheit bil- 
dete einen Gegenſtand der Verhandlungen, welche wegen Beile— 
gung der Kölner Wirren zwiſchen Rom und Berlin gepflogen 
wurden. 

König Friedrich Wilhelm IV. wünſchte aufrichtig die Ord— 
nung der kirchlichen Verhältniſſe in den Rheinlanden. Am leich— 
teſten und einfachſten wäre dieſelbe durch die Reſtitution des 
Erzbiſchofs Clemens Auguſt bewerkſtelligt worden. Sie war eine 
Forderung der Gerechtigkeit, der ſich auch der Rechtsſinn des. 
Königs nicht entſchlagen konnte, und wurde von dem katholiſchen 
Klerus und Volke als Bedingung des Friedens gewünſcht und 
erwartet. Allein gerade die Rückkehr des Erzbiſchofs nach Köln 
ſtieß auf unüberwindliche Schwierigkeiten in den Regierungs- 
kreiſen. Ob man das Anſehen des Staates durch eine ſolche 
Nachgiebigkeit herabzuwürdigen meinte, ob man einen Zwiſt 
zwiſchen Clemens Auguſt und dem Domcapitel, deſſen unkirch— 
liche und gegen ſeinen Oberhirten geradezu feindſelige Stellung 
während des Conflictes ganz offenkundig war, befürchtete, oder 
ob noch andere Beweggründe vorhanden! waren, welche den 
preußiſchen Staatsmännern die fernere Wirkſamkeit des kirchlichen 
Oberhirten in ſeinem Sprengel nicht räthlich erſcheinen ließen, 
entzieht ſich unſerer Beurtheilung. Der König mußte dieſer 
Stimmung ſeiner Beamten Rechnung tragen und entſchloß ſich, 
die Hilfe des apoſtoliſchen Stuhles in Anſpruch zu nehmen, um 
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dieſe Frage auf eine Kirche und Staat befriedigende Weiſe zu 
löſen. 5 

Als Unterhändler der Krone Preußens fungirte Graf 
Brühl, welchen Friedrich Wilhelm IV. kurze Zeit nach ſeiner 
Thronbeſteigung an den päpſtlichen Hof ſandte, um die Unter- 
handlungen! einzuleiten. Er ſollte nur das Terrain unterſuchen 
und ohne officiellen Character den Cardinalſtaatsſecretär Lam⸗ 
bruschini von den friedlichen und wohlwollenden Geſinnungen 
des Königs gegen jeine katholiſchen Unterthanen in Kenntniß 
ſetzen, jede principielle Discuſſion aber vermeiden. In einem 
ſpäteren vom König präſidirten Miniſterrathe wurde beſchloſſen, 
Graf Brühl ſollte eine Neuwahl für Trier und die Abdankung 
des Erzbiſchofs von Köln fordern. Eventuell könnte Letzterer 
ſeine Würde und ſein Einkommen behalten, müſſe aber ſeinen 
Aufenthalt außerhalb ſeiner Erzdiöceſe, etwa in Rom als Car- 
dinal, nehmen und dieſelbe durch einen Stellvertreter verwalten 
laſſen. Sollte Rom aber Widerſtand leiſten, ,fo müßte der 
König mit anderen akatholiſchen Staaten, namentlich England, 
in Verbindung treten, zur Abwehr der gemeinſamen Gefahr, wo— 
mit Rom die beſtehende Ordnung dadurch bedrohe und erſchüt— 
tere, daß es Grundſätze aufſtelle, welche die Bande des Gehor— 
ſams und der Treue, die den katholiſchen Unterthanen an ſeinen 
Landesherrn knüpfen, aufzulöſen geeignet ſeien.“ Mit dieſer In⸗ 
ſtruction verſehen, begab ſich Graf Brühl zuerſt in die Schweiz, 
um den Rath Bunſens? einzuholen, und von hier nach Rom, wo 
er im Spätſommer 1840 eintraf. Er fand die zuvorkommendſte 
Aufnahme bei Lambruschini, welcher den Monſignore Capaccini 
beauftragte, ſich mit dem Grafen über die Baſis, auf welcher 
eine Verſtändigung herbeigeführt werden könne, zu verſtändigen. 
Derſelbe hatte ſchon unter Conſalvi an den Verhandlungen über 
die Concordate mit den deutſchen Regierungen ſehr thätigen An— 
theil genommen und war als ein bis zur äußerſten Grenze des 
Erlaubten nachgiebiger Prälat bekannt. Da Graf Brühl keine 
officielle Vollmachten hatte, ſondern nur das Verlangen des 
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Königs nach Frieden und deſſen Wünſche ausſprechen ſoll 
konnten natürlich dieſe Beſprechungen kein definitives Rejul 
liefern. Doch war der Gedankenaustauſch für die einzuleitend 
Verhandlungen von großem Vortheile. 

Nach der Rückkehr des Grafen Brühl begann man 
Berlin die vom Könige zu machenden Zugeſtändniſſe zu! 
ſprechen und deſſen Gegenforderungen zu präciſiren, welche d 
Verhandlungen als Grundlage dienen ſollten. Am 19. Dezeml 
kam der Graf wieder in Rom an, wo er bis zum 1. Mai 18 
verblieb. Die Fragen, um welche ſich die nun ſtattfindend 
Unterhandlungen drehten, waren viel mehr perſönliche e 
principielle. Aber gerade dieſe perſönlichen Fragen und r 
Allem die künftige Stellung des Erzbiſchofs Clemens Aug 
boten die größten Schwierigkeiten. Die preußiſche Regieru 
verlangte, er ſolle ſeine Diöceſe nicht mehr betreten, und d 
apoſtoliſche Stuhl mußte die Reſtitution des gewaltſam Vertr 
benen fordern. Das Ergebniß der Verhandlungen war ein ve 
Staatsſecretär dem preußiſchen Unterhändler überreichtes Pr 
gramm, welches die Punkte enthielt, auf deren Grundlage ei 
Vereinbarung abgeſchloſſen werden könne. Mit demſelben feb 
Brühl nach Berlin zurück und traf am 14. Juli 1841 zum Dr 
tenmale in Rom ein, wo am 23. September ein Uebereinkomm 
abgeſchloſſen wurde. 

Das einzige Mittel, um den Kölner Streit in Güte 
ſchlichten, war angeſichts der beſtehenden Verhältniſſe die Ar 
ſtellung eines Coadjutors mit dem Rechte der Nachfolge für d 
durch Alter und Krankheit gebrochenen Erzbiſchof. Dieſen Vi 
ſchlag hatte im Juni 1840 Prof. Ferd. Walter! in Bonn ¢ 
macht und in einer ſpäteren Auseinanderſetzung näher begriini 
und erläutert. Derſelbe fand wohlwollende Aufnahme bei Kör 
Friedrich Wilhelm IV., welcher dieſe Forderung an den apof 
liſchen Stuhl ſtellte. Der heilige Vater brachte um des Heil 
der Seelen willen das ſo ſehr verletzte Rechtsgefühl zum Schw 
gen und kam dem Wunſche des Königs entgegen, ohne! 
Grundſätze der Kirche zu verletzen. Er erklärte ſich bereit, C 
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mens Auguſt einen Coadjutor zu geben, welchem zugleich die 
Adminiſtration der Erzdiöceſe als apoſtoliſchem Vicar übergeben 
werden ſollte, ſtellte aber die Bedingung, daß Clemens Auguſt 
vorerſt über ſeine Meinung befragt und deſſen ausdrückliche Zu— 
ſtimmung eingeholt werde. 

Um die nothwendigen Verhandlungen mit dem Erzbiſchof 
zu führen, begab ſich der Biſchof von Eichſtätt, Graf v. Rei- 
ja cht, im Auftrage des Papſtes nach Münſter, wo Clemens 
Auguſt mittlerweile ſeinen Wohnſitz genommen hatte. Der ver— 
dienſtvolle Prälat zeigte ſich ganz bereit, den Anordnungen des 
heiligen Stuhles Folge zu leiſten und einen Coadjutor anzuneh— 
men. Die preußiſche Regierung wünſchte Diepenbrock?, den 
ſpäteren Fürſtbiſchof von Breslau, zum Coadjutor; Clemens 
Auguſt ſchlug dagegen Friedrich Windiſchmanns?, Domherrn in 
München, dem heiligen Stuhl vor. Auch der Biſchof von Mainz, 
Petrus Leopold Kaiſer!, und der ſpätere Biſchof Kellermann? 
von Münſter wurden unter den Candidaten genannt. Zuletzt 
wurde noch der Domherr Arnoldi“ von Trier vom Miniſterium 
in Vorſchlag gebracht. Schließlich entſchieden ſich der heilige 
Stuhl, dem Clemens Auguſt die ganze Angelegenheit anheim 
ſtellte, und die Regierung für den von König Ludwig von Bayern 
ſeinem Schwager, dem König Friedrich Wilhelm IV. warm em- 
pfohlenen Biſchof von Speyer, Johannes von Geiſſel. 

Geboren zu Gimmeldingen in der Rheinpfalz, hatte der 
talentvolle Jüngling ſeine philoſophiſchen und theologiſchen Stu- 
dien im biſchöflichen Seminarium zu Mainz unter Liebermanns 
Leitung abſolvirt, und bekleidete nach kurzer Wirkſamkeit in der 
Seelſorge die Stelle eines Religionslehrers am königlichen Ly— 
ceum in Speyer, wurde aber ſchon 1820, erſt 24 Jahre alt, ins 
Domcapitel von Speyer berufen. Als Domherr nahm er einen 
ganz hervorragenden Antheil an der Verwaltung dieſer Diöceſe 
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unter den beiden erſten Biſchöfen von Chandelle und Manl und 
noch mehr unter ſeinem Freunde, Bichof Richarts !, auf deſſen 
Verwenden ihm 1836 die Domdechanei übertragen wurde. Nach 
der Erhebung des letzteren auf den biſchöflichen Stuhl von Augs⸗ 
burg, wurde Geiſſel von König Ludwig I. dem heiligen Stuhl 
als Biſchof von Speyer vorgeſchlagen und am 20. Mai 1837 
von Papſt Gregor XVI. präconiſirt. Als Pfälzer von Geburt 
mit dem Character und den Anſchauungen dieſes Volkes ver- 
traut, wie wenige Menſchen befähigt, mit Würde und Unge— 
zwungenheit in den höchſten Kreiſen ſich zu bewegen und ebenſo 
leicht mit dem gewöhnlichen Volke zu verkehren, war er durch 
ſeine perſönlichen Eigenſchaften, ſeine gediegenen theologiſchen 
Kenntniſſe und ſeine Geſchäftsgewandtheit vorzüglich geeignet, die 
in mehr als einer Hinſicht ſchwierige Verwaltung einer Diöceſe 
in einer confeſſionell gemiſchten Provinz zu führen und durch 
ſeine Umſicht bei den mannigfaltigen Beziehungen zu den An- 
dersgläubigen und zu den königlichen Behörden den Frieden mit 
den außerhalb der Kirche Stehenden zu erhalten, ohne den kirch— 
lichen Rechten etwas zu vergeben. Von ſeinem König geſchätzt 
Rund ausgezeichnet, von Klerus und Volk verehrt und geliebt und 
von den Andersgläubigen geachtet, führte Geiſſel mit großem 
Seggeen den Hirtenſtab, als ihm die ganz unerwartete Nachricht 
von ſeiner Erwählung zum Coadjutor des Erzbiſchofs Clemens 
Auguſt zukam. 

Nach den Beſtimmungen der oben berührten Vereinbarung 
vom 23.24. September 1841 ſollte dem Erzbiſchof Clemens 
Auguſt in der Perſon Geiſſels ein Coadjutor und Adminiſtrator 
der Erzdiöceſe, jedoch ohne Präjudiz für künftige Biſchofswahlen 
gegeben werden, und dem Erzbiſchof ſeine Würde und ſein Ein— 
kommen nach Abzug einer dem Coadjutor zu entrichtenden Rente 
von 3000 Thalern verbleiben. Die Ernennung und Inſtallation 
des letzteren ſollte durch päpſtliches Breve geſchehen und nach 
deren Vollzug das ehrenrühreriſche Publicandum der Regierung 
gegen Clemens Auguſt vom 15. November 1837 zurückgenommen 
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und demſelben in Betreff ſeines Wohnortes völlige Freiheit ge— 
laſſen, auch die Vornahme kirchlicher Functionen in Köln ge— 
ſtattet werden. Die übrigen Artikel der genannten Vereinbarung 
conſtatiren den vom Könige den Biſchöfen bereits bewilligten 
freien Verkehr mit dem heiligen Stuhl in kirchlichen Sachen, 
ſtipuliren die genaue Beobachtung des durch die Bulle De salute 
animarum vorgeſchriebenen Wahlmodus der Biſchöfe, ſtellen die 
Behandlung der gemiſchten Ehen der kirchlichen Obrigkeit ohne 
Einmiſchung des Staates anheim und verſprechen, daß die vom 
heiligen Stuhl verworfenen Irrthümer des Hermes „in keiner 
Weiſe durch die preußiſche Regierung begünſtigt würden “!. 
Noch ehe dieſe Vereinbarung zum Abſchluſſe gediehen war, 
hatte König Ludwig I. von Bayern, am 7. Juli 1841, Biſchof 
Geiſſel von dem Plane der preußiſchen Regierung, ihn zum Co- 
adjutor des Erzbiſchofs Clemens Auguſt vorzuſchlagen, in Kennt⸗ 
niß geſetzt und ſehr dringend aufgefordert, dem Rufe des heiligen 
Stuhles Folge zu leiſten, wenn derſelbe an ihn ergehen würde 2. 
Hiezu aber konnte Geiſſel, welcher aus ſorgfältiger Beobachtung 
die Verhältniſſe genau kannte, ſich nicht ſo leicht entſchließen. 
Die Lage eines Coadjutors in Köln war eine äußerſt ſchwierige. 
Er ſollte das Wohlwollen des Königs von Preußen und der 
preußiſchen Regierung ſich erwerben, um mit letzterer Hand in 
Hand zu gehen, und zugleich das Vertrauen und die Liebe des 
katholiſchen Volkes und Klerus ſich gewinnen; die Rechte der 
katholiſchen Kirche hüten und vertheidigen und ebenſo die Geſetze 
und Anordnungen des Staates mit treuer Gewiſſenhaftigkeit be— 
folgen“s. Dieſe Schwierigkeit verhehlte ſich der Biſchof von 
Speyer nicht und ſo ſehr er ſich auch durch das königliche Ver— 
trauen geehrt fühlte, jo hatte er doch nicht den Muth, dem ihm 
gewordenen, ſo ehrenvollen Rufe zu folgen.“ Zuletzt gab er aber 
den weiteren dringenden Aufforderungen und Vorſtellungen ſeines 
Königs nach und erklärte ſich bereit, das in mehrfacher Hinſicht 
dornenvolle Amt eines Coadjutors anzunehmen, wenn vorerſt die 
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Haupthinderniſſe hinweg geräumt ſeien, welche einer gedeihlichen 
Wirkſamkeit entgegenſtanden. 

Sobald der Biſchof von Speyer ſeine Zuſtimmung gegeben 
hatte, wurde er auf Vorſchlag Preußens von Gregor XVI. zum 
Coadjutor des Erzbiſchofs Clemens Auguſt und apoſtoliſchen Ad— 
miniſtrator von Köln ernannt. Am 25. September 1841 ſetzte 
ihn der Nuntius Viale Prela in München hievon in Kennt⸗ 
niß und ſandte ihm am 8. Oktober eine Abſchrift des Crnen- 
nungsbreve. 

Obſchon Geiſſel ſeine Einwilligung, Coadjutor des Erz- 
biſchofs Clemens Auguſt zu werden, gegeben hatte, kam ihm doch 
die päpſtliche Ernennung überraſchend, beſonders da ihm gar 
nichts von der zwiſchen Rom und Preußen getroffenen Verein⸗ 
barung zur Kenntniß gekommen und er alſo über ſeine ganze 
künftige Stellung in Ungewißheit gelaſſen war 1. Er erbat ſich 
deshalb von dem Nuntius die nothwendigen Aufklärungen und 
traf am 19. September, der Einladung des letzteren folgend, in 
München ein, wohin er auch den Biſchof v. Reiſach einlud, um 
ſeinen Rath in dieſer hochwichtigen Sache einzuholen, ehe er eine 
Entſcheidung treffe. Obſchon der Nuntius, der Miniſter v. Abel 
und Reiſach dem ernannten Coadjutor, Biſchof Geiſſel, beruhigende 
Auskunft gaben, ſo konnte derſelbe ſich doch nicht entſchließen, 
die neue Laſt auf ſeine Schultern zu nehmen, bevor erſt einige 
Punkte von beſonderer Wichtigkeit mit der Regierung geordnet 
ſeien und er eine Beſprechung mit dem greiſen Erzbiſchofe Cle— 
mens Auguſt gehabt. Dieſem Verlangen kam man von Berlin 
entgegen. Am 4. November erſchien Graf Brühl, welcher die 
Verhandlungen in Rom geführt hatte, in Speyer und überreichte 
Geiſſel das päpſtliche Breve ſeiner Ernennung zum Coadjutor und 
Adminiſtrator von Köln im Original nebſt einem ſehr freund- 
lichen Schreiben König Friedrich Wilhelms IV. und beſprach zu— 
gleich mit ihm eingehend die Punkte, deren Ordnung er vor 
Uebernahme ſeines Amtes wünſchte. Dieſe Punkte, die theils 
durch die Uebereinkunft ſchon erledigt waren, theils in Bälde ge- 
ordnet wurden, betrafen die ‚unmittelbare Reſpicienz des Klerikal⸗ 
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ſeminars“, die Stellung der oberſten kirchlichen Behörde zur 
theologiſchen Facultät und zum Convict in Bonn, freie Aus⸗ 
übung der Episcopalgewalt, beſonders ungehinderte Handhabung 
der kirchlichen Disciplin, Beſetzung der erledigten Canonicate an 
der Domkirche, Gehalt und Wohnungsverhältniſſe des Coadjutors, 
deſſen Amtsantritt, Zurücknahme des Publicandums vom 20. No- 
vember 1837 u. ſ. w. 

Vorzüglich wünſchte Geiſſel, daß Clemens Auguſt ihn in 
ſein Amt einführe und bei dieſer Gelegenheit einen Hirtenbrief 
an ſeine Erzdiöceſanen erlaſſe, in welchem er ſeine Zuſtimmung 
zu den vom apoſtoliſchen Stuhl getroffenen Anordnungen ausz 
drücklich erkläre und zum Gehorſam gegen den Coadjutor er— 
mahne. Es ſchien ihm dieſes aus einem zweifachen Grunde 
nothwendig. Erſtens ſollte hiedurch dem Erzbiſchof eine „Satis⸗ 
faction“ für die erlittenen Unbilden gegeben und zweitens dem 
Coadjutor ‚das Vertrauen“ der Erzdiöceſanen erworben werden; 
denn es war die Zahl der Katholiken der Erzdiöceſe, welche die 
Reſtitution ihres Erzbiſchofs wünſchten und deshalb dem Coad— 
jutor mit Mißtrauen entgegenkamen, gar nicht gering. Dieſer 
Gefahr ſollte durch Erlaß eines Hirtenbriefes von Seiten des 
Erzbiſchofs vorgebeugt werden; denn „dadurch würden die zwei— 
felnden Gemüther beruhigt, alle weitere Kritik zum Schweigen 
gebracht und ſogar der letzte Scheingrund einer Widerrede beſei- 
tigt.“ So begründet dieſe Forderung war, ſo erhob doch Graf 
Brühl große Schwierigkeiten und machte namentlich geltend, 
daß die ganze Sache durch den apoſtoliſchen Stuhl zu Ende 
gebracht ſei und es ſonach weder einer Inſtallation, noch 
eines Hirtenbriefes, noch überhaupt einer weiteren Mitwirkung 
von Seiten des Herrn Erzbiſchofes bedürfe, welche Rom nicht 
wolle und das Gouvernement nicht zugebe“ !. Geiſſel trug nun 
dem Nuntius Viale Prela ſeine Bedenken vor. Der heilige Stuhl 
ging auf ſeinen Wunſch ein und ſtellte in Berlin die Bedingung, 
daß der Erzbiſchof den Coadjutor durch einen Hirtenbrief in ſein 
neues Amt einführe. Um die preußiſche Regierung in dieſem 
Punkte zur Nachgiebigkeit zu bewegen, ſetzte Geiſſel mittels 
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Schreiben vom 12. Dezember dem Grafen v. Brühl noch einmal 
die Gründe auseinander, daß der Erlaß eines ſolchen Hirten- 
briefes nicht allein ihm „in hohem Grade erwünſchlich ſei“, ſon— 
dern auch „in dem wohlverſtandenen Intereſſe des Gouvernements 
ſelbſt liege“ und „weder einen Nachtheil noch eine Inconvenienz 
für dasſelbe mit ſich führe.“ Die preußiſche Regierung erklärte 
ſich ſchließlich mit dieſem Vorſchlage einverſtanden und Geiſſel 
hatte nun die Aufgabe, die bezüglichen Verhandlungen mit Cle— 
mens Auguſt zu führen. 

Nachdem dieſe Angelegenheit mit der Regierung erledigt 
war, trat der Coadjutor die Reiſe nach Berlin an, um dem Kö— 
nige den Huldigungseid zu leiſten und die noch unerledigten 
Punkte zu ordnen. Vorerſt aber wollte er dem Erzbiſchofe einen 
Beſuch machen, „um mehrere Punkte“ mit demſelben zu beſprechen 
und auch die Frage wegen des Hirtenbriefs zu ordnen. Er nahm 
deshalb ſeinen Weg nach Berlin über Münſter, wo er am 
23. Dezember eintraf. Am folgenden Tage wurde er von Cle— 
mens Auguſt empfangen. Es waren „zwei in Geſinnung und 
Ziel“ ganz und gar einige, „in Form und Character aber ver— 
ſchiedene Perſönlichkeiten.“ „Auf der einen Seite“, ſchreibt Weih— 
biſchof Baudri!, Clemens Auguſt, dieſer Held des Glaubens, 
ſtark und zähe wie die Eiche ſeiner Heimat, unerſchüttert und un- 
beirrt durch die Strömungen der Zeit, tief und feſtwurzelnd in 
dem ewigen Grunde ſeines Glaubens; auf der anderen Seite 
Johannes v. Geiſſel, nicht minder ſtark und feſt im Glauben, ein 
feiner, tiefblickender Geiſt, ausgerüſtet mit den ſchönſten Gaben 
echtchriſtlicher Bildung, gewandt und im Verkehr und Umgang 
gewinnend; beide treue Söhne der heiligen katholiſchen Kirche 
voll Seeleneifer und Opfermuth, aber ſich äußernd in verſchie— 
denen Formen und Sinnes weiſen.“ 

Aber die Schwierigkeiten dieſer Verhandlungen lagen weniger 
in dem Character der beiden Prälaten, als vielmehr in den Ge— 
genſtänden, welche ſie mit einander zu ordnen hatten. Vornehm— 
lich war es der Erlaß eines Hirtenbriefes von Seiten des Erz— 
biſchofes, welchem ſich große Hinderniſſe entgegen ſtellten. Cle— 
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mens Auguſt war dazu bereit, verlangte aber mit Recht als un— 
erläßliche Bedingung zuerſt die officielle Zurücknahme des Publi⸗ 
candums vom 15. November 1837. Dieſer Forderung war ſchon 
Friedrich Wilhelm IV. durch ſeinen Brief wan den Erzbiſchof vom 
15. Oktober 1841 theilweiſe nachgekommen, indem er darin er— 
klärte, daß der Gedanke“, derſelbe „habe an politiſch-revolutio— 
nären Umtrieben Theil genommen, von ihm nie getheilt worden 
ſei“, und ihm die Verſicherung“ gab, daß ſich nirgends der ge— 
ringſte gegründete Anlaß zu dem Verdachte fände“, daß der Erz— 
biſchof „die Würde ſeiner Stellung und ſeines Amtes zur Beför— 
derung politiſch⸗revolutionärer Umtriebe, oder wiſſentlichen Ver— 
bindung mit Perſonen, die ſolche Zwecke verfolgten, gemißbraucht 
habe“; allein Clemens Auguſt war damit noch nicht zufrieden ge— 
ſtellt und verlangte einen officiellen Widerruf des Publicandums 
und zwar „im Einzelnen, Punkt für Punkt.“ Doch gab er ſchließ— 
lich den eindringlichen Vorſtellungen Geiſſels nach und wollte ſich 
mit einem Widerruf „in allgemeinen Ausdrücken“, z. B. das 
Publicandum von 1837 wird in allen ſeinen Theilen widerrufen“, 
begnügen. Die übrigen Punkte, welche Gegenſtand der Beſpre— 
chung bildeten, wurden leichter geordnet. Der Zweck der Reiſe 
Geiſſels nach Münſter war damit erreicht und wenn auch ſein 
Empfang bei Clemens Auguſt anfangs „kalt“ geweſen und die 
Unterhandlungen ganz reſultatlos zu verlaufen drohten, ſo ſchie— 
den die beiden verdienſtvollen Kirchenoberen in Liebe von ein— 
ander und Clemens Auguſt ſprach beim Abſchied, die Hand ſeines 
Coadjutors ergreifend, zu demſelben: „Ich freue mich, Ihre Be— 
kanntſchaft gemacht zu haben; gehen Sie nach Berlin und halten 
Sie feſt. Gott begleite Sie; ich werde für Sie beten“?. 

Mit dem „Segen“ des Erzbiſchofs ausgerüſtet, ſetzte Geiſſel 
ſeine Reiſe nach Berlin fort, wo er am 30. Dezember ankam. 
Eine wichtige und mühevolle Arbeit harrte ſeiner. Vom König 
ſehr wohlwollend empfangen, trat er alsbald mit dem Miniſter 
der geiſtlichen Angelegenheiten, v. Eichhorn, wegen der noch 
unerledigten Punkte in Unterhandlungen, welche zu einem be⸗ 
1 Er steht in: Die kirchl. Zuſtände x. S. 94 f. 
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friedigenden Reſultate führten. Sie betrafen vornehmlich die 
Verwaltung und Leitung des Klerikalſeminars, ſowie die Auf— 
nahme und Ordination der Candidaten der Theologie, die er⸗ 
forderliche Mitwirkung bei Anſtellung von Profeſſoren der 
Theologie in Bonn, Religionslehrern an Gymnaſien und Schul⸗ 
lehrerſeminarien und die Einholung der canoniſchen Miſſion vor 
Antritt ihres Lehramtes, die Handhabung der geiſtlichen Dis— 
ciplin nach den canoniſchen Vorſchriften, die gemiſchten Ehen, die 
Hermeſianer, die Beſetzung der Stellen im Domcapitel und der 
Pfarreien. So weit dieſe Gegenſtände nicht ſchon durch die Ver— 
einbarung mit Rom geordnet waren, fanden die Wünſche des 
Coadjutors bereitwilliges Gehör. Die größte Schwierigkeit bot 
die Zurücknahme des Publicandums und der Erlaß eines Hirten— 
briefes ſeitens des Erzbiſchofs Clemens Auguſt. Aber auch dieſe 
wurde glücklich überwunden !. 

Der Coadjutor, welcher am 11. Januar 1842 den Homagial⸗ 
eid geleiſtet und hierauf die Rückreiſe nach Speyer angetreten 
hatte, glaubte nun alle Hinderniſſe, welche ſeiner Ueberſiedelung 
nach Köln entgegen ſtanden, beſeitigt. Allein er fand ſich ge— 
täuſcht. Die Regierung verzögerte die officielle Zurücknahme des 
Publicandums und Clemens Auguſt weigerte ſich mit Recht, vor 
derſelben einen Hirtenbrief zu erlaſſen. Das inzwiſchen von der 
Staatszeitung veröffentlichte Schreiben des Königs vom 15. Ok— 
tober 1841 genügte ihm natürlich nicht. Der Coadjutor wollte 
aber ſein Amt nicht antreten, ohne im Beſitz des erzbiſchöflichen 
Hirtenſchreibens zu ſein, welches unter demſelben Datum wie 
ſein Antrittshirtenbrief veröffentlicht werden ſollte. Clemens 
Auguſt aber mißtrauiſch gegen die Regierung wollte zuerſt die 
Zurücknahme des Publicandums vom 15. November 1837 und 
das neue Publicandum ſehen“, ehe er ſein „‚Rundſchreiben vom 
Stapel laſſe“ e. Und dabei verharrte er auch trotz der Bitten 
ſeines Coadjutors. 

Dieſer mußte unter ſolchen Umſtänden wohl auf das gleich— 
zeitige Erſcheinen der beiden Hirtenbriefe verzichten, durfte ſich 
aber der ſicheren Hoffnung hingeben, daß Clemens Auguſt den 

Die kirchl. Zuſtände x. S. 91 f. 
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Erlaß ſeines Rundſchreibens nur um einige Tage verzögern 
würde, da die Regierung mit der officiellen Mittheilung des 
Amtsantrittes des Coadjutors und zwar in demſelben Ausſchrei— 
ben das Publicandum zurücknehmen wollte. Er traf deshalb, 
nachdem er den Domdecan Weis zu ſeinem Nachfolger in 
Speyer dem Könige Ludwig J. empfohlen hatte, die Veranſtal— 
tungen ſeines Ueberzuges in die rheiniſche Metropole und gab 
davon ſowohl der Regierung wie dem Domcapitel und dem Ge— 
neralvicariate in Köln Nachricht. 

Die Verhandlungen wegen der Aufſtellung eines Coadjutors 
für Clemens Auguſt waren aus ſehr begreiflichen Gründen ohne 
Mitwirkung des Domcapitels von Köln geführt worden. Erſt 
nach Abſchluß derſelben erfolgte die Mittheilung von der Ernen— 
nung Geiſſels zum Coadjutor des Erzbiſchofs mit dem Rechte der 
Nachfolge und zum apoſtoliſchen Adminiſtrator der Diöceſe an 
die genannte Körperſchaft von Seiten Geiſſels und des Oberprä— 
ſidenten v. Bodelſchwingh. Beide Schreiben! find vom 12. Fe⸗ 
bruar 1842 datirt. Das Regierungsſchreiben ſpricht dem Dom— 
capitel die Anerkennung für ſein bisher bewieſenes Beſtreben, 
ein friedliches Einvernehmen zwiſchen Staat und Kirche zu er— 
halten“ aus und knüpft daran die Erwartung, daß es ſich „der 
um des Friedens der Kirche willen herbeigeführten Maßregel 
willig fügen werde“, mit der „Verſicherung, dadurch ſolle das 
durch die Bulle De salute animarum den Domcapiteln ertheilte 
Wahlrecht für künftige Fälle in keiner Weiſe geſchmälert werden.“ 
Am 15. Februar hielt das Domcapitel eine Sitzung, deren Pro— 
tocoll? in Abſchrift dem Oberpräſidenten zugeſtellt wurde. Die 
verſammelten Domherren erkennen die „vollendete Thatſache“ an, 
drücken ihre Dankbarkeit für die „Anerkennung“ ihres „pflicht 
treuen Benehmens“ und „das allergnädigſt geäußerte Vertrauen“ 
des Königs aus, welches ihnen um ſo weniger gleichgiltig ſein 
könne, als der wohlthätige und erheiternde Eindruck, welchen die 
gleichartigen allergnädigſten Aeußerungen des hochſeligen Königs 
Majeſtät auf ſie in trüben Tagen gemacht, noch in dankbarer 
Erinnerung fortlebe“, und ſprechen noch „eine Verwahrung ihres 
1 Diplom. Corresp. S. 329 f. 
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Rechtes“ der Wahl des Erzbiſchofs aus. Dem Coadjutor ſandte 
das Domcapitel ſchriftlich ſeine Glückwünſche und verſicherte den— 
ſelben ſeiner Treue und Unterſtützung. 

Als Tag ſeines Eintreffens in Köln hatte Geiſſel den 
3. März beſtimmt, wovon er dem Oberpräſidenten, Domcapitel 
und Generalvicariat Nachricht gab. Am 4. März legte er dem 
verſammelten Capitel das Original des päpſtlichen Ernennungs⸗ 
breve vor und übernahm die Verwaltung der Erzdiöceſe. Seinen 
Amtsantritt zeigte er durch einen Hirtenbrief! dem Klerus und 
dem gläubigen Volke an. An dem nämlichen Tage, 4. März, 
wurde die Ernennung Geiſſels zum Coadjutor des Erzbiſchofs 
Clemens Auguſt und apoſtoliſchen Adminiſtrator der Erzdiöceſe 
durch die Regierung bekannt gemacht und das Publicandum „in 
allen ſeinen Theilen“ officiell zurückgenommen 2. Nun zögerte der 
ruhmvolle Bekenner Clemens Auguſt nicht länger und erließ am 
9. März ein kurzes Hirtenſchreiben?, worin er ſich der „ſeitens 
des Oberhauptes der Kirche getroffenen Maßregel unterwirft', 
und ſeine Erzdiöceſanen zum Gehorſam gegen den Coadjutor er— 
mahnt, während er ſelbſt ſeinerſeits, „ſo viel ſeine Schwachheit 
geſtatte, dem Moſes, dem treuen Freunde Gottes, nachahmend, 
ſeine Hände für ſie betend zum Himmel erheben werde.“ Der 
Miniſter v. Eichhorn ſprach dem neuen Adminiſtrator am 
20. März ſeine Glückwünſche aus, und auch König Friedrich 
Wilhelm IV. erfreute ihn durch ein Schreiben vom 30. März. 
Aber auch das Domcapitel erhielt ein königliches Schreiben! vom 
13. März mit der Verſicherung ‚des beſonders gnädigen Wohl— 
gefallens“ und „der landes väterlichen Huld.“ Am 14. Mai ver⸗ 
lieh Papſt Gregor XVI. dem Coadjutor den Titel eines Erz— 
biſchos von Ikonium i. p., wodurch fein bisheriges Bisthum in 
Erledigung kam. 

Es war Clemens Auguſt freigeſtellt worden, nach der In— 
ſtallation ſeines Coadjutors in ſeine erzbiſchöfliche Reſidenz zu— 
rückzukehren und auch Pontificalhandlungen vorzunehmen. Nur 
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die Betheiligung an der Regierung der Erzdiöceſe war ihm un— 
terſagt. Der edle Dulder zog es aber vor, ſeinen bleibenden 
Aufenthalt in Münſter zu nehmen, wo er ſeine noch übrigen 
Lebenstage verbrachte, dem Gebete und Werken der Nächſtenliebe 
ſich widmend. Sein erzbiſchöfliches Palais überließ er ſeinem 
Coadjutor zur Wohnung. Er ſelbſt betrat Köln nicht mehr. 
Auch nahm er nicht den geringſten Antheil an der Verwaltung 
der Erzdiöceſe. Als Geiſſel ihn bat, „ihm wenigſtens zu erlau— 
ben, ſich in wichtigen Geſchäften an ihn zu wenden, um ſeine 
Unterweiſungen und guten Rathſchläge zu hören“, erwiderte er 
demſelben: „Ich mache Ihnen die ausdrückliche Bedingung, daß 
Sie mir niemals von Geſchäften ſprechen oder darüber ſchreiben. 
Sie werden niemals eine Antwort erhalten“ !. 

Ganz unerwartet erſchien im Jahre 1843 die Schrift: 
Ueber den Frieden unter der Kirche und den Staaten nebjt 
Bemerkungen über die bekannte Berliner Darlegung“ aus der 
Feder des Erzbiſchofs, in welcher er die hier einſchlägigen Fra— 
gen über die beiderſeitigen Rechte erörtert und einige ſachliche 
Irrthümer und falſche Angaben in der officiellen preußiſchen 
Staatsſchrift berichtigt. Im Sommer des folgenden Jahres trat 
er ſeine Reiſe nach Rom an. Er berührte auf derſelben ſeine 
Metropole, nahm aber ſein Nachtquartier in dem gegenüber lie— 
genden Deutz, ohne ſeinem Coadjutor Nachricht von ſeiner An⸗ 
kunft zu geben. Papſt Gregor XVI. empfing den heldenmüthigen 
Bekenner mit hoher Auszeichnung und machte ihm ſogar einen 
Beſuch in deſſen Wohnung, was der Papſt in der Regel nur 
bei ſouveränen Fürſten zu thun pflegt. Auch das Collegium der 
Cardinäle gab ihm vielfache Beweiſe ſeiner Verehrung. Die ihm 
vom heiligen Vater angebotene Cardinalswürde lehnte er dankend 
ab. Im Oktober verließ Clemens Auguſt die ewige Stadt wie— 
der, um in Münſter einem Gotte zu dienen und ſich auf den 
Tod vorzubereiten.“ An dem großartigen Feſte zu Ehren des 
fünfzigjährigen Biſchofsjubiläums ſeines Bruders Max, 6. Sep⸗ 
tember 1845, zu welchem zwölf Biſchöfe, unter ihnen Geiſſel, 
und 600 —700 Geiſtliche erſchienen, konnte er keinen Antheil 
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nehmen. Er lag bereits auf dem Krankenbette, das ſein Sterbe— 
bett werden ſollte, und konnte nur den Segen der anweſenden 
Biſchöfe empfangen, die er wiederum ſegnete. Am 19. Oktober 
verſchied er ohne Todeskampf. Seine Leiche wurde im Dome zu 
Münſter am 23. Oktober feierlich beigeſetzt. Am 24. November 
feierte Papſt Gregor XVI. in einer Allocution! das Andenken des 
großen Todten, welcher mit einer ganz einzigen Fürſorge für die 
Reinheit der Lehre und die Pflege einer wahren Frömmigkeit, 
‚den glühendſten Eifer für die Religion, die größte Standhaftigkeit 
und die höchſte Weltverachtung verband“, und „,mit unbeſiegter 
Feſtigkeit die Reinheit der katholiſchen Religion und der kirch— 
lichen Disciplin auch in den größten Bedrängniſſen vertheidigte“, 
und „durch den Glanz ſeiner Tugenden ein Schauſpiel für die 
Welt, die Engel und die Menſchen geworden iſt.“ 


Sechsundzwanzigſtes Kapitel. 


Die gemiſchten Ehen in Bayern. Domvicar Wittmann in Regensburg. Verhalten 
der Viſchöfe. König Ludwig I. Neſcript des Miniſters von Armansperg 1827. Die 
Ehe des Baron Thon-Dittmer in Regensburg. Tandtagsverhandlungen hierüber. 
Kämpfe in der Didcele Regensburg. Der Tandtagsabſchied von 1831. Das Winifte- 
rium Wallerſtein. Sein Verfahren bezüglich der gemiſchten Chen. Benehmen des 
Episcopates. Päpſtliches Breve vom 27. Mai 1832. Neue Pläne des Miniſters. Die 
Tandſtände vom Jahre 1834. Gemeinſchaftliche Eingabe der Riſchöfe an den heiligen 
Stuhl. Die Inſtruction Bernetti's vom 12. September 1834. Beilegung des Streites. 


Nicht ſo geräuſchvoll wie in Preußen aber nicht weniger 
ernſt wurden die Streitigkeiten über die leidigen gemiſchten Ehen 
in den anderen deutſchen Bundesſtaaten geführt. 

Eine Verordnung des Kurfürſten Maximilian Joſeph von 
Bayern? vom 18. Mai 1803 erlaubte die gemiſchten Ehen 
und den Abſchluß von Eheverträgen mit proteſtantiſcher Kinder— 
erziehung „in Folge der in den Erblanden eingeführten Tole— 
rang’ und überließ es den Brautleuten, ſich von dem katholi— 
ſchen, oder von dem proteſtantiſchen Pfarrer trauen zu laſſen. 

1 Roskoviny, De matr. mixtis II, p. 185 sqq. Katholik 1845, S. 614 ff. 
Hiſt.⸗pol. Bl. Bd. 17, S. 1 Ff. 
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Eine Nöthigung der betreffenden Pfarrer, die ihnen angeſonnene 
Trauung vorzunehmen, war durch dieſen Erlaß nicht ausgeſpro— 
chen, und der Kurfürſt erklärte dies ausdrücklich in ſeinem durch 
einen Conflict des biſchöflichen Ordinariates von Regensburg mit 
der Landesregierung veranlaßten Ediet vom 3. April 1804 mit 
den Worten, er ſei niemals der Meinung geweſen, daß die 
Pfarrer des einen oder des anderen Theiles zur Einſegnung 
ſolcher Ehen gezwungen werden ſollten“, oder „den Verträgen der 
Eltern über die Erziehung ihrer Kinder in Rückſicht ihrer Re— 
ligion Bedingungen vorzuſchreiben“ !. Dieſe Beſtimmungen wurden! 
aber durch ein neues Edict? vom 25. September 1814 theil⸗ 
weiſe wieder aufgehoben, indem dasſelbe es „der freien Wahl der 
Verlobten“ verſchiedener Religion anheimſtellte, die Trauung 
vom Pfarrer des Bräutigams oder der Braut vollziehen zu 
laſſen“, zugleich aber verfügte, daß „der nicht trauende Pfarrer 
den Entlaſſungsſchein gegen die herkömmlichen Gebühren niemals 
zu verweigern habe.“ Hiedurch wurde alſo der katholiſche Pfar— 
rer gezwungen, zum Abſchluſſe gemiſchter Ehen, welchen die 
kirchliche Einſegnung verweigert werden mußte, in ſofern mitzu— 
wirken, als er die Proclamationen vornehmen und die Dimiſſo— 
rialien ausſtellen ſollte. Dies verſtieß aber gegen die kirchlichen 
Grundſätze und war zugleich eine Verletzung der geſetzlich aus— 
geſprochenen Parität. 

Leider verſäumten die damaligen Diöceſanobern, eine Ver⸗ 
einbarung bezüglich ihrer Stellung zur beſagten Verordnung zu 
treffen und eine gemeinſame Verordnung über die gemiſchten 
Ehen, reſp. die Theilnahme des Klerus an deren Abſchluſſe zu 
erlaſſen. Die ganze, ſo überaus wichtige und folgenreiche An— 
gelegenheit blieb vielmehr in den meiſten Diöceſen dem Ermeſſen 
der einzelnen Pfarrer überlaſſen, wodurch nothwendig eine ver— 
ſchiedenartige Praxis ſich geſtalten mußte. Im Allgemeinen 
unterwarfen ſich die Geiſtlichen der königlichen Verordnung, für 
welche auch die Landesregierungen ihr Anſehen geltend machten 
und in vielen Fällen durch Drohungen und Anwendung anderer 
Mittel erreichten, was Ueberredung allein nicht vermocht hätte. 


1 Das Recht der Kirche S. 223 f. 
2 Roskovdny, II, p. 118. Das Recht S. 225. 
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Manche Seelſorger hielten an den kirchlichen Grundſätzen 
feſt. Zu ihnen gehörte namentlich der Domvicar und ſpätere 
Biſchof Dr. Wittmann von Regensburg, deſſen Conflict? mit 
der Regierung eine beſondere Beachtung verdient. 

Der eifrige Prieſter weigerte ſich, gemiſchte Ehen zu pro— 
clamiren und Ledigſcheine an den proteſtantiſchen Pfarrer aus- 
zuſtellen, und ſegnete auch gemiſchte Ehen ohne Aufgebot und 
Entlaſſungsſchein von Seiten des proteſtantiſchen Pfarrers ein, 
wenn die Erziehung aller Kinder in der katholiſchen Religion 
verbürgt war. Von der Landesregierung auf Antrag des prote— 
ſtantiſchen Pfarramts wegen ſeines Ungehorſams gegen die aller- 
höchſte Verordnung“ zur Rechenſchaft gezogen und mit Strafen 
bedroht, antwortete er ernſt und würdig und fand auch bei 
ſeinem Ordinariate Schutz. Da Wittmann ſich in ſeinem Ver⸗ 
halten nicht beirren ließ, wurde er in Strafe von fünfzehn Gul- 
den genommen. Das Ordinariat aber, welches ſchließlich die 
Strafe für ihn erlegte, wandte ſich nach Rom. Der heilige 
Stuhl erneuerte nun am 28. März 1819 das Verbot der 
gemiſchten Ehen und unterſagte durchaus die Ausſtellung von 
Entlaſſungsſcheinen, welche er als geiſtliche Sache erklärte. Die 
Regierung war über dieſe „ganz ungeeignete Inſtructionseinho⸗ 
lung“ ſehr ungehalten, ſtand aber doch von weiteren Verationen 
Wittmanns ab, und das Ordinariat eröffnete am 26. Juni 1822 
dem Kreis- und Stadtgerichtsrath, Director v. Vergé, daß 
kein katholiſcher Geiſtlicher am Abſchluſſe gemiſchter Ehen mit— 
wirken dürfe, wenn nicht die katholiſche Erziehung der Kinder 
zugeſichert ſei.“ Von nun an wurde Wittmann nicht weiter be— 
helligt. 

Obſchon das Concordat Art. 12 die Eheſachen der Cogni— 
tion der geiſtlichen Behörden überließ, ſo dauerten doch die Wir— 
ren über die gemiſchten Ehen fort, indem die Regierung, welche 
durch Art. 3 des der Verfaſſung beigegebenen Ediets über die 
äußeren Rechtsverhältniſſe der Religionsgemeinſchaften in die 
Rechte der Kirche eingriff, den katholiſchen Klerus nöthigen wollte, 
bei proteſtantiſchen Trauungen Entlaſſungsſcheine auszuſtellen, 


1 Das Recht S. 225 ff. 
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ſogar in einem Falle die Forderung der katholiſchen Kinder— 
erziehung durch einen Pfarrer als conſtitutionswidrig erklärte. 
Die ungleiche Behandlung gemiſchter Ehen dauerte fort. In 
einigen Diöceſen wurde ſogar die katholiſche Trauung ſolcher 
Ehen zugeſtanden, wenn nur nicht alle Kinder proteſtantiſch wur- 
den, ſondern eine Theilung nach dem Geſchlechte ſtattfand. Sehr 
weit in ſeinen Conceſſionen ging Biſchof Matthäus v. Chane 
delle in Speyer . 

Um unangenehme Conflicte mit der Regierung zu vermeiden, 
richteten die beiden Erzbiſchöfe nebſt den Biſchöfen von Regens⸗ 
burg, Eichſtätt und Paſſau am 28. Auguſt 1825 an den apo⸗ 
ſtoliſchen Stuhl die Bitte, in Anbetracht der beſtehenden Ver- 
hältniſſe und zur Vermeidung größerer Uebel, in beſonders 
ſchwierigen und dringenden Fällen zu geſtatten, gemiſchten Ehen 
zu aſſiſtiren, wenn auch ſämmtliche Kinder proteſtantiſch erzogen 
würden, und fügten noch am Schluſſe bei, daß, im Falle keine 
Antwort von Rom eintreffe, ſie ſich für ermächtigt betrachteten, 
in einzelnen Fällen dieſe Praxis befolgen zu dürfen. Der Biſchof 
von Würzburg und der jo nachgiebige Biſchof von Speyer ver- 
weigerten ihre Unterſchrift und kritiſirten ſcharf die Eingabe 
ihrer biſchöflichen Amtsbrüder, welche ſie als zum Indifferentis⸗ 
mus führend bezeichneten. Beſonderen Anſtoß aber nahmen ſie 
an dem eben erwähnten Schlußſatze. Ein nochmaliger Verſuch 
ihres Metropoliten, des Erzbiſchofs v. Fraunburg von Bamberg, 
ſeine beiden Suffraganen zur Unterſchrift zu bewegen, ſchlug 
ebenfalls fehl ?. 

Welche Entſcheidung der heilige Stuhl den Petenten ertheilt 
hat, iſt unbekannt. Sicher ging er auf ihre Forderungen nicht 
ein; denn am 30. März 1827 erging ein von Armansperg un- 
terzeichnetes Reſeript? an die beiden Erzbiſchöfe, worin er er- 
wähnt, daß mehrere erzbiſchöfliche und biſchöfliche Ordinariate 
den katholiſchen Pfarrämtern „die Weiſung ertheilt hätten“, bei 
gemiſchten Ehen ohne Garantie der katholiſchen Kindererziehung 
„nicht nur die Copulation nach katholiſchem Ritus, ſondern auch 

1 Remling, Neuere Geſch. d. Biſch. von Speyer S. 275 ff. 


2 Roskovdny IV, p. 100 sqq. 
eV. p. 108. 
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die Proclamation und die Dimifjorialien’ zu verweigern, dieſes 
„Verfahren“ als weder „mit dem Geiſte der chriſtlichen Duldung, 
noch „den in allen deutſchen Staaten beachteten Grundſätzen über— 
einſtimmend“ bezeichnet und die Erwartung ausſpricht, daß die 
kirchlichen Oberhirten „die den gegenſeitigen Verhältniſſen der 
drei chriſtlichen Religionsparteien in Bayern entſprechenden An⸗ 
ordnungen treffen, oder, wenn dagegen Anſtände obwalten ſollten, 
die geeigneten Vorſchläge zur Beſeitigung derſelben machen 
würden.“ 

Auf dieſes Schreiben des Miniſters erwiderten die Biſchöfe, 
daß ſie nicht befugt ſeien, von den päpſtlichen Vorſchriften abzu⸗ 
gehen, und der Erzbiſchof von München erklärte in einer Vorſtel⸗ 
lung an den König, daß den Biſchöfen nicht zugemuthet werden 
könne, Vorſchläge zu einer Abänderung ſelbſt zu machen, weil 
die päpſtlichen Verordnungen in der Lehre und in den unwandel— 
baren Grundſätzen der katholiſchen Kirche gegründet ſeien“; und 
zugleich bat er ihn, „dem Staatsminiſterium die Weiſung zu 
geben, ihn in Zukunft mit ſolchen Zumuthungen zu verſchonen.“ 
Den Vorwurf des Miniſters aber wies er mit den Worten zu— 
rück, „da Chriſtus ein eigenes Lehramt eingeſetzt habe, können 
nur die Biſchöfe beſtimmen, was mit dem Geiſte des Chriften- 
thums übereinſtimme oder nicht, wie denn auch ein Chriſt noch 
nie bei einer weltlichen hohen oder allerhöchſten Stelle ange— 
fragt, ob dieſes oder jenes nach der Lehre des Chriſtenthums 
Sünde oder nicht Sünde fei. . . Eine mehr beleidigende Sottiſe 
könne ein Miniſter einem Erzbiſchof gar nicht anthun, als zu 
ſagen: „Dein Verfahren iſt mit dem Geiſte der chriſtlichen 
Duldung nicht übereinſtimmend'; denn fie treffe nicht die Per— 
ſon, ſondern den Erzbiſchof und ſeine hohe Würde. Er bitte 
daher Se. Majeſtät, das Staatsminiſterium anzuweiſen, derglei- 
chen Beleidigungen zukünftig zu vermeiden“ 1. Damit beruhte die 
Sache vorläufig, bis ein Vorfall in Regensburg den Streit neu 
anfachte und ihm eine größere Ausdehnung gab. 

Ein Ausſchreiben des Miniſteriums an die Kreisämter und 
an die biſchöflichen Ordinariate vom 16. Juni 1830 erklärte 


1 Das Recht ꝛc. S. 229 f. 
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nämlich, daß die Pfarrer, „wenn ſich Perſonen verſchiedener Re— 
ligion zur ehelichen Einſegnung meldeten, nicht befugt ſeien, von 
dem proteſtantiſchen Theile einen Revers über die Erziehung der 
Kinder in der katholiſchen Religion zu verlangen, ſondern ſich 
darauf zu beſchränken hätten, die hinſichtlich der gemiſchten Ehen 
getroffene gerichtliche Uebereinkunft, im Falle nämlich eine ſolche 
beſtehe, oder von den Brautleuten abgeſchloſſen worden, ſich vor- 
legen zu laſſen, und eine beglaubigte Abſchrift derſelben zu den 
Pfarracten zu legen.“ Dieſe Verordnung verletzte die Rechte der 
katholiſchen Kirche, welche, ohne das Grundprincip ihrer Exiſtenz 
zu zerſtören und ſich ſelbſt aufzugeben, keiner gemiſchten Ehe die 
Trauung gewähren kann, wenn nicht alle Kinder in der katholi⸗ 
ſchen Religion erzogen werden. Als daher im Oktober 1830 der 
proteſtantiſche Baron Thon-Dittmer mit einer Katholikin 
einen bürgerlichen Ehevertrag abſchloß, nach welchem ſämmtliche 
Kinder proteſtantiſch erzogen werden ſollten, verbot Biſchof Sailer 
durch ſeinen Generalvicar Wittmann! ſowohl dem Pfarrer von 
St. Emmeran, Weinzierl, als auch dem Pfarrcurat von 
Nittendorf, dieſer Ehe zu aſſiſtiren, und erließ am 4. Januar 
1831 eine Verordnung an die Pfarrer, ,fiinftiqhin zwar keine 
ſchriftlichen Reverſe oder eidliche Zuſicherungen über die fatho- 
liſche Kindererziehung mehr zu verlangen“, aber auch weder durch 
Verkündigung und Entlaſſung des katholiſchen Ehetheiles, noch 
durch Trauung an einer ſolchen Ehe zu cooperiren“, wenn ihnen 
nicht eine gerichtliche Uebereinkunft der Brautleute über die 
katholiſche Kindererziehung in beglaubigter Abſchrift übergeben 
werde. Als die Landesregierung im Auftrage des Miniſteriums 
das Ordinariat wegen ſeines Circulars zur Rechenſchaft zog, er— 
folgte am 22. März eine eben ſo offene als entſchiedene Ant⸗ 
wort, in welcher die Rechte der Kirche dargelegt und das Beneh— 
men der Regierung als ein offenbares Attentat gegen die Ge— 
wiſſensfreiheit des katholiſchen Klerus“ bezeichnet wird. 

Die Eheangelegenheit Thon-Dittmers gab einem gewiſſen 
Rabl Veranlaſſung, die Frage über die gemiſchten Ehen vor 


1 Das Recht ꝛc. S. 235 ff. Mittermüller, Leben und Wirken 
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die Landſtände! zu bringen. Die Debatten wurden mit großer 
Lebhaftigkeit geführt. Einzelne Abgeordnete verſtiegen ſich ſogar 
zu dem Antrag, die katholiſchen Pfarrer durch Gewaltmaßregeln 
zur Proclamation und zur Einſegnung aller gemiſchten Ehen zu 
nöthigen, und bezeichneten die Verweigerung der Trauung als 
eine Verletzung der Conſtitution. Andere verlangten wenig- 
ſtens die Ausſtellung von Dimiſſorialien. Die katholiſchen Ab— 
geordneten, insbeſondere Pfarrer Weinzierl, und auch billig den- 
kende Proteſtanten? bewieſen die Berechtigung des Verfahrens 
mit den ſchlagendſten Gründen und widerlegten die Sophismen 
und Einwände ihrer Gegner auf's glänzendſte, und die Kammer 
ſelbſt mußte eingeſtehen, daß die Beſchwerde Rabls weder ,mate- 
riell noch formell begründet ſei.“ Nichtsdeſtoweniger ſchloß ſich 
die Majorität der Stände ihm an und ſtellte am 31. Mai 1831 
den Antrag, daß die Staatsregierung die katholiſche Geiſtlichkeit 
zur Vornahme der Proclamationen und Entlaſſung, ſowie zur 
Aſſiſtenz beim Verehelichungsacte, auch wenn die Erziehung aller 
Kinder in der katholiſchen Religion nicht zugeſagt werde, nöthi⸗ 
genfalls durch alle nach den Geſetzen zuläſſigen Mittel anhalte“, 
und „daß bei fernerem Entgegenwirken der Gehorſam für das 
Geſetz von den biſchöflichen Ordinariaten und der denſelben un⸗ 
tergeordneten Geiſtlichkeit durch das Präjudiz der unbedingten 
Temporalienſperre im Falle Bedürfens erwirkt werde“ s. Dieſem 
Beſchluſſe trat auch die erſte Kammer der Reichsräthe bei, nahm 
aber die Einſegnung“ aus 4. Die katholiſchen Pfarrer ſollten 
demnach nur zur paſſiven, nicht activen Aſſiſtenz genöthigt werden. 

Bevor dieſe Beſchlüſſe, welche ebenſo ſehr die Verfaſſung 
wie das Concordat verletzten und nach dem Urtheile des Erz— 
biſchofs von München? die katholiſche Geiſtlichkeit zwingen wollten, 
»die Geſetze ihrer Kirche zu übertreten“, und „die conftitutions- 

Verhandlungen der zweiten Ständeverſammlung des Königreichs Bayern 
im Jahre 1831. Bd. 6. 

2 3. B. von der Tann. Er bemerkte, wie man, fo bald die Gewiſ⸗ 
ſensfreiheit des einen Theiles geſchirmt werden ſoll, auch die des andern nicht 
verletzen dürfe u. ſ. w.“ 

3 Roskovdny II, p. 199. 

4 L. c. II, p. 200. 

5 L. c. II, p. 204. 
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mäßige Freiheit der katholiſchen Kirche zu verrathen und ſich zu 
Handlungen mißbrauchen zu laſſen, die dem innerſten Geiſte des 
Katholicismus geradezu widerſprechen“, der königlichen Beſtäti⸗ 
gung vorgelegt wurden, war es zu neuen Reibungen zwiſchen 
der Regierung und den biſchöflichen Behörden gekommen. 

Schon am 31. Mai, dem Tage nach der Beſchlußfaſſung der 
zweiten Kammer, wurde die Kreisregierung von Regensburg be— 
auftragt, dem biſchöflichen Ordinariat eine ‚ernſte“ Rüge wegen 
„Nichteinholung des Placet“ zu ſeiner Verordnung vom 4. Ja⸗ 
nuar zu ertheilen und die kirchliche Stelle aufzufordern, dieſelbe 
unverzüglich zurückzunehmen“, im Weigerungsfalle aber den Pfar- 
rern durch die betreffenden Polizeiſtellen bekannt zu machen, daß 
die in dem Circular enthaltenen Anordnungen nicht befolgt wer— 
den dürften. Die frühere Berufung des Ordinariats auf die 
durch die SS. 38 und 50 des Religionsedicts den Confeſſionen 
zugeſtandene Autonomie in Ordnung ihrer inneren WAngelegen- 
heiten wird mit der Erklärung abgefertigt, daß „nach dem In⸗ 
halte“ dieſer Paragraphen „den kirchlichen Behörden nur unter 
der oberſten Staatsaufſicht die Befugniß zukommt, nach der von 
der Staatsgewalt anerkannten Verfaſſung ihrer Kirche alle inne- 
ren Kirchenangelegenheiten zu ordnen“ 1. Der ehrwürdige Biſchof 
Sailer, von ſeinem Generalvicar Wittmann kräftig unterſtützt, ver- 
weigerte entſchieden die Zurücknahme ſeiner Verordnung. Um 
aber eine gleichmäßige Praxis in allen Diöceſen herbeizuführen, 
ſetzte er ſich ſogleich in Correspondenz mit den übrigen biſchöf— 
lichen Behörden, die jedoch in ihren Anſichten über Vornahme 
von Proclamationen und Ausſtellung von Entlaſſungsſcheinen von 
einander abwichen. Auf Bitten Sailers legte deshalb der Erz— 
biſchof von München dieſe Frage dem apoſtoliſchen Stuhle zur 
Entſcheidung vor. 

Das Miniſterium ging in ſeiner Feindſeligkeit gegen die 
Kirche noch weiter. Es forderte, daß den proteſtantiſch geſchie— 
denen und wieder verehelichten Katholiken die heiligen Sacra— 
mente geſpendet würden, und drohte mit einer Geſetzesvorlage, 
wonach proteſtantiſch geſchiedene Eheleute, alſo auch Katholiken, 


1 Das Recht ꝛc. S. 257. 
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die in einer gemiſchten Ehe lebten, eine bürgerlich giltige Ehe 
eingehen könnten. Um ſo energiſcher vertheidigte Sailer die 
Rechte der Kirche! und bat in einem Briefe vom 25. Auguſt 
1831 den König, ſich nicht in Religionsſachen zu miſchen, ſon⸗ 

dern die Gewiſſensfreiheit zu ſchützen, was der edle Monarch 
auch zuſagte. 

Die Verhandlungen über die gemiſchten Ehen und die Be— 
ſchlüſſe der Stände hatten König Ludwig J. veranlaßt, durch 
ſeinen Geſandten in Rom dem heiligen Stuhl Vorſtellungen zu 
machen, um Zugeſtändniſſe zu erlangen. Der heilige Vater ging 
jedoch auf die bayeriſchen Forderungen nicht ein und der Nuntius 
theilte dem erzbiſchöflichen Ordinariat von München mit, daß „das 
gottloſe ſacrilegiſche Attentat der Kammer, welches die Freiheit für 
Alle, nur nicht für die katholiſche Kirche proclamire, Se. Heilig— 
keit nur in dem gefaßten Entſchluſſe, keine der geforderten Con— 
ceſſionen zu gewähren, beſtärkt hätte.“ Zugleich erließ der Nun— 
tius am 28. Auguſt eine Note an Armansperg, worin er die 
Folgen einer Beſtätigung der Kammerbeſchlüſſe bezüglich der ge— 
miſchten Ehen mit den Worten ſchildert, „daß die Biſchöfe ſich 
entweder der Regierung entgegenſetzen, oder den dem heiligen 
Stuhl geleiſteten Eid verletzen müßten“ und erklärt, „der Papſt 
habe ſich beſtimmt entſchieden, daß hinſichtlich der Kirchengeſetze 
über gemiſchte Ehen nichts geändert werden ſolle, was auch dem 
bayeriſchen Geſandten in Rom kund gethan worden ſei“?. 

Dieſes Auftreten des heiligen Stuhles und die Vorſtellungen 
der Biſchöfe an den König „dem Beſchluſſe der Kammern, der die 
Freiheit für alle Religionen, nur nicht für die katholiſche Kirche 
proclamire, die Sanction um ſo entſchiedener verſagen zu wollen, 
als der Beſchluß nicht blos die Verfaſſung, ſondern auch den 
Artikel XII. des Concordates auf die empörendſte Weiſe verletze 
und zu Gewiſſenloſigkeit und Treubruch, wie zum offenbaren Un- 
gehorſam gegen die Entſcheidung des heiligen Stuhles aufreize“?, 
blieben nicht ohne Einfluß auf den Monarchen, dem die Unbe— 
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gründetheit und Tragweite dieſer Beſchlüſſe nur zu ſehr einleuch— 
tete; aber auch er vermochte doch nicht den gegentheiligen Ein— 
wirkungen ſich ganz zu entziehen und entſchieden für das Recht 
der Kirche und die Freiheit der Gewiſſen einzutreten. Auf dieſe 
Weiſe kam der Landtagsabſchied vom 29. Dezember 1831 zu 
Stande. Es iſt unſer ernſter Wille“, heißt es in demſelben, 
daß bei Eingehung gemiſchter Ehen die Beſtimmungen beſtehen— 
der Geſetze über die Vornahme der Proclamation, die Ausſtel— 
lung der Dimiſſorien und die Rechte der Brautleute hinſichtlich 
der künftigen religiöſen Erziehung ihrer Kinder mit Nachdruck 
gehandhabt werden“! 1. Damit waren die Anträge der Kammern 
wohl zurückgewieſen, aber kein klarer und entſchiedener Ausſpruch 
zu Gunſten der katholiſchen Kirche gegeben. Der offene Bruch 
war freilich vermieden, der ſtille Krieg aber dauerte fort, „zu 
deſſen Führung freilich kein Mann geeigneter war als Waller- 
ſtein, der mit dem Beginne des Jahres 1832 die Verwaltung 
übernahm“. 

Schon am 30. Januar 1832 brachte ein Miniſterialerlaß 
das Verbot von Reverſen in Erinnerung und verfügte zugleich, 
daß auf Ausſtellung von Dimiſſorien und Abhaltung der Pro— 
clamationen mit aller Strenge zu halten ſei. Hierauf erging am 
20. April die Aufforderung an die Ordinariate, ihren Klerus „zu 
einem den verfaſſungsmäßigen Beſtimmungen und den Anord— 
nungen des Landtagsabſchiedes genau und vollkommen entſpre— 
chenden Benehmen anzuweiſen“, mit der Drohung, daß im ent— 
gegengeſetzten Falle „‚die Ueberlaſſung der Civilſtandsregiſter an 
die weltlichen Behörden erfolgen würde.“ Das Acetenſtück ſchloß 
mit den Worten: „Das unterzeichnete Staatsminiſterium darf 
vorausſetzen, der Biſchof von N. werde nicht ſäumen, dieſe Wei— 
ſung ungeſäumt zu erlaſſen““. 

Anſtatt gegen dieſe Inſinuationen und dieſe falſche Aus— 
legung des Landtagsabſchiedes gemeinſam aufzutreten und die 
miniſteriellen Forderungen zurückzuweiſen, ſpaltete ſich der baye— 
riſche Episcopat. Der Erzbiſchof von München-Freiſing hatte 
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ſchon vorher im Vereine mit den Biſchöfen von Regensburg und 
Paſſau bei dem heiligen Stuhle angefragt, „ob und in wiefern 
die vom Kirchenrath von Trient angeordnete Proclamation und 
Dimiſſorialien auch bei gemiſchten Ehen mit akatholiſcher Kinder— 
erziehung in Anwendung kommen dürfe oder nicht' und richteten, 
um auch die übrigen Biſchöfe zu veranlaſſen, keine Schritte zu 
thun, bis die Entſcheidung des päpſtlichen Stuhles eingetroffen 
fei, auf Anrathen Sailers! am 5. Mai ein Schreiben an Ddie- 
ſelben. Es kam leider zu ſpät. Die Biſchöfe von Würzburg und 
Speyer waren, wie wir ſchon geſehen, in ihren Conceſſionen noch 
über die miniſteriellen Forderungen hinausgegangen und der 
Erzbiſchof von Bamberg, ſowie die Biſchöfe von Augsburg und 
Eichſtätt hatten die verlangten Circulare bereits an die Pfarrer 
erlaſſen. 

Um Biſchof Sailer von ſeinen beiden Mitbiſchöfen zu tren- 
nen, brachte ein Schreiben des Miniſteriums des Innern am 
12. Mai ,die Weiſung vom 20. April mit dem Bemerken in Er⸗ 
innerung, daß man der ſchleunigſten Vorlage der auf Grund 
dieſer Weiſung getroffenen Verfügung entgegen ſehe.“ Der wür— 
dige Oberhirte lag damals auf dem Sterbebette. Niedergebeugt 
von der tödtlichen Krankheit, aber klaren Geiſtes und ungebro— 
chenen Muthes, richtete er fünf Tage vor ſeinem Tode, am 
15. Mai, ein Schreiben an König Ludwig I., worin er erklärt, 
zer halte es für ſeine heiligſte Amtspflicht, die Entſcheidung des 
kirchlichen Oberhauptes abzuwarten, und er hoffe mit Zuverſicht, 
daß Se. königliche Majeſtät nicht verlangen, noch dulden werde, 
daß ſeine durch die Staatsverfaſſung feierlich garantirte Gewiſ— 
ſensfreiheit gekränkt und ihm etwas zugemuthet werde, das ihn 
in die Nothwendigkeit verſetzen könnte, das Wort des Apoſtels: 
,obedire oportet Deo magis quam hominibus“ auf fic) anzuwen⸗ 
den“ ?. Auch die kirchlichen Oberhirten von München und Paſſau 
beantworteten die Aufforderung des Miniſteriums mit Würde 
und Entſchiedenheit. 

Das Auftreten Wallerſteins, welcher auch eine Verhandlung 
mit dem heiligen Stuhl einleitete, die aber nur die Trauung ge— 
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miſchter Ehen zum Gegenſtande haben, die Frage wegen der 
Proclamationen und Dimiſſorialien aber gar nicht berühren 
ſollte, fand nicht ungetheilten Beifall im Staatsminiſterium. Vor— 
züglich nahm man Anſtoß an dem Circular vom 20. April 1832, 
welches von der Vorausſetzung ausgeht, daß im Landtagsabſchiede 
vom 29. Dezember 1831 „die königliche Genehmigung oben er— 
wähnter ſtändiſchen Anträge ausgeſprochen worden fei’, während 
das Miniſterium des Aeußern auf eine ,deffallfige Beſchwerde 
des päpſtlichen Nuntius“ erklärt hatte, daß „Se. königliche Ma⸗ 
jeſtät den in dieſer Beziehung geſtellten Anträgen die allerhöchſte 
Genehmigung verſagt hätte.“ Letztere Behörde ſprach deshalb 
mit Hinweis auf dieſen Widerſpruch dem Miniſter des Innern 
ihr Bedauern über ſeine ohne ſcheinbaren Anlaß“ gegebene „Ver- 
fügung“ mit der Befürchtung aus, daß ,dieje zum wenigſten nicht 
zeitgemäße Verfügung die Verhandlungen mit dem apoſtoliſchen 
Stuhl ſehr erſchweren werde !. 
N Inzwiſchen war die Antwort des Papſtes auf die Vorſtel⸗ 
lungen der Biſchöfe eingetroffen. Ein päpſtliches Breve? vom 
27. Mai 1832 ſpricht aufs neue die Mißbilligung der gemiſchten 
Ehen aus, ermahnt die Geiſtlichen, die Gläubigen vor Eingehung 
ſolcher Ehen zu warnen, ſchreibt für jeden einzelnen Fall die Ein⸗ 
holung der päpſtlichen Dispenſation vor und verbietet nicht nur 
jede Aſſiſtenz, ſondern auch die Proclamationen und Ausſtellung 
von Dimiſſorien, wenn gemiſchte Brautpaare ſich weigern, die 
katholiſche Kindererziehung zu verſprechen. Die Regierung ver— 
weigerte dem Breve das Placet und forderte die Biſchöfe auf, 
dasſelbe einzuſenden. Der Augenblick war ſehr ernſt, und die 
Gefahr einer Spaltung unter den Biſchöfen lag nahe. Doch 
wurde dieſelbe durch das entſchiedene Auftreten des Erzbiſchofs 
von München, des Biſchofs von Paſſau und des Capitularvicars 
Wittmann von Regensburg glücklich beſeitigt und im November 
ein von ſämmtlichen Biſchöfen unterzeichnetes Promemoria über— 
reicht, worin fie erklären, ,fie ſeien durch feierlichen Eid ver— 
pflichtet, dieſer apoſtoliſchen Erklärung auf das gewiſſenhafteſte 
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nachzukommen, und ſehen ſich daher dringend aufgefordert, Se. 
Majeſtät zu bitten, dieſe apoſtoliſche Erklärung um ſo mehr 
aufrecht zu erhalten, als ein Dagegenhandeln von Seite der Bi— 
ſchöfe die traurigſten Folgen für Kirche und Staat nach ſich 
ziehen, das Band der Einheit zwiſchen dem Oberhaupt und ſeinen 
Dienern zerreißen, die weſenhafte Verfaſſung und hierarchiſche 
Ordnung der Kirche in ihren Fundamentalprinzipien erſchüttern, 
eine unſelige Spaltung herbeiführen, und durch das üble Bei- 
ſpiel der Biſchöfe auch die Unterthanen in der dem Könige ge— 
ſchworenen Treue wankend machen könnte und würde. Selbſt in 
dem von den Biſchöfen des Reichs an Ew. königliche Majeſtät 
geſchworenen Eide würden Allerhöchſtdieſelben keine Bürgſchaft 
ihrer Treue mehr finden können, wenn dieſelben im Stande 
wären, den Sr. päpſtlichen Heiligkeit geſchworenen Gehorſam zu 
verletzen“ 1. Dieſe entſchiedene Sprache der kirchlichen Oberhirten, 
welche in der genannten Denkſchrift ihre Forderungen auch be— 
gründeten, durchkreuzte die Pläne Wallerſteins, und er kam nun 
auf andere Mittel, ‚um die bindende Gewalt des päpſtlichen 
Schreibens aufzuheben“, und verfiel zunächſt auf die Temporalien⸗ 
ſperre als das „nächſte und ſchonendſte Mittel“, ſchließlich aber 
ließ er es bei der bloſen Drohung bewenden, um nicht neue Ver— 
wickelungen zu veranlaſſen. 

Da weder Drohungen noch Strafen zum Ziele führten, er— 
ſann Wallerſtein einen anderen Ausweg und richtete an die Bi— 
ſchöfe die vertrauliche Aufforderung ?, in einer gemeinſchaftlichen 
Eingabe den heiligen Vater um Modificationen des Breve vom 
27. Mai 1832 zu bitten. Die hohen Prälaten gingen aber nicht 
in die geſtellte Falle. Der Erzbiſchof von München ſchrieb im 
Vereine mit den Oberhirten von Regensburg und Paſſau dem 
Miniſter, „daß fie darauf nicht eingehen können, da nicht blos 
die dem bayeriſchen Geſandten in Rom ertheilten neuen Inſtrue— 
tionen, ſo wie die Baſis der Unterhandlungen unbekannt ſeien, 
ſondern ſie auch wenigſtens in den Schein des Widerſpruches 
mit der ſelbſt erbetenen Entſcheidung des heiligen Vaters fallen 
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könnten.“ Der Biſchof von Eichſtätt erklärte, wenn die Biſchöfe 
bei den obſchwebenden Verhandlungen zwiſchen der bayeriſchen 
Regierung und dem heiligen Stuhle „des erhaltenen Breve un— 
geachtet mit einer bittlichen Vorſtellung unaufgefordert“ ſich nach 
Rom wenden würden, ſo „fürchte er, daß die Schritte als ver— 
abredet betrachtet, die Biſchöfe als ungehorſame und furchtſame 
Jünger beſtraft, und die Verhandlungen abgebrochen würden.“ 
Auch die Biſchöfe von Augsburg und Würzburg lehnten ab!. 
Der Erzbiſchof von Bamberg erwiderte, daß er in einer fo wich— 
tigen Angelegenheit zur Zeit keine weiteren Schritte thue und 
ſich mit den übrigen Herren Biſchöfen an den Herrn Erzbiſchof 
von München, welcher die Entſcheidung den diplomatiſchen Ver- 
handlungen zu überlaſſen gefinnt ſei, anſchließen wolle“. Dieſe 
Verhandlungen hatten zum Theil in Folge des ungeſchickten Auf— 
tretens des Fürſten v. Wallerſtein keinen Fortgang. Inzwiſchen 
fuhr letzterer beharrlich fort, den Episcopat für ſein Project zu 
gewinnen oder eine Spaltung unter den Biſchöfen herbeizuführen 
und ſie von gemeinſamen Schritten bezüglich der Ausführung 
des päpſtlichen Breve abzuhalten. So verging das Jahr 1833, 
ohne daß die Regierung ihrem Ziele näher gekommen wäre. 
Als die Stände im Jahre 1834 wieder zuſammentraten, 
wurden die gemiſchten Ehen von neuem Gegenſtand der Debatten, 
wobei es an ſehr gehäſſigen Ausfällen gegen den katholiſchen 
Klerus nicht fehlte. Das Reſultat der Verhandlungen war der 
Regierung den Wunſch auszuſprechen, es möchte der Landtags— 
abſchied vom 29. Dezember 1831 endlich einmal vollzogen werden. 
Von neuem drang nun Fürſt Wallerſtein in die Biſchöfe, 
um ſie zu veranlaſſen, mit Berufung auf die an Oeſterreich und 
Preußen gemachten Conceſſionen den heiligen Stuhl um Milde— 
rungen des Breve vom 27. Mai 1832 anzugehen. Der Biſchof 
von Speyer zeigte ſich hiezu bereit. Auch der Erzbiſchof von 
Bamberg war nicht ganz abgeneigt, den Wunſch des Miniſters 
zu erfüllen. Dagegen weigerten ſich ſtandhaft der Erzbiſchof von 


1 A. a. O. S. 271. Biſchof Manl v. Speyer ſchilderte in einem ver⸗ 
traulichen Schreiben dem Nuntius in München die Schwierigkeit ſeiner Lage 
bezüglich der gemiſchten Ehen. (Remling, Neuere Geſchichte x. S. 423.) 

2 Das Recht ꝛc. S. 270. 


— 


396 Kap. 26. Vorſtellung der Biſchöfe an den Papſt. Inſtruction Bernetti's. 


München mit den Biſchöfen von Regensburg und Eichſtätt auf 
das ihnen geſtellte Anſinnen einzugehen. Erſt der dringenden 
Aufforderung des Königs, der ſich bereits ſelbſt an den Papſt 
gewandt hatte, an die beiden Erzbiſchöfe, daß doch durch ſämmt⸗ 
liche Biſchöfe von dem römiſchen Hof verlangt werden möchte, 
was neuerdings von demſelben den preußiſchen Biſchöfen einge- 
räumt worden“, gelang es, den Episcopat umzuſtimmen. Um die 
drohende Spaltung zu verhüten, ging der Erzbiſchof von Mün⸗ 
chen auf den Wunſch des Königs unter der Bedingung ein, daß 
dem zu erlaſſenden Schreiben die Form gegeben werde, daß es 
nur auf Verlangen des Königs erlaſſen würde.“ So kam im Juli 
1834 eine gemeinſchaftliche Vorſtellung der Biſchöfe an den heiligen 


Vater zu Stande, worin fie denſelben mit den Wünſchen Sr. Ma⸗ 


jeſtät vertraut“ machten, dahin lautend, es möge Sr. Heiligkeit 
gefallen, „den Erzbiſchöfen und Biſchöfen Bayerns das Indult 
zu geben, die Proclamationen der gemiſchten Ehen unter der Be— 
dingung zu geſtatten, daß bei ſelben des Sacramentes der Ehe 
keine Erwähnung geſchehe; außerdem noch, zwar nicht Dimiſſo⸗ 
rialien, ſondern Zeugniſſe über die geſchehene Verkündigung in 
Betreff der Freiheit der Verlobten, in denen aber das Verbot 
der Kirche auszudrücken wäre, zu geſtatten“ 1. 

Auf dieſes Schreiben erfolgte die Inſtruction? des Cardi- 
nalſtaatsſecretärs Bernetti vom 12. September 1834, durch 
welche unter ausdrücklicher Wiederholung und feierlicher Wahrung 
der im Breve vom 27. Mai 1832 ausgeſprochenen Grundſätze 
der Kirche bezüglich der gemiſchten Ehen in Anbetracht der von 
den Biſchöfen vorgebrachten Gründe und namentlich um größere 
Uebel zu verhüten, von den Cenſuren gegen Katholiken, welche 
trotz aller Belehrungen und Abmahnungen eine gemiſchte Ehe 
ohne Garantie der katholiſchen Kindererziehung ſchließen, abge— 
ſehen und nach dem Verlangen der biſchöflichen Bittſteller Pro- 
clamationen und Ausſtellung von Ledigſcheinen und im äußerſten 
Falle die paſſive Aſſiſtenz zugeſtanden wird. Dabei erklärt aber 
der heilige Vater vor Gott, daß er zu dieſer Nachgiebigkeit nur 
deshalb veranlaßt oder vielmehr gezwungen werden konnte, da— 
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mit nicht noch größere Nachtheile der katholiſchen Kirche wider— 
führen“, und ermahnt“ und beſchwörte die Biſchöfe, auf das ſorg— 
ſamſte zu wachen, daß nicht in Folge dieſer Weiſe der Behand— 
lung der gemiſchten Ehen, die unerlaubt eingegangen werden, die 
Achtung des Volkes vor den heiligen Canonen gemindert werde.“ 
Schließlich fordert er die Oberhirten und die ihnen untergeord— 
neten Seelſorger auf, die ihrer Fürſorge anvertrauten Gläubigen 
„ſowohl privatim als bei dem öffentlichen Unterrichte über die 
Lehren und Geſetze der Kirche über die gemiſchten Ehen klug 
und beharrlich zu belehren und deren Befolgung ihnen einzuſchärfen.“ 

Obſchon der heilige Stuhl durch dieſe Inſtruction den 
Wünſchen der bayeriſchen Regierung ſehr weit entgegen kam, 
entſprach ſie doch deren Erwartungen nicht vollſtändig. Vorzüg⸗ 
lich mißfiel die Erklärung, daß der Papſt, nur im Falle eine ge⸗ 
miſchte Ehe gar nicht zu verhindern ſei, alſo bedingter Weiſe, 
und nur um größere Uebel zu vermeiden, ſeine Conceſſionen ge- 
geben, namentlich aber, daß er die gemiſchten Ehen überhaupt 
als verwerflich bezeichnet und den Klerus auffordert, vor Ein— 
gehung ſolcher Verbindungen zu warnen. Das Miniſterium ver⸗ 
ordnete daher am 23. November 1834, daß die Inſtruction dem 
Klerus nicht mitgetheilt werden ſolle, da fie leicht zu Mißver— 
ſtändniſſen führen könne“ und erließ zugleich an die Biſchöfe die 
Aufforderung, gleichförmige Normen hinſichtlich der künftigen. 
Behandlung der gemiſchten Ehen zu entwerfen und zur könig— 
lichen Beſtätigung vorzulegen, wobei ihnen zugleich nahe gelegt 
wurde, ihren Klerus „ſowohl hinſichtlich ſeines Benehmens bei 
gemiſchten Ehen, als hinſichtlich der nöthigen Klugheit bei der 
Berührung dieſes Gegenſtandes in den öffentlichen Reltgionsvor- 
trägen und ſonſtigen Contracten mit einer ſolchen Inſtruction zu 
verſehen, welche alle Störungen zwiſchen den verſchiedenen Reli⸗ 
gionsparteien vorzubeugen und dem vom bayeriſchen Episcopat 
ſo ehrenvoll herbeigeführten Schritte Roms auch die erſehnte 
Folge, nämlich Einklang der weltlichen und geiſtlichen Macht und 
inniges Wechſelverhältniß der chriſtlichen Confeſſionen zu ſichern 
vermöge“ 1. Ein neues Reſeript vom 30. November ftand von 
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der königlichen Genehmigung der biſchöflichen Ausſchreiben zwar 
ab, ſprach aber den Wunſch aus, die Biſchöfe möchten denſelben 
seine ſolche Faſſung geben, welche den vertragsmäßigen Beſtim⸗ 
mungen vollkommene Anwendung ſichern und jeder unbegründeten 
Beſchwerde unbedingt vorbeuge.“ 

Dieſes Benehmen der Regierung, welche die Biſchöfe bewe— 
gen wollte, die Inſtruction Bernetti's abzuſchwächen, ihr eine 
mit deren Wortlaut in Widerſpruch ſtehende Auslegung zu geben 
und die dem Miniſterium mißliebigen Stellen zu eliminiren, ver⸗ 
zögerte den Erlaß von Paſtoralnormen ſeitens der Biſchöfe. Sie 
waren nicht gleichlautend. Entſchieden lautete das Circular des 
Biſchofs Manl von Speyer“, das jedoch wegen deſſen Erhebung 
auf den biſchöflichen Stuhl von Eichſtätt nicht verkündigt wurde. 
Um ſo nachgiebiger zeigte ſich ſein Nachfolger in Speyer, 
Richarts, ſpäter Biſchof von Augsburg, deſſen Ausſchreiben? 
über die Conceſſionen der Inſtruction weit hinausging und deren 
Beſtimmungen vielfach entgegen handelte. Die hierüber entſtan⸗ 
dene Unzufriedenheit und Oppoſition unter ſeinem Klerus ſuchte 
er vergebens durch eine Vertheidigung ſeines incorrecten Ver— 
fahrens zu beſchwichtigens. Auch die Verfügung des Erzbiſchofs 
von Bamberg trägt den Wünſchen der Regierung auf Koſten der 
Inſtruction Bernetti's Rechnung, befriedigte aber trotzdem das 
Miniſterium nicht. Ganz der päpſtlichen Vorſchrift angemeſſen 
iſt die Verordnung des Erzbiſchofs von München. 

Die großen Zugeſtändniſſe des apoſtoliſchen Stuhles, für 
deren Gewährung eigentlich kein ſchwerwiegender Grund vorlag, 
vermochten jedoch nicht, die Proteſtanten zufrieden zu ſtellen, 
und wiederholt ertönten die Klagen des proteſtantiſchen Obercon— 
ſiſtoriums in München, daß die katholiſche Kirche ‚unter dem 
Deckmantel des heiligen Rechts der Glaubens- und Gewifjens- 
freiheit die heiligſten Rechte der Proteſtanten verletze“ und „den 
Schutz des Staates für dieſe ihre Geſetze verlange“s, während 
doch umgekehrt die katholiſche Kirche nichts anderes als die in 
der Verfaſſung feierlich garantirte Gewiſſensfreiheit auch für ſich 
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in Anſpruch nahm und weit entfernt war, ihre Geſetze den Prote— 
ſtanten aufzunöthigen, das Miniſterium dagegen in ſeiner zu großen 
Connivenz gegen letztere deren ganz unberechtigte Forderungen 
unterſtützte und den katholiſchen Klerus zu Handlungen nöthigen 
wollte, die ihm ſein Gewiſſen verbot. 

Die unerquicklichen Zuſtände dauerten fort. Die Proteſtan⸗ 
ten wurden in ihren Prätenſionen immer kühner und die Regierung 
ſtellte ſich auf ihre Seite. Erſt das Kölner Ereigniß führte 
eine Wendung zum Beſſern herbei. Ein Miniſterialerlaß vom 
31. Mai 1838 überließ die Beſtimmung über die Religion der 
Kinder als eine Gewiſſensſache den Eltern und geſtattete ihnen 
das Recht, hierüber Verträge zu ſchließen und dieſelben nach 
Belieben auch abzuändern. Dieſe Beſtimmungen entſprachen den 
Grundſätzen der Conſtitution, welche gleiches Recht für Alle und 
den gleichen Schutz aller Confeſſionen ſtipulirt. 


Siebenundzwantzigſtes Kapitel. 


Die gemiſchten Ehen in Heſterreich. Einfluß der Ereigniſſe in Preußen auf den Kaifer- 
ſtaat. Auftreten der Biſchöfe. Verhalten der Tandesregierungen. Schreiben der Erz- 
biſchöfe an Papſt Gregor XVI. Breve vom 22. Mai 1841. Placetirung desſelben durch 
den Kaiſer. Erktaß an die Civil- und Militärbehörden. Die gemiſchten Ehen in der 
oberrheiniſchen Kirchenprovinz. Zuſtände in der Diöceſe Rottenburg. Maßregeln der 
Aegierung. Verhalten des Biſchofs und des Domcapitels. Einſchreiten des apoftoli- 
ſchen Stuhles. Die Conflicte in der Erzdiöceſe Freiburg. Erzbiſchof Hermann v. Bi- 
cari. Seine Correspondenz mit dem Miniſterium. Breve Gregors XVI. vom 23. März 
1846. Die Zuſtände in den übrigen Diöceſen. Kämpfe des Ordinariats von Fulda 
mit den Aegierungen von Kurheſſen und Sachſen-Weimar. Die gemiſchten Ehen in 
den Königreichen Sachſen und Hannover. 


Vor Erlaß des Toleranzpatents vom 13. September 1781 
mußten in Oeſterreich alle gemiſchten Brautpaare vor Abſchluß 
ihrer Ehe durch einen Revers ſich verpflichten, ihre zu hoffenden 
Kinder in der katholiſchen Religion erziehen zu laſſen. Dieſe Be- 
ſtimmung wurde durch beſagtes Edict aufgehoben und verfügt, daß, 
wenn der Bräutigam katholiſch ſei, alle Kinder ſeiner Religion zu 
folgen hätten, bei einem akatholiſchen Vater dagegen eine Theilung 


1 Roskovdny II, p. 406 sq. 
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nach dem Geſchlechte einzutreten hätte 1. Hierdurch ſollte jedoch 
nach dem Sinne der Verordnung und der Erklärung der Hof— 
kanzlei nur ausgeſprochen werden, daß „der Staat den afatho- 
liſchen Vater nicht zwinge, ſeine Söhne katholiſch erziehen zu 
laſſen“, keineswegs aber ſollte demſelben verwehrt werden, ſich 
hiezu bereitwillig zu verpflichten 2. Die Trauung aller gemiſchten 


Ehen oblag nach den Staatsgeſetzen den zuſtändigen katholiſchen 


— 


Pfarrern. Ob derſelbe die Einſegnung gewähren, oder nur paſ— 
ſive Aſſiſtenz leiſten wollte, blieb ſeinem Ermeſſen anheimgeſtellt 
Die ſtaatliche Geſetzgebung enthält hierüber keine Beftimmung- 
Allmälig bildete ſich aber die Praxis aus, daß die meiſten Seel— 
ſorger active Aſſiſtenz bei allen gemiſchten Ehen leiſteten, auch in 
dem Falle, daß der akatholiſche Bräutigam die katholiſche Erziehung 
ſämmtlicher Kinder nicht ausdrücklich zuſagte, und die biſchöf— 
lichen Behörden ſchwiegen zu dieſem mit den Kirchengeſetzen im 
Widerſpruch ſtehenden Mißbrauch. 

Die Ereigniſſe in Preußen übten eine heilſame Wirkung 
auch auf den Kaiſerſtaat aus. Das Gewiſſen wurde aus 
ſeinem Schlummer aufgeweckt. Die Biſchöfe konnten ein län⸗ 
geres Ignoriren oder Dulden der mißbräuchlichen Gewohnheit 
mit ihren Hirtenpflichten nicht vereinigen, und einige Ober- 
hirten erließen Cireulare an ihren Klerus, in welchen fie die 
Pfarrer ermahnen, ihre Pfarrangehörigen vor Eingehung ge— 
miſchter Ehen zu warnen und dieſelben nur unter der Bedingung 
der katholiſchen Kindererziehung einzuſegnen, im entgegengeſetzten 
Falle aber nur paſſive Aſſiſtenz zu leiſten. Die biſchöflichen 
Rundſchreibens ſtießen jedoch hie und da auf Widerſpruch von 
Seiten der betreffenden Landes- Regierungen, weshalb ſich die 
Biſchöfe an die Hofkanzlei mit dem Erſuchen wandten, dieſe Wn- 
gelegenheit durch Verhandlungen mit dem heiligen Stuhle zu 
ordnen, oder ihnen zu geſtatten, ihre Bitten und Zweifel dem 
heiligen Vater direct vortragen zu dürfen. Doch geſchah vorläufig 
weder das eine, noch das andere. Als im Jahre 1836 der Erz— 
biſchof von Salzburg mit allen ſeinen Suffraganen ſich nach Rom 

1 Roskovdny, De matr. mixtis II. p. 782. 

2 L. e. II, p. 788 sq. 

3 L. c. II, p. 789 sqq. 
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wenden wollte, um Inſtructionen über die gemiſchten Ehen zu 
erlangen, baten die Biſchöfe bei der Hofkanzlei, ſich um Inſtrue— 
tionen nach Rom wenden zu dürfen.“ Obſchon „dies doch gewiß 
joſephiniſch correct war, erfolgte doch die Erlaubniß nicht“ 1. Die 
Vorgänge in Preußen, die gewaltſame Wegführung des Erzbiſchofs 
Clemens Auguſt von Köln aus ſeiner Erzdiöceſe und die Allo— 
cution Gregors XVI. vom 10. Dezember 1837 drängten aber zu— 
letzt die öſterreichiſche Regierung, welche nur „durch die ſchonende 
Milde, womit die Geſetze bisher gehandhabt wurden“, einen „dem 
Kölner Scandal ähnlichen Conflict’ vermieden hatte, die geeigneten 
Maßregeln zu ergreifen, um ähnlichen Conflicten im Kaiſerſtaate 
noch rechtzeitig vorzubeugen; denn ſolche Conflicte ſtanden jetzt be— 
vor. „Die Offenkundigkeit der kirchlichen Irrungen des Auslandes“, 
ſagt Fürſt Metternich in einem Vortrage an Kaiſer Ferdinand J., 
wird die Aufmerkſamkeit der Biſchöfe auf die Kirchengeſetze über 
gemiſchte Ehen hinlenken, und der Conflict wird in demſelben 
Augenblicke eintreten, in welchem die beſtehenden Verordnungen 
mit Strenge vollſtreckt werden“ 2. 

Um die entſprechenden Vorſchläge in dieſer wichtigen Ange— 
legenheit zu machen, ernannte der Kaiſer durch Cabinetsſchreiben 
vom 25. Mai 1838 ein Comité, welches unter dem Vorſitze 
Metternichs die Sache ordnen ſollte s. Die Sitzungen wurden 
indeß bald wieder eingeſtellt, ohne daß ſie ein Reſultat gehabt 
hätten. Aber das kirchliche Leben, das kirchliche Bewußtſein 
war in Folge des Kölner Ereigniſſes erwacht und die alten Ge— 
ſetze wurden unhaltbar. Schon wenige Wochen nach der Ge— 
fangennehmung des Erzbiſchofs von Köln wandten ſich die acht 
Decanate des Teſchener Commiſſariats“ nach Wien mit der Bitte, 
die kirchlichen Geſetze bei gemiſchten Ehen in Anwendung bringen 
zu dürfen. Der Erzbiſchof von Wien, Edu ard Vincenz 
v. Milde, und Biſchof Mayr von Gurk in Kärnthen be- 
wieſen, daß die Ausſtellung von Reverſen keineswegs im Wider 


1 Roskoviny V, p. 551. Aus der Rede des Card. Schwarzenberg. Siehe 
S. 145 ff. 
2 Wolfsgruber, Card. Rauſcher S. 51. 
a S. ol f. 
4 Roskovdny II, p. 398 sꝗd. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 26 
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ſpruch mit dem Toleranzediet ſtünde!, und letzterer inſtruirte 
ſeine Pfarrer, gemiſchten Ehen nur in dem Falle zu aſſiſtiren, 
daß alle Kinder katholiſch würden; „wenn dies aber von den 
Brautleuten nicht erzweckt werden könne, jeden Fall dieſer Art 
dem Ordinariate anzuzeigen und ſeine Weiſung hierüber abzu— 
warten.“ 

Unter dieſen Verhältniſſen ſchienen Conflicte unvermeidlich. 
Am 20. März 1838 forderte ein Erlaß der Landes-Regierung 
von Linz den dortigen Biſchof Ziegler auf, dem Pfarrer von 
Iſchl, welcher die Einſegnung einer gemiſchten Ehe von der Aus— 
ſtellung eines Reverſes über die katholiſche Kindererziehung ab— 
hängig gemacht, über fein geſetz- und toleranzwidriges Benehmen 
den verdienten ſtrengen Verweis zu ertheilen“, und ſprach dabei 
die Erwartung aus, daß „das biſchöfliche Conſiſtorium ähnliche 
toleranzwidrige Anforderungen von Seiten der katholiſchen Geiſt— 
lichkeit hintanhalten und überhaupt auf die genaue und ſtrenge 
Beobachtung der Toleranzgeſetze zu dringen wiſſen werde.“ Der 
Biſchof erwiderte auf dieſes bureaukratiſch anmaßende Schreiben, 
„daß ihm weder das richtige Verſtändniß des canoniſchen Rechtes 
noch ſein Gewiſſen erlaubten über ‚das Benehmen des Pfarrers 
von Iſchl ſeine Mißbilligung auszuſprechen“, und daß er keinem 
Seelſorger ſeiner Diöceſe eine andere Weiſung ertheilen werde 
als dieſe, gemiſchten Ehen nur unter der Bedingung katholiſcher 
Kindererziehung zu aſſiſtiren. Dieſe Erklärung gab der Biſchof 
am 22. Mai 1838 ab?. Am folgenden Tage erließ er eine Cur— 
rende? an ſeinen Klerus, worin er denſelben zur ſtrengen Befol— 
gung der Kirchengeſetze bezüglich der gemiſchten Ehen anweiſt. 
Die Geltendmachung derſelben durch den Pfarrer zu Goiſern 
führte zu einem neuen Conflicte des Biſchofs mit der Regierung. 
Letztere forderte den kirchlichen Oberhirten auf, innerhalb einer 
beſtimmten Friſt einen aufklärenden Berichte über die dem ge— 
nannten Pfarrer gegebene Inſtruction und über ſein Circular an 
den Klerus einzureichen. In ſeiner Antwort ſpricht der Biſchof 
ſeinen Schmerz über das von der Landesſtelle in einer kirchlichen 

1 Roskovany II, p. 787 sqq. 

L. e. I, p. sae 

3 L. c. II, p. 794 sqq. 
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Angelegenheit' eingehaltene Benehmen aus, überſendet ihr ſeinen 
Erlaß an den Pfarrer von Goiſern mit der Erklärung, daß er 
sme eine andere Weiſung an ſeinen Klerus über dieſelbe Frage 
gegeben habe, noch ferner geben werde.“ Einige Wochen ſpäter 
unterbreitete er die Streitfrage dem Urtheile des Papſtes. Auch 
Biſchof Wagner! von St. Pölten verlangte von der Regierung 
die Erlaubniß, ſich an den apoſtoliſchen Stuhl wenden zu dürfen. 
Der Erzbiſchof von Lemberg ſtellte am 3. Mai 1838 die Bitte 
an den Kaiſer, das von der katholiſchen Kirche bei gemiſchten 
Ehen beobachtete Verfahren zum Staatsgeſetze zu erheben. Andere 
Biſchöfe folgten dem Beiſpiele ihrer Amtsbrüder ?. 

Das Auftreten der Biſchöfe blieb nicht ohne Wirkung. Um 
den vorauszuſehenden Conflicten vorzubeugen, wurde für die zum 
deutſchen Bunde gehörigen Provinzen des Kaiſerreichs auf kaiſer— 
lichen Befehl vom 2. Juni 1840 „Rückſprache mit dem heiligen 
Stuhl gepflogen“, und nachdem der Papſt „die Geneigtheit erklärt 
hatte, das Benehmen des katholiſchen Klerus auf eine deſſen Ge— 
wiſſen beruhigende Art regeln zu wollen“, erhielten die Erzbiſchöfe 
die Erlaubniß, ſich durch die Hofkanzlei an den heiligen Stuhl 
zu wenden und unter Darlegung der beſtehenden Verhältniſſe 
ihrer Provinzen um Verhaltungsmaßregeln zu bitten?. Hierauf 
richteten im Juni 1840 die Erzbiſchöfe von Wien, Olmütz, Görz, 
Lemberg lateiniſchen und griechiſchen Ritus, Prag und Salzburg 
Schreiben! an Papſt Gregor XVI., welchem fie die Bitte vor— 
trugen, die paſſive Aſſiſtenz zu geſtatten, wenn die Garantien der 
katholiſchen Kindererziehung nicht gegeben würden. Um dieſelbe 
Zeit hatte auch der ungariſche Episcopat den Biſchof Lonovies 
von Cſanad nach Rom geſandt, um dort die paſſive Aſſiſtenz 
und die Giltigerklärung ſolcher gemiſchten Ehen zu erwirken, 
welche ohne Beiſein des katholiſchen Pfarrers eingegangen werden’ >. 

Der apoſtoliſche Stuhl willfahrte den Bitten der öſter— 
reichiſchen Erzbiſchöfe und geſtattete ihnen mittels Inſtruction 


1 Roskordny II, p. 802 sq. 
2 L. c. I. p. 585. Wolfsgruber S. 54. 
3 Michel, Beiträge zur Geſch. des öſterreich. Eherechtes II, S. 7 f. 
4 Sie ſtehen Roskoriny V, p. 438 sqq. 
5 Roskordny I, p. 588; III, p. 458 sqq.; VI, p. 526 sqq. 
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des Cardinalſtaatsſecretärs! vom 22. Mai 1841 die paſſive Aſſi⸗ 
ſtenz, ſprach ſich aber ſehr entſchieden gegen die gemiſchten Ehen 
aus und gab zugleich ſein Bedauern kund, „gegen ein Reich, das 
ſich durch ſeine Treue im katholiſchen Glauben ausgezeichnet 
habe, einen ſolchen Weg der Duldung einſchlagen zu müſſen.“ 
Am 24. Auguſt erhielt die Inſtruction das Placet und wurde am 
3. September den Biſchöfen durch die Hofkanzlei mitgetheilt. Am 
20. September erfolgten die nothwendigen Weiſungen an „die 
Juſtiz⸗ und Militärbehörden.“ Auch bezüglich der Reverſe erging 
am 3. Juli 1842 eine Verordnung der Regierung an die Landes- 
ſtellen. Ein Revers de non seducenda muliere ſoll vom prote— 
ſtantiſchen Bräutigam nicht mehr gefordert werden, „da die Pro— 
ſelytenmacherei ohnehin unter Strafſanction verboten ſei“, da— 
gegen war es demſelben geſtattet, einen Revers über die katho— 
liſche Kindererziehung auszuſtellen, den der copulirende Pfarrer 
‚dem Trauungsbuche beilegen ſollte.“ Für den Fall, daß 
ein proteſtantiſcher Vater an ſeinem Verſprechen wortbrüchig, 
handle“, fo ſollen „die politiſchen Behörden“ denjelben „zur Cre 
füllung der in Abſicht auf den katholiſchen Schul- und Religions- 
unterricht eingegungenen Verbindlichkeit anhalten 2. Ein ſpä⸗ 
terer Erlaß vom 27. April 1843 verfügt, daß „für dieſes Ver⸗ 
ſprechen keine Mißtrauen erregenden Formeln vorzuſchreiben 
ſeien“?. Eine Vorſtellung der Conſiſtorien augsburgiſcher und 
helvetiſcher Confeſſion gegen dieſe Verfügungen wurde als unbe— 
gründet mit der Erklärung abgewieſen, daß durch den Erlaß vom 
3. Juli 1842 nichts neues eingeführt werde, da die Reverſe 
immer erlaubt geweſen, ſondern nur das Verfahren bei Ausſtel— 
lung derſelben, ſowie bei Wortbrüchigkeit des Vaters vorgeſchrie— 
ben worden ſei !. Damit beruhte die Sache vorläufig. 


1 Roskovdny Il, p. 820 sqq. Michel, Beiträge II, S. 47. Ein Jahr 
ſpäter wurde die Inſtruetion auf Galizien ausgedehnt. 

2 Michel, a. a. O. S. 10. 

3 Mitgetheilt in Michel II, S. 55 f. 

4 Hofkanzlei-Dekret vom 16. Juni 1843. 
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Auch den Biſchöfen der oberrheiniſchen Kirchenprovinz 
blieben die Conflicte mit der Staatsgewalt wegen der gemiſchten 
Ehen nicht erſpart. Veranlaſſung hiezu gaben beſonders die Ver— 
ordnungen der Landesſtellen über die religiöſe Kindererziehung 
und die Trauung ſolcher Ehen. In Naſſau, Baden, Württemberg 
und im Großherzogthum Heſſen mußten die Kinder der Reli— 
gion des Vaters folgen. Doch war in den drei letzten Staaten 
die Ausſtellung von Reverſen über die Kindererziehung erlaubt, 
während die naſſauiſche Regierung ,alle Verabredungen dieſer 
Art für geſetzwidrig, null und nichtig“ erklärte. Im Kurfürſten⸗ 
thum Heſſen ſollten in Ermangelung von Eheverträgen über die 
Kindererziehung die Knaben der Religion des Vaters und die 
Mädchen der Religion der Mutter folgen. 

Hinſichtlich der Trauung gemiſchter Ehen wichen die landes— 
herrlichen Verordnungen von einander ab. Die württembergiſche 
Regierung verpflichtete den Pfarrer des Bräutigams, der Ehe zu 
aſſiſtiren, und verhängte im Weigerungsfalle Disciplinarſtrafen. 
Hiedurch wurden die pflichttreuen Pfarrer in eine ſehr peinliche 
Lage verſetzt, insbeſondere wegen der Haltung der biſchöflichen 
Behörde. Das unkirchliche Domcapitel von Rottenburg war mit 
dieſen Zwangsgeſetzen ganz einverſtanden, und dem Biſchof ging 
leider auch die richtige Einſicht in dieſer für das katholiſche Le— 
ben ſo wichtigen Frage ab. Hatte er doch der Ehe ſeiner Nichte, 
welche einen Proteſtanten heirathete und ſich vom proteſtantiſchen 
Pfarrer trauen ließ, nachher „neben dem proteſtantiſchen Geift- 
lichen auch noch die heilige Weihe ertheilt“?, wie ein Abgeord— 
neter in der Ständekammer ſich ausdrückte. Die Folgen einer 
ſolchen Stellung ließen ſich leicht vorausſehen. Die katholiſchen 
Pfarrer fügten ſich ins Unabänderliche und ſegneten die gemiſch— 
ten Ehen ein. Andere ſuchten ſich durch ihre bei ſolchen Gele— 
genheiten zur Schau getragene Toleranz, oder beſſer geſagt 
durch ihren religiöſen Indifferentismus bei der proteſtantiſchen 
Regierung und bei dem katholiſchen Oberkirchenrath beliebt zu 
machen. Und ſie verrechneten ſich nichts. Diejenigen Geiſtlichen 

1 Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 203 ff. 

2 Brück, a. a. O. S. 207. 

3 Beiſpiele bei Brück, a. a. O. S. 205 ff. 
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dagegen, welche es wagten, gemiſchten Ehen ohne die Kautelen 
die Einſegnung zu verweigern, oder ſich nur gegen dieſelben aus— 
ſprachen, erhielten empfindliche Strafen . So wurde Pfarrer 
Henle durch höchſtes Decret vom 24. Auguſt 1840 „wegen 
Verweigerung der Einſegnung gemiſchter Ehen und dadurch an 
den Tag gelegter moraliſcher Unbrauchbarkeit, ſowie des Beweiſes 
von Ungehorſamkeit“ auf eine Kaplanei verſetzt. Dasſelbe wider= 
fuhr Pfarrer Schmitt von Nagelsberg, welchem auf ſeine be— 
harrliche Weigerung, gemiſchte Ehen ohne Garantie einzuſegnen, 
im Namen des Oberkirchenrathes am 17. April 1841 eröffnet wurde, 
ſich von Stund an aller pfarramtlichen Handlungen zu enthal- 
ten.“ Am 28. Juli erfolgte ſeine Verſetzung auf eine Kaplanei 
wegen „‚moraliſcher Unbrauchbarkeit.“ Das biſchöfliche Ordinariat 
gab ſeine Zuſtimmung zu dieſen unberechtigten Verfügungen der 
Staatsbehörde. Es ſprach ſogar die Amtsſuspenſion über Pfar— 
rer Henle aus und, als dieſer gegen die ſtaatliche Abſetzung re— 
monſtrirte, berief es denſelben in die geiſtliche Correctionsanſtalt 
nach Rottenburg?. Ein anderer Pfarrer;, welcher erklärte, daß 
er ſich bezüglich der Trauung gemiſchter Ehen Weiſungen erbitten 
werde, wurde in eine Ordnungsſtrafe von dreißig Gulden verur— 
theilt, weil „es durchaus unſtatthaft fet, die Befolgung eines 
Staatsgeſetzes von dem Beſcheid einer kirchlichen Behörde ab— 
hängig zu machen.“ Profeſſor Dr. Mack in Tübingen, der 
1840 ein Votum über die gemiſchten Ehen abgegeben, wurde zur 
Strafe auf eine Landpfarrei verſetzt. Es genügten ſchon bloſe 
böswillige Denunciationen in der Preſſe gegen katholiſche Geiſt— 
liche, um ihnen Unterſuchungen vom Oberamte, Decan und Be— 
zirksamtmann, und Verſetzungen zuzuziehen. 

Ein ſolches Verfahren von Seiten des katholiſchen Ober— 
kirchenraths wäre nicht möglich geweſen, wenn der Biſchof ſeine 
Pflicht erfüllt hätte. Aber er wollte um keinen Preis den 


1 Brück, a. a. O. S. 205. M. J. Mack, Die katholiſche Kirchen⸗ 
frage in Württemberg S. 35 ff. 


2 Aectenmäßige Darſtellung der Verhandlungen der württembergiſchen 
Kammer von 1841—1842. S. 197 f. 

5 Pfarrer Zell von Dotternheim (Brück, a. a. O. S. 205); Mack, 
S. 84 f. 
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„Frieden“ ſtören. Selbſt das Kölner Ereigniß blieb ohne Wire 
kung auf die biſchöfliche Behörde. Der Klerus und das katho— 
liſche Volk erhob ſich nach der Allocution Gregors XVI. vom 
10. Dezember 1837 gegen die beſtehenden Zwangsgeſetze; der 
Biſchof aber ſuchte die aufgeregten Gemüther zu beſchwichtigen 
und mit der unkirchlichen Praxis zu verſöhnen. In ſeinem Faz 
ſtenhirtenbriefe von 1839 heißt es mit unverkennbarer Mißbilli- 
gung der Handlungsweiſe der preußiſchen Biſchöfe: „Oft ſind 
ſelbſt die Führer des Volkes blind; ſie kennen nicht, ja ſie wollen 
nicht kennen — den Weg zum Frieden, ſie ſuchen ihre ſelbſt— 
ſüchtigen Zwecke in der Trennung der Gemüther. Gewiß die 
ſchlimmſten ſind die, welche unter dem Scheine der Religion und 
mit einem falſchen Eifer für dieſelbe die Gewiſſen beunruhigen, 
den Samen der Zwietracht und Uneinigkeit ausſtreuen und das 
Werk Gottes zerſtören.“ Noch ſchärfer drückt er ſich in ſeinem 
Hirtenbriefe von 1840 aus!. 

Aber auch der Friedensbiſchof mußte zuletzt den Kampfplatz 
betreten und die Frage wegen der gemiſchten Ehen zur Sprache 
bringen. Es geſchah dies in ſeiner ſchon erwähnten Motion? 
von 1842. Doch trat er ſehr ſchüchtern auf und verlangte nur 
in Uebereinſtimmung mit der Staatsregierung eine Trauungs— 
formel feſtzuſetzen, deren ſich die katholiſchen Geiſtlichen bei der 
Aſſiſtenz gemiſchter Ehen, welchen die Einſegnung verweigert 
werden müſſe, bedienen könnten. Aber ſelbſt hierauf ging weder 
die Regierung noch die Majorität der Kammer ein. Unter den 
Gegnern des Biſchofs befanden ſich auch Domdecan v. Jaumann 
und Decan v. Strobel. Nur neun Stimmen ſprachen ſich für 
Abrogation des beſtehenden Edictes über die Trauungen der ge— 
miſchten Ehen aus. 

Wie ſchon berichtet wurde“, erſtattete der von ſeinem Dom— 
capitel verlaſſene Biſchof dem heiligen Vater über die Angelegen— 
heiten ſeiner Diöceſe Bericht und erwähnte dabei auch der Strei— 
tigkeiten über die gemiſchten Ehen. Gregor XVI. ſprach in ſeinem 


1 Binder, J. B. v. Keller S. 68 f. 
2 Siehe Seite 231 ff. 
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Antwortsſchreiben die kirchlichen Grundſätze über die gemiſchten 
Ehen aufs neue aus, verbot die Einſegnung derſelben ohne Ga— 
rantien und erklärte, daß die vom Biſchof projectirte, aber be— 
reits wieder aufgegebene Trauungsformel nicht gebilligt werden 
könnte. Dieſe Mißbilligung hielt jedoch das Ordinariat, reſp. 
das Domcapitel nicht ab, auf Wunſch der Regierung eine neue 
Trauungsformel für gemiſchte Ehen in Vorſchlag zu bringen, 
wofür ihm vom Papſte die wohlverdiente Zurechtweiſung! er— 
theilt wurde. Eine practiſche Bedeutung erlangte die projectirte 
Formel zwar nicht; aber auch die Durchführung der kirchlichen 
Grundſätze ſtieß, namentlich bei der Stellung des Domcapitels, auf 
faſt unüberwindliche Schwierigkeiten. Doch gelangte das Richtige 
immer mehr zur Geltung. Im Jahre 1849 verbot das biſchöf— 
liche Ordinariat die Einſegnung der gemiſchten Ehen ohne katho— 
liſche Kindererziehung und das Geſetz vom 22. April 1855 hob 
die Verordnung, daß die Trauung vom Pfarrer des Bräutigams 
geſchehen müſſe, auf?. 


Das badiſche Edict überließ es dem Belieben der Brautleute, 
ſich vom Pfarrer des Bräutigams oder der Braut trauen zu 
laſſen, verfügte aber, daß der betreffende Pfarrer die Trauung 
nicht verweigern dürfe. Dieſe Verordnung wurde auch von den 
meiſten Seelſorgern befolgt; doch fühlten ſich viele Geiſtliche durch 
dieſe Forderung in ihrem Gewiſſen beängſtigt, und bald nach Er— 
richtung der Erzdiöceſe Freiburg liefen von verſchiedenen Seiten 
Anfragen bezüglich der Trauungen gemiſchter Ehen an das Ordi— 
nariat ein, wie man ſich in dem Falle, daß keine Garantien für 


1 Breve an Biſchof Keller vom 4. Dezember 1843. Weit härter hat 
uns betroffene, ſchreibt Papſt Gregor XVI., daß deine Capitularen gegen den 
offenbaren Inhalt der Kirchenſatzungen und gegen die ihnen wohlbekannten 
Erklärungen des heiligen Stuhles ſich erkühnt haben, für gedachte Verheira— 
thungen eine gewiſſe neue und minder feierliche Form von Gebeten und klirch— 
lichen Gebräuchen zuſammenzuſetzen, und überdies nicht im Mindeſten Beden- 
ken getragen haben, auch in anderen Punkten die Sache der Kirche zu ver⸗ 
rathen und dem beizuſtimmen, was dort als gegen die Freiheit und die Rechte 
der Kirche aufgenommen gilt.“ (Brück, a. a. O. S. 282.) 

2 Vogt, Kirchliche Verordnungen für das Bisthum Rottenburg S. 108. 
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die katholiſche Kindererziehung gegeben würden, zu verhalten habe. 
Die Antwort der kirchlichen Behörde! auf dieſe Frage vermochte 
jedoch nicht die Gewiſſen zu beruhigen, und auf eine neue 
Anfrage entſchied das Ordinariat am 27. Februar 1830, der 
Pfarrer ſolle der katholiſchen Braut, jedoch ohne beſonders zu— 
dringlich zu ſein, auf liebevolle Art zu Gewiſſen reden“, daß ihr die 
Pflicht obliege, für die katholiſche Erziehung ihrer Kinder Sorge 
zu tragen und deshalb hierüber vor Schließung der Ehe einen 
Vertrag abzuſchließen.“ Dieſe Verfügung gelangte zur Kenntniß 
der katholiſchen Kirchenſection, welche am 1. September 1832 im 
Namen des Miniſteriums das Ordinariat aufforderte, „in Zukunft 
keine Weiſungen in dieſem Sinne mehr an die untergeordneten 
geiſtlichen Behörden zu erlaſſen.“ Das Ordinariat erwiederte am 
14. September 1832, daß ſein Erlaß „nichts anderes als eine 
ihm gebotene kirchenobrigkeitliche Ermahnung ſei“, und es ſich 
daher „für verpflichtet halte, in ähnlichen . die Seelſorger 
auf gleiche Weiſe anzuweiſen.“ Das Miniſterium bezeichnete dieſes 
Verfahren als „Proſelytenmacherei“ und forderte, „daß das erz— 
biſchöfliche Ordinariat ſich eine ſolche den Staatsgeſetzen zuwider⸗ 
laufende Anordnung künftig nicht mehr erlaube, da man ſonſt in 
dem einzelnen Falle, wo ein Geiſtlicher ſich ſolchen Einwirkens 
erlauben ſollte, nach den Geſetzen gegen denſelben einzuſchreiten 
ſich veranlaßt ſehen würde.“ Als hierauf der Erzbiſchof Boll 
und ſein Ordinariat in einer Vorſtellung den Landesfürſten ba— 
ten, ſie gegen die in gedachtem Miniſterial-Erlaß ihnen ge— 
machte Zumuthung höchſtgnädigſt zu ſchützen“, wurde dieſelbe vom 
Miniſterium als „Recurs“ betrachtet und ,abweislich verbeſchieden.“ 
Das Ordinariat wagte keinen Widerſpruch und ſo dauerte der 
Unfug fort, bis die Vorgänge in Köln das Gewiſſen der oberſten 
kirchlichen Behörden wieder aufrüttelten. 

Am 20. April 1838 hielt Erzbiſchof Ignaz Demeter im 
Domcapitel einen Vortrag über die gemiſchten Ehen und begehrte 
deſſen Rath über die zu ergreifenden Maßregeln. Dieſer Vortrag 
wirft intereſſante Schlaglichter auf die kirchlichen Verhältniſſe im 
Großherzogthum Baden. Unter anderm erſieht man aus demſelben, 


1 Brück, S. 201 ff. Die gemiſchten Ehen in der Erzd. Freiburg S. 8 ff. 
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daß die Regierung die katholiſchen Geiſtlichen ſogar zwang, Ehen 
geſchiedener Proteſtanten mit Katholiken zu proclamiren. In Frei⸗ 
burg ſelbſt waren dergleichen Fälle vorgekommen, und der Pfarrer 
zu St. Martin, welcher die Proclamation ſolcher Ehen verweigerte, 
wurde ſogar mit Sequeſtrirung ſeiner Einkünfte bedroht. Der hohe 
Senat des Erzbiſchofes wußte aber kein anderes Mittel, dieſem 
ärgerlichen und wahrhaft gottloſen Unweſen zu ſteuern“, als die 
graven Fälle dem geheimen Rath Beeck, dem damaligen Director 
der Section, ,confidentiell vorzutragen und deſſen Antwort vorerſt 
abzuwarten“ 1. Damit beruhte die Sache. 

Eine neue Anfrage eines Pfarrers machte jedoch ihr Wieder— 
aufgreifen nothwendig. Das Referat wurde von Domdecan Her— 
mann v. Vicari erſtattet, erſchien aber den Mitgliedern des Or— 
dinariates zu ſcharf, weshalb es nicht expedirt und beſchloſſen 
wurde, vorerſt mit der Kirchenſection in Unterhandlung zu treten 
und deren Anſichten zu vernehmen ?. Am 22. Juni 1838 erging 
eine ,confidentielle’ Vorſtellung an dieſe Behörde, worin das Or— 
dinariat das Recht ,der Verweigerung der Einſegnung gemiſchter 
Ehen bei akatholiſcher Kindererziehung? und die Veröffentlichung 
der hierauf ſich beziehenden kirchlichen Verfügungen verlangte. 
Die Antwort der Section erfolgte erſt am 5. Dezember und 
lautete verneinend. Dieſe Entſcheidung ſuchte ſie in einer beſon— 
dern Denkſchrift zu rechtfertigen, in welcher ſie unter andern 
Gründen auch geltend macht, daß die Gläubigen das Recht hätten, 
von der Kirche die Ausſpendung des Chejacramentes zu fordern, 
wenn ſie ſich gehörig vorbereitet, was zu wiſſen und zu beurthei— 
len vor das forum internum gehöre.“ Der Erzbiſchof ließ dieſes 
kirchenrechtliche Elaborat der Section durch Domcapitular 
Dr. Buchegger einer eingehenden Kritik unterziehen. 

Während dies Gutachten Bucheggers bei den Domcapitularen 
eireulirte, hatte Erzbiſchof Demeter eine Conferenzs mit dem 


1 Brück, S. 212. Die gemiſchten Ehen ꝛc. S. 25 f. 

2 In gerechtem Unmuth hierüber ſchrieb Vicari an den Rand ſeines nicht 
expedirten Referates: „Der Antrag beruht, bis die Staatsbehörde in dieſer 
Gewiſſensſache der Kirchenbehörde den Entſcheid gegeben!!! 0 tempora! 
o mores!‘ 

Brück, S. 213 f. Die gemiſchten Ehen ꝛc. S. 37 ff. 
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Miniſter des Innern, Staatsrath v. Nebenius, die ihm jede 
Energie benahm. Der Miniſter drückte dem Kirchenfürſten das 
allerhöchſte Mißfallen über ſein Benehmen in Sachen der ge— 
miſchten Ehen aus, der Erzbiſchof aber, anſtatt mit apoſtoliſchem 
Freimuthe aufzutreten und endlich einmal die Rechte der Kirche 
geltend zu machen, bemühte ſich, den Herrn Staatsrath zu über— 
zeugen, daß er und ſein Ordinariat ſtets das ,placetum regium< 
geehrt und geachtet hätten. Seine Worte verdienen hier eine 
Stelle: „Von vielen Seiten“, ſagt er, kommen uns pfarr— 
liche Anfragen vor, was in Beziehung auf die Einſegnung ge— 
miſchter Ehen zu thun ſei. Anſtatt ihnen zu antworten, ſuchten 
wir das hohe Miniſterium um Rath und Auskunft an.“ Hierauf 
richtete er die ſchüchterne Frage an den Staatsrath, ob das be— 
ſtehende Geſetz, daß kirchliche Einſegnung bei gemiſchten Ehen 
demjenigen Brauttheile unverweigerlich ertheilt werden müſſe, 
welcher ſie verlange“, in Folge der einzureichenden Kritik! der 
Denkſchrift der Section „nicht aufgehoben oder wenigſtens modi— 
ficirt werden könne.“ Beides verneinte kategoriſch der Miniſter, 
welcher dem Erzbiſchof und auf deſſen Bitten auch dem verſam— 
melten Domcapitel erklärte, daß es unabänderlich bei der be— 
ſtehenden Praxis zu verbleiben habe. Damit war eigentlich das 
Signal zum Kampf gegeben. In der nächſten Sitzung des Or— 
dinariates, welchem der Oberhirte die Frage, ob man bei der bis— 
herigen Praxis verbleiben ſolle oder nicht, vorlegte, ſprachen ſich 
drei Stimmen gegen die verderbliche Praxis und drei für dieſelbe 
aus. Letztern ſchloß ſich der Erzbiſchof an, und die Pfarrer 
wurden inſtruirt, Brautleuten gemiſchter Confeſſion in jedem 
Falle die Einſegnung zu ertheilen. 

Durch dieſe Maßregel der Schwäche konnte der Kampf nur 
aufgehalten, nicht vermieden werden. Der Exrzbiſchof fühlte ſich 
bald wieder in ſeinem Gewiſſen beunruhigt. Außerdem hatte er 
jeden Augenblick eine Zurechtweiſung vom apoſtoliſchen Stuhl zu 
befürchten. In ſeiner Noth wandte ſich der bedrängte Oberhirt 
an ſein Domcapitel mit dem Antrage, durch gemeinſamen Be— 
ſchluß den Großherzog zu bitten, der päpſtlichen Inſtruction für 


1 Nämlich des Gutachtens Bucheggers. 
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die öſterreichiſchen Biſchöſfe des deutſchen Bundes vom 22. Mai 
1841 auch für Baden das Placet zu ertheilen. Dem Antrage 
fügte er dann die Bitte bei, mit der Faſſung des Beſchluſſes 
nicht zu ſäumen, weil er nicht ohne Grund annehme, daß 
von Seiten Roms nächſtens eine Aufforderung an ihn und das 
Domcapitel ergehen werde, zu berichten, was in dieſer Sache 
geſchehen fei, in welchem Falle das praevenire angenehmer ſei, 
als das prueveniri.“ Der Beſchluß lautete, eine Vorſtellung an 
den Großherzog abgehen zu laſſen. Mit ihrer Ausarbeitung 
wurde Domcapitular, Geheimerath Dr. Hug beauftragt. Sie 
ging am 18. Oktober ab und blieb unbeantwortet. Die Sache be— 
ruhte abermals bis zur Erhebung Vicaris auf den Metropolitanſtuhl. 

Nun trat die Frage wegen der gemiſchten Ehen wieder in 
den Vordergrund. Der Erzbiſchof, welcher gleich nach Uebernahme 
der Regierung ſeiner Diöceſe einzelne Geiſtliche in Fragen über 
gemiſchte Ehen im Sinne der kirchlichen Geſetze beſchied, befahl 
durch ein Ausſchreiben vom 3. Januar 1845 den Pfarrern, ſich 
bei gemiſchten Ehen „mit Vorlage aller Sachverhältniſſe an das 
erzbiſchöfliche Ordinariat zu wenden“, um von dort „die nothwen— 
digen Weiſungen zu empfangen.“ Auf Beſchwerde des proteſtan— 
tiſchen Oberkirchenrathes hierüber erklärte das Miniſterium am 
3. Juni „die berührte Verfügung, da fie ohne Staatsgenehmigung 
erlaſſen worden, und in Anbetracht der Zwecke und Abſichten“, 
welche derſelben zu Grunde lägen, als unſtatthaft und unverein- 
barlich mit den beſtehenden Landesgeſetzen und der bisherigen 
Praxis und daher als unwirkſam.“ Dieſe Entſcheidung übermit⸗ 
telte der katholiſche Oberkirchenrath! dem Erzbiſchof mit der Auf— 
forderung „das genannte Generale direet oder indirect zurückzu— 
nehmen.“ Auf dieſes Anſinnen antwortete der Erzbiſchof am 
9. Auguſt durch ein Rundſchreiben an die Decane, worin er die 
Pfarrer auffordert, „ſich ftrenge’ an ſeinem Erlaß vom 3. Januar 
zu halten, indem derſelbe durch die Miniſterialverfügung vom 
3. Juni „für die Seelſorger, welche ihrem Ordinarius den Eid 
des Gehorſams geleiſtet, nicht unwirkſam werde“, und zugleich be— 
fiehlt, bei Trauung gemiſchter Ehen ſich genau nach den Vorſchrif— 


1 Er war an die Stelle der katholiſchen Kirchenſeetion getreten. 
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ten der Kirche zu richten und im Falle die Garantien wegen der 
katholiſchen Kindererziehung nicht gegeben ſeien, höchſtens paſſive 
Aſſiſtenz zu leiſten. Die Liebe zu den proteſtantiſchen Briidern’, 
jo ſchließt das erzbiſchöfliche Schreiben, „wird durch dieſe Ent— 
ſchiedenheit und Feſtigkeit des Glaubens nicht verletzt: wir lieben 
fie wie uns ſelbſt ... Aber aus übelverſtandener Liebe dürfen 
wir unſer Gewiſſen nicht bejchweren.< Um den Pfarrern alle 
„Unannehmlichkeiten“ zu erſparen, nahm der kirchliche Oberhirt 
salle Verantwortlichkeit“ auf ſich 1. Von dieſem Ausſchreiben gab 
er am 10. Auguſt der Regierung Kenntniß. 

Dieſe machte nun Verſuche, den Erzbiſchof zur Nachgiebig— 
keit zu bewegen; aber ſowohl die Miſſion des Miniſterialrathes 
Chriſt, der im Oktober nach Freiburg kam, als die Be— 
mühungen des Regierungsdirectors v. Marſchall, der am 
18. November mit dem Erzbiſchof conferirte, mißglückten. Auch das 
Ausſchreiben des Miniſteriums vom 21. November, worin der Erlaß 
vom 3. Januar als eine ,beabfichtigte Neuerung“ für unwirkſam 
erklärt ,und die Curatgeiſtlichkeit der katholiſchen Landeskirche“ ge- 
radezu zum ‚Ungehorſam' gegen ihren kirchlichen Obern aufge— 
fordert wird, verfehlte ebenſo ſeine Wirkſamkeit wie das heuchle— 
riſche Begleitſchreiben, womit der katholiſche Oberkirchenrath dem 
Erzbiſchof die Miniſterialverfügung zuſtellte. Letzterer begnügte 
ſich, den Empfang des beliebten Erlaſſes vom 21. November“ 
mit der Erklärung zu „beſcheinigen“, daß „von weiteren Unter- 
handlungen“ zwiſchen ihm und dem Miniſterium ,in der betref— 
fenden Sache keine Rede mehr ſein könne“, und er ,dieje Sache der 
Entſcheidung des heiligen Stuhles vorlege.“ Dies geſchah am 3. De— 
zember 1845. Ohne ſich weiter um das Miniſterium, welches dem 
muthigen Kämpfer eine neue Falle? ſtellte, zu kümmern, erſtattete 
derſelbe am 4. März 1846 einen ausführlichen Bericht an den 
Papſt und erhielt ſchon am 23. Mai ein Breve? Gregors XVI., 
der ſein Benehmen vollkommen billigte und die kirchliche Ein— 
ſegnung gemiſchter Ehen nur unter der Bedingung der katho— 
liſchen Kindererziehung geſtattete. Damit war der Streit be— 


1 Brück, S. 215. Die gemiſchten Ehen ꝛc. S. 47 ff. 
2 Brück, S. 218. Die gemiſchten Ehen ꝛc. S. 68 ff. 
3 Roskovdny, De matr. mixtis III, p. 231 sqq. 
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endigt. Die gemiſchten Ehen wurden nach der Vorſchrift vom 
3. Januar und vom 9. Auguſt 1845 behandelt, und die Regie— 
rung erkannte dieſes Verfahren ſtillſchweigend an. 

Weniger geräuſchvoll waren die Kämpfe über gemiſchte Ehen 
in den Diöceſen Mainz und Limburg, obſchon auch hier die 
Staatsgewalt ſich mancherlei Eingriffe erlaubte und die pflicht— 
treuen Geiſtlichen einzuſchüchtern ſuchte. Ein Beiſpiel dieſer Art 
iſt die Ausweiſung des Caplan Roos aus Frankfurt a. M., weil 
derſelbe eine katholiſche Frau, die ihre Kinder proteſtantiſch er— 
ziehen ließ, nicht abſolvirt und ihr erklärt habe, daß kein katho— 
liſcher Prieſter dies thun könne. Doch blieb es im Ganzen in 
beiden Diöceſen ruhig, obſchon es an kleinen Conflicten und 
Chicanen auch nicht fehlte. Die Pfarrer begnügten ſich mit dem 
Verſprechen der katholiſchen Kindererziehung, wenn ſie nicht ſchon 
durch das Staatsgeſetz garantirt war, und ſegneten die Miſch— 
ehen ein. Die Ordinariate waren mit dieſem Verfahren einver— 
ſtanden !. 

Dagegen hatte das biſchöfliche Ordinariat von Fulda einen 
harten Kampf mit den Regierungen von Kurheſſen und 
Sachſen-Weimar zu beſtehen. Ein kuͤrheſſiſcher Miniſte— 
rialerlaß vom 18. Auguſt 1823 verordnete, daß die Trauung ge— 
miſchter Ehen durch den Pfarrer des Bräutigams zu geſchehen 
habe und Geiſtliche, welche dieſer Verfügung zuwider handelten, 
mit einer angemeſſenen Diseiplinarſtrafe, jedoch niemals unter 
zwanzig Thalern' belegt werden ſollten?s. Gegen dieſe Verord— 
nung proteſtirte das Generalvicariat von Fuldas am 27. Novem— 
ber 1826, worauf das Miniſterium am 3. Januar 1827 die 
Trauung gemiſchter Ehen ausnahmsweiſe durch den pro— 

Brück, S. 219. Vor dem Jahre 1841 hatten im Großherzogthume 
Heſſen auch Privatverträge oder Verſprechen Giltigkeit, wenn ihre Aechtheit 
durch Zeugen nachgewieſen werden konnte. Im Dezember 1842 verlangte das 
Miniſterium gerichtlich abgeſchloſſene Verträge und gab auch am 19. Januar 
1843 dem Ordinariate Kenntniß von ſeiner Verordnung. 

Die Aeten ſtehen im Katholik, Bd. 49, S. 76 ff. Roskordny II. 
p. 124. Vgl. Brück, S. 220 ff. 


»Sie wurde ihm durch „den allerhöchſten Beſchluß vom 28. April 1824“ 
neu eingeſchärft. 


Conflict zwiſchen der biſchöflichen Behörde und der Regierung. 415 


teſtantiſchen Pfarrer geſtattete, wenn der katholiſche Geiſtliche 
ein aus aller Ueberzeugung hervorgegangenes und nicht etwa 
durch geiſtliche Obern erregtes Bedenken“ habe, dieſelbe vorzu— 
nehmen. Dieſe Entſcheidung wurde durch Ordinariatsausſchreiben 
vom 21. April 1837 den Seelſorgern mit der Ermahnung, „vor 
ehelichen Verbindungen mit nicht katholiſchen Perſonen ernſtlich 
zu warnen“, aufs neue verkündigt. Das Miniſterium, welches 
hierin das Beſtreben erblickte, die feſten Beſtimmungen zu unter— 
graben, welche über die Religionserziehung gegeben worden ſeien“, 
forderte das Ordinariat auf, ſein Circular zurückzunehmen. Als 
dasſelbe erklärte, daß es ſein Ausſchreiben ‚ohne Verletzung des 
Gewiſſens! und ſeiner „gegen den Klerus und das Volk zu erfül— 
lenden Pflichten“ nicht zurücknehmen könne, erfolgte ein ſcharfes 
Reſcript an die geiſtliche Behörde, in deren Benehmen das Mi— 
niſterium ,Widerjpruch und Aufreizung gegen die geſetzlichen Vor— 
ſchriften“ erblickte. Die ehrenwerthen Mitglieder des Ordinariats 
ließen ſich jedoch durch ein ſolches Drohſchreiben nicht einſchüch— 

tern und erklärten am 27. Oktober dem Miniſterium, fie ſeien 
weit entfernt, den obrigkeitlichen Verordnungen den Gehorſam zu 
verweigern, nur dürften ſolche Vorſchriften „‚nicht ins Heiligthum 
des Gewiſſens eingreifen und den ien ein Hinderniß 

werden, auch Gott zu geben, was Gottes ſei.“ Dies geſchehe 
aber durch die beiden Erlaſſe des Ministeriums vom 18. Auguſt 
1823 und 28. April 1824, welche „dem katholiſchen Bewußtſein 
widerſtrebten, die religiöſe Freiheit beſchränkten“ und ſogar der 
biſchöflichen Behörde zumutheten, Landesgeſetzen, welche den 
heiligſten Intereſſen der religiöſen Ueberzeugung des Gewiſſens 
zuwiderlaufen“, das Wort zu reden und Gehorſam zu leiſten und 
zu verſchaffen. Sie könnten deshalb ihr Circular, das nicht: 
Aufreizung der Gemüther und bürgerliche Intoleranz zum Zwecke 
habe, ſondern nur einem höchſt verderblichen Indifferentismus 
entgegenwirken wolle, nicht zurückziehen. Und damit hatte es 
ſein Bewenden. Als der Landtag 1843 ein Geſetz annahm, nach 
welchem alle Kinder aus gemiſchten Ehen der Religion des Va— 
ters folgen müſſen und die vor der Ehe geſchloſſenen Verträge 
für ungiltig erklärt werden, legte ſogleich der Biſchof von Fulda 
feierliche Proteſtation ein. Die Regierung ſtand hierauf von der 
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Durchführung dieſes Geſetzes ab. Ein neues Geſetz vom 29. Of 
tober 1848 überließ dem ehelichen Vater und nach deſſen Ableben 
der ehelichen Mutter die Beſtimmung über die Erziehung der 
Kinder, welche, wenn keine Entſcheidung getroffen wurde, der 
Religion des Vaters folgen ſollen. Die Eheverträge über Kinder— 
erziehung wurden für ungültig erklärt. Dieſe Beſtimmungen 
wurden durch eine Miniſterialverordnung vom 13. April 1853 
wieder etwas verändert!. 

Einen anderen Kampf hatte das Ordinariat von Fulda mit 
der Regierung von Sachſen-Weimar zu führen, welcher die fatho- 
liſchen Bezirke Geiſa und Dermbach zugefallen waren. Das Ediet 
vom 7. Oktober 1823 verpflichtet den katholiſchen Pfarrer, Pro- 
clamation und Trauung gemiſchter Ehen auch ohne Verſprechen 
der katholiſchen Kindererziehung vorzunehmen, hebt alle Privat— 
verträge dieſer Art auf und verfügt, daß alle Kinder entweder der 
Religion des Vaters folgen, oder jenes Ehegatten, ‚deſſen Familie 
in aufſteigender Linie am längſten als katholiſch oder als prote— 
ſtantiſch in dem Großherzogthume eingebürgert geweſen.“ Das 
Ordinariat legte ſchon am 19. Dezember Verwahrung gegen 
dieſes Edict ein, welches es mit Recht als einen Angriff auf die 
Autonomie der Kirche, ein Einmiſchen des Staates in Dinge, 
welche ſeiner Sphäre entrückt ſeien, und als eine Verletzung der 
Gewiſſen bezeichnete. Auch der Klerus des Decanats Geija 
ſchloß fic) ihm an. Das Miniſterium ging jedoch auf die An— 
träge der kirchlichen Behörde nicht eins. Von neuem wurden die 
gemiſchten Ehen Gegenſtand der Verhandlungen in den Jahren 
1835 und 1836. Veranlaſſung war das Schreiben des Biſchofs 
Leonhard Pfaff von Fulda an den Präſidenten des Landtags 
vom 24. Oktober 1835. Das Reſultat der Discuſſion war der 
Antrag an den Großherzog, das Ediet vom 7. Oktober 1823 
dahin abzuändern, daß „bei der religiöſen Erziehung der Kinder 
aus gemiſchten Ehen die Beſtimmung des Vaters entſcheiden 
ſolle, jedoch alle Kinder beiderlei Geſchlechts in einem und dem— 
ſelben Glauben erzogen werden müßten.“ Die erbetene Sanction 


rück, S. Baz, 
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erfolgte jedoch nicht. Das Ordinariat ſchärfte aber von neuem 
den Pfarrern ein, „bei vorkommenden Fällen die Grundſätze des 
katholiſchen Glaubens und die Gerechtſame der Kirche zur Richt— 
ſchnur ihres Verhaltens zu nehmen.“ Der Kampf dauerte fort. 
Erſt die Großherzogliche Verordnung vom 6. Mai 1857 geſtattet, 
die religiöſe Erziehung der Kinder gemiſchter Ehen durch Ver— 
träge feſtzuſetzen !. 

Die königlich ſächſiſche Verordnung? vom 19. Februar 1827 
überläßt es der ,Uebereinfunft und Anordnung der Eltern“, in 
welcher Religion ihre Kinder erzogen werden ſollen, und ver— 
bietet nur ein Angelöbniß“ hierüber denſelben „abzufordern.“ 
Die Trauung kann durch den Pfarrer der Braut oder des Bräu— 
tigams geſchehen. Ehen zwiſchen Katholiken und geſchiedenen 
Proteſtanten, von welchen der „geſchiedene Ehegatte“ noch lebt, 
werden verboten. In Folge dieſer Beſtimmung geſtattete Leo XII. 
am 2. September 1828 von der Forderung eines eidlichen“ Ver⸗ 
ſprechens des akatholiſchen Brauttheiles Umgang zu nehmen. Die 
projectirten Abänderungen dieſer Beſtimmungen auf dem Land— 
tage 1833 riefen eine Proteſtation? des katholiſchen Klerus vom 
8. April 1833 hervor. Letzterer bekämpfte beſonders die Artikel, 
nach welchen Ehen mit geſchiedenen Proteſtanten erlaubt ſein 
ſollten, die Trauung durch den Pfarrer des Bräutigams zu ge- 
ſchehen habe und die Streitigkeiten bei gemiſchten Ehen vor dem 
Civilgerichte entſchieden werden müßten. Es erfolgte damals 
keine Entſcheidung. Das Geſetz! vom 1. November 1836 fanc- 
tionirt im Ganzen die Beſtimmungen vom 19. Februar 1827. 

Im Herzogthum Sachjen-Gotha wurde durch das Decret vom 
15. Auguſt 1834 die religiöſe Erziehung der Kinder dem Ermeſſen 

1 Roskoviny VII, p. 86. 

2 L. c. II. p. 142 sq. 

e II. p. 227 sqq. 

4 L. c. II, p. 307. Die Trauung ſoll durch den Pfarrer der Braut 
vorgenommen werden, kann aber auch durch den Pfarrer des Bräutigams ge— 
ſchehen; Verträge über die Kindererziehung können „‚ſowohl vor Eingehung 
der Ehe, als während derſelben geſchloſſen, auch wieder aufgehoben, oder 
verändert werden.“ Wer durch ‚Verſprechungen, Drohungen u. ſ. w.“ ein Bere 
ſprechen bezüglich der Kindererziehung erwirkt, ſoll beſtraft werden. 
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der Eltern anheimgeſtellt 1. In Hannover hatte eine königliche 
Verordnung? vom 31. Juli 1826 die religiöſe Erziehung der 
Kinder gemiſchter Ehen von der Entſcheidung des Vaters ab— 
hängig gemacht und alle Verträge hierüber für ungiltig erklärt. 
Dieſer Erlaß, welchen das königliche Conſiſtorium am 26. Juni 
aufs neue einſchärfte s, hatte jedoch nicht den Sinn, daß die Kin— 
der der Religion des Vaters nothwendig folgen müßten. Es 
konnte vielmehr der Vater auch beſtimmen, daß die Kinder in 
der Religion der Mutter erzogen werden ſollten. Die biſchöf— 
lichen Behörden von Hildesheim und Osnabrück! proteſtirten 
gegen die königliche Verordnung und geſtatteten nur in dem 
Falle die Trauung, wenn die katholiſche Kindererziehung geſichert 
wars. 


1 Roskoviny II, p. 305. 

2 Roskovdny II. p. 143 sq. Vgl. Zeitſchrift für Hannoveriſches Recht 1871. 

3 Roskovdny II, p. 144 sqq. 

4 Aſchaffenburger kathol. Kirchenzeitung 1836, S. 271. Roshordny II, 
p. 404; 413 sq. Siehe auch Katholik, Bd. 83, Beil. S. 122 ff. 

5 Roskovdny III, p. 167 sq. 
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Die Säculariſation hatte auch den theologiſchen Studien 
einen unberechenbaren Schaden zugefügt. Viele der beſtehenden, 
einſt blühenden Lehranſtalten waren ganz in Trümmer gegangen, 
andere hatten ſich zwar aus dem Sturme der Zerſtörung gerettet, 
waren aber theilweiſe ihres Vermögens beraubt und friſteten ein 
kümmerliches Daſein. Die Candidaten der Theologie abſolvirten 
ihre Studien entweder an den Univerſitäten, oder in ſtaatlichen 
Lyceen oder, wo noch die alten kirchlichen Seminarien beſtanden, 
an dieſen Lehranſtalten. Letztere ſtanden ganz unter der Ober— 
leitung der Diöceſanobern !. 

Als die kirchlichen Verhältniſſe in Deutſchland durch Ver— 
einbarungen zwiſchen dem apoſtoliſchen Stuhle und den einzelnen 
Regierungen geordnet wurden, kam auch die religiös-wiſſenſchaft— 


1 Siehe Bd. 1, S. 349 ff. 
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liche Ausbildung der angehenden Theologen zur Sprache. Ins— 
beſondere verlangte der heilige Stuhl zur wiſſenſchaftlichen Aus— 
bildung der künftigen Prieſter die Errichtung von Seminarien 
nach Vorſchrift des Concils von Trient unter Leitung der 
Biſchöfe. Einſichtsvolle Staatsmänner anerkannten die Berech— 
tigung dieſer Forderung und unterſtützten dieſelbe bei ihren 
Regierungen n. Leider fanden ihre Gründe keine Berückſich— 
tigung. Wie die übrigen Staatsdiener, ſo ſollten auch die Geiſt— 
lichen ihre wiſſenſchaftliche Ausbildung auf den Univerſitäten 
empfangen; der Diöceſanbiſchof aber gar keinen oder einen kaum 
nennenswerthen Einfluß auf die theologiſchen Facultäten und 
ihre Mitglieder erhalten. Um die Verhandlungen und die Or— 
ganiſation der kirchlichen Verhältniſſe nicht in die Länge zu ziehen, 
antworteten einzelne Regierungen auf die Forderung des heiligen 
Stuhles in Betreff der kirchlichen Lehranſtalten nicht gerade ab— 
lehnend, ſondern gingen ſogar auf dieſelben ſcheinbar ein, ent— 
ſchloſſen, nach Errichtung der Bisthümer ihre Pläne in Ausfüh— 
rung zu bringen. 

Um dieſes Benehmen zu beſchönigen, wurde vielfach die Be— 
hauptung aufgeſtellt, die Staatsmänner ſeien zu dieſen Schritten 
genöthigt worden, weil die beſtehenden kirchlichen Anſtalten nicht 
mehr den wiſſenſchaftlichen Anforderungen der Zeit entſprochen 
hätten. Es bedarf indeß nur eines Blickes auf dieſe Anſtalten, 
und die beſtehenden, oder neu gegründeten ſtaatlichen Facultäten, 
um ſich von der Unbegründetheit einer ſolchen Anſicht zu über— 
zeugen. Hätten übrigens die Regierungen nur die den Be— 
dürfniſſen der Zeit entſprechende philoſophiſche und theologiſche 
Ausbildung der Theologen zum Zwecke gehabt, ſo konnte derſelbe 
durch Berufung tüchtiger Gelehrten an die beſtehenden kirchlichen 
Lehranſtalten und durch materielle Unterſtützungen leicht verwirk— 
licht werden. Die Beförderung der Wiſſenſchaft war lediglich 
ein Vorwand; die eigentliche Abſicht der Staatsmänner war, 
die Erziehung des Klerus den Biſchöfen aus den Händen zu 
winden. 

Ob alle, welche an der Verwirklichung dieſes Planes mit— 


1 Siehe Seite 57. 
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wirkten, von einer kirchenfeindlichen Abſicht geleitet wurden, mag 
auf ſich beruhen. Dagegen kann nicht in Abrede geſtellt werden, 
daß dieſe Männer ihre Hand zur Ausführung eines Unterneh— 
mens boten, wodurch das heiligſte Recht der Kirche verletzt und 
die feierlichſten Verſprechen gebrochen wurden. 

Die factiſchen Zuſtände in Bayern wurden durch Art. 5 des 
Concordates nicht alterirt; denn an die Verwirklichung desſelben 
dachte die Regierung nicht. Die Erziehung des Klerus blieb 
unter der Staatscontrole. An den Univerſitäten von München! 
und Würzburg beſtanden theologiſche Facultäten; doch that die 
Regierung äußerſt wenig für die theologiſchen Studien. Selbſt 
Hauptfächer blieben jahrelang unbeſetzt. Unter König Ludwig J. 
wurden einige ausgezeichnete Männer, wie Möhler, Klee u. A. 
an die theologiſchen Facultäten berufen; im Allgemeinen aber 
verwandte die Regierung mehr Sorgfalt auf die andern Wiſſen— 
ſchaften als auf die Theologie. In den übrigen Diöceſen wur- 
den königliche Lyceen mit einem theologiſchen und philoſophiſchen 
Lehr-Curſus errichtet. Die Diöceſe Speyer beſaß weder eine 
theologiſche Facultät noch ein Lyceum. Nicht einmal ein Kleri— 
kalſeminar war dort vorhanden. Erſt im Jahre 1826 wurde ein 
Gebäude zu dieſem Zwecke von der Regierung erworben. Die 
jahrelangen Verhandlungen zwiſchen der biſchöflichen Behörde und 
dem Miniſterium wegen Errichtung eines Lyceums verliefen ohne 
Reſultat. Selbſt der in München ſo geſchätzte Biſchof von Geiſſel? 
konnte die Verwirklichung ſeines Herzenswunſches bei König Lud— 
wig J. nicht durchſetzen. Nur die Errichtung eines Convictes 
für die Knaben, welche das Staatsgymnaſium in Speyer be— 
ſuchen, um ſich für das Studium der Theologie vorzubereiten, 
wurde ihm zugeſtanden 3. Der Einfluß der biſchöflichen Be— 
hörden auf obige Anſtalten war höchſt unbedeutend. Nicht ein— 
mal das vom Erzbiſchof von München-Freiſing Lothar Anſelm 
v. Gebſattel und ſeinem Klerus mit großen Opfern in Freiſing 


1 Am 4. Oktober 1826 wurde die Univerſität von Landshut (ſ. Bd. 1, 
S. 351) nach München verlegt. 

2 Siehe S. 371 f. 

3 Die Verhandlungen theilt Remling, Geſch. der Biſchöfe von Speyer, 
mit. Siehe auch Remling, Cardinal v. Geiſſel S. 84 f. 
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gegründete Lyceum unterſtand der biſchöflichen Aufſicht. Das 
Miniſterium zog die ganze Verwaltung der Anſtalt an ſich, ob⸗ 
ſchon der Staat nur einen Zuſchuß von 12000 Gulden leiſtet !. 
Die einzige philoſophiſch-theologiſche Lehranſtalt in Bayern, welche 
ganz unter der Oberleitung der kirchlichen Behörde ſteht, iſt das 
Seminar in Eichſtätt, deſſen Errichtung das Verdienſt des da— 
maligen Biſchofs, Grafen v. Reiſach, iſt :?. 


In der oberrheiniſchen Kirchenprovinz beſtanden theologiſche 
Facultäten an den Univerſitäten zu Freiburg und Tübingen; Mainz, 
und Fulda beſaßen eigene kirchliche Lehranſtalten. Die Diöceſe Lim 
burg entbehrte noch einer ſolchen. Art. 5 der Bulle Ad Dominici 
gregis custodiam hatte die Errichtung von Seminarien im Sinne 
des Concils von Trient ausdrücklich feſtgeſetzt; allein die Regie— 
rungen waren weit entfernt, ihr Verſprechen zu erfüllen. Sie juch- 
ten vielmehr die theologiſchen Lehranſtalten in Mainz und Fulda? 
zu beſeitigen. Die blühende Schöpfung Colmars, deren Leitung 
nach Liebermanns Weggang Profeſſor Dr. Andreas Rafe 
übernommen hatte, erfreute ſich immer noch zahlreicher Schüler, 
auch nach Lostrennung der Rheinpfalz vom Bisthum Mainz. 
Als Profeſſoren wirkten an derſelben außer Andern, Heinrich 
Klee, und J. B. Lüft, deren Namen in der gelehrten Welt 
einen guten Klang hatten. Es bedurfte nur einer geringen ma— 
teriellen Unterſtützung von Seiten des Staates, um dieſe jo 
ſegensreich wirkende Schule zu erhalten und ihr neuen Glanz 
zu verleihen. Die heſſiſche Regierung trug ſich aber mit dem 
Plane, auf der Landesuniverſität in Gießen eine katholiſch-theo— 
logiſche Facultät zu errichten, deren Beſuch den Candidaten der 
Theologie zur Pflicht gemacht werden ſollte. Die Anſtalt im 
Seminar zu Mainz ſollte nach und nach eingehen. Leider leiſtete 
ihr der neu ernannte Biſchof von Mainz Joſeph Vitus Burg 


1 Das Recht der Kirche ꝛc. S. 344. 


2 Siehe Hollweck, Das biſch. Seminar in Eichſtätt r. Eichſtätt 1888. 
3 Siehe Bd. 1, S. 374 f. 


Er wurde ſpäter Biſchof von Straßburg (+ 1888). Siehe auch Kap. 31. 
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hierbei thätige Mithilfe. Noch ehe er von ſeinem biſchöflichen 
Stuhle Beſitz genommen, hatte er ſchon mit dem Staatsrath 
v. Linde wegen Errichtung einer theologiſchen Facultät in 
Gießen correspondirt und auch einige Geiſtliche als Profeſſoren 
vorgeſchlagen . Die theologiſche Schule in Mainz wurde nicht 
ganz unterdrückt; vielmehr ſollten die Theologen zwei Jahre in 
Gießen und zwei Jahre im Seminar zu Mainz den Studien ob— 
liegen. Damit war die Errichtung der Facultät eingeleitet, 
welche kurz nach Burgs Inthroniſation ins Leben trat. 

Aber weder das Domcapitel noch die angehenden Theologen 
waren mit dieſen Aenderungen einverſtanden. Am 7. Februar 
1830 hob Domcapitular Werner alle Nachtheile hervor, welche 
durch die Verlegung der theologiſchen Lehranſtalt nach Gießen 
entſtehen würden, und das Ordinariat richtete eine Petition nach 
Darmſtadt, um Errichtung einer theologiſchen Facultät in Mainz. 
Seine Bitte wurde nicht berückſichtigt und am 22. Juni die 
Stiftungsurkunde der neuen Facultät in Gießen vom Großherzog 
unterzeichnet?s. Der Widerſpruch der Domherren gegen dieſelbe 
dauerte fort. Um ihn zu brechen, zählte Biſchof Burg in einer 
Ordinariatsſitzung im November 1830 die einzeluen Rechte, 
welche ihm das Miniſterium in Darmſtadt bezüglich der genann— 
ten Facultät gnädigſt bewilligt habe, aufs. Am 27. November 
begannen die Vorleſungen. Die Mainzer Lehranſtalt ſtarb lang— 
jam aus. Räß war ſchon 1829 nach Straßburg zurückgekehrt; 
Klee folgte in demſelben Jahre einem Rufe nach Bonn. Riffel 
bezog die Univerſitäten Bonn und Tübingen zu ſeiner weiteren 
Ausbildung. Lüft erhielt die Pfarrei Gießen und zugleich die Pro— 
feſſur der Moral. Am 29. Oktober 1831 wurde die Studienzeit 
auf drei Jahre beſtimmt, und die Prüfung unter Controle der 
Regierung angeordnet, welche ſodann ‚unter Mittheilung der 
Prüfungsacten dem biſchöflichen Ordinariate das Geeignete werde 
zugehen laſſen.“ Dem Biſchof blieb es ‚unbenommen, über das 
ſittliche Betragen der Candidaten von dem biſchöflichen Commiſſär 


1 Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S 142. 
2 Lutterbeck, Geſch. der kath.⸗theol. Facultät zu Gießen S. 25 f. 
3 Brück, S. 142 f. 
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Auskunft zu verlangen“ 1. Anfangs beſuchten nur die Theologie— 
ſtudirenden der Diöceſe Mainz die Landesuniverſität. Durch den 
Vertrag zwiſchen Heſſen und Naſſau vom 22. Februar und 
6. März 1838 wurde auch für die Theologen des Bisthums 
Limburg der Beſuch der Univerſität Gießen verpflichtend?. 

Die theologiſche Facultät Gießen trug ſchon bei ihrer 
Gründung den Keim des Todes in ſich. Sie konnte ſich nie zu 
einem wahren Leben erſchwingen; ihr ganzes Beſtehen war viel— 
mehr ein fortwährendes Siechthum 3. Das proteſtantiſche Gießen 
war nicht der Ort, an welchem ſich die katholiſchen Theologie— 
ſtudirenden auf ihren hohen Beruf vorbereiten konnten. Es fehlte 
dort Alles, was zur Entfaltung des kirchlichen Lebens erforder— 
lich iſt. Die Katholiken beſaßen nicht einmal eine eigene Kirche, 
und der katholiſche Gottesdienſt mußte in der proteſtantiſchen 
Kirche abgehalten werden. Erſt im Jahre 1838 wurde durch 
freiwillige Beiträge eine katholiſche Kirche in Gießen erbaut. 
Auch vermochten die erſten Profeſſoren nicht, die jungen Theo— 
logen an die Landesuniverſität zu feſſeln. Noch weniger konnten 
ſie dieſelben mit Liebe und Begeiſterung für die Kirche erfüllen. 
Schon bei Eröffnung der Facultät machten ſich drei verſchiedene 
Richtungen geltend. Der von Burg empfohlene Profeſſor 
Dr. Locherer war ein Joſephiner vom reinſten Waſſer, welcher, 
weit entfernt, ſeine Zuhörer für die Kirche und ihre Inſtitutionen 
zu begeiſtern, durch ſeine ermüdenden, an Ausfällen gegen den 
heiligen Stuhl reichen kirchengeſchichtlichen Vorleſungen eher das 
Gegentheil bewirkte. Als Profeſſor der Exegeſe wirkte Dr. J. B. 
Müller, ein Hermeſianer, deſſen rationaliſtiſche Schrifterklärung 
nicht geeignet war, den Studirenden den tiefen Sinn der heiligen 
Bücher zu erſchließen. Seine Wirkſamkeit dauerte nur ein Se— 
meſter. Er erhielt einen Ruf nach Breslau . Nach ſeinem Weg— 


1 Lutterbeck, S. 48 f. 

4 A. a. D. S. 51. 

Vgl. „Zwölf Jahre einer theologiſchen Facultät“ im Katholik 1863, 1 
S. 540 ff. 

In Breslau und ſpäter in Halle faßte Müller den Entſchluß, prote⸗ 
ſtantiſch zu werden, ſöhnte ſich aber vor Ausführung dieſes Schrittes, von der 
Gnade Gottes ergriffen, reumüthig und aufrichtig mit der Kirche aus. 


’ 


Die an derſelben wirkenden Profeſſoren. 425 


gange blieb das wichtige Fach der Exegeſe anderthalb Jahre un— 
beſetzt. Erſt am 9. November 1832 erhielt er in Dr. Kuhn einen 
Nachfolger. Derſelbe war, wie auch ſein College Dr. Stauden— 
mater, der ſchon am 12. Auguſt 1830 als Profeſſor der Dog— 
matik angeſtellt wurde, ein Zögling der Tübinger Schule. Die 
katholiſch-theologiſche Facultät zu Tübingen“, ſchreibt der Verfaſſer 
eines intereſſanten Artikels im Katholik, „hatte, wie bekannt, in 
den erſten Jahren ihres Beſtehens eine ganz eigenthümliche Stel— 
lung zur katholiſchen Kirche und zu der bis daher geltenden ka— 
tholiſchen Wiſſenſchaft eingenommen. Dem katholiſchen Dogma 
getreu, ſoweit daſſelbe ausdrücklich formulirt ijt, gefiel fie fic 
darin, in allem übrigen ihren eigenen Weg zu gehen und in den 
Punkten, die nicht ihre Ausprägung als förmliches Dogma er— 
halten hatten oder die mehr ins Gebiet der Disciplin gehören, 
eine von der ſeither geltenden abweichende Meinung zu hegen; 
ſie wollte liberal ſein, den Proteſtanten ſo viel zugeben, als 
immer möglich ſchien, und iſt dadurch in Vielem bis zur Grenze, 
in Einigem wohl gar über die Grenze hinausgegangen. Es war 
dies eine, aus der traurigen Lage der katholiſchen Wiſſenſchaft 
in damaliger Zeit ſehr erklärbare und eben darin ihre Entſchul— 
digung findende Richtung; aber es war ſicherlich nicht die rechte 
Richtung n. Am correcteſten war Lüft, der aber unter den ob— 
waltenden Verhältniſſen nicht den Einfluß hatte, „um dem kirch— 
lichen Geiſte die nöthige Geltung zu verſchaffen.“ Nach dem Ab— 
gange Lüfts wurde im Sommer 1835 Riffel zum Pfarrer von 
Gießen und Profeſſor beſtellt, der nach Locherers Tod (1837) 
die Kirchengeſchichte übernahm. Er beſaß in hohem Grade die 
Gabe, ſeine Zuhörer anzuziehen und ihnen Liebe und Begeiſte— 
rung für die Kirche einzuflößen. Auch Kuhn und Stauden— 
maier, welche inzwiſchen in die rechten Bahnen mehr eingelenkt 
waren, entfalteten eine erfreuliche Wirkſamkeit. Leider folgte 
ſchon um Oſtern 1837 Kuhn einem Rufe nach Tübingen und 
einige Monate ſpäter übernahm Staudenmaier die ihm ange— 
tragene Profeſſur der Dogmatik an der theologiſchen Facultät in 
Freiburg. An Kuhns Stelle wurde Dr. Löhnis berufen. Die 


1 Katholik 1863, I, S 546. 
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Lehrkanzel der Dogmatik blieb bis 1839 erledigt. Am 12. Mai 
dieſes Jahres wurde Dr. Leopold Schmid zum Nachfolger 
Staudenmaiers ernannt. Außer dieſen beiden Männern waren 
noch einige junge Geiſtliche der Diöceſe Mainz als Docenten nach 
Gießen berufen worden, denen es wohl nicht am guten Willen, 
aber an den nothwendigen Kenntniſſen gebrach, um theologiſche 
Vorleſungen zum Nutzen der Zuhörer zu halten. 

Noch ſchlimmer war es um die philoſophiſchen Disciplinen 
beſtellt. Da kein katholiſcher Docent für Geſchichte u. ſ. w. in 
Gießen vorhanden war, ſahen ſich die katholiſchen Theologen ge— 
nöthigt, die Vorleſungen proteſtantiſcher Profeſſoren, ja ſelbſt die 
Collegien eines abgefallenen katholiſchen Geiſtlichen zu beſuchen, 
um die ſog. Zwangscollegien zu hören. 

Die theologiſche Facultät in Gießen konnte daher nie die 
Sympathien des Klerus gewinnen. Dieſer blieb derſelben abge— 
neigt und wünſchte ſehnlichſt die Wiedereröffnung der theologiſchen 
Lehranſtalt in Mainz, die rechtlich noch beſtand. Auch angeſehene 
Laien theilten dieſen Wunſch. Schon im Jahre 1839 hatte der 
Abgeordnete Kertell von Mainz die Verlegung der theologiſchen 
Facultät von Gießen nach Mainz in der Ständekammer bean— 
tragt, fand aber nicht die nothwendige Unterſtützung von Seiten 
der Abgeordneten. Selbſt Biſchof Kaiſer benahm ſich ſehr ſchwach 
bei den Debatten über dieſen Gegenſtand in der erſten Kammer “. 
Der Klerus mußte einſtweilen ſeine Abneigung gegen Gießen 
in ſeiner Bruſt verſchließen, bis ihm ein Ereigniß Gelegenheit 
gab, offen hervorzutreten. 

Dieſes Ereigniß war die ebenſo unerwartete als unmotivirte 
Penſionirung, reſp. Abſetzung Riffels, dem zugleich die venia le- 
gendi, d. h. die Erlaubniß, ferner Vorleſungen an der Facultat 
halten zu dürfen, entzogen wurde. Sie erfolgte am 19. Novem— 
ber 1841 und rief große Indignation unter dem Klerus hervor. 
Verſchiedene Decanate richteten Adreſſen? an Biſchof Kaiſer, 
deren Unterzeichner die Entfernung des tüchtigen Profeſſors vom 
theologiſchen Lehrſtuhl durch die Regierung als einen Eingriff 

1 Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 287. 

2 Brück, a. a. O. S. 285 ff. und A. F. Lennig S. 77 ff. 
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in die Lehrfreiheit bezeichneten und zugleich dem kirchlichen Ober— 
hirten die Bitte vortrugen, durch Wiedereröffnung der theologi— 
ſchen Studienanſtalt im Seminar zu Mainz den Inconvenienzen 
der Ausbildung angehender Theologen durch den Staat vorzu— 
beugen. Auch Lüft, der aus eigener Anſchauung die Gebrechen 
der theologiſchen Facultät kennen gelernt und ſchon früher die 
Ueberzeugung gewonnen hatte, daß dieſelbe ‚ohnedies in Kurzem 
ihren Ueberzug nach Mainz würde halten müſſen“!, ſprach dieſen 
Wunſch in ebenſo entſchiedener als maßvoller Weiſe ſeinem Ober— 
hirten in der von ihm verfaßten Adreſſe des Decanats Darm— 
ſtadt aus. 

Wie der Pfarrklerus, jo richteten auch die Theologieſtudi— 
renden in Gießen am 1. Dezember 1841 eine Adreſſe? an Biſchof 
Kaiſer, in welcher ſie der Wirkſamkeit Riffels als akademiſcher 
Lehrer und Seelſorger die höchſte Anerkennung zollen und deſſen 
Reactivirung durch die Vermittelung des Biſchofs erbitten, weil es 
nämlich, und ſo lange es durch die Härte der Verhältniſſe einmal 
nicht vergönnt ſei, daß ſie den Satzungen der Kirche gemäß ſich 
unter den Augen des Biſchofs, gleichmäßig durch katholiſche Wiſ— 
ſenſchaft und katholiſches Leben genährt und gleichſam im Schooße 
der Kirche, zu Prieſtern des Herrn heranbilden könnten.“ 

Nicht ohne Intereſſe iſt die in jener Adreſſe entworfene Dar— 
ſtellung der Verhältniſſe, in welchen ſich die Candidaten der Theo— 
logie in Gießen befanden. Unſere Lage hier“, heißt es, tft 
drückend. Abgeſehen von den Gefahren, worunter wir noch ein— 
mal die Immoralität und Unchriſtlichkeit unſerer Umgebung und 
den Mangel faſt alles katholiſchen Lebens und kirchlicher Erhe— 
bung anführen: ſind wir genöthigt, die wichtigſten Hilfswiſſen— 
ſchaften, wie ſämmtliche philoſophiſche, geſchichtliche und philolo— 
giſche Vorleſungen bei proteſtantiſchen Lehrern zu hören, deren 
Vorträge entweder der katholiſchen Kirche entſchieden feindlich 
ſind, zum Theil aber ſelbſt mit den oberſten Grundſätzen der 
chriſtlichen Offenbarung in offenem Widerſpruch ſtehen, wodurch 
gläubige Gemüther entweder tief geärgert oder gar in ihrer 


1 Brief an Lennig (Brück, A. F. Lennig S. 43 ff.) 
2 Ihr Wortlaut bei Brück, Die oberrh. Kirchenprovinz S. 288 ff. 
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katholiſchen Ueberzeugung irre gemacht und mit den falſcheſten 
Theorien angeſteckt werden; jedenfalls iſt uns aber die Möglich— 
keit nicht gegeben, in jenen überaus wichtigen Hilfswiſſenſchaften, 
namentlich in der Philoſophie und Geſchichte eines richtigen, im 
Geiſte der Kirche gehaltenen Unterrichts zu genießen.“ 

Die Bitten und Wünſche des Klerus und der Studirenden 
blieben unberückſichtigt. Es erfolgte weder die Wiedereinſetzung 
Riffels, noch die Eröffnung der Studienanſtalt in Mainz. Die 
Erfüllung des Herzenswunſches des Mainzer Klerus war einer 
ſpäteren Zeit vorbehalten. 

Auch in der Diöceſe Limburg gab ſich eine Abneigung gegen 
Gießen unter dem Klerus kund und Domherr S ch it von Elt— 

ville brachte in der Sitzung der Abgeordneten in Wiesbaden im 

Mai 18416 ſeinen ſchon wiederholt ausgeſprochenen Wunſch, den 
Vertrag mit Heſſen vom Jahre 1838 zu kündigen und „den 
katholiſchen Theologen, unbeſchadet ihrer Stipendien, freizuſtellen, 
eine beliebige Facultät in der oberrheiniſchen Kirchenprovinz zu 
beſuchen“, oder daß man „wenigſtens im Intereſſe der intellee— 
tuellen Bildung der Studirenden, Denjenigen einen unverzins— 
lichen Vorſchuß (aus dem Centralkirchenfond) leiſten möge, die 
es vorzögen, ihre Studien auf einer anderen Facultät zu machen“, 
als förmlichen Antrag ein. Die Majorität der Kammer ver— 
warf jedoch den Antrag, zu deſſen Unterſtützung Domherr 
Schütz auch geltend machte, daß meiſtens noch ganz junge Leute 
als Profeſſoren nach Gießen berufen würden“ und „daß ein Mann 
von literariſchem Ruf in der Regel in Gießen nicht ſehr lange 
verbleibe und daß gerade die Ausgezeichnetſten unter den Pro— 
feſſoren dem Rufe an andere Univerſitäten folgten“ . Erſt im 
Jahre 1848 wurden die Theologen in Limburg von dem Zwange, 
Gießen zu beſuchen, befreit. 


Ueberaus beklagenswerth waren die Zuſtände an der theo— 
logiſchen Facultät in Freiburg i. B., deren Beſuch den Theolo— 
gen des Erzbisthums vorgeſchrieben war. Hier doeirten außer 


1 Hiſt⸗pol. Bl. Bd. 18. S. 343 ff. 
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dem gelehrten Leonhard Huge, dem es leider an lebendigem 
Glauben fehlte, und dem Dogmatiker Bucheggers, einem 
gläubigen und kirchlich geſinnten Manne, an welchem jedoch die 
falſche Zeitſtrömung nicht ganz ſpurlos vorüber gegangen war, 
die Profeſſoren Freiherr v. Reichlin-Meldegg und 
Schreibers. Erſterer benützte ſeine Vorleſungen über Kir— 
chengeſchichte, um alle außer der Kirche ſtehenden Parteien und 
Secten zu verherrlichen, die Kirche dagegen, ihre Lehren, ihren 
Cultus und ihre Einrichtungen zu verunglimpfen, anzuſchwärzen 
und in den Staub herabzuziehen. Die liebevollen Vorſtellungen 
und Ermahnungen des greiſen Erzbiſchofs Boll verfehlten ihren. 
Eindruck auf den ungehorſamen Prieſter, welcher, von der katho— 
liſchen Kirchenſection begünſtigt, ſogar zum ordentlichen Profeſſor 
ernannt wurde, nachdem er einen Ruf nach Gießen abgelehnt 
hatte. In ſeinem Gewiſſen geängſtigt und „von Außen“ aufge- 
fordert, wandte fic) nun der Erzbiſchof in einer von ſeinem Me— 
tropolitancapitel unterzeichneten Eingabe“ an den Großherzog, 
dem er das ſcandalöſe Treiben Reichlin-Meldeggs, der ſogar öffent— 
lich die Gottheit Chriſti leugnete?, darlegt, die ſchlimmen Folgen. 
derſelben für die Kirche und die Ruhe des Staates hervorhebt 
und die Bitte ausſpricht, dem anrüchigen Profeſſor „die höchſte 
Weiſung zugehen zu laſſen, daß er künftighin wie auch andere 
katholiſche theologiſche Lehrer im Geleiſe des rein katholiſchen Glau— 
bens und ſeiner Dogmen bleibe; beſonders ſich aller ſchmähſüch— 
tigen Ausfälle gegen Perſonen, welche ihre Würde oder ihre 
Stellung ehrwürdig mache, enthalten ſolle.“ Das Schreiben des 
Erzbiſchofs, welches uns einen höchſt unerfreulichen Einblick in 
die kirchlichen Zuſtände Badens gewährt, blieb unberückſichtigt. 
Leider fehlte dem greiſen Oberhirten der Muth, die kirchlichen 
Cenſuren gegen den Verwüſter im Heiligthume der Kirche gu 

1 Siehe Bd. 1, S. 384 und Bd. 2, Kap. 30. 

2 Er wurde ſpäter Generalvicar des Erzb. Hermann v. Vicari. 

3 Siehe Brück, Die oberrh. Kirchenprovinz S. 147 ff. 

4 Vollſtändig abgedruckt in Brück, Die oberrh. Kirchenprov. S. 148 ff. 

5 In ſeinen ſ. g. „Vorſchlägen zur Verbeſſerung unſerer deutſch-latholiſchen 
Kirche“, welche in der Allg. (proteſt.) Kirchenzeitung in Darmſtadt, Nr. 88 
vom 6. Juni 1830 erſchienen. 
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verhängen. Erſt der Abfall desſelben zum Proteſtantismus 
machte ſeinen Verheerungen als Profeſſor der katholiſchen Theo⸗ 
logie ein Ende. Er erhielt eine philoſophiſche Profeſſur in 
Heidelberg. 

Von denſelben Geſinnungen wie ſein College Reichlin-Mel— 
degg war Profeſſor Heinrich Schreiber beſeelt, der ſich ſogar 
nicht ſcheute, in ſeinem Lehrbuche der Moraltheologie zu behaup— 
ten, der Cölibat ſei „‚widernatürlich, widerrechtlich und unſittlich 
zugleich.“ Mit ihm ging hierin Hand in Hand der Profeſſor 
des Kirchenrechtes, Hofrath Amann, früher bayeriſcher Kreis— 
richter, ein Laie, welcher die Kirche gänzlich dem Staate unter— 
ordnete und ſeine Vorträge mit Ausfällen gegen die Hierarchie, 
den Cölibat und andere ehrwürdige Einrichtungen der katholiſchen 
Kirche würzte. 

Schon Erzbiſchof Boll hatte Verſuche gemacht, die Entfernung 
der zuletzt genannten Profeſſoren vom Lehrſtuhl zu bewirken. 
Seine Bemühungen fruchteten jedoch nichts. Auch der Cardinal- 
ſtaatsſeeretär Bernetti richtete am 5. Oktober 1833 eine Note 
an das badiſche Miniſterium, worin er mit Bezug auf das Trei— 
ben dieſer beiden Profeſſoren und „in Berückſichtigung der ſchlim— 
men Folgen“ der „von denſelben aufgeſtellten Lehren“ die ‚augen— 
blickliche Entfernung derſelben von der Univerſität Freiburg’ ver— 
langt 1. Aber auch dieſe Reclamation hatte keine weiteren Fol— 
gen. Die katholiſche Kirchenſection, welche zum Bericht aufge— 
fordert wurde, nahm Schreiber geradezu in Schutz. Er habe, 
heißt es u. A., in ſeinem Werke über chriſtliche Moral „die Ma— 
terie über Gelübde und Cölibat freimüthig, aber auch mit gründ— 
lich wiſſenſchaftlicher Forſchung behandelt? und ſein Werk fei, 
„wenn es auch nicht mit den Grundſätzen des römiſchen Hofes 


In vista pertanto delle funeste consequenze, che dovrebbero inevi- 
tabilmente attendersi in pregiudizio del clero e della religione cattolica 
dalle pessime dottrine insinuate e difese dai nominati professori Schrei- 
ber ed Amann, il S. Padre ha ordinato al sottoscritto Segretario di far 
giungere i suoi reclami a S. Altezza il Granduca di Baden, onde coll’ 
immediata loro remozione dall’ Universita di Friburgo sia tolta la dan- 
nosa influenza che hanno avuto finora sugli animi dei giovani Chierici, 
e sia almeno arrestato il corso ai gravissimi mali, che hanno gia pur 
troppo prodotto. Die Note ijt noch nicht im Drucke erſchienen. 
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übereinſtimme, darum nicht ſchlecht zu nennen“ . Die beiden 
Profeſſoren blieben in Folge dieſes Berichtes vorläufig un— 
behelligt. 

Erſt unter Erzbiſchof Ignaz Demeter kam die Regierung 
der Aufforderung der kirchlichen Behörde einigermaßen nach. 
Schreiber wurde im Jahre 1836 an die philoſophiſche Facultät 
verſetzt und nach ſeinem Abfalle zur Secte Ronge's 1845 pen— 
ſionirt. Auch die Entfernung Amanns vom Lehrſtuhl des Kir— 
chenrechtes ſetzte der Erzbiſchof zuletzt durch. Er hatte ſich in 
dieſer Abſicht am 8. Auguſt 1839 an das Miniſterium gewendet, 
war aber nicht einmal einer Antwort gewürdigt worden. Der 
kirchliche Oberhirt wiederholte daher am 19. Januar 1840 ſeine 
Bitte. Um dieſelbe zu unterſtützen, theilte er dem Miniſterium 
mit, daß er in Rom wegen zu großer Nachſicht und Duldung 
verklagt ſei und täglich die Aufforderung, ſich zu rechtfertigen, 
erwarte. Verbleibe Amann noch ferner im Amte, ſo ſehe er ſich 
genöthigt, die Schuld hievon auf das Miniſterium zu wälzen. 
Der Erzbiſchof ſchließt fein Schreiben mit den Worten: „Wenn 
die hohe Stelle mein bisheriges Benehmen, jede Berührung mit 
Rom zu vermeiden, nur billigen kann, um bei den allgemein 
kirchlichen Wirren den gefährlichen Fragen über gemiſchte Ehen 
auszuweichen, ſo iſt ebenfalls auch von Seite der Regierung 
keine Veranlaſſung zu geben, welche die Ruhe und den Frieden 
zwiſchen Staat und Kirche ſtören könnte“ ?. Auf dieſes Schrei— 
ben, welches ſowohl bezüglich des Characters des Kirchenobern 
als hinſichtlich ſeiner Stellung zur Regierung von hohem Inter— 
eſſe iſt, erfolgte Abhilfe. Sie konnte um ſo leichter eintreten, da 
ein vortrefflicher Lehrer des Kirchenrechts, Hofrath Dr. Buß, in 
Freiburg docirte. Den Verheerungen Amanns wurde dadurch ein 
Ende gemacht. Schon ſeit längerer Zeit hatten ſich Spuren von 
Geiſtesſtörung bei ihm gezeigt. Nach Vertreibung des Großherzogs 
Leopold huldigte Amann der revolutionären proviſoriſchen Regie— 
rung. Er ſtarb in demſelben Jahre in einer Irrenanſtalt. 


1 Das bezügliche Actenſtück iſt ebenfalls noch nicht durch den Druck ver— 
öffentlicht. 

2 Siehe Hägele, Alban Stolz nach authentiſchen Quellen. Freiburg 
1884, S. 46. 
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Hätten die Wächter auf den Mauern Sions mit Nachdruck 
und Beharrlichkeit für das ihnen zuſtehende Recht der Erziehung 
und Ausbildung des Klerus gekämpft, dann hätten ſie nicht nur 
den ihnen gebührenden Einfluß auf die theologiſchen Facultäten 
erhalten, ſondern auch die, noch beſtehenden kirchlichen Lehranſtal⸗ 
ten gerettet. Dafür legen die Vorgänge in der Diöceſe Fulda 
hinlängliches Zeugniß ab. Die Lehranſtalt in Fulda ſollte auf— 
gehoben und dafür eine kurfürſtlich-heſſiſche und herzoglich— 
naſſauiſche katholiſch-theologiſche Facultät' in Marburg mit dem 
Rechte, ,die Würde eines Licentiaten und Doctors der katholiſchen 
Theologie zu ertheilen“ errichtet werden. Als Profeſſoren wur— 
den Leander van Ef ! für Exegeſe und Sengler für Dogmatik 
berufen. Letzterer war ein Laie und dachte gar nicht an den 
Empfang der heiligen Weihen. Dieſer Umſtand wurde von den 
Staatsmännern gar nicht in Betracht gezogen. Die Vorberei— 
tungen zur Eröffnung der neuen Facultät waren damit getroffen. 

Aber noch ehe dieſelbe irgend welche Wirkſamkeit entfalten 
konnte, richteten der Biſchof und das Domcapitel von Fulda ein 
Schreiben an das Miniſterium und die Stände, worin ſie die 
Gründe für die Erziehung des Klerus unter Aufſicht des Biſchofs 
näher darlegen, die religiös-ſittlichen Zuſtände an den Univerſi⸗ 
täten kurz ſchildern und den Nachweis liefern, daß dieſelben keine 
geeigneten Orte für eine den Kirchengeſetzen entſprechende Aus— 
bildung der Candidaten der Theologie ſeien, und gegen die ohne 
Vorwiſſen und Zuſtimmung, ja ungeachtet der Einreden des 
Biſchofs vom Miniſterium organiſirte Facultät feierlich proteſtiren. 
Der Schluß dieſes denkwürdigen Actenſtückes, deſſen Verfaſſer 
auch dem Einwande begegnen, die anderen Biſchöfe der Provinz 
hätten fic) ja auch theologiſche Facultäten an der Landesuniver— 
ſität gefallen laſſen, lautet: „Wir dürfen hoffen, die hohe Stände— 
verſammlung werde in ehrender Anerkennung der zarten Rück— 
ſichten, welche Biſchof und Capitel ihrer Stellung, ihren Ge— 
wiſſen und der Paſtoralklugheit ſchuldig find, die hieſige theo- 
logiſche Lehranſtalt aufrecht zu erhalten, ſich angelegen ſein laſſen, 
und alle Umſtände wohl erwägend, nicht beiſtimmen wollen, daß 


1 Siehe Bd. 1, S. 385 ff. 
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den katholiſchen Candidaten der Theologie hieſiger Divcefe die 
fernere Benützung der Anſtalt verkümmert und ihnen zum Geſetz 
gemacht werde, die katholiſch-theologiſche Facultät zu Marburg 
zu beſuchen. Dies iſt es, um was wir die verſammelten Stände 
bitten, und von deſſen Gewährung ein wichtiger Theil der Ge— 
wiſſensfreiheit abhängt, welche das erſte, in der Verfaſſungs— 
Urkunde ſelbſt verbürgte Recht iſt. Dieſe Freiheit und ihre Kraft 
kann die Kirche dem Staate nicht aufopfern; und unter dem 
Schutze weiſer Volksvertreter fürchtet ſie deren weitere Antaſtung 
nicht, noch auch etwaige Berufung auf die oberrheiniſchen Bis- 
thums⸗Conſtituenten, die der Religion einen politiſchen Character 
aufzwangen, und es dahin bringen wollen, daß man im Innern des 
Heiligthums, wo man das Gemüth ſucht, nur den Menſchen finde, 
und daß Chriſtus dienſtbar werde. Die Verordnung vom 30. Januar 
v. J. ſpricht am deutlichſten jene geiſtige Knechtſchaft aus, deren 
Bande in vielfachen Wendungen alle religiöſe Freiheit umſchlingen 
und das Lebensprincip der katholiſchen Kirche unterdrücken. 
Unſere Beſchwerden dagegen vom 27. Auguſt v. J. legen wir 
hiemit in Abſchrift an, zumalen, da ſie auch die Errichtung der 
katholiſch⸗theologiſchen Facultät, die zum großen Plane gehört, 
betreffen. — Mögen Andere jenem Uebergewichte der Gewalt über 
die intellectuelle und moraliſche Ordnung nachgeben; wir flehen 
um Mäßigung deſſelben bei denen, die jene Ordnung zu vertreten 
haben. Es gibt nur da Ketten, wo Sclaven ſind. Es läßt ſich 
nicht würfeln über das Kleid der Gerechtigkeit und Wahrheit, 
das durch keines Menſchen Hand gewoben iſt. Die Knechtſchaft 
iſt von Rechtswegen für das Ganze, wenn ſie ihren Antheil in 
irgend einer Sache hat. Es iſt unmöglich, ein Land frei zu 
nennen, wo die Kirche, in deren Inſtitutionen ſo viele Völker 
ihre Bürgſchaft gegen den Mißbrauch der Souveränität gefunden, 
ihrer eigenen Freiheit noch entbehrt, und wo ſelbſt jene des reli— 
giöſen Unterrichts und Verkehrs, das Socialmittel, wodurch der 
Glaube ſich begründet und erhält, gefangen genommen werden 
ſoll. Und gewiß die katholiſche Kirche iſt in Churheſſen keine 
Fremde; ſie bittet nicht um die Rechte der Gaſtfreundſchaft; ſie 
hat ſchon unter Bonifacius die Heſſen zu Chriſten gebildet; ſie 
hatte ihre Verfaſſung, ehe Heſſenland eine hatte; ſie entwickelte 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 28 
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und behauptete dieſe Verfaſſung über ein Jahrtauſend ungeſtört, 
und iſt mit ihr unter Churheſſens Schutz geſtellt worden, und 
dieſen Schutz wird die hohe Ständeverſammlung und Staatsre- 
gierung uns nicht verſagen.“ 

Auch der Magiſtrat von Fulda wandte ſich in einer Eingabe 
vom 2. Juli 1831 an das Miniſterium und die Stände, denen 
er auf die Bemerkung, die Marburger Facultät fet eine Wohl⸗ 
that für die Katholiken, vortrefflich bemerkt: „da die fragliche 
theologiſche Facultät im Allgemeinen als eine Wohlthat bezeichnet 
wird, jo ſollte man den Grundſatz nicht verläugnen, daß Wohl- 
thaten nicht aufgedrungen werden dürfen.“ 

Ein ſo würdiges und ehrenhaftes Auftreten verfehlte auch 
ſeine Wirkung nicht. Mochte auch die Regierung ſich dagegen 
ſträuben, die Marburger Facultät ſtarb ſchon, ehe ſie geboren 
war, und die Schule von Fulda blieb wie ſeit Jahrhunderten 
eine Pflanzſtätte des Klerus. Hätten doch nur die andern Biſchöfe 
dieſes Beiſpiel nachgeahmt !. 


Die theologiſche Facultät in Tübingen? war in ihren erſten 
Vertretern noch ſtark von den falſch-liberalen Ideen auf dem 
Gebiete der Philoſophie, Theologie und des canoniſchen Rechtes 
inficirt, welche auch in der Tübinger theologiſchen Quartalſchrift 
ihren Ausdruck fanden. Doch trat in Bälde eine Wendung zum 
Beſſern ein. Die kirchlichen Grundſätze und Anſchauungen ge- 
wannen immer mehr die Oberhand unter den Profeſſoren, welche 
meiſtens in der Wiſſenſchaft ſehr bewandert waren. Mit großem 
Segen wirkte Möhler. Die Berufung von Kuhn und Hefele 
trug weſentlich dazu bei, daß Tübingen längere Zeit ein An— 
ziehungspunkt für wißbegierige Jünglinge wurde, die aus den 
verſchiedenſten Diöceſen Deutſchlands in der Muſenſtadt ſich zu— 
ſammenfanden, um unter der Leitung tüchtiger Lehrer ſich auf 
ihren hohen Beruf vorzubereiten. . 


1 Die Aeten theilt Roskordny, Monumenta ete. II, p. 473 sqq. mit. 
2 Siehe Bd. 1, S. 375. 
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Neunundzwanzigſtes Kapitel. 


Die ſtatholiſch-theslogiſchen Facultäten in Breslau und Bonn. Ihr Verhältniß zur 

Rirchlichen Behörde. Die theologiſchen Lehranſtalten in den Erzdiöceſen Hneſen und 

Posen. Die Studienanftalten in Heſterreich. Die höheren und niederen Convicte. Die 

Gymnaſten und Schullehrerſeminarien. Einſtuß der Kirche auf dieſe Anftalfen. Die 

Volſisſchulen. Aufhebung des gemeinſchaftlichen Religionsunterrichts im Herzogthum 
Naſſau. : 


Die Zuſtände an den theologiſchen Facultäten in Preußen 
waren nicht erfreulich. Die Profeſſoren an der Univerſität in“ 
Breslau! bezogen meiſtens nur einen kümmerlichen Gehalt, und 
einzelne, oft ſehr wichtige Fächer blieben jahrelang unbeſetzt. 
Als Hoffmann 1812 aus der Facultät ausſchied, blieb die 
Dogmatik ſieben Semeſter vacant, worauf Dereſer? für dieſes 
Fach berufen wurde. Nach ſeinem Tode 1827 trat wieder eine 
neue Vacatur von drei Jahren bis 1830 ein. Nicht beſſer war 
es um die Moraltheologie beſtellt. Im Jahre 1824 vertauſchte 
Haaſe, Profeſſor der Moral, ſeine Profeſſur mit einer Pfarr⸗ 
ſtelle; aber erſt 1831 erhielt er in G. Dominikus Berg einen 
Nachfolger. Nach dem Tode des letzteren 1837 blieb dieſe wich— 
tige Stelle wieder volle ſechzehn Semeſter bis 1845 unbeſetzt. 
Für die Paſtoral war ſeit Legenbergers Weggang im 
Jahre 1813 bis zum Jahre 1848 kein Profeſſor angeſtellt, und 
als Dr. Pelka 1823 die Profeſſur des Kirchenrechts niederlegte, 
gab ihm die Regierung keinen Nachfolger, weil die Vorleſungen 
über Kirchenrecht in die juriſtiſche Facultät gehörten. Die alt— 
teſtamentliche Exegeſe docirte Köhler, ein Greis von beinahe 
achtzig Jahren, der außerdem noch die Stelle eines Directors 
des katholiſchen Gymnaſiums, das 1824 ſiebenhundert und fünf 
Schüler zählte, bekleidete. Im Jahre 1830 reſignirte er auf 
ſeine Profeſſur, die nun neunzehn Semeſter bis 1839 erledigt 
blieb. Die Profeſſur der Kirchengeſchichte blieb nach J. J. Ritters! 


1 Mo vers, Denkſchrift über den Zuſtand der katholiſch-theologiſcher 
Facultät an der Univerſität zu Breslau ſeit der Vereinigung der Breslauen 
und Frankfurter Univerſität bis auf die Gegenwart. Leipzig 1845. 

2 Siehe Bd. 1, S. 16, 228, 385. 

3 Siehe Seite 437. 469 f. 
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Rücktritt im Sommer 1843 bis Oſtern 1845 unbeſetzt. Der 
Geiſt, welcher an der theologiſchen Facultät herrſchte, war viel- 
fach ein incorrecter und unkirchlicher. Soll dieſelbe doch im 
Jahre 1817 erklärt haben, daß „einige Fächer, z. B. die bibliſche 
Exegeſe ebenſo gut bei proteſtantiſchen Theologen frequentirt 
werden könnten“ 1. Von 1824 bis 1830 trug Anton Theiner?, 
zuletzt Rongeaner, ſeine glaubens- und ſittengefährlichen Lehren 
vor und erfreute ſich des Schutzes der Regierung. Im Jahre 
1831 wurde der Hermeſianer Müller? als Exeget berufen. Die 
biſchöfliche Behörde war dieſen Verhältniſſen gegenüber ganz 
machtlos. 

Nicht ſo ſchlimm wie in Breslau war es um die theologiſche 
Facultät in Bonn beſtellt, obſchon die kirchliche Behörde auch 
hier hinlänglichen Grund zur Klage hatte. Als die Facultät 
errichtet ward, forderte der Cultusminiſter v. Altenſtein den da- 
maligen Bisthumsverweſer Font+ in Aachen auf, Vorſchläge fiir 
die Beſetzung der theologiſchen Profeſſuren zu machen. Mit 
Freuden unterbreitete derſelbe dem Miniſterium das Namens- 
verzeichniß der ihm geeignet erſcheinenden Perſönlichkeiten und 
knüpfte ſehr ſanguiniſche Hoffnungen an die neue Facultät?. 
Aber er ſollte bald enttäuſcht werden. Seine Vorſchläge fanden 
keine Berückſichtigung, und das Verhältniß, in welches die Fa— 
cultät zur Diöceſanbehörde trat, war für deren Chef ſehr betrü— 
bend. Auch die Orthodoxie mancher Profeſſoren gab gerechten 
Grund zur Beſchwerde. Der Commentar des von Tübingen be— 
rufenen Profeſſors Gratz über das Matthäus-Evangelium er⸗ 
regte wegen ſeines rationaliſtiſch-unkirchlichen Inhalts ſelbſt die 
Indignation Dereſers und hatte ſchließlich das Verbot der Vor— 
leſungen ſeines Verfaſſers zur Folge. Derſelbe blieb aber Mit— 
glied der Facultät und nahm an allen ihren Berathungen und 


1 Die katholiſch⸗theologiſche Facultät an der Univerſität zu Breslau. 
Prüfung der über die Verhältniſſe derſelben von Herrn Profeſſor Dr. Movers. 
veröffentlichten Denkſchrift. Leipzig 1845. S. 21. 

2 Siehe Kap. 36. 

3 Siehe Seite 424. 

4 Siehe Bd. 1, S. 168 f. 

5 Denkſchrift über die Parität an der Univerſität Bonn x. S. 61. 
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Entſcheidungen Antheil. Die Dogmatik war dem Profeſſor Her— 
mes übertragen, deſſen irrige Doctrinen die Diöceſanverwalter 
von Münſter? und Paderborn veranlaßten, den Theologen beider 
Bisthümer den Beſuch der Bonner Univerſität zu verbieten. Die 
Facultät führte hierüber Klage bei der proteſtantiſchen Regie— 
rung s. Die Kirchengeſchichte und Patriſtik trug der im Früh— 
jahr 1823 nach Bonn berufene Schleſier J. J. Ritter! vor. 
Die unfreundlichen Beziehungen; der theologiſchen Facultät 
zur biſchöflichen Behörde, welcher faſt jeder Einfluß auf die Pro— 
feſſoren entzogen war, erregte in Font den Wunſch, die ,fatho- 
liſche Facultät möge nach Köln verlegt werden“; allein er 
drang mit ſeinen Anträgen bei der Regierung nicht durch. Beſſer 
geſtaltete ſich das Verhältniß zwiſchen Facultät und Biſchof mit 
der Erhebung des Grafen v. Spiegel auf den erzbiſchöflichen 
Stuhl von Köln. An ihn wandte ſich die Facultät mit der 
Bitte, „er möge ihr mit dem Vertrauen, das für den Zweck ihrer 
Exiſtenz ſo weſentlich nothwendig ſei, entgegenkommen“, worauf 
er von Münſter aus antwortete: „Die Erfüllung der ausgeſpro— 
chenen Hoffnung der hochgeehrten Herren werde fortwährend eine 
Herzensangelegenheit für ihn ſein und werde er ernſtlich ſtreben, 
das Vertrauen der hochwürdigen Herren Profeſſoren fic) anzu— 
eignen“. Einer beſonderen Gunſt des neuen Oberhirten erfreute 
ſich Profeſſor Hermes, deſſen Schüler nach und nach die theolo— 
giſchen Lehrſtühle erhielten. Nach dem Weggange Sebers er— 
hielt im Herbſt 1826 Achterfeld, bisher Profeſſor am Hoſia— 
num in Braunsberg, die Profeſſur der Moral und im Spätjahre 
1827 die Leitung des theologiſchen Convicts. Auf Betreiben des 
Erzbiſchofs wurde Gratz 1826 endlich von der Profeſſur entfernt. 
Seine Stelle blieb unbeſetzt. Im Sommer 1828 habilitirte ſich 
der Hermeſianer Braun als Privatdocent, der im folgenden 


1 Siehe Kap. 32. 

2 Siehe Bd. 1, S. 370 ff. Denkſchrift über die Parität ꝛc. S. 65 ff. 

3 Denkſchrift ꝛc. S. 70. 

4 Siehe Seite 469 f. 

5 Denkſchrift ꝛe. S. 70. Vgl. Perrone, Zur Geſch. des Hermeſianis— 
mus, S. 18 f. 

6 Denkſchrift ꝛc. S. 71. 
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Jahre außerordentlicher Profeſſor aber ohne Gehalt „wegen 
Mangel an Fonds“ ward, obſchon durch den Eintritt des Her— 
mes ins Domcapitel (1825) und der Ernennung des Gratz zum 
Regierungs- und Schulrath in Trier (1828) der Etat der katho— 
liſchen Facultät um 1600 Thaler erleichtert worden war. Als 
1830 Ritter dem Rufe nach Breslau als Domherr und Profeſſor 
gefolgt war, erhielt Braun einen Gehalt von 500 Thalern. Die 
Profeſſur der Kirchengeſchichte wurde ihm erſt nach dreijähriger 
Erledigung als Ordinarius, aber ohne Gehaltserhöhung übertra— 
gen. Im Herbſte 1829 erging ein Ruf der Regierung an Klee 4, 
Profeſſor am Seminar zu Mainz, als ordentlicher Profeſſor 
„hauptſächlich für die Fächer der exegetiſchen und dogmatiſchen 
Theologie.“ Nach dem Tode des Hermes ( 1831) wurde ſein 
Schüler Vogelſang, ſeit 1828 Privatdocent, Extraordinarius 
mit 500 Thaler Beſoldung. Von Oſtern 1823 bis Herbſt 1829 
zählte die Facultät ſtatt ſechs nur vier und vom Frühjahre 1831 
nur drei active ordentliche Profeſſoren, obſchon ſeit 1826 die 
Zahl der Theologieſtudirenden an dreihundert betrug. 

Die Stellung der Facultät zu ihrem kirchlichen Oberhirten 
trat mit der Inthroniſation des Erzbiſchofs Clemens Auguſt in 
ein neues Stadium. Er widerſetzte ſich alsbald mit aller Energie 
gegen die Hermeſianer, verweigerte den hermeſianiſch geſinnten Pro— 
feſſoren die Approbation ihrer Vorleſungen und verbot den Theo— 
logen den Beſuch derſelben. Die Regierung ergriff Partei für 
die Hermeſianer, die Studenten gehorchten ihrem Erzbiſchof. Die 
Kataſtrophe vom 22. November 1837 führte eine Aenderung her— 
bei. Der uncanoniſche Capitelsvicar und Diöceſanverweſer Hüs— 
gen? begünſtigte in auffallender Weiſe die Parteigenoſſen des 
Hermes und bedrückte, von der Regierung verbeiſtandet, ihre 
Gegner. Die Zuſtände an der Facultät wurden immer trauriger. 
Mißmuthig ſchied der hervorragendſte unter den Profeſſoren, Dr. 
Klee, im Jahre 1839 von Bonn und nahm den an ihn ergange- 
nen ſehr ehrenvollen Ruf nach München an. Seine Stelle als 


1 Siehe Seite 457 f. 
2 Siehe Seite 299. 329 und Kap. 32. 
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ab. Die ausländiſchen Theologen mieden Bonn und die Studi— 
renden aus der Erzdiöceſe Köln hielten ſich von den Hermeſia— 
nern möglichſt fern. 

Einen neuen Aufſchwung nahm die theologiſche Facultät, 
als Geiſſel Coadjutor des Erzbiſchofs Clemens Auguſt und apo— 
ſtoliſcher Adminiſtrator von Köln wurde n. Er verweigerte Oſtern 
1843 den Vorleſungen von Braun und Achterfeld die biſchöfliche 
Genehmigung, worauf ſie das Miniſterium von den theologiſchen 
Vorleſungen dispenſirte. Ihren Gehalt bezogen ſie jedoch fort. 
An Stelle Achterfelds übernahm Franz Xaver Dieringer?, 
ſeit 1830 Profeſſor am Seminar zu Speyer und auf Geiſſels 
Empfehlung 1843 nach Bonn berufen, das Fach der Dogmatik. 
Außerdem wurde ihm die Leitung des theologiſchen Convicts 
übertragen. Doch ging dieſelbe ſchon im Herbſte 1844 an den 
zum außerordentlichen Profeſſor der Moral an die Facultät be⸗ 
rufenen Dr. Konrad Martin, zuletzt Biſchof von Paderborn 
(7 1879), über. Im Winterſemeſter 1846 wurde Hilgers, 
ſeit 1840 außerordentlicher Profeſſor ohne Beſoldung, Ordina- 
rius für Kirchengeſchichte und im Frühling 1848 Martin für 
Moral. 

Außer Bonn und Breslau beſtand noch eine theologiſche 
Facultät an der Akademie zu Münſter . Die übrigen Diöceſen 
behielten die dort bereits beſtehenden Lehranſtalten zur wiſſen— 
ſchaftlichen Ausbildung des Klerus. 

Einige Andeutungen über die Seminarien in Gneſen und 
Poſen! dürften hier am Orte ſein. Im Jahre 1834 wurden 
dieſelben ,von der geiſtlichen Behörde im Einverſtändniß mit der 
weltlichen in der Art organiſirt, daß in Poſen ein theoretiſches, 
in Gneſen dagegen ein practiſches Seminar eingerichtet und an 
beide Lehrauſtalten Weltgeiſtliches als Lehrer berufen wurden.“ 


1 Siehe Seite 371 ff. 

2 Siehe Seite 459. 

3 Siehe Bd. 1, S. 368 f. 

4 Wir folgen hier dem ſchon öfters eitirten Promemoria des Erzbiſchofs 
Przyluski an König Friedrich Wilhelm IV. vom Jahre 1848. 

5 Bis zum Jahre 1834 wurden dieſe Anſtalten von Prieſtern des 
Miſſionarien-Ordens geleitet.“ 
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Das Recht der Berufung und Anſtellung der Profeſſoren an den 
genannten Anſtalten, von welchen nur das Seminar in Poſen 
einen kleinen Staatszuſchuß erhielt, wurde von den Oberhirten 
der beiden Sprengel früher „frei und ungehindert ausgeübt.“ 
„Seit der preußiſchen Occupation“ aber „mußte zu jeder Anſtel⸗ 
lung eines Lehrers an dieſen Anſtalten noch das landesherrliche 
Placet eingeholt werden“, welches die Regierung zu einem förm⸗ 
lichen Ernennungsrechte“ erweiterte. „Dem Erzbiſchof wollte fie 
blos einen leeren Schein davon belaſſen.“ Dies zeigte ſich be— 
ſonders bei Beſetzung der Stelle eines Regens im Jahre 1846. 
Die vom Erzbiſchof vorgeſchlagenen Candidaten wurden einfach 
von der Regierung zurückgewieſen und demſelben bedeutet, daß 
man „andere geeignetere Männer zu ermitteln ſuchen werde.“ 
Als nun der Erzbiſchof ‚unter Berufung auf ſeine Rechte eine 
ſolche ungebetene Hilfeleiſtung ablehnte“ und drei weitere Geiſt— 
liche für die erwähnte Stelle in Vorſchlag brachte, erhielt er 
ach länger als einem halben Jahre die kurze Antwort, daß die 
Placetirung der Bezeichneten Anſtand finde.“ Seine Bitte, man möge 
ihm „die Gründe für dieſe Weigerung“ angeben, ließ die Regierung 
unbeantwortet. Als nun der Erzbiſchof „einen der in Vorſchlag 
gebrachten Geiſtlichen interimiſtiſch zum Regens berufen wollte, 
wurde ihm mit der Drohung entgegen getreten, es werde dem 
Staate nicht an Mitteln fehlen, ſein Oberaufſichtsrecht zu wah— 
ren und hiermit unvereinbarliche Anordnungen des Erzbiſchofs 
rückgängig zu machen.“ Erſt gegen Ende des Jahres 1847 gab 
die Regierung den Forderungen des kirchlichen Obern in Bezug 
auf einen der von ihm zuerſt vorgeſchlagenen Candidaten nach. 
Da aber dieſer nun die Stelle ablehnte, mußte eine neue Cor— 
respondenz geführt werden, die ſich ſo in die Länge zog, daß 
„das Prieſterſeminar in Poſen ſich über zwei Jahre ohne Re— 
gens befand“ und bei ſeinen „ohnehin ſchon unzureichenden Lehr— 
kräften ſeiner gänzlichen Auflöſung nahe gebracht wurde.“ 

Auch bezüglich der Leitung dieſer kirchlichen Anſtalten wur— 
den die Rechte des Erzbiſchofs empfindlich verletzt. „Wie die 
Regierung“, heißt es in der Denkſchrift des Erzbiſchofs Przyluski, 
punter dem Prätext des Placet das Ernennungsrecht des Erz— 
biſchofs in Betreff der Lehrer zu einer bloßen Formel herabzu— 
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bringen jucht, jo trachtet fie unter dem Prätext des ſogenannten 
Oberaufſichtsrechts überhaupt die ganze unmittelbare Leitung und 
Verwaltung der Prieſterſeminare quo ad externa und interna an 
ſich zu ziehen, und den Einfluß des Erzbiſchofs in dieſer Be— 
ziehung auf Berichterſtattung und Formirung von Anträgen bei 


den Staatsbehörden zu reduciren.“ Einen Beweis hiefür liefert 


die projectirte Erweiterung des Seminars in Poſen Es ſollte 
nämlich dieſe Anſtalt, an welcher bislang nur vier Lehrer wirk— 
ten, dergeſtalt erweitert werden, daß fie „in der theologiſchen Ab— 
theilung fünf und in der philoſophiſchen vier Lehrer erhalte, da— 
mit den Aspiranten des geiſtlichen Standes in beiden Erzdiöceſen 
in Ermangelung einer Univerſität oder ſonſtigen theologiſchen 
und philoſophiſchen Lehranſtalt in der Provinz Gelegenheit ge— 
währt würde, ſich eine den Zeitbedürfniſſen entſprechende allſei— 
tige gründliche philoſophiſche und theologiſche Bildung zu verſchaf— 
fen.“ Nach Uebereinkunft zwiſchen der Regierung und dem Erz— 
biſchof ſollte letzterer ſämmtliche Docenten im Einverſtändniß mit 


der Staatsbehörde“ anſtellen und „die unmittelbare Beaufſichti— 


gung der Anſtalt in Bezug auf Unterricht und Disciplin der 
Zöglinge und das Verhalten der Lehrer“ führen, und nur die 
Oberaufſicht Namens des Staates dem Oberpräſidenten vorbe— 
halten werden.“ Das Miniſterium legte aber einen ganz anderen 
Plan dem Könige zur Genehmigung vor. Nach demſelben wur— 


den die dem Erzbiſchof zugeſtandenen Rechte wieder ſehr be— 


ſchränkt, indem ihm nur die Anſtellung „der in der theologiſchen 
Anſtalt wirkenden Lehrer“ zugeſtanden, die Anſtellung der Lehrer 
an der philoſophiſchen Anſtalt dagegen „dem Miniſterium der 


geiſtlichen Angelegenheiten vorbehalten“ und die Disciplinargewalt 


hinſichtlich letzterer auf „Anzeige an die Staatsbehörde“ einge— 
geſchränkt wurde. Der Erzbiſchof konnte hierauf nicht eingehen, 


aber alle ſeine Reclamationen blieben fruchtlos. Unter dieſen 


Umſtänden mußte die Erweiterung der Anſtalt „nach jahrelangem 
Verhandeln trotz alles Entgegenkommens von ſeiner Seite, ob— 


gleich hiezu alle Mittel bereit waren, blos um deshalb unter— 


bleiben, weil es der Regierung hierbei nicht ſowohl um Förde— 
rung des katholiſchen Intereſſes, als um Erlangung eines un- 
gemeſſenen Einfluſſes, ſelbſt auf Koſten der Conſequenz, zu thun 
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war, und ſie, nicht zufrieden mit der ausſchließlichen Leitung 
und Verwaltung des ſonſtigen Elementar- und höheren Schul⸗ 
weſens, die ſich hier darbietende Gelegenheit benutzen wollte, um 
auch in Betreff des Klerikalſeminars die Autorität des Erzbiſchofs 
noch mehr zurückzudrängen und auf ein Minimum zu redueiren, 
die Handhabung der Disciplin ſeinen Händen zu entwinden und 
überhaupt dieſe Anſtalt unter die unmittelbare Botmäßigkeit der 
Staatsbehörde zu bringen.“ 

Eine weſentliche Veränderung hinſichtlich der Studienanſtalten 
Oeſterreichs! ijt nicht zu verzeichnen. Der joſephiniſche Studien- 
plan behauptete zum Verderben der Wiſſenſchaft noch immer 
ſeine Herrſchaft, und die vorgeſchriebenen Vorlesbücher wurden 
nicht durch zweckentſprechendere erſetzt. Doch fand in ſofern ein 
Aufſchwung ſtatt, als tüchtige und wiſſenſchaftlich gebildete Pro— 
feſſoren an den einzelnen Anſtalten wirkten, welche den Sinn für 
Wiſſenſchaft und kirchliches Leben bei ihren Zuhörern zu wecken 
verſtanden. Einzelne dieſer Männer werden im folgenden Ka— 
pitel näher characteriſirt werden. Sehr anregend wirkte die Phi— 
loſophie Günthers? auf die theologiſchen Studien. 


Wie ſchon erwähnt wurde, war mit der theologiſchen Fa— 
cultät in Bonn ein höheres Convict verbunden. Auch in Mün⸗ 
ſter und Breslau, ſowie am Lyceum in Braunsberg waren ſolche 
Anſtalten. Das unter ſtaatlicher Leitung ſtehende Georgianum * 
in München nimmt Theologieſtudirende aus dem ganzen König— 
reich Bayern auf. In Würzburg beſteht ein biſchöfliches Convict 
für die angehenden Theologen dieſer Diöceſe. Auch an den 
königlichen Lyceen ſind ſolche Convicte errichtet. 

In der oberrheiniſchen Kirchenprovinz exiſtiren theologiſche 
Convicte in Tübingen, das ſ. g. Wilhelmsſtift, und in Frei— 
burg i. B. Die Verſuche des Erzbiſchofs Boll von Freiburg, 
für ſeine große Erzdiöceſe eine ſolche Anſtalt zu gründen, waren 
am Widerſpruche der Staatsbehörden geſcheitert. Glücklicher war 
Siehe Bd. 1, S. 375 ff. 

Siehe Seite 460 ff. 
Siehe Bd. 1, S. 351 f. 
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dagegen ſein Nachfolger. Um dem immer fühlbarer werdenden 
Prieſtermangel abzuhelfen, ging die Regierung endlich auf die 
Bitten des Erzbiſchofs Demeter ein. Das Prieſterſeminar ſollte 
von Freiburg nach St. Peter im Schwarzwalde verlegt, und das 
bisher als Seminar dienende Gebäude zu Freiburg in ein Con— 
vict umgewandelt werden. Die Koſten für dasſelbe wurden aus 
kirchlichen Mitteln beſtritten, die Oberleitung behielt ſich der 
Staat vor. Am 1. Juli 1841 übertrug das Miniſterium die 
innere Leitung der Anſtalt einem Director und zwei Repetenten 
und die Aufſicht in pädagogiſcher und ökonomiſcher Hinſicht einer 
aus drei Univerſitätsprofeſſoren und dem Director beſtehenden 
Commiſſion. Dem kirchlichen Oberhirten wurde nur die Befugniß 
zugeſtanden, zu den Semeſtralprüfungen oder ſonſtigen öffent—⸗ 
lichen Acten einen biſchöflichen Commiſſär zu ſenden, das Haus. 
zuweilen perſönlich zu beſuchen und die Zöglinge ſämmtlich oder 
einzeln vor ſich zu rufen, Einſicht von den halbjährigen General- 
berichten des Directors zu nehmen, auch ſeine Deſiderien, Bitten 
und Vorſtellungen bezüglich der Anſtalt und ihrer Leiter an das 
Miniſterium zur Berückſichtigung gelangen zu laſſen. Der da- 
malige Domdecan und Weihbiſchof, Hermann v. Vicari, ſprach 
ſich mit aller Entſchiedenheit gegen eine der biſchöflichen Ober— 
leitung ganz entzogene Anſtalt aus. Auch der Erzbiſchof war 
mit der Anordnung des Miniſteriums höchſt unzufrieden, gab 
aber nach längerem Zögern „in ſeiner Beängſtigung um ſeine in 
Verwilderung heranwachſenden Theologen einem Inſtitute ſeine 
Zuſtimmung, welches wenigſtens einigermaßen Beſſerung in die 
religiöſen und ſittlichen Zuſtände derſelben zu bringen verſprach, 
da ihm etwas Anderes zu erreichen damals unmöglich war.“ 
Im November 1841 wurde das neue Convict eröffnet!. 


Niedere Convicte beſtanden in vielen Diöceſen. Die Zög- 
linge derſelben beſuchten die Staatsgymnaſien. Die Beziehungen, 
der Diöceſanbiſchöfe zu dieſen Anſtalten waren nicht überall 
gleich. In der oberrheiniſchen Kirchenprovinz gab es nur in der 


1 Brück, Die oberrhein. Kirchenprovinz S. 152 f. 
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Diöceſe Rottenburg zwei Anſtalten dieſer Art, welche unter der 
Leitung des Staates ſtanden. Die übrigen Bisthümer mußten 
derſelben entbehren. Das ſ. g biſchöfliche Gymnaſium in Mainz, 
welches viele Schüler zählte, wurde kurz vor der Inthroniſation 
des Biſchofs Burg in Folge allerhöchſter Entſcheidung geſchloſſen. 
Biſchof Blum von Limburg hatte ſich gleich nach Beſitznahme 
ſeines Bisthums an die Regierung gewandt mit der Bitte um 
Knabenconvicte, wurde aber abſchläglich beſchieden. Erſt in den 
folgenden Jahren war es ihm möglich, ſeinen Herzenswunſch zu 
verwirklichen. Einſtweilen mußte er ſich mit einem Privatpäda⸗ 
gogium begnügen. Auch der Erzbiſchof gründete aus eigenen 
Mitteln ein kleines Convict, in welches vorerſt ſieben Zöglinge 
aufgenommen wurden. Ein Schreiben des Miniſteriums vom 
18. Juni 1846 beauftragt den Oberkirchenrath, den Erzbiſchof 
aufmerkſam zu machen, daß zur Errichtung von ‚Privatlehr- und 
Schulanſtalten“ die Staatserlaubniß erforderlich ſei, und daß es 
einer desfallſigen Vorlage „innerhalb ſechs Wochen entgegenſehe“!. 

Die Gymnaſien und Lehrerſeminarien und andere Lehranſtalten 
blieben mehr oder weniger dem kirchlichen Einfluß entzogen. Die 
weltliche Obrigkeit betrachtete dieſe Inſtitute, die meiſtens mit 
kirchlichen Fonds gegründet worden waren und unterhalten wur— 
den, als reine Staatsanſtalten und wollte den Biſchöfen nur einen 
ganz geringen Einfluß auf den religiöſen Unterricht an denſelben 
zugeſtehen. Auch der confeſſionelle Character der angeführten 
Lehranſtalten blieb nicht unangetaſtet ?. Viele derſelben wurden in 
paritätiſche' umgewandelt, wobei das proteſtantiſche Intereſſe be— 
ſondere Berückſichtigung fand, und manche ſogar ihres katholiſchen 
Characters ganz entkleidet. Intereſſante Beiſpiele bietet die Pro— 
ving Poſen 8. Hier beſtanden im Jahre 1815 drei katholiſche Gym— 
naſien in Poſen, Bromberg und Reiſen, und zwei Progymnaſien in 
Pakosc und Frauſtadt nebſt dem Chorſchulinſtitut in Trzemeſzno. 


„Alle dieſe Auſtalten waren katholiſche Stiftungen.“ Anſtatt dieſe 


Lehranſtalten zu erhalten, „zog es die Regierung mit ihren pro- 


1 Brück, a. a. O. S. 153 7 


2 In Preußen waren meiſtens Proteſtanten als Referenten über Gym⸗ 
naſien de. beſtellt. 


Vgl. das S. 439, N. 4 citirte Promemoria. 


Die Gymnaſien in Preußen. 445. 


teſtantiſchen Conſiſtorial- und Schulräthen vor“, dieſelben „theils. 
aufzuheben, theils zwar beizubehalten, aber zur größten Beein— 
trächtigung der Katholiken zu reorganiſiren.“ Das Progymnaſium 
zu Pakosec wurde aufgehoben, „weil es den Anforderungen der 
Zeit nicht entſpreche“, und das Gymnaſium zu Reiſen mit der 
proteſtantiſchen Unitätsſchule zu Liſſa „unter der Bedingung 
vereinigt, daß an der nunmehr „Gymnaſium“ benannten Anſtalt 
in Liſſa die Stellen des Rectors und der vier erſten Lehrer nur 
mit Proteſtanten beſetzt werden dürfen, auch der evangeliſchen 
Geiſtlichkeit ihr bisheriger Einfluß auf die betreffenden Lehrer— 
ſtellen verbleibe.“ Das katholiſche Progymnaſium zu Frauſtadt 
„wurde in eine Real- oder Kreisſchule verwandelt, an welcher 
nur ein katholiſcher Lehrer fungirte.“ Am Gymnaſium zu Brom- 
berg wurden „allmählich lauter proteſtantiſche Lehrer angeſtellt.“ 
Im Jahre 1848 befanden ſich unter elf Lehrern nur zwei katho— 
liſche Unterlehrer.“ Nicht beſſer erging es dem Gymnaſium in 
Poſen. „Die an demſelben vorgefundenen katholiſchen Lehrer 
wurden, auch wenn ihre Tüchtigkeit und wiſſenſchaftliche Bildung 
vom Publikum anerkannt war, allmählich entfernt und an ihre 
Stelle proteſtantiſche Lehrer aus allen Gegenden Deutſchlands 
herbeigerufen, jo daß im Jahre 1832 nur noch einige katholiſche 
Unterlehrer an der Anſtalt geblieben waren, und alſo damals 
die Katholiken des Großherzogthums auch nicht eine einzige höhere 
Bildungsanſtalt mehr beſaßen, die man eine katholiſche hätte 
nennen können. Im Jahre 1834 wurden in Poſen zwei Gym— 
naſien, ein katholiſches und ein proteſtantiſches, errichtet und den— 
jelben die vorhandenen katholiſchen Fonds zu gleichen Theilen 
überwieſen, ohne zu berückſichtigen, daß in der Wirklichkeit das 
katholiſche Gymnaſium mehr Bedürfniſſe hatte, als das proteſtan- 
tiſche, und daß, da die gedachten Fonds alle aus katholiſchen 
Stiftungen herrührten, ſowohl Gerechtigkeit als Billigkeit es for— 
derten, daraus zunächſt die Bedürfniſſe des katholiſchen Gym— 
naſiums vollſtändig zu befriedigen.“ Da die katholiſchen Gym— 
naſiaſten viel zahlreicher waren als die proteſtantiſchen, war die 
Errichtung von Parallelklaſſen und die Anſtellung neuer Lehrer 
am katholiſchen Gymnaſium nothwendig, wodurch es dahin kam, 
daß „die Lehrer des proteſtantiſchen Gymnaſiums bei der Hälfte 
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der Schüler, alſo bei der Hälfte der Arbeit und Kraftanſtrengung 
jahrelang durchweg größere Gehälter bezogen, als die Lehrer des 
katholiſchen Gymnaſiums, die während deſſen im eigentlichen 
Sinne des Wortes darben mußten“. Erſt im Jahre 1848 wur- 
den ſie ihren proteſtantiſchen Collegen bezüglich des Gehaltes 
gleichgeſtellt. Auch für das Gymnaſium zu Trzemeſzuo wurde 
ſehr ſpärlich geſorgt, ‚obgleich es im Großherzogthum Poſen an 
geeigneten Fonds zur reichlichen Ausſtattung der für das Be— 
dürfniß der Katholiken erforderlichen höheren Bildungsanſtalten 
keineswegs fehlt“; denn der ganze Provinzial-Schulfonds und der 
für Schulzwecke beſtimmte Säculariſationsfonds rührten aus fatho- 
liſchen Stiftungen her. Die Proteſtanten haben keinen Pfennig 
dazu beigetragen. Trotzdem wurden ihnen die Erträgniſſe dieſer 
Fonds in reichem Maaße zugewendet, die Bedürfniſſe der Ka— 
tholiken dagegen unberückſichtigt gelaſſen. Die Miniſterialver— 
ordnung von 1847, es ſollten an jedem katholiſchen Gymnaſium 
einige proteſtantiſche Lehrer angeſtellt werden, und umgekehrt, 
gefährdeten den confeſſionellen Character dieſer Anſtalten von 
neuem. 

Aehnliche Zuſtände beſtanden auch in den übrigen Provinzen 
der Monarchie. So wurde in Köln das ehemalige Karmeliten— 
gymnaſium den Proteſtanten übergeben und das katholiſche Gym— 
naſium in Erfurt in ein paritätiſches umgewandelt, an welchem 
außer dem Religionslehrer kein Katholik angeſtellt iſt. Das in 
Wetzlar beſtehende gemiſchte Gymnaſium, deſſen Einkünfte haupt⸗ 
ſächlich aus katholiſchen Fonds herrühren, wurde in ein rein pro— 
teſtantiſches umgeſtaltet. In Düſſeldorf, Heiligenſtadt und an 
anderen Orten mußten ſich die katholiſchen Mittelſchulen ebenfalls 
die Metamorphoſe in paritätiſch-proteſtantiſche gefallen laſſen 2. 

In den andern deutſchen Bundesſtaaten hatte ſchon früher 
die Verwandlung confeſſioneller Auſtalten in paritätiſche begonnen. 


In Bayern und Oeſterreich jedoch hielt man im Ganzen an dem 


1 Wie die rein kath. Fonds in Preußen verwendet wurden, ſiehe in: Die 
kath. Intereſſen in den preußiſchen Kammern des Jahres 1858 — 54. Düſſel⸗ 
dorf 1854. 


2 Siehe Beiträge zur Kirchengeſch. des 19. Jahrh. in Deutſchl. S. 21 f 
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confeſſionellen Character der Studienanſtalten feſt, verkümmerte 
aber in anderer Weiſe die Rechte der Kirche auf dieſelben. 


Die katholiſchen Schullehrerſeminarien wurden wohl in den 
meiſten Staaten beibehalten und ihre Leitung vielfach in die 
Hände der Geiſtlichen gelegt. Aber auf welche Leute fiel oft die 
Wahl der Regierungen, welche Zuſtände herrſchten an einzelnen 
dieſer Anſtalten? „Es hat mir ein geiſtlicher Director eines fatho- 
liſchen Schullehrerſeminars geſagt,“ ſprach Domdecan v. Hirſcher 
in der Sitzung der erſten Kammer in Karlsruhe von 1850, er 
habe viele Jahre weder an Chriſtus noch Chriſtenthum geglaubt. 
Seit einiger Zeit, fügte er bei, fange er an umzukehren. Er lebt 
nicht mehr. Ob derſelbe“, fährt Hirſcher fort, um ſeiner Freiſinnigkeit 
willen Seminardirector geworden, laſſe ich dahingeſtellt, aber Das 
weiß ich, daß er es, wenn die Kirche ihn zu ernennen oder bei 
der Ernennung weſentlich mitzuwirken gehabt hätte, nicht gewor— 
den wäre“ 1. Welche Zöglinge aus ſolchen Anſtalten hervor— 
gehen mußten, hat das Revolutionsjahr 1848 zur Genüge ge— 
zeigt 2. 

Wenn es auch in anderen Staaten weniger ſchlimm um die 
Schullehrerſeminarien beſtellt war, ſo war doch kaum an einer 
dieſer Anſtalten der Kirche die ihr gebührende Stellung einge— 
räumt. In Württemberg waren dieſelben der Aufſicht des biſchöf— 
lichen Ordinariates „gänzlich entzogen“. 

Nicht einmal die Ertheilung des Religionsunterrichtes an 
den mittleren und niederen Schulen war dem freien Ermeſſen der 
Biſchöfe überlaſſen. Der Staat controlirte die katholiſchen Re— 
ligionsbücher, und ſchrieb ſelbſt eigenmächtig ſolche vor. Im 
Großherzogthum Baden führte der katholiſche Oberkirchenrath 
katholiſche Religionsbücher ein, ohne dem Erzbiſchof nur Anzeige 
zu machen. In manchen Gymnaſien wurde oft längere Zeit 


1 Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 154. Ueber Preußen 
ſ. Bd. 1, S. 416. 

2 In ſeiner Motion 1846 berührt Freiherr v. Andlaw ebenfalls dieſen 
wunden Fleck.“ Siehe Seite 228. 

3 Aetenmäßige Darſtellung der Verhandlungen x. S. 85. 
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gar kein Religiousunterricht ertheilt, an anderen Lehranjtal- 
ten war derſelbe ein höchſt mangelhafter. Nicht ſelten wurden 
ganz unkirchliche Männer als Religionslehrer angeſtellt, oder 
katholiſche Lehrbücher abgeſchafft, weil ſie ſtreng katholiſch waren!. 
In Württemberg? führte der katholiſche Kirchenrath die Religions— 
bücher und Katechismen ein. Es kam dort ſogar vor, daß das 
Oberamt einen katholiſchen Katechismus abſchaffte, ohne der 
biſchöflichen Oberbehörde auch nur im Geringſten Mittheilung 
davon zu machen. Die Kammerverhandlungen von 1836 liefer— 
ten kein der Kirche günſtiges Reſultat. Biſchof J. B. v. Keller 
weiſt in dem Nachtrage zu ſeiner Motion; die Verletzung ſeiner 
Rechte hinſichtlich der Gymnaſien durch Beiſpiele nach. In Bezug 
auf die Elementarſchulen beklagt er ebenfalls, daß „dem Biſchofe 
und ſeinem Ordinariate der kirchliche Einfluß, das Einwirken auf 
einen Hauptzweig ſeines Berufes und Amtes — auf die Jugend— 
bildung, beſonders auf die religiöſe, — entzogen ſei.“ 

Auch den Volksſchulen ſollte die confeſſionelle Baſis entzogen 
werden. Wenigſtens fehlte es nicht an Verſuchen von Seiten 
der Gegner der Kirche. Auf dem Landtag in Darmſtadt ſtellten 
einige Deputirte 1827 den Antrag, die Confeſſionsſchulen in 
Rheinheſſen in Communalſchulen zu verwandeln. Dieſer Antrag 
wurde 1829 wiederholt und auf das ganze Großherzogthum aus— 
gedehnt. Die erſte Kammer lehnte jedoch denſelben ab, worauf 
die Stände mit Ausnahme eines Mitgliedes eine einſeitige 
Adreſſe an das Miniſterium beſchloſſen. Ihrem Geſuche ward 
nicht willfahrt. Dagegen erklärte die Provinzialregierung von 
Rheinheſſen durch Verfügung vom 8. September 1830 die katho— 
liſchen Schulen von Mainz für Communalſchulen, verbot den 
betreffenden Lehrern und Lehrerinnen das „Ave Maria“ mit den 
Kindern zu beten und beauftragte die Bürgermeiſterei, ſtatt dieſer 
zunpaſſenden Einrichtung; ein anderes Gebet im Einverſtändniß 
mit dem Schulinſpeetor einzuführen. Biſchof Burg proteſtirte 
gegen dieſen Erlaß, und das Miniſterium befahl der Provinzial⸗ 
regierung am 18. Oktober, denſelben ſogleich zurückzunehmen. 

1 Brück, Die oberrhein. Kirchenprovinz S. 155. 

2 A. a. O. S. 156 f. 

3 Siehe Seite 231 ff. 
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Das Ediet vom Jahre 1832 behielt den confeſſionellen Character 
der Schulen bei, geſtattete aber unter gewiſſen Bedingungen die 
Errichtung von Communal⸗- reſp. die Aufhebung der Confeſſions— 
ſchulen!. Auch im Großherzogthum Baden wurden Verſuche 
gemacht, Communalſchulen anſtatt der beſtehenden Confeſſions— 
ſchulen zu errichten. 


Wir haben ſchon früher? des ſ. g. ,allgemeinen Religions⸗ 
unterrichtes“, an welchem Katholiken und Proteſtanten ſich bethei— 
ligen mußten, in den Schulen des ehemaligen Herzogthums 
Naſſau gedacht. Die biſchöfliche Behörde in Limburg konnte ſich 
begreiflicherweiſe mit dieſem Erzeugniß religiöſen Indifferentis⸗ 
mus nicht befreunden; aber ſie beſaß nicht Entſchiedenheit genug, 
um dem Unweſen zu ſteuern. Auf die Klage des Biſchofs Brand 
in der Deputirtenkammer 1831, daß in den Pädagogien zu we— 
nig, in den Gymnaſien aber gar fein confeſſioneller Religions- 
unterricht ertheilt werde?, beſtimmte das Miniſterium am 17. Ok⸗ 
tober, daß der Pfarrer von Weilburg wöchentlich einige Male 
in näher vom Director zu beſtimmenden Stunden, katholiſchen 
Religionsunterricht zunächſt für die angehenden Theologen“ und 
für diejenigen katholiſchen Schüler des dortigen Gymnaſiums, 
welche demſelben freiwillig beiwohnen wollten, ertheilen ſolle. 
Der Plan kam damals nicht zur Ausführung >. Erſt zwei Jahre 
ſpäter, am 2. November 1833, wurde ein vom biſchöflichen Or⸗ 
dinariate vorgeſchlagener Lehrer beauftragt, wöchentlich zwei 
Stunden für die zukünftigen Theologen und eine Stunde für die 
übrigen katholiſchen Zöglinge Religionsunterricht zu geben. Sei- 
nen Gehalt bezog er aus dem katholiſchen Centralkirchenfonds. 


1 Brück, Die oberrh. Kirchenprovinz S. 157. 

2 Bd. 1, S. 418 f. 

3 Firnhaber, Die naſſauiſche Simultanvolksſchule II, S. 451. 

4 Für dieſe ſollte er obligatoriſch ſein. 

5 Der damalige Pfarrer, Decan Stilger, lehnte am 31. Oktober ab, weil 
der Unterricht nicht für alle Schüler obligatoriſch ſein ſollte. 
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An den Director des Gymnaſiums erging ein Reſeript des Pra- 
fidenten der Landesregierung Möller, dieſen Lehrer weder zu 
verpflichten, noch als Hilfslehrer zu betrachten, noch zu den Con- 
ferenzen einzuladen; „lauter Beſtimmungen, die den Unterricht als 
einen neben dem öffentlichen hergehenden, von der Kirche veran— 
laßten und überwachten“, alſo als einen bloſen Privatunterricht 
„hinſtellen ſollten“. Am 24. November 1835 überwies das 
Miniſterium die Ertheilung des Religionsunterrichtes dem neu 
ernannten Pfarrer Rau. 

Ein Jahr ſpäter, Oſtern 1836, wurde ein Katholik mit 
Ertheilung des allgemeinen Religionsunterrichtes, den ſeit 1817 
ein proteſtantiſcher Lehrer gegeben hatte, betraut. Dies veran- 
laßte den evangeliſchen Landesbiſchof Heydenreich, auch für 
die proteſtantiſchen Schüler einen confeſſionellen Unterricht zu 
fordern, worauf das Miniſterium ein Reſcript erließ, daß mit 
Oſtern 1838 der allgemeine Religionsunterricht am Gymnaſium 
ganz aufhören ſolle. 

Durch dieſe Verfügung, zu deren Erlaß das Promemoria 
des Biſchofs Wilhelm Bauſch vom 20. Oktober 1837 Vieles 
beigetragen, war der erſte Schritt zur Aufhebung des allgemeinen 
Religionsunterrichtes in den Schulen geſchehen. 

Auf dieſe Weiſe hatten die Vorgänger des Biſchofs P. Joſ. 
Blum und tüchtige Geiſtliche demſelben ſchon vorgearbeitet. Auch 
die in den Regierungskreiſen eingetretenen Veränderungen kamen 
ihm zu Statten. Nach ſeiner Inthroniſation hatte er eine 
Audienz bei Herzog Adolph, dem er ſeine Wünſche münd⸗ 
lich und auf deſſen Verlangen am 8. Dezember 1842 in einer 
Denkſchrift? mittheilte. Der Biſchof verlangt confeſſionellen 
Religionsunterricht in allen Lehranſtalten unter fpecieller Auf— 
ſicht der kirchlichen Behörde, Knabenſeminare, freie Wahl der 
Univerſität für die Theologen und eine biſchöfliche Prüfungscom⸗ 


miſſion zur Abhaltung der theologiſchen Prüfungen s. So ge⸗ 


1 Firnhaber, S. 451. 

2 Einen Auszug aus derſelben theilt Firnhaber a. a. O. S. 358 mit. 

3 Trennung des paritätiſchen Lehrerſeminars und confeſſionelle Elementar⸗ 
ſchulen erwähnt auf Wunſch des Herzogs nur das biſchöfliche Begleitſchreiben. 
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recht dieſe Forderungen waren, ſo koſtete es doch manche Kämpfe, 
bis Biſchof Blum in Beſitz der ihm zuſtehenden Rechte gelangte. 
Erſt nach vielen Mühen konnte der allgemeine Religionsunterricht 
endlich ganz beſeitigt werden. Der Widerſpruch gegen das darauf 
bezügliche Verlangen des Biſchofs ging vornehmlich von der 
Landesregierung aus, während das Miniſterium mehr Geneigt- 
heit zeigte, die Wünſche desſelben zu erfüllen. Die Schulzuſtände 
in Wiesbaden gaben endlich den Ausſchlag. Mit Neujahr 1843 
erfolgte die Aufhebung des allgemeinen Religionsunterrichtes am 
dortigen Pädagogium und in Folge der Miniſterialreſolution vom 
18. Januar 1844 mit Oſtern 1844 bei den übrigen Anſtalten 
dieſer Art. Auf Reclamation der Regierung erſchien am 5. Juli 
eine weitere Miniſterialreſolution, der Herzog habe befohlen, daß 
der allgemeine Religionsunterricht an „den Unterrichtsanſtalten 
wegfalle und ein confeſſioneller Religionsunterricht, welchen st 
betreffenden Geiſtlichen an dieſen Anſtalten zu leiten hätten, a 
deſſen Stelle treten ſolle.“ Das biſchöfliche Ordinariat in Lime 
burg erließ nun mit Bezug auf dieſe Reſolution eine Inſtruction 
an die Pfarrer bezüglich der Ertheilung des Religionsunterrichtes. 
Die Landesregierung nahm aber davon Veranlaſſung, eine neue 
Vorſtellung zu Gunſten des allgemeinen Religionsunterrichtes an 
das Miniſterium zu richten, worauf letzteres am 26. Januar 
1846 ihr befahl, den Schulinſpectoren mitzutheilen, das der all- 
gemeine Religionsunterricht für die Zukunft fortfalle. Dieſes 
geſchah, und das biſchöfliche Ordinariat zu Limburg erließ am 
10. Februar 1846 eine Verordnung! über den Religionsunter- 
richt in den Schulen. 

Aber auch mit dieſer Entſcheidung war die Sache noch nicht 
erledigt. Es kam wiederholt zu Erörterungen zwiſchen dem 
biſchöflichen Ordinariat und den Regierungsbehörden. Die Re— 
gierung hatte zwiſchen einem ſ. g. vorbereitenden bibliſch-hiſto— 
riſchen und einem dogmatiſchen Religionsunterricht unterſchieden. 
Erſteren ſollten die Lehrer ertheilen, und es konnten die Schüler 
beider Confeſſionen denſelben beſuchen. Dies mußte nothwendig 
zu Mißhelligkeiten führen. Das biſchöfliche Ordinariat trat ent— 
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ſchieden für die Rechte der Kirche ein und verwarf in einem 
Schreiben vom 30. November 1847 die Unterſcheidung zwiſchen 
bibliſch⸗geſchichtlichem und confeſſionellem Unterricht als unzu— 
läſſig, und bezeichnet denſelben als die Baſis eines religidjen 
Indifferentismus. Zugleich erklärte es hiebei unter Berufung 
auf die Gewiſſensfreiheit, daß weder die katholiſchen Lehrer ver 
pflichtet werden könnten, einen akatholiſchen Religionsunterricht 
zu ertheilen, noch die katholiſchen Kinder, einem ſolchen beizuwoh⸗ 
nen. Die Landesregierung gab ſich damit nicht zufrieden und 
ſuchte ihren Standpunkt aufs neue zu rechtfertigen. Das Ordi- 
nariat erwiderte am 18. Januar 1848. Die Competenz bezüg⸗ 
lich des Religionsunterrichtes, heißt es u. A., fet nie den geiſt⸗ 
lichen Behörden beſtritten worden. Nur ihr gebühre es, Wnord- 
nungen hierüber, unbeſchadet der Schulordnung zu treffen. „Wir 
müſſen bemerken“, fährt das Schreiben fort, „daß die in Folge 
der Vorſtellung unſeres Biſchofs höchſten Orts verfügte Auf— 
hebung des ſeit 1817 in den Elementarſchulen aufgenommenen 
ſ. g. allgemeinen Religionsunterrichts nicht nur wegen des nach— 
theiligen Einfluſſes desſelben, ſondern ebenſo ſehr deshalb den 
katholiſchen Landesangehörigen zur Befriedigung gereichte, weil 
durch dieſe Maßregel ein früherer Eingriff in die biſchöflichen 
Rechte endlich beſeitigt wurde. Wir werden jeder Einmiſchung 
in die zu unſerem Reſſort gehörige Regelung und Ueberwachung 
der Ertheilung des katholiſchen Religionsunterrichtes entſchieden 
entgegentreten müſſen. Nachdem der allgemeine Religionsunter⸗ 
richt durch höchſte Verfügung abgeſchafft worden, iſt keine Be- 
hörde mehr befugt, einen gemeinſchaftlichen Religionsunterricht 
für katholiſche und evangeliſche Kinder vorzuſchreiben oder auch 
nur zuzulaſſen“!. Die weiteren Verſuche der Landesregierung in 
dieſer Angelegenheit wurden durch die Märzrevolution verhindert. 
Auch die von dem Revolutionsſchwindel ergriffenen Landſtände, 
welche die für den confeſſionellen Unterricht ausgeworfenen Re— 
munerationen ſtrichen und die Wiedereinführung des allgemeinen 
Unterrichtes für die Schüler unter vierzehn Jahren verlangten?, 


1 Firnhaber, a. a. O. S. 473. 
2 Prot. I, S. 458. 
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vermochten nicht, mit ihren Anträgen durchzudringen. Die 
Kämpfe hörten jedoch damit nicht auf !. 


Dreißigſtes Kapitel. 


Die katholiſche Wiſſenſchaft. Vorbemerkungen. Das Studium der heiligen Schrift. 

Die bedeulendſten katholiſchen Exegeten. Die Behandlung der Dogmatik. Die Werke 

von Klee, Staudenmaier u. A. Die fpeculative Philoſophie und Theologie. Baader. 

Hünther u. ſ. w. Die Irrthümer des letzteren. Die apologetiſche Literatur u. ſ. w. 
dieſer Zeit. Drey. Werner u. A. 


Einen herrlichen Aufſchwung nahm die katholiſche Wiſſen⸗ 
ſchaft? in Deutſchland ſeit dem dritten Decennium unſeres Jahr- 
hunderts. Die theologiſchen Studien emancipirten ſich von dem 
verderblichen Einfluſſe einer rationaliſtiſch-pantheiſtiſchen Philo- 
ſophie, welche bisher wie ein drückender Alp auf ihnen gelegen und 
fie beherrſcht hatte, und gründlichere philoſophiſche und theolo- 
giſche Werke, deren Verfaſſer aus den echten Quellen ſchöpften, 
traten an die Stelle der geiſtloſen und unkirchlichen Producte 
einer kaum verfloſſenen Zeit. Allerdings vollzog ſich dieſer Pro— 
ceß nur langſam, und das Einlenken aus dem dunkeln Labyrinthe 
des Irrthums in die hellen und ſicheren Wege der Wahrheit er— 
forderte große Kämpfe und Anſtrengungen. Die Vertreter der 
katholiſchen Wiſſenſchaft hatten ihre Studien vielfach in den 
Schulen rationaliſtiſch⸗aufgeklärter Lehrer gemacht und dort die 
falſchen Ideen eingeſogen. Sie waren auch Kinder ihrer Zeit 
und wurden von der allgemeinen Zeitſtrömung, der Niemand ſich 
ganz entziehen kann, noch mehr oder weniger fortgeriſſen. Mit 
einem Male, alle die irrigen Anſchauungen und falſchen Grund— 
ſätze, die ihnen gleichſam eingeimpft waren, abzuſchütteln, war 
eine zu ſchwierige Aufgabe. Erſt allmälig gelang es den katho— 
liſchen Philoſophen und Theologen, durch Vertiefung in die Ge— 


1 Im Jahre 1844 wurde "die kathol. Lehranſtalt in Hadamar zu einem 
Gymnaſium erhoben. Hinſichtlich der Bemühungen der katholiſchen Abgeord— 
neten und des Biſchofs um Errichtung eines kathol. Schullehrerſeminars 2c. 
wird im dritten Bande das Nothwendige mitgetheilt werden. 

2 Siehe Bd. 1, S. 381 ff. 
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heimniſſe des Chriſtenthums und beſonders durch eifriges Stu⸗ 
dium der Väter und der großen Lehrer der Kirche eine richtigere 
Anſicht von der Kirche ſelbſt, von ihren Dogmen, ihrem Cultus 
und ihrer univerſellen Wirkſamkeit zu gewinnen. Auf dieſe Weiſe 
wurde nach und nach eine beſſere Richtung in der Theologie an- 
gebahnt. Weiter zu ſchreiten, und ſich von der Herrſchaft der 
Pſeudowiſſenſchaft ganz zu befreien, war den Theologen einer 
ſpäteren Zeit vorbehalten. 

Wenn wir daher auch nicht alle literariſchen Producte, welche 
in dem von uns behandelten Zeitraum erſchienen ſind, billigen 
können, vielmehr viele und große Ausſtellungen machen müſſen, 
ſo dürfen und wollen wir doch das Verdienſt der damaligen Ver⸗ 
treter der katholiſchen Wiſſenſchaft keineswegs unterſchätzen. Das— 
ſelbe iſt vielmehr um ſo größer, je höher die Hinderniſſe aufge— 
thürmt waren, welche zuerſt hinweggeräumt werden mußten. Die 
Thätigkeit dieſer Männer bildet gleichſam ein Uebergangsſtadium. 
Die Befreiung der katholiſchen Theologie aus der Umarmung 
eines ungläubigen und frivolen Rationalismus und die Anbah⸗ 
nung einer auf ernſten und gründlichen Studien beruhenden und 
von einem kirchlichen Geiſte belebten katholiſchen Wiſſenſchaft war 
die große Aufgabe, deren Löſung ihnen zum großen Theile gelang. 


Großen Ruhm als Exeget ärntete der gelehrte und ſcharfſin— 
nige Hug durch ſeine Einleitung in das neue Teſtament, welcher 
ſchon früher gedacht wurde . Auch Auguſt Scholz, ein Schüler 
Jahns, bearbeitete das Gebiet der Einleitungswiſſenſchaft. In 
der Nähe von Breslau am 8. Februar 1794 geboren, begann 
er ſeine Studien an der dortigen Univerſität, beſuchte hierauf zu 
ſeiner weiteren Ausbildung Wien, Paris, London, Italien und 
das heilige Land und erhielt 1821 eine Profeſſur in Bonn und 
1837 ein Canonicat in Köln ( 1852). Große Erudition iſt 
Scholz nicht abzuſprechen, dagegen laſſen ſeine Schriften die noth— 
wendige Klarheit und Ueberſichtlichkeit vielfach vermiſſen. Unter 
ſeinen literariſchen Arbeiten ſind außer einer kritiſchen Edition 


1 Siehe Bd. 1, S. 384. 
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des neuen Teſtamentes ſeine Archäologie und ſeine Einleitung in 
die Schriften des alten und neuen Teſtamentes anzuführen 1. 
Viel bedeutender als letzteres Werk iſt die Einleitung des Tü— 
binger Profeſſors Joh. Georg Herb ft. Geboren zu Rottweil 
(1787), beſuchte er die Studienanſtalt zu St. Peter im Schwarz— 
wald und ſetzte nach Unterdrückung der Abtei dieſelben in 
Freiburg fort, wo er unter Hugs Leitung das Studium der 
orientaliſchen Sprachen und der Exegeſe mit großem Eifer be— 
trieb. Als Profeſſor nach Ellwangen berufen, ſiedelte er mit 
der dortigen Facultät nach Tübingen über. Außer verſchiedenen 
werthvollen kleineren Schriften und Abhandlungen arbeitete er 
an einer Einleitung ins alte Teſtament, an deren Vollendung ihn 
der Tod (7 1836) hinderte ?. Die Herausgabe derſelben beſorgte 
fein Nachfolger Benedict Welte, der in Bonn die orientalt- 
ſchen Sprachen ſtudirt hatte. Das Werk erſchien 1841 in vier 
Bänden, von welchen der letzte Theil ausſchließlich von Welte 
verfaßt iſt, die anderen aber eine ganz weſentliche Vermehrung 
und Umarbeitung durch ihn erfuhren. Außerdem lieferte Welte 
zahlreiche gelehrte Abhandlungen philologiſchen und theologiſchen 
Inhaltes in die Tübinger Quartalſchrift und in das Kirchen- 
lexikon, deſſen Redaction er mit Wetzer übernommen hatte. 
Er ſtarb als Domcapitular von Rottenburg (1885). Der 
Orientaliſt Franz Karl Movers*, zuerſt Pfarrer, hier- 
auf (1839) Profeſſor in Breslau, verfaßte neben anderen 
exegetiſch-kritiſchen Schriften ein leider unvollendet gebliebenes 
Werk „Die Phönizier“! mit Berückſichtigung der heiligen Schrift, 
welches ſeiner ausgebreiteten Gelehrſamkeit ein herrliches Zeugniß 
ausſtellt. Einer der bedeutendſten Orientaliſten war Friedrich 
Windiſchmanns ( 1861), Sohn des Bonner Profeſſors, 


1 Werner, Geſch. der kath. Theologie S. 531 ff. Hurter, Nomenela- 
tor literarius, t. III, p. 1075 sqq. 

2 Werner, a. a. O. S. 533. Hurter, I. c. p. 807. 

3 Raßmann, Nachrichten von dem Leben und den Schriften Münſter⸗ 
ländiſcher Schriftſteller des 18. und 19. Jahrh. Münſter 1866. S. 223 f. 

4 Siehe Werner, a. a. O. S. 544 ff. 

5 Strodl, Fr. Heinrich Hugo Windiſchmann, ein Bild ſeines lirchl. 
Wirkens und ſeiner wiſſenſchaftlichen Thätigkeit. München 1862. 
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ein Gelehrter erſten Ranges. Leider vertauſchte er ſchon nach 
zwei Semeſtern ſein Lehramt an der Univerſität München (1839) 
mit der Stelle eines Domcapitulars an der Metropolitankirche 
und Generalvicars des Erzbiſchofs v. Reiſach. Sein Weggang von 
der Univerſität war ein herber Verluſt für die Wiſſenſchaft. Eine 
beſondere Anerkennung fand ſeine kurze Erklärung des Galater- 
briefes in der gelehrten Welt. Ebenbürtig ſteht ihm zur Seite 
Daniel Bonifatius Haneberg, Profeſſor in München, Abt 
des dortigen Benedictinerkloſters und ſpäter Biſchof von Speyer 
(+ 1876). Er begann ſeine ſchriftſtelleriſche Thätigkeit mit Ab⸗ 
faſſung einer kurzen Einleitung in das alte Teſtament, aus 
welchem ſein „Verſuch einer Geſchichte der göttlichen Offenbarung“ 
erwuchs. Seine Thätigkeit gehört jedoch mehr der folgenden 
Periode an !. 

Werthvolle exegetiſche Werke verfaßten Peter Fourerius 
Ackermann?, ein Schüler Jahns, in Wien und Profeſſor 
Laurenz Reinke; in Münſter, der mit Recht als „der orien- 
taliſche Stern“ der dortigen Akademie bezeichnet wird. Er hatte 
zu ſeiner Ausbildung die Lehranſtalten in Münſter, Wien und 
Bonn beſucht und oblag in letzterer Stadt vier und ein halbes 
Jahr vorzugsweiſe dem Studium der orientaliſchen Sprachen. 
Seine ſchriftſtelleriſche Thätigkeit begann Reinke 1836 und ſetzte 
dieſelbe bis zu ſeinem Tode ( 1879) fort. Vorzüglich beſchäf⸗ 
tigte er ſich mit den meſſianiſchen Weiſſagungen, die er ausführ— 
lich und gegen die rationaliſtiſche Kritik vertheidigte. Von Reinke 
wurde auch Movers ausgebildet. Von Welte erſchien eine Er— 
klärung des Buches Job. Eine Hauptaufgabe der katholiſchen 
Exegeten war der Beweis der Echtheit der beſonders angefochte- 
nen Partieen des alten Teſtamentes. Außer Klee und Windiſch— 
mann ſchrieben Commentare über die Bücher des neuen Teſta— 
mentes Mack“, Profeſſor in Tübingen ( 1885), Adalbert 
Maier (t 1889) in Freiburg, Mühler u. A. Eine deutſche 


1 Siche Bd. 8. 

2 Werner, a. a. O. S. 542. 

5 Raßmann, a. a. O. S. 267 ff. Vgl. Erinnerungen aus alter und 
neuer Zeit von einem alten Münſteraner. Münſter 1880. S. 99 ff. 

4 Siehe Seite 406. 
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Ueberſetzung ſämmtlicher Bücher der heiligen Schrift mit An— 
merkungen, welche vielfach den Schriften der Kirchenväter entlehnt 
find, veranſtaltete Joſ. Franz Allioli, Profeſſor in München, 
ſpäter Dompropſt in Augsburg (+ 1873). 


Eine beſonders hervorragende Stelle unter den Dogmatikern 
dieſes Zeitraumes nimmt unſtreitig Heinrich Klee ein. Gee 
boren zu Münſtermaifeld bei Koblenz, kam er als Knabe nach 
Mainz, wo er das dortige biſchöfliche Gymnaſium beſuchte und 
hierauf unter Liebermanns? Leitung Philoſophie und Theologie 
ſtudirte. Mit eminenten Fähigkeiten einen eiſernen Fleiß ver— 
bindend, machte er in den verſchiedenſten Zweigen der Wiſſen— 
ſchaft ſolche Fortſchritte, daß ihm nach Vollendung ſeiner Studien 
ein Lehrſtuhl am biſchöflichen Seminar eingeräumt wurde. Die 
theologiſche Facultät zu Würzburg verlieh ihm 1825 das Doc- 
tordiplom. Einen an ihn ergangenen Ruf nach Freiburg i. B. 
lehnte er ab. Dagegen nahm er 1829 die ihm angebotene Pro— 
feſſur an der Univerſität Bonn an, und eröffnete vor zahlreichen 
Zuhörern Vorleſungen über die heilige Schrift und die 
Dogmatik. Die Intriguen der Hermeſianer machten ihm aber 
zuletzt den Aufenthalt in Bonn unerträglich und veranlaßten ihn, 
einem Rufe nach München 1839 Folge zu geben. Leider wurde 
er ſchon im folgenden Jahre der Wiſſenſchaft durch den Tod ent— 
riſſen. Ein Mann von ungewöhnlicher Erudition und von un— 
geheuchelter Ehrfurcht gegen die Kirche war Klee eine Zierde 
des theologiſchen Lehrſtuhles. Sein Lieblingsſtudium waren 
die Schriften der Kirchenväter. Aber auch die wiſſenſchaftlichen 
Leiſtungen des Mittelalters und der Neuzeit waren ihm nicht 
unbekannt. Seine ſchriftſtelleriſche Thätigkeit umfaßt das Gebiet 
der Geſchichte, Exegeſe, Moral und beſonders der Dogmatik. Das 
Hauptwerk Klee's iſt ſeine Dogmatik, deren Hauptvorzüge Werner 
ganz richtig mit den Worten angibt: „Reiche theologiſche Eru— 
dition, markige Fülle und Kürze, geiſtreiche Faſſung und Expo— 


1 Einen Lebensabriß Klee's von Sauſen enthält die dritte Auflage 


ſeiner Dogmatik. 
2 Siehe Bd. 1, S. 143 f., 389. 
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ſition der dogmatiſchen Materien, große Vertrautheit mit der 
patriſtiſchen Theologie und demzufolge eine ſehr ausgiebige und 
ſolide Behandlung des Traditionsbeweiſes, ſind in Verbindung 
mit einer tiefgläubigen Geſinnung und ſtrengkirchlichen Haltung 
die auszeichnenden Vorzüge der Leiſtungen Klee's, welchen jedoch 
manche Mängel im Ganzen und im Einzelnen zur Seite gehen.“ 
Ein anderes, nicht minder wiſſenſchaftliches Werk iſt ſeine Dogmen⸗ 
geſchichte. Weniger bedeutend ſind ſeine exegetiſchen Werke, die 
jedoch für ihre Zeit von nicht geringer Wichtigkeit waren. Die 
wiſſenſchaftlichen Verdienſte Klee's, die um ſo höher anzuſchlagen 
ſind, als derſelbe mehr ein Autodidact war, hebt Werner treffend 
hervor, wenn er ſchreibt: „Klee gehört indeß zu jenen Männern, 
welche für ihr Zeitalter wahre Stützen und Leuchten katholiſcher 
Wiſſenſchaftlichkeit waren und die Zuverſicht auf die Möglichkeit 
und Vereinbarkeit einer glaubensinnigen Katholicität und Kirch— 
lichkeit mit wiſſenſchaftlicher Tiefe beleben und ſtärken halfen“ + 
Ein ſehr fruchtbarer Schriftſteller war Franz Anton Sta u— 
den maier?, zuerſt Profeſſor in Gießen und hierauf Profeſſor 
in Freiburg und Mitglied des Metropolitancapitels (T 1856), 
ein ſpeculativer Geiſt, deſſen Werke die verſchiedenſten Fragen 
der Philoſophie und Theologie behandeln. Unter denſelben ſind 
ſeine Darſtellung und Kritik des Hegelſchen Syſtems und die 
Grundfragen der Gegenwart namentlich zu erwähnen. Letztere 
Schrift iſt eine Geſchichte der Entwickelung der antichriſtlichen 
Principien in intellectueller, religiöſer, ſittlicher und focialer Be— 
ziehung von den Zeiten des Gnoſtieismus bis auf die Gegenwart. 
Das wichtigſte Werk Staudenmaiers iſt aber ſeine unvollendet 
gebliebene Dogmatik. Anfangs noch zu ſehr von der falſchen 
Philoſophie ſeiner Zeit beeinflußt, ſchloß er ſich in der Folge 
mehr der Speculation der Kirchenväter und der großen Theologen 
an, was auch in ſeinen übrigen Schriften hervortritt. Sein ,Geift 
des Chriſtenthums? ſchildert die Vorzüge der katholiſchen Kirche 
in anziehender Form. Auch als Ireniker und Apologet der Kirche 
trat Staudenmaier auf. Seine im Jahre 1849 erſchienene Bro- 


1 Siehe Bd. 1, S. 587. 
2 Werner, a. a. O. S. 487 ff. 
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ſchüre über „die kirchliche Aufgabe der Gegenwart’ enthält man— 
ches Gute, ſpricht aber in höchſt verſchwommener Weiſe von 
Weſentlichem und Unweſentlichem in der Kirche, wünſcht die 
Einführung der Landesſprache in der Liturgie u. ſ. w. Die ſchrift— 
ſtelleriſche Wirkſamkeit Staudenmaiers“, ſchreibt Werner !, „fällt 
in die dreißiger und vierziger Jahre des Jahrhunderts und war 
ebenſo glänzend als ſie gehaltvoll und verdienſtlich war.“ 

Der apoſtoliſche Biſchof Gregor Thomas Biegler? von 
Linz (182752), welcher zuerſt Kirchengeſchichte in Linz und 
hierauf (1815) Dogmatik in Wien vortrug, hinterließ außer der 
Schrift „Das katholiſche Glaubensprincip aus der Geſchichte der 
chriſtlichen Offenbarung nachgewieſen“, einige polemiſche Schriften 
gegen die Hermeſianer und verſchiedene gelehrte Abhandlungen in 
katholiſchen Zeitſchriften. Die Werke Buchners, Profeſſor in 
München?, haben weniger Bedeutung. Vielfach vom Rationalis⸗ 
mus angeſteckt und uncorrect find die Schriften Hagels, zu— 
letzt Profeſſor in Dillingen (FT 1842). Auch Georg Riegler, 
Profeſſor in Bamberg ( 1847), hinterließ verſchiedene dogma⸗ 
tiſche Schriften. Sehr bewandert auf dem Gebiete der Dog— 
matik war Vincenz Gaſſers, Profeſſor und ſeit 1856 Fürſt⸗ 
biſchof von Brixen (F 1879), deſſen Verdienſte im dritten Bande 
erwähnt werden ſollen. Auch die Wirkſamkeit Dieringers fällt 
vornehmlich in die folgende Periode. 


Mehr der ſpeculativen Theologie wandte ſich Franz Baader“, 
eine Laie, zu, welcher die Stelle eines Rathes bei der General— 
direction des bayeriſchen Bergweſens bekleidete und bei Eröffnung 
der Univerſität München (1825) zum Profeſſor der ſpeculativen 


Werner, a. a. O. S. 489. 

2 Hurter, I. c. p. 996 sq. Lindner, in: Studien aus dem Benedic⸗ 
tiner⸗ und Ciſtereienſer⸗Orden 1884. I. S. 418 ff. Hiptmair, Geſch. des 
Bisth. Linz. Linz 1885. S. 179 ff. 

3 Er ſtarb als Canonicus in Paſſau 1869. 

Huter, I. e. p. 1001 ‘sq. 

5 Zobl, Vincenz Gaſſer, Fürſtb. v. Brixen ꝛc. Brixen 1883. 

6 Werner, a. a. O. S. 443 ff. 
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Dogmatik ernannt wurde. In dieſer Stelle verblieb er bis zum 
Jahre 1838 1. An Jakob Böhme vielfach ſich anſchließend, er⸗ 
örterte Baader, dem es keineswegs an ſpeculativem Talente, wohl 
aber an gründlichen Kenntniſſen in der Theologie gebrach, in 
kabbaliſtiſch⸗theoſophiſcher Weiſe die Dogmen des Chriſtenthums, 
aber ſeine Demonſtrationen ſind mehr Erzeugniſſe einer excentriſchen 
Phantaſie als wiſſenſchaftlicher Speculation. Die Polemik Baa⸗ 
ders gegen den Primat und ſein Verſuch, eine katholiſche Kirche 
ohne „Papismus“ zu conſtruiren, haben mehr in einer perſön⸗ 
lichen Verletztheit und Gereiztheit dieſes Mannes ihre Quelle. 
Am Ende ſeines Lebens widerrief er aber, was er gegen den 
apoſtoliſchen Stuhl geſchrieben, und ſtarb ausgeſöhnt mit der 
Kirche am 21. Mai 1841. Unter ſeinen Schülern nimmt H o f f- 
mann eine beſondere Stelle ein. Er beſorgte auch im Vereine 
mit andern Gelehrten die Herausgabe der Schriften? des Mei— 
ſters und führte deſſen Vertheidigung namentlich gegen Günther 
und Pabſt. 

Einen beſonderen Werth für die Theologie haben die Werke 
Baaders, der kaum zu den katholiſchen Philoſophen gerechnet 
werden kann, nicht. 

Einen ſchroffen Gegenſatz zur Speculation Baaders bildet 
das philoſophiſche Syſtem Anton Güntherss (geb. 1783), der 
ſich in ſeiner Speculation vorzüglich an Hegel anſchließt. Durch 
das Studium der Schriften Kants in ſeinem Glauben wankend 
gemacht, wurde er durch den Umgang mit dem ſeligen Hofbauer“ 
in demſelben wieder befeſtigt, worauf er ſich dem Studium der 
Theologie widmete und 1820 die Prieſterweihe empfing. Das 
Noviziat der Jeſuiten, in welches er nach ſeiner Prieſterweihe ein— 
trat, verließ er nach zwei Jahren und lebte als Privatgeiſtlicher in 
Wien, mit philoſophiſchen Studien beſchäftigt. Verſchiedene Be— 
rufungen an auswärtige Univerſitäten ſchlug er aus. Als ſeine 


Im Jahre 1838 unterſagte ein Miniſterialreſeript den Laien religions⸗ 


philoſophiſche Vorleſungen zu halten. 

2 Sie erſchienen 1851 in 16 Bänden. 

3 Werner, a. a. O. S. 452 ff. Knoodt, Anton Günther. Eine 
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Hauptaufgabe betrachtete Günther die Bekämpfung der panthe— 
iſtiſch⸗atheiſtiſchen Philoſophie. So löblich dieſes Beſtreben an 
ſich war, ſo ungeeignet waren die Mittel, welche er in Anwen— 
dung brachte. Die Reſultate der chriſtlichen Philoſophie, wie ſie 
in den Werken des hl. Thomas von Aquin und anderer großen 
Scholaſtiker niedergelegt iſt, geringſchätzend, wollte er auf Grund— 
lage der modernen unchriſtlichen Philoſophie ein neues Syſtem 
aufſtellen, welches zur rationellen Erklärung und zum Beweiſe 
der Dogmen gegen die Einwände des Pantheismus und Ratio— 
nalismus dienen könnte. Hiedurch gerieth er aber nothwendig 
in Widerſpruch mit den Glaubenswahrheiten und verfiel in große 
Irrthümer. Günther ſelbſt verkennt den Widerſpruch ſeiner An— 
ſichten mit der Lehre der Kirche keineswegs, weshalb er auch den 
kirchlichen Glaubensdefinitionen nur eine zeitliche Bedeutung zu— 
geſtehen will, bis die Wiſſenſchaft eine neue Formulirung des 
Dogma's nothwendig macht. Er behauptet ſogar, daß ſelbſt 
„Anatheme aufgehoben werden müßten, wenn die Wiſſenſchaft mit 
der Zeit ihre Rechtfertigung zu Stande brächte“ !. 

Die Irrthümer in den Werken Günthers, der keine eigent- 
liche Schule bildete, aber die tüchtigſten Männer Oeſterreichs zu 
ſeinen Anhängern zählte, riefen Widerſpruch von Seiten der fa- 
tholiſchen Philoſophen und Theologen hervor. Eine beſondere 
Bedeutung erlangte die Polemik des Bonner Privatdocenten und 
ſpäteren Profeſſors in Münſter Jakob Clemens mit Günther 
und deſſen Schülern Baltzer, Profeſſor in Breslau, und 
Knoodt, Profeſſor in Bonn. Der Kampf? gewann eine immer 
größere Ausdehnung und veranlaßte den heiligen Stuhl, einzu— 
ſchreiten. Nach einer längeren und gründlichen Unterſuchung? in 
Rom (ſeit 1852) wurden am 8. Januar 1857 die Irrthümer 
Günthers cenſurirt und erging am 13. Januar 1857 die Auf— 
forderung an Günther, ſich dem päpſtlichen Urtheil zu unterwer— 
fen, bevor ſeine Schriften auf den Index kämen. Er leiſtete 
Folge, konnte aber doch die Verurtheilung ſeiner Lehre nicht ver— 


1 Peregrins Gaſtmahl, 2. A. 1850. S. 365. 

2 Ueber dieſe Männer ſiehe Bd. 3. Die Literatur über den Güntheria— 
nismus ſ. Roskovdny, Rom. pontif. IV, p. 804 sqq. 
r. 3 Vgl. Wolfsgruber, Card. Rauſcher S. 442 ff. 
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ſchmerzen und ließ ſich zu manchen ungerechten Aeußerungen 
gegen die Jeſuiten, ſeine vermeintlichen Gegner, verleiten. Er 
ſtarb als faſt achtzigjähriger Greis am 24. Februar 1863. 

Die Irrthümer Günthers ſind kurz und genau in dem 
Breve! Pius IX. an den Cardinal Geiſſel, Erzbiſchof von Köln, 
vom 8. Januar 1857 ausgeſprochen. Als einen Hauptirrthum 
bezeichnet der heilige Vater, daß in den Werken Günthers „das 
irrige und überaus verderbliche und von dem apoſtoliſchen 
Stuhle ſchon verdammte Syſtem des Rationalismus in ausge— 
dehntem Maße herrſche.“ und daß „der menſchlichen Vernunft 
und Philoſophie, welche in Sachen der Religion durchaus nicht 
zu herrſchen, ſondern zu dienen habe, das Magiſterium vermeſſen 
zugeſchrieben, und dadurch Alles verwirrt werde, was durchaus 
feſtgeſtellt bleiben müſſe, ſowohl über den Unterſchied zwiſchen 
Wiſſen und Glauben, als auch über die immerwährende Unwan— 
delbarkeit des Glaubens, welcher ſtets Einer und derſelbe ſei, 
während die Philoſophie und die menſchlichen Wiſſenſchaften 
weder ſich immer gleich bleiben, noch von vielen und verſchieden— 
artigen Irrthümern frei ſeien.“ 

Insbeſondere hebt das päpſtliche Breve vier Hauptpunkte 
hervor, in welchen die Meinungen Günthers gegen das katholiſche 
Dogma verſtoßen. ‚Wir wiſſen“, heißt es in demſelben, „daß in 
dieſen Büchern unter Anderem nicht Weniges zu leſen iſt, was 
von dem katholiſchen Glauben und von der echten Glaubensdar- 
legung bezüglich der Einheit des göttlichen Weſens in drei unter— 
ſchiedenen und ewigen Perſonen in keineswegs geringem Grade 
abweicht. Ingleichen iſt Uns bekannt, daß dasjenige, was über 
das Geheimniß der Menſchwerdung des Wortes und über die 
Einheit der göttlichen Perſon des Wortes in zwei Naturen, der 
göttlichen und der menſchlichen, (in Günthers Schriften) gelehrt 
wird, weder beſſer noch genauer iſt. Wir wiſſen, daß in den 
nämlichen Büchern die katholiſche Anſicht und Lehre von dem 
Menſchen verletzt, welcher gemäß derſelbe ſo aus Leib und Seele 
in ſeiner Ganzheit beſteht, daß die Seele, und zwar die vernünf— 
tige Seele, durch ſich ſelbſt des Leibes wahre und unmittelbare 


1 Abgedruckt im Katholik 1857, II. S. 97 ff. 
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Form iſt. Es iſt uns ferner nicht unbekannt, daß in den be— 
ſagten Büchern Sachen gelehrt und behauptet werden, welche der 
katholiſchen Lehre von der höchſten, durch keinerlei Nöthigung ge— 
bundenen Freiheit Gottes in der Schöpfung der Dinge durchaus 
widerſprechen.“ 

Endlich tadelt der Papſt, daß Günther die heiligen Väter 
nicht mit jener Ehrerbietung behandele, welche die Concilienbe— 
ſchlüſſe vorſchreiben und welche die hellſtrahlenden Leuchten der 
Kirche durchaus verdienten“, und von jenen Beleidigungen gegen 
die katholiſchen Schulen, welche „Pius VI. feierlich verdammt 
habe“, nicht abſtehe. Auch ſpricht er ſeine Mißbilligung über die 
eigenthümliche Ausdrucksweiſe in den güntheriſchen Schriften aus. 

Die ſpeculativen Verſuche Ad. Genglers, Profeſſor und 
Canonicus in Bamberg (+ 1866), haben keine beſondere Bedeutung. 
Dasſelbe gilt auch mehr oder weniger von den Schriften J. Seng⸗ 
lers, Profeſſor in Freiburg. Er wollte eine ,pofitive Philoſophie“ 
ſchaffen, welche die Erfahrungen der negativ-fritijden Entwickelung 
des philoſophiſchen Bewußtſeins ſichten und für die Gewinnung 
eines philoſophiſchen Verſtändniſſes der in Natur und Geſchichte 
gegebenen Wirklichkeiten verwerthen ſollte“ !. Geiſtesverwandt 
mit Sengler iſt Leopold Schmid?, Profeſſor in Gießen, der 
ebenfalls an Baader und Schelling u. A. ſich anſchließend, eine 
Neugeſtaltung der Philoſophie erſtrebte. Sein Hauptwerk iſt der 
„Geiſt des Katholicism“, eine ſpeculative Theologie, welche nach 
Forms und Inhalt ſehr Vieles zu wünſchen übrig läßt. 


Das Feld der apologetiſchen Literatur wurde von 
Joh. Sebaſtian v. Drey! erfolgreich bearbeitet. In der Nähe 
von Ellwangen geboren (1777), beſuchte er das dortige Gymna— 


1 Werner, a. a. O. S. 464 ff. 

2 Ueber denſelben ſiehe Bd. 3. 

3 Die Sprache iſt faſt ungenießbar. Ein Beiſpiel fet angeführt. S. 8 
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4 Werner, a. a. O. S. 473 ff., 497 ff. 
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ſium, ſtudirte in Augsburg Theologie, war hierauf in der Seel— 
ſorge und als Lehrer am Gymnaſium in Rottweil thätig und er— 
hielt 1812 eine Profeſſur in Ellwangen. Nach Verlegung dieſer 
Anſtalt docirte er in Tübingen außer der Dogmatik noch Apolo⸗ 
getik und theologiſche Encyelopädie. Die Regierung von Württem⸗ 
berg ſchlug ihn als erſten Biſchof von Rottenburg! vor, worauf 
aber der heilige Stuhl nicht einging. Im Jahre 1837 entſagte 
Drey dem Lehrſtuhl der Dogmatik und behielt nur die Vor— 
leſungen über Apologetik bei. Sein wichtigſtes Werk, „die Apolo— 
getik, als wiſſenſchaftliche Nachweiſung der Göttlichkeit des Chri- 
ſtenthums“ 2, hat unſtreitig viele Vorzüge und fand die verdiente 
Anerkennung. Nicht weniger werthvoll iſt die ſchon 1832 er— 
ſchienene Schrift: „Neue Unterſuchungen über die Conſtitutionen 
und Canones der Apoſtel“, welche ein ſchönes Zeugniß von den 
Kenntniſſen, dem Scharfſinn und der Kritik ſeines Verfaſſers ab— 
legte. Auch die übrigen Schriften und Aufſätze Drey's in der 
Tübinger Quartalſchrift ſind nicht ohne Bedeutung für die theo— 
logiſche Literatur. Minder gelungen iſt ſeine Erſtlingsarbeit 
über das Bußweſen der alten Kirche, in welcher ſehr uncorrecte 
und irreführende Anſichten bezüglich der göttlichen Einſetzung der 
Beicht ausgeſprochen werden. Im Jahre 1846 in den Ruhe- 
ſtand verſetzt, beſchäftigte ſich Drey mit literariſchen Arbeiten. 
Er ſtarb hochbetagt am 19. Februar 1853. 

Ein gewandter Vertheidiger der katholiſchen Kirche und ihrer 
Einrichtungen gegen die falſche Philoſophie und den unkirchlichen 
Liberalismus, beſonders gegen die Weſſenbergianer, war Franz 
Geigers, geboren zu Harting bei Regensburg (1755), Pro- 
feſſor und Chorherr in Lucern ( 1843), deſſen Schriften faſt 
das ganze Gebiet der Theologie umfaſſen, vornehmlich aber apo⸗ 
logetiſch-polemiſchen Inhalts ſind. Auch politiſche Fragen zog 
er in den Kreis ſeiner Erörterungen. Die ihm vom heiligen 
Stuhl angebotenen kirchlichen Würden lehnte er demüthig ab. 
Eine Geſammtausgabe der Schriften Geigers beſorgte Widmer. 

Als apologetiſch-ireniſcher Schriftſteller war auch Pfarrer 

1 Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 50. 

2 Mainz 1838 ff. 

3 Werner, a. a. O. S. $60 f. 
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Hermann Joſ. Schmitt! in Aſchaffenburg (T 1869), thätig. 
Er hinterließ außer ſeinen Streitſchriften gegen die Hermeſianer, 
verſchiedene Werke über die orientaliſche Kirche, eine ‚philoſophiſch— 
hiſtoriſche Darſtellung der Reformation“ u. a. In ſeiner „Ur- 
offenbarung“ machte er den Verſuch „die großen Lehren des Chri— 
ſtenthums in den Sagen und Urkunden der älteſten Völker, be— 
ſonders den canoniſchen Büchern der Chineſen nachzuweiſen.“ 

Ein gewandter Bekämpfer des Hermeſianismus war Franz 
Werner, Profeſſor in St. Pölten, der auch in anderer Weiſe 
als Apologet der Kirche auftrat. 

Großen Anklang auch bei Proteſtanten fanden die „Worte 
des Friedens und der Wiederverſöhnung“ des Convertiten Ludolph 
v. Becke dorff (F 1858). Auch Ferd. Ignatius Her b ft4, 
ebenfalls Convertit, Profeſſor in Freiſing und hierauf Pfarrer 
an der Aukirche in München (7 1863), führte die Vertheidigung 
der katholiſchen Kirche in trefflichen Artikeln und in beſondern 
Schriften. Wilhelm Volks ſchrieb 1841 noch als Proteſtant 
unter dem Namen Ludwig Clarus ein Buch über den Cölibat, 
worin er die Angriffe auf dieſes Inſtitut zurückweiſt. Auch noch 
andere Schriften apologetiſchen und myſtiſchen Inhaltes floſſen 
aus ſeiner Feder. Nach ſeiner Rückkehr zur Kirche (1855) ließ 
er eine neue apologetiſche Schrift: „Simeon, Wanderungen und 
Heimkehr eines chriſtlichen Forſchers“ erſcheinen . Die Verthei- 
digung der Erzbiſchöfe Clemens Auguſt und v. Dunin übernahm 
Der Juriſt Guſtav Rintel’, der von jüdiſchen Eltern geboren, 
ſich dem Proteſtantismus anſchloß. Als Proteſtant verfaßte er 
zwei Schriften zu Gunſten des Erzbiſchofs Clemens Auguſt, wo— 
durch er ſich ein Jahr Gefängniß zuzog. Um dieſe Zeit nahm 
er den katholiſchen Glauben an. Später erhielt er vom Fürſt⸗ 


1 Hurter, I. e. p. 1016. 
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6 Schaffhauſen 1862. 3 Bde. 

7 Roſenthal, a. a. O. I, S. 532 ff. 
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biſchof v. Diepenbrock in Breslau eine Anſtellung in der biſchöf— 
lichen Kanzlei. Rintel ſtarb 1854. 


Einunddreißigſtes Kapitel. 


Die Moraltheologie. Die Werke von Stapf, Hirſcher u. A. Die kirchengeſchichtlichen 

Lehrbücher. Joh. Adam Möhler. Seine Symbolik. Angriffe auf dieſelbe. J. v. 

Döllinger. Niffel. Binterim. Die Kirchenrechtlichen Werke. Phillips, Buß u. A. 
Jo ſeph v. Görres. Die kirchlichen Zeitſchriften. 


Die falſche Zeitphiloſophie hatte einen unheilvollen Einfluß 
auf die Bearbeitung der Moraltheologie ausgeübt. Die großen 
Leiſtungen früherer Zeiten wurden ignorirt oder verachtet und 
an die Stelle einer auf Grundlage des Glaubens erbauten theo— 
logiſchen Moral traten ſeichte, von der herrſchenden falſchen Auf— 
klärung getragene Moralſyſteme, welche weder den Forderungen 
der Wiſſenſchaft, noch den Bedürfniſſen der Kirche genügten. 

Weniger beeinflußt von einer unchriſtlichen Philoſophie ſind 
die Moralwerke von Sailer, Oberrauch und Schenkl !. 

An die beiden letzt genannten Männer ſich anſchließend ver— 
faßte Joſ. Ambroſius Stapf, Profeſſor der Moral in Brixen 
(F 1844), eine Moraltheologie, welche ihres kirchlichen Sinnes 
und ihrer Brauchbarkeit wegen eine weite Verbreitung fand und 
mehrere Auflagen erlebte. Der Verfaſſer jest ,die Moral zur 
Glaubenslehre in innige Beziehung, ſtellt die Philoſophie ins 
richtige Verhältniß zur Offenbarung und kehrt allenthalben das 
Chriſtlich-Eigenthümliche in der Auffaſſung des Sittlichen hervor“?. 

Die vom hermeſianiſchen Standpunkte verfaßten Moralwerke 
von Godehard Braun, Profeſſor in Trier (F 1861), und Vogel- 
ſang haben keinen beſonderen Werth. Die Moral des berüchtig— 


ten Profeſſors Schreibers in Freiburg, welcher die heiligſten In— 


1 Auch der „Leitfaden der chriſtlichen Moral' von J. M. Ruef in 
Dillingen 1824, 3 Bde., iſt nicht ohne Werth, wenn der Autor auch ſeinem 
Vorgänger, Sailer, nachſteht. 

2 Werner, a. a. O. S. 591. 

3 Siehe Seite 429 f. 
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ſtitutionen in den Koth zieht, entbehrt jeder chriſtlichen Grund— 
lage. 

Eine große Bedeutung als akademiſcher Lehrer und beſonders 
als Profeſſor der Moral erlangte J. B. v. Hirſcher !, ge- 
boren am 20. Januar 1788 in Alt-Ergarten in Württemberg. 
Von ſchlichten Eltern abſtammend, machte er von einigen Wohl— 
thätern unterſtützt, ſeine Studien in Conſtanz und Freiburg mit 
ausgezeichnetem Erfolge und wurde 1817 als Profeſſor der Moral 
in Tübingen angeſtellt. Hier verblieb er bis 1837, in welchem 
Jahre er einen Ruf nach Freiburg an die Stelle des vom Lehr— 
ſtuhl entfernten Schreiber annahm. Schon am 7. Oktober 1839 
wurde er zum Domcapitular ernannt und 1850 zum Domdecan 
gewählt. Von ſeinen geiſtlichen und weltlichen Vorgeſetzten ge— 
ſchätzt und von ſeinen zahlreichen Schülern verehrt und geliebt, 
wirkte Hirſcher raſtlos, bis ſeine zunehmende Kränklichkeit ihm 
die Pflicht auferlegte, der ihm ſo lieb gewordenen Beſchäftigung 
im Jahre 1863 zu entſagen. Er ſtarb am 4. September 1865. 
Seine Hinterlaſſenſchaft beſtimmte er für wohlthätige Zwecke. 

Unſtreitig war Hirſcher ein Mann von großen Fähigkeiten, 
von tiefer Innigkeit und von einem feinen pſychologiſchen Gefühl; 
aber es mangelten ihm eine tüchtige theologiſche Ausbildung, 
gründliche Kenntniſſe in der Dogmatik und eine richtige Anſicht 
von der Kirche, ihrer Autorität und Aufgabe. Unbekannt mit 
den Leiſtungen der großen Theologen, namentlich der Scholaſtiker, 
gegen welche er eine große Abneigung hatte, mehr von den Ein— 
drücken ſeines ſinnigen, tief innerlichen Gemüthes fortgeriſſen, den 
Verſtandesoperationen, oder, wie er ſelber ſich ausdrückt, „der 
definirenden und rubricirenden Schule“ dagegen abhold und in 
der Meinung befangen, es genüge, wenn der Theologe nur das 
förmlich definirte Dogma feſthalte, ſonſt habe er vollkommene 
Glaubens⸗ oder vielmehr Meinungs- und Lehrfreiheit, conſtruirte 
ſich Hirſcher in ſeinem Subjectivismus Alles aus ſich ſelbſt, an- 
ſtatt bei den Lehrern der Kirche in die Schule zu gehen. Die 
naturgemäße Folge davon war jene Unklarheit und Incorrect— 


1 Werner, a. a. O. S. 387 ff., 592 ff. Hurter, Nomenclator etc. 


p. 1198 sq. 
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heit, ſowie jener Mangel an Genauigkeit und Schärfe, welche in 
ſeinen Schriften hervortritt. Wohl hat Hirſcher im Laufe der 
Zeit von vielen irrigen Anſichten ſich wieder frei gemacht; aber 
zu einer vollkommenen Klarheit und Sicherheit bezüglich gewiſſer 
Punkte, des Uebernatürlichen, des Verſtandes u. ſ. w. konnte er 
ſich nicht erſchwingen, weil ihm die nothwendigen Bedingungen 
hiefür ganz abgingen. Doch waren ſeine Leiſtungen, wenn auch 
in ſich mangelhaft und jetzt kaum mehr beachtet, für ihre Zeit 
von großer Wichtigkeit und es iſt die Behauptung, daß Hirſcher 
‚den Uebergang von der rationaliſirenden und pelagianiſirenden 
Richtung zu einer wahrhaft chriſtlichen, echt katholiſchen, den An⸗ 
forderungen der Wiſſenſchaft und des Lebens entſprechenden Theo⸗ 
logie“ bilde, wenigſtens nicht ganz ungegründet 1. 

Die erſten ſchriftſtelleriſchen Verſuche Hirſchers waren un— 
reife Geiſtesproducte, voll Unrichtigkeiten und ſchiefen Anſichten. 
Seine Abhandlung über die heilige Meſſe (1821) wurde auf den 
Index geſetzt. Ebenſo falſch iſt ſeine Schrift über das Verhältniß 
des Evangeliums zu der theologiſchen Scholaſtik und ein in dem— 
ſelben Jahre 1823 erſchienener Aufſatz in der Tübinger theolo= 
giſchen Quartalſchrift Ueber einige Störungen im richtigen Ver— 
hältniß des Kirchenthums zum Zwecke des Chriſtenthums“?. 

Mehr Glück hatte Hirſcher dagegen mit ſeiner Katechetik 
(1831) und mit ſeiner im Jahre 1835 erſchienenen: Chriſtlichen 
Moral, als Lehre von der Verwirklichung des göttlichen Reiches 
in der Menſchheit. Die ſalbungsvolle Sprache, die feine mora— 
liſche Pſychologie und die friſche Begeiſterung, welche dieſes Werk 
auszeichnen, verliehen demſelben einen ungewöhnlichen Werth in 
den Augen der Zeitgenoſſen, auf welche es eine zündende Wirkung 
ausübte. Aber auch dieſe Schrift hat mehr oder weniger die= 
ſelben, oben angeführten Mängel wie die anderen Werke Hirſchers. 
Ihr wiſſenſchaftlicher Werth iſt nicht bedeutend. Es fehlt ihr 
die theologiſche Präciſion und Richtigkeit. Sie iſt mehr ein Er— 

bauungsbuch als eine ſtreng wiſſenſchaftliche Moraltheologie und. 
für den Beichtſtuhl beſonders deshalb unbrauchbar, weil die 


Siehe Kleutgen, Theologie der Vorzeit Bd. 1. 
y 


2 Werner, a. a. O. S. 887 ff. 
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darin vorgetragenen Principien ſo vag, unſicher und verſchwommen 
find 1. 

Unter den übrigen Moralwerken dieſer Zeit ſeien noch er— 
wähnt die Werke von Riegler? und Waibel, Provinzial der 
bayeriſchen Franziskaner (F 1852), gegen welche manche begrün— 
dete Ausſtellungen gemacht werden. Beſſer ſind die Moraltheo— 
logie des Münchener Profeſſors Bernard Fuchs (+ 1852) und 
die Caſuiſtik von Friedrich Supp, Mainz 1847, die jedoch 
ebenfalls nicht den wiſſenſchaftlichen Anforderungen vollſtändig 
genügt. 


Wie die Moral, ſo befreite ſich auch die Kirchengeſchichte 
immer mehr aus den Feſſeln eines ungläubigen und geiſtestöd— 
tenden Rationalismus. Den Anfang machte der Convertit Fried— 
rich v. Stolberg. Von ihm angeregt, ſchrieb Katerkamp ſeine 
leider unvollendete Geſchichte der Kirche, welche durch edle Dic- 
tion, Tiefe der Auffaſſung und kirchlichen Sinn ſich auszeichnet, 
wenn auch die methodiſche Behandlung, die Diatheſe des Stoffes 
und die Nichtanführung der Quellen Grund zu berechtigten Aus— 
ſtellungen geben. Insbeſondere liebt es der Verfaſſer, die Be- 
gebenheiten einzelner Perioden in Monographien hervorragender 
Männer zu ſchildern, worin er eine große Meiſterſchaft beſaß?. 

Große Hoffnungen erweckte Joſ. Othmar v. Rauſcher, 
Profeſſor in Salzburg, durch ſeine Geſchichte der Kirche“, von 
welcher zwei Bände, bis Conſtantin d. Gr., erſchienen; leider 
wurde der verdienſtvolle Verfaſſer durch anderweitige Verwen— 
dung an der Fortſetzung ſeines Werkes gehindert. 

Kirchengeſchichtliche Compendien verfaßten der gelehrte und 
geiſtvolle J. Nep. Hortig, Profeſſor in München und Dom— 
capitular ( 1847), J. Ritters und Joh. Alzog, Profeſſor 


1 Von ſeiner weiteren Thätigkeit wird im dritten Bande gehandelt 
werden. 

2 Siehe Seite 459. 

3 Siehe Band 1, S. 398. 

4 Wolfsgruber, Card. Rauſcher S. 32 f. 

5 Siehe Seite 363. 437 f. 
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in Hildesheim und Freiburg (+ 1878). Das Werk von Hortig 
iſt mit Witz und Gewandtheit geſchrieben. Vollendet wurde das⸗ 
ſelbe durch Döllinger. Ritter beſchäftigt ſich mehr mit einer 
kritiſchen Behandlung der äußeren Geſchichte der Kirche, während 
die wichtige Partie der inneren Lebensentwickelung ſehr vernach⸗ 
läſſigt iſt. Auch in den ſpäteren Auflagen wurde dieſem empfind⸗ 
lichen Mangel nicht abgeholfen. Dagegen hat der Verfaſſer den 
von ihm früher angenommenen ſ. g. freiſinnigen Standpunkt 
ſpäter aufgegeben und nicht wenige ſeiner Behauptungen modi⸗ 
ficirt und berichtigt. Reichhaltiger als Ritters Werk iſt die 
Univerſalgeſchichte der Kirche von Alzog. Dagegen ſteht dieſelbe 
hinſichtlich der Klarheit der Darſtellung jenem nach. 

Zu den Hauptvertretern der kirchengeſchichtlichen Literatur 
gehören Möhler und Döllinger. 

Joh. Adam Möhler wurde am 6. Mai 1796 zu Igers— 
heim bei Mergentheim von wohlhabenden Eltern geboren. Seine 
Gymnaſialſtudien machte er zu Mergentheim und bezog, 17 Jahre 
alt, das Lyceum zu Ellwangen, um Philoſophie und Theologie 
zu ſtudiren. Durch das vielfach unchriſtliche Treiben der Stu- 
denten und die rationaliſirenden Doctrinen der Lehrer abgeſtoßen, 
faßte Möhler den Entſchluß, ſich der Rechtswiſſenſchaft zuzuwen⸗ 
den, änderte aber denſelben im frommen Kreiſe ſeiner Familie 
wieder und beſuchte 1817 Tübingen, um dort ſeine theologiſchen 
Studien zum Abſchluſſe zu bringen. Nach kurzer Wirkſamkeit 
in der Seelſorge wurde er als Privatdocent und dann als Pro— 
feſſor an der theologiſchen Facultät in zuletzt genannter Stadt 
angeſtellt. 

Mit herrlichen Kenntniſſen, die er durch Reiſen an die bee 
rühmteſten katholiſchen und proteſtantiſchen Lehranſtalten und den 
perſönlichen Umgang mit den Koryphäen der Wiſſenſchaft noch 
vermehrt hatte, und einer ungewöhnlichen Lehrgabe ausgerüſtet, 
begann Möhler ſeine Vorleſungen über Kirchenrecht und Kirchen⸗ 
geſchichte. Wohl waren die falſchen Doctrinen über die Kirche, 
ihr Verhältniß zum Staate, ihre Liturgie u. ſ. w. an ihm nicht 
ganz ſpurlos vorübergegangen 1. Doch fanden ſich fein tief reli— 

Vgl. die Recenfion Möhlers über das Kirchenrecht von Walter, 1. A., 
in der Tübinger Quartalſchrift 1823, S. 263 ff. 
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giöſes Gemüth und ſein ſcharfer Verſtand in kurzer Zeit zurecht, 
wozu vorzüglich das Studium der Väter beitrug 1. Schon ſeine 
erſte größere Arbeit „Die Einheit in der Kirche“? läßt die große 
Beleſenheit und den Scharfſinn ihres Verfaſſers erkennen, weiſt 
aber noch manche Spuren von den damaligen geiſtigen Bildungs- 
einflüſſen auf, welche in ſeinen folgenden Schriften gänzlich ver— 
ſchwinden. Einen Ruf nach Freiburg, welcher nach Erſcheinen 
genannter Schrift an ihn erging, lehnte er ab. Viel wichtiger 
und inhaltsreicher iſt die Monographie: Athanaſius der Große 
u. ſ. w.“s, worin er das Leben des großen Alexandriners und 
ſeine unſterblichen Verdienſte um die Kirche nach den Quellen 
ſchildert und ein höchſt intereſſantes Bild der damaligen Kämpfe 
und des chriſtlichen Lebens zeichnet. Dieſe Schrift verſchaffte ihm 
einen Ruf nach Breslau. Nach deſſen Ablehnung erhielt er eine 
Profeſſur in Tübingen und den theologiſchen Doctorgrad. An— 
dere kleinere, nach Form und Inhalt anerkennenswerthe Abhand— 
lungen! können hier nicht näher beſprochen werden. 

Das Hauptwerk Möhlers, welches eigentlich ſeinen Ruhm 
begründete, iſt die im Jahre 1832 erſchienene Symboliks, worin er 
in wahrhaft klaſſiſcher Sprache die dogmatiſchen Gegenſätze zwi⸗ 
ſchen Katholiken und Proteſtanten nach den Bekenntnißſchriften 
beider Confeſſionen darlegt, die Entſtehung, das Weſen und die 
Wirkungen des Proteſtantismus nach den Quellen beſchreibt und 
die Vorzüge der katholiſchen Religion im Gegenſatze zu der Un— 
beſtändigkeit und den Widerſprüchen der proteſtantiſchen Parteien 
hervorhebt, ohne den ireniſchen Standpunkt aufzugeben, oder im 
Ausdrucke verletzend zu werden. Die gehäſſigen Angriffe des 
Profeſſor Baur in Tübingen auf die Symbolik“, deren hohe 


1 Siehe das Schreiben Möhlers an den ſpäteren Biſchof Lipp von 
Rottenburg in Wörner⸗Gams, J. A. Möhler S. 95. 

2 Tübingen 1825. 

3 Mainz 1827. 2 Bde. 

4 Siehe Geſammelte Schriften und Aufſätze von Möhler. Herausgegeben 
von Döllinger. Regensburg 1839. 

5 Symbolik, oder Darſtellung der dogmatiſchen Gegenſätze zwiſchen Katho— 
liken u. Proteſtanten nach ihren öffentlichen Bekenntnißſchriften. Mainz 1832. 

6 Der Gegenſatz des Katholicismus und Proteſtantismus ... mit bef. 
Rückſicht auf Möhlers Symbolik. Tübingen 1833. 
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Vorzüge ſelbſt von Proteſtanten nicht in Abrede geſtellt wurden, 
veranlaßten Möhler, ſeine: „Neue Unterſuchungen der Lehrgegen— 
ſätze zwiſchen Katholiken und Proteſtanten“! erſcheinen zu laſſen, 
worin er in würdigſter Weiſe die perſönlichen und ſachlichen An— 
griffe des Hauptes der rationaliſtiſchen Schule abwehrte und 
ſeine Symbolik durch neue, höchſt intereſſante Unterſuchungen be- 
reicherte. 

Die Art und Weiſe, wie Baur in ſeiner ſ. g. Kritik der 
Symbolik verfuhr, verleidete deren Verfaſſer den Aufenthalt in 
Tübingen und er war geneigt, auf die Anträge der preußiſchen 
Regierung einzugehen und 1834 einen Lehrſtuhl in Bonn anzu⸗ 
nehmen. Die Sache zerſchlug ſich indeß wieder?. Aber ſchon 
im Jahre 1835 entſchied ſich König Ludwig von Bayern, den „als 
Schriftſteller und Lehrer ausgezeichneten Profeſſor von Tübingen 
in ſeine Dienſte zu berufen’?. Möhler übernahm eine Profeſſur 
in München. Er eröffnete ſeine Vorleſungen mit der Erklärung 
des Römerbriefes und hielt in den folgenden Semeſtern auch 
Vorträge über Kirchengeſchichte und Patrologie “. 

Aber nur kurze Zeit ſollte der gefeierte Lehrer an der Lud— 
wig-Maximilians-Univerſität thätig ſein. Mitten in ſeiner 
Wirkſamkeit wurde er am 12. April 1838 der Kirche und der 
Wiſſenſchaft durch einen allzufrühen Tod entriſſen s. 

Der Freund und College Möhlers, Joh. Joſ. Ignaz 
v. Döllinger, Sohn des berühmten Phyſiologen, wurde am 
28. Februar 1799 zu Bamberg geboren. Er machte ſeine Studien 
in Würzburg und am Lyceum zu Bamberg und wurde nach kurzer 
Verwendung in der Seelſorge 1823 als Profeſſor der Kirchenge— 
ſchichte und des Kirchenrechtes am Lyceum in Aſchaffenburg und 
bald darauf in Landshut reſp. München angeſtellt. Ein Mann 


1 Mainz 1834. 

2 Kihn, J. A. Möhler S. 29 f. Siehe auch Kap. 32. 

Worte des königlichen Schreibens. 

4 Sie wurde nach Möhlers Tod von Prof. F. X. Reithmayr heraus⸗ 
gegeben. Regensb. 1840. Die von Gams edirte und vervollſtändigte Kir⸗ 
chengeſchichte Möhlers, Regensb. 1866 f., 3 Bde., iſt aus deſſen mündlichen 
Vorträgen und Notizen zuſammengeſtellt. 

5 Von ſeinen Freunden und Verehrern wurde ihm ein Denkmal geſetzt 
mit der Inſchrift: Defensor fidei . Literarum decus . Ecclesiae solamen. 
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von eminenter Begabung, ein Meiſter in der Form und mit 
außergewöhnlichen Kenntniſſen, namentlich in der Geſchichte aus— 
geſtattet, zählte Döllinger ſchon frühzeitig neben Klee und Möhler 
zu den hervorragendſten Vertretern der theologiſchen Wiſſenſchaft. 
Schon ſeine erſte Schrift, eine hiſtoriſch-theologiſche Abhandlung 
über die Lehre von der Euchariſtie in den erſten drei Jahrhun— 
derten !“, worin er aus den Zeugniſſen der älteſten Kirchenväter 
die irrigen Behauptungen der Proteſtanten widerlegt, zog die 
Augen der gelehrten Welt auf den jugendlichen Gelehrten. Nicht 
weniger Anklang fand ſeine Umarbeitung der Kirchengeſchichte 
von Hortig, welche er zu einem ganz neuen Werke umgeſtaltete. 
Hatte ſchon Hortig ,mit der in Gang gebrachten Anſchauungs— 
weiſe entſchieden gebrochen, ſo war Döllinger bemüht, in der 
erneuernden Ueberarbeitung des Hortig'ſchen Werkes die beſſere 
und wahrere Anſchauungsweiſe tiefer zu begründen und die echte 
Hiſtorie auch nach den Geſetzen und Anforderungen einer echten 
Hiſtorik darzuſtellen 2. Dieſes Werk blieb unvollendet. Ebenſo 
auch das „Lehrbuch der Kirchengeſchichte“ für academiſche Vorle— 
ſungen. Das dreibändige Werk: „Die Reformation, ihre innere 
Entwicklung? u. ſ. w.“ ſchildert mit den Worten der Koryphäen 
des Proteſtantismus deſſen verderbliche Wirkung in intellectueller, 
moraliſcher und ſocialer Beziehung. 

Aber nicht allein als akademiſcher Lehrer und Schrift— 
ſteller war Döllinger für die Kirche thätig; er trat auch ent— 
ſchieden für ihre Rechte in der Ständekammer in München auf!. 
Um ſo mehr iſt zu beklagen, daß er in unſeliger Verblendung 
in ſpäterer Zeit den Gegnern der Kirche ſich anſchloß und ſeitdem 
diejenige aufs heftigſte bekämpft, deren Vertheidigung er mit fo 
großem Geſchicke geführt hatte. 

Schon vor Döllingers Werk war eine genaue und ausführ— 
liche Darſtellung der ſ. g. Reformation und ihrer Folgen aus 
der Feder Riffels erſchienen 5. Kaspar Riffel, geboren 1806 


1 Mainz 1826. 

2 Werner, a. a. O. S. 606. 

3 Regensburg 1846. 3 Bde. 

4 Siehe Seite 195. 

5 Chriſtliche Kirchengeſchichte der neueſten Zeit von dem Anfange der 


— 


474 Kap. 31. Die Kirchengeſchichte. Permaneder. Feßler. Binterim. 


zu Büdesheim bei Bingen a. Rh., ftudirte in Mainz, beſuchte 
hierauf die Univerſitäten von Bonn und Tübingen, wo er ſich 
unter der Leitung von Klee und Möhler zu ſeinem Berufe vor⸗ 
bereitete. Nach kurzer Verwendung in der Seelſorge erhielt er 
eine Profeſſur in Gießen, wurde aber ſchon 1841 penſionirt “. 
Der Hauptbeweggrund der Regierung zu dieſem Schritte war 
das Erſcheinen des erſten Bandes obigen Werkes, welches eine 
große Vertrautheit des Verfaſſers mit den Schriften der ſ. g. 
Reformatoren bezeugt und den Anfang und Fortgang der luthe— 
riſchen und zwingliſchen Irrlehre in Deutſchland und in der 
Schweiz oft in einer zu rhetoriſchen Weiſe ſchildert. Nach ſeiner 
Penſionirung nahm Riffel ſeinen Aufenthalt in Mainz, wo er 
wiſſenſchaftlich thätig war, auch in der Seelſorge aushalf und 
beſonders an dem ſeit 1848 neu erwachten Vereinsleben ſich be— 
theiligte. Als Biſchof v. Ketteler 1851 die theologiſche Lehr— 
anſtalt im Seminar wieder eröffnete, übertrug er Riffel die Vor⸗ 
leſungen über Kirchengeſchichte und die damit verbundenen Fächer. 
Leider machte ſchon am 15. Dezember 1856 der Tod ſeinem 
thatkräftigen Leben ein Ende. 

Ueber die Verdienſte des mit Riffel befreundeten Profeſſors 
Hefele in Tübingen, deſſen ſchriftſtelleriſche Thätigkeit aber 
mehr in die folgende Zeit fällt, wird des Zuſammenhangs wegen 
im dritten Bande gehandelt werden. 

Hinſichtlich der Patrologie und Patriſtik ſei noch bemerkt, 
daß außer Möhler auch Permaneder? und Feßlers dieſes 
Feld mit Erfolg bearbeiteten. 

Ein ſehr verdienſtvoller Schriftſteller war Anton Joſeph 
Binterim, deſſen zahlreiche Schriften über die verſchiedenſten 
Gegenſtände ſich verbreiten, hauptſächlich aber hiſtoriſch-polemiſchen 
Inhaltes ſind. Zu Düſſeldorf 1779 geboren, trat er in den 
Franziskanerorden, nach deſſen Unterdrückung er ſich der Seelſorge 
widmete und 1805 die große Pfarrei Bilk übernahm. Stets be- 


großen Glaubens- und Kirchenſpaltung des 16. Jahrh. bis auf unſere Tage. 
Mainz 1841. Es erſchienen nur drei Bände. 

1 Siehe Seite 425. 

2 Siehe Seite 477. 

3 Siehe Bd. 3. 
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reit, auf der Arena zu erſcheinen, und kein Opfer ſcheuend, wenn 
es die Sache der Kirche galt, trat Binterim der falſchen Zeit— 
richtung mit offenem Viſir entgegen und bekämpfte erfolgreich 
die falſche Bibelüberſetzung des Leander van Ef 4, das rationa- 
liſtiſch⸗ſkeptiſche Syſtem der Hermeſianer, die Angriffe Gilde— 
meiſters auf die Echtheit des heiligen Rocks in Trier u. ſ. w., 


verfaßte viele und werthvolle Abhandlungen für die Zeitſchrift 


„Der Katholik“ und bereicherte namentlich die chriſtliche Archäo— 
logie durch ſein bändereiches Werk: „Die vorzüglichſten Denk— 
würdigkeiten der chriſtkatholiſchen Kirche, 2. An Pellicia ſich 
anſchließend, erweiterte und vermehrte er deſſen Werk und be— 
reicherte dasſelbe mit zahlreichen in dieſes Gebiet einſchlagenden 
Abhandlungen. Doch ijt Binterims Werk „mehr eine reichhaltige, 
auch jetzt noch ſehr werthvolle Materienſammlung, als eine ſtreng— 
kritiſche, einheitliche, ebenmäßige und überſichtlich gegliederte Ar⸗ 
beit“ s. Ein anderes größeres Werk desſelben iſt ſeine „Prag— 
matiſche Geſchichte der deutſchen National-, Provinzial- und vor⸗ 
züglichſten Diöceſanſynoden vom 4. Jahrhundert bis zum Concil 
von Trient“! unter zu Grundlegung der Sammlungen von Hartz 
heim und Schannat. 

Die wiſſenſchaftlichen Leiſtungen Binterims ſind um ſo höher 
anzuſchlagen, als ſeine pfarramtlichen Arbeiten ſeine Kräfte über— 
mäßig in Anſpruch nahmen. Er fand auch in der gelehrten 
Welt, wie bei den kirchlichen Obern, ſelbſt beim heiligen Stuhl 
die vollſte Anerkennung. Wiederholt wurden ihm hohe kirchliche 
Würden angeboten; allein er lehnte die ehrenvollen Anträge ab, 
weil er ſeine liebgewonnene Pfarrei nicht verlaſſen wollte. Sein 
muthiges Auftreten in den Kölner Wirren, beſonders ſeine 
Schrift: „Der katholiſche Bruder- und Schweſterbund zu einer 
rein katholiſchen Ehe“, zog ihm eine ſechs Monate dauernde Ge— 
fangenſchaft auf der Citadelle in Weſel zu. Am 21. September 
1852 feierte Binterim ſein fünfzigjähriges Prieſterjubiläum. 
Drei Jahre ſpäter, am 17. Mai 1855, wurde er vom Tode hin— 


Siehe Bd. 1. S. 385. 

Mainz 1825 ff. 
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weggerafft, als die Bewohner von Bilk Anſtalten zur Feier ſeines 
goldenen Pfarrjubiläums trafen. 


Hinſichtlich der kirchenrechtlichen Studien muß vor Allem 
bemerkt werden, daß die kirchenpolitiſchen Fragen, namentlich das 
Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat, ſowie die ihrer kirchlichen 
Grundlage mehr und mehr entrückte ſtaatliche Ehegeſetzgebung 
und ſpeciell die Verordnungen über die gemiſchten Ehen und an- 
dere Fragen kirchenrechtlicher Natur viele, theils kleinere, theils 
größere Schriften hervorriefen, deren Verfaſſer dieſe Gegenſtände 
erörterten und nach den verſchiedenſten Seiten hin beleuchteten. 
Das TCharacteriſtiſche dieſer Periode ijt, daß die Herrſchaft der 
febronianiſch-joſephiniſchen Ideen immer mehr ihrem Ende entgegen 
ging, und ihre Vertreter nach und nach von der Bildfläche verſchwan— 
den. Mit dem Erſcheinen von Walters Lehrbuch war eine neue 
Epoche für die Behandlung des canoniſchen Rechtes eingetreten. 

Ein gelehrter Vertheidiger des kirchlichen Characters der 
Ehe war Profeſſor Ernſt v. Moy, welcher in ſeiner Schrift 
über die Ehe! dieſes Inſtitut nach den Grundſätzen des Chriſten— 
thums mit Rückſicht auf die Stellung der deutſchen Regierungen 
zu dieſer Frage behandelt und den Beweis erbringt, daß die 
Ehe keineswegs nur ein Vertrag, ſondern Sache der Religion 
und des Gewiſſens fei, worüber der Kirche allein die Jurisdie— 
tion zuſtehe, während es dem Staate unbenommen bleibe, die 
Bedingungen feſtzuſtellen, unter welchen giltige und wirkliche 
Ehen bürgerliche Wirkungen haben ſollten. 

Eine heftige Polemik wurde bezüglich der gemiſchten Ehen 
geführt. Die Streitſchriften des Pfarrers Leonhard Aloys Nell— 
eſſen in Aachen (F 1845) gegen Multer, Leander van ER waren 
das Vorſpiel zu einer ausgedehnten literariſchen Fehde, welche 
in Folge der Kölner Wirren entbrannte. 

Das bedeutendſte kirchenrechtliche Werk iſt das Kirchenrecht 
von Phillips, von welchem der erſte Band im Jahre 1845 er— 
ſchien. Gründliches Quellenſtudium, genaue Bekanntſchaft mit 
der in- und ausländiſchen Literatur, juriſtiſche Präciſion und 

1 Landshut 1830. 
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eine elegante Darſtellung find die hervorſtehenden Merkmale 
dieſes Werkes, deſſen Verfaſſer ſchon vorher durch verſchiedene 
gelehrte Schriften und Abhandlungen ſeine hiſtoriſchen und cano— 
niſtiſchen Kenntniſſe bekundet hatte. 

Außer Phillips und Moy bereicherten die kirchenrechtliche 
Literatur noch der als Hiſtoriker und Publiciſt verdiente Profeſſor 


Buß in Freiburg. Das Handbuch von Permaneder, zu— 


letzt Profeſſor in München ( 1862), verfolgt zunächſt einen 
practiſchen Zweck; doch vernachläſſigt der Verfaſſer die ſyſtema— 
tiſch⸗wiſſenſchaftliche Form keineswegs. In Oeſterreich wandte 
man nach dem Jahre 1848 mehr Fleiß auf die Bearbeitung des 
Kirchenrechtes und erzielte die beſten Früchte. 

Sehr brauchbar ijt das mit großem Fleiße gearbeitete ‚Lexi— 
con des Kirchenrechtes“ von Andreas Müller, Domcapitular 
in Würzburg (F 1865), deſſen erſte Auflage im Jahre 1829 ff. 
erſchien, und die „Zeitſchrift für Kirchenrechts- und Paſtoralwiſ— 
ſenſchaft“ von Eduard Seitz, zuletzt Generalſtaatsprocurator in 
Mainz (1 1868), der auch noch „Das Recht des Pfarramtes ꝛc.“ 
und andere vortreffliche canoniſtiſche Schriften verfaßte. 


Hochverdient um Kirche und Vaterland iſt Joſeph v. Gör— 
res, ein Mann, der wie wenige andere in die Geſchicke ſeiner 
Zeit eingegriffen hat. Die Wiege dieſes Genies ſtand in Kob— 
lenz am Rhein, wo er am 25. Januar 1776 das Licht der Welt 
erblickte. Seine Eltern gehörten den wohlhabenden Bürgersfa— 
milien an. Den Gymnaſialunterricht empfing der feuerige, mit 
glänzenden Fähigkeiten ausgeſtattete und von einem unerſättlichen. 
Wiſſensdurſte erfüllte Knabe in ſeiner Vaterſtadt; am Beſuche 
der Univerſität hinderten ihn die ſtürmiſchen Zeitereigniſſe. Die 
neuen Freiheitsideen, welche die franzöſiſche Revolution auch nach 
Deutſchland trug, fanden in Görres einen begeiſterten Lobredner, 
der ſich in ſeinen witzigen und geiſtreichen ſatyriſchen Schriften! 
vielfach zu harten und unbegründeten Urtheilen über die bisher 
beſtehenden Verhältniſſe hinreißen ließ. Auch die fatholijde 


1 Galland, J. v. Görres S. 43 ff. 
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Kirche, ihre Hierarchie und ihre Einrichtungen blieben nicht ver— 
ſchont. Doch folgte nach nicht allzu langer Zeit eine heilſame 
Enttäuſchung. Die Beobachtung der Zeitereigniſſe überzeugten 
Görres, daß die franzöſiſche Republik weit entfernt ſei, den von 
ihm geträumten utopiſchen Muſterſtaat zu verwirklichen. Die 
politiſche Schriftſtellerei wurde ihm hiedurch verleidet, er wandte 
ſich jetzt mehr der Kunſt und Wiſſenſchaft zu. Eine beſondere 
Sorgfalt verwendete Görres auf das Studium der Naturwiſſen⸗ 
ſchaft, wobei er ſich an Schellings Naturphiloſophie anſchloß. 

Nach kurzer Wirkſamkeit als Profeſſor an der Secundär— 
ſchule in Koblenz nahm der ausgezeichnete Lehrer“, der jedoch 
im vollen Sinne des Wortes Autodidact war und keine akade— 
miſchen Studien gemacht hatte, einen Lehrſtuhl in Heidelberg an. 
Er hielt Vorleſungen über die verſchiedenſten Gegenſtände des 
Wiſſens, weckte durch ſeine „Teutſchen Volksbücher“ das Intereſſe 
an den altdeutſchen Studien, unterhielt lebhaften Verkehr mit den 
neuen Romantikern, verließ aber 1808 Heidelberg wieder. Die 
Verhandlungen wegen einer Berufung nach Landshut zerſchlugen 
ſich. Görres nahm ſeinen Wohnſitz wieder in Koblenz, wo er ſeine 
altdeutſchen Studien fortſetzte, aber auch mit Sagen der aſiatiſchen 
Völker ſich beſchäftigte und fein epochemachendes Werk „Die My— 
thengeſchichte der aſiatiſchen Welt“ 1810 erſcheinen ließ. 

Als endlich Deutſchland gegen den franzöſiſchen Imperator 
ſich erhob, lieh Görres dieſer Bewegung ſeine Feder und trat im 
„Rheiniſchen Merkur“ als Vorkämpfer für Freiheit und Recht 
der Völker auf. Das Blatt, welches „eine Stimme der Völker— 
ſchaften diesſeits des Rheines“? werden ſollte, erlangte alsbald 
eine große Ausdehnung und Bedeutung, die ſelbſt Napoleon nicht 
verkannte s. Doch blieb der Kämpfer für Wahrheit, Freiheit und 
Recht nicht lange unbehelligt. Die ſcharfe Sprache des ,Rheini- 
ſchen Merkurs“, welcher die Gebrechen der Zeit ſchonungslos auf— 
deckte und geißelte, und auch hohe Perſönlichkeiten nicht ſchonte, 
erregte die Mißſtimmung in den Regierungskreiſen. Am 10. Ja⸗ 
nuar 1816 wurde die Zeitung unterdrückt. Auch erfolgte die 

1 So nannte ihn der berühmte Juriſt, Profeſſor Thib aut. 

2 Galland, a. a. O. S. 155. 

3 Siehe Seite 2. 
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Enthebung ihres Redacteurs von der Stelle eines Inſpectors der 
rheiniſchen Schulen, welche ihm der General-Gouverneur Juſtus 
Gruner während der proviſoriſchen Verwaltung verliehen 
hatte. Görres wurde mit einem geringen Wartegeld zur Dis- 
poſition geſtellt. Auf Antrag des Oberpräſidenten v. Ingers— 
leben in Koblenz wurde jedoch dasſelbe wieder bis zur Größe 


ſeines früheren Gehaltes erhöht. 


Die traurigen Zuſtände in Deutſchland, deſſen Fürſten nach 
der Niederwerfung Napoleons ihre den Völkern gemachten Ver- 
ſprechungen vergaßen, veranlaßten Görres 1819, ſeine Schrift 
„Teutſchland und die Revolution“! erſcheinen zu laſſen, worin er 
den Fürſten und Völkern ernſt ins Gewiſſen redet. Die von 
Preußen verfügte Beſchlagnahme des Buches konnte deſſen allge— 
meine Verbreitung nicht verhindern; ſein Verfaſſer hatte ſich der 
ihm drohenden Gefahr durch die Abreiſe von Koblenz rechtzeitig 
entzogen. Er nahm ſeinen Aufenthalt in Straßburg, wo er das 
„Heldenbuch von Iran“ verfaßte und ſeine Vertheidigung gegen 
die Maßregeln der preußiſchen Regierung führte?. Im Jahre 
1821 erſchien eine neue publiciſtiſche Schrift ,Curopa und die 
Revolution.“ Auch übernahm er eine Zeit lang die Redaction 
des „Katholik.“ 

Der Aufenthalt in Straßburg war für Görres, zu deſſen 
Freunden auch Liebermann, Räß, Weis u. A. zählten, nicht ohne 
Einfluß auf ſeine religiöſe Entwickelung. Nie der Kirche feind— 


ſelig gegenüberſtehend, hatte er doch in ſeinen erſten Schriften 


nicht die richtige Stellung zu derſelben eingenommen. Wie aber 
ſeine politiſchen Anſichten ſich immer mehr klärten, ſo war es 
auch mit ſeinen religibſen Anſchauungen der Fall. Schon im 
„Rheiniſchen Merkur“ war er als Anwalt des Papſtes aufgetre— 
ten, in der Schrift „Teutſchland und die Revolution“ führte er 
die Vertheidigung der kirchlichen Freiheit, der Hierarchie, der Je— 
ſuiten u. ſ. w., während er in ſeinem Buche „Europa und die 
Revolution“ die Bedeutung der Geſchichte für die Kirche nachwies. 


1 Auszüge aus dieſer Schrift ſiehe S. 2 ff. 
2 In Sachen der Rheinprovinz und in eigener Angelegenheit. Stutt⸗ 
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Auch ſeine gehaltvollen Artikel im „Katholik“ hatten vornehmlich 
den Zweck, der Sache der Religion zu dienen. 

Von König Ludwig von Bayern an die Univerſität Mün- 
chen berufen (1827), war Görres als academiſcher Lehrer, als 
Schriftſteller und im Freundeskreiſe beſtrebt, der Wiſſenſchaft, 
Politik und Kunſt wieder die chriſtliche Unterlage zu geben, die 
eine ungläubig⸗frivole Zeit ihr geraubt hatte 1. Nach einigen 
vorbereitenden Arbeiten erſchien 1836 der erfte Band der „Chriſt— 
lichen Myſtik.“ Sie iſt das Hauptwerk Görres, ein ſprechendes 
Zeugniß ſeiner ausgedehnten Erudition, welches, wenn auch nicht 
frei von Mängeln und irrigen Behauptungen, immer eine ſehr 
hervorragende Stelle in dieſer Literatur einnehmen wird. Zur 
Zeit der Kölner Wirren fand die Kirche in Deutſchland an 
Görres einen beredten Vertheidiger 2. Seine letzte größere Schrift 
handelt von der „Wallfahrt nach Trier“? und die hieran fic 
knüpfende ſ. g. deutſchkatholiſche Bewegung. Schmerzlich wurde 
er noch am Abende ſeines Lebens durch die ſchon erwähnten! 
traurigen Vorfälle in München berührt. Görres ſtarb am 
29. Januar 1848. Es möchte vielleicht ſeit Leibniz“, urtheilt 
Werners, „kein deutſcher Mann jo viele Erkenntnißgebiete mit 
ſeinem Geiſte umfaßt haben, als Görres; die Kräfte aber, mit 
welchen er ſie umfaßte, ragten an's Rieſige hinan, mit einem 
tiefdringenden Ahnungsvermögen war der Wuchertrieb einer un— 
erſchöpflich ſpielenden Phantaſie vergeſellſchaftet, beide aber durch 
die Zucht eines ihnen an Kraft gleichen Verſtandes geregelt und 
geleitet.“ 

Wir führen hier noch einige andere Laien an, welche mit 
Görres innig befreundet waren und wie dieſer die kirchlichen 
Grundſätze in der Wiſſenſchaft zur Geltung brachten. Der erſte 
iſt Friedrich v. Schlegels, welcher ſein reiches Wiſſen in 

1 Werner, Geſch. der kathol. Theol. S. 434. Galland, a. a. O. 
S. 467. 

2 Siehe Seite 318 ff. 

3 Siehe Kap. 31. 

4 Seite 196 f. 

5 Geſch. d. kath. Theol. S. 434. 


6 Siehe Bd. 1, S. 457. Roſenthal, Convertitenbilder 1, S. 89 ff. 
Werner, a. a. O. S. 426 ff. 
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ihrem Dienſte verwerthete. Die theologiſchen Disciplinen hat 
Schlegel nicht bearbeitet; er bewegte ſich auf dem Gebiete der Philo⸗ 
ſophie und der Politik. Iſt er auch nicht frei von Einſeitigkeiten 
und ohne genügende Kenntniß der ſcholaſtiſchen Philoſophie, fo find 
doch ſeine in klaſſiſcher Sprache geſchriebenen Werke immerhin 

werthvoll und anregend. Wie Schlegel ſo kehrte auch Adam 
Müller! zur katholiſchen Mutterkirche zurück. Seine Studien 
haben beſonders den Staat und deſſen Einrichtungen zum Gegen- 
ſtand. Sein allgemeines Ziel iſt, die Idee des Staates zu er— 
faſſen im Gegenſatze zum todten und abſtracten Staatsbegriffe 
moderner Theorien.“ Nach Müller iſt der Staat „die organiſche 
Totalität aller menſchlichen Angelegenheiten, die aber durch eine 
innige Verbindung der bürgerlichen Geſellſchaft mit der Reli— 
gion ſalvirt ſind.“ Die Beantwortung der Frage, welche Staats— 
kunſt die beſte ſei? gibt ihm Gelegenheit nachzuweiſen, daß alles 
Schöne, Dauerhafte und Große in den bürgerlichen Verfaſſungen 
dem Chriſtenthum zu verdanken ſei, und daß daher die Staaten 
nur dann wahrhaft gedeihen könnten, wenn die von Gott ge— 
wollte, von der rationaliſtiſchen Philanthropie und Humanität 
aber nicht erkannte und bekämpfte uralte natürliche Vereinigung 
des Staates mit der Religion wieder hergeſtellt werde. 

Auch Franz Molitor (F 1860), Verfaſſer einer unvol⸗ 
lendet gebliebenen „Philoſophie der Geſchichte“, oder über die 
Tradition in dem alten Bunde und ihre Beziehung zur Kirche 
des neuen Bundes mit vorzüglicher Rückſicht auf die Kabbala ?, 
K. Hieronymus Windiſchmann, Profeſſor der Medicin und 
Philoſophie in Bonn, Verfaſſer des Werkes: „Die Philoſophie im 
Fortgange der Weltgeſchichte“ und anderer Schriften, und der 
geniale Dichter Clemens Brentano (f 1842), der nach einem 
unſtäten Leben endlich im innigſten Anſchluſſe an die Kirche den 
Frieden ſeiner Seele fand?, verdienen hier noch beſonders erwähnt 
zu werden. 


1 Roſenthal, a. a. O. I. S. 48 ff. Werner, a. a. O. S. 430 ff. 
2 Werner, a. a. O. S. 441 f. 
3 Diel, Cl. Brentano. 2 Bde. Freiburg 1877 f. 
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Unter den religiöſen Zeitſchriften ſeien zuerſt „Der Katholik 
und die Theologiſche Quartalſchrift' namhaft ge⸗ 
macht. Letztere wurde von den Profeſſoren der theologiſchen 
Facultät zu Tübingen im Jahre 1819 gegründet. Die erſten 
Bände enthielten neben trefflichen Artikeln auch eine Reihe von 
Abhandlungen, welche einen ſehr ſtarken Beigeſchmack von Ratio⸗ 


nalismus und falſcher Aufklärung haben. Dies änderte ſich 


ſpäter. Richtigere, mit dem Glauben und den Anſchauungen der 


Kirche übereinſtimmende Grundſätze verdrängten die Ueberbleibſel 


einer unkirchlichen Aufklärung, und bis zur Stunde genießt dieſe 
Zeitſchrift wegen ihres wiſſenſchaftlichen Gehaltes das verdiente 
Anſehen unter den Gelehrten. 

Einige Jahre nach Gründung der Theologiſchen Quartal— 
ſchrift trat Der Katholikk, eine Zeitſchrift zur Belehrung 
und Warnung“ ins Leben 1. Zwei Profeſſoren des Mainzer Se— 
minars, Andreas Räß und Nicolaus Weis, die ſpäteren Biſchöfe 
von Straßburg und Speyer, übernahmen die Redaction der 
neuen Zeitſchrift, deren erſte Nummer im Januar 1821 erſchien. 
Zweck derſelben war „die nöthige Wehr“ gegen „die theils offenen, 
theils verborgenen Angriffe“ wider die Kirche „durch wahrhaft 
orthodoxe katholiſche Aufſätze über Glaubens- und Sittenlehre, 
über Kirchengeſchichte und Liturgie, über Erziehung, über Volks⸗ 
andachten und Alles, was zum echten katholiſchen Glauben 
gehört.“ 

Dieſer Deviſe blieb der „Katholik“ ſtets treu. Mit aller 
Entſchiedenheit verfocht er die Intereſſen der Kirche auf allen Ge— 
bieten. Doch fehlte es nicht an Widerſpruch. Die freimüthige 
Sprache der Zeitſchrift erregte das Mißfallen in hohen Kreiſen 
und ſchon 1822 verbot eine Miniſterialverordnung das fernere 
Erſcheinen derſelben. Hiedurch wurden die Redacteure genöthigt, 


den Druckort zu wechſeln. „Der Katholik“ erſchien nun in Wies⸗ 


baden und dann in Straßburg. Die Redaction führte einige Jahre 
Görres, während Pfarrer Scheiblein in Schmerlenbach und 
ſpäter Liebermann als Redacteure zeichneten. Im Jahre 1827 


: 4 Siehe Rückblick auf die Geſchichte dieſer Zeitſchrift im Katholik 1870, 
„ S. 1 ff. 
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erfolgte die Ueberſiedelung des „Katholik' nach Speyer, wo Weis 
inzwiſchen ein Canonicat am Dom erhalten hatte. Er übernahm 
jetzt wieder die Redaction bis zu ſeiner Ernennung zum General— 
vicar des Biſchofs von Speyer. Nun führte Dieringer 1841 die 
Redaction bis zu ſeiner Berufung nach Bonn, worauf dieſelbe 
an Franz Sauſen! in Mainz überging. Er gab der Zeit⸗ 
ſchrift mehr die Form einer katholiſchen Kirchenzeitung, wodurch 


die „Tendenz“ derſelben jedoch keine Veränderung erlitt. Mit 


dem Jahre 1850 begann eine Neue Folge des „Katholik“, der 
nunmehr ſeine frühere Form wieder erhielt und monatlich in 
zwei Heften unter der Redaction von J. B. Heinrich und 
Chriſtoph Moufang erſchien. 

Schon aus dem Programm des „Katholik, welches er getreu 
in Ausführung brachte, erhellt die große Bedeutung dieſer Zeit— 
ſchrift für die katholiſche Kirche in Deutſchland, wofür auch die 
begeiſterte Aufnahme, welche dieſelbe gefunden, ein ſprechendes 
Zeugniß ablegt. 

Eine dritte, ſehr einflußreiche Zeitſchrift, welche ebenfalls 
noch beſteht, find die Hiſtoriſch-politiſchen Blatter’, 
von Georg Phillips? und Guido Görres, welche von den 
Kölner Wirren ihren Urſprung nahmen. Weniger das eigentlich 
theologiſche Gebiet cultivirend, doch demſelben durchaus nicht 
fremd, vertritt dieſe Zeitſchrift mehr ein kirchenpolitiſches Inter— 
eſſe, durch Bekämpfung der falſchen Staatstheorien und des 
kirchlichen Liberalismus, ſowie einer parteiiſch-proteſtantiſchen 
Geſchichtſchreibung. Das Verbot der „Hiſtor.-polit. Blätter“ in 
Preußen konnte ihrer Verbreitung keinen großen Eintrag thun, 
und wurde auch ſpäter von einer billiger denkenden Regierung 
zurückgenommen. Die größten publiciſtiſchen Celebritäten, ins— 
beſondere Sof. v. Görres, Phillips, Jarcke u. A. liehen der Zeit— 
ſchrift ihre Feder und verſchafften derſelben ein großes Anſehen 
bei Geſinnungsgenoſſen und Gegnern. Nach dem Tode des 
Guido Görres (1852) übernahm Joſ. Edmund Jörg die Re— 
daction der Hiſtoriſch-politiſchen Blätter und ſeit 1858 führt er 
dieſelbe in Gemeinſchaft mit Franz Binder. 


1 Ein Laie, ſpäter Redacteur des Mainzer Journals. 
2 Siehe Seite 476. 
euler 
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Andere kirchlich-wiſſenſchaftliche Zeitſchriften, welche in dieſer 
Zeit entſtanden, find im Verlaufe einiger Jahre wieder einge- 
gangen. Von denſelben ſeien kurz erwähnt die von Hug redi⸗ 
girte „Zeitſchrift für die Geiſtlichkeit der Erzdiöceſe Freiburg’ 
(1828), die Freiburger Zeitſchrift für Theologie“ (1839), die 
„Gießener Jahrbücher“ (1834), von den Profeſſoren der dortigen. 
Facultät herausgegeben, die hermeſianiſche „Zeitſchrift für Philo- 
fophie und Theologie“ (1833) in Bonn, die von Dieringer redi⸗ 
girte „Zeitſchrift für Wiſſenſchaft und Kunſt' (1844), das Mün⸗ 
Gener „Archiv für theologiſche Literatur“ (1842) u. A. 

Mehr den Character von kirchlichen Wochenblättern als eigent⸗ 
lich ſtreng theologiſchen Zeitſchriften trug an ſich die von H. oj. 
Schmitt gegründete „Aſchaffenburger Kirchenzeitung“, welche zu— 
erſt (1829) in Offenbach und hierauf (1831) in Aſchaffenburg. 
erſchien und ſeit 1836 als „Herold des Glaubens“ von Pfeil— 
ſchifter fortgeſetzt wurde. Denſelben Zweck verfolgt die 
„Sion“ (1832), eine religiöſe und kirchenpolitiſche Zeitſchrift, her- 
ausgegeben durch einen Verein von Katholiken, die „Neue Sion“ 
(1845), an deren Redaction namhafte Gelehrte ſich betheiligten, 
die von Herbſt redigirte Zeitſchrift, Eos“ in München, welche auch 
Görres unter ihren Mitarbeitern zählte. Außer dieſen und an- 
deren kirchlichen Zeitſchriften, wie die „Athanaſia“ (1828) und 
der ‚Allgemeine Religions- und Kirchenfreund (1828) von Ben⸗ 
fert, „Das Süddeutſche katholiſche Kirchenblatt“ (1840), die 
„Sonntagsblätter“ in Mainz (1842) u. ſ. w. ſtanden der fatho- 
liſchen Kirche keine größeren, namentlich keine politiſchen Tage— 
blätter zu Gebote, und alle Verſuche, katholiſche Zeitungen zu 
gründen, ſcheiterten an dem Widerſpruche der Staatsregierungen. 
Erſt das Jahr 1848 hat der katholiſchen Kirche ermöglicht, eine 
Vertretung in der politiſchen Preſſe zu erhalten!. 


An dieſer Stelle ſeien auch noch erwähnt die Kirchenlexika von YF oj. 
Aſchbach, Profeſſor in Bonn und ſeit 1854 in Wien, 4 Bde. Frankfurt 
1844 ff.; u. von Heinrich Joſ. Wetzer, Profeſſor der orientaliſchen Philologie 
in Freiburg i. B. und Benedict Welte (J. S. 455) 13 Bde. Freiburg i. B. 
1847 ff. Von der 2. A. des letzteren ſind bis jetzt 5 Bde. erſchienen. 
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Zweiunddreißigſtes Kapitel. 


Georg Hermes. Sein Bildungsgang. Profeſſor in Münſter, Berufung nach Bonn. 
Sein falſches Hyſtem. Polemik gegen das ſelbe. Verwerfung der Irrthümer des Her ⸗ 
mes durch Papſt Gregor XVI. Verhalten der Sermefianer gegen das päpftliche Breve 
vom 26. September 1835. Die preußiſche Regierung. Das erzbiſchöſtiche Ordinariat von 
Köln. Einſchreiten des Erzbiſchofs Clemens Auguſt gegen die Hermeſtaner. Ver ſuch 
derſelben, das päpſtliche Artheit rückgängig zu machen. Reile der Profeſſoren Braun 
und Elvenich nach Rom. Reſultat ihrer Bemühungen. Nückreiſe nach Peutſchland. 
Anterwerfung vieler Hermeſtaner unter das päpſtliche Artheil. Der Coadjutor v. 
Peiffel. Neue Kämpfe. Ausbeutung der Encyklika Pius IX. durch die Hermeſtaner. 
Hirtenbrief des Erzbiſchofs. Verſchwinden des Hermeſtanismus. 


Eine höchſt verderbliche Richtung in der Theologie vertraten 
die Anhänger des Profeſſors Georg Hermes in Bonn, welcher 
„von dem königlichen Wege, den die ganze Tradition und die 
heiligen Väter in der Erklärung und dem Beweiſe der Glaubens- 
wahrheiten gebahnt hatten“, abwich, „den poſitiven Zweifel, 
als Grundlage aller theologiſchen Unterſuchung“ aufſtellte, und 
„die Vernunft als das einzige Mittel erklärte, wodurch der 
Menſch die Erkenntniß übernatürlicher Wahrheiten erlangen 
könne“ 1. 

Geboren zu Dreyerwalde in Weſtfalen (1775) bezog Hermes 
1792 die Univerſität Münſter, wo er ſeine philoſophiſchen und 
theologiſchen Studien abſolvirte. Mit vorzüglichem Eifer ſtudirte 
er die Schriften Kants und Fichte's, deren Lectüre aber große 
Zweifel an der Wahrheit der katholiſchen Religion in ihm her— 
vorrief. Doch litt er nicht vollſtändig Schiffbruch am Glauben, 
ſondern begnügte ſich mit dem Glauben der Kirche, wie er im 
Katechismus unvermittelt geboten wird', feſt entſchloſſen, tiefere 
Studien über die katholiſchen Dogmen zu machen und gründlichere 
Beweiſe für deren innere Wahrheit aufzuſuchen. Von dieſem 
Verlangen beſeelt, ſetzte er als Gymnaſiallehrer zu Münſter ſeine 
Studien mit allem Fleiße fort und gelangte auch zu der Erkennt— 
nif, daß die Einwände Kants und Fichte's gegen das Chriſten⸗ 
thum unbegründet ſeien, daß vielmehr die chriſtlichen Lehren 


1 Worte des päpſtlichen Breve vom 26. Sept. 1835. Die Literatur 
über die hermeſiſchen Streitigkeiten theilt Roskovdny, Romanus Pontifex. 
tom. 4 mit. 
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durchaus den Forderungen der Vernunft entſprächen. Das Re⸗ 
ſultat ſeiner Studien veröffentlichte er in einer kleinen Schrift 
„Unterſuchungen über die innere Wahrheit des Chriſtenthums“ , 
welche ihrem Verfaſſer einen Lehrſtuhl an der Univerſität Münſter 
verſchaffte. Hermes wurde auf Niemeyers? Empfehlung im 
Jahre 1807 zum Profeſſor der Dogmatik ernannt. Als Vor⸗ 
leſebuch war Klüpfels vorgeſchrieben; Hermes ſchloß ſich aber 
ganz an Stattler ant. Außer Dogmatik las er auch ,philo- 
ſophiſche Einleitung in die geſammte chriſtliche Theologie.“ 

Da Hermes mit nicht geringem Wiſſen eine vorzügliche Lehr⸗ 
gabe verband und ſeine rationell-philoſophiſche Demonſtrationsme⸗ 
thode nach dem Vorgange Wolfs dem Geſchmacke und der Rich— 
tung der Zeit ſehr zuſagte, wußte er ſeine Zuhörer zu fefjeln 
und erlangte alsbald eine Bedeutung, die über ſeine Kenntniſſe 
und Talente weit hinausging. Aber ſchon damals erkannten 
tiefer blickende Männer, Droſte-Viſchering, Stolberg, Over⸗ 
berg, Katerkamp, Kiſtemacker, Kellermann u. A., die Schäden und 
die Falſchheit des hermeſianiſchen Syſtems und ſahen defjen 
ſchlimme Folgen voraus. 

Auch die Stellung, welche Hermes einnahm, als Clemens 
Auguſt 1815 das von Napoleon uncanoniſch errichtete Domea- 
pitels von Münſter auf päpſtlichen Befehl auflöſte und die Ver⸗ 
waltung der Diöceſe wieder übernahm, war höchſt incorrect. Er 
verweigerte dem Adminiſtrator den Gehorſam und verſuchte das. 
vermeintliche Recht des aufgelösten Domcapitels in einer Denk- 
ſchrift nachzuweiſen. 

Die preußiſche Regierung behandelte Hermes mit großem 
Wohlwollen und zog ihn in kirchlichen Angelegenheiten zu Rathe. 
Einen Ruf nach Breslau lehnte er 1816 ab. Nach Aufhebung 
der Univerſität Münſter wirkte er an der dort errichteten Aka- 
demie fort. Sein Verhältniß zum Bisthumsverweſer Clemens 


1 Sie erſchien 1805 in Münſter. 

2 Er war Kanzler und Prof. der proteſtantiſchen Theologie in Halle. 

3 Siehe Bd. 1. S. 390. 

4 Ueber Stattler (+ 1797) ſ. Werner, Geſch. der katholiſchen Theologie 
S. 173 ff., 229 ff., 260 ff., 282 ff. 

5 Siehe Bd. 1, S. 161 f. 
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Auguſt wurde in dem Maße unfreundlicher als Hermes immer 
mehr in das Labyrinth des Rationalismus ſich verirrte 1. Ein 
offener Conflict wurde durch die Berufung des Letztern an die 
Univerſität Bonn verhütet. Am 27. April 1820 hielt er ſeine 
Antrittsrede. 

Wie in Münſter ſo erfreute ſich Hermes auch an der rheini— 
ſchen Univerſität eines großen Anſehens bei Profeſſoren und 
Studenten. Auch katholiſche Juriſten und Philoſophen beſuchten 
ſeine Vorleſungen, die ſich auf die theologiſchen und philoſophi— 
ſchen Fächer erſtreckten. Auf die theologiſche Facultät übte er 
einen dominirenden Einfluß aus. Ein Zerwürfniß zwiſchen ihm 
und Profeſſor Seber? hatte ſchließlich die Entfernung des letztern 
von der Univerſität Bonn zur Folge. Erzbiſchof Spiegel von Köln, 
ſchon in Münſter ein Gönner des Hermes, verlieh ihm ein Canonicat 
an dem neu errichteten Metropolitancapitel, ernannte ihn zum 
Synodalexaminator und zeichnete ihn auf jede Weiſe aus. Her⸗ 
mes benutzte ſein Verhältniß zum Erzbiſchof zu Gunſten ſeines 
Syſtems. Er verhinderte durch denſelben die Berufung Möhlers 
und Döllingers nach Bonn? und trat als Synodalexaminator 
mit großer Schroffheit gegen die Geiſtlichen auf, welche ſeine An⸗ 
ſichten nicht theilten. Aber dieſe und andere Mittel vermochten 
doch nicht, die Widerſprüche gegen das hermeſianiſche Syſtem ver— 
ſtummen zu machen und deſſen Bekämpfung zu verhindern. Die 
Regierung ſelbſt ſah ſich genöthigt, der herrſchenden Stimmung 
Rechnung zu tragen, und berief im Jahre 1829 Dr. Heinrich 
Klee! als Profeſſor der Exegeſe und Dogmatik an die Univerſi— 
tät Bonn. Erzbiſchof Spiegel konnte keine Einwendungen gegen 
dieſe Berufung erheben, und Klee erfreute ſich trotz der Chikanen 
von Seiten der Hermeſianer in kurzer Zeit eines ſehr zahlreichen 
Auditoriums. Damit war indeß nicht ſehr viel gewonnen, da 
die andern theologiſchen Lehrſtühle mit Hermeſianern beſetzt waren. 
Im erzbiſchöflichen Seminarium zu Köln docirten ebenfalls 


1 Siehe Bd. 1, S. 370 ff. 

2 Er las Dogmatik und Moral. 

3 Kihn, Lebensbild Möhlers in Raich, Ergänzungen zu Möhlers 
Symbolik S. XXIX f Wörner⸗Gams, J. A. Mohler S. 31 f. 

4 Siehe S. 457 f. 
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Schüler des Hermes, deſſen Anhänger auch in Breslau, Brauns⸗ 
berg, Trier u. ſ. w. theologiſche Lehrſtellen inne hatten. Droſte⸗ 
Hülshoff verwerthete die Anſchauungen ſeines Lehrers auf dem 
Gebiete des canoniſchen Rechtes. Elvenich in Breslau u. A. 
waren bemüht, dieſelben in der Philoſophie in Anwendung zu 
bringen. Hermes ſelbſt trug ſich mit dem Plane, ein Werk zu 
ſchreiben, „worin die vollkommene Uebereinſtimmung ſeiner Dog— 
matik mit der Dogmatik der erſten chriſtlichen Kirche klar nachge— 
wieſen werden ſollte.“ So verſicherte er in ſeiner „Poſitiven Cin- 
leitung“, von welcher der erſte Theil im Jahre 1829 erſchien. An 
der Vollendung dieſes Werkes wurde er durch den Tod verhindert. 
Die übermäßigen Anſtrengungen, namentlich die nächtlichen Stu— 
dien hatten ſeine Kräfte aufgerieben. Gegen Ende Januar 1831 
verfiel er in eine Krankheit, die einen tückiſchen Verlauf nahm 
und am 26. Mai ſeinem Leben ein Ende machte. 

Das Syſtem! des Hermes ijt in ſeinem Weſen Rationalis- 
mus. Er bewegt ſich ganz in dem Ideenkreiſe Kants und Fichte's, 
von deren Einfluß er ſich nicht mehr losmachen konnte. Sein 
Grundirrthum iſt, wie ſchon hervorgehoben wurde, die Behaup— 
tung, daß „der poſitive Zweifel die Grundlage aller theologiſchen 
Unterſuchungen“ bilden müſſe, ſo daß der Menſch vom Zweifel 
ausgehend, durch die Thätigkeit der Vernunft zur Ueberzeugung 
von der Wahrheit der chriſtlichen Dogmen und auf dieſe Weiſe 
zum Glauben gelangen müſſe, der nach Hermes nicht ein Fürwahr— 
halten auf die Autorität eines Andern hin, reſpective des ſich offen— 
barenden Gottes, ſondern ein Reſultat der menſchlichen Vernunft 
iſt. Er drückt ſich hierüber in folgender Weiſe aus: „Wir müſſen 
nichts als Wahrheit wollen, oder was dasſelbe iſt, parteilos ſein. 
Wir müſſen uns nämlich während der Unterſuchung von 
Theologie- und Religions-Syſtemen, inſofern wir dieſelben 
noch nicht als gewiß wahr erkannt haben, (theoretiſch) los— 
ſagen: ſie alle müſſen uns gleich wichtig und gleich unwichtig 
ſein. Wir können dieſes zu Stande bringen durch die lebendige 


1 Siehe Myletor (F. X. Werner), Der Hermeſianismus, vorzugsweiſe 
von ſeiner dogmatiſchen Seite dargeſtellt und beleuchtet 2c. Regensburg 1845. 
Vgl. Karl Werner, Geſch. der kath. Theologie S. 405 ff. 
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Ueberzeugung, daß keines, weder der Katholicismus noch 
das Chriſtenthum überhaupt, darum wahr ſei, weil wir in 
demſelben geboren find; und daß wir in unſerm Gewiſſen 
gerecht und heilig handeln, wenn wir uns demjenigen zuwenden, 
wohin unſere Vernunft uns leitet, weil dieſe die einzige Führerin 
iſt, welche der Urheber unſers Daſeins uns von Geburt an auf 
dieſe Lebensbahn mitgab, mit der laut gebietenden Stimme in 
unſerm Innern, ihr zu folgen, wohin fie auch führen möge“ 1. 
Dieſem Grundſatz entſprechend, war Hermes in ſeinen Vorträgen 
ſtets darauf bedacht, in ſeinen Zuhörern das Bedürfniß des 
zweifelſüchtigen Beweiſes zu wecken, fo daß fie ,alle Beweiſe mit 
Zweifelſucht wägen und das Labyrinth des Zweifels in allen 
Gängen curſiren lernten, um einſt den Zweifler auf allen Wegen 
begleiten zu können.“ 


Es iſt einleuchtend, daß dieſes mit der Natur des Glaubens 
und der ganzen kirchlichen Tradition in directem Widerſpruche 
ſtehende falſche Grundprinzip zu den größten Verirrungen auf 
dem Gebiete der Theologie führen mußte. Dieſelben werden im 
päpſtlichen Breve vom 26. September 1835, wodurch Gregor XVI. 
die Schriften des Hermes cenſurirt, kurz hervorgehoben. Es heißt 
in demſelben, daß „der genannte Schriftſteller mehreres Abſurde 
und von der Lehre der katholiſchen Kirche Abweichende zu— 
ſammenſtelle; beſonders über die Natur des Glaubens und die 
Glaubensregel; über die heilige Schrift, die Erblehre, die Offen— 
barung und das Lehramt der Kirche; über die Beweggründe der 
Glaubwürdigkeit, über die Beweiſe, durch welche das Daſein 
Gottes bewieſen und beſtätigt zu werden pflegt; über das Weſen 
Gottes ſelbſt, ſeine Heiligkeit, Gerechtigkeit, Freiheit und ſeinen 
Endzweck in den Werken nach Außen, wie die Theologen ſagen; 
ebenſo über die Nothwendigkeit der Gnade, über Ertheilung der— 
ſelben und der Gnadengaben; über Austheilung der Belohnungen 


und Verhängung der Strafen; über den Zuſtand der erſten Eltern, 


1 Hermes, Poſitive Einl. Methode §. 9. S. 30. Siehe Die hermeſiſchen 
Lehren in Bezug auf die päpſtliche Verurtheilung derſelben urkundlich darge— 
ſtellt (von J. M. Meckel). Mainz 1837, S. 18. Vgl. Katholik, Bd. 44 
(1832), S. 150 ff., 327 ff.; Bd. 45, S. 278 ff., Bd. 46, S. 67 ff. 
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über die Erbſünde und die Kräfte des gefallenen Menſchen““. 
Namentlich hebt das Breve hervor, daß die cenjurirten Werke 
„falſche, verwegene, verfängliche, zum Skepticismus und Indiffe⸗ 
rentismus hinführende, irrige, ärgerliche, für die katholiſchen 
Schulen beleidigende, den göttlichen Glauben zerſtörende, nach 
Ketzerei riechende, und ſchon anderwärts von der Kirche verdammte 
Lehren und Sätze enthielten“ ?. 

Solche Irrthümer konnten nicht lange unangefochten bleiben, 
und ſchon bei Lebzeiten des Hermes wurden ſeine irrige Doctrinen 
in gediegenen Artikeln einer eingehenden Kritik unterzogen. Lei⸗ 
der fanden dieſelben nicht die gebührende Beachtung. Auch der 
deutſche Episcopat that keine entſcheidenden Schritte. Erzbiſchof 
Spiegel hatte das Protectorat des Hermeſianismus übernommen. Es 
war deshalb ſchwer, das falſche Syſtem mit Erfolg zu bekämpfen, 
beſonders da die Hermeſianer einen bedeutenden Einfluß in Kirche 
und Staat ausübten. Mehr als 30 philoſophiſche und theologiſche 
Lehrſtühle waren mit Anhängern des Hermes beſetzt. Eine große 
Anzahl derſelben wirkten an höhern Lehranſtalten, oder ſaßen in 
den Domcapiteln, oder bekleideten andere wichtige Stellen. Eine 
Polemik gegen ihren Meiſter ſchien unter dieſen Verhältniſſen 
ziemlich erfolglos zu ſein. 

Und dennoch entbrannte dieſelbe nach dem Tode des Hermes 
und nahm einen heftigen Character an. An derſelben betheiligte 
ſich auch das Ausland. Die Hermeſianer ließen die Angriffe 
auf ihren Meiſter nicht unbeantwortet, wobei ſie, wie Elvenich 
eingeſtehts, „oft bitterer als recht war antworteten“ und ihre Gegner 
incorrecter Lehren beſchuldigten. Sie gründeten ſogar eine Zeit— 
ſchrift“ zur Vertheidigung ihrer irrigen Lehren. 

Die Vorgänge in Deutſchland blieben in Rom nicht unbe— 
kannt. Doch enthielt ſich Papſt Gregor XVI. vorläufig weiterer 
Maßregeln, da Erzbiſchof Spiegel die günſtigſten Berichte über 


Siehe Benkert, Allg. Religions- und Kirchenfreund, Jahrg. 1835, II, 
S. 571. 

2 A. a. O. S. 572. 

3 Acta Hermesiana. Fase. I. in prooemio, p. V. 

Sie führt den Titel: Zeitſchrift für Philoſophie und kath. Theologie. 
Bonn 1832 ff. 
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Hermes und ſeine Schule eingeſandt hatte. Inzwiſchen dauerte 
der Kampf fort und gewann eine noch größere Ausdehnung nach 
dem Erſcheinen der Dogmatik des Hermes, welche Achterfeldt nach 
deſſen hinterlaſſenen Papieren herausgab. Generalvicar Hüsgen 
von Köln ertheilte dem Werke die kirchliche Approbation; die 
Gegner beſchuldigten den Verfaſſer des Pelagianismus und So— 
ciniani8mus. Einige deutſche Prälaten ließen ſich nun von ver— 
ſchiedenen Gelehrten, Windiſchmann , Binterim? u. A., Gutachten 
über das Hermeſiſche Syſtem erſtatten und brachten 1833 ihre 
Klagen vor den heiligen Stuhl. Dieſer ließ ebenfalls die frag- 
lichen Schriften einer längern, mit der größten Gründlichkeit ge⸗ 
führten Durchſicht unterziehen, wobei beſonders der Studienrector 
der Propaganda, der ſpätere Cardinal Reiſach, und der berühmte 
Dogmatiker Perrone 8. J. u. A. betheiligt waren. Nach 
ſorgfältigſter Unterſuchung erließ Papſt Gregor XVI. am 26. Sep⸗ 
tember 1835 das Breve Dum acerbissimas3, durch welches die 
irrigen Meinungen des Hermes cenſurirt und ſeine Schriften auf 
den Index der verbotenen Bücher geſetzt werden. 

Die Verurtheilung der Hermeſiſchen Schriften erregte ſehr 
großes Aufſehen in Deutſchland, wo jetzt mit großer Erregtheit 
für und gegen die darin enthaltenen Lehren geſprochen und ge— 
ſchrieben wurde. Vor allem waren die über das Breve ganz ver— 
blüfften Hermeſianer bemüht, den Eindruck desſelben abzuſchwächen 
und ſeine Ausführung zu hintertreiben. Um dieſen Zweck zu er⸗ 
reichen, ſuchten ihre Führer vornehmlich die deutſchen Biſchöfe in 
ihr Intereſſe zu ziehen, und dieſelben zu einer Interceſſion zu 
Gunſten der verbotenen Schriften in Rom zu bewegen. Dieſe 
Bemühungen waren freilich vergeblich. Dagegen fanden ſie bereit— 
willige Hilfe bei der preußiſchen Regierung, welche die Veröffent- 
lichung des Breve verbot, und bei dem nach Spiegels Tode 
(2. Auguſt 1835) gewählten Capitelsvicar Dr. Hüsgen. Unter 
dem Vorwande, das päpſtliche Schreiben ſei ihm nicht auf offi⸗ 


1 Siehe Seite 481. 

2 Siehe Seite 474 f. 

3 Braun et Elvenich, Acta Romana. Lipsiae 1838, p. 4 sqq. Deutſch 
in Benkert, Allg. Religions⸗ u. Kirchenfreund, Jahrg. 1835, S. 537 ff. 
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ciellem Wege durch die Regierung mitgetheilt worden! ließ er 
dasſelbe unausgeführt und befahl in einem Circular an die Geiſt⸗ 
lichkeit nach janſeniſtiſchem Muſter ein ſtrenges Stillſchweigen 
über dieſe Angelegenheit“?. Namentlich „verbot er ernſthaft, in 
den kirchlichen Vorträgen auf der Kanzel und bei den Katecheſen 
davon zu erwähnen, oder verſteckt darauf hinzudeuten.“ 

Um ihren offenen Ungehorſam gegen den heiligen Stuhl zu 
rechtfertigen, behaupteten die Hermeſianer ebenfalls nach dem 
Vorgange der Janſeniſten, die vom Papſte verworfenen Irr⸗ 
thümer ſeien in den verbotenen Schriften ihres Meiſters nicht 
enthalten, und nahmen, als dieſes Auskunftsmittel nichts half, 
auch noch zur janſeniſtiſchen Distinctio juris et factis ihre Zu⸗ 
flucht. So lange der erzbiſchöfliche Stuhl von Köln unbeſetzt 
war, blieben die Hermeſianer an der Univerſität Bonn von Seite 
der erzbiſchöflichen Behörde unbehelligt. Die mißtrauiſch gewor— 
denen Candidaten der Theologie ſuchten ſie durch trügeriſche Vor— 
ſtellungen zu beſchwichtigen. Anders aber geſtaltete ſich die 
Sache, als Clemens Auguſt den Hirtenſtab des hl. Maternus 
ergriff. 

Nicht lange nach ſeiner Inthroniſation verlangte der Erz— 
biſchof von den Profeſſoren in Bonn unbedingte Unterwerfung 
unter das päpſtliche Breve, verweigerte den Ungehorſamen die 
Approbation ihrer Vorleſungen und verbot den Theologen den 
Beſuch derſelben ſowie die Lectüre hermeſianiſcher Schriften. Die 
Studirenden kamen dem Befehle ihres Oberhirten bereitwillig 
nach, und als Profeſſor Achterfeldt, Vorſteher des Convictes, die 
Gehorſamen mit Ausweiſung oder Entziehung ihrer Freiſtellen 
bedrohte, verließen alle Studenten dieſe Anſtalt. Für den Unter⸗ 
halt der Unbemittelten ſorgte nun der Erzbiſchof 2. Hierauf er— 
ließ er ein ſtrenges Verbot, hermeſianiſche Schriften zu leſen und 


1 Möller, J. Th. Laurent I, S. 261. Der Vice-Nuntius in Brüſſel 
hatte es ihm geſchickt. 

2 Rheinwald, Acta hist.-eccl. Jahrg. 1836, S. 278. 

Die Janſeniſten behaupteten, die Kirche könne wohl eine Lehre als 
irrig verwerfen, aber ſie könne nicht mit unfehlbarer Gewißheit entſchei den, 
daß die verworfene Lehre in der Schrift eines Autors ſtehe. 

Er verkaufte zu dieſem Zwecke ſogar ſein Silbergeſchirr. 
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entwarf, um den Hermeſianern jede Ausflucht abzuſchneiden, acht— 
zehn Theſen !, wodurch die im päpſtlichen Breve verworfenen Irr— 
thümer aufs neue verworfen wurden. Dieſe Theſen mußten alle 
Prieſter, welche eine Verſetzung auf eine andere Stelle wünſchten, 
ſowie die Neuzuweihenden als conditio sine qua non beſchwören. 

Die preußiſche Regierung über das Vorgehen des Erzbiſchofs, 
welcher „das apoſtoliſche Breve als verpflichtend angeführt, ohne 
daß dasſelbe die königliche Genehmigung erhalten“, ließ ſich von. 
den Profeſſoren Ritters und Baltzer in Breslau Gutachten 
über die Orthodoxie der erzbiſchöflichen Theſen ausſtellen, welche im 
Sinne der Hermeſianer ausfielen. Hierauf eröffnete der Curator 
der Univerſität v. Rehfues den Mitgliedern der theologiſchen 
Facultät nebſt den Profeſſoren Windiſchmann und Walter! am 
21. April 1837 im Auftrage des Miniſters von Altenſtein, daß 
ſie der Erwähnung der Hermes'ſchen Schriften ſowie auch deren 
Verbotes und der Polemik für oder wider das Syſtem, oder ein= 
zelne unterſcheidende Lehrſätze desſelben“, ſich zu enthalten hätten. 
Dieſer Eröffnung war die Drohung beigefügt, daß „wer dieſer 
Vorſchrift freventlich entgegen handeln würde, die Suspenſion 
vom Amte, nachdrückliche Ahndung und ſelbſt nach Befund der 
Umſtände Remotion zu gewärtigen habe“. 

Die Hermeſianer, welche die Verwerfung der Schriften des 
Traditionaliſten Bautain als eine Anerkennung der Lehren ihres. 
Meiſters auszubeuten ſuchten, begnügten ſich mit der Vertheidi— 
gung des Hermes noch nicht, ſondern waren bemüht, das Ur— 
theil des apoſtoliſchen Stuhles rückgängig zu machen. Zu dieſem. 
Zwecke erbaten ſich die Profeſſoren Braun in Bonn und Elve— 
nich in Breslau von Papſt Gregor XVI. die Erlaubniß, nach 
Rom zu kommen, um ſich nähere Belehrungen bezüglich des 


1 Sie ſtehen in Reinwald, Acta etc. 1837, S. 461 ff. 

2 Vgl. Darlegung des Verfahrens ꝛc. Beilage, 8. 

3 Siehe S. 469 f. 

4 Siehe Bd. 1, S. 403 f. 

5 Darlegung des Verfahrens ꝛc. Beilage S. Vgl. den intereſſanten Erlaß 
Altenſteins an den Curator der Univerſität in Bonn, Geh. Regierungsrath 
v. Rehfues, über eine Verſtändigung mit dem Erzbiſchof bei Rheinwald, 1. c. 
P. 535 8. 
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päpſtlichen Urtheils einzuholen. Dies wurde bereitwilligſt ge— 
ſtattet und am 26. Mai 1837 trafen die Genannten, mit Sub⸗ 
ſidien der preußiſchen Regierung reichlich verſehen, in der ewigen 
Stadt ein. Der heilige Vater und der Cardinalſtaatsſecretär 
Lambruschini empfingen dieſelben mit großem Wohlwollen und 
wieſen fie an den Pater Roothan, General der Jeſuiten, 
welcher ihnen die erbetenen Informationen ertheilen ſollte. Die 
abgehaltenen Conferenzen hatten jedoch kein Reſultat, da die bei- 
den Hermeſianer nach Rom gekommen waren, um den heiligen 
Stuhl zu belehren, nicht um von ihm belehrt zu werden“ !. An— 
ftatt auf den Kern der Frage einzugehen, und die incriminirten 
Schriften in lateiniſcher Ueberſetzung vorzulegen, wie fie verſpro— 
chen, verdächtigten ſie ihre Gegner als unwiſſende Menſchen, 
welche Hermes mißverſtanden hätten, und behaupteten, das Breve 
vom 26. September 1835 berühre ihren Meiſter gar nicht, da 
er rechtgläubig geweſen und rechtgläubig gelehrt habe, und ſpra— 
chen den Wunſch aus, zum Beweiſe ihrer Orthodoxie ein Glau- 
bensbekenntniß ablegen zu dürfen. Da fie auch den Cardinal- 
ſtaatsſecretär mit dieſen Wünſchen und Behauptungen behelligten, 
antwortete ihnen derſelbe am 5. Auguſt 1837, „daß ſie ſich in 
einem ſchweren Irrthum befänden“, wenn fie die Hoffnung heg— 
ten, „das Urtheil über Hermes (d. h. über deſſen Schriften) könne 
einigermaßen geändert werden“, und forderte dieſelben auf, „die 
Anhänger der hermeſiſchen Lehren zu ermahnen, nicht durch eitle 
und verkehrte Streitigkeiten die Einheit der Kirche, welche im 
hl. Petrus und deſſen Nachfolgern ihre Grundlage habe, zu zer— 
reißen und von jenem Wege, der zu einem unſeligen und verab— 
ſcheuungswürdigen Schisma führe, zurückzukehren 2. Davon 
waren die beiden Profeſſoren weit entfernt. Von Albano aus, 
wo ſie einige Wochen ihren Aufenthalt genommen, wandten ſie 
ſich wiederholt nach Rom, um ihr Ziel zu erreichen. Doch ihre 
Schritte blieben erfolglos. ‚Um ihnen jede Hoffnung zu beneh— 

In der Audienz, welche Braun und Elvenich bei Gregor XVI. hatten, 
ſprach der Papſt zu ihnen: Existimo vos Romam venisse non ut s. Sedem 


doceatis, sed ut ab ea doceamini (Perrone, Zur Geſch. des Hermeſianis⸗ 
mus S. 35). 


2 Elvenich, Vertheidigungsſchrift ꝛc., Breslau 1839, theilt die Corres⸗ 
pondenz in deutſcher Ueberſetzung mit. 
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men“, ließ ihnen der heilige Vater durch Roothan eröffnen, es 
wäre umſonſt, wenn ſie ſich ſchmeichelten, daß eine nochmalige 
Prüfung der hermeſiſchen Schriften vorgenommen werden ſollte; 
wenn ihnen erlaubt worden wäre, ſich dem heiligen Stuhle vor— 
zuſtellen, und, wie man es erwartet hätte, die Ueberſetzung jener 
Werke einzureichen, jo wäre dies nicht geſchehen, damit der hei— 
lige Stuhl dadurch von dem Inhalte derſelben beſſer unterrichtet 
würde, ſondern lediglich, um ihnen nicht dieſe Genugthuung zu 
verweigern; im Uebrigen würde das Decret bei Kräften verblie— 
ben ſein; und wenn ſie nichts Anderes vorhätten, ſo könnten ſie 
immerhin in ihr Vaterland zurückkehren“ 1. Verletzt durch dieſes 
Schreiben wandten ſich dieſelben wieder an Lambruschini, der 
ihnen antwortete, das benannte Schreiben fet ,mit Vorwiſſen des 
heiligen Vaters geſchrieben“, und zugleich „den Inhalt desſelben 
beſtätigte“ 2. 

Trotz dieſer bündigen Erklärung ſtanden Braun und Elve— 
nich von ihrem Vorhaben nicht ab und überreichten eine Schrift, 
welche die Lehren des Hermes in ihrem Zuſammenhange dar- 
ſtellen und deren Orthodoxie beweiſen ſollte. Sie führt den Titel 
Meletemata theologica. Dieſelbe ſollte in Rom gedruckt werden. 
Der Magister sacri Palatii verweigerte aber das Imprimatur 
und gab die Schrift, ohne ſie geleſen zu haben, ihren Verfaſſern 
zurücks. In dem Umſtande, daß die Gründe der Verweigerung 
nicht angeführt und die Schrift ihnen ohne Bemerkung zurück— 
gegeben ward, wollten letztere eine Billigung ihrer Lehre finden, 
was ſie auch in einem Schreiben an Lambruschini ausſprachen. 
Derſelbe erklärte ihnen jedoch am 11. März 1838, daß dieſer 
Schluß ein durchaus irriger ſei “. Ein neues Schreiben, welches 
die beiden Profeſſoren an den Cardinalſtaatsſecretär richteten, 
ſchickte derſelbe am 6. April uneröffnet zurücks. Damit waren 
die Verhandlungen beendigt, und die genannten Profeſſoren kehr— 
ten wieder nach Deutſchland zurück. Das Ergebniß ihrer Reiſe 


1 Perrone, Zur Geſchichte x. S. 39. 
2 A. a. O. S. 39. 

3 Dieſe Schrift erſchien 1839 in Leipzig. 
4 Acta Romana, p. 220 sqq. 
dn. 
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legten fie in einer actenmäßigen Schrift Acta Romana! nieder. 
Dieſelbe öffnete vielen Hermefianern die Augen und veranlaßte 
ſie, der päpſtlichen Entſcheidung ſich rückhaltlos zu unterwerfen. 
Um ſo hartnäckiger verweigerten andere Schüler des Hermes, 
beſonders die Trierer Profeſſoren Biunde und Roſen baum, 
die verlangte Unterwerfung. Sie wurden deshalb 1842 von 
Biſchof Arnoldi vom Lehramte entfernt. 

Nach der gewaltſamen Wegführung des Erzbiſchofs Clemens 
Auguſt durch die preußiſche Regierung am 20. November 1837 
übernahm Domdecan Hüsgen die Regierung der Erzdiöceſe. Unter 
ihm wurden die Hermeſianer auffallend begünſtigt. Die Profeſ— 
ſoren in Bonn durften trotz des päpſtlichen Verbotes die herme— 
ſiſchen Lehren vortragen und hermeſianiſch geſinnte Geiſtliche 
erhielten die beſten und einflußreichſten Pfründen; die Gegner 
dieſes falſchen Syſtemes wurden dagegen zurückgeſetzt und auf 
verſchiedene Weiſe gekränkts. Der Triumph der Hermeſianer 
dauerte indeß nicht lange. Die Berufung Geiſſels zum Erzbiſchof— 
Coadjutor machte ihrer Herrſchaft ein Ende. Schon bei den 
Verhandlungen wegen Uebernahme der Stelle eines Coadjutors 
des Erzbiſchofs Clemens Auguſt hatte er einen größeren Einfluß 
auf die theologiſche Facultät in Bonn verlangt, namentlich Ent⸗ 
hebung Achterfeldts als Director des theologiſchen Convicts, Ver— 
ſetzung des Profeſſors Braun, „welcher als heftigſter Verfechter 
der hermeſianiſchen Sache und Parteichef ſich arg compromittirt 
habe, auf eine andere Stelle“ und Berufung eines „tüchtigen 
Mannes an ſeinen Platz!s. Nach ſeinem Amtsantritte wendete 
der Coadjutor alle Mittel der Güte an, um die Bonner Pro⸗ 
feſſoren zur Unterwerfung unter das päpſtliche Urtheil zu be— 
wegen. Zwei derſelben, Dr. Vogelſang und Dr. Hilgers, leiſteten 
der Aufforderung ihres Oberhirten Folge. Achterfeldt! und 
Braun dagegen weigerten ſich und behaupteten, daß die im päpſt— 
lichen Breve verworfenen Lehren in den Schriften des Hermes 


1 Siehe S. 491 N. 3. 

2 Siehe die Denkſchrift Laurents (ſ. S. 137) an Papſt Gregor XVI. 
Möller, J. Th. Laurent I, S. 401 f. Vgl. S. 493. 

3 Die kirchl. Zuſtände ꝛe. S. 87 f. Diplom. Correspondenz S. 225. 

4 Ueber Achterfeldt ſiehe Baudri, J. v. Geiſſel S. 71. 
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nicht enthalten ſeien. Nachdem alle Bemühungen, dieſelben vom 
Gegentheile zu überzeugen, ſich fruchtlos erwieſen hatten, ſus— 
pendirte Geiſſel die beiden Profeſſoren von jeder Lehrbefugniß 
und trug auf deren Abſetzung an. Hierauf entband ſie die Re— 
gierung von ihren Amtspflichten, ließ ihnen aber ihren Rang 
als Profeſſoren der theologiſchen Facultät in Bonn und zahlte 


ihnen den vollen Gehalt aus. 


Das entſchiedene Vorgehen Geiſſels gegen die ungehorſamen 
Profeſſoren rief eine neue Polemik von Seiten der Hermeſianer 
hervor, an welcher ſich vornehmlich Braun und deſſen Freund, 
Juſtizrath Hermann Joſeph Stupp in Köln betheiligten. Als 
Organ diente ihnen die hermeſiſche Zeitſchrift für Philoſophie 
und katholiſche Theologie; außerdem verfochten ſie ihre Sache in 
beſonderen Schriften. Vornehmlich ſuchten ſie den Beweis zu 
liefern, daß der Papſt, beſonders in Bezug auf dogmatiſche That- 
ſachen, nicht unfehlbar ſei, und daß deshalb keine Verpflichtung 
beſtehe, ſich ſeinem Urtheile unbedingt zu unterwerfen, wofür ſie 
auch Beiſpiele aus der Geſchichte und Ausſprüche anderer katho— 
liſcher Schriftſteller anführten. Sehr unangenehm berührt der 
bittere Ton ihrer polemiſchen Schriften, namentlich die parteiiſche, 
alle Regeln des Anſtandes verletzende Behandlung ihrer Gegner. 
Doch vermochten ſolche unwürdige Manipulationen nur, die un⸗ 
kirchliche Geſinnung dieſer Polemiker offenkundig zu machen, 
keineswegs aber dem Hermeſianismus neue Lebenskraft eingu- 
hauchen. 

Als Papſt Pius IX. am 9. November 1846 ſeine Eneyklika 
Qui pluribus abhine annis ! erſcheinen ließ, worin er die Pflege 
der kirchlichen Wiſſenſchaft empfiehlt und ſich über das Verhält- 
niß der Vernunft zum Glauben verbreitet, behaupteten die Her⸗ 
meſianer in Zeitungen und Broſchüren, daß durch dieſes päpſtliche 
Schreiben das Breve Gregors XVI. vom 26. September 1835 
aufgehoben und die hermeſiſchen Doctrinen als rechtgläubig an— 
erkannt worden ſeien. Der Skandal wurde ſo arg, daß Erz— 
biſchof Geiſſel ſich veranlaßt fand, in ſeinem Faſten⸗Hirtenbriefe? 


1 Acta Pii IX. Tom. 1, p. 4 sqq. 
2 Dumont, Schriften u. Reden v. J. Card. v. Geiſſel 1, S. 127 ff. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 32 
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von 1847 dieſer falſchen Auffaſſung der päpſtlichen Encyklika ent⸗ 
gegen zu treten und bezugnehmend auf dieſelbe die katholiſche 
Lehre vom Glauben und deſſen Verhältniß zur menſchlichen Ver⸗ 
nunft auseinander zu ſetzen und die Gläubigen vor den Verführ⸗ 
ungen der Hermeſianer zu warnen. Ueber dieſe Vorgänge erſtattete 
der Erzbiſchof dem Papſte Bericht und Pius IX. beſtätigte hierauf 
mittels Schreiben vom 26. Juli an denſelben das Urtheil ſeines 
Vorgängers nach ſeinem ganzen Umfange. Trotzdem erklärten 
die Hermeſianer, es herrſche vollkommene Uebereinſtimmung zwi⸗ 
ſchen Pius IX. und Hermes. Profeſſor Elvenich verfaßte in 
dieſer Abſicht eine Schrift !, in welcher er in der unwürdigſten 
Weiſe über Erzbiſchof v. Geiſſel herfällt, ihn als Denuncianten 
verſchreit und beſchuldigt, das päpſtliche Rundſchreiben verſtüm⸗ 
melt zu haben. Das Jahr 1848 machte der Polemik theilweiſe 
ein Ende. Der neue Aufſchwung des religiöſen Lebens bewirkte, 
daß die Sympathieen für den Hermeſianismus verſchwanden. 


1 Sie führt den Titel: Pius IX., die Hermeſianer und der Erzbiſchof 
Geiſſel. Breslau 1848. 
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Die Hoffnungen, welche man an die Vereinbarungen! der 
deutſchen Regierungen mit dem apoſtoliſchen Stuhle in Bezug 
auf die freie Wirkſamkeit der Kirche und die Entfaltung des 
chriſtlich-religiöſen Lebens geknüpft hatte, gingen leider nicht in 
Erfüllung. Wohl waren die in Folge der Säculariſation zer⸗ 
ſtörte Diöceſaneintheilung und die kirchliche Verwaltung wieder- 
hergeſtellt; aber die neuen Biſchöfe ſtießen in der Ausführung 
ihrer Hirtenpflicht auf viele und große Schwierigkeiten. Sie 
konnten ihre Diöceſen nicht nach den Canones und nach der be— 
ſtehenden Disciplin regieren, wie es doch in der Natur der Sache 
liegt, von Gott ſelbſt angeordnet iſt und außerdem in manchen 
Vereinbarungen ausdrücklich ausbedungen war. Die alten jtaat- 
lichen Verordnungen in kirchlichen Dingen blieben beſtehen und 
wurden ſogar noch durch neue vermehrt. Selbſt in das Gebiet 
des Cultus griff die Staatsgewalt ein, obſchon derſelbe doch eine 
rein geiſtliche Sache und deshalb ſelbſt nach der Anſicht der 


1 Siehe Seite 14 ff. 
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Staatskirchenrechtslehrer der Sphäre der weltlichen Gewalt ent⸗ 
rückt iſt. Die öffentliche Gottesverehrung, die kirchliche Feier 
einzelner Feſte, die Anordnung von beſonderen Andachtsübungen, 
Proceſſionen u. ſ. w. von Seiten der kirchlichen Behörde unter⸗ 
lagen der Controle der weltlichen Gewalt, deren Organe nicht 
ſelten den Biſchöfen hemmend entgegen traten. Die Geltend— 
machung der kirchlichen Rechte von Seiten der letzteren rief Wi⸗ 
derſpruch hervor und führte in einzelnen Bisthümern nicht un⸗ 
erhebliche Kämpfe herbei. 


Die klöſterlichen Genoſſenſchaften waren faſt ganz aus 
Deutſchland verſchwunden. Die alten Abteien und Klöſter lagen 
in Ruinen, oder waren ihrem urſprünglichen Zwecke gänzlich ent⸗ 
fremdet. Die mit dem Geiſte des deutſchen Reiches fo innig. 
verwachſenen Klöſter ſchienen nur noch der Geſchichte anzugehö— 
ren. Nur einzelne religiöſe Genoſſenſchaften! vegetirten unter 
Oberaufſicht des Staates noch fort, vielfach dem Geiſte und dem 
Buchſtaben ihrer Regel ganz entfremdet. 

Von dem Verlangen beſeelt, das klöſterliche Leben in Deutſch— 
land wieder in Aufſchwung zu bringen, hatte der heilige Stuhl 
in den Concordatsverhandlungen mit Bayern die Wiederherſtel- 
lung von Klöſtern gefordert. Die Regierung ging hierauf ein 
und übernahm nach §. 7 des Concordates die Errichtung einiger 
Klöſter, vorzüglich zum Unterrichte der Jugend und zur Aus— 
hilfe in der Seelſorge. Allein während der Regierung des Kö— 
nigs Maximilian Joſeph wurden keine Veranſtaltungen, dieſer 
Verpflichtung nachzukommen, getroffen, obſchon das Bedürfniß nach 
klöſterlichen Genoſſenſchaften ſich täglich fühlbarer machte und die 
Katholiken des Landes wiederholt Geſuche um Wiederherſtel⸗ 
lung der Klöſter an den Stufen des Thrones niedergelegt hat= 
ten. Von den zahlreichen Klöſtern des Landes friſtete nur das 
alte Schottenkloſter in Regensburg ſein kümmerliches Daſein. 
Außerdem beſtanden noch das faſt entvölkerte Kloſter der Augu— 
ſtiner in Münnerſtadt und der barmherzigen Brüder in Neu— 


1 Siehe Bd. 1, S. 462 ff. 
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dorf. Auch einige weibliche religiöſe Genoſſenſchaften hatten ſich 
erhalten. 

Mehr Geneigtheit, die Beſtimmung des Concordates wegen 
Herſtellung der Klöſter in Ausführung zu bringen, zeigte König 
Ludwig J., an welchen Biſchof Sailer in dieſer Angelegenheit ſich 
gewandt hatte. Er forderte Gutachten von den Biſchöfen. Erz⸗ 
biſchof Lothar Anſelm ſchlug Benedictiner und Redemptoriſten 
vor. Letztere waren jedoch dem Miniſter v. Armansperg nicht 
genehm. Auch gegen die Franziskaner und Kapuziner, welche der 
König wünſchte, ſprach er ſich aus; allein Ludwig beſtand auf 
ſeinem Vorhaben. 

Das erſte Benedictinerkloſter !, welches wieder hergeſtellt 
wurde, war die Abtei Metten. Ein altbayeriſcher Edelmann, 
Herr v. Pronath auf Offenberg, hatte die Gebäude des ſäcu— 
lariſirten Kloſters an ſich gebracht, in der Abſicht, bei günſtigeren 
Zeiten, dieſelben ihren vertriebenen Beſitzern wieder zuzuſtellen. 
Von Sailer aufgemuntert, machte er dem König das Anerbieten, 
die Gebäulichkeiten unentgeltlich ihrer ehemaligen Beſtimmung 
zurückzugeben. Es wurde dankbar angenommen und nach Ueber— 
windung vieler Schwierigkeiten konnte am Pfingſtdienſtage, 1. Juni, 
1830 das reſtaurirte Kloſter als Priorat durch Biſchof Sailer er— 
öffnet werden. Als Dotation desſelben hatte der König aus 
ſeiner Privatkaſſe 50,000 Gulden beſtimmt. Am 1. Januar 
1835 wurde die mit dem Priorate verbundene höhere Lehranſtalt 
eröffnet. 

Da aber in Metten ein wahrhaft klöſterlicher Geiſt herrſchte 
und das Kloſter eine ſelbſtſtändige Entwickelung nahm, war das— 
ſelbe dem Nachfolger Armanspergs, dem Fürſten v. Oettingen— 
Wallerſtein, deſſen Ideal ein joſephiniſcher Katholicismus mit 
büreaukratiſcher Bevormundung der Kirche bis in das innerſte 
Heiligthum war, ein Gegenſtand des Mißfallens. Er fürchtete 
Mönche ascetiſchen Gepräges“ und ſuchte deshalb das Aufblühen 
des Kloſters zu verhindern. 

Die Agitationen des Fürſten hingen aufs innigſte mit 
ſeinem Plane zuſammen, es ſolle nur eine von der königlichen 
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Regierung geleitete Abtei für Bayern beſtehen und die übrigen 
Benedictinerklöſter derſelben untergeordnet ſein. Als ſolche hatte 
er die 1835 neu errichtete Abtei St. Stephan in Augsburg 
auserſehen, welche mit Mönchen aus Oeſterreich und der Schweiz 
bevölkert wurde. Mit derſelben war ebenfalls ein Gymnaſium 
verbunden. Die neue Schöpfung des Fürſten Wallerſtein, welcher 
auch 50,000 Gulden Dotation wie der von Metten zugewendet wur⸗ 
den, nahm anfangs keine ſegensreiche Entwickelung. Durch einen 
Miniſterialerlaß errichtet und aus heterogenen Elementen beſtehend, 
trug die Abtei den Keim des Siechthums in ſich. Die öſterrei⸗ 
chiſchen Mitglieder waren in jeder Hinſicht vom Geiſte ihres 
Ordensſtifters weit entfernt. Empfanden ſie es doch unangenehm, 
daß ihnen nicht geſtattet wurde, in weltlichem Anzuge in das 
Theater zu gehen. „Es mangelté, ſchreibt Abt P. Barnabas 
Huber, am 16. September 1836, jene abgeſchloſſene Zurück- 
gezogenheit, es mangelt die Stille der Einſamkeit; es mangeln 
vielerlei Uebungen und Lebensweiſen, welche in dem vollendeten 
Bild eines Benedictinerkloſters durchaus nicht fehlen dürfen. So 
wie es ſich bisher geſtaltet hat, iſt es ganz geeignet, die Mei— 
nung zu begründen, als wären die Mitglieder desſelben einzig 
und allein beſtimmt, Profeſſoren, und zwar für Lebensdauer Pro— 
feſſoren zu ſein.“ Auch auf die ſchwankende und precäre Exiſtenz 
der Abtei weiſt er in genanntem Schreiben hin und fährt dann 
ganz richtig fort: „Eine ſolche Exiſtenz iſt aber nicht geeignet, 
tüchtige, ausgezeichnete junge Männer anzuziehen und das ſo 
nöthige Vertrauen einzuflößen. Dies wird ſich dem Orden erſt 
dann zuwenden, wenn demſelben eine ſelbſtſtändige und gewiſſer— 
maßen unabhängige Exiſtenz geſichert fein wird’. Dieſer Abtei, 
deren Inſaſſen dem Fürſten von Wallerſtein „in intellectueller 
und religiöſer Beziehung als Leuchtſterne“ erſchienen, ſollte Met⸗ 
ten untergeordnet und damit vernichtet werden. Nur der ener- 
giſche Wille des Königs verhinderte die Ausführung des mehr 
als phantaſtiſchen Planes des Fürſten, deſſen Anſchauungen über 
Kloſterleben am beſten aus ſeinem Anerbieten erhellt, auf ſeinen 
Beſitzungen ein Benedictinerkloſter zu ſtiften, wenn man ihm die 
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Präſentation der Vorſteher und aller Conventualen zugeſtehe. 
Metten blieb ſelbſtſtändig und wurde 1840 zu einer Abtei er— 
hoben. Es entfaltete ſich zu hoher Blüthe. Die Kloſterſchule 
erlangte große Berühmtheit in und außer Bayern. Selbſt 
Gegner der katholiſchen Kirche vertrauen ihre Söhne der Lehr— 
anſtalt an. 

Von Metten wurde das von König Ludwig 1842 wieder⸗ 
hergeſtellte älteſte bayeriſche Benedictinerſtift Weltenberg abhängig. 
Die alte Reichsprälatur Ottobeuern wurde der Abtei St. Stephan, 
in welcher nach und nach der klöſterliche Geiſt ſeinen Einzug 
gehalten hatte, als Priorat untergeordnet. Auch die Grabſtätte 
der Wittelsbacher, das Kloſter Scheyern, konnte durch die Fret 
gebigkeit des Königs wieder hergeſtellt werden. Am 24. No⸗ 
vember 1850 ward die neu errichtete Abtei St. Bonifatius in 
München eröffnet. Als Priorate wurden der Abtei die Klöſter 
Andechs und Schäftlarn (1865) unterſtellt. Am erſtgenannten 
Orte entſtand 1856 die St. Nicolausanſtalt für verwahrloſte 
Knaben. 

Die Karmeliten und Auguſtiner erhielten einige Klöſter. 
Mit ihnen vereint waren die Söhne des hl. Franziskus von 
Aſſiſi, welche ebenfalls in ihre liebgewonnenen Zellen zurückkehren 
durften, die Minoriten, Recollecten und Kapuziner in der Seel— 
ſorge thätig. Die Redemptoriſten konnten ſich erſt ſpäter in 
Bayern niederlaſſen. Gegen die Jeſuiten hatte der König Vor— 
urtheile, die zunächſt perſönlicher Art geweſen ſein ſollen !. 

Schon 1826 wurden die Servitinnen in München in Beſitz 
ihres Kloſters geſetzt. Im folgenden Jahre gab der König den 
Urſulinerinnen ihre Klöſter in Landshut und Straubing zurück. 
Das engliſche Fräuleininſtitut in Bamberg ward in demſelben 
Jahre wieder hergeſtellt und ihm 1835 die weibliche Erziehungs— 
anſtalt in Nymphenburg übergeben. Die Congregation, welche 
ſeit ihrem Beſtehen bis zur Säculariſation ſo ſegensreich in 
Bayern gewirkt hatte, verbreitete ſich raſch und zählte viele Meit- 
glieder, die ſeit 1840 eine Generaloberin erhielten?. Auch die 
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Saleſianerinnen, die Dominikanerinnen und Franziskanerinnen, 
die ſich gleichfalls mit dem Unterrichte der weiblichen Jugend 
beſchäftigten, wurden in Beſitz einiger Klöſter geſetzt. Der könig⸗ 
lichen Freigebigkeit verdanken auch die Benedictinerinnen auf 
Frauenwörth im Chiemſee die Wiederaufrichtung ihres Kloſters 
nebſt einer Dotation von 36,000 Gulden. Zur Gründung des 
Kloſters der Frauen vom guten Hirten in Haidhauſen gab der 
König einen Betrag von 10,000 Gulden. Das Mutterhaus der 
barmherzigen Schweſtern in München wurde 1837 errichtet. 

Alle dieſe klöſterlichen Anſtalten ſind entweder durch die 
Munificenz des Königs Ludwig, oder durch die Wohlthätigkeit 
von Privaten, oder durch Beiträge aus dem Kirchenvermögen ge— 
ſtiftet worden. Der Staat hat zu ihrer Gründung und ihrer, 
im Ganzen ſpärlichen Dotation nichts beigetragen. Nur zur 
Erbauung des Mutterhauſes der Barmherzigen Schweſtern in 
München bewilligten die Stände eine nicht ſehr hohe Summe. 
Die meiſten Klöſter bezogen ihren Unterhalt entweder durch 
Jugendunterricht, oder Verwaltung von Pfarreien, oder waren 
auf das Almoſen der Gläubigen angewieſen. Dabei leiſteten ſie 
dem Staate die erſprieslichſten Dienſte. Nichtsdeſtoweniger er— 
tönten in den Kammern Klagen über Verſchleuderung der Staats— 
gelder für die Klöſter, wobei manche liberale Redner ſich höchſt 
unwürdiger Ausdrücke bedienten. Schon 1831 hatten die Kam⸗ 
mern den Beſchluß gefaßt, „daß die Errichtung neuer Klöſter 
durch Privatſtiftungen nur zu den durch Artikel 7 des Concor— 
dates bezeichneten Zwecken geſchehen könne“ !. 

Die Regierung ſelbſt griff in den inneren Organismus der 
Orden zerſtörend ein. Trug man ſich doch 1829 in miniſteriellen 
Kreiſen mit dem Gedanken, ob die Regierung nicht befugt ſei, 
die nöthigen Abänderungen der Kloſterregeln zu treffen.“ Als 
die Abtei St. Stephan in Augsburg geſtiftet wurde, beſchloß 
man die Ordensſtatuten revidiren zu laſſen, um dem Orden eine 
Verfaſſung zu geben, welche der Bildung der Ordenscandidaten 
für die Wiſſenſchaft und das Lehrfach, ſowie der pädagogiſchen 
Wirkſamkeit der Conventualen die nöthige Entwickelung ſichern 
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und gegen jede Abweichung von dem geſetz- und verfaſſungs— 
mäßigen Standpunkte, ſowie gegen die Hinneigung zu politiſchen 
Tendenzen und Einflüſſen volle Bürgſchaft leiſte.“ Doch ward ge— 
ftattet, daß die revidirten Ordensſtatuten nach erhobener könig— 
licher Beſtätigung noch der kirchlichen Sanction unterſtellt werden 
ſollten.“ Für die Laienbrüder wurde eine dreijährige Probezeit 
vor Ablegung der Gelübde vorgeſchrieben. Kloſterfrauen durften 
erſt mit dem 33. Jahre die ewigen Gelübde ablegen. Früher 
(1826) hatte man ſogar das 40. Jahr feſtgeſetzt. Die Wahl der 
Ordensobern, der Provinziale, unterlag der königlichen Beſtäti⸗ 
gung. Nach einer Verordnung vom 2. Oktober 1837 ſollte bei 
der Wahl der Oberinnen von Nonnenklöſtern ein weltlicher Com— 
miſſär zugegen ſein, welcher der Gewählten die Schlüſſel und die 
Siegel zu übergeben hatte 1. Solche und ähnliche Beſtimmungen 
konnten ſelbſtverſtändlich dem Gedeihen der Klöſter nicht förder— 
lich ſein. Doch war wenigſtens ein Anfang gemacht. Die weitere 
Entfaltung des klöſterlichen Lebens und deſſen Ausdehnung auf 
ganz Deutſchland war erſt nach den Stürmen des Jahres 1848 
möglich. 

Ein beſonderer Gegenſtand der Sorgfalt der Kirche war von 
jeher die Feier der heiligen Geheimniſſe und überhaupt der öffentliche 
Gottesdienſt. Sie hat zu dieſem Zwecke keine Mühe und keine Opfer 
geſpart und einen Cultus geſchaffen, der, auf dem Fundamente 
des Glaubens und der innigſten Gottesliebe erbaut, den ganzen 
Menſchen wunderbar ergreift und zur Andacht ſtimmt. Selbſt 
außerhalb der Kirche ſtehende Männer und Frauen, welche ſich 
mit dem Studium der kirchlichen Liturgie beſchäftigten, konnten 
nicht umhin, derſelben ihre volle Anerkennung zu zollen. Um 
ſo betrübender war es, daß gegen Ende des vorigen Jahrhunderts 
weltliche und geiſtliche Obern mit frevelnder Hand in den Cul— 
tus eingriffen und unter dem Vorwande einer Reform, Verän— 
derungen an demſelben vornahmen, welche, aus religiöſem Indiffe— 
rentismus und ſeichter Aufklärerei hervorgehend, den herrlichen 
Cultus der Kirche ganz verunſtalteten, heilige und altehrwürdige 
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Gebräuche gewaltſam abſtellten und einen höchſt nüchternen Gottes⸗ 
dienſt anordneten !. 

Je mehr aber das religiöſe Leben in Deutſchland wieder er— 
ſtarkte, deſto mehr gab ſich bei dem Volke und dem Klerus das 
Verlangen nach einer würdigern, den kirchlichen Grundſätzen ent⸗ 
ſprechenden Feier des Gottesdienſtes kund, und eifrige Biſchöfe 
waren im Vereine mit tüchtigen Seelſorgern bemüht, dieſem ſo 
berechtigten Verlangen Rechnung zu tragen. Doch fehlte es auch 
nicht an Widerſpruch. Neologiſch geſinnte Geiſtliche konnten 
ſich mit dieſem Umſchwunge auf liturgiſchem Gebiete nicht be- 
freunden und ſuchten nach Kräften die joſephiniſchen Errungen⸗ 
ſchaften zu behaupten. Leider fanden ſie Unterſtützung bei man⸗ 
chen Regierungen, während die biſchöflichen Behörden nicht immer 
den Muth hatten, die kirchlichen Intereſſen mit Entſchiedenheit zu 
wahren. Dies war auch in der Diböceſe Rottenburg der Fall, 
wie die fog. „Gottesdienſtordnung“? beweiſt. Sie verdient einige 
Aufmerkſamkeit. 

Schon 1829 hatte eine Commiſſion eine neue Gottesdienſt⸗ 
ordnung entworfen und der Regierung zur Approbation vorge— 
legt. Obſchon dieſelbe ganz dem Geſchmacke der aufgeklärten Zeit 
angepaßt und frei von jedem ‚Ultramontanismus“ war, erhielt fie 
die ſtaatliche Genehmigung nicht. Erſt nach einer mehrmaligen 
Umarbeitung durch den katholiſchen Kirchenrath, der alle Spuren 
des ‚Ultramontanismus! ausmerzen ließ, erhielt die neue Gottes— 
dienſtordnung die königliche Sanction. Ein Deerets des Kirchen— 
rathes vom 4. Dezember 1830 ſollte ihre Einführung in der 
Diöceſe vorbereiten. Dasſelbe iſt vornehmlich gegen die Geiſt— 
lichen gerichtet, welche dem Schlendrian nachleben“, „Paſtoral⸗ 
klugheit in Paſtoralſchlaf verwechſeln? und „dem Beifall der 
Dummheit und des Fanatismus folgen“, und enthält den Befehl 
an die Decane, in ihren Viſitationsberichten genau anzugeben, 


1 Siehe Band 1, S. 426 ff. 
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welche Geiſtliche den Boden von Unkraut“ zu befreien beſtrebt 
ſeien, damit man die Geiſtlichen wegen Beförderung unterſchei— 
den“ lerne. Dieſem Befehl ijt noch die Drohung beigefügt, daß 
von nun an nicht blos Abſtellungen, ſondern immer ſchärfere 
Ahndungen und Beſtrafungen geduldeter Unordnungen“ folgen 
würden. Dieſes Edict rief jedoch wegen ſeiner maßloſen Sprache 
eine Proteſtation von Seiten des biſchöflichen Ordinariats hervor 
und wurde durch eine Miniſterialverordnung aufgehoben. Nicht 
jo ſtark bewies ſich die biſchöfliche Behörde gegen die ,Gottes- 
dienſtordnung“ ſelbſt, welche nach längeren Verhandlungen im 
Jahre 1834 eingeführt ward. 

In dieſer Gottesdienſtordnung ſpiegelt ſich der Geiſt des 
Joſephinismus und der ſeichten Aufklärung getreu ab. Der 
Sonntagsgottesdienſt blieb im Ganzen beſtehen. An Werktagen 


aber durfte nur eine oder an Orten, wo mehrere Geiſtliche 


waren, höchſtens zwei heilige Meſſen gefeiert werden. Die Feſt⸗ 


tage wurden beſchränkt und die Patrocinien auf Sonntag ver= 
legt 1. An den abgewürdigten Feiertagen mußte Alles vermieden 
werden, „wodurch dem Volke irgend ein beſonderer Reiz oder 
Anlaß gegeben werden könnte, ſich den werktägigen Arbeiten zu 
entziehen“, weshalb auch Verkündigung derſelben von der Kanzel, 
Glockengeläute, Verzierung der Altäre, feierliche Paramente ver- 
boten waren. Die Bittgänge waren zwar erlaubt, aber ſehr er- 


ſchwert und ihre Abhaltung in die Willkür des Pfarrers geſtellt, 


da dieſelben auch in eine Betſtunde verwandelt werden durften. 
Die religiöſen Bruderſchaften wurden „in jeder Pfarrei in eine 
verſchmolzen“ und derſelben jährlich ein Bruderſchaftsfeſt zuge— 
ſtanden, das auf Mariä Himmelfahrt verlegt wurde, „um dem 
Auslaufen des Volkes in benachbarte Kirchen vorzubeugen.“ 
Auch die kirchlichen Segnungen und Weihungen wurden zum 
Theil aufgehoben. Der Kirchenrath wollte ſogar die Palmweihe 
abgeſchafft haben, ließ aber dieſelbe ſchließlich doch beſtehen, mit 
dem Vorſatze, „bei der demnächſt zu veranſtaltenden Reviſion des 
Benedictionale“ dieſelbe auszuſtreichen. Um die Wallfahrten zu 


ess Auch die Rorateämter im Advent wurden vom katholiſchen Kirchenrathe 


unterſagt, weil ‚die Landleute dadurch am Dreſchen gehindert würden.“ 
Neueſte Denkſchrift der württemb. Staatsregierung ꝛc. S. 51. 
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verhindern, erging an die Seelſorger der Befehl, dem Volke die 
„richtigen Begriffe von Gnadenorten und Gnadenbildern beizu⸗ 
bringen“; zugleich ward beſtimmt, daß in Wallfahrtskirchen, wenn 
dieſelben nicht Pfarrkirchen ſeien, „außer der Meſſe des bei ſolchen 
Kirchen angeſtellten oder hiefür beſtimmten Geiſtlichen keine wei⸗ 
tere geleſen, auch kein anderwärtiger Geiſtlicher zum Beichthören 
beigezogen werden“ dürfe. Nach der Meſſe mußte die Kapelle 
geſchloſſen werden, ‚ſowohl um alle etwaigen Mißbräuche, als 
beſonders jede Entwürdigung des Hauſes Gottes zu entfernen.“ 
„Alle auffallenden Verzierungen, Anzünden von Kerzen und Lam⸗ 
pen“ u. ſ. w., bei „den ſ. g. Gnadenbildern“ und das Aufhängen 
von Votivtafeln mußten unterbleiben. Ebenſo war die feierliche 
Ausſtellung und das Küſſen der Reliquien unterſagt. Für er⸗ 
wachſene Verſtorbene durften nur „drei Leichengottesdienſte“ ab- 
gehalten werden, für „Kinder“ aber, „welche das heilige Abend— 
mahl noch nicht empfangen haben“, ſollte kein ‚Leichengottesdienſt“ 
ſtattfinden. 

Vom öffentlichen Cultus geht die Gottesdienſtordnung auf 
die Spendung der heiligen Sacramente über. Vor Allem wird 
„der Gebrauch der Mutterſprache bei Ausſpendung der heiligen 
Sacramente und einigen anderen kirchlichen Handlungen als ein 


dringendes Bedürfniß unſerer Zeit“ bezeichnet. Die einzelnen 


Vorſchriften bezüglich der Spendung der heiligen Sacramente 
können füglich übergangen werden. Nur die Beſtimmungen über 
die Verwaltung des Bußſacramentes ſeien kurz hervorgehoben. 
Die Seelſorger werden aufgefordert, nach Art der Proteſtanten, 
„eine gemeinſame Vorbereitung“ dem Beichthören vorhergehen zu 
laſſen, namentlich den Beichtenden „eine Anleitung zur ernſten 
Erforſchung des ſittlichen Zuſtandes in Beziehung auf Leben und 
Geſinnung“, eine kräftige Anregung eines reumüthigen Sinnes 
und eines feſten Entſchluſſes zur Beſſerung“, und ein allgemeines 
öffentliches Sündenbekenntniß mit angehängtem Gebet um Nach— 
laß der Sünden“ zu geben, wodurch, wie ein Kritiker der Gottes- 
dienſtordnung mit Recht bemerkt, das Volk leicht zu proteſtan⸗ 
tiſchen Anſichten über die Entbehrlichkeit der Privatbeicht“ geführt 


werden kann. 


Der Schluß der berührten Gottesdienſtordnung lautet: 
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Alle in dieſer allgemeinen Gottesdienſtordnung nicht ausdrücklich 
vorgeſchriebenen oder genehmigten Andachten in der Kirche, Pre— 
digten, Meßämter, Beichteoncurſe, Früh- oder Abend-Andachten. 
u. ſ. w. haben zu unterbleiben.“ Damit war der Stab über die 
altehrwürdigen, dem katholiſchen Volke ſo theueren Andachten, 
wie die ſacramentaliſchen Andachten, das ſ. g. vierzigſtündige 
Gebet, die Feier gewiſſer Heiligenfeſte u. ſ. w. gebrochen. Zur 
Rechtfertigung dieſer Anordnung wurde angeführt, daß „bei der 
Fülle der Erbauungsmittel, welche der Umfang gegenwärtiger 
Gottesdienſtordnung darbiete, der ächte fromme Sinn einige 
Nebengottesdienſte und Andachten leicht vermiſſen könne.“ 

Die Einführung der neuen Gottesdienſtordnung in der 
Diöceſe Rottenburg rief großen Widerſpruch von Geiſtlichen und— 
Laien hervor, welche das Ordinariat nöthigte, an einzelnen Or— 
ten Ausnahmen zu geſtatten. Da die Oppoſition immer ſtärker 
wurde und die Bittſchriften um Aufhebung der octroirten Gottes- 
dienſtordnung immer zahlreicher einliefen, modificirte die biſchöfliche 
Behörde 1848 dieſelbe und hob fie im folgenden Jahre förmlich, 
auf. Intereſſant ſind die Motive, welche für die Aufhebung an⸗ 
geführt werden. Es heißt u. A., daß genannte Gottesdienſtord— 
nung, wie fie alsbald nach ihrem Erſcheinen, ob der ungeneigter: 
und ſchwierigen Stimmung, welche ihr ſchon vielfach begegnete, 
allgemeine Modificationen, beziehungsweiſe Erläuterungen, noth- 
wendig machte, jo namentlich in den letzten zehn Jahren, da das 
kirchlich⸗religiöſe Leben in immer tieferen, reichhaltigeren und po- 
ſitiveren Entwickelungen ſich ausgeſtaltete“, abgeändert werden. 
mußte, und auch, „da die geſchehenen Abänderungen großentheils 
auf einer andern principiellen Baſis beruhen“, für das Ordi⸗ 
nariat längſt ſchon die Bedeutung eines den einzelnen Ent— 
ſchließungen zur Regel dienenden Normativs“ verloren habe, und 
endlich ,factijd der wirkliche Ausdruck“ des in der Dibceſe be— 
ſtehenden gottesdienſtlichen Weſens nicht fet. 

Auch der Erzbiſchof von Freiburg wollte die Rottenburger 
Gottesdienſtordnung in ſeiner Erzdiöceſe einführen und ließ die= 
ſelbe ſeiner Geiſtlichkeit zuſtellen, um deren Anſichten hierüber 
zu vernehmen. Er konnte fic) wohl mit der Hoffnung ſchmeicheln, 
daß auch der jog. aufgeklärte Theil ſeines Klerus mit derſelben 
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einverſtanden ſein würde. Aber er täuſchte ſich. Die neue Liturgie 
war mehreren Landcapiteln noch nicht radical genug. Die De- 
canate Linzgau, Conſtanz und Offenburg, denen ſich auch Heidel- 
berg anſchloß, verlangten u. A. Verlegung der in der Gottes- 
dienſtordnung noch beibehaltenen Feſte auf die Sonntage, Umän⸗ 
derung der Bittproceſſionen in Betſtunden, Feier des Frohnleich—⸗ 
namsfeſtes am Gründonnerstag, Aufhebung der Bruderſchaften, 
Abſchaffung des „fürchterlichen Exorcismus“ u. ſ. w. Das Decanat 
Conſtanz wollte nur einen Leichengottesdienſt zugeben und ſtellte 
außerdem im Vereine mit Linzgau den Antrag, daß die Firmung 
künftig mit der erſten heiligen Communion verbunden und vom 
Pfarrer geſpendet werden ſolle. Die „Privatbeicht“ will das 
Landcapitel von Offenburg freigegeben haben!. 

Um „der kirchlichen Entſcheidung den Vorrang abzugewinnen 
und durch ihren barſchen Ton die Kirchenbehörde zu nöthigen, 
auf ihre Wünſche einzugehen“, oder deren „Anſehen zu ſchwächen“?, 
veröffentlichten die genannten Decanate ihre Conferenzbeſchlüſſe. 
Das erzbiſchöfliche Ordinariat führte hierüber Beſchwerde bei der 
katholiſchen Kirchenſection, der es die Folgen eines ſolchen Trei— 
bens darlegte, und bat um die landesherrliche Unterſtützung ſeines 
Verbotes, Conferenzbeſchlüſſe zu veröffentlichen. Die Section 
fand jedoch letzteres ganz in Ordnung. Als aber die Geiſtlichen 
dieſer Decanate ihre revolutionären Grundſätze auf das politiſche 
Gebiet übertrugen, wie es bei den Wahlagitationen von 1842 
geſchah, forderte das Miniſterium das erzbiſchöflche Ordinariat 


auf, den politiſchen Wühlereien der Geiſtlichen Einhalt zu thuns. 


Wir dürfen hier auch die Verhandlungen zwiſchen dem 
Erzbiſchof von Freiburg und der badiſchen Regierung wegen des 
Gebrauchs der Kirchen zu Muſikproductionen? nicht unerwähnt 
laſſen. Gegen die ausdrücklichen Beſtimmungen des Coneils von 

1 Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 194 f. 

2 Worte des erzbiſch. Ordinariats in ſeinem Schreiben an die Kirchen⸗ 
fection. 

3 Brück, a a. O. S. 195. 

Brück, a. a. O. S. 200 ff. 
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Trient, räumten mehrere Pfarrer der Erzdiöceſe den neu gegrün⸗ 
deten Cäcilienvereinen ihre Kirchen zu deren Geſangfeſten ein. 
Abgeſehen von der eigentlichen Tendenz dieſer Vereine, durfte 
der Erzbiſchof die Profanirung der Kirchen durch ſolche welt— 
liche Feſte nicht dulden, weshalb das Ordinariat durch ein Cir— 
cular vom 4. September 1835 unter Hinweis, „daß die Geſangs⸗ 
productionen in den Kirchen verboten ſeien, weil in denſelben, 
als an feierlich geweihten Orten, das heilige Meßopfer gefeiert 
werde, und der Heiland im allerheiligſten Sacrament immer ge— 
genwärtig ſei“, den Pfarrern unterſagte, ihre Kirchen zur Auf— 
führung muſikaliſcher Kunſtſtücke herzugeben. Die geiſtlichen 
Freunde und Mitglieder der Cäcilienvereine wandten ſich um 
Annullirung dieſes Verbotes an die Kirchenſection, welche am 
7. November 1835 die Aufführung von Muſikproductionen 
in der Kirche unter der Bedingung erlaubte, daß der Verein nur 
sreligidje und religiöſe Erbauung bezweckende Geſänge“ vortrage. 
Gegen dieſe mit gänzlicher Nichtachtung der Würde und Rechte 
des Erzbiſchofs erlaſſene Entſcheidung legte derſelbe Proteſt ein 
und wiederholte am 22. April 1836 ſein Verbot, das jedoch nicht 
beachtet ward. Als 1839 das Cäcilienfeſt in Conſtanz gefeiert 
werden ſollte, unterſagte das erzbiſchöfliche Ordinariat deſſen Ab- 
haltung in einer katholiſchen Kirche. Decan Kuenzer kehrte ſich 
jedoch nicht an das Verbot ſeines Erzbiſchofs und fand Schutz 
bei der Kirchenſection. Der Recurs der biſchöflichen Behörde an 
das Miniſterium wurde am 23. April 1839 abgewieſen. Das 
Feſt fand am 12. Auguſt zum Aerger des katholiſchen Volkes in 
der Spitalkirche zu Conſtanz in wahrhaft ſkandalöſer Weiſe! 
ſtatt. Von neuem wandte ſich das Ordinariat, welches in den 
liberalen Blättern noch verhöhnt ward, am 13. September 1839 
an das Miniſterium, um die Staatsgenehmigung für ein Aus— 
ſchreiben zu erhalten, wodurch der Gebrauch der Kirchen für 
Muſikproductionen ein für allemal verboten wurde. Dieſe Bitte 
wurde nicht gewährt 2. Auch der Recurs an das Staatsmini— 
ſterium war ohne Erfolg. Die Beſchwerden des Erzbiſchofs 
1 Decan Kuenzer ließ den Altar mit Brettern zudecken und hielt im 
Frackrock eine höchſt ungeiſtliche Anſprache von der Kanzel. 
2 Schreiben vom 3. Juni 1840. 
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wurden für „nicht ſtatthaft“ erklärt. Unter dieſen Verhältniſſen 
beſchloß das erzbiſchöfliche Ordinariat am 10. Juli 1840 Die Gee 
ſangsproductionen der Cäcilienvereine von Kirchenobrigkeitswegen 
nie mehr zu erlauben. Damit ſchloſſen dieſe in mehr als einer 
Beziehung intereſſanten und lehrreichen Verhandlungen. 

Wie in früherer Zeit! ſo fehlte es auch ſpäter nicht an ein⸗ 
ſeitigen Verordnungen der weltlichen Gewalt bezüglich der litur— 
giſchen Verrichtungen. Dieſelben gingen zum Theil ſehr ins 
Kleinliche. So erging in Naſſau beim Ableben der Herzogin 
Charlotte (1825) und des Herzogs Wilhelm (F 1839) der Be- 
fehl, daß das Orgelſpiel in den Kirchen während der erſten ſechs 
Wochen der Landestrauer zu unterbleiben habe?. In Württem⸗ 
berg beſtimmte der Oberkirchenrath durch ein eigenes Decret 
1842 ſogar die Orgelſtücke, welche in allen Kirchen als Zwiſchen⸗ 
ſpiele aufgeführt werden mußten. 


Dierundsdreifighes Kapitel. 
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Wenn auch die rationaliſtiſch-ungläubige Zeitſtrömung am 
Ende des vorigen Jahrhunderts den Wallfahrten höchſt ungünſtig 
war, ſo vermochte ſie doch nicht, dieſe frommen, von der Kirche 
empfohlenen Züge ganz zu unterdrücken, und ſobald das religiöſe 
Bewußtſein in Deutſchland wieder mehr erſtarkte, nahmen auch die 
Wallfahrten einen neuen Aufſchwung. 

Beſonders großartig geſtaltete ſich die Wallfahrt nach Trier 
zur Verehrung des heiligen Rockes. Nach alter und verbürgter 


1 Siehe Bd. 1, S. 427 ff. 
2 Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 200. 
3 A. a. O. S. 194. 
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Tradition 1 brachte die heilige Kaiſerin Helena, die Mutter 
Conſtantins d. Gr., den ungenähten Rock des Heilandes, über 
welchen deſſen Kreuziger das Loos geworfen, aus dem heiligen 
Lande nach Trier und machte ihn dem Biſchofe Agritius 
zum Geſchenke. Dieſer ließ die heilige Reliquie in die Domkirche 
verbringen, wo ſie Jahrhunderte lang in einer Kapelle forgfältig 
aufbewahrt wurde, durch die Länge der Zeit aber faſt ganz in 
Vergeſſenheit gekommen war, bis Erzbiſchof Johannes J. 
bei Reſtauration des Domes im Jahre 1196 dieſes Kleinod 
unter dem Altare des hl. Nicolaus entdeckte und dasſelbe, nach— 
dem er es zur feierlichen Verehrung der Gläubigen hatte aus— 
ſtellen laſſen, in dem Hauptaltare verwahrte. Hier blieb die 
Reliquie wieder dreihundert Jahre verborgen, ohne den Blicken 
des Volkes ausgeſetzt zu werden. Erſt Kaiſer Maximilian L, 
der 1512 einen Reichstag in Trier abhielt, bewirkte die Erhebung 
und feierliche Ausſetzung des heiligen Rockes durch den Erzbiſchof 
Richard v. Greiffenklau. An der Feier betheiligten ſich 
der Kaiſer, die geiſtlichen und weltlichen Reichsſtände und eine 
große Volksſchaar von nah und fern. Papſt Leo KX. verlieh 
am 26. Januar 1514 einen vollkommenen Ablaß allen Gläubigen, 
welche zur Verehrung des heiligen Rockes die Domkirche von 
Trier beſuchten. Im Laufe des 16. Jahrhunderts fanden noch 
mehrere Ausſtellungen ſtatt. Die letzte war 1594. 

Während der Stürme des dreißigjährigen Krieges mußte die 
öffentliche Ausſetzung der Reliquie unterbleiben. Erſt im 


8 1 Marx, Geſchichte des heiligen Rockes in der Domkirche zu Trier. 
Trier 1844. Beiſſel, Geſch. der Trierer Kirchen, ihrer Reliquien und 
Kunſtſchätze. Zweiter Theil. Trier 1889. Der Verfaſſer faßt das Haupt⸗ 
ergebniß ſeiner Unterſuchungen in folgende Worte zuſammen: Bei Berück⸗ 
ſichtigung aller bis dahin bekannt gewordenen Nachrichten und Thatſachen läßt 
ſich kein ſtichhaltiger Grund beibringen, der bewieſe, daß die Biſchöfe von 
Trier irgendwie ein Unrecht begingen, als ſie dieſe Reliquie ihrer Kathedrale 
im 12. Jahrhundert mit höchſter Verehrung erhoben, in den Hochaltar bargen, 
und ſeit dem 16. Jahrhundert wiederholt zur öffentlichen Verehrung ausſtell⸗ 
ten. Sie haben nach beſtem Wiſſen und Können gehandelt. Sie haben der 
Frömmigkeit ihres Volkes in ſegensreicher Art und Weiſe geſunde Nahrung 
geboten. 

Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 33 
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Jahre 1655 nach Wiederherſtellung des Friedens fand wieder 
eine überaus glänzende Ausſtellung des heiligen Rockes ſtatt, 
welche eine ſehr große Anzahl von Pilgern in die alte ehrwür— 
dige Biſchofsſtadt führte. Die Einfälle der Franzoſen unter 
Ludwig XIV. in das deutſche Reich hatte das Verbringen des 
heiligen Rockes von Trier nach der Feſtung Ehrenbreitſtein und 
von hier wieder in die biſchöfliche Reſidenz zur Folge, je nach⸗ 
dem von der einen oder von der andern Seite Gefahr drohte. 
Im Jahre 1734 fand in Ehrenbreitſtein wieder eine feierliche 
Ausſtellung ſtatt. In den unruhigen Zeiten des ſiebenjährigen 
Krieges wurde der heilige Rock in aller Stille nach Trier und 
von dort am 31. März 1761 wieder nach Ehrenbreitſtein ge- 
bracht. Seit dieſer Zeit verblieb er, eine kurze Zeit abgerechnet, 
daſelbſt, bis das Einrücken der franzöſiſchen Revolutionsarmee in 
den Kurſtaat den Erzbiſchof Clemens Wenzeslaus ver— 
anlaßte, die Reliquie in Sicherheit bringen zu laſſen. Sie wurde 
zuerſt nach Bamberg und von dort im Jahre 1803 nach Augs- 
burg, wo Clemens Wenzeslaus inzwiſchen ſeinen Aufenthalt ge— 
nommen hatte, gebracht und in ſeiner Hofkapelle aufbewahrt. 
Endlich gelang es den Bemühungen des von der franzöſiſchen 
Regierung kräftig unterſtützten Biſchoßzs Karl Mannay von 
Trier den heiligen Rock, auf deſſen Beſitz ſowohl Naſſau als 
Bayern Anſprüche erhoben, von Clemens Wenzeslaus wieder für 
die Domkirche von Trier zu erhalten. Unter dem Jubel der Bee 
völkerung wurde die Reliquie am 9. Juli 1810 in feierlicher 
Proceſſion in die Kathedrale gebracht, wo am 31. Juli die Er⸗ 
öffnung des Reliquienſchreines in Gegenwart des Biſchofs, der 
Domherren, der Stadtpfarrer und der höchſten Regierungsbe— 
amten ſtattfand. Vom 9.—27. September erfolgte die öffentliche 
Ausſtellung. Die Betheiligung an derſelben war eine allgemeine. 
Hohe und Niedere wetteiferten in der Verehrung eines ſo koſt— 
baren Kleinods. Die Zahl der fremden Pilger, welche damals 
nach Trier kamen, betrug nach den amtlichen Protokollen zwei— 
malhundert ſieben und zwanzig Tauſend. Am 1. Oktober 
wurde der heilige Rock wieder im Tiſche des Hochaltars ver— 
ſchloſſen. 


Eine weitere Ausſtellung des heiligen Rockes veranſtaltete 


. 
* 
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Biſchof Wilhelm Arnoldi von Trier 1. Sie dauerte vom 
18. Auguſt bis zum 6. Oktober 1844 und war die großartigſte 
und folgenreichſte, welche je ſtattgefunden. Eine neue Völker— 
wanderung ſchien im Anzuge zu ſein. Nicht nur aus der 
Diöceſe Trier, ſondern aus ganz Deutſchland und den außer— 
deutſchen Staaten ſtrömten Pilger aus allen Ständen nach der 
alten Trevirerſtadt, wo täglich Proceſſionen von Nah und Fern 
ihren Einzug hielten. Die Straßen um die Biſchofsſtadt ertönten 
von den Geſängen und Gebeten der frommen Waller, welche dem 
Ziele ihrer Sehnſucht entgegeneilten. Unter den Pilgern befan⸗ 
den ſich ein großer Theil des rheiniſchen und weſtfäliſchen Adels, 
ſehr viele adelige Familien aus Süddeutſchland, Oeſterreich und 
Frankreich, Gelehrte geiſtlichen und weltlichen Standes und 
Staatsmänner des In- und Auslandes, elf Biſchöfe, unter ihnen 
der greiſe Biſchof K. Maximilian von Münſter, ein Bruder des 
Erzbiſchofs Clemens Auguſt, eine überaus große Anzahl von 
Geiſtlichen jeden Ranges u. ſ. w. Täglich ſah die ehrwürdige 
Biſchofsſtadt an 20,000 Pilger in ihren Mauern. Für Be⸗ 
herbergung und Verpflegung derſelben war vortrefflich geſorgt. 
Die Lebensmittel ſtiegen nicht im Preiſe, und die Pilger fanden 
billige Unterkunft. Die Ordnung war muſterhaft. Trotz des 
ungeheueren Andranges von Fremden kam es nirgends auch nur 
zu nennenswerthen Unordnungen. Kein einziger Mißton wurde 
laut. 

Es war eine erhabene, tief ergreifende Feier, deren Schau 
platz Trier und ſeine ehrwürdige Kathedrale geweſen. Ein Augen- 
zeuge? drückt ſich in folgender Weiſe über dieſelbe aus: „Ich bin 
ſchon oft Zeuge manches religiöſen Feſtes geweſen, ich ſah den 
Vater der ganzen Chriſtenheit in dem herrlichſten Tempel auf 
Erden, umgeben von ſeinen Cardinälen und Biſchöfen, das heiligſte 
Opfer verrichten, ich ſah ihn am heiligen Oſterfeſte von der Höhe 
ſeines Balkons herab, im höchſten Glanze ſeines Hohenprieſter— 
thums über ein ganzes Meer von Menſchen aus allen Ländern, 


1 Marx, Die Ausſtellung des hl. Rockes in der Domkirche zu Trier 
in dem Herbſte des Jahres 1844. Trier 1845. 
g 2 Domdecan Lennig, damals Pfarrer in Seligenſtadt am Main. 
Brück, A. F. Lennig S. 87 ff. 
33 * 
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Nationen und Welttheilen ſeinen apoſtoliſchen Segen ausſprechen, 
aber alles das kam dem Eindrucke von dem nicht gleich, was ich 
in Trier geſehen habe. Wenn der Glaube ein Licht iſt, das den 
Menſchen erleuchten und ihn mit hehren, heiligen Gedanken er— 
füllen kann; wenn die Liebe zu Jeſus das menſchliche Herz hei— 
ligen und über das ganze Weſen des Chriſten eine himmliſche 
Freude verbreiten kann; wenn das Gebet eine höhere Kraft be— 
ſitzt, um den Menſchen zu veredeln, und ſelbſt ſeine Züge zu ver- 
klären und zu verſchönern; wenn es etwas Rührendes iſt, eine 
große Menſchenmaſſe zu erblicken, die insgeſammt, erfüllt mit 
dem nämlichen heiligen Gedanken, vereint in derſelben Glaubens— 
überzeugung, Herz und Mund zu Gott erhebt, wenn das Alles 
etwas Rührendes, Herrliches, Erhebendes iſt, dann habe ich das 
nie vollſtändiger, in größerem Maße geſehen, als diesmal in 
Trier“! Und von dem Eindrucke, welchen das heilige Gewand 
auf die Beſucher der Domkirche machte, heißt es: „Es war er— 
greifend, alle dieſe Hunderte und Tauſende im Augenblick zu be- 
obachten, wo ſie ihres ſehnlichſten Wunſches theilhaftig wurden 
und die koſtbare Reliquie ſchauen konnten. Sie alle waren in 
der heiligſten Stimmung, deren das menſchliche Herz fähig iſt, 
Vielen entrollten Thränen aus den Augen, Andere warfen ſich 
unwillkürlich nieder, wie zu den Füßen Jeſu, und konnten nur 
mit Mühe bewogen werden, auch anderen Pilgern den Zutritt 
zur geheiligten Stätte möglich zu machen; bald war es die reinſte 
Freude, bald die tiefſte Verehrung, bald die beruhigendſte Zu— 
verſicht, das lebendigſte Vertrauen, das ſich auf ihrem Antlitze 
abmalte“! 

Die Wallfahrt nach Trier war eine großartige und herrliche 
Manifeſtation des katholiſchen Bewußtſeins. „Was in Trier 
vorging’, fährt unſer Augenzeuge fort, ‚das war wieder einmal 
ein feierliches Bekenntniß, durch eine Million katholiſcher Chriſten 
ausgeſprochen, daß Jeſus Chriſtus in Wahrheit der Sohn des 
allmächtigen Gottes und der Erlöſer der Welt iſt.“ Ueber eine 
Million Pilger hatte ſich dort eingefunden. Wie verſchieden ſie 
auch in Bezug auf Bildung und Lebensſtellung, auf Sprache und 
Character, auf ihre politiſchen Anſichten und bürgerlichen Ge— 
bräuche ſein mochten: ſie bekannten alle denſelben Glauben und 
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erwieſen eines Herzens und eines Sinnes wie die erſten Chriſten 
gemeinſchaftlich dem heiligen Rocke des Heilandes ihre Verehrung 
als ein ſprechendes Zeugniß für ihren lebendigen Glauben an 
Chriſtus, den Sohn Gottes! 

Die kirchenfeindliche Preſſe hüllte ſich in tiefes Stillſchweigen, 
ſo lange dieſe impoſanten Züge dauerten. Nur einzelne Stimmen 
wurden laut. Erſt als die Wallfahrt beendigt war, machte ſie 
ihrem lange verhaltenen Ingrimme Luft und es erſchienen eine 
Reihe von Artikeln, deren Verfaſſer ihre Federn in Gift und 
Galle getaucht hatten. Doch konnten auch die ärgſten Feinde 
der Kirche nicht einen einzigen Punkt namhaft machen, welcher 
ein Object zu einer begründeten Polemik abgegeben hätte 1. 

Auch die Waffen der Kritik wurden in Anwendung gebracht. 
Die beiden Bonner Profeſſoren Dr. Gildemeiſter und 
Dr. von Sybel ſuchten aus archäologiſchen Gründen nachzuweiſen, 
daß die in Trier aufbewahrte Reliquie unmöglich das Gewand 
des Heilandes geweſen ſein könne, griffen die hiſtoriſche Unter— 
lage der Trierer Tradition an, und behaupteten, es exiſtirten noch 
zwanzig andere angebliche Röcke Chriſti, die in anderen Kirchen 
aufbewahrt und von ihren Beſitzern ebenfalls für das echte Ge— 
wand des Heilandes ausgegeben würden. Der zuverſichtliche 
Ton und der Anſtrich von Gelehrſamkeit, welche die Broſchüre? 
der beiden Profeſſoren zu Schau trug, verſchaffte derſelben in 
kirchenfeindlichen Kreiſen großes Anſehen. In kurzer Zeit er— 
ſchienen zwei Auflagen. Die Gegner der Trierer Wallfahrt 
triumphirten. 

Aber ihr Jubel dauerte nicht lange. Die Schwäche der 
Argumentation und der Mangel hiſtoriſcher Kritik dieſer Ten— 
denzſchrift blieben den ernſt und ruhig prüfenden Gelehrten nicht ver— 
borgen. Schon einige Wochen nach dem Erſcheinen der Broſchüre 
veröffentlichte der Kirchenhiſtoriker Binterim? eine Entgegnung, 
welche das Siegesbewußtſein der Bonner Profeſſoren und ihrer Ge— 


1 Siehe Heil.⸗Rock⸗Album. Eine Zuſammenſtellung der wichtigſten Acten⸗ 
ſtücke ꝛc. Leipzig (ohne Jahreszahl). 

2 Der hl. Rock zu Trier und die zwanzig andern hl. ungenähten Röcke. 
Düſſeldorf 1844. 

3 Siehe Seite 474 f. 
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ſinnungsgenoſſen gewaltig erſchütterte. Noch größeres Anſehen er— 
langte die Schrift des gelehrten Philoſophen Dr. J. Clemens, 
damals Privatdocent in Bonn !, welcher Gildemeiſter gegenüber 
nachweiſt, daß gerade die archäologiſchen Argumente, insbeſondere 
die Angabe des Clemens von Alexandrien die unzweideutigſten 
Zeugniſſe für die Echtheit des heiligen Rockes in Trier abgäben, 
hierauf gegen Sybel die Tradition der Trierer Kirche mit ſieg— 
reichen Gründen vertheidigt und endlich wieder gegen Gildemei— 
ſter die Waffen kehrend mit den ſchlagendſten Gründen ausführt, 
daß von den angeblichen zwanzig ungenäheten Röcken Chriſti drei⸗ 
zehn reine Fictionen des Bonner Profeſſors ſeien, da dieſelben 
in den von Gildemeiſter ſelbſt angeführten Quellen nur als 
Partikeln des heiligen Rockes bezeichnet würden, und daß „von 
den übrigen angeblichen heiligen Röcken acht jeder hiſtoriſchen 
Beglaubigung entbehrten und offenbare Spuren ihrer Unechtheit 
an ſich trügen.“ Es blieben daher nur die heiligen Röcke im 
Lateran und zu Argenteuil übrig. Von erſterem reden der Dia— 
con Johannes im 12. und der Minorit Martin im 13. 
Jahrhundert; allein dieſe Reliquie kann ſchon um deswillen keinen 
Gegenbeweis liefern, weil ſie in den Aufzeichnungen der römiſchen 
Reliquien nicht als Rock, ſondern als „Hemd bezeichnet wird, 
und die Reliquie von Argenteuil iſt, wie eine genaue Unter- 
ſuchung erwieſen, ein anderes Kleidungsſtück des Heilandes, jo 
daß die Tradition der Kirche von Trier durch die von den beiden 
Bonner Profeſſoren angeführten anderen ,ungendheten Röcke 
weſentlich bekräftigt wird. Auch von Seiten einiger proteftanti- 
ſcher Prediger wurde eine Federpolemik gegen den heiligen Rock 
eröffnet, die alsbald ſpurlos im Sande verlief. Die künſtlich 
aufgeregten Gemüther beruhigten ſich allmählich wieder, und die 
ſegensreichen Wirkungen der Trierer Wallfahrt traten immer 
offener hervor. Ein neuer und kräftiger Hauch des Glaubens 
und der Frömmigkeit durchwehte das katholiſche Deutſchland ?. 


1 Der hl. Rock zu Trier und die proteſtantiſche Kritik. Koblenz 1845. 

2 Görres, Die Wallfahrt nach Trier. Regensb. 1845. Vgl. Ha n⸗ 
fen (Stadtkreisphyſikus), Actenmäßige Darſtellung wunderbarer Heilungen, 
welche bei der Ausſtellung des hl. Rockes zu Trier i. J. 1844 ſich ereignet 
u. ſ. w. Trier 1845. 
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Der Kampf war jedoch nicht beendigt. Am 1. Oktober 
1844 erſchien in den ſächſiſchen Vaterlandsblättern ein offenes 
Schreiben an Biſchof Arnoldi, deſſen Verfaſſer nach dem Urtheile 
von Görres! aus ſeinem Vorrath theologiſcher Gemeinplätze nach 
Bedürfniß Paßliches und Unpaßliches auswählte und Alles in 
eine ſtroherne Epiſtel zuſammenband.“ Dieſes ſchwülſtige und 
effecthaſchende Machwerk, deſſen einzelne Sätze ganz unlogiſch 
neben einander gereiht find, ſchleudert die ſchändlichſten Invecti⸗ 
ven gegen den ehrwürdigen Kirchenobern. Es bezeichnet ihn als den 
„Tetzel des 19. Jahrhunderts“, welcher die Ausſtellung des hei— 
ligen Rockes zu einer ergiebigen Geldquelle gemacht, erklärt die 
Feier in Trier für ,ein unwürdiges Schauſpiel“, für ein „Götzen⸗ 
feſt“, durch welches dem Aberglauben und der Laſterhaftigkeit 
Vorſchub geleiſtet werde“, und die frommen Wallfahrer für 
dumme, fanatiſche Menſchen, die im Widerſpruche mit den Vor— 
ſchriften des Evangeliums und der Sitte in den erſten chrijt- 
lichen Jahrhunderten einen „‚heidniſchen“ Gebrauch nachahmten, 
zu welchem „der geſunde und kräftige Geiſt der deutſchen Völker 
erſt im 13. und 14. Jahrhundert durch die Kreuzzüge“ ſich habe 
erniedrigen“ laſſen. Nach dieſer Apoſtrophe des Biſchofs wendet 
ſich der Briefſchreiber an ſeine „deutſchen Mitbürger“ mit der 
Aufforderung, „nach Kräften und endlich einmal entſchieden der 
tyranniſchen Macht der römiſchen Hierarchie zu begegnen und 
Einhalt zu thun“, da nicht blos „in Trier der moderne Ablaß— 
kram getrieben werde“, ſondern „im Oſt und Weft, im Nord und 
Süden Roſenkranz⸗, Meß⸗, Ablaß⸗, Begräbnißgelder u. dgl. ein⸗ 
geſammelt würden und die Geiſtesnacht immer mehr Ueberhand 
nehme.“ Der Verfaſſer des Schreibens ſchließt mit der Bitte an 
jjeine Amtsgenoſſen“, gemeinſchaftliche Sache mit ihm zu machen. 
Unterzeichnet iſt dasſelbe von Johannes Ronge, katholiſcher 
Prieſter. 

Geboren von unbemittelten Eltern am 16. Oktober 1813 zu 
Biſchofswalde in Schleſien, abſolvirte Johannes Ronge das Gym— 
naſium in Neiſſe und bezog 1836 die Univerſität Breslau. Als 
Berufsſtudium hatte er mit Rückſicht auf ſeine Familie die Theo— 


1 A. a. O. S. 159. 
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logie gewählt, beſchäftigte ſich jedoch viel weniger mit den theo- 
logiſchen Disciplinen, als mit der Lectüre der deutſchen Claſſiker 
und Romanſchriftſteller, ſchloß ſich einer Studentenverbindung 
an, beſuchte den Fechtboden und ſpielte in ſeinem ganzen Auf⸗ 
treten den Corpsburſchen. Ohne Beruf und mit höchſt mangel- 
haften philoſophiſchen und theologiſchen Kenntniſſen trat Ronge 
im Jahre 1839 in das Prieſterſeminar ein, deſſen Luft ihm allzu 
ſchwül wurde, und empfing, mit dem katholiſchen Glauben ganz 
zerfallen und von tiefer Abneigung gegen die Kirche erfüllt, die 
Prieſterweihe. Im März 1841 wurde er zum Kaplan in Grott⸗ 
kau ernannt, erregte aber alsbald hier durch ſein leichtfertiges 
und ungeiſtliches Benehmen die Entrüſtung aller Gutgeſinnten 
und zog ſich wegen eines in den Vaterlandsblättern veröffent— 
lichten Schmähartikels gegen das Domcapitel von Breslau eine 
Unterſuchung ſeitens der kirchlichen Behörde zu, welche, da er ſich 
ihrem Urtheile nicht unterwerfen wollte, ſeine Suspenſion und 
Abſetzung zur Folge hatte. Der Verurtheilte übernahm nun 
eine Hauslehrerſtelle bei den Kindern der proteſtantiſchen Beam- 
ten des Bergwerkes Laurahütte bei Beuthen in Oberſchleſien, 
unweit der ruſſiſchen Grenze. Von hier aus erließ er das er— 
wähnte Schreiben an Biſchof Arnoldi von Trier. 

Obwohl nach Form und Inhalt gleich werthlos, erregte der 
Brief des ſuspendirten Prieſters ein ganz ungewöhnliches Auf— 
ſehen und rief einen Enthuſiasmus hervor, „der nur in der Ent— 
chriſtlichung, die durch länger als ein Jahrhundert in den Schulen 
und auf den Univerſitäten, in der Literatur und den Zeitſchrif— 
ten ſyſtematiſch betrieben worde nwar, ſeine Erklärung findet, und 
in der religiöſen Unwiſſenheit und Flachheit, die ſelbſt und oft 
vorzugsweiſe in den ſ. g. gebildeten Ständen herrſchen“! 1. Die 
Bewegung nahm täglich größere Dimenſionen an. Wie nach 
einem Regentage das im Innern der Erde verborgene Gewürm 
auf der Oberfläche erſcheint, ſo ſchaarten ſich jetzt die mit ihrer 
Religion längſt zerfallenen Katholiken und Proteſtanten aller 
Schattirungen um den neuen Reformator. Ronge war der Held 
des Tages. Die unkirchlichen, radicalen wie conſervativen, Zeitungen 


1 Förſter, Melchior v. Diepenbrock S. 139. 
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beeilten ſich, ſein Schreiben abzudrucken, von allen Seiten wurden 
Dank⸗ und Sympathie⸗Adreſſen an ihn gerichtet, in welchen er 
in der lächerlichſten und überſchwenglichſten Weiſe als ein neuer 
Luther gefeiert wurde; viele Städte ließen ihm durch beſondere 
Deputationen ihre Huldigungen und vielfach auch Geldgeſchenke 
zu Füßen legen, und ſelbſt hochgeſtellte Männer ſprachen ihm ihre 
Anerkennung aus. 

Durch dergleichen Beifallsbezeugungen kühner gemacht und 
von einer Art Größenwahnſinn befallen, wollte Ronge die Rolle 
Luthers weiter ſpielen und veröffentlichte nach dem Vorgange des 
Wittenberger Mönchs raſch nach einander mehrere Flugſchriften: 
„An die niedere katholiſche Geiſtlichkeit“, „Rechtfertigung von Joh. 
Ronge“, Ein Wort an die Römlinge Deutſchlands und nur an 
dieſe, zum Neujahre 1845“, „An meine Glaubensgenoſſen und 
Mitbürger“, An die katholiſchen Lehrer“, in welchen er zur Los— 
reißung von Rom auffordert. 

Der neue Reformator fand einen Bundesgenoſſen und Ri— 
valen an dem wegen ſcandalöſen Wandels ſuspendirten Prieſter 
Joh. Czerski, welcher von der katholiſchen Kirche ſich los— 
ſagte, ſeine Concubine heirathete und in Schneidemühl eine „chriſt— 
lich⸗katholiſche“ Secte ſtiftete, die im Gegenſatze zu Ronge noch 
das apoſtoliſche Symbolum und die Lehre von der Gottheit 
Chriſti zur Grundlage ihres Bekenntniſſes nahm. Der Vorgang 
in Schneidemühl gab den Anhängern Ronge's Veranlaſſung, ähn⸗ 
liche Gemeinden zu organiſiren, welche ſich „deutſchkatholiſch“ oder 
chriſtlich⸗katholiſch“ nannten, um die unbefangenen Gemüther um 
ſo ſicherer irre zu führen. Die erſte Gemeinde bildete ſich in 
Breslau am 26. Januar 1845. Ronge übernahm deren Leitung 
und hielt in der vom Magiſtrat bewilligten Armenhauskirche am 
9. März unter der Aſſiſtenz von Czerski und des kurz vorher 
apoſtaſirten ſchleſiſchen Kaplans Kerbler den erften „deutſch— 
katholiſchen“ Gottesdienſt ab. Auch für die materiellen Bedürf— 
niſſe der neuen Secte ſorgte der Magiſtrat von Breslau bereit— 
willigſt durch Ueberweiſung einer jährlichen Unterſtützung auf 
drei Jahre. Dieſes Beiſpiel fand Nachahmung. Schon in der 
erſten Hälfte des Jahres 1845 conſtituirten ſich ‚deutſchkatholiſche“ 
Gemeinden in Berlin, Leipzig, Dresden, Magdeburg, Hildesheim, 
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Braunſchweig, Elberfeld, Offenbach, Kreuznach, Wiesbaden 
Worms u. ſ. w.! Die Sectirer in Offenbach richteten ſogar 
am 21. Februar an Biſchof Petrus Leopold Kaiſer von 
Mainz eine „vertrauensvolle und dringende Bitte um Beiſtand 
und Anführung gegen die Feinde des katholiſchen Chriſtenthums“, 
worin ſie von dem kirchlichen Oberhirten geradezu verlangen, 
daß er ſich an die Spitze der „deutſchkatholiſchen“ Bewegung ſtelle, 
oder wie fie ſich ausdrücken, von ihm „den Vortritt auf dem 
rechten Wege erwarten“ ?. 

Vom 23.— 26. März 1845 wurde in Leipzig das erſte all⸗ 
gemeine deutſchkatholiſche Concil's abgehalten. Den Vorſitz führte 
Stenographieprofeſſor Wigard, die Hauptrolle übernahm der 
Theatercaſſirer Robert Blum, ſpäter Führer der äußerſten 
Linken im Frankfurter Parlament, welcher wegen ſeiner VBethei- 
ligung am Aufſtand in Wien am 9. November 1848 ſtandrecht⸗ 
lich erſchoſſen ward. Die dreißig Mitglieder des ,Concils’ waren 
meiſtens unwiſſenſchaftliche und unſtudirte Männer, Kaufleute, 
Gutsbeſitzer, Handwerker. Die beiden „Reformatoren“ Ronge 
und Czerski kamen erft gegen Ende des ,Concils in Leipzig an. 
Das „Concil“ gab der religiöſen Negation der Secte einen Ausdruck. 
Es erklärte die heilige Schrift als alleinige Glaubensgquelle, ſtellte 
aber deren Auslegung dem Ermeſſen der Einzelnen anheim, ver— 
warf den Primat, die „Ohrenbeicht“, Cölibat, Faſten, Wallfahr⸗ 
ten, Verehrung und Anrufung der Heiligen, Bilder und Reliquien- 
cultus, nahm nur zwei Sacramente, Taufe und Abendmahl, an, 
beſchloß die Einführung einer der katholiſchen Meſſe äußerlich ſich 
anſchließenden deutſchen Liturgie, jedoch mit Weglaſſung des Ca— 
nons, verfügte die Austheilung des Abendmahles unter beiden Ge— 
ſtalten, führte die Presbyterialverfaſſung ein, die jedoch abgeändert 
werden könne, wenn die Zeitbedürfniſſe es forderten, ſprach ſich 
für die Wahl der Prediger durch die Gemeinden aus und ver— 
ordnete, daß alle fünf Jahre oder nach Bedürfniß noch häufiger 


Kampe, Geſchichte der religiöſen Bewegung ꝛc. I, S. 105 ff. 
2 Authentiſche Darſtellung der vor dem Biſchofe zu Mainz ſtattgehabten 


Beſprechung mit der Deputation der ſ. g. Deutſchkatholiken von Offenbach. 
Mainz 1845. 


3 Kampel, S. 163 f. 
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sallgemeine Kirchenverſammlungen“, welche von den einzelnen Gee 
meinden beſchickt werden können, abgehalten werden ſollten u. Ty hk. 
Auch ſtellte das ,Concil’, welches für die Seete den Namen deutſch⸗ 
katholiſche Kirche, annahm, ein übrigens nicht obligatoriſches Glau— 
bensbekenntniß auf, welches den weiteſten Spielraum für alle ir— 
religiöſen Meinungen bot. Es lautet: „Ich glaube an Gott den 
Vater, der durch ſein allmächtiges Wort die Welt geſchaffen und 
ſie in Weisheit, Gerechtigkeit und Liebe regiert. Ich glaube an 
Jeſum Chriſtum unſeren Heiland. Ich glaube an den heiligen 
Geiſt, eine heilige allgemeine chriſtliche Kirche, Vergebung der 
Sünden und ein ewiges Leben. Amen.“ 

Nach dem Schluſſe des „Leipziger Concils“ unternahm Ronge 
ſeine agitatoriſchen Rundreiſen nach Nord- und Süddeutſchland, 
welche der neuen Secte nicht wenige Mitglieder zuführten. Doch 
vermied er ſorgfältig rein katholiſche Gegenden, beſuchte dagegen 
vornehmlich proteſtantiſche Städte und Gegenden von vorherrſchend 
gemiſchter Bevölkerung, wo ſich ihm ein ergiebigeres Feld dar— 
bot. An vielen Orten geſtalteten ſich dieſe Reiſen zu wahren 
Triumphzügen und die dem neuen Apoſtel des Unglaubens be— 
reiteten Ovationen arteten hie und da in förmliche Abgötterei 
aus. Vorzüglich brachten ihm die Proteſtanten, ihre Prediger 
an der Spitze, warme Sympathien entgegen. Bereitwilligſt wur- 
den ihm die proteſtantiſchen Kirchen geöffnet, in welchen er vor 
einer dichtgedrängten Zuhörerſchaar ſeine Tiraden gegen Rom 
und die katholiſche Kirche losließ und unter oft ſtürmiſchem Bei⸗ 
fall ſeine „reformatoriſchen“ Pläne enthüllte. An manchen Orten 
mußte er ſeinen „Gottesdienſt“ im Freien abhalten, da kein ge— 
ſchloſſener Raum die Menge zu faſſen vermochte. In Berlin 
hatte Ronge am 30. März 1845 eine Conferenz mit dem Cultus- 
miniſter v. Eichhorn und wurde auch von dem Prinzen von 
Preußen? in den Gemächern ſeines Palais empfangen. Auf 
ſeiner fünften Reiſe beſuchte der religiös-politiſche Agitator 
Mittel⸗ und Süddeutſchland. In Stuttgart wurde er in eine 
Verſammlung von Frauen geladen, welche ihm ihre Mitwirkung 


1 Kampe II, S. 3 ff. 
2 Kampe l, S. 162. 
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„am großen Werke zuſagten. In Ulm begrüßten ihn der Magi⸗ 
ſtrat und Stadtſchulteiß“ und ſtellten ihm das prachtvolle Münſter 
für feinen „Gottesdienſt“ zur Verfügung. Von hier nach Heidel- 
berg ſich wendend, durfte er in letzterer Stadt zwar keine ,Cul- 
tusfeier“ abhalten, wurde aber dafür durch ein ſplendides mit 
Toaſten reichlich gewürztes Mahl entſchädigt, an welchem auch 
der bekannte Vertreter des Unglaubens Dr. Paulus, Profeſſor 
Gervinus, Welker, Creuzer ‚und andere Bannerträger des 
Liberalismus“ Theil nahmen. Insbeſondere begrüßte Gervinus 
dieſe irreligiſe und revolutionäre Bewegung, an welche er die 
kühnſten Hoffnungen fniipfte 2, die jedoch ſchon bald zu Schanden 
werden ſollten. In Mannheim conferirte Ronge mit Hecker, 
Baſſermann, v. Itzſtein, Matthy und andern Mitgliedern der po— 
litiſchen Umſturzpartei. Von hier eilte er nach Worms, Darm⸗ 
ſtadt und Wiesbaden, wo ähnliche Scenen wie an den erwähn— 
ten Orten ſtattfanden. Sein Einzug in Frankfurt (4. Oktober) 
glich dem Einzug eines ſiegreichen Imperators, wie einer ſeiner 
Bewunderer; ſchreibt. 

Große Hoffnungen ſetzte der „Reformator“ auf den politiſch 
und religiös unterwühlten badiſchen Seekreis, wo ſich ſeiner 
Wirkſamkeit ein ergiebiges Feld zu eröffnen ſchien. Vorzüg— 
lich war er bemüht, den Freiherrn v. Weſſenbergs für 
ſein Unternehmen zu gewinnen, um durch ihn auf den Klerus 
und das Volk einzuwirken. Er richtete in dieſer Abſicht während 
ſeiner Anweſenheit in Conſtanz ein bombaſtiſches Schreiben an 
denſelben, worin er in der lächerlichſten Weiſe von ſeinem refor— 
matoriſchen Beruf redet und Weſſenberg den Wunſch ausdrückt, 
deſſen „Zuſtimmung zu erfahren und als guter Jünger ein Wort 
der Billigung oder Würdigung deſſen, was er gethan, ſeit er 
durch den Ruf der Vorſehung und ſeiner Nation auf die Stelle 
gerufen worden ſei, auf der er ſtehe.“ Der ehemalige General- 
vicar von Conſtanz, obſchon dem apoſtoliſchen Stuhle tief abge- 


1 Siehe Band 1, S. 354 f. 

: Die Miſſion der Deutſch-Katholiken. Heidelberg 1845. 
3 Kampe II, S. 15. 

4 Siehe Kap. 36. 

5 Bd. 1, S. 145 ff. 
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neigt und den falſchen Reformen ganz zugethan, wies jedoch eine 
ſolche Zumuthung mit Indignation zurück und erklärte, daß ihm 
„ſein Gewiſſen und ſeine Ueberzeugung“ verböten „ein Wort der 
Billigung“ des jetzigen Unterfangens auszuſprechen.“ „Nichts in 
meinem vergangenen Leben und Wirken“, heißt es u. A., berech— 
tigt zu der Vermuthung, daß ich in einem Unterfangen, wie das 
Ihrige ſich jetzt darſtellt, beiſtimmen könne. Meine Grundſätze 
und Geſinnungen find bekannt. Ich war ſtets und bleibe forthin 
ein treuer Sohn der katholiſchen Kirche“ 1. Nachdem Ronge, defen 
Hoffnungen durch jenes Schreiben ſehr herabgeſtimmt wurden, 
auf ſchweizeriſchem Gebiete hart an der badiſchen Grenze am. 
18. Oktober auf einer unter freiem Himmel errichteten Kanzel 
eine fulminante Rede gegen Rom gehalten und die „deutſchka⸗ 
tholiſche“ Gemeinde von Conſtanz ſich conſtituirt hatte, trat er die 
Rückreiſe nach Norddeutſchland an. In Weimar empfing er die 
Huldigungen des alten Vertreters des vulgären Rationalismus, 
des Oberpredigers Dr. Röhr, der zu Ehren Ronge's ein Diner 
veranſtaltete. Dem „deutſchkatholiſchen Gottesdienſte“ wohnte die 
Elite der proteſtantiſchen Prediger, Oberconſiſtorialpräſident 
Dr. Peucer, Röhr, Horn, Krauſe bei ?. Letzterer verherrlichte 
ſogar den „Reformator in einer Predigt. Gegen Ende des Jahres 
1845 kehrte Ronge nach Breslau zurück. Gleichzeitig mit ihm 
und vielfach in ſeiner Geſellſchaft machten auch der ſuspendirte 
ſchleſiſche Kaplan Kerbler und Dowiat, ein aus dem Seminar 
von Pelplin ausgetretener Theologe von nicht unbedeutender 
Rednergabe, ihre Reiſen im Intereſſe der Secte. Im Auguſt 
1845 zählte dieſelbe gegen 170 freilich vielfach ſehr kleine Ge- 
meinden, zu welchen die Proteſtanten ebenfalls ihr Contingent 
ſtellten. Unter den 41 Predigern befanden ſich 15 Proteſtanten, 
meiſtens ehemalige Predigtamtscandidaten; die übrigen waren 
zum großen Theile mit dem Cölibate zerfallene apoſtaſirte Prieſter. 
Der Erfolg war alſo im rechten Lichte betrachtet keineswegs ein 
bedeutender und bildete einen eigenthümlichen Contraſt zu dem 
Siegesgeſchrei, welches die Freunde und Anhänger Ronge's an- 
ſtimmten. Der „Reformator“ ſelbſt aber war von ſeinen ver⸗ 
1 Die Aetenſtücke bei Kampe Il, S. 13 ff. 
2 Kampe Il, S. 25. 
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meintlichen Siegen ſo berauſcht, daß er ſich ſchon am Ziele ſeiner 
Wünſche glaubte und in einem bald nach dem „Leipziger Concilé 
erlaſſenen „Zuruf“ in die abgeſchmackte Declamation ausbricht: 
„Ha, mich ſchauert, daß wir ſchon ſo nahe daran! — Doch jetzt 
iſt's vorüber. Der große Wurf iſt gelungen, der Fortſchritt des 
Jahrhunderts iſt gerettet. Der Genius Deutſchlands greift ſchon 
nach dem Lorbeerkranz — Und Rom muß fallen“! 


Fünfunddreißigſtes Kapitel. 
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ſchen Miniſter Eichhorn und dem Fürſten v. Metternich. Die übrigen deutſchen Regie- 
rungen. Politiſcher Character der „deutſchtatholiſchen; Bewegung. Das Jahr 1848. 
Auftreten der Regierungen gegen die Secte. Innere Aufldfung derſelben. 


Während die proteſtantiſchen Conſiſtorialräthe, Guperinten- 
denten und Prediger dem apoſtaſirten Prieſter Weihrauch ſtreu— 
ten und ſein Werk nach Kräften zu fördern ſuchten, traten die 
höhere und niedere katholiſche Geiſtlichkeit mit großer Entſchieden— 
heit in Wort und Schrift gegen dieſes wüſte, revolutionäre 
Treiben auf. Das Domcapitel zu Breslau erließ eine Adreſſe 
an Biſchof Arnoldi, in welcher es ſeinen Schmerz über die dem 
kirchlichen Oberhirten durch den Schmähbrief Ronge's zugefügte 
Beleidigung einen Ausdruck gibt, und der Bisthumsverweſer, 
Weihbiſchof Latuſſeſcck ſprach am 4. Dezember 1844 die Ex⸗ 
communication und Degradation über den unwürdigen Prieſter 
aus. Mit großem Nachdrucke und Erfolg bekämpfte Domherr 
und Domprediger Dr. Förſter vor einer dichtgedrängten Zu— 
hörerſchaar die neue Irrlehre und characteriſirte die kirchlich— 
revolutionäre Bewegung ſchon bald nach ihrem Auftreten ebenſo 
freimüthig als richtig, indem er darauf hinwies, daß die Angriffe 
gegen die Trierer Wallfahrt nur ,ein Vorwand ſeien, gegen die 
Kirche ſelbſt aufzutreten“ daß aber auch dieſes nicht das eigent— 
liche Ziel der Lenker und Urheber dieſer Bewegung ſei, ſondern 
der Umſturz aller geſellſchaftlichen Ordnung. „Meint ihr“, ruft er 
in einer Predigt aus, „daß die Kirche, und wäre es möglich, ihre 
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Herabwürdigung und Zerſtörung, der letzte Zweck iſt, den Jene 
verfolgen? Nicht vielmehr der Umſturz aller geſellſchaftlichen 
Ordnung, die Umwälzung der Staaten, die Herabwürdigung des 
Königthums? Meine Geliebten! Ob Ihr an einen Gott glaubt, 
oder nicht; ob Ihr der Kirche Chriſti angehört oder nicht; ob 
Ihr jo oder anders Euere Andacht verrichtet: das kümmert un- 
ſere Freiheitsmänner wenig; aber der Damm, den Chriſti Glaube 
und Chriſti Religion gegen ihre Entwürfe erhebt, der iſt ihnen 
im Wege; daher ihr reger Eifer gegen allen chriſtlichen Offen— 
barungsglauben gerichtet iſt, wo ſie denſelben immer vorfinden 
mögen. Weil aber die Kirche die Trägerin dieſes Glaubens iſt, 
weil ſie die Grundfeſte iſt, auf welcher die Säulen des Staates 
ſicher ruhen, daher iſt aller Groll und aller Eifer zuerſt und 
vorzugsweiſe gegen ſie gerichtet. Iſt einmal dieſe feſte Burg, 
der Fels des Herrn, niedergeworfen, dann meinen ſie, mit den 
übrigen Schutzwehren bald fertig zu werden, und ihren langer— 
ſehnten Freiheitsbaum endlich triumphirend aufrichten zu können“ !. 
Mit nicht geringerem Muthe erhoben ſich auch die Geiſtlichen an 
andern Orten Schleſiens, wo die Wogen dieſer antichriſtlichen 
Bewegung beſonders hoch gingen, wider das ſchmachvolle Treiben 
der religiös-politiſchen Umſturzmänner. 

Die Preſſe nahm ebenfalls lebhaften Antheil am Kampfe. 
Leider ſtand den Katholiken in Folge verſchiedener Urſachen keine 
größere Zeitung zu Gebote. Um ſo eifriger verfochten die größe— 
ren Zeitſchriften und Wochenblätter wie das Schleſiſche Kirchen— 
blatt, der Katholik, die Hiſtoriſch-politiſchen Blätter, die Katho- 
liſchen Stimmen, der Allgemeine Religions- und Kirchenfreund, 
die Sion, Neue Sion, die Katholiſche Kirchenzeitung, das Süd— 
deutſche katholiſche Kirchenblatt, der Apologet, die Sonntags- 
blätter u. A. die Sache der katholiſchen Kirche, wurden aber durch 
die Cenſurbehörden in ihrer Polemik vielfach gehemmt, während 
die kirchenfeindlichen Artikel gar keine oder nur geringe Bean— 
ſtandung fanden. Ebenſo erſchienen zahlreiche Broſchüren von 
bedeutenden Gelehrten und Publiciſten zur Vertheidigung der 
katholiſchen Kirche und zur Widerlegung der Secte. Die deutſchen 


1 Predigt am 24. Sonntag nach Pfingſten. Breslau 1844. S. 16. 
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Biſchöfe und Bisthumsverweſer entfalteten ebenfalls eine große 
Thätigkeit gegen die deutſchkatholiſchen Wühlereien und ſuchten 
durch beſondere Hirtenbriefe die Gläubigen vor der ihnen drohen⸗ 
den Gefahr zu warnen. Vorzüglich eifrig erwies ſich Biſchof 
Petrus Leopold Kaiſer von Mainz, deſſen Faſtenhirtenbrief vom 
Jahre 1845 von den Rongeanern zu ihren Gunſten ausgebeutet 
worden war. Tief gekränkt durch dieſe Ausnützung ſeines im 
Geiſte der Liebe und Verſöhnung erlaſſenen Hirtenſchreibens eilte 
er perſönlich an die von den Sectirern am meiſten bedrohten 
Orte ſeiner Diöceſe, um durch Belehrung und Ermahnung die 
Katholiken zum treuen Feſthalten an der Kirche anzueifern und 
ſie aus den Fallſtricken des Irrthums zu befreien. 

Auf dieſe Weiſe trug die „deutſchkatholiſche[ Bewegung gegen 
die Kirche dazu bei, deren Oberhirten zu großer Wachſamkeit und 
energiſchem Auftreten zu veranlaſſen, die Lauen im Klerus und 
unter den Laien aus ihrem unheilvollen Schlafe aufzurütteln und 
beſonders dem Indifferentismus und ſeichten Aufklärungsſchwin⸗ 
del, der immer noch in einzelnen Gegenden des katholiſchen 
Deutſchlands ſeine Herrſchaft behauptete, den Todesſtoß zu ver⸗ 
ſetzen und ſomit die Urſachen zu entfernen, welche es dem Feinde 
ermöglicht hatten, ſein Unkraut unter den Waizen zu ſäen. 


Kaum hatte die Organiſation der „deutſchkatholiſchen“ Secte 
begonnen, als ſich ſchon bedenkliche Symptome eines Zerſetzungs— 
proceſſes zeigten. Dies war freilich vorauszuſehen. Erbaut auf 
dem Boden der Negation und des religiöſen Nihilismus und ge— 
leitet von ſo unbedeutenden, in ihrem Character und in ihren 
Sitten vielfach ſo anrüchigen Männern, konnte ſie um ſo weniger 
dem Schickſale entgehen, welches die früheren Secten betroffen, 
als ſie noch weiter wie dieſe vom Chriſtenthume ſich entfernte. 
Schon auf dem „Concil' zu Leipzig machte ſich ein tief einſchnei⸗ 
dender Gegenſatz bemerkbar. Die meiſten Mitglieder der Ver⸗ 
ſammlung, Ronge an der Spitze, gehörten der rationaliſtiſch-un⸗ 
gläubigen Richtung an und verwarfen die Grundwahrheiten des 
Chriſtenthums; Czerski und ſeine Anhänger dagegen neigten mehr 
zu einer poſitiv gläubigen Richtung und wollten wenigſtens die 
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Gottheit Chriſti als Glaubensſatz ausgeſprochen haben. Die da— 
mals ſchon drohende Spaltung wurde durch die Erklärung des 
„Concils“, daß Jeder bezüglich der Gottheit Chriſti glauben könne, 
was ihm beliebe, für den Augenblick verhindert. Der ,Refor- 
mator“ von Schneidemühl gab ſich hiermit zufrieden und unter— 
zeichnete die Beſchlüſſe des „Coneils.“ Kurze Zeit ſpäter wurde er 
aber mit Ronge in eine Federpolemik verwickelt, welche uns inter— 
eſſante Blicke in das eigentliche Weſen des „Deutſchkatholicismus“ 
eröffnet. Veranlaſſung hiezu gab ein Schreiben Czerski's vom 
6. Mai 1845 an Conſiſtorialradth Romberg in Bromberg und 
ſeinSendſchreiben an alle chriſt⸗apoſtoliſch⸗katholiſche Gemeinden“ 
vom 18. desſelben Monats, worin er im Gegenſatze zu dem 
„ſündhaften Treiben“ auf „dem Leipziger Concil“ und den ,Ver- 
nunftanbetern“ die Lehre von der Gottheit Chriſti offen bekennt. 
Ronge veröffentlichte hierauf am 2. Oktober ſeine Broſchüre gegen 
Czerski, in welcher er ebenſo gegen die „hierarchiſch-proteſtantiſche 
Partei“, wie gegen die katholiſche Kirche zu Felde zieht, ſeinem 
bisherigen Collegen eine mehr als derbe Lection ertheilt und dem 
vollendeten Unglauben das Wort redet !. 

Die Spaltung drohte eine größere Ausdehnung zu nehmen. 
Einige Gemeinden entſchieden ſich für das Leipziger, andere für 
das Schneidemühler Bekenntniß. Es kam ſogar vor, daß an dem⸗ 
ſelben Orte ein Prediger für dieſes, ein anderer für jenes Be⸗ 
kenntniß Partei nahm und deſſen Gegner verunglimpfte. 

Der Kitt, welcher die verſchiedenen „deutſchkatholiſchen“ Grup⸗ 
pen mit einander verband, war der Haß gegen Rom und dieſer 
Kitt hielt trotz der Spaltung im eigenen Heerlager feſt. Es er- 
folgte ſogar eine Ausſöhnung zwiſchen den beiden „Reformatoren“ 
bei einer Zuſammenkunft in Rawicz im Januar 1846. Dieſelbe 
war jedoch nur von kurzer Dauer; denn ſchon im Juni verwarf 
Czerski wieder das Leipziger und das Breslauer Bekenntniß als 
ein unchriſtliches. Auf dieſe Weiſe wechſelte er mehrmals ſeine 
Anſichten, um ſchließlich, ganz dem Unglauben verfallen, Ronge 
die Bruderhand im Kampfe gegen die katholiſche Kirche und die 
gläubige Richtung im Proteſtantismus zu reichen. Ob dieſes 


1 Hiſt.⸗pol. Blätter, Bd. 17, S. 160. 
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Schwanken nur in der Unbeſtändigkeit und Characterſchwäche 
Czerski's ſeinen Grund hatte, oder ob es, was wahrſcheinlicher, 
auch auf andere Urſachen zurückzuführen iſt, namentlich auf das 
Verſprechen Rombergs, der Secte die ſtaatliche Anerkennung zu 
erwirken, wenn ſie am poſitiven Chriſtenthume feſthalte und nur 
von Rom ſich trenne, ſoll hier nicht weiter unterſucht werden. 

Die Streitigkeiten unter den „Deutſchkatholiken“ blieben nicht 
auf dieſe Vorfälle beſchränkt. Neid und Eiferſucht entzweiten 
die Parteiführer und trugen den Zwieſpalt in die einzelnen Ge- 
meinden. In Breslau, der Wiege des „Deutſchkatholicismus“, ge- 
rieth Ronge mit dem Hauptbeförderer der Secte, Dr. Re ge n= 
brecht und mit Dr. Anton Theiner „ unſtreitig dem geiſtig 
begabteſten Mitglied derſelben, in Feindſchaft und zerfiel auch bald 
mit einem großen Theile ſeiner Anhänger, die ſich fein dictato— 
riſches Auftreten nicht wollten gefallen laſſen. Aehnliche Er— 
ſcheinungen machten ſich in den übrigen Gemeinden bemerkbar. 
Streitigkeiten zwiſchen den Predigern und den Gemeinden, oder 
unter den Mitgliedern der einzelnen Gemeinden waren gar nichts 
Seltenes. 

Solche Wahrnehmungen und der immer deutlicher hervor— 
tretende revolutionäre Character der „deutſchkatholiſchen“ Be— 
wegung blieben nicht ohne Eindruck auf die Proteſtanten, 
welche deren Entſtehen mit Freuden begrüßt hatten. Gläubige 
Proteſtanten fühlten ſich durch die Vorgänge in Leipzig und den 
immer offener hervortretenden Unglauben abgeſtoßen, und die 
rationaliſtiſch Geſinnten entzogen ihr ebenfalls mehr oder weniger 
ihre Gunſt und Unterſtützung, da ſich die auf die Secte geſetzten 
Hoffnungen, Zerſtörung der katholiſchen Kirche Deutſchlands, 
keineswegs erfüllten, wohl aber der Exiſtenz der proteſtantiſchen 
Landeskirche und der ſtaatlichen Ordnung große Gefahren er— 
wachſen konnten. Nur die ganz und gar dem Radicalismus 
verfallene Partei der Freiproteſtanten fühlte ſich zu den „Deutſch— 
katholiken“ hingezogen. 


1 Siehe Kap. 36. 
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Die deutſchen Regierungen waren eine Zeit lang unſchlüſſig, 
welche Stellung ſie zu dieſer Bewegung einnehmen ſollten. Einige 
ſchienen dieſe antikirchliche Strömung nicht ungern zu ſehen; an- 
dere hielten ſich wenigſtens anfangs indifferent. Die firchenfetnd- 
lichen Zeitungen konnten von der Cenſur unbehelligt ihre Schmäh— 
artikel gegen die katholiſche Kirche und ihre Bekenner erſcheinen laſſen. 
Ronge und ſeine Mithelfer durften auf der Kanzel und in be— 
ſondern Broſchüren die heiligſten Wahrheiten der Religion ver— 
höhnen, die katholiſche Kirche verläſtern, ihr Oberhaupt auf die 
gemeinſte Weiſe beſchimpfen, ohne auf Widerſpruch von Seiten 
der Staatsgewalt zu ſtoßen. Am meiſten kam die preußiſche 
Regierung den ‚katholiſchen Diſſidenten“ entgegen. Sie machte 
ſogar deren Angelegenheit zum Gegenſtand diplomatiſcher Ver— 
handlungen. Der Cultusminiſter v. Eichhorn richtete an den 
öſterreichiſchen Staatskanzler, Fürſten Metternich, eine Denkſchrift!, 
worin er die Sache der „Deutſchkatholiken“ vom Standpunkte des 
Civilrechtes, des Staatskirchenthums und der Politik betrachtete 
und deren Anerkennung durch den Staat befürwortete. Der 
öſterreichiſche Staatsmann, welcher die ganze Bedeutung und Trag— 
weite dieſer Bewegung klar durchſchaute, antwortete am 30. April 
1845 in einer längeren Gegenſchrift, worin er ſich ebenſo offen- 
herzig als ſcharf über die Abſicht der Leiter jener Bewegung aus— 
ſpricht und deren eigentlichen Character hervorhebt. „Es genügt 
übrigens eines oberflächlichen Blickes“, ſchreibt er, ,auf die Qualität 
und das Treiben der direkten Theilnehmer an den auftauchenden, 
ſich Kirchen nennenden communiſtiſchen Geſtaltungen, und auf 
die geſellſchaftliche Stellung der Beförderer des Unternehmens in 
der Tagespreſſe, um die Wahrheit in den letzteren von dem 
Scheine zu trennen. Dienen dem Unternehmen echt religiöſe Be- 
griffe zur Grundlage? Keineswegs; man wollte nur annehmen, 
daß die abſolute Negation, der reine Unglaube, einer Religion 
zur Grundlage dienen könnte.“ „Eine Erwägung ', fährt er fort, 
„giebt übrigens den ſtattfindenden Verſuchen, alles Poſitive, 
Glaube, Zucht und Ordnung, aus dem Begriffe der Religion zu 


1 Hurter, Friedrich v. Hurter. Graz 1876. Bd. 2, S. 117 ff. Die 
Antwort Metternichs iſt im Auszuge mitgetheilt. 
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ſcheiden, einen Werth in meinen Augen, den die übrigen radikalen, 
die Materie direct berührenden Beſtrebungen gleichmäßig nicht 
haben. Die Angriffe der Sectirer ſind gegen den chriſtlichen 
Staat, gegen die Grundlage des bürgerlichen und des Staaten- 
Lebens, gegen alle Rechts- und ſonſtigen geſellſchaftlichen Zu⸗ 
ſtände gerichtet. Daß das Chriſtenthum die Grundlage der heu— 
tigen Geſellſchaft bildet, ſteht außer allem Zweifel, und der That⸗ 
beſtand des gegen dieſe Geſellſchaft direct gerichteten Angriffes hat 
deshalb einen Werth, vor dem jener irgend denkbarer Reibungen 
unter den chriſtlichen Confeſſionen in den Hintergrund tritt.“ 
Die preußiſche Regierung berief ſich in ihrer Denkſchrift zu 
Gunſten der „Deutſchkatholiken“ auch auf die vom Staate gedul- 
deten ſ. g. Altlutheraner, mit welchen die neuen Sectirer auf 
dieſelbe Linie geſtellt werden. Dieſe Gleichſtellung einer poft- 
tiv gläubigen Genoſſenſchaft mit einer dem eraſſeſten Unglauben 
verfallenen Secte veranlaßte den Staatskanzler, die Auffaſſung 
des preußiſchen Cultusminiſters als eine ganz und gar irrige 
nachzuweiſen und dabei noch einmal auf das eigentliche Weſen 
der letzteren Secte einzugehen. „Eine Bemerkung“, jo heißt es 
in ſeinem Schreiben, ‚welche weit geringfügigerer Art iſt, die ich 
jedoch zu umgehen nicht vermöchte, betrifft die Aſſimiliation der 
ſ. g. Alt-Lutheraner mit den neu auftauchenden Secten, eine Aſſi⸗ 
miliation, welche ſich mein Geiſt nicht aneignen kann. Zwiſchen 
Altem und Neuem kann unter gegebenen Umſtänden eine Aehn— 
lichkeit, ja ſelbſt Identität beſtehen, welche zwiſchen dem Feſthal⸗ 
ten an dem Glauben (das Subſtrat ſei korrect oder ſei es nicht, 
hieran liegt nichts) und dem Haſſe, dem Aufgeben des Glaubens, 
ebenſo wenig ſtattfinden kann, als zwiſchen dem Stehenbleiben 
und dem Gehen. Ich behaupte ſelbſt, daß jegliche Aſſimiliation 
der auftauchenden ſ. g. Confeſſionen mit allen kirchlichen Zerwürf⸗ 
niſſen der chriftliden Vorzeit ohne Grund wäre. Es hat zu allen 
Zeiten Einzelne gegeben, welche den Unglauben, das Verwerfen 
des Poſitiven der Religion zur Schau trugen; die Prätenſion 
ſich als Kirchen, ja ſelbſt als die allgemeine Kirche zu konſti— 
tuiren, und als ſolche das Bürgerrecht zu erhalten, iſt ohne Bei— 
ſpiel, und war es der eraſſeſten Revolutionsperiode in Frankreich 
vorbehalten, die Theophilanthropie verkünden zu ſehen, ſo trägt 
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dieſe ſelbſt noch ein ehrlicheres Gepräge, als die Sectirer des Tages; 
denn die Theophilanthropen geſtanden ſich als Theiſten ein, während 
die Sectirer des Tages den Theismus (und ich bediene mich hier 
der mildeſten Bezeichnung) nicht allein ohne dieſe Benennung 
wollen, ſondern ſich unter die nicht auflöſende Benennung chriſt— 
liche Gemeinden verbergen. Bieten die beiden Geſtaltungen eine 
Aehnlichkeit, ſo liegt ſie in dem Zwecke der Auflöſung des chriſt— 
lichen Staates. Hier beſteht aber wieder der Unterſchied, daß 
die Theophilanthropen ſich aus den Trümmern des zuſammen⸗ 
geſtürzten Staates erhoben, während die Sectirer des Tages, um 
ihre Zwecke zu erreichen, die beſtehenden Gebäude erſt in Trüm⸗ 
mer verſetzen müßten.“ 


Die Depeſche Metternichs war noch nicht in Berlin einge— 
troffen, als eine königliche Cabinetsordre vom 30. April! den 
Beamten befahl, „weder fördernd noch hemmend“ in die „deutſch— 
katholiſche“ Bewegung einzugreifen. Zwei Miniſterialverord⸗ 
nungen, an die Oberpräſidenten und an die Conſiſtorien, vom 
17. Mai enthalten nähere Beſtimmungen über die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der „Deutſchkatholiken.“ „Die katholiſchen Diſſidenten“, ver- 
fügt die Verordnung an die Oberpräſidenten?, ſollen „in ihren 
Beſtrebungen und an der Ausübung ihres Gottesdienſtes nicht 
gehemmt“, vielmehr ‚denſelben fürs Erſte nur ein thatſächliches 
Gewährenlaſſen geſtattet werden“, und die Staatsbehörden „im 
allgemeinen eine blos paſſive Stellung einnehmen.“ Der Secte 
ſoll in amtlichen Erlaſſen das Prädicat „Gemeinde“ nicht beige— 
legt und auch die Benennung „deutſchkatholiſch oder apoſtoliſch— 
katholiſch vermieden werden.“ Ihre ,Geiftliden’ dürfen als ,Geift- 
liche im rechtlichen Sinne nicht erachtet werden“, und deshalb 
keine pfarrlichen Jurisdictionsacte ausüben. Die Ehen der 
„Deutſchkatholiken“ find nur giltig, wenn dieſelben vor einem 
evangeliſchen Geiſtlichen abgeſchloſſen werden, wobei es den Nup⸗ 
turienten unbenommen bleibt, die Trauung auch durch ihre eige— 


1 Kampe III, S. 258. 
2 Kampe III, S. 258 ff. 
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nen Geiſtlichen, entweder vor oder nach der proteſtantiſchen Trau⸗ 
ung, vornehmen zu laſſen. Die Begräbniſſe und Taufen können 
dagegen letztere vornehmen, dieſelben müſſen aber in die reſp. 
proteſtantiſchen Pfarrbücher eingetragen werden. Der Erlaß des 
Cultusminiſters verbietet, die proteſtantiſchen Kirchen den, Deutſch⸗ 
katholiken“ zum Mitgebrauche einzuräumen. Letztere Beſtimmung 
wurde jedoch durch die Cabinetsordre vom 8. Juli weſentlich ge- 
mildert !. 

Die oben erwähnte Denkſchrift des Fürſten Metternich 
ſcheint nicht ganz ohne allen Einfluß auf das preußiſche Cabinet 
geblieben zu ſein; noch wirkſamer war aber eine perſönliche Zu— 
ſammenkunft des öſterreichiſchen Staatskanzlers mit König Fried⸗ 
rich Wilhelm IV. auf dem Schloſſe Stolzenfels? bei Koblenz im 
Auguſt 1845. Auch Erzbiſchof Geiſſel von Köln wurde damals 
vom Könige empfangen und fand Gelegenheit, ſeinem Monarchen 
den revolutionären Kern und das ſtaatsgefährliche Ziel der 
neuen Bewegung darzulegen s. Die Vorfälle in Dresden und 
Leipzig (12. Auguſt), wo der fanatiſirte Pöbel einen Angriff auf 
das Palais des Prinzen Johann machte, welcher durch Militär 
zurückgeſchlagen werden mußte, konnten ebenfalls dem Monarchen 
die Ueberzeugung beibringen, daß die trüben Waſſer der angeb— 
lich religiöſen Bewegung ſich zu einer vorherrſchend revolutionä— 
ren Strömung vereinigten. Die Wirkungen zeigten ſich bald. 
Eine Miniſterialverfügung und in Folge derſelben ein Erlaß des 
Oberpräſidenten v. Schleſien, v. Wedells, enthielt verſchiedene 
Beſchränkungen der „deutſchkatholiſchen“ Prediger und der Abhal⸗ 
tung ihres ‚Gottesdienſtes.“ Auch ſchritt die Regierung gegen 
einzelne Civil- und Militärbeamte ein, welche Stellen im Vor⸗ 
ſtande einzelner „deutſchkatholiſchen- Gemeinden bekleideten. Ronge, 
der ſich den Anordnungen des Oberpräſidenten nicht unterwarf, 
mußte am 2. April 1847 auf vier Wochen in das Gefangnif. 
wandern. Inzwiſchen hatte die Regierung wieder eine mehr rück— 
gängige Bewegung gemacht. Das Toleranzpatent vom 30. April 


Kampe III, S. 266. 
2 Kampe III. S. 268. 
3 Baudri, J. v. Geiſſel S. 75. 
4 Kampe III, S. 269. 
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1847 ſuchte das Verhältniß der „Deutſchkatholiken“ und der mit 
ihnen verbundenen Freiproteſtanten zum Staate nach den Grund— 
ſätzen des allgemeinen Landrechts zu regeln, befriedigte aber durch 
ſeine Zugeſtändniſſe weder die eine noch die andere Partei. Zwei 
Miniſterialverordnungen vom 19. September und 6. November 
waren wieder in einem ſtrengeren Tone abgefaßt !. 


Die übrigen deutſchen Regierungen verhielten ſich den 
„Deutſchkatholiken“ gegenüber mehr reſervirt. Die ſächſiſche Re- 
gierung, welche das Gutachten der theologiſchen Facultät in Leip⸗ 
zig und des Landesconſiſtoriums über das „Leipziger Glaubens 
bekenntniß“ eingeholt hatte, verweigerte der Secte die geforderte 
ſtaatliche Anerkennung, geſtattete ihr aber freie Ausübung ihres 
„Gottesdienſtes“. Dasſelbe that die Regierung von Naſſau. In 
Heſſen⸗Darmſtadt hatte das Miniſterium anfangs die antichriſt— 
liche Bewegung als „Wirren in der katholiſchen Kirche“ aufge- 
faßt und trat ihr nicht entgegen, zuletzt aber wurde es durch die 
Vorſtellungen des Biſchofs Kaiſer und einen energiſchen und 
ausführlichen Bericht des biſchöflichen Ordinariats über dieſen 
kirchlichen Revolutionsverein“, deſſen Verfaſſer, Domcapitular 
Lennig, die Aufmerkſamkeit der oberſten Landesbehörde auf 
die politiſch⸗ſociale Gefährlichkeit der Secte lenkte, umgeſtimmt?. 
Die Regierung von Baden, deſſen Boden von den religiös-poli— 
tiſchen Wirren am meiſten durchwühlt war, verhielt ſich im 
Ganzen ablehnend gegen die Forderungen der „Deutſchkatholiken', 
die um ſo wärmere Sympathieen bei der Majorität der Kammer 
fanden. Der proteſtantiſche Decan Zittel brachte in der 
zweiten Kammer eine Motion? zu Gunſten der „Deutſchkatholiken“ 
ein, welche er am 15. Dezember 1845 begründete. Sie wurde 
unter „rauſchendem Beifall“ von der Majorität des Hauſes unter- 
ſtützt. Das Miniſterium aber löſte am 9. Februar 1846 den 


1 Kampe, a. a. O. III, S. 297 f. 

2 Brück, A. F. Lennig S. 93. 

3 Die rechtliche Stellung der Deutſch-Katholiken in Baden, verhandelt 
in der zweiten Kammer der badiſchen Stände auf dem Landtage 1845/46 von 
H. C. M. Karlsruhe 1846. 
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Landtag auf und erließ am 20. April eine Verordnung in vier⸗ 
zehn Artikeln, durch welche die Rechtsverhältniſſe der Secte feſt⸗ 
geſtellt wurden. Dieſer Erlaß rief große Oppoſition von Seiten 
der Partiſanen Ronge's hervor, für welche auch der alte Ratio- 
naliſt Paulus in Heidelberg eine Lanze einlegte. Auch Peti- 
tionen zu Gunſten der Motion Zittels wurden veranſtaltet . Am 
12. Auguſt 1846 kam die Angelegenheit, insbeſondere der Mini⸗ 
ſterialerlaß vom 20. April, aufs neue zur Verhandlung im Land⸗ 
tage, der ſich wieder in ſeiner Majorität zu Gunſten der Deutſch⸗ 
katholiken“ ausſprach. Weitere Folgen hatte dieſer Beſchluß nicht?. 
Württemberg erkannte die Secte unter den nämlichen Be— 
dingungen wie die übrigen Regierungen als „beſondere Religions- 
geſellſchaft? an. Am ſchärfſten ſchritt Kurheſſen? gegen die 
„Deutſchkatholiken“ ein. Eine Miniſterialverordnung vom 18. Sep⸗ 
tember 1845 verfügte, daß „eine Secte, welche ſich nach den 
Grundſätzen und Beſtimmungen des ſ. g. Leipziger Concils halten 
wolle . . . in Kurheſſen nicht werde geduldet, noch anerkannt 
werden“ und „daß Privatverſammlungen von Mitgliedern der 
Secte nicht weiter würden zugelaſſen werden, ſondern ihnen nur 
die Hausandacht unbenommen bleibe.“ Die Parteinahme der 
Landſtände für die „Deutſchkatholiken“ und die angedrohte „‚Mini⸗ 
niſteranklage wegen Verfaſſungsverletzung? hatte die Auflöſung 
der Stände am 17. November 1846 zur Folge. Die katholiſchen 
Regierungen von Bayern und Oeſterreich traten gleich am An— 
fange mit allem Nachdrucke gegen die „Deutſchkatholiken“ auf. 
Ein Erlaß des Fürſten Metternich vom 26. Januar 1846 ſprach 
die Strafe der Landesausweiſung gegen die Anhänger der Secte 
aus “. 


Das Revolutionsjahr 1848 verſchaffte den „Deutſchkatholiken“ 
in allen deutſchen Staaten Anerkennung von Seiten der Regie— 
rungen und volle Cultusfreiheit. Doch nahm die Secte, welche 


Kampe III. S. 353. Die Petition wurde auch von dem Münſter⸗ 
pfarrer Straßer in Conſtanz und von Kuenzer (ſ. S. 558) unterſchrieben. 
Siehe Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 248. 

2 Kampe III, S. 360. 

3 Kampe III. S. 363 ff. 
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bereits in ihren Führern vom Deismus zum Pantheismus und 
Atheismus herabgekommen war, keinen neuen Aufſchwung. Die 
Zahl ihrer Mitglieder vergrößerte ſich nur unbedeutend. Die 
früheren Hauptagitatoren für den „Deutſchkatholicismus“, Robert 
Blum, Dowiat u. A., welchen dieſe Bewegung nur als Mittel 
zu politiſch revolutionären Zwecken gedient hatte, legten nun die 
„Maske“ ab, und viele derſelben agitirten nun offen für den Radi⸗ 
calismus und Communismus 1. Der Urheber der Bewegung, Ronge, 
warf ſich ebenfalls ganz auf das politiſche Gebiet, verfocht als 
Mitglied des Vorparlamentes und des Democratencongreſſes in 
Frankfurt a. M. die Sache der rothen Republik und ſprach in 
ſeinen im Vollgefühle ſeiner welthiſtoriſchen Bedeutung erlaſſenen 
Proclamationen geradezu aus, daß „die junge Kirche der Revo— 
lution die Weihe geben müſſe“ 2. Solche und ähnliche Zuſchrif⸗ 
ten machten aber eben ſo wenig Eindruck auf das deutſche Volk 
als die politiſchen Reden Ronge's im Eſſighauſe, die ihm nur 
den Spottnamen „Eſſighausapoſtel“ eintrugen. So hatte ſich die 
religidje Bewegung zu einer politiſchen umgeſtaltet und ihre 
trüben Waſſer ergoſſen ſich in den Strom der Revolution, der 
täglich mehr anſchwoll und alles mit ſich fortzureißen drohte. 
Nachdem die revolutionäre Bewegung mit bewaffneter Macht 
unterdrückt worden war, entzogen die deutſchen Regierungen, die 
nun zur Ueberzeugung gekommen waren, daß die Diſſidentenge— 
meinſchaften nicht ſowohl Religionsgeſellſchaften als vielmehr po- 
litiſche, den Umſturz der bürgerlichen und ſocialen Ordnung för— 
dernde Vereine ſeien“s, dem fo ſehr compromittirten „Deutſch— 
katholicismus“ die zugeſtandenen früheren Rechte und Freiheiten, 
verfügten an einigen Orten die Auflöſung der ‚Gemeinden“ und 


1 Dowiat erließ am 31. Oktober 1848 folgende Erklärung: Ich erſuche 
die Zeitungen, bei Nennung meines Namens das Prädicat: Deutſchkatholiſcher 
Prediger wegzulaſſen. Ich habe die religiöſe Bewegung ſtets nur als ein 
Mittel zur ſocial-politiſchen Agitation betrachtet. Jetzt ijt die Maske und 
folglich die ganze religidje Bewegung unnöthig geworden; ich habe nicht das 
Geringſte mehr mit ihr zu thun (Kampe IV, S. 205). 

2 Kampe IV, S. 199. 

3 Circular des (preuß.) Miniſt. d. J. vom 29. Sept. 1851 (Kampe IV, 
S. 288). 
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die Ausweiſung der Prediger, verboten den Mitgebrauch prote— 
ſtantiſcher Kirchen und die Unterſtützung der Sectirer aus Com— 
munalmitteln u. ſ. w. 

Viel nachtheiliger als dieſe Maßregeln war der innere Zer— 
ſetzungsproceß für den Beſtand des „Deutſchkatholicismus“, der 
auf ſeinem ſ. g. zweiten allgemeinen Concil“ in Berlin 1847 und 
auf dem „dritten Concil in Köthen 1850 den Unglauben zum 
Dogma erhoben hatte. Auch der Mangel an Intereſſe und Opfer⸗ 
willigkeit von Seiten ſeiner Anhänger trug zur raſcheren Auflöſung 
der Secte bei. Viele verblendete Katholiken, welche derſelben 
ſich angeſchloſſen hatten, ſöhnten ſich beſonders in Folge der 
Jeſuitenmiſſionen mit der Kirche wieder aus; andere traten zum 
Proteſtantismus über. Unter denen, welche ſpäter zur Kirche 
zurückkehrten, befand fic) auch Dowiat . So war die ganze 
deutſchkatholiſche- Bewegung nur ein Irrlicht, das aus einem un- 
reinen Sumpf menſchlicher Hoffart und Sinnlichkeit hervorging 
und Viele irre führte; aber nach einiger Zeit wieder in denſelben 
ſchmutzigen Sumpf zurück ſank, der es erzeugt hatte?. 

Die Hoffnungen und Erwartungen, welche Gervinus u. A. 
an „die Miſſion der Deutſchkatholiken“ knüpften, eine Verſchmelzung 
der katholiſchen Kirche Deutſchlands mit dem Proteſtantismus 
auf der Grundlage des vollendeten Unglaubens, verwirklichten 
ſich alſo nicht; vielmehr war der „Deutſchkatholicismus“ einem 
dahinbrauſenden Winde gleich, welcher wohl manche dürre und 
abgeſtorbene Blätter vom Baume abſchüttelt, denſelben aber nicht 
zu erſchüttern, geſchweige zu entwurzeln vermag. Die anti- 
chriſtliche Bewegung ſchlug zuletzt nur zum Nutzen der ſo heftig 
angefeindeten katholiſchen Kirche aus. Wie ein Gewitter die 
Natur neu belebt, ſo bewirkte auch das Rongethum indirect 
einen religiöſen Aufſchwung unter den Katholiken. Die deutſchen 
Regierungen, welchen die, deutſchkatholiſche- Bewegung den Abgrund, 
in den eine falſche, antichriſtliche Aufklärung führt, klar vor Augen 
ſtellte, löſten mehr und mehr die Feſſeln, in die ein bornirter und 


1 Er bekehrte fic) 1865. Siehe ſeine Erklärung im Chilianeum 1865. 
Bd. 7, S. 441. a ö 


2 Ein Verzeichniß der Literatur über den Rongeanismus ſ. Roskovdny, 
Rom. Pontif. Tom. IV. 
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ungläubiger Bureaukratismus die Kirche geſchlagen hatte, und. 
ermöglichten ihr eine freiere Bewegung und Wirkſamkeit, deren 
Segen auch dem Staate zu gut kam. Ein belebender Hauch durch⸗ 
ſtrömte die katholiſche Kirche Deutſchlands. Das religiös⸗ſittliche 
Leben erblühte, während der „Deutſchkatholicismus“, welcher ihr 
den Todesſtoß verſetzen wollte, ſich nach und nach auflöſte. 


Sechsunddreißigſtes Kapitel. 


Die falſchen Meformbeftrebungen. Die Wirren in Schleſten. Anton Theiner. Die re- 
formfüchtigen Geiſtlichen in der Didcele Breslau. Auftreten des Fürſtbiſchofs v. Schi⸗ 
monsky. Petition der Reformer an König Friedrich Wilhelm III. Cabinetsordre vom 
14. Aprif 1827. Smmediateingabe des Oberprafidenten v. Merckel. Denkſchrift Bun ⸗ 
fens. Schlichtung des Streites. Die f. g. Aeformbewegungen in Süddeutſchland. 
Agitationen gegen den Cölißat. Die Synodifier. Der Schaffhauſer Verein. 


Wie der Schatten dem Lichte folgt, ſo bemerken wir auch 
neben der Entfaltung des religiöſen Lebens in Deutſchland die 
unkirchlichen Reformbeſtrebungen!, deren Vertreter, Geiſtliche und 
Laien, einen um jo größeren Eifer für die ſ. g. Aufklärung be- 
wieſen, je mehr das ächt kirchliche Leben erblühte und unter 
allen Schichten ſchöne Früchte hervorbrachte. 

Das Hauptbeſtreben der falſchen Reformer war wie in den 
früheren Zeiten? vornehmlich auf eine Umgeſtaltung der litur— 
giſchen Bücher, Einführung der Mutterſprache im Cultus, Auf— 
hebung des Cölibates, Zerſtörung der kirchlichen Hierarchie, ins— 
beſondere Verdrängung des Papſtes aus Deutſchland und eine 
bis zur Verleugnung des katholiſchen Dogmas gehende Toleranz 
gegen den Un- und Irrglauben gerichtet. 

Wir dürfen freilich hierbei nicht überſehen, daß ſolche radi- 
cale, aus dem Unglauben hervorgegangene und die Auflöſung der 
kirchlichen Disciplin und Vernichtung der Kirche ſelbſt herbei— 
führende Grundſätze nicht von allen Freunden und Beförderern 
der ſ. g. Reformen getheilt wurden. Vielmehr gab es unter den— 


1 Siehe Bd. 1, S. 306 ff ; 
2 Vgl. Brück, Die rational. Beſtrebungen S. 74 ff. 
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ſelben eine nicht geringe Anzahl von Männern, welche in gutem 
Glauben, aus mangelhafter theologiſcher Bildung bei dieſen un- 
kirchlichen Beſtrebungen Dienſte leiſteten; aber immerhin trifft ſie 
die Schuld, an der Verwirklichung der verwerflichen Pläne ein⸗ 
gefleiſchter Gegner der Kirche nach Kräften mitgeholfen zu haben. 

Ein Hauptwortführer der falſchen Reformen war Anton 
Theiner, Profeſſor an der Univerſität Breslau. Vom Re⸗ 
formſchwindel ergriffen und mit der katholiſchen Kirche zerfallen, 
ließ er ſich in ſeinen Vorleſungen über Paſtoraltheologie zu den 
unwürdigſten Ausfällen über Hierarchie, Cölibat, Liturgie u. ſ. w. 
hinreißen, ſo daß er eine allgemeine Indignation unter den 
Katholiken hervorrief. Vergebens warnte und drohte die biſchöf— 
liche Behörde dem unkirchlichen Profeſſor, welchem auch das 
Miniſterium ſein Mißfallen ausſprach. Theiner, durch andere 
Gönner unterſtützt, ſchritt auf der betretenen Bahn ungeſtört 
fort und ließ 1826 anonym ein Buch „de katholiſche Kirche be- 
ſonders in Schleſien in ihren Gebrechen dargeſtellt“ erſcheinen?, 
welches der vollkommenſte und ſprechendſte Ausdruck ſeiner irreli— 
giöſen Anſchauungen iſt. Der Verfaſſer desſelben tritt mit dem 
Scheine großer Erudition auf, aber ſein Buch iſt in Wirklichkeit 
nur eine aus anderen Werken zuſammengeſtellte Compilation ohne 
Zuſammenhang und voller Widerſprüche?, worin in einer höchſt 
unwürdigen Sprache die heiligſten Gebräuche der Kirche verzerrt, 
verhöhnt“, der Klerus geſchmäht und verunglimpft, die kirchliche 
Hierarchie in den Koth gezogen, die übertriebenſten Anſchuldigungen 
und die abſcheulichſten Verleumdungen gegen den apoſtoliſchen 
Stuhl vorgebracht werden. Auch widerſpricht Theiner, welcher 
die Vertreter des Unglaubens und des Rationalismus mit Lob— 
ſprüchen überhäuft und der weltlichen Gewalt die weitgehendſten 


1 Zu ihnen gehörte bej. der Oberpräſident v. Merckel von Schleſien. 

2 Altenburg 1826. Eine zweite Aufl. erſchien 1827. 

3 Siehe Schattenriß des großen Reformators oder Dr. Anton Theiner 
nach ſeiner Stellung in der Wiſſenſchaft und im Leben gezeichnet von Dr. 
F. A. Franke. Glatz 1846. 

„Das Meßbuch iſt ein reichhaltiges Magazin des Unglaubens, des Aber— 
glaubens und des religiöſen Wfterdienftes’ S. 244. „Ein feierliches Hochamt 
ijt ein theatraliſcher Hofdienſt und ein Komödienſpiel“ S. 265 f. u. ſ. w. 
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Zugeſtändniſſe in kirchlichen Angelegenheiten macht!, in mehr als. 
einem Punkte der katholiſchen Glaubenslehre und ſtellt na— 
mentlich die Behauptung auf, daß „den Nachfolgern der Apoſtel. 
und der Väter des erſten Jahrhunderts der Geiſt Chriſti ent— 
wichen ſei“?. 

Dieſes Schmählibell erregte großes Aufſehen und rief unter 
den Katholiken tiefe Indignation hervor. Selbſt von Seiten billig 
denkender Proteſtanten erſchienen Kritiken, beſonders von dem 
damaligen Pfarrer und ſpäteren Profeſſor in Halle Dr. Julius 
Müllers, welcher die Abſurditäten und die Heterodoxie der ge- 
nannten Schrift nachweiſt und beſonders die frivole und unfatho- 
liſche Geſinnung ihres anonymen Verfaſſers, welcher durch obigen 
Satz ſchon „völlig aus der katholiſchen Kirche ausſcheide“!, mit 
ernſten Worten darlegt. Die biſchöfliche Behörde in Bres— 
lau blieb ebenfalls nicht unthätig und forderte Theiner, den die 
allgemeine Stimme als Verfaſſer jener Schmähſchrift bezeichnete, 
am 3. Juli 1826 zur „Erklärung über die ihm beigemeſſene 
Autorſchaft“ auf. Dieſer ſtellte in Abrede, daß jenes Buch „von 
ihm herrühre.“ Auch das Miniſterium der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten in Berlin trug ihm am 30. Auguſt 1826 auf, eine ge- 
meſſene, bündige, eines katholiſchen Prieſters würdige, ruhig. 
beſonnene Erklärung in öffentlichen, dazu geeigneten Blättern 
abzugeben, um den Verdacht der Autorſchaft“ dieſes Buches „von 
ſich abzuweiſen“, worauf Theiner in einer Zuſchrift an das Mi- 
niſterium unter den nichtsſagendſten Gründen eine öffentliche 
Erklärung über das „berüchtigte Buch“ ablehnte und ſich dabei 
in einer Weiſe ausdrückte, welche einer Leugnung der ihm bei— 
gelegten Autorſchaft desſelben gleichfam®. Der Fürſtbiſchof 
v. Schimonsky ſprach deshalb die ihm angedrohte Suspenſion 
nicht aus, und der Miniſter v. Altenſtein beließ ihn auf ſeinem 


1 Sie hat das Recht, Diöbceſen zu trennen und zu vereinigen“ S. 36; 
„Meßfundationen umzuwandeln“ S. 110 u. ſ. w. 

2 Seite 158. 

3 Zur Beurtheilung der Schrift: Die kath. Kirche Schleſiens. Von Julius 
Müller, evang. Pfarrer zu Schönbrunn. 2. A. Breslau 1827. 

4 Zur Beurtheilung x. S. 18. 

5 Die Acten ſtehen in Schattenriß S. 70 ff. 
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akademiſchen Lehrſtuhl, wo er ſein unkirchliches Treiben fort- 
etzte. 

1 Zwei Jahre ſpäter erſchien ein neues, von ihm in Gemein⸗ 
ſchaft mit ſeinem Bruder Auguſtin verfaßtes Werk über „die 
Einführung der erzwungenen Eheloſigkeit bei den Geiſtlichen und 
ihre Folgen“ !, eine aus den ſchmutzigſten Pfützen geſchöpfte 
Scandalchronik, worin „wie in eine Kloake“ die Verfaſſer alle 
wahren oder erlogenen Liederlichkeiten und Saloperien ihrer eige- 
nen Standesgenoſſen aus allen Jahrhunderten geſammelt haben, 
um damit die katholiſche Literatur und ſich ſelbſt zu beſudeln“?. 
Dieſe Schrift erſchien mit den Namen der beiden Verfaſſer. 
Trotzdem blieb Anton Theiner akademiſcher Lehrer der Candi⸗ 
daten der Theologie. Wiederholt ſtellte der Fürſtbiſchof v. Schi⸗ 
monsky in den Jahren 1829 und 1830 den Antrag auf Ent- 
fernung des anrüchigen Profeſſors vom Lehramte und drohte zu— 
letzt, die Theologen, welche deſſen Vorleſungen beſuchten, von den 
Weihen auszuſchließen. Theiner kam aber der ihm drohenden 
Abſetzung zuvor und nahm die ihm vom Grafen Gebhard 
v. Blücher verliehene Pfarrei Polsnitz an, die er ſpäter mit 
den fetteren Pfründen Grüſſau und Hundsfeld vertauſchte. Letz— 
tere Pfarrei reſignirte er 1845 und ſchloß ſich den Rongeanern > 
an. Zuletzt erhielt er eine Stelle als Secretir der Breslauer 
Univerſitätsbibliothek. 


Die falſchen Reform-Ideen, welchen das ehemalige Breslauer 
Diöbceſanblatt“ ſeine Spalten geöffnet hatte, wurden durch das 
Buch Theiners über die katholiſche Kirche wieder aufs neue an— 
geregt und eine Anzahl ſchleſiſcher Geiſtlicher erachtete nun den 


1 Altenburg 1828. 3 Bde. Auguſtin bekehrte ſich ſpäter. Ueber ihn 
ſiehe Bd. 3. 

2 Katholik, Jahrg. 1829. Bd. 33, S 355 f. Siehe Braun, Ueber die 
ſchriftſtelleriſchen Leiſtungen des Herrn Dr. Anton Theiner. Bonn 1829. 

Siehe Kap. 34 und 35. 

4 Eine kurze Angabe der einſchlägigen Artikel enthält das Pamphlet: 
Merkwürdiges Umlaufſchreiben des Fürſtb. von Breslau (das Circular vom 
18. Januar 1827) an die geſammte Dibeeſangeiſtlichkeit, begleitet mit einer 
Vorerinnerung und mit Bemerkungen u. ſ. w. Hannover 1827. S. 115 ff. 
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Zeitpunkt für gekommen, die ſ. g. Reformprojecte in Ausführung 
zu bringen und eine Schilderhebung des Klerus zu Gunſten der 
unkatholiſchen Neuerungen zu bewirken. 

Am 2. November 1826 richteten elf Geiſtliche eine Petition 
an den Fürſtbiſchof v. Schimonsky, worin ſie Umgeſtaltung der 
kirchlichen Liturgie, vollſtändige Umwandlung des Meßbuchs und 
völlige Umwandlung des Rituals, insbeſondere Einführung der 
Mutterſprache beim Gottesdienſt, deutſchen Geſang u. ſ. w. ver— 
langten. Einzelne Pfarrer hatten ſogar den Anfang einer ſ. g. 
Kultusreformation gemacht. 

Noch ehe der kirchliche Oberhirte eine Antwort gegeben, er— 
ſchien die Petition im Drucke unter dem herausfordernden Titel: 
„Erſter Sieg des Lichts über die Finſterniß in der katholiſchen 
Kirche Schleſiens- 1. Ob die Veröffentlichung durch die Peten— 
ten ſelbſt, oder durch Andere geſchah, iſt ungewiß. Erſtere leug⸗ 
neten zwar directe Betheiligung, tragen aber trotzdem die Haupt— 
ſchuld, indem ſie ihre Vorſtellung an den Fürſtbiſchof in die ein⸗ 
zelnen Decanate zur Unterzeichnung ſchickten. Entrüſtet hierüber 
erließ Letzterer am 18. Januar 1827 ein Circular? an ſeinen 
Klerus, worin er obige Eingabe mit den Beſtrebungen des „be— 
rüchtigten Buches’ von Theiner in Verbindung bringt, den Un⸗ 
terzeichnern eine ernſte Rüge ertheilt, jede „eigenmächtige Abän⸗ 
derung in Abhaltung des Gottesdienſtes und Ausſpendung der 
heiligen Sacramente“ ſtreng verbietet, ſeinen Klerus auffordert 
ſich nicht „durch Verführer irre leiten zu laſſen“, und die biſchöf⸗ 
lichen Commiſſäre und Erzprieſter verpflichtet, alle Uebertretungs⸗ 
fälle bald anzuzeigen.“ Auch das Miniſterium der geiſtlichen An— 
gelegenheiten, welchem der Fürſtbiſchof von den Vorgängen Kennt— 
nißs gab, erklärte mittels Schreibens“ vom 13. Februar 1827, 
daß den Neuerungsverſuchen dieſer Geiſtlichen mit Nachdruck be— 
gegnet werden müſſe und von Abſchaffung der lateiniſchen Sprache 
bei der Meſſe, Abfaſſung eines neuen Meßbuches, einer neuen 
Agende, Abſtellung der alten und Einführung neuer Ceremonien 


1 Hannover 1826. 

2 Es ſteht in: Merkwürdiges Umlaufſchreiben S. 13 ff. 
3 Schreiben v. 18. Januar 1827. 

4 Es iſt an Oberpräſidenten v. Merckel gerichtet. 
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durchaus nicht die Rede ſein dürfe. Der Fürſtbiſchof drohte mit 
Hinweiſung auf die Beſtimmungen des Concils von Trient! nun 
den ungehorſamen Geiſtlichen mit kirchlichen Strafen, dieſe aber 
wandten ſich im Vereine mit einigen Laien in einer Eingabe an 
König Friedrich Wilhelm III., um Abhilfe jener Uebelſtände, 
welche in der Schrift „Die katholiſche Kirche in Schleſien“ näher 
bezeichnet worden ſeien. Ein Kabinetsſchreiben des Königs vom 
14. April 1827 an den Oberpräſidenten v. Merckel beſchied die 
Bittſteller dahin, daß „die Staatsgewalt die gewünſchten Abän⸗ 
derungen des Cultus, wozu auch die Abſchaffung der lateiniſchen 
Sprache gehöre, nicht anordnen könne, und dieſerhalb die fatho- 
liſche Kleriſei in Schleſien ſich an den Fürſtbiſchof wenden möge.“ 
Bezüglich der „angeblich ſehr vernachläſſigten Kirchenzucht“ ver⸗ 
langte der König das Gutachten des Oberpräſidenten. 

Dieſes Gutachten? ſandte v. Merckel mittels Immediatein⸗ 
gabe vom 26. Mai 1827 an den König. Wir dürfen dieſes 
Aktenſtück, deſſen Concipient ſeine Unwiſſenheit in katholiſchen 
Angelegenheiten und ſeine tiefe Abneigung gegen die Kirche 
neu documentirt?, nicht ganz mit Stillſchweigen übergehen. Der 
Verfaſſer des Gutachtens beſchäftigt ſich vorerſt mit der Frage, 
„ob und in wie weit die Staatsgewalt in katholiſchen Angelegen— 
heiten, auch in die der Satzungen und des Cultus einzugreifen, 
befugt ſei“, und geht hierauf zur Beantwortung der ihm geſtell— 
ten Fragen über. „Weit entfernt zu meinen, daß eine weiſe und 
gerechte Staatsregierung auf Reformpläne, auf Umgeſtaltung der 
Grundverfaſſung der katholiſchen Kirche, auf poſitive Vorſchrif— 
ten für den religiöſen Glauben und die Gebräuche ſich einlaſſen 
dürfe oder möge“, ſpricht Merckel dem Staate aber doch das Recht 
zu, „durch negative Vorſchriften, dieſe oder jene dem geheiligten 
Staatsoberhaupte, oder ſeinem Volke gefährliche Lehre zu ver— 
bieten, oder nicht vortragen zu laſſen, dieſen oder jenen aber— 
gläubiſchen, ſittenverderblichen Gebrauch nicht zu dulden, oder nicht 


1 Sess. 7 can. 18. ef. Sess. 22 Decretum de observandis et evitandis 
in celebratione Missae. 

2 Veröffentlicht durch Prof. Dr. Röpell in Zeitſchrift für preußiſche 
Geſchichte und Landeskunde. Neunter Jahrgang. Berlin 1872. S. 257288. 

3 Siehe Bd. 1, S. 193. 
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ausüben zu laſſen“; denn, fährt er fort, „würde der Staat un— 
bedingt alle ächt römiſchen, papiſtiſchen Dogmen“, zu welchen der 
Oberpräſident auch „die ſtaatsgefährlichen Feſtſetzungen des Tri— 
dentiniſchen Concils“ rechnet, und die ſitten- und kulturverderb— 
lichſten katholiſchen Gebräuche als gleichſam verfaſſungsmäßig 
einräumen, ſo hätte er ſich ſelbſt in die Unmöglichkeit verſetzt, 
ſeine allgemeinen Staatszwecke zu erreichen.“ Aus dieſem Grunde 
hätten „von jeher die Landesfürſten auf die Alles umklammernde 
römiſche Hierarchie ein wachſames Auge gehabt“ und ſich „für 
berechtigt gehalten, gegen ſtaats- und ſittengefährliche, mit den 
Souveränitätsrechten der Landesherren und mit den Staats- 
zwecken unvereinbare Feſtſetzungen und Erlaſſe der römiſchen 
Curie Sicherheitsmaßregeln und Vorkehrungen zu treffen“ und 
deshalb auch die die Ruhe und Sicherheit der Staaten bedro— 
henden Concilienbeſchlüſſe und päpſtlichen Bullen nicht zugelaſſen 
und Sitten verderbende Gebräuche, als z. B. Ablaß, Wallfahr⸗ 
ten, Jubelfeſtreiſen, Erſchwerungen oder Verhinderungen ge- 
miſchter Ehen, Proſelytenmacherei u. ſ. w. beſchränkt oder ganz 
abgewieſen.“ 

Nach dieſen allgemeinen Bemerkungen, die keines Commen⸗ 
tars bedürfen, geht v. Merckel auf die ihm geſtellte Frage näher 
ein. An und für ſich, meint er, ſei der Wunſch dieſer reform— 
ſüchtigen Geiſtlichen „höchſt vernünftig, gerecht, nützlich und wohl— 
thätig zugleich“; aber in Anbetracht der beſonderen Verhältniſſe 
Schleſiens erheiſche die Sache große Vorſicht, ſowohl wegen der 
Abneigung des Fürſtbiſchofs gegen die projectirten Reformen, als 
auch wegen „der in cblibatiſcher und hierarchiſcher Geſinnung und 
zum Theil noch im alten Mönchs- und Jeſuitenthume ergrauten 
Geiſtlichkeit“, welche ebenfalls den „beabſichtigten Verbeſſerungen“ 
fein „‚williges Ohr leihen würde.“ Auch die officiell ausgeſpro— 
chene Abneigung“ des Cultusminiſteriums ſei der Einführung von 
Reformen zur Zeit ungünſtig 1. Dennoch dürfe aber die Regierung 
nicht müßig zuſchauen. Ihre erſte Pflicht ſei, die Unterzeichner 
der Petition an den Fürſtbiſchof gegen die ihnen angedrohten 
Strafen in Schutz zu nehmen und die vom Fürſtbiſchofe gegen 


1 Dieſe Bemerkung iſt ſpeciell gegen Schmedding gerichtet. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 35 
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dieſelben verhängten Strafen aufzuheben, „da ſeiner Meinung und 
des Glaubens wegen“ nach den beſtehenden Geſetzen Niemand 
beunruhigt, oder gar verfolgt und mit einer zeitlichen Strafe 
belegt werden dürfe.“ „Würde die Regierung“ dagegen ein ent⸗ 
gegengeſetztes Verfahren“ eintreten laſſen, ſo müſſe dadurch die 
katholiſche Geiſtlichkeit eingeſchüchtert und in ihr „die Ueberzeu⸗ 
gung begründet werden“, daß die königliche Regierung jeder 
Läuterung und Verbeſſerung des katholiſchen Kirchenweſens ent— 
gegen ſei.“ Dieſes ziehe die ſchlimmſten Folgen nach ſich. Das 
„Fortſchreiten in wiſſenſchaftlicher Bildung“ würde hiedurch ge— 
hemmt; namentlich aber begebe ſich „die Regierung alles Cin- 
fluſſes auf die Geiſtlichkeit und trete ihn freiwillig an die biſchöf— 
liche Behörde ab“, jo daß bei „der erfolgreichen Thätigkeit, mit 
welcher der päpſtliche Stuhl ſeinen Einfluß und zwar nicht allein 
in kirchlicher, ſondern auch in weltlicher Beziehung geltend zu 
machen und zu erweitern bemüht feif und in Anbetracht, „daß 
der biſchöfliche Stuhl in Schleſien unter einem doppelten aus⸗ 
wärtigen Einfluß ſtehe, über ein Kleines die katholiſche Geiſt— 
lichkeit Schleſiens ihre Augen nicht mehr nach Berlin, von wo 
ſie zurückgewieſen, ſondern nach Rom und Wien, weil ſie dahin 
gewieſen, richten werde.“ 

Um noch mehr Eindruck zu machen, weiſt Merckel mit einem 
Seitenhieb auf Rom, welches ſelbſt den ihm wohlwollenden Re— 
gierungen mit Undank lohne, noch darauf hin, daß, wenn die 
Regierung „ihren weltlichen Arm zum Werkzeuge der Verfolgung 
aufgeklärt denkender Geiſtlichen brauchen ließe“, alsbald eine 
Geiſtlichkeit erzogen werde, welche „ſich mehr für die Regierung 
eines ſ. g. rechtgläubigen, als eines akatholiſchen (ketzeriſchen) 
Regenten günſtig erweiſen und hinneigen würde.“ Wohl könne 
man die Meinung hegen, fügt er in Form eines Einwandes bei, 
daß, „wie tiefer der Zuſtand der katholiſchen Kirche verſinke, deſto 
mehr Proſelyten“, beſonders aus den gebildeten Klaſſen, „der 
evangeliſchen Confeſſion zufallen könnten“; aber es ſei gewiß der 
evangeliſchen Kirche nicht würdig, auf dieſe Art Proſelyten zu 
machen, dem gröbſten Aberglauben für Tauſende Thor und 
Angel zu öffnen, für Tauſende zu einem ſchwärmeriſch blinden 
und müßigen Vertrauen auf Wunder und am Ende, was daraus 
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folgt, zum Unglauben und zur Immornalität unchriſtlichen Anlaß 
und Nahrung zu geben, damit vielleicht ein Einziger von Tau— 
ſenden durch innere Nöthigung überwältigt und gedrängt werde, 
aus der Nacht und Sclaverei des Pfaffenthums ſich in die Licht- 
religion des evangeliſchen Glaubens zu flüchten.“ 

Nach dieſen Ergüſſen eines blinden Fanatismus formulirt 
der Oberpräſident ſeinen Antrag dahin, daß der König ‚wür⸗ 
digen Pfarrern, welchen es am Herzen liege, durch Verbreitung 
heller Einſichten die Wohlfahrt ihrer Gemeinden befördert zu 
ſehen,“ ſeinen „Schutz nicht entziehen“, d. h. ungehorſame Geiſt⸗ 
liche gegen ihre kirchliche Behörde beſchützen möge, und „den 
deutſch⸗katholiſchen Theil“ ſeines Volkes „des Segens eines 
erbauenden chriſtlichen Cultus, wie ihn das Weſen und der Geiſt 
der katholiſchen Kirche fordere und irgend zulaſſe, theilhaftig wer— 
den laſſe.“ 

An dieſe Anträge reiht v. Merckel noch einige mit dieſer 
Angelegenheit im Zuſammenhang ſtehende Vorſchläge bezüglich 
der Ausbildung der Schullehrer, wobei er beſonders verlangt, 
„alle katholiſchen Schullehrerſeminarien unter die ſpecielle Auf⸗ 
ſicht der Provinzial⸗Regierungen zu ſtellen“, und die Anſtellung 
der Lehrer auf königlichen Gütern, welche, wenn ſie zugleich 
Kirchendiener wären, von der geiſtlichen Behörde angeſtellt witr- 
den, durch die weltlichen Regierungen zu verfügen und zu for- 
dern, daß bei der Wahl der geiſtlichen Schulinſpectoren auch 
vornehmlich die Regierung mitgehört werden müſſe, um die Wahl 
folder Individuen, welche in hierarchiſchen Beſtrebungen verfun- 
ken, geiſtiger Aufhellung abhold ſeien, bei Zeiten abzulehnen“ 
u. ſ. w. Ein anderer ,hochwichtiger Punkt“ betraf „die Bildung 
der katholiſchen Geiſtlichkeit“, die Anſtellung von Profeſſoren, 
„die von allen ultramontanen und jeſuitiſchen Geſinnungen ent⸗ 
fernt“ und „von bewährter Anhänglichkeit an den Staat' ſeien, 
Abſchaffung der „unbrauchbaren Bücher und Agenden, welche 
großen Theils auf frühere unaufgeklärte, im Mönchsthum ver- 
ſunkene Zeiten und Menſchen zunächſt berechnet waren“, Verbeſ— 
ſerung der Stellung und des Einkommens der Kapläne, nament- 
lich Ertheilung von „Gratificationen“ an ‚ſolche Kapläne, welche 
durch fleißigen Unterricht in den Schulen ſich ausgezeichnet 
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hätten“, wodurch auch der Staat einen bedeutenden Einfluß auf 
die Kapläne gewinnen würde.“ Auch eine zweckmäßigere Beſetzung 
des Domcapitels zu Breslau wird zum Schluſſe noch in Vor⸗ 
ſchlag gebracht, ſowie Lostrennung des öſterreichiſchen Antheils 
der Diöceſe Breslau und die Einverleibung der den ,auswar- 
tigen Diöceſanbiſchöfen von Prag und Olmütz unterworfenen 
Grafſchaft Glaz und des Katſcher'ſchen Diſtricts mit dem inlän⸗ 
diſchen Bisthum.“ 

Der Verfaſſer ſchließt ſeinen Bericht mit einem gehäſſigen 
Ausfalle auf den Papſt. „Der einfache Blick auf die Geſchichte 
der neueſten Zeit“, lauten ſeine Worte, „reicht hin wahrzuneh— 
men, daß das auch jetzt die äußerſten Kräfte anſtrengende Stre— 
ben der Hierarchie dahin gerichtet iſt, aufs neue ein Syſtem auf 
die Bahn zu legen, geeignet, dem Fortſchreiten vernünftiger Ein⸗ 
ſichten und verſtändiger Aufklärung wieder ein Ziel zu ſetzen, um 
die Unterthanen wieder in eine jedes Widerſtandes unfähige Er— 
ſchlaffung zu verſenken. Nur dann erſt, wenn dies gelungen und 
die Landesherren durch Entgeiſtung und Schwäche ihrer Unter- 
thanen erſt ohnmächtig geworden ſind, würde es der Curie des 
Papſtes, welcher unaufhörlich nach der Oberherrſchaft über alle 
Reiche der Welt ſtrebt, möglich werden, Hand zu legen an den 
Zepter und die Krone, die ſich nicht mehr vertheidigen kann, 
und mit Hülfe desſelben Volkes, welches ein neues geiſtiges 
Interdict von ſeinem Fürſten getrennt und um alle ſittliche Kraft 
gebracht hat, die weltliche Hoheit ſelbſt wieder zu unterjochen 
und in den Staub zu treten.“ 


Obſchon dieſer Bericht mit Schlauheit abgefaßt und ganz 
für den König berechnet war, ſo hatte doch ſein Coneipient die 
Farben zu grell aufgetragen. Friedrich Wilhelm III. konnte ſich 
deshalb mit den Anſchauungen des Oberpräſidenten nicht be— 
freunden, noch weniger aber ſich entſchließen, auf deſſen Bor- 
ſchläge einzugehen. Er ließ deshalb im Herbſte 1828 das ge— 
ſammte Actenmaterial dem Ritter von Bunſen! zuſtellen und 


Er war wegen der Angelegenheiten der gemiſchten Ehen von Rom nach 
Berlin berufen worden. Siehe S. 276. 
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beauftragte ihn mit der Ausarbeitung einer Denkſchrift über die 
kirchlichen Verhältniſſe in Schleſien. Mit Merckel in vielen 
Punkten und vorzüglich im Haſſe gegen die katholiſche Kirche 
ganz einverſtanden, konnte doch der geriebene Diplomat den 
aller Vernunft und Gerechtigkeit wahrhaft Hohn ſprechenden An— 
trägen desſelben ſeine Zuſtimmung nicht geben, wollte ſie aber 
auch nicht ganz abweiſen. 

Inzwiſchen hatte der Kampf ſeinen Fortgang genommen. 
Der Fürſtbiſchof drohte den ungehorſamen Geiſtlichen mit Stra— 
fen, wenn fie nicht ihre volle Unterwerfung unter die Beſtim— 
mungen des Concils von Trient ſchriftlich ausſprächen, und ver⸗ 
wirklichte, als letztere die Satzungen des Concilii Tridentini 
nach der Erklärung der beſten Canoniſten anzuerkennen und den- 
ſelben ſtreng nachzukommen“ verſprachen, alſo ihre Erklärung in 
einer Weiſe verclauſulirten, daß ſie rein illuſoriſch wurde, ſeine 
Drohung, indem er den Erzprieſter Gilge ſeines Erzpresbyterats 
entſetzte und auch gegen die Andern einſchritt. Doch ließ er den— 
ſelben zugleich eröffnen, er werde, im Falle fie erklärten, daß fie 
den Anordnungen des Concils von Trient unbedingt nachfom- 
men wollten und offen geſtünden, daß ſie durch ihr Verfahren 
gefehlt hätten, ſolches bereueten und künftig die ihnen obliegen— 
den Pflichten treu erfüllen wollten, ihnen vergeben und ſie 
väterlich wieder aufnehmen“ 1. So war die Lage der Dinge, 
als Bunſen ſeine Denkſchrift? überreichte. 

In derſelben ſpricht er ſich gegen die vom Oberpräſidenten 
v. Merckel geforderte Unterſtützung der ſ. g. katholiſchen Refor— 
mer im Principe aus und erklärt, die Unterzeichner der Petition 
hätten gewiß darin gefehlt“, daß fie ihrem Biſchofe ſich nicht 
unterworfen. Auch enthalte ihre Bittſchrift ganz unſtatthafte 
Forderungen, aber nicht in unziemlicher Form, ſo daß ſie daher 
einen Verweis, aber nicht entehrende Beſchuldigungen verdienten.“ 
Er macht deshalb den Vorſchlag, durch offizielle oder durch con— 
fidentielle Schritte’ einzuleiten, daß die genannten Pfarrer ihre 
vorgenommenen Veränderungen der Prüfung und Beſtätigung 

1 Bericht v. Merckels in Zeitſchrift u. ſ. w. S. 264. 
2 Nippold, Chr. Carl Joſias Freih. v. Bunſen I, S. 292, theilt 
Bruchſtücke derſelben mit. 
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des Fürſtbiſchofs unterwürfen, dieſer aber die bereits ſchon früher 
und auch in anderen Pfarreien eingeführten Veränderungen be— 
ſtehen laſſe und in einem zweiten Umlaufſchreiben fic) über bei- 
des erkläre, daß ſein Anſehen und ihre Ehre nicht gefährdet 
werde.“ 

Schließlich wurde der Streit während der perſönlichen An— 
weſenheit des Königs Friedrich Wilhelm III. in Breslau in 
friedlicher Weiſe geſchlichtet!. Die falſchen Reformbeſtrebungen. 
aber dauerten immer noch fort. 


Auch in Süddeutſchland, namentlich in jenen Theilen der 
Erzdiöceſe Freiburg, wo Weſſenberg zahlreiche Anhänger zählte, 
erſcholl der Ruf nach ſ. g. zeitgemäßen Reformen?. Als Sprecher 
der Reformfreunde trat der Geiſtliche Rath und Großherzogliche 
Decan Merſy von Offenburg auf. Seine Schrift: „Sind Re⸗ 
formen nöthig?“ enthält die Summe aller falſchen Reformpro⸗ 
jecte. Das Anſehen, welches dieſelbe erlangte, veranlaßte Gre— 
gor XVI. am 4. October 1833 ein Breve? an die Biſchöfe der 
oberrheiniſchen Kirchenprovinz zu richten, worin er die „faule. 
Quelle“ der Reformbeſtrebungen angibt und deren Tendenz da— 
hin bezeichnet, ‚daß der Stuhl Petri verachtet, ſeine von Gott! 
ihm verliehene Autorität von den Völkern gehaßt und die iibri- 
gen Kirchen vom Verbande mit ihm losgeriſſen werden.“ Und ſo 
war es in der That. Die Errichtung einer auf dem Flugſande 
des herrſchenden Zeitgeiſtes ruhenden Landeskirche war das 
Lieblingsthema Weſſenbergs und ſeiner blinden Nachbeter 4. 

Mit dieſem Projecte hingen die anderen ſ. g. Reformen 
innig zuſammen. Sie betrafen wie in Schleſien und anderwärts 
Einführung der deutſchen Sprache in der Liturgie, Veränderung 
des Meßbuchs und des Breviers nach dem Geſchmacke der Zeit. 
Einzelne Landcapitel im Seekreiſe hatten bereits den Anfang 
gemacht, „dasjenige, was unter dem hohen Amte dem Volke laut 


1 Selbſtbiographie des Grafen L. v. Sedlnitzky S. 80. 
2 Brück, Die oberrhein. Kirchenprovinz S. 223 ff. 
5 Es ſteht Katholik, Bd. 89, S. 131 ff. 

4 Siehe Bd. 1, S. 300 ff. 


Zuſtände in der Ergdiviceje Freiburg. 551 


vorgetragen wird, in deutſcher Sprache zu ſingen und zu beten“ !. 
Auch die zeitgemäße Einrichtung des Bußſakramentes, insbeſon— 
dere die Abſchaffung der Beichte, war ein ſtehendes Thema der 
reformſüchtigen Geiſtlichen, die ſich mit ſ. g. allgemeinen Beichten 
begnügten. In einzelnen Decanaten der Erzdibzeſe war dieſer 
Unfug ſo arg, daß das erzbiſchöfliche Ordinariat am 1. Oktober 
1841 ein Circular an ſämmtliche Decanate erließ, worin es „die 
ſorg⸗ und gewiſſenloſen Seelſorger“, die „ſich damit begnügen, 
wenn die Pönitenten nur im Allgemeinen bekennen, geſündigt zu 
haben“, ja förmlich lehren, ein Bekenntniß der Sünden nach 
Gattung, Zahl und erſchwerenden Umſtänden ſei unnöthig“, und 
ſogar ein ſolches Bekenntniß, wo es abgelegt werden wollte, ge— 
radezu zurückwieſen“, ſtrenge tadelt und dieſelben über die Moth- 
wendigkeit eines ſpeciellen Sündenbekenntniſſes belehrt. Zugleich 
ertheilt die kirchliche Oberbehörde jenen Seelſorgern, die zwar 
„Specialbeichten forderten“, aber „entweder ohne Anderes oder 
nach einem völlig allgemeinen nichtsſagenden Zuſpruch abſolvirten“, 
eine ernſte Zurechtweiſung und ermahnt die Geiſtlichkeit, die 
Beichten ihrer Pflegebefohlenen zu befördern und nicht „auf die 
öſterliche Zeit“ zu beſchränken ?. 

Nicht minder beklagenswerth iſt die unwürdige Behandlung 
des allerheiligſten Altarsſakraments. Selbſt die Laien konnten 
ihr Mißfallen hierüber nicht verhehlen. An einzelnen Orten im 
Hauenſtein kam es wegen des ärgerlichen Benehmens der Geiſt— 
lichen in Bezug auf das Allerheiligſte ſogar zu Aufſtänden, ſo 
daß die Regierung beſorgt wurde und dem Ordinariate auf Be— 
fehl des Großherzogs die Weiſung zuging, nähere Unterſuchun— 
gen anzuſtellen. Aus dem nach geführter Unterſuchung an die 
Decanate ergangenen Ausſchreiben des Ordinariates vom 24. Mai 
1833 wird beſtätigt, daß viele Geiſtliche ſich Neuerungen „gegen 
die Gebräuche der Kirche und gegen den vorgeſchriebenen Ritus“ 
erlaubten, ‚abſprechende Aeußerungen gegen eingeführte Andach— 
ten, Kirchengebräuche, feierliche Ceremonien, gegen Anrufung der 
Heiligen, gegen Gelübde, Abläſſe, Faſtenverordnungen“ ſich zu 


1 Katholik. Jahrg. 1848, S. 256. 
2 Brück, Die oberrhein. Kirchenprovinz S. 227. 
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Schulden kommen ließen, und „nur im Alltagskleide, gegen die 
Kirchenvorſchriften, mit dem Sanctiſſimum zum Verſehen der 
Kranken“ gingen !. 

Die übrigen ſ. g. Reformen hinſichtlich des Roſenkranzes, der 
Abläſſe, Bruderſchaften, Wallfahrten können füglich übergangen 
werden, da die gegen dieſelben vorgebrachten Gründe weſentlich 
nichts Neues bieten. 


Ein Gegenſtand höchſten Mißfallens für die Reformer war 
der, wie die Offenburger Conferenz ſich ausdrückt, unnatürliche“ 
Cölibat. ö 

Die Oppoſition gegen dieſe altehrwürdige, aus dem Geiſte 
des Chriſtenthums hervorgegangene Einrichtung ging zunächſt 
von Laien aus, welchen ſich Geiſtliche anſchloſſen. Der Kampf 
wurde theils mit der Feder, theils in den Ständekammern ge— 
führt. Schon auf dem Landtage von 1828 überreichte der badiſche 
Geh. Rath Duttlinger eine von 23 Laien aus Freiburg un⸗ 
terzeichnete Petition der Ständekammer, damit dieſe ſich bei der 
Regierung ,vorwortlich dafür verwende, daß die den katholiſchen 
Geiſtlichen auferlegte Vorſchrift des Cölibates im Großherzog— 
thum Baden auf geſetzmäßigem Wege aufgehoben werde.“ Der 
Petition war zugleich eine Denkſchrift beigefügt, in welcher die 
vermeintlichen Gründe gegen die Eheloſigkeit der Geiſtlichen 
weiter erörtert wurden. Die Commiſſion? ging aber auf dieſes 
Anſinnen nicht ein, weil die Kammer in dieſer kirchlichen Sache 
nicht competent ſei. Dieſem Antrag traten die Stände nach hef— 
tigen Erörterungen mit allen gegen fünf Stimmen bei. 

Die Anticölibatäre gaben ſich mit dieſer Entſcheidung nicht 
zufrieden und warfen nun obige, von Möhler! ſo trefflich kriti- 
ſirte Denkſchrift unter die Maſſen, um dieſelben für ihre Pläne 


1 Brück, a. a. O. S. 228 f. Vgl. Hiſt.⸗polit. Blätter, Bd. 10, S. 638. 
Katholik, Bd. 49. Beilage S. XIIII ff. 

2 Verhandlungen der zweiten Kammer der badiſchen Landſtände 1828. 
Bd. 4, S. 182. Referent war der Proteſtant Schippel. 

3 Siehe Seite 470 f. 
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günſtig zu ſtimmen. Dieſe gaben jedoch kein beſonderes Intereſſe 
für die Denkſchrift kund. 

Mittlerweile hatte auch in der Diöceſe Mainz der Kampf 
begonnen. Der Hauptagitator für die Prieſterehe war der Pro— 
teſtant Ernſt Emil Hoffmann, welcher auf dem Landtage 
1829/30 in Anbetracht, daß das erſt im 11. Jahrhundert () in 
der katholiſchen Kirche nur durch Gewalt eingeführte Cölibat den 
heiligſten, durch Natur, Vernunft und richtig verſtandenes (!) 
Chriſtenthum verliehenen Rechten der Geiſtlichen ſchnurſtracks 
widerſtreite und die ſegensreiche Wirkſamkeit derſelben ebenſo 
hindere, als dem Staatswohl ſelbſt den bedeutendſten Nachtheil 
bringe“, den wahnwitzigen Antrag ſtellte, die Regierung zu erſu⸗ 
chen, daß fie auf geeignetem Wege zur Aufhebung des Cölibates 
die erforderlichen Schritte thun und dahin ſich erklären möge, 
daß, wenn nicht binnen einer gewiſſen Friſt der Erfolg ihren 
Erwartungen entſpreche, ſie alsdann gleich nach ihren Befugniſ— 
ſen es nicht nur dem Gewiſſen der einzelnen katholiſchen Geiſt— 
lichen überlaſſen werde, mit Zuſtimmung der überwiegenden 
Mehrheit der Gemeindeglieder ſich zu verehelichen, ſondern daß 
ſie auch Jene wie Dieſe gegen etwaige Beeinträchtigung in Schutz 
nehmen werde.“ 

Die Commiſſion war mit dieſem Antrage zwar in der Sache 
einverſtanden, wünſchte aber eine andere Form und ſchlug vor, 
die Kammer möge der Regierung den „dringenden Wunſch“ zu 
erkennen geben, das Cölibatsgeſetz aufgehoben zu ſehen, und die— 
ſelbe erſuchen, „bei Veranlaſſungen, welche die Erfüllung dieſes 
Wunſches hoffen und erwarten laſſen, alle ihr zu Gebot ſtehen— 
den Mittel zu gebrauchen, die Aufhebung des Cölibates auch in 
unſerem Staate zu erreichen.“ Die Kammer ſtimmte mit allen 
gegen Eine Stimme? bei. Die erſte Kammer wies dagegen 
dieſen Antrag zurück, worauf die Landſtände mit allen gegen 
drei Stimmen eine einſeitige Adreſſe in dieſer Sache an die 
Regierung abgehen ließen. Dieſelbe legte die Adreſſe zu den Ae— 
ten und gab keine Antwort, weshalb Hoffmann auf dem Land— 


1 Brück, Die oberrhein. Kirchenprovinz S. 230 f. 
2 Der Abgeordnete Seitz ſtimmte dagegen. 
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tage 1832/33 ſeinen Antrag wieder in Erinnerung brachte. Die 
Regierung nahm jedoch keine weitere Notiz davon. 

Die Vorgänge in Heſſen beuteten die Cölibatsfeinde in 
Baden für ihre Zwecke aus. Hier hatten inzwiſchen die Wahl⸗ 
agitationen eine neue Kammer zu Stande gebracht, deren radicale 
Majorität ihre Beſtrebungen unterſtützte. Von neuem wurde der 
Antrag auf Aufhebung des Cölibates eingebracht. Leider ſchloſſen 
ſich auch 156 Geiſtliche den Cölibatsſtürmern an und ſchickten 
verſiegelte Beitrittserklärungen zur Aufhebung des Cölibats ein. 
Unter den Studenten circulirte gleichfalls eine cölibatsfeindliche 
Adreſſe und ſelbſt im erzbiſchöflichen Prieſterſeminar hatte die 
anticölibatäre Strömung die Oberhand. Fünfzig Alumnen unter⸗ 
zeichneten eine Adreſſe in dieſem Sinne !. 

Obſchon der Erzbiſchof in einem an ſeinen Klerus erlaſſenen 
Rundſchreiben? die unwürdigen Manipulationen, durch welche die 
Cölibatsfeinde die Unterſchriften der Geiſtlichkeit und Studenten 
erwirkten, offen darlegte und auch der Abgeordnete Geiſtliche 
Rath Herr in der Kammer die Hinterliſts hervorhob, mit 
welcher man beim Einſammeln der Beitrittserklärungen zu Werke 
gegangen war, nahmen die Landſtände nach verſchiedenen, theils 
höchſt ergötzlichen Debatten“ den von Rotteck erſtatteten Commiſ⸗ 
ſionsantrag an und beſchloſſen „dringende Empfehlung an das 
Staatsminiſterium, um thunlichſt baldige Einleitung einer geſetz— 
und ordnungsmäßig zu haltenden Diöceſanſynode, und ſodann in 
Gemeinſchaft mit den übrigen betheiligten Regierungen um Ver- 
anſtaltung einer Provinzialſynode, auf welchen Synoden neben 


1 Brück, a. a. O. S. 232. 

2 Die betreffende Stelle theilt Brück, a. a. O. S. 233 mit. 

3 Vgl. auch Brück, a. a. O. S. 234. 

4 Der Deputirte Magg bemerkt, mit welcher Freude ,der Familienvater 
in den Kreis der Familie eines proteſtantiſchen Geiſtlichen“ blicke. Sein Col⸗ 
lege Merk, welcher als „Vater mehrerer Töchter ſelbſt auf die Gefahr hin, 
dals Wortführer der Töchter betrachtet zu werden“, für die Aufhebung des 
Cölibates votirte, begründete die Competenz der Kammer, ſowie der Regierung 
mit den Worten, daß dieſes Kirchengebot nur unter dem Placet der Regie⸗ 
rung’ beſtehen könne. Dies hatten allerdings die erſten Synoden, welche über 
dieſen Punkt ſich ausſprachen, nicht einholen können 2. 
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andern kirchlichen Angelegenheiten ganz vorzugsweiſe die Sache 
des Cölibates zu verhandeln wäre.“ 

Die Staatsregierung ging auf die Vorſchläge der Kammer 
nicht ein und ließ auf eine Erinnerung des Landtags (1833) 
durch Staatsrath Winter erklären, daß ſie nicht ſo unklug 
ſein werde, für die Aufhebung des Cbölibats einen Schritt zu 
thun. Dabei blieb es auch trotz des weitern Monitoriums anf 
dem Landtage von 1835. 

Welch' drohenden Character die cölibatfeindlichen Agitatio— 
nen in der Erzdiöceſe angenommen hatten, erhellt aus einem 
Ordinariatsreferate vom 4. November 1831, deſſen Verfaſſer den 
Antrag ſtellte, der Erzbiſchof ſolle ſich an die übrigen Biſchöfe 
Deutſchlands wenden, ihnen die Lage ſeiner Diöceſe ſchildern und 
dem apoſtoliſchen Stuhle von den ſchismatiſchen Bewegungen ſo— 
gleich Bericht erſtatten, damit Se. Heiligkeit „bei dem deutſchen 
Bunde allenfalls durch Anrufung des kaiſerlich öſterreichiſchen 
Hofes einſchreiten möchten“ !. 

Auch in der Diöceſe Rottenburg, wo die Freimüthigen Blät— 
ter von Pflanz? ſchon vorgearbeitet hatten, bildete ſich ein 
Anticölibatsverein unter dem Präſidium des Profeſſors Durſch 
in Ehingen, welcher in Bälde an 200 geiſtliche Mitglieder zählte. 
Die drohende Gefahr wurde jedoch durch die Feſtigkeit des katho— 
liſchen Volkes noch rechtzeitig abgewendet. Es mied die Beicht— 
ſtühle der Anticölibatäre und nahm an ihren kirchlichen Func— 
tionen keinen Antheil. Mehr als vierzig Ortſchaften erklärten 
dem König von Württemberg, lieber gar keine als verheirathete 
Geiſtliche haben zu wollen. Die Entrüſtung, die ſich auch in bei— 
ßenden Satyren Luft machte, nahm zuletzt einen ſo bedenklichen 
Character an, daß die Regierung den ganzen Verein unterdrückte. 
Der katholiſche Kirchenrath mußte den Stiftern desſelben einen 
Verweis ertheilen und ihnen Stillſchweigen auferlegen. Hinten— 
nach berichtete auch der Biſchof von Rottenburg mit königlicher 
Genehmigung hierüber nach Rom. Damit beruhte die Sache?. 


1 Brück, a. a. O. S. 236. 

2 Siehe S. 208. Die Zeitſchrift erſchien in Rottweil, hierauf in Stutt- 
gart von 1831—43. 

3 Brück, a. a. O. S. 237. Vgl. Hiſt.⸗polit. Bl. Bd. 63, S. 559. 
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In der Diöceſe Limburg machte Pfarrer Schmitt von 
Hadamar den mißlungenen Verſuch, durch ſein anonym erſchie— 
nenes Pamphlet „Bruchſtücke eines Geſprächs über die Prieſter— 
ehe“ eine cölibatsfeindliche Bewegung heraufzubeſchwören. Gegen 
dieſes Schmählibell richtete Legationsrath Moriz Lieber! in 
Camberg feine Schrift „Vom Cölibate.“ Das biſchöfliche Ordi⸗ 
nariat ſuspendirte den unwürdigen Prieſter, die naſſauiſche Re- 
gierung verlieh ihm die Pfarrei Bommersheim 2. 


Als ein vorzügliches Mittel zur Durchführung ihrer ver— 
derblichen Pläne erachteten die Freunde antikirchlicher Neuerungen 
die Abhaltung von Synoden?, für welche fie auch mit allem 
Nachdrucke eintraten. Zur Begründung ihres Verlangens führten 
ſie an, daß das Concil von Trient den Biſchöfen die Feier 
von Provinzial- und Diöceſanſynoden zur Pflicht mache; allein 
die von ihnen projectirten Synoden waren nach Berufung, Or- 
ganiſation und Zweck von den kirchlichen Synoden himmelweit 
verſchieden. Die von ihnen gewünſchten Diöceſanſynoden waren 
im Grunde eine Art geiſtliche Ständekammer. Sie forderten, 
daß Geiſtliche und Laien zu denſelben und zwar durch Wahl 
des Volkes berufen, denſelben entſcheidendes Stimmrecht einge— 
räumt und Beſchlüſſe nach Mehrheit der Stimmen gefaßt werden 
ſollten. Dem Biſchofe geſtanden ſie nur den Vorſitz zu. Als 
Hauptzweck dieſer ‚gemiſchten Synoden? wurde Reform der Litur— 
gie, Abſchaffung der Mißbräuche“, Aufhebung des Cölibats u. ſ. w. 
angegeben. 

Einen Antrag dieſer Art hatte Rotteck ſchon 1820 in der 
erſten badiſchen Kammer geſtellt und wiederholte denſelben auf dem 
Landtage 1831. Die Regierung zeigte jedoch keine Geneigtheit, 
auf dieſen Vorſchlag einzugehen und wies die Petition der zweiten 
Kammer, die nothwendigen Einleitungen zur Abhaltung einer 
aus Klerikern und Laien beſtehenden Diöceſanſynode zu treffen“, 
einfach ab. Auch der auf den Landtagen von 1833 und 1835 

1 Ueber ihn ſiehe Bd. 3. 

> Brück, Die oberrheiniſche Kirchenprovinz S. 238. 

3 Brück, a. a. O. S. 238 ff. 
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erneuerte Ruf nach gemiſchten Synoden fand bei der oberſten 
Staatsbehörde kein Gehör, und Staatsrath Winter erklärte auf 
dem Landtage von 1836 unverholen, „ſolche Petitionen müßten. 
erfolglos in den Regiſtraturen vermodern.“ 

Die Synodiker ſuchten auch Erzbiſchof Boll von Freiburg. 
für ihre Pläne zu gewinnen. Derſelbe verkannte in ſeinem Ant— 
wortſchreiben auf eine ihm vom Decanat Stühlingen i. J. 1837 
vorgetragene Bitte um Abhaltung einer Diöceſanſynode deren 
Vortheile keineswegs, hielt aber die Berufung derſelben im Augen— 
blick für nicht angemeſſen. Hieran knüpft der kirchliche Oberhirt, 
die Abſicht der Petenten durchſchauend!, die weitere Bemerkung, 
daß er dieſelben für viel zu weiſe halte, um zu glauben, ſie 
wünſchten eine Synode „vorzüglich für Aufhebung des Cölibates“, 
und für viel zu klug, als daß fie „eine Synode in Form eines 
Landtages oder einer proteſtantiſchen Verſammlung“, d. h. eine 
gemiſchte Synode, verlangten ?. Als zwei Jahre ſpäter, im Jahre 
1839, die Decanate Lahr und Offenburg im Vereine mit andern 
Landcapiteln ſich an den Erzbiſchof wandten und unter Hinweis. 
auf die ſchlimmen Zuſtände der Erzdiöceſe, ſowie die Nothwendig— 
keit, mit dem Zeitgeiſte voranzuſchreiten, und mit Berufung auf 
die landesherrliche Verordnung vom 30. Januar 1830 die Whhal- 
tung einer Synode erbaten, wurden fie am 21. Februar 1840 
ebenfalls abſchlägig beſchieden und das erzbiſchöfliche Antwortſchrei— 
ben durch Circular vom 10. April allen Decanaten mitgetheilt“. 

Von der Regierung und dem Erzbiſchof abgewieſen, wandten 
ſich die Synodiker wieder an die Stände, an welche aus ver— 
ſchiedenen Theilen der Erzdiöceſe Geſuche um Veranſtaltung ge- 
miſchter Synoden einliefen. Ihre Petitionen“ bewegen ſich 
alle in demſelben Ideenkreiſe. Sie verlangen Synoden, um dem 


1 In einem Briefe an Fr. v. Hurter vom 11. November 1839 ſchreibt er: 
Mein geiſtiges Wohlſein ijt verſtimmt, vorzüglich durch einen großen Theil 
meines Klerus, der im wirklichen Augenblick Circulare umherſendet, um Unter— 
ſchriften für eine rein demokratiſche, alſo antikirchliche Synode zu ſammeln, 
um mit aller Gewalt ein Schisma herbeizuführen und ein deutſches Patriarchat 
zu gründen. Siehe H. v. Hurter, Friedr. v. Hurter I, S. 333 ip 

2 Brück, a. a. O. S. 238 ff. 

3 Brück, a. a. O. S. 241. 

4 Sie werden mitgetheilt im Katholik, Bd. 76, S. 116 ff. 
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kirchlichen Abſolutismus“ entgegen zu treten, um eine dem Zeit⸗ 
bedürfniſſe angemeſſene Umgeſtaltung oder beſſer Erneuerung! 
des Cultus zu berathen und zu beſchließen, ſowie um die Pläne 
jener im Finſtern ſchleichenden Partei“, welche unaufhörlich offen 
und im Geheimen darauf hin arbeite, das Licht der Aufklärung 
zu unterdrücken und unter dem magiſchen Helldunkel der mittel⸗ 
alterlichen Ideen die unbedingte Herrſchaft der Hierarchie wieder 
herbeizuführen“, zu vereiteln, auch „damit die geſammte katholiſche 
Geiſtlichkeit des Landes nach den Grundſätzen eines geläuterten 
Kirchenrechtes und des reinen Katholicismus gegenüber der pro— 
teſtantiſchen Kirche des Vaterlandes über die im Streite liegen 
den Disciplinargegenſtände ſich gegenſeitig verſtändigen und aus⸗ 
ſprechen könne“, u. ſ. w. Endlich berufen ſich die Petenten auf 
das Beiſpiel der „evangeliſch-proteſtantiſchen Kirche“, welche dieſes 
Inſtitut beſitze, und fordern den Großherzog auf, die Wiederbe— 
lebung des Synodal-Inſtituts“ nicht länger ,dem Gutbefinden der 
Hierarchie“ zu überlaſſen, da ja unbezweifelt ‚dem Landesherrn, 
als Schirmherrn der katholiſchen Kirche die Befugniß zuſtehe, den 
Landesbiſchof zur Einberufung der Synode zu veranlaſſen.“ 

Das Referat über die eingelaufenen Bittſchriften erſtattete 
der Decan Dominikus Kuenzer, Pfarrer an der Spitalkirche 
zum hl. Auguſtin in Conſtanz. Schon längſt mit der Kirche 
zerfallen, hatte dieſer unwürdige Prieſter doch nicht die Ehrlich— 
keit, ſie zu verlaſſen und dann offen zu bekämpfen, ſondern er 
ſuchte unter dem Scheine eines Freundes der Kirche ihre Funda— 
mente zu unterwühlen. „Er gehörte“, nach dem Bilde, welches 
der Biſchof von Mainz in ſeiner Broſchüre: Das Recht und 
der Rechtsſchutz der katholiſchen Kirche in Deutſchland, von ihm 
entwirft, dem Gifte an, das unter dem Scheine der geſunden 
Nahrung ſich in das Innerſte einſchleicht, um da das Leben zu 
zerſtören. Er blieb Prieſter und Decan, er aß das Brod der 
Kirche fort und ſuchte nur unter dieſem Scheine alle illumina— 
tiſtiſchen, rationaliſtiſchen und kirchenfeindlichen Elemente, die im 
achtzehnten Jahrhundert in viele Glieder der Kirche aus dem 
Prieſter- und Laienſtande ſich eingeſchlichen, und welche die Kirche 
aus jenem Jahrhundert mit ſich in die Gegenwart herüberge— 
nommen hatte, zu einigen und zu ſammeln.“ Ihn erſah die 
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Kammer als Berichterſtatter aus. Er war ſelbſtverſtändlich für 
nachdrücklichſte Unterſtützung der Petitionen durch die Stände. 
Im Gegenſatze zu ihm aber wies der Regierungscommiſſar 
v. Eichrodt die Unſtatthaftigkeit der projectirten Einführung 
von Diöceſanſynoden nach und hob beſonders hervor, daß die— 
ſelben nothwendig zu einem Schisma in der Kirche und zu Con- 
ſequenzen führen müßten, die man gar nicht zu überſehen im 
Stande wäre. Schließlich erklärte er, daß die Regierung der 
Bitte um Synoden keine Unterſtützung angedeihen laſſen könne, 
ſondern Alles dem Ermeſſen des Erzbiſchofs anheimſtellen werde. 
Rotteck widerſetzte ſich heftig und behauptete, die Kirche müſſe 
der Zeitbewegung folgen und die Herrſchaft des Geſammtwillens 
auch auf kirchlichem Gebiete ſich Geltung verſchaffen; jetzt 
könnten mit Hilfe der aufgeklärten Geiſtlichen ſolche Grundſätze 
auf der vorgeſchlagenen Synode durchgeführt werden, während 
dies ſpäter, wenn die Zahl der Finſterlinge im Klerus wieder 
größer geworden, nicht mehr möglich ſei. Der Antrag der Com— 
miſſion, für welchen auch Welker u. A. lebhaft eintraten, wurde 
mit großer Majorität angenommen. Die Regierung aber legte 
ihn einfach zu den Acten. 

Das Beiſpiel der Erzdiöceſe fand Nachahmung in Rotten- 
burg. Ein Hauptwortführer für die gemiſchten Synoden war 
Friedolin Hubert, Pfarrer zu Deislingen. Auf dem Land— 
tage 1833 brachte der Abgeordnete Keller eine Motion ein, 
die Regierung um die Bewilligung der Geldmittel zur Abhal— 
tung einer Diöceſanſynode zu erſuchen. Als vorzüglichſten Zweck 
dieſer Synode bezeichnete er, „die Liturgie und den Ritus nach 
Maßgabe der in verſchiedenen Zeiten herrſchenden religiöſen Vor— 
ſtellungsart zu beſtimmen und zu modificiren, die den jedesmali— 
gen Orts⸗ und Zeitverhältniſſen nicht mehr ganz anpaſſenden 
Formen des Cultus zu verbeſſern, die ganz unbrauchbar gewor— 
denen abzuſchaffen oder an ihre Stelle beſſere und dem Zeitgeiſte 
mehr entſprechende zu ſetzen.“ Freiherr v. Hornſtein?, der uner- 
müdete Vertheidiger der Kirche und ihrer Rechte, ſprach ſich 


1 Siehe Longner, Beiträge ꝛc. S. 242 ff. 
2 Siehe Seite 208. 
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ganz entſchieden gegen dieſen auf ein Schisma abzielenden Antrag 
aus und ſagte bei dieſer Gelegenheit den neuen Kirchenverbeſſe— 
rern ernſte Wahrheiten. Die Vertheidigung der letztern übernahm 
Domdecan v. Jaumann, welcher beſonders gegen die Katholiken 
eiferte, die ‚päpſtlicher geſinnt wären als der Papſt, katholiſcher als 
die katholiſche Welt.“ Freiherr von Hornſtein blieb die Antwort 
auf ſolche Tiraden nicht ſchuldig. Nach ihm nahm Biſchof 
v. Keller das Wort. Er hielt den Gegenſtand nicht geeignet für 
Kammerverhandlungen. Um ſo wärmer ſprach ſich Decan Münch 
für die vorgeſchlagene Synode aus. Bei der Abſtimmung er⸗ 
gaben ſich 67 für und 13 Stimmen gegen den Antrag. Eine 
practiſche Bedeutung erlangte derſelbe nicht. Auch die im fol⸗ 
genden Jahre von einzelnen Decanaten bei dem Ordinariate ein⸗ 
gereichten Bittſchriften um Abhaltung einer Diöceſanſynode blieben 
unbeachtet. Zur Orientirung in dieſer Sache und zur Beruhi⸗ 
gung der aufgeregten Gemüther erörterte Drey! in der Lie 
binger Quartalſchrift? die ganze Frage mit Ernſt und Gründ— 
lichkeit. Sein Artikel wurde in den liberalen Blättern, beſonders 
im Badiſchen Kirchenblatts, heftig angefeindet, übte aber im 
Ganzen eine heilſame Wirkung aus. 

Von neuem begannen die Agitationen für die gemiſchten 
Synoden in der Erzdiöceſe Freiburg während und nach dem 
Rongeſturm. Die Seele der ganzen Bewegung war Decan Kuen— 
zer, der 1845 ein von ihm verfaßtes Geſuch? an den Erzbiſchof 
um Abhaltung einer Diöceſanſynode den Geiſtlichen zur Unter- 
ſchrift zuſandte, in welchem die Tendenzen der reformfreundlichen 
Partei unverblümt dargelegt werden. Um möglichſt viele Unter— 
ſchriften zu erhalten, wurden die unwürdigſten Mittels angewandt. 
Einen weiteren Erfolg hatten die Agitationen nicht. 

1 Siehe Seite 463 f. 

2 Jahrgang 1834, S. 303 ff. 

Dasſelbe wurde von katholiſchen und proteſtantiſchen Geiſtlichen ge 
meinſchaftlich redigirt. 

4 Wörtlich abgedruckt in Brück, Die oberrh. Kirchenprovinz S. 244 ff. 

5 Dev Bürgermeiſter von Hitzingen legte ſogar auf einer daſelbſt abge⸗ 
haltenen öffentlichen Verſteigerung den anweſenden Steigerern die Vittſchrift 
an den Erzbiſchof um Synoden mit dem Bedeuten zur Unterſchrift vor, daß 
jeder, der nicht rongiſch werden wolle, ſich dieſer Bitte anſchließen müſſe. 
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Ein nicht geringes Intereſſe bieten die Verhandlungen des 
Erzbiſchofs Demeter von Freiburg mit der badiſchen Regierung 
wegen des „Schaffhauſer Vereins“ 1. Derſelbe war von dem bez 
rüchtigten Profeſſor Fiſcher in Luzern, einem Geiſtlichen, der 
im offenen Concubinat lebte, im Jahre 1838 geſtiftet worden. 
Das Präſidium übernahm Decan Kuenzer. Nach den Statuten 
ſollte dieſer Verein „Beförderung des kirchlichen Lebens“ durch 
freie Beſprechung kirchlicher Angelegenheiten in Rede und Schrift 
zum Zwecke haben. In Wirklichkeit aber wollte er ſich dem 
„Ultramontanismus und Romanismus' entgegenſetzen, „das durch 
denſelben verunſtaltete Kirchenthum reinigen und die übermächti⸗ 
gen Eingriffe des Papſtthums mit ſtarker Hand abwehren“, wie 
Pfarrer Renn von Weizen auf der Paſtoralconferenz zu Bonn⸗ 
dorf am 8. Oktober 1838 unverholen ausſprach. In dieſen Ver⸗ 
ein ſollten Geiſtliche und Laien aufgenommen werden. Vorzüg⸗ 
lich ſuchte man Schullehrer für denſelben zu gewinnen. 

Solchen unkirchlich-agitatoriſchen Beſtrebungen konnte der 
Erzbiſchof nicht ruhig zuſehen. Seine Pflicht gebot ihm ener⸗ 
giſches Einſchreiten. Hiezu ward er außerdem noch durch ein 
päpſtliches Breve? vom 23. November 1838 veranlaßt, in welchem 
Gregor XVI. das unlautere und freche Treiben mehrerer Kleriker, 
„die wegen ihrer ſchlechten Lebensweiſe ſelbſt den Akatholiken ver⸗ 
haßt ſeien“, tief beklagt, und unter Hinweiſung auf die Conferenz 
in Bonndorf den Erzbiſchof auffordert, die nöthigen Maßregeln zu 
ergreifen und darüber Bericht zu erſtatten ?. 

Der Erzbiſchof war der päpſtlichen Aufforderung bereits zu⸗ 
vorgekommen. Die Art und Weiſe aber, wie er gegen dieſen 
kirchlich⸗ revolutionären Verein auftrat, wirft ein eigenartiges 


1 Brück, a. a. O. S. 170 ff. 

2 Dasſelbe wurde dem Erzbiſchof durch den ſpäteren Convertiten, damals 
aber noch proteſtantiſchen Antiſtes in Schaffhauſen, Friedrich v. Hurter, zu⸗ 
geſtellt. Siehe H. v. Hurter, Friedr. v. Hurter ꝛc. I, S. 328. 

3 Der Erzbiſchof ließ das Breve ‚durch den — noch einzig braven und 
redlich katholiſchen — Staatsminiſter v. Blittersdorf dem Großherzog vor⸗ 
legen, der dann auch Anordnungen treffen ließ, welche gute Erfolge verſpra⸗ 
chen.“ Brief des Erzbiſchofs an Fr. v. Hurter vom 21. Januar 1839. 
Hurter, a. a. O. S. 329 f.) Er fand ſich aber in ſeiner Hoffnung ge⸗ 
t äuſcht. 

Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 36 


562 Kap. 36. Der Schaffhauſer Verein. 

Licht auf die kirchlichen Verhältniſſe im Großherzogthum Baden. 
Anſtatt ſeinen Geiſtlichen unter Strafe der Suspenſion! die Theil⸗ 
nahme an beſagtem Vereine zu verbieten, wandte der kirchliche 
Oberhirt ſich an die katholiſche Kirchenſection, welcher er am 
23. Oktober auch die oben erwähnte Rede des Pfarrers Renn, 
und am 30. November die gedruckten Vereinsſtatuten vorlegte, 
mit dem Erſuchen, gegen einen fo „ſtaats- und kirchengefährlichen 
Verein“ einzuſchreiten. 

Das Schreiben? des Erzbiſchofs verdient um ſo mehr unſere 
Aufmerkſamkeit, als darin in der devoteſten Weiſe die überaus 
traurigen kirchlichen Verhältniſſe der Erzdißceſe und die ganz un⸗ 
natürlichen Beziehungen des Oberhirten zu ſeinem Klerus be— 
ſprochen werden. „In gänzlicher Ermangelung, ſchreibt der be- 
trübte Erzbiſchof, „der ſo oft verlangten und ſelbſt in der hohen 
Kammer verſprochenen Strafgewalt entwickelt ſich das loſe Trei— 
ben unzufriedener, ungehorſamer und ultra-xeformirender Geiſt⸗ 
lichen immer mehr, ſo daß unſere frühere Prophezeiung von der 
Verſchlechterung des Klerus und der Aufwiegelung des Volkes 
in baldige Erfüllung gehen dürfte.“ Hierauf erwähnt er der Grün⸗ 
dung des „Schaffhauſer Vereins“ und enthüllt deſſen verderbliche 
Tendenzen, hauptſächlich die geplante Aufhebung des Cölibates, 
und weiſt auf die ſchlimmen Folgen ſolcher antikirchlichen Wühle⸗ 
reien für Kirche und Staat hin, denen er nicht ſteuern könne, 
da ihm „kein anderes Strafmittel“ zu Gebote ſtünde, ,als Ver— 
weiſe“, welche nur „belächelt, verſpottet, verachtet und verhöhnt 
würden, wovon ſämmtliche Oppoſitionsblätter zeugten.“ „Wir 
hoffen daher“, ſchließt das Schreiben, „von Seite des hohen 
Miniſteriums bald kräftige Einſchreitung, ein unbedingtes Verbot 
dieſer ausländiſchen Verſammlungen, welches auch nur dann wir- 
ken wird, wenn es mit einer ſcharfen Strafe belegt iſt.“ 


1 Freiherr Franz v. Rind in Freiburg ſchrieb am 18. Oktober 1838 an 
Hurter: „Ich meine, der Erzbiſchof hätte beſſer gethan, jener Verſammlung 
(in Schaffhauſen) durch Suspenſions-Androhung vorzubeugen, die Ungehor⸗ 
ſamen dann zu interdiciren und das Interdiet dann auf jede Gefahr hin 
ſtreng zu handhaben; denn es iſt hohe Zeit, die Sache einmal auf die Spitze 
zu ſtellen.“ Hurter, Fr. v. Hurter ꝛc. I. S. 326. 

2 Brück, a. a. O. S. 178 f. 
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Dieſes eindringliche und wahrhaft rührende Flehen fand 
kein Gehör. Die Kirchenſection war ſogar ſo tactlos, ein Gut— 
achten Kuenzers (12. Dez.) in dieſer Sache einzuholen, und wies, 
auf dasſelbe geſtützt, das Geſuch des Erzbiſchofs ab. Dieſer 
wandte ſich durch ſein Ordinariat am 11. Januar 1839 direct an 
das Miniſterium d. J. mit der Bitte, ihm den nothwendigen 
Schutz in dieſer Angelegenheit angedeihen zu laſſen. Wir wollen 
die in mehrfacher Hinſicht intereſſanten Schlußworte dieſes Schrei⸗ 
bens hier anführen. „Wenn das hochpreisliche Minifterium’, fo 
heißt es in der Vorſtellung des Ordinariates, uns vielleicht gar 
den Vorwurf machen wollte, daß wir gegen die Theilnehmer 
fraglichen Vereins nicht eingeſchritten ſeien, ſo müſſen wir dieſen 
Vorwurf als einen ſchmerzlichen Spott halten, da uns die Hände 
gebunden ſind, mit Kraft einzuſchreiten und unſere Drohungen 
zu erfüllen. Dieſe Herren wiſſen wohl, daß uns die gehörige 
Strafgewalt fehlt, ſonſt würden ſie ſich keine ſolche unkirchlichen 
Handlungen erlauben. Nebenbei wären wir von der hohen katho— 
liſchen Miniſterial⸗Section eines tadelhaften Eingriffes in die 
Landesgeſetze beſchuldigt worden, wenn wir gegen Jene einge- 
ſchritten wären, welche man durch das übel verſtandene Geſetz 
zu ſchützen ſucht. Dieſe ſeit zehn Jahren ehrfurchtsvoll begehrte 
und ſelbſt am letzten Landtag neuerdings verſprochene, aber bis heute 
vorenthaltene Strafgewalt wird zwar unſer hochwürdigſter Erz⸗ 
biſchof am nächſten Landtag in einer eignen Motion entwickeln, 
und dieſes weſentliche Episcopalrecht noch fordern. Aber bis da— 
hin möchte es in fraglicher Angelegenheit zu ſpät ſein. Jam 
proximus ardet Ucalegon. Bis dahin vermehrt ſich dieſe Ge— 
ſellſchaft gleich einer Lawine, und das Haus möchte in vollen 
Flammen ſtehen, bis die Strafgewalt in unſere Hände gelegt iſt“!. 

Am 15. März 1839 antwortete das Miniſterium durch die 
Kirchenſection, daß der neue Verein allerdings fic) als 
gefahrdrohend erweiſen könne“, aber doch kein Grund zur Auf— 
löſung vorhanden fei. Man müſſe daher abwarten, „ob er durch 
die Art ſeiner Wirkſamkeit zureichenden Grund zur polizeilichen 
Einſchreitung gebe“, und vorerſt ein wachſames Auge auf den— 


1 Brück, a. a. O. S. 174. 
au 
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ſelben haben.“ Doch erging der Befehl an die Kreisregierungen, 
auf das Benehmen des fraglichen Vereins ein ſtrenges Augen⸗ 
merk zu richten und jede zu ihrer Kenntniß kommende Thatſache, 
welche eine ordnungswidrige Tendenz verrathe, ſogleich anzuzeigen.“ 
Dem Ordinariate wurde aufgetragen, ebenfalls über dieſen Ver- 
ein zu wachen und „nicht zu unterlaſſen, ſobald beſtimmte That⸗ 
ſachen, welche geſetz- und ordnungswidrige Beſtreben des Vereins 
beurkunden, conſtatirt ſeien, ſogleich der katholiſchen Kirchenſection 
Mittheilung hierüber zu machen.“ 

Eine ſolche Entſcheidung, welche das Verhältniß der kirch⸗ 
lichen Obern zu ihrem Klerus geradezu umkehrt, konnte natür⸗ 
lich den Erzbiſchof nicht zufrieden ſtellen und er ergriff nun ein 
anderes Mittel, um ſeine Geiſtlichen von der Betheiligung an 
dieſem demagogiſchen Vereine abzuhalten. Am 3. Oktober 1839 
ſollte eine Verſammlung in Schaffhauſen ſtattfinden. Das erz⸗ 
biſchöfliche Ordinariat verweigerte aber durch Erlaß vom 22. Sep— 
tember den Geiſtlichen den Urlaub, ihre Pfarrei zu verlaſſen, und 
verbot ihnen „die Theilnahme an dieſem Convente.“ Die Bue 
ſammenkunft unterblieb nun; aber Kuenzer richtete am 27. Ok⸗ 
tober eine alle Ehrfurcht gegen den Papſt und den Erzbiſchof 
verletzende Proteſtation an das Ordinariat. Er ſchließt mit den 
Worten: „Der Vereinsvorſtand muß einen günſtigen Beſchluß 
um ſo mehr erwarten, als es ihm höchſt unangenehm wäre, ge— 
gen ein Ordinariatsverbot, das des landesherrlichen Placets er— 
mangelt und die Geſetzgebung des Landes desavouirt, und das 
eine der hohen Stelle ſehr unangenehme Kammerverhandlung ver- 
anlaſſen könnte, den Recurs an die Staatsbehörde ergreifen zu 
müſſen.“ Auf dieſes inſolente Schreiben erwiderte der Erzbiſchof 
am 15. November. Seine Antwort iſt in der mildeſten Form 
abgefaßt und beſchränkt ſich darauf die Gründe Kuenzers für 
dieſen Verein zu widerlegen und deſſen Behauptung, der Papſt 
habe durch ſein Breve die Grenzen ſeiner Befugniſſe überſchritten, 
ſanft zu rügen. Uebrigens wird darin das Verbot vom 22. Sep⸗ 
tember aufrecht erhalten!. 


1 Erzbiſchof Demeter wandte fic) auch an Hurter, um durch deſſen Ver⸗ 
| mittelung die Verſammlungen des Vereins in der Schweiz unmöglich zu 
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Die Vereinsmitglieder wandten ſich nun an das Miniſterium, 
welches am 15. Mai 1840 die Anfrage an das Ordinariat richtete, 
ob dasſelbe durch ſeinen Erlaß vom 22. September 1839 nur die 
auf den 3. Oktober deſſelben Jahres ausgeſchriebene Verſamm— 
lung zu beſuchen verboten habe, oder dieſes Verbot für alle ähn⸗ 
lichen Zuſammenkünfte in der Zukunft, ſelbſt für den Fall, daß die 
Geiſtlichen um Urlaub nachſuchten, gegeben habe. Hierauf antwor⸗ 
tete daſſelbe am 12. Juni, daß es für künftige Fälle ſeine Erlaubniß 
zum Beſuche der Verſammlungen des Schaffhauſer Vereines da- 
von abhängig mache, daß ihm vorher das Verzeichniß der Geijt- 
lichen, der Ort der Zuſammenkunft, die Gegenſtände der Be⸗ 
rathung und die beiläufige Dauer der Verhandlungen angezeigt 
würden. Dieſe Erklärung verurſachte einen Conflict des Ordi— 
nariats mit der Kirchenſection, welche ſich Kuenzers und ſeiner 
Conſorten annahm und ſchließlich die ganze Sache an das Mini⸗ 
ſterium brachte. Daſſelbe entſchied nun in letzter Inſtanz in Sachen 
des Erzbiſchofs gegen einen ungehorſamen Prieſter und referi- 
birte an das erzbiſchöfliche Ordinariat am 4. Juli 1840, man 
wolle ihm zwar die Befugniß, den Geiſtlichen Urlaub zu ertheilen, 
nicht beſtreiten; dagegen könne ihm von Seiten des Staates in 
keiner Weiſe das Recht eingeräumt werden, „ſeinem Klerus in 
einer allgemeinen Verfügung die Theilnahme an einer Verſamm⸗ 
lung eines nicht verbotenen Vereines zu unterſagen, ohne vorher 
das Staatsgutheißen zu einem ſolchen Verbote eingeholt zu 
haben.“ Uebrigens könne das Ordinariat ein Genehmigungsrecht 
um fo weniger in Anſpruch nehmen, da es ſich hier nicht „um 
eine klerikale Verſammlung im Sinne des canoniſchen Rechtes“, 
ſondern um einen aus Klerikern und Laien gebildeten Verein han⸗ 
dele, „der ſich nach ſeinen Statuten vorzüglich wiſſenſchaftliche 
Fortbildung und Beförderung ächt kirchlichen Lebens zum Zwecke 
geſetzt habe.“ Auf Befehl des Miniſteriums wurde dieſer Erlaß 
durch die Kirchenſection auch dem Decan Kuenzer in Abſchrift 
mitgetheilt. 

Hierauf legte der in ſeinen Rechten ſo tief verletzte und in 


machen. Der höchſt intereſſante Brief iſt vom 11. November 1839 und ſteht 
in Hurter, Fr. v. Hurter ꝛc. I, S. 332 ff. 
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ſeinem Gewiſſen geängſtigte Kirchenfürſt dem Miniſterium in 
einer von Domcapitular Hirſcher verfaßten Zuſchrift die ſtaats⸗ 
und kirchengefährliche Tendenz des Schaffhauſer Vereins noch 
einmal auseinander und erklärte zugleich, er müſſe alle Verant⸗ 
wortlichkeit für die Folgen von ſich ablehnen, welche aus der 
Verweigerung des Schutzes in dieſer Angelegenheit entſtehen 
könnten. Er fand jedoch kein Gehör. Das Miniſterium erwiderte 
am 23. Oktober 1840, der beſagte Verein ſei der Kirchenordnung 
nicht gefährlich, und es bleibe bei der früheren Entſcheidung. 

Mittlerweile hatte der Stifter des Schaffhauſer Vereins für 
echt kirchliches Weſen Luzern verlaſſen und in Amerika eine neue 
Heimat geſucht. Sein ärgerliches Leben hatte eine Oppoſition 
gegen ihn hervorgerufen, welcher er zuletzt weichen mußte. Er 
hinterließ einen offenen Brief an den Biſchof von Baſel, in wel⸗ 
chem er erklärte, er habe bisher ſo gelebt um zu beweiſen, daß 
man Prieſter ſein könne ohne Cölibatär zu ſein, und — eine 
Schuld von mehreren Hundert Gulden, welche für den Druck 
„reformatoriſcher“ Schriften verausgabt worden waren. 

Die Bezahlung derſelben war Hauptgegenſtand der Be— 
rathungen auf der Verſammlung in Geiſingen (1840). Außer⸗ 
dem beriethen ſich die Vereinsgenoſſen über die Mittel zur Er— 
haltung der liberalen, lichtfreundlichen Blätter, welche aus Mangel 
an Abonnenten einzugehen drohten. Wiſſenſchaftliche Arbeiten 
wurden für dieſe Verſammlung keine geliefert, auch nicht für die 
Conferenz in Alt dorf bei Engen, wo die Mitglieder am 13. Ok⸗ 
tober des folgenden Jahres zuſammenkamen. Außer der Rede 
Kuenzers über die Abnahme der liberalen Kirchenblätter und das 
zunehmende Aufkommen der ,ultramontanen’ Schriften wurden 
keine Vorträge gehalten. Erſt gegen Abend trennten ſich die 
Verſammelten, etwa 20 an der Zahl. Am 31. Auguſt 1842 
fand die Conferenz in Stockach ſtatt. Um mehr Eclat zu 
machen, ward dieſelbe öffentlich gehalten. Aber alle Bemühungen, 
dem Vereine neue Lebenskraft einzuhauchen, blieben fruchtlos. 
Er zerfiel in ſich ſelbſt. 
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Von neuem tauchten die falſchen Reformprojecte im Jahre 
1848 auf, ſtießen aber auf kräftigen Widerſtand an den kirch⸗ 
lichen Obern und in der katholiſchen Preſſe, und fanden keinen 
Anklang bei dem weitaus größten Theile der Geiſtlichkeit und 
des Volkes !. 


Siebenunddreißigſtes Kapitel. 
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Es wäre ein großer Irrthum, die religiös-ſittlichen Zu⸗ 
ſtände in Deutſchland nach dem in den vorhergehenden Kapiteln 
geſchilderten wüſten Treiben in einzelnen Bisthümern beurtheilen 
zu wollen. Dieſe unkirchlichen und irreligiöſen Beſtrebungen 
unter Klerus und Laien waren Auswüchſe, die nur an einzelnen 
Orten hervortraten und nicht ſehr viele Vertreter fanden. Die 
weitaus größte Mehrzahl der Geiſtlichkeit hielt ſich von ſolchen 
Verirrungen frei. Wohl hatten nicht wenige der beſſer geſinn— 
ten Geiſtlichen manche irrige und verkehrte Grundſätze, welche 
ſie in den höheren Studienanſtalten eingeſogen, noch nicht ganz 
aufgegeben. Doch gewann die echt kirchliche Richtung bei ihnen 
immer mehr die Oberhand. Die Ordnung der kirchlichen Ver— 
hältniſſe durch die Vereinbarung der Staatsregierungen mit 
dem heiligen Stuhl, die in Folge hievon ermöglichte geregelte 
kirchliche Verwaltung und insbeſondere die tüchtigen Biſchöfe, 
welche mit feſter und ſicherer Hand die Regierung ihrer Diö— 
ceſen führten: alles dies wirkte zuſammen, um Klerus und 
Volk in religiös⸗ſittlicher Beziehung zu heben und die tiefen 
Wunden, welche die Säculariſation und die falſche Aufklärung 
der Kirche in Deutſchland geſchlagen, allmählich zu heilen. 


1 Siehe Bd. 3. 
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Die meiſten dieſer vortrefflichen Oberhirten wurden bereits 
früher ſchon angeführt. Die Diöceſe Ermland beſaß an Joſeph 
v. Hohenzollern! einen wahrhaft apoſtoliſchen Oberhirten. Auf 
den erzbiſchöflichen Stuhl von Gneſen und Poſen wurde 1830 
der ſtandhafte Martin v. Dunin ( 1842) und nach ihm 1845 
Leo v. Przyluski ( 1865) erhoben. In Breslau ſuchte 
Fürſtbiſchof v. Schimonsky den proteſtantiſch-antikirchlichen Plä⸗ 
nen des Oberpräſidenten v. Merckel entgegen zu wirken und die 
ihm anvertraute Heerde vor den ſchlimmen Einflüſſen einer un⸗ 
gläubigen Zeitſtrömung zu ſchützen. Leider folgte auf ihn der 
unwürdige Leopold v. Sedlnitzky 2. Auch Erzbiſchof Spiegel? 
von Köln war trotz ſeiner vielfach verkehrten Anſichten und bei 
all ſeiner bis zur äußerſten Schwäche gehenden Connivenz gegen 
die Regierung in Sachen der gemiſchten Ehen redlich beſtrebt, 
den kirchlichen Sinn unter der Bevölkerung der Rheinlande zu 
erhalten und zu fördern und wurde in dieſen Bemühungen auch 
von ſeinen ſchon genannten Suffraganbiſchöfen kräftig unterſtützt. 
Noch entſchiedener traten ſein Nachfolger, Clemens Auguſt! und 
deſſen Coadjutor Geiſſels auf, deren große Verdienſte um die 
Hebung katholiſchen Lebens nicht nur in den Rheinlanden und 
in Weſtfalen, ſondern in ganz Deutſchland, bereits angegeben 
wurden. 

Die Biſchöfe der oberrheiniſchen Kirchenprovinz waren, wenn 
auch in Folge ihrer Erziehung nicht in allwege ganz correct, doch 
von gutem Willen beſeelt. Unter denſelben zeichneten ſich vor— 
nehmlich neben dem vortrefflichen Metropoliten Hermann v. 
Vicari (ſeit 1843) die Biſchöfe Joh. Bernhard Pfaff von 
Fulda (T 1848) und Peter Joſeph Blum von Limburg aus. 
Letzterer, von bürgerlichen Eltern in Geiſenheim am Rhein 
geboren, abſolvirte mit Auszeichnung ſeine Studien, erhielt eine 
Stelle als Profeſſor im Klerikalſeminar zu Limburg und hierauf 


1 Siehe Bd. 1 und Bd. 2, S. 241. 246 ff. 

2 Siehe Seite 354 ff. 

3 Siehe Bd. 1, S. 162 f., Bd. 2, S. 270 ff. 
4 Siehe Bd. 1, Bd. 2, S. 291 ff. 492 f. 

5 Siehe Seite 371 ff. 

Siehe Seite 410. 443 und Bd. 3. 


Biſchof P. Joſ. Blum von Limburg u. A. 569 


die Pfarrei Niederbrechen. Noch ſehr jung auf den biſchöflichen 
Stuhl von Limburg erhoben!, entfaltete der gelehrte und fromme 
Kirchenfürſt eine ganz außergewöhnliche Thätigkeit zur Erneue⸗ 
rung des theilweiſe geſchwundenen religiöſen Sinnes unter Klerus 
und Volk. Seine ganze kirchliche Verwaltung war nur eine 
Kette von Anſtrengungen und Opfern, von Arbeiten und Leiden. 
Er glich einem Feldherrn, der von Schwierigkeiten jeder Art 

umgeben, ſich jeden Fuß Landes erobern muß. Aber kein Hin— 
derniß vermochte ſeinen Muth zu brechen. Mit heldenmüthiger 
Ausdauer unterzog er ſich allen Mühen zum Wohle der Kirche. 
Eine noch größere und ſegensreichere Wirkſamkeit konnte aber 
Biſchof Blum erſt in der folgenden Periode entfalten ?. 

Die Biſchöfe in Bayern ſtanden hinter ihren Amtsbrüdern 
in den anderen Staaten nicht zurück. Sailer s, Wittmann! und 
Fr. X. Schwäbl werden in Regensburg ſtets in geſegnetem An— 
ſehen bleiben. Die Erzbiſchöfe von München v. Gebſattel und 
Reiſach, deren ebenfalls ſchon Erwähnung geſchah, ließen tiefe 
Spuren ihrer kirchlichen Wirkſamkeit zurück. Letzterer hatte vor⸗ 
her den biſchöflichen Stuhl von Eichſtätt geziert. Auch Bam⸗ 
berg erhielt in ſeinem erſten Erzbiſchof v. Stubenberg einen 
Oberhirten, der bereits als letzter Fürſtbiſchof von Eichſtätt herr— 
liche Proben ſeines Eifers und ſeiner Treue gegen die Kirche ge— 
geben hattes. Das Bisthum Würzburg hatte in Freiherrn v. 
Groß ( 1840) einen erprobten Vertheidiger® der Sache der 
Kirche. Er erhielt einen würdigen Nachfolger in Georg Anton 
Stahl (F 1870). Unter den Biſchöfen von Speyer find die 
beiden Zöglinge der theologiſchen Lehranſtalt im biſchöflichen Se— 
minar zu Mainz, Geiſſel und Weis, zu erwähnen. Nicolaus 
Weis,, der Sohn unbemittelter Eltern, erhielt nach Abſolvirung 


1 Siehe Seite 213 ff. 

2 Siehe Bd. 3. 

3 Siehe Bd. 1, S. 394 f. 

4 Siehe Seite 384 f. 

5 Siehe Seite 165 f. 

6 Siehe Bd. 1, S. 147 f. 304 ff. 

7 Remling, Nicolaus v. Weis, Biſch. v. Speyer ꝛc. 2 Bde. Speyer 
1871. 
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ſeiner Studien eine Lehrſtelle am biſchöflichen Gymnaſium zu 
Mainz, übernahm ſpäter die Pfarrei Dudenhofen bei Speyer und 
wurde 1822 Mitglied des Domcapitels. Als Geiſſel zum Biſchof 
von Speyer ernannt wurde, folgte ihm Weis in der Würde eines 
Domdecans und nach Abzug ſeines Freundes von Speyer nach 
Köln, um die Leitung der Erzdiöceſe zu übernehmen, wurde er 
auf deſſen Empfehlung! von König Ludwig I. von Bayern zum 
Biſchof von Speyer ernannt. Milde und Strenge in ſchöner 
Harmonie vereinigend, war er ſeinem Klerus ein hellleuchtendes 
Vorbild prieſterlichen Lebens. Von ſeinem König geſchätzt, ge- 
lang es ihm, manche ſehr heilſame Einrichtungen für die Diöceſe 
zu treffen. Eine Hauptſorge wandte er der Erziehung des Klerus, 
den religidjen Bruderſchaften und der Schulbildung der Jugend 
zu. Auch auf eine würdige Feier des Gottesdienſtes war er be— 
dacht. Sein gaſtfreundliches Palais ſtand allen Beſuchern aus 
dem geiſtlichen und Laienſtande offen. Aber es fehlte dem treuen 
Oberhirten auch nicht an Hinderniſſen verſchiedener Art. Trübe 
Stunden bereitete ihm die Rongebewegung, von welcher auch die 
Pfalz nicht verſchont blieb. Seine überaus verdienſtvolle Wirk- 
ſamkeit nach dem Jahre 1848 ſoll im folgenden Bande näher 
dargelegt werden. 


Zu den verdienſtvollen Prälaten gehört ferner Melchior v. 
Diepenbrock?. Von frommen Eltern am 6. Januar 1798 zu 
Bocholt in Weſtfalen geboren, ergriff der feuerige Jüngling, der 
mit einem wilden, unbezähmten Character zugleich eine tiefe 
Weichheit des Gemüthes verband, zuerſt die militäriſche Lauf⸗ 
bahn, verweilte dann, mit der Kirche zerfallen, im väterlichen 
Hauſe ohne eigentlichen Beruf, bis der „Spaziergang“? mit 
Sailer 1818 ſeinem Leben eine andere, höhere Richtung gab. 


Die kirchl. Zuſtände in Preußen. S. 105 ff., beſ. S. 110 f. Diplomat. 
Correspondenz 2c. S. 336 ff., bef. 344 f. 

2 Die Biographie Diepenbrocks von dem zaltkath. Biſchof“ Reinkens 
enthält manche intereſſante Aetenſtücke, iſt aber ein ganz tendenziöſes Mach⸗ 
werk, voll Gehäſſigkeiten gegen den hl. Stuhl. Sie erſchien Leipzig 1881. 

3 Förſter, M. v. Diepenbrock S. 27. 
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Melchior folgte ſeinem väterlichen Freunde nach Landshut, wo 
er Cameralwiſſenſchaft ſtudirte, widmete ſich aber ſpäter der 
Theologie in Münſter und empfing von Sailer, der unterdeſſen 
Biſchof von Regensburg geworden war, am 27. Dezember 1823 
die Prieſterweihe. Unter ihm, wie unter ſeinem Nachfolger, 
F. X. Schwäbl (F 1841), nahm Diepenbrock als Domcapitular 
und ſeit 1835 als Domdecan thätigen Antheil an der Diöceſan— 
verwaltung. Die harten Ausfälle auf die katholiſchen Kreiſe in 
München und die ganz unmotivirte Warnung vor „Fanatismus“ 
in ſeiner Trauerrede auf letzteren Biſchof, theils Erzeugniſſe dog⸗ 
matiſcher Unklarheit, theils Ergüſſe perſönlicher Gereiztheit, riefen 
eine tiefe Indignation hervor, die in geharniſchten Gegenerklä— 
rungen ihren Ausdruck fand. Biſchof Valentin Riedel er⸗ 
nannte Diepenbrock zum Generalvicar; aber ſchon nach zwei 
Jahren legte er dieſes Amt nieder und zog ſich mehr ins Privat— 
leben zurück, aus welchem ihn ſeine Erhebung zum Fürſtbiſchof 
von Breslau herausriß. 

Nur ungern, und auf ausdrücklichen Wunſch des Papſtes 
nahm er die auf ihn gefallene Wahl des Domcapitels an. Die 
Weihe empfing er vom Erzbiſchof von Salzburg, Cardinal 
Schwarzenberg; die Inthroniſation im Dom zu Breslau fand 
am 27. Juli ſtatt. Er fand ein reiches Arbeitsfeld. Auf Sedlnitzky 
war der Erzprieſter Joſ. Knauer?, ein Greis von beinahe 77 
Jahren, gefolgt, der das Steuerruder in dieſer ſtürmiſchen Zeit 
nicht führen konnte. Die Disciplin lag vielfach darnieder, der 
Rongeſchwindel hatte ſich vieler Geiſter bemächtigt, das Volk 
entbehrte an nicht wenigen Orten der nothwendigen Paſtoration, 
Diepenbrock griff mit feſter Hand ein. Er traf durch Gründung 


1 Regensburg 1841. Die gemiſchten Ehen hatten auch in Bayern zu 
einer confeſſionellen Polemik geführt. Insbeſondere trat der Hofprediger A. 
Eberhard von St. Michael auf der Kanzel gegen dieſelben auf. Biſchof 
Schwäbl ſchrieb demſelben einen Brief, worin er ihm größere Mäßigung im 
Ausdrucke anrieth. Dieſer Brief kam ohne Verſchulden des Biſchofs in die 
Oeffentlichkeit und verurſachte dem kranken Oberhirten ſchwere Kränkungen, 
welche ſeine letzten Lebenstage verbitterten. 

2 Schon damals ſtand Diepenbrock auf der Wahlliſte; aber ,die Antworte, 
welche das Domcapitel „auf ſeine Vorſchläge von Berlin erhielt, ſtimmten ſeine 
(des Domcapitels) Hoffnungen tief herab“, ſchreibt Förſter, a. a. O. S. 94. 
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von Knabenſeminarien und Convicten Anordnungen für eine dem 
Geiſte der Kirche mehr entſprechende Erziehung des geiſtlichen 
Standes, trat gegen die falſchen Reformbeſtrebungen energiſch 
auf, vertheidigte Vermögen und Rechte der Kirche unbefugten 
Anſprüchen gegenüber und ſuchte den religiöſen Sinn im Volke 
zu wecken. Der Hungertyphus in Oberſchleſien gab ihm Gele— 
genheit, ſeine Mildthätigkeit in großartigem Maße zu bethätigen. 
Seine reichen Einkünfte verwendete er meiſtens zu wohlthätigen 
Zwecken. Im Revolutionsjahre 1848 erhob er ſich unerſchrocken 
für die Rechte der Kirche und der Monarchie. Am 24. Oktober 
1849 trat er als apoſtoliſcher Delegat an die Spitze der katho— 
liſchen Seelſorger der preußiſchen Armee. Im Conſiſtorium vom 
20. September 1850 verlieh ihm Pius IX. die Cardinalswürde. 
Am 20. Januar 1853 entſchlief er tiefbetrauert im Herrn. 
Auch in Oeſterreich wirkten eine Anzahl vortrefflicher Bi- 
ſchöfe, welche nicht ohne Erfolg das joſephiniſche Staatsfirden- 
thum bekämpften. Auf dem erzbiſchöflichen Stuhle von Salzburg 
ſaßen der als Katechet bekannte Auguſtin Gruber (1823 —35) 1 
und Cardinal Friedrich, Fürſt von Schwarzenberg, ſeit 1850 
Erzbiſchof von Prag, ( 1885); beide erwarben ſich die größten 
Verdienſte um die katholiſche Kirche nicht nur in ihren biſchöf— 
lichen Sprengeln, ſondern auch in den übrigen Diöceſen des 
Kaiſerſtaates. Von Erzbiſchof Gruber wurde der Benedictiner 
Roman Zängerle (F 1848) 2 zum Fürſtbiſchof von Seckau 
ernannt. Er war ein ebenſo frommer als gelehrter Prälat, 
deſſen Verdienſte Papſt Gregor XVI. öffentlich? anerkannte. 
In beſtändigem Kampfe gegen das ,jojephinijde Syſtem“ war 
der ausgezeichnete Biſchof bemüht, ſeinem Klerus eine tüchtige 
wiſſenſchaftliche Ausbildung zu verſchaffen, die Klöſter zu refor⸗ 
miren und das religiöſe Leben wieder in Aufſchwung zu bringen. 
Er berief auch die Redemptoriſten, Jeſuiten und andere religiöſe 


| Hurter, Nomenclator III, p. 914 sq. Pletz, Neue theol. Zeitſchrift. 
Jahrg. 8, S. 413 ff. 


2 Schlör, R. Zängerle, Fürſtb. von Seckau. Siehe Katholik 1849. 
Nr. 7073. 


3 Unicus est Romanus episcopus in Austria, ſprach der Papſt, als er 
1844 Zängerle zum Hausprälaten und Thronaſſiſtenten ernannte. 
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Genoſſenſchaften in ſeine Diöceſe. Trient beſaß ſeit 1834 an dem 
heiligmäßigen Biſchof Joh. Nep. v. Tſchiderer ( 1860) 
einen Oberhirten !, welcher durch Wort und Beiſpiel ſeinem Kle— 
rus und Volk voranleuchtete. In Brixen hatte Bernard Galura, 
der auch als Schriftſteller? auftrat, den biſchöflichen Stuhl von 
1829—1856 inne. St. Pölten erhielt in den früheren Burg— 
pfarrern Jakob Frint (1827 —35) und Michael Joh. Wag— 
ner (1836 —42) zwei verdienſtvolle Oberhirten 3. In Linz ent⸗ 
faltete der ſchon erwähnte“ Biſchof Gregorius Ziegler (1827 52) 
eine überaus ſegensreiche Thätigkeit. Auch Erzbiſchof Vincenz 
Eduard Milde von Wien (1832 —53) war von guter Geſin⸗ 


nung beſeelt, wenn es ihm auch manchmal an der nöthigen, 


Energie einem joſephiniſchen Beamtenthum gegenüber gebrach. 


Zur Wiedererneuerung ihres Klerus und Volkes brachten 
die kirchlichen Oberhirten die längſt erprobten und von der Kirche 
wiederholt und dringend empfohlenen Mittel in Anwendung. 
Vor allem waren fie, wie ſchon hervorgehoben ward, auf eine 
religiös⸗wiſſenſchaftliche Erziehung der Geiſtlichkeit bedacht, hiel⸗ 
ten ſtrenge auf Beobachtung der kirchlichen Vorſchriften in Be- 
zug auf Leben und Wirkſamkeit ihres Klerus, beförderten und: 
begünſtigten, jo viel an ihnen lag, die Abhaltung geiſtlicher Crer- 
citien, die religiöſen Genoſſenſchaften, die beim Volke ohnehin jo 
beliebten Wallfahrten, Proceſſionen und andere von einer ungläu— 
bigen Zeit verpönten Andachten, drangen auf gründlichen Unter— 
richt der Jugend und der Erwachſenen in Schule und Kirche, 
ließen zur Erwärmung des vielfach erkalteten Sinnes Volks- 
miſſionen abhalten u. ſ. w. 

Dieſe und ähnliche Mittel wären zweifelsohne überall vom 
beſten Erfolge gekrönt geweſen, wenn nicht einzelne Regierungen 
unbegreiflicher Weiſe den Biſchöfen Hinderniſſe in den Weg 


1 Mittheilungen über das Leben und die Tugenden des Dieners Gottes. 
Joh. Nep. Tſchiderer, Fürſtbiſchof von Trient. Bozen 1877. 

2 Siehe Bd. 1, S. 390. 

3 Siehe Bd. 1, S. 381 u. Bd. 2, S. 143. 

4 Siehe Seite 459. 


574 Kap. 37. Die erſten Prieſterexereitien in Limburg. 


gelegt hätten. Aus einem Schreiben! des Biſchofs Blum 
von Limburg an die naſſauiſche Regierung vom Jahre 1853 er- 
hellt, daß die „Beförderung der Generalbeichten“, die „Einfüh— 
rung der Bruderſchaft vom heiligſten und unbefleckten Herzen 
Mariä zur Bekehrung der Sünder“, die „Veranſtaltung der 
Prieſterexercitien u. dgl. mehr“ den Biſchof in Confliet mit der 
Landesregierung brachte. Als ein Landgeiſtlicher in der Ober— 
lauſitz am 4. April 1843 in ſeiner Gemeinde die Bruderſchaft 
vom Herzen Mariä einführte, machte die königlich ſächſiſche Re⸗ 
gierung dieſelbe zum Gegenſtand einer diplomatiſchen Correſpon⸗ 
denz. Kaum hatte die naſſauiſche Regierung von dem Ausſchreiben 
des Biſchofs von Limburg, durch welches der Klerus zu den 
Prieſterexercitien eingeladen wurde, Kunde erhalten, jo legte Re— 
gierungspräſident Möller Veto ein und forderte den Biſchof auf, 
ſein Ausſchreiben zurückzunehmen. Erſt nach längeren Verhand— 
lungen mit demſelben erlaubte die Regierung der Geiſtlichkeit des 
Herzogthums, die geiſtlichen Uebungen in Limburg zu machen. 
Die Vorträge des Exercitienmeiſters mußten aber in einer Kirche 
und bei geöffneten Thüren gehalten werden?. Auch die 
Abhaltung von Volksmiſſionen ſtieß auf große Schwierigkeiten. 
In Bayern waren dieſelben zwar geſtattet, aber an läſtige Be— 
dingungen geknüpft, die 1847 noch verſchärft wurden s. In ane 
dern Staaten waren die Volksmiſſionen unmöglich gemacht. Das 
Geſuch von 179 Katholiken Freiburgs an das erzbiſchöfliche Ordi— 
nariat um Abhaltung von Volksmiſſionen durch die Redempto- 
riſten wurde verweigert. Das bezügliche Ausſchreiben der erz— 
biſchöflichen Behörde begründet die Entſcheidung mit den Worten, 
daß es nicht an Gelegenheit mangele, den religiöſen Geiſt zu er— 
neuern; allein den eigentlichen Grund, weshalb das Ordinariat 


Erwiderung auf die Entſchließung der herzogl. naſſauiſchen Regierung 
auf die Denkſchrift des Episcopats der oberrh. Kirchenprov. vom März 1851. 
S. 29. 

2 Brück, Die oberrh. Kirchenprov. S. 198. Siehe auch Bd. 2, S. 198. 

Es waren nur drei Tage für deren Abhaltung geſtattet; ſpäter mußte 
in jedem einzelnen Falle kgl. Erlaubniß eingeholt werden. In Unterfranken 
wurden die Miſſionen 1847 wegen der „Theuerung' verboten 2. Siehe 
Katholik 1847. S. 103. 
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ſo entſchied, gibt Domdecan von Hirſcher in der Begründung 
ſeiner Motion vom 18. November 1850 an: die Verweigerung 
des „Placet“ von Seiten der Regierung. Erſt nachdem die preußi— 
ſchen Truppen in Baden einmarſchirt waren, wurde es anders . 
Hätte die Staatsgewalt die Kirche in ihren Beſtrebungen 
unterſtützt, oder ihr nur eine ungeſtörte Ausübung ihrer Wirk 
ſamkeit geſtattet, ſo wäre dies ſicher von den erſprießlichſten Fol⸗ 
gen für Staat und Kirche geweſen. Aber ein ſolches Entgegen— 
kommen fand leider nicht ſtatt. In einzelnen Staaten hatte man 
eine wahrhaft paniſche Furcht vor jeder Entfaltung des kirchlich— 
religiöſen Lebens und ſtieß die kirchlich geſinnten pflichttreuen 
Geiſtlichen förmlich ab. Während z. B. die Kirchenſection in 
Karlsruhe den berüchtigten Kuenzer und ſeine Partiſanen begün⸗ 
ſtigte, verweigerte die Regierung dem Repetenten im erzbiſchöf— 
lichen Seminar, Fr. X. Dieringer, aus Hohenzollern gebürtig, 
das badiſche Indigenat, „weil er ein eifernder Verfechter der 
craſſeſten ſcholaſtiſch⸗theologiſchen Ideen, ein Genoſſe der Obſcu- 
ranten⸗Partei und ein rüſtiger Kämpfer exorbitanter ultramon⸗ 
taniſcher Tendenzen“ ſei. Und doch beſtand ſein ganzes Verbrechen 
darin, daß er eine ruhig gehaltene Abhandlung über den Exor— 
cismus in die Tübinger Quartalſchrift hatte einrücken laſſen?. 
Der Vicar Müller von St. Martin in Freiburg und Dom— 
präbendat Sulzer wurden der Verunglimpfung des Proteftan- 
tismus auf der Kanzel beſchuldigt. Ohne irgend eine Unter— 
ſuchung des Thatbeſtandes anzuordnen, richtete die katholiſche 
Kirchenſection am 21. Januar 1842 die Aufforderung an das 
erzbiſchöfliche Ordinariat, „den beiden Geiſtlichen die Kanzeln in 
Freiburg zu verbieten, den Dompräbendat Sulzer zu veranlaſſen, 
ſich auf eine Pfarrei zu melden und Vicar Müller auf eine an- 
dere Hilfsprieſterſtelle zu verſetzen.“ Bei genauer Unterſuchung 
ſtellte ſich die ganze Sache als jeder Begründung entbehrend 
heraus. Als aber der proteſtantiſche Vicar Eiſenlohr in ſeiner 
Predigt bei Einweihung der proteſtantiſchen Kirche in Freiburg 
die gehäſſigſten Ausfälle auf die katholiſche Kirche machte, ob— 


Brück Os a, D. S. 197. 
2 Brück, a. a. O. S. 178. 
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jon viele Katholiken, ja ſelbſt die Mitglieder des 
Domcapitels zugegen waren, hatte die Regierung kein 
Wort des Tadels 1. Zur Illuſtration der kirchlichen Verhältniſſe 
in einzelnen Gegenden ſei hier noch erwähnt, daß eine nicht ge— 
ringe Zahl katholiſcher Geiſtlichen in Niederſchleſien an der Feier 
des „Reformationsfeſtes“ i. J. 18172 ſich betheiligten. Eine Feier 
eigenthümlicher Art fand 1841 in Rottweil im Königreich Würt⸗ 
temberg ſtatt. Wegen Reparatur der katholiſchen Stadtkirche 
wurde das fünfundzwanzigjährige Jubiläum der Regierung des 
Königs Wilhelm in der proteſtantiſchen Kirche in der Art be- 
gangen, daß die Zöglinge des katholiſchen Convicts proteſtantiſche 
Lieder ſangen, der proteſtantiſche Pfarrer predigte und hierauf 
der katholiſche Prieſter das Hochamt hielt s. Welchen Einfluß 
eine ſolche Religionsmengerei haben mußte, leuchtet von ſelbſt ein. 


Werfen wir einen Blick auf die religiös-ſittlichen Zuſtände 
unter dem katholiſchen Volke, ſo gewahren wir, daß die niedern 
Stände im allgemeinen von dem ſchlimmen Einfluſſe der falſchen 
Reformbeſtrebungen ziemlich unberührt blieben; dagegen wurden 
die ſ. g. gebildeten Stände nur zu häufig in den Strudel neo- 
logiſcher Beſtrebungen hineingeriſſen und mehr oder weniger der 
Kirche und dem wahrhaft religiöſen Leben entfremdet. Auch die 
Gebet- und Geſangbücher, welche damals neu erſchienen, oder 
umgearbeitet wurden, tragen nur zu ſehr die Spuren religiöſer 
Verflachung an ſich. Eine Ausnahme macht das ſ. g. Köthener 
Gebetbuch, mit deſſen Erſcheinen eine beſſere Epoche für die Er— 
bauungsliteratur beginnt!. f 

Von hoher Bedeutung für die Wiedererneuerung des Sinnes 
für Religion und Kirche waren die Kölner Wirren und die Trierer 
Wallfahrt, deren Wirkungen ſich auf ganz Deutſchland ausdehn⸗ 


1 Brück, a. a. O. S. 179. 

2 Die Auflöſung kath. Pfarreien ꝛc. S. 28. 

3 Hiſt.⸗pol. Bl. Bd. 63, S. 567. 

4 Gebet- und Erbauungsbuch für kathol. Chriſten. Herausgegeben von 


J. B. Devis, vormaligem Pfarrer zu Köthen. Im Jahre 1850 erſchien 
die fünfzehnte Auflage. 
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ten. Insbeſondere trug, wie früher ſchon angedeutet ward, die 
an letzteres Ereigniß ſich anſchließende ſ. g. deutſchkatholiſche 
Bewegung zur Klärung der Geiſter vieles bei. Sie zeigte den 
ſ. g. freiſinnigen Geiſtlichen und Laien die Conſequenzen der von 
ihnen befürworteten ſ. g. Reformen in Disciplin und Cultus 
und bewirkte, daß das katholiſch-religiöſe Leben in vielen Kreiſen, 


wo es faſt ganz erſtorben war, neue und tiefe Wurzeln ſchlug, 


während die mit ſo vielem Eclat auftretende antikirchliche Be⸗ 
wegung trotz aller Unterſtützung von Seiten der Feinde der 
Kirche nach kurzer Herrlichkeit das Schickſal der früheren Secten 
theilte. 

Ein erfreuliches Zeichen des religiöſen Aufſchwungs iſt die 
beträchtliche Zahl der Convertiten! aus allen Ständen, von wel⸗ 
chen außer den ſchon genannten Männern noch der als Schrift⸗ 
ſteller bekannte Wilhelm v. Schütz, Herausgeber der Viertel 
jahrsſchrift „Anticelſus', der Neffe Ludolphs v. Beckedorff, 
Ernſt Zander, zuletzt Redacteur des „Münchener Volksboten“, 
der königlich preußiſche Geheime Ober-Finanzrath David Leopold 
Witt in Berlin (1831), Profeſſor Wilhelm Amadeus Arendt 
(1831), Verfaſſer der Biographie Leo's d. Gr., der Redemptoriſt 
Marcus Andreas Hugues (1832), Herausgeber einer deutſchen 
Ueberſetzung der Schriften des heiligen Alphons v. Liguori, und 
viele andere aus dem Gelehrten- und Künſtlerſtande, nebſt einer 
Anzahl von Mitgliedern des hohen Adels zu erwähnen ſind. 

Auch die Opferwilligkeit, welche das katholiſche Volk 
bei verſchiedenen Veranlaſſungen an den Tag legte, iſt ein 
ſchönes Zeugniß für den religiöſen Geiſt, von dem es beſeelt 
war. Zur Unterſtützung der Miſſionen unter den Heiden wurden 
der Franz Xaverius-Verein in Aachen (1832), der St. 
Leopolds-Verein in Oeſterreich (1829) und der Ludwig⸗ 
Miſſions-Verein in Bayern (1843) gegründet. Letzteren 
nahm König Ludwig J. unter ſeinen beſonderen Schutz?. 

Für die Reſtauration der Kirchen, Kapellen, für Anſchaffung 
kirchlicher Paramente, für eine würdige Ausſchmückung der Got— 


1 Siehe Roſenthal, Convertitenbilder, Bd. 1. 
2 Sepp, Ludwig Auguſtus ꝛc. S. 421 ff. 
Brück, Geſch. der kath. Kirche im 19. Jahrh. II. 37 
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teshäuſer u. ſ. w. wurden gleichfalls große Summen verausgabt, 
welche durch freiwillige Beiträge zuſammenfloſſen. Ein vorzüg⸗ 
licher Beförderer der Kunſt und beſonders der religiöſen Kunſt 
war König Ludwig I. von Bayern, welcher mit königlicher Frei— 
gebigkeit die Dome von Bamberg und Regensburg kunſtgerecht 
wieder herſtellen und den Kaiſerdom von Speyer mit herrlichen 
Fresken von Schraudolph ausſchmücken ließ, namhafte Sum⸗ 
men für Erbauung neuer Kirchen oder Reſtaurirung älterer Gottes- 
häuſer ſpendete, ſeine Reſidenzſtadt München durch verſchiedene 
kirchliche und weltliche Gebäude verſchönerte und die Reſtauration 
des ehrwürdigen Kölner Domes, welche 1842 in Angriff genom⸗ 
men wurde, durch Wort und That förderte. Mit der Wieder- 
erneuerung der kirchlichen Architectur hielt die chriſtliche Malerei 
und Seulptur gleichen Schritt !. 


Wenn auch hinſichtlich der Lage der katholiſchen Kirche und 
ihrer Wirkſamkeit in Deutſchland vor dem verhängnißvollen Jahr 
1848 noch ſehr Vieles zu wünſchen übrig blieb, ſo darf doch 
nicht überſehen werden, daß in jener Zeit wenigſtens die Keime 
des Beſſeren gelegt wurden, welche freilich durch das dornichte 
Geſtrüpp, womit ein büreaukratiſches Staatskirchenthum im Ver⸗ 
ein mit den falſchen Reformbeſtrebungen die zarte Pflanze zu 
erſticken ſuchte, in ihrer Entwickelung wohl gehemmt, aber kei— 
neswegs ertödtet werden konnten, und ſobald die Hinderniſſe hin— 
weggeräumt waren, zu einem prächtigen und herrlichen Baume 
erwuchſen, den ſelbſt die Stürme des mit aller Schlauheit und 
Heftigkeit geführten ,Culturfampfes’ nicht zu entwurzeln ver- 
mochten. 


1 Ueber die religiöſe Kunſt wird im dritten Bande ausführlich gehandelt 
werden. 
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